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Vorrede  zur  sechsten  Auflage. 


Es  gibt  Werke,  die  nur  älter  werden,  aber  nie  veralten, 
und  zu  diesen  gehört  Zachariä's  Handbuch  des  Französischen 
Civllrechts.  Noch  vor  wenigen  Jahren  (1869)  ist  in  Frankreich 
als  gekrönte  Preisschrift  ein  eigenes  Buch  über  das  Leben  und 
die  Arbeiten  von  Karl  Salomo  Zachariä  erschienen,  welches 
dessen  unsterbliche  Verdienste  um  das  französische  Civilrecht 
rühmt.  Der  beste  Beweis  hierfür  ist,  dass  trotz  der  franzö- 
sischen Uebersetzungen,  nach  dem  Tode  des  Verfassers  eine 
zweite,  im  Ganzen  die  sechste  Auflage  dieses  Handbuches  not- 
wendig geworden  ist.  Auch  bei  dieser  neuesten  Auflage  soll  mit 
vollster  Pietät  dem  Werke  die  ihm  vom  Verfasser  gegebene 
Gestalt  belassen  und  nur  mit  schonender  Hand  geändert,  da- 
gegen die  neue  Doktrin  und  Praxis  vollständig  benützt  wer- 
den, um  das  in  weiten  Kreisen  beliebte  Buch  auch  den  Erfor- 
dernissen der  Gegenwart  anzupassen. 

Auch  diesmal  wieder  sind  Zusätze  und  Aenderungen  des 
Herausgebers  besonders  —  und  zum  Unterschiede  von  jenen 
der  fünften  Auflage  —  durch  ein  P  bezeichnet. 

Leipzig,  den  1  Mai  1874. 

Dr.  Puohelt. 
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Vorrede  znr  ersten  Aullage. 

Hier,  wo  ich  Frankreichs  Berge  liegen  sehe,  musste  der 
Gedanke,  auch  Frankreichs  Rechte  kennen  zu  lernen,  von  selbst 
in  mir  entstehn.  Dass  ich  als  Schriftsteller  über  dieses  Recht 
auftrete,  dafür  würde  ich  vergeblich  eine  Rechtfertigung  su- 
chen, wenn  nicht  dieses  Werk  selbst  wenigstens  einigermassen 
das  Wagestück  entschuldigte. 

Meine  Arbeit  ist  unmittelbar  für  denkende  Geschäftsmän- 
ner und  Praktiker  berechnet.  Ich  wollte  1)  eine  möglichst 
vollständige  systematische  Darstellung  des  gesammten  Franzö- 
sischen Civilrechts  geben;  nach  Anleitung  des  C.  N  jedoch  so, 
dass  auch  die  übrigen  Französischen  Gesetzbücher  und  die 
neuesten  Französischen  Gesetze,  in  so  fern  sie  sich  auf  das 
gemeine  theoretische  Civilrecht  beziehn,  bei  dieser  Darstellung 
benutzt  worden  sind.  Nur  das  Handelsrecht  und  der  Process 
sind,  als  eigene  Wissenschaften,  von  meinem  Plane  ausgeschlos- 
sen. 2)  Theils  im  Allgemeinen,  theils  in  einer  jeden  einzelnen 
Lehre  habe  ich  auf  das  Verhältniss  aufmerksam  gemacht,  in 
welchem  das  Französische  Recht  zu  dem  Römischen  steht. 
Eine  durchgeführte  Vergleichung  des  einen  mit  dem  andern, 
die  Ergänzung  des  erstem  aus  dem  letztern  schien  mir  um  so 
weniger  in  dieses  Handbuch  zu  gehören,  da  theils  schon  an- 
dere Schriftsteller  sich  jene  Aufgabe  zur  Beantwortung  ge- 
wählt haben,  theils  in  praktischer  Rücksicht  und  in  Deutsch- 
land vor  allen  Dingen  das  Studium  des  reinen  Französischen 
Rechts  und  seiner  Principien  anzurathen  sein  dürfte,  wodurch 
man  allein  in  den  Stand  gesetzt  werden  kann,  jene  Verglei- 
chung gründlich  anzustellen.  Zur  Erleichterung  einer  solchen 
Vergleichung  habe  ich  mich  in  einer  jeden  einzelnen  Lehre 
auf  ein  mit  Recht  geschätztes  Handbuch  des  Römischen  Rechts 
bezogen.  3)  In  einer  jeden  Lehre  sind,  nach  Anleitung  der 
öffentlichen  Verhandlungen,  die  eigenthümlichen  Principien,  von 
welchen  der  G.  N.  ausgeht,  in  der  Kürze  angegeben  worden. 
Endlich  4)  musste  ein  Handbuch  über  ein  fremdes,  uns  Deut- 
schen noch  fast  unbekanntes  Recht,  auch  eine  Erläuterung  der 
einzelnen  schwierigen  Stellen  enthalten,  die  im  G.  N.  vorkom- 
men, oder  wenigstens  eine  Andeutung  dieser  Schwierigkeiten 
zur  Weckung  des  Forschungsgeistes.  —  Das  waren  die  Zwecke, 
die  ich  bei  der  Ausarbeitung  dieses  Handbuches  zu  erreichen 
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suchte.  Dass  das  Werk  noch  weit  von  dem  Muster,  das  ich 
mir  selbst  vorhielt,  entfernt  ist,  davon  kann  Niemand  so  sehr 
überzeugt  sein,  als  ich  selbst  Aber  auf  freundliche  Belehrung 
darf  ich  wenigstens  in  so  fern  Anspruch  machen,  als  ich  bei 
der  Ausarbeitung  des  Werkes  nie  vergass,  dass  ich  zu  einer 
Nation  gehöre,  die  nur  noch  in  der  Geistes-  oder  Geister- 
welt lebt 

Heidelberg,  im  Monat  April  1808. 

Zachariä. 


Vorrede  zur  zweiten  Auflage. 

Ein  Werk  zu  liefern,  das  eine  vollständige,  gedrängte  und 
systematische  Darstellung  des  gesammten  allgemeinen  Franzö- 
sischen Civilrechts  (jedoch  mit  Ausschluss  des  Processes)  ent- 
hielte, in  welchem  bei  einer  jeden  schwierigen  Fräse  der  Ge- 
lehrte und  der  Geschäftsmann  wenigstens  die  Schriftsteller  an- 
geführt fände,  die  er  zu  seiner  weitem  Belehrung  zu  Rathe 
ziehn  könnte,  das  endlich  auch  die  Hauptbestimmungen,  unter 
welchen  der  Code  Napoleon  in  den  Deutschen  Staaten  einsre- 
%  führt  worden  ist,  nicht  unberücksichtigt  Hesse,  —  das  war  der 
Zweck,  den  der  Verfasser  des  vorliegenden  Handbuches  zu 
erreichen  suchte. 

Eine  auch  nur  flüchtige  Vergleichung  zwischen  der  ersten 
und  zweiten  Auflage  des  Werkes  wird  zeigen,  dass  die  neue 
Auflage  den  Namfen  einer  gänzlich  umgearbeiteten  Auflage  nicht 
mit  Unrecht  führt.  Sie  könnte  selbst  ein  ganz  neues  Werk 
genannt  werden.  K«in  Paragraph  der  ersten  Auflage  ist  ganz 
unverändert  geblieben  Die  meisten  Lehren  sind  völlig  umge- 
arbeitet worden";  einige  sind  ganz  neu  hinzugekommen.  Man- 
ches, was  zu  der  Zeit,  als  die  erste  Auflage  erschien,  auf 
Nachsicht  Anspruch  machen  konnte,  würde  jetzt  einen  stren- 
gen Tadel  verdienen. 

Heidelberg,  im  Monat  Januar  1811. 


Vorrede  zur  dritten  Auflage. 

Das  gesammte  allgemeine  Französische  Civilrecht,  (jedoch 
mit  Ausschluss  des  Processes,)  in  einer  dem  inneren  Zusam- 
menhange der  einzelnen  Lehren  entsprechenden  Ordnung  voll« 
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ständig  darzustellen,  —  die  gesetzlichen  Vorschriften,  in  so  fern 
es  ihr  Inhalt  zulässt,  auf  Grundsätze  zurückzuführen,  —  bei 
streitigen  Rechtsfragen,  wenn  auch  nicht  auf  eine  ausführliche 
Erörterung  derselben  einzugehn,  doch  das  Resultat  der  von 
Anderen  angestellten  Untersuchungen  oder  der  eigenen  in  ge- 
drängter Kürze  anzugeben,  wenigstens  auf  die  Schriftsteller 
hinzuweisen,  bei  welchen  man  die  Beantwortung  der  Frage  fin- 
den kann,  —  alle  die  Rechtssätze,  welche  nicht  in  den  Gesetzen 
selbst  ausdrücklich  und  unzweideutig  enthalten  sind,  durch 
Zeugnisse  der  Schriftsteller  und  durch  den  Gerichtsgebrauch 
zu  belegen,  mit  einem  Worte,  das  Französische  CSvilrecht 
nach  seinem  heutigen  Zustande,  so  wie  es  durch  die  Schrift- 
steller (von  welchen  ich  hier  einen  Chabot,  Delvincourt, 
Duranton,  Grenier,  Merlin,  Pardessus,  Proudhon 
und  Toullier  mit  der  ihnen  gebührenden  Achtung  und  mit 
dem  Danke,  den  ich  ihnen  schuldig  bin,  nenne, )  und  durch  den 
Gerichtsgebrauch  ausgebildet  worden  ist,  als  eine  Wissenschaft 
und  auf  eine  den  billigen  Ansprüchen  des  Geschäftsmannes  ent- 
sprechende Weise  vorzutragen,  —  das  war  der  Zweck,  wel- 
chen ich  mir  bei  der  Ausarbeitung  des  vorliegenden  Handbu- 
ches vorsetzte,  und  welchem  ich  mich  in  dieser  dritten  Auf- 
lage des  Werkes  wenigstens  mehr,  als  in  den  früheren,  genä- 
hert zu  haben  hoffen  darf. 

Ob  wohl  in  Jahren  schon  vorgerückt,  doch  noch  jugend- 
lichen Muthes,  habe  ich  nicht  Mühe  und  Arbeit  gescheut,  um 
dieses  Handbuch  in  der  neuen  Auflage  der  Gunst,  welche  es 
bei  dem  Publikum  gefunden  hat,  würdiger  zu  machen.  Ich 
habe  es  noch  einmal  umgearbeitet.  Kein  Paragraph  ist  unver- 
ändert oder  ohne  Zusätze  geblieben;  nur  die  Reihenfolge  der 
Lehren  hat  keine  wesentliche  Veränderung  erlitten.  Fünfzehn 
Jahre  waren  seit  der  Vollendung  der  zweiten  Ausgabe  verflos- 
sen, demVerfasser  nicht  in  eitler  Müsse.  Das  Französische  Ci- 
vilrecht  hatte  inmittelst,  als  Wissenschaft,  durch  die  Arbeiten 
so  vieler  wackerer  Rechtsgelehrten  eine  ganz  andere  und  voll- 
kommenere Gestalt  gewonnen  Die  Achtung,  die  der  Verfas- 
ser dem  Publikum  und  sich  selbst  schuldig  war,  forderte  ihn 
zu  neuen  Anstrengungen  auf.  Wenn  es  auch  zuweilen  gut 
ist,  dass  man  sich  jugendlich  rasch  zu  einer  Arbeit  entschliesse, 
damit  ein  glücklicher  Erfolg  einen  verdienteren  herbeiführe,  so 
dürfte  doch  der  Verfasser  dieses  Handbuchs  auf  diese  Entschul- 
digung jetzt  nicht  mehr  bauen. 

Man  würde  mich  jedoch  sehr  unrecht  verstehen,  wenn 
man  meine  Worte  so  deutete,  als  ob  ich  der  Nachsicht  des 
Publikums  nicht  weiter  zu  bedürfen  glaubte.    Das  Civilrecht 
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eines  jeden  gebildeten  Volkes  ist  ein  unermessliches  Gebiet 
Das  Französische  Recht,  so  nahe  es  auch,  wegen  seiner  Grund- 
quellen, dem  gemeinen  Deutschen  Rechte  verwandt  ist,  ist 
denn  doch  immer  für  uns  ein  fremdes  Recht.  Auch  das  er- 
schwerte nicht  selten  die  Arbeit,  dass  die  Französischen  Rechts- 
gelehrten in  ihren  Schriften  über  das  bürgerliche  Gesetzbuch 
weniger  die  allgemeinen  Grundsätze  des  Civilrechts,  als  die 
einzelnen  Vorschriften  des  Gesetzbuches  ins  Äuge  zu  fassen 
pflegen.  Ueberdies  ist  das  vorliegende  Werk  zugleich  bezie- 
hungsweise eine  Uebersetzung.  So  sehr  ich  midi  auch  be- 
mühte, Deutsch  zu  schreiben,  weil  ich  Deutsch  schrieb,  so  sah 
ich  mich  doch  genöthiget  oder  so  hielt  ich  es  doch  für  erlaubt, 
einige  Französische  Worte  (z.  B.  das  Wort:  Acte,  transcription, 
inscription,)  beizubehalten. 

Ueber  drei  Einwendungen,  die  man  gegen  die  von  mir 
gewählte  Art  der  Darstellung  erheben  kann,  glaube  ich  mich 
noch  besonders  erklären  zu  dürfen  oder  zu  müssen. 

Die  erste  Einwendung  ist,  —  dass  ich  oft  mit  Citaten  zu 
freigebig  gewesen  bin,  sie  nicht  selten  zur  Ungebühr  gehäuft 
habe.  —  Meine  Antwort  ist  die,  dass  ich,  nach  dem  Zwecke 
dieses  Handbuchs,  mit  Citaten  nicht  freigebig  genug  sein  zu 
können  glaubte.  Oft  und  in  den  meisten  Fällen  enthält  die 
angeführte  Stelle  über  den  Satz,  bei  welchem  sie  angeführt 
wird,  noch  eine  Nebenbemerkung  oder  eine  weitere  Ausfüh- 
rung. Wenn  auch  die  Schriftsteller,  welche  zusammen  als 
Gewährsmänner  für  einen  und  denselben  Satz  angeführt  wer- 
den, der  Sache  nach  mit  einander  übereinstimmen  sollten,  so 
ist  doch  dem  Einen  dieses,  dem  Andern  ein  anderes  Buch  zur 
Hand.  Ueberdies  soll  ein  Handbuch  zugleich  ein  Bericht  sein. 
Ich  würde  mich  sogar  glücklich  gepriesen  haben,  wenn  ich 
für  eine  jede  Behauptung  hätte  einen  Gewährsmann  anführen 
können.    Doch  —  errando  docemus. 

Die  zweite  Einwendung ,  —  dass  ich  so  manche  Sätze  in 
die  Anmerkungen  verwiesen  habe,  welche  mit  vollem  Rechte 
auf  eine  Stelle  in  dem  Texte  Anspruch  machen  konnten.  — 
Dieser  Vorwurf  ist  vollkommen  gegründet.  Meine  Entschul- 
digung ist  jedoch,  dass  ich,  um -den  Preis  des  Buches  nicht 
zu  sehr  zu  vertheuern,  mit  Worten  möglichst  kargen  musste. 
Was  in  einer  Anmerkung  in  einem  kurzen  und  vereinzelt  ste- 
henden Satze  gesagt  werden  konnte,  hätte,  in  den  Text  auf- 
genommen, oft  nur  doppelten  Aufwand  von  Worten  verursacht 

Endlich  die  dritte  Einwendung,  —  dass  ich  das  Römische 
Recht  nicht  mehr,  als  geschehn  ist,  zur  Ergänzung  oder  Er- 
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läuterung  des  Französischen  Rechts  benutzt  habe.  —  Die  Ent- 
schuldigung, die  ich  wegen  der  zweiten  Einwendung  gebraucht 
habe,  ist  auch  auf  diese  dritte  anwendbar.  Das  Römische 
Recht  ist  eine  Wissenschaft  für  sich;  wir  haben  mehrere  und 
sehr  gute  Handbücher  dieser  Wissenschaft.  Ich  setze  hinzu, 
dass  man  vor  allen  Dingen  versuchen  sollte,  aus  dem  Code 
civil  für  sich  das  System  des  bürgerlichen  Rechts  zu  ent- 
wickeln. Es  lassen  sich  in  den  Schriften  über  dieses  Gesetz- 
buch eine  Menge  Fehler  nachweisen,  welche  daher  entstanden, 
dass  man  überall  das  Römische  Recht  in  dem  Buche  finden 
oder,  f zuweilen  auch  um  desto  gelehrter  aufzutreten,)  in  das 
Buch  hineinerklären  wollte. 

Ein  Verzeichniss  der  Abkürzungen,  die  in  dem  Hand- 
buche (besonders  in  den  Citaten)  vorkommen,  —  eine  Nach- 
weisung über  die  Paragraphenzahl,  unter  welcher  in  der  neuen 
Ausgabe  die  Paragraphen  der  vorigen  Ausgabe  wiederzufinden 
sind,  (damit  nicht  die  Bücher,  in  welchen  die  vorige  Ausgabe 
angeführt  worden  ist,  weniger  brauchbar  würden,)  —  und  ein 
Register  werden  im  vierten  Bande  nachfolgen.  —  Mit  der 
Ausarbeitung  und  dem  Drucke  dieser  neuen  Auflage  soll  (ju- 
vante  Deo!)  ununterbrochen  fortgefahren  werden. 

Bald  nach  dem  Erscheinen  der  zweiten  Ausgabe  kam 
eine  Zeit,  da  man  in  Deutschland  das  Französische  Recht  mit 
einem  fast  ungünstigen  Auge  betrachtete.  Würdiger  dürfte  die 
Ansicht  sein,  dass,  was  insbesondere  das  Givilrecht  betrifft, 
alle  Europäische  Völker,  die  sich  zu  dem  Ghristenthume  be- 
kennen, an  einer  und  derselben  grossen  Aufgabe  arbeiten  und 
an  dieser  Aufgabe  gemeinschaftlich  arbeiten  sollen,  —  dass 
wenigstens  unter  den  Auslegern  des  bürgerlichen  Rechts, 
(gleichwie  unter  den  Naturforschern,)  in  dem  ganzen  christli- 
chen Europa  ein  durch  keine  politische  Zwietracht  zu  erschüt- 
ternder Verein  bestehn  sollte. 

Heidelberg,  den  3.  April  1827. 

Der  Verfasser. 


Vorrede  zur  vierten  Auflage. 

Als  ich  nach  ohngefahr  neun  Jahren  zur  Besorgung  einer 
neuen  Ausgabe  des  vorliegenden  Handbuches  von  meinem  Herrn 
Verleger  aufgefordert  wurde,  (der  erste  Band  der  dritten  Aus- 
gabe erschien  im  Jahr  1827,  der  vierte  im  Jahr  1828)  hatte 
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sich  inmittelst  ein  sehr  reicher  Stoff  für  eine  vollkommenere 
Bearbeitung  des  Französischen  Civürechts  gesammelt.  Duran- 
ton's  ausführliches  Handbuch  des  Französischen  Givilrechts 
war  inmittelst  vollendet  worden,  Toullier's  Handbuch  hatte, 
nach  dem  Tode  seines  Verfassers,  einen  Fortsetzer  gefunden, 
Troplong's  geschätzte  Werke  und  andere  Schriften  über 
einzelne  Theile  dieses  Rechts  waren  erschienen,  eben  so  be- 
deutend hatte  sich  die  Zahl  der  durch  den  Druck  bekannt  ge- 
machten Rechtsfalle  vermehrt.  (Die  französische  juristische  Li- 
teratur leidet '  vielleicht  mehr  an  Ueberfluss  als  an  Mangel.) 
Alles  dieses  musste,  in  so  fem  es  nur  immer  thunlich  war,- 
gelesen,  das  Gelesene  musste  excerpirt,  das  Excerpirte  an  den 
geeigneten  Stellen  des  Handbuchs  eingeschaltet  werden. 

Ich  habe  nicht  Zeit  und  Mühe  gespart,  der  Aufgabe,  wel- 
che ich  in  dieser  neuen  Auflage  des  Handbuchs  zu  lösen  hatte, 
nach  Kräften  Genüge  zu  leisten.  Ich  darf  mit  gutem  Gewis- 
sen behaupten,  dass  nur  wenige  Blätter  der  dritten  Ausgabe 
in  dieser  vierten  Ausgabe  ohne  irgend  eine  Verbesserung  oder 
Ergänzung  oder  Vermehrung  geblieben  sind.  Einige  Para- 
graphen sind  sogar  gänzlich  umgearbeitet  worden.  Nur  die 
Ordnung,  in  welcher  die  einzelnen  Lehren,  Abschnitte  und  Ka- 
pitel auf  einander  folgen,  ist  dieselbe  geblieben.  Das  erstrockt 
sich  auch  auf  die  Zahl,  so  wie,  mit  einigen  wenigen  Ausnah- 
men, auf  die  Reihenfolge  der  einzelnen  Paragraphen.  (Wo  diese 
Ausnahmen  vorkommen,  ist  die  Zahl  des  Paragraphen  der  dritten 
Auflage,  welche  der  Zahl  des  Paragraphen  der  neuen  Auflage 
entspricht,  in  einer  Parenthese  beigefügt  worden.) 

Hätte  es  eines  besondern  Grundes  bedurft,  mich  bei  der 
Besorgung  dieser  neuen  Auflage  zu  dem  angestrengtesten  Fleisse 
aufzufordern,  so  würde  er  darin  gelegen  haben,  dass  ich  mit 
dieser  neuen  Auflage  von  dem  Handbuche  selbst  Abschied 
nehme.  In  mein  69  Lebensjahr  vorgerückt,  würde  ich  ent- 
weder einer  zu  grossen  Anhänglichkeit  am  Leben,  (wie  Taci- 
tus  sagt,  einer  nimm  vivendi  cupido)  oder  eines  zu  stolzen 
Vertrauens  auf  den  Absatz  der  neuen,  sehr  starken  Auflage 
beschuldigt  werden  können,  wenn  ich  hoffen  wollte,  eine  wei- 
tere Ausgabe  des  Werkes  besorgen  zu  können  oder  zu  müssen. 
SU  mihi  terra  levis,  liber  superstes. 

Bei  der  Bearbeitung  dieser  neuen  Ausgabe  ist  mir  zuvör- 
derst der  Reichthum  an  französischen  juristischen  Werken,  wel- 
chen die  hiesige  Universitätsbibliothek  der  einsichtsvollen  Libe- 
ralität ihrer  Direktion  verdankt,  gar  sehr  zu  statten  gekom- 
men. Sodann  aber  muss  ich  mit  Dank  und  Ruhm  einer  Vor- 
arbeit erwähnen,  welche  ich  bei  dieser  neuen  Ausgabe  (bis  zu 
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Anfang  des  zweiten  Bandes)  benutzen  konnte.  Es  ist  nämlich 
diesem  Handbuche  die  Ehre  widerfahren,  dass  es  von  zwei 
Professoren  der  Rechtsschule  zu  Strassburg,  den  Herren  Au- 
bry  und  Ran,  für  das  französische  Publikum  bearbeitet  wird. 
Die  ersten  beiden  Bände  dieses  mit  eben  so  vieler  Sorgfalt  als 
Einsicht  ausgearbeiteten  Werkes  werden  demnächst  gedruckt 
ausgegeben  werden. 

Ich  habe  mich  zwar  aus  nahe  liegenden  Gründen,  so  wie 
in  der  dritten  Ausgabe,  so  auch  in  dieser  vierten,  auf  die  Dar- 
stellung des  in  dem  Code  civü  enthaltenen  Givilrechts  beschränkt. 
Jedoch  habe  ich  zugleich  die  späteren,  in  das  Civilrecht  ein- 
schlagenden französischen  Gesetze,  (einige,  die  wichtigsten,  so- 
gar wörtlich,)  angeführt,  da  ich  annehmen  durfte,  dass  es  Vie- 
len willkommen  sein  würde,  auch  über  den  neuesten  Zustand 
der  französischen  Givilgesetzgebung  in  diesem  Handbuche  einige 
Auskunft  zu  finden. 

Billig  habe  ich  mir  die  Frage  vorgelegt,  ob  ich  nicht  in 
dieser  neuen  Ausgabe  zugleich  auf  das  besondere  Recht  und 
auf  den  Gerichtsgebrauch  derjenigen  deutschen  Länder  Rück- 
sicht nehmen  sollte,  in  welchen  der  G.  c.  Gesetzeskraft  hat. 
Allein  mehrere  Gründe,  —  die  Furcht,  das  Buch  zu  versteu- 
ern, die  Unmöglichkeit,  etwas  einigermassen  Vollständiges  lie- 
fern zu  können,  der  Wunsch,  die  Einheit  des  Systemes  und 
der  Darstellung  zu  bewahren,  haben  mich  bestimmt,  mich  auch 
in  dieser  Ausgabe  des  Handbuchs  auf  das  französische  Recht 
und  auf  den  französischen  Gerichtsgebrauch  zu  beschränken. 
Den  Juristen  Badens  kann  ich  die  ihnen  gewiss  willkommene 
Mittheilung  machen,  dass  zu  des  Herrn  Trefurt  geschätztem 
Werke,  einer  Ergänzung  des  vorliegenden  Handbuchs:  System 
de6  Badischen  Givilrechts.  Heidelberg  1824.  ein  Nachtrag  oder 
dass  eine  Arbeit  ähnlichen  Inhalts  demnächst  erscheinen  wird. 

Um  einem  mehrfach  gegen  mich  geäusserten  Wunsche  zu 
entsprechen,  habe  ich  auch  die  Vorreden  zu  den  früheren  Aus- 
gaben dieses  Handbuches  in  der  neuen  Ausgabe  abdrucken 
lassen.  So  veranlasst,  diese  Vorreden,  die  ich  in  den  Tagen 
anderer  Jahre  und  unter  den  Eindrücken  des  Augenblicks  ge- 
schrieben habe,  nochmals  zu  lesen,  habe  ich  zu  meiner  Freude 
keine  Veranlassung  zu  dem  Wunsche  gefunden,  dass  ich  sie 
nicht  geschrieben  hätte,  wie  ich  sie  geschrieben  habe. 

Im  Monat  Oktober  1837. 

Zachariä. 
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Vorrede  zur  fünften  Auflage. 

Indem  das  Handbuch  des  Französischen  Civilrechts  in 
neuer  Ausstattung  vor  die  Oeffentlichkeit  tritt,  fordert  es  die 
Pflicht,  mit  wenigen  Worten  die  Grundsätze  anzugeben,  welche 
bei  der  vorliegenden  Ausgabe  die  leitenden  waren. 

Der  berechtigte  Wunsch,  die  Originalität  des  Werkes  auf- 
recht zu  erhalten,  musste  zuvörderst  von  Aenderungen  im  Texte 
desselben  absehen  lassen.  Hinsichtlich  der  Anmerkungen  hät- 
ten Zweifel  entstehen  können.  Indess  entschied  auch  hier  die 
Rücksicht  auf  den  untrennbaren  Zusammenhang  dieser  Anmer- 
kungen mit  dem  Ganzen  und  die  Erwägung,  dass  auch  bei  der 
völligen  Verschmelzung  der  neuen  Zusätze  mit  den  ersteren 
die  dem  Leser  erwünschte  Einheit  schwer  zu  erreichen  sein 
würde. 

Alle  Zweifel  aber  mussten  schliesslich  der  Notwendig- 
keit weichen,  welche  eine  rasche  Wiederausgabe  des  Werkes 
forderte.  Denn  die  letzte  Ausgabe  war  seit  Längerem  erschöpft 
und  jeder  andere  Weg  der  Bearbeitung  als  der  hier  befolgte 
würde  das  Wiedererscheinen  des  Werkes  zu  erheblich  verzö- 
gert haben. 

So  konnte  der  vorgezeichnete  Plan  nur  der  der  Zusätze 
sein,  welche,  einzelne  Fälle  ausgenommen,  Text  und  Anmer- 
kungen unberührt  Hessen.  Die  Literatur  war  zu  vervollstän- 
digen, der  neuere  Gerichtsgebrauch  war  in  Beziehung  zu  den 
einzelnen  Lehren  zu  setzen  und  das  Ganze  war  durch  die 
Fortschritte  der  neueren  Wissenschaft  zu  bereichern. 

Dabei  kam  es  auf  gedrängte  Kürze  an.  Denn  sollte  das 
Werk  seiner  bisherigen  Bestimmung  weiter  entsprechen,  so 
durfte  es  nicht  unverhältnissmässig  vergrössert  und  die  An- 
schaffung dem  Publikum  nicht  erschwert  werden.  Diese  Rück- 
sicht wird  manche  Fassung  und  hier  und  da  manches  Schwei- 
gen erklären.  Die  Ausführung,  an  manchen  Stellen  erwünscht, 
lässt  sich  an  andern  durch  die  Andeutung  ersetzen,  die  der 
eigenen  Thätigkeit  des  Lesers  freien  Spielraum  gewährt. 

Der  Verfasser  selbst  hatte  noch  Vorbereitungen  zu  einer 
neuen  Auflage  des  Handbuchs  getroffen,  und  hierbei  zum  er- 
sten Male  auf  den  deutschen  Gerichtsgebrauch  besondere  Rück- 
sicht genommen,  als  ihn  der  Tod  im  J.  1842  überraschte  und 
die  Arbeit  unvollendet  blieb.    Diese  letzte  Bearbeitung  steigt, 
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dass  Form  und  Grundlagen  des  Werke  nicht  mehr  verändert 
werden  sollten.  Alles  auf  diese  Bearbeitung  Bezügliche  ist  als 
eine  Bereicherung  der  gegenwärtigen  Auflage  einverleibt  worden. 

Unter  den  Urtheilen  der  deutschen  Gerichtshöfe  hatte  der 
Verfasser  vorwiegend  jene  des  K.  Rheinischen  Appellationsge- 
richtshofs zu  Göln  und  des  Rhein.  Revisions-  und  Gassations- 
hofs  zu  Berlin  berücksichtigt.  Indem  diese  Berücksichtigung 
für  die  vorliegende  Ausgabe  eine  durchgreifende  geworden,  ist 
der  Gedanke  des  Verfassers  nur  in  grösserem  Masstabe  aus- 
geführt. 

Dem  manchen  Orts  ausgesprochenen  .Wunsche,  auch  die 
Urtheile  des  obersten  Gerichtshofes  für  Baden,  des  Grossher- 
zogl.  Oberhofgerichts  zu  Mannheim,  in  grösserer  Ausdehnung 
berücksichtigt  zu  sehen,  konnte  dagegen  kaum  entsprochen 
werden.  Die  Gründe  sind  dieselben,  die  auch  den  Verfasser 
von  einem  näheren  Eingehen  auf  diese  in  ihrem  Kreise  ach- 
tungswerthe  Praxis  abhalten  mussten.  Die  Verbindung  des 
badischen  Landrechts  mit  dem  geraeinen  Process,  wie  er  der 
badischen  Process-Ordnung  zu  Grunde  liegt,  die  Abänderungen 
und  Zusätze  im  Texte  des  Landrechts  selbst,  endlich  die  an- 
dere Stellung,  welche  das  gemeine  Recht  im  badischen  Ge- 
richtsgebrauch wenigstens  thatsächlich  einnimmt  oder  einnahm, 
alles  dies  musste  von  einer  noch  ausgedehnteren  Benutzung 
jener  Urtheile  für  die  eng  begrenzten  Zwecke  dieses  Lehrbuchs 
absehen  lassen. 

Damit  wird  der  Aufgabe,  eine  Bearbeitung  des  Französi- 
schen Civilrechts  mit  allen  Hülfsmitteln  der  reichen  deutschen 
Rechtswissenschaft  und  in  seiner  selbständigen  Fortbildung  als 
deutsches  Partikularrecht  zu  versuchen,  der  innere  Werth  nicht 
abgesprochen.  Fruchtbringend  für  die  Wissenschaft,  wie  jede 
wissenschaftliche  Bearbeitung  der  Partikularrechte,  würde  diese 
Arbeit  neue  Anhaltpunkte  fiir  die  Praxis  gewähren.  In  na- 
tionaler Hinsicht  aber  erscheint  die  Lösung  dieser  Aufgabe 
als  eine  Forderung. 

Der  eng  begrenzte  Zweck  des  Lehrbuchs  stand  auch  den 
Wünschen  entgegen,  welche  von  französischen  Juristen  an  den 
Herausgeber  gerichtet  wurden  und  welche  dahin  gingen,  einen 
Theil  unserer  neuern  Wissenschaft  des  römischen  Rechts  in  die 
Bearbeitung  aufzunehmen.  Nichts  ehrt  den  französischen  Ju- 
ristenstand mehr  als  die  Thatsache.  dass  das  Bedürfhiss  em- 
pfunden wird,  den  rechtswissenschaftlichen  Studien  in  Frank- 
reich die  nur  allzusehr  vernachlässigte  Grundlage  des  Römi- 
schen Rechts  zurückzugeben.  Dass  man  dabei  auf  Deutsch- 
land« und  auf  die  Leistungen  der  classischen  Grössen    unserer 
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Rechtswissenschaft  blickt,  beweist,  dass  mau  mit  dem  Bedürf- 
nisse auch  den  Weg  erkannt  hat,  welcher  das  Ziel,  wenn  auch 
nicht  sofort  erreichen,  so  doch  näher  rücken  lässt. 

Die  französischen  Arbeiten  über  römisches  Recht  mehren 
sich,  ein  System  des  gesammten  römischen  Privatrechts  würde 
die  Grundlage  für  eine  neue  Wissenschaft  werden.  Möchte  Herr 
Neuville,  Professor  des  Civilrechts  ander  Rechts&kultät  zu 
Dyon,  dieses  Werk  seinem  Lande  nicht  allzulange  vorenthal- 
ten. Denn  wer  durch  treue  Studien  in  unserm  Vaterlandesich 
mit  Savigny's  und  Puchta's  Werken  und  Geist  vertraut 
gemacht  hat,   ist  wohl  vor  Andern  zu  jenem  Werke  berufen. 

In  der  Anknüpfung  an  das  alte  Recht,  in  der  Erkennt- 
niss  der  historischen  Grundlagen  der  Rechtsinstitute  hat  die 
neuere  französische  Rechtswissenschaft  nicht  unwesentliche 
Fortschritte  gemacht.  Germanistischen  Studien  hingegeben, 
musste  ich  oft  der  Versuchung  widerstehen,  auf  die  germani- 
schen Grundlagen  des  französischen  Civilrechts  näher  einzuge- 
hen und  aus  dem  reichen  Schatz  der  Coutumes  eine  grössere 
Ausbeute  für  die  Erklärung  des  geltenden  Rechts  beizubringen 
als  es  in  unserm  Handbuche  geschehen  ist. 

Schon  der  Verfasser  hatte  auf  die  Wichtigkeit  hingewie- 
sen, welche  das  altfranzösische  Gewohnheitsrecht  für  das  Stu- 
dium des  germanischen  Privatrechts  hat.  Dem  deutschen  Pu- 
blikum ist  dieser  massenhafte  Rechtsstoff  jetzt  zugänglicher 
geworden,  seit  W.  Schaffner  in  seiner  Geschichte  der 
Rechts- Verfassung  Frankreichs  den  Gang  der  französischen 
Rechtsgeschichte  mit  kundiger  Hand  aufgedeckt.  Es  ist  an 
den  einzelnen  Stellen  auf  diese  treffliche  Leistung  verwiesen 
worden,  wenn  die  eigene  geschichtliche  Ausführung  entbehrt 
werden  konnte. 

Der  Praxis  ist  das  vorliegende  Buch  ein  alter  Bekannter, 
und  sein  bestes  Lob  besteht  in  der  Achtung  der  betheiligten 
Juristenwelt.  An  deutsche  Art  gewöhnt  greift  der  Praktiker 
mit  Vorliebe  nach  diesem  Handbuch,  weil  das  französische 
Recht  hier  auch  in  deutscher  Art  behandelt  ist,  frei  von  ei- 
ner Reihe  von  Eigentümlichkeiten,  welche  dem  Deutschen 
in  der  französischen  Behandlungsweise  fremdartig  erscheinen 
müssen. 

Man  rühmt  es  den  französischen  Rechtswerken  nach,  dass 
sie  die  Billigkeit  mehr  ins  Auge  fassen  als  andere.  Man  könnte 
mit  gleichem  Rechte  hierin  einen  Mangel  erblicken  Liegt  die 
Billigkeit  in  der  Berücksichtigung  der  individuellen  Zustände, 
so  ist  sie  das  eigenste  Gebiet  der  Praxis,  die  sich  die  Anwen- 
dung der  Billigkeit  bewahren  soll    Ohne  sich  vom  Leben  ab- 
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zuschliessen,  verfolge  die  Theorie  dagegen  den  Weg  der  Strenge 
in  den  Principien  und  sie  wird  der  Praxis  mehr  nützen,  weil 
sie  ihr  sichere  Anhaltpunkte  gewährt.  Mannigfaltig  wie  das 
Leben,  vermehren  und  verändern  die  individuellen  Zustände 
sich  in  dem  Augenblicke,  wo  der  Mensch  sie  umfasst  zu  ha- 
ben glaubt  Inmitten  dieser  individuellen  Zustände  steht  der 
Richter  und  indem  er  das  Recht  auf  sie  anwendet ,  bildet  er 
es  auch  fort 

Bonn,  25.  November  1852. 

A.  Anschütz. 
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52.  Von  den  Personen  iro  Allgemeinen 168. 

58.  Von  dem  Civilrechte  der  moralischen  Personen 165. 

54.  Von  dem  Stande  der  Menschen.  Bürgerl.  —  politischer  Stand  167. 

55.  Von  den  Rechtsurkunden  des  Civilstandes  im  Allgemeinen  .    .  170. 

56.  Geschichtliche  Einleitung  in  die  Lehre  von  den  Büchern  des 
bürgerlichen  Standes.    Literatur 172. 
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57.  Beamten  des«Civilstandes "f  175. 

58.  Kegel  für  die  Abfassung  und  Eintragung  der  Akte  des  Civil- 
Standes 176. 

59.  Erster  Hauptfall.    Inland      . 176. 

60.  Von  den  Büchern  des  Civilstandes 179. 

61.  Zweiter  Hauptfall.    Ausland       .    .    . 181. 

62.  Von  den  Akten  des  Civilstandes  als  Beweismitteln.  Bedingung 

von  deren  Beweiskraft 188. 

68.  Berichtigung  der  Akte  des  Civilstandes .  185. 

64.  Beweiskraft  der  Akte  des  Civilstandes.   Erster  Grundsatz    .    .  188. 

66  Fortsetzung.    Zweiter  Grundsatz 190. 

66.  Garantien  für  gehörige  Führung  und  Aufbewahrung  der  Civil- 
stands-Bücher 198. 

67.  Klagen  und  Einreden  bezüglich  des  Civilstandeo 195. 

I.  Abschnitt. 

Von  der  Erwerbung  des  bürgerlichen  Standes. 

68.  Einleitung • 195. 

69.  1)  Durch  Geburt.  -  Geborene  Franzosen 196. 

70.  Von  den  Geburtsakten 199. 

71.  2)  Durch  Naturalisation 201. 

72.  8)  Durch  Vereinigung  eines,  Landes  mit  Frankreich    .    .'    .    .  202. 

73.  4)  Durch  Abschliessung  einer  Ehe 203. 

74.  5)  Durch  Bückkehr  nach  Frankreich  der  wegen  ihrer  Religion 
Vertriebenen 204. 

II.  Abschnitt. 

Von  den  Rechten  des  Civilstandes. 

75.  Einleitung 205. 

1)  Nach  dem  Code  Napoleon. 

76.  Auslander.    Grundsatz 206. 

77.  Civilreehte,  welche  der  Code  Napoleon  ausdrücklich  den  Fran- 
zosen vor  den  Fremden  beilegt 209. 

78.  Communis  opinio  über  die  Civilreehte  der  Fremden    ....  212. 

79.  2)  Nach  dem  Gesetze  vom  14.  Juli  1819 214. 


III.  Abschnitt. 

ii 
id  hat,  insbesondere. 


Von  der   physischen   Verschiedenheit  der  Menschen,   in 
wie.fern  sie  Einfluss  auf  den  Civilstand  " 


Von  der  Vormundschaft. 

80.  1)  Nati,  nascituri 215. 

81.  2)  Manner,  Frauen 216. 

82.  3)  Volljährige,  Minderjährige 217. 

88.  4)  Gesunde,  Kranke 219. 

84.  5)  Blutsverwandte,  Verschwägerte      220. 

85.  6)  Lebende,  Todte 225. 

Von  den  Vormündern,  Pflegern  und  Beiständen. 

«t>.  Einleitung.     Begriff 228. 
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I.  Unterabtheilung. 

Von  der  Vormundschaft. 
Erstes  Hauptstüok. 

Von  der  Vormundschaft  der  Minderjährigen. 
Einleitung. 

87.  Von  denen,  welche  wegen  ihres  Alters  unter  Vormundschaft 
stehen 229. 

88.  Arten  der  Vormünder       290. 

89.  -Allgemeines,  besonderes  Vormundschaftsrecht 281. 

90.  Grundsatze  des  Vormundschaftsrechtes 232. 

91«  Obervormundschaft.    Familienrath 233. 

92.  Befugnisse  des  Familien rathes  im  Allgemeinen 235. 

93.  Zusammensetzung  des  Familienrathes 236. 

94  Zusammenberufung  und  Berathung  des  Familienrathes      .    .  240. 

96.  Beschlüsse  des  Familienrathes 243. 

96.  Anfechtung  der  Beschlüsse  des  Familienrathes 245. 

97.  Verantwortlichkeit  der  Mitglieder  des  Familienrathes    .    .    .    247. 

I.  Von  den  verschiedenen  Arten,  wie  einem  die  Vormund- 

schaft übertragen  wird.    De  delatione  tutelae. 

A.  Dem  Vormunde. 

98.  Von  diesen  Arten  im  Allgemeinen    .    .    ., 248. 

99.  1)  Von  der  elterlichen  Verwaltung  und  von  der  Vormundschaft 

der  Eltern 249. 

100.  2)  Von  dem  Vormunde,  den  die  Eltern  zu  wählen  berechtigt  sind  252. 

101.  3)  Von  der  gesetzlichen  Vormundschaft  der  übrigen  Ascen- 
denten 254. 

102.  4)  Von  dem  Vormunde,  den  der  Familienrath  ernennt       .    .  256. 

103.  B.   Dem  Gegenvormunde 267. 

II.  Von  dem  Rechte  eine  Vormundschaft  zu  übernehmen. 

104.  Von  der  Vormundschaft  in  der  engeren  Bedeutung.  Unfähigkeit    259. 

105.  Von  dem  Gegenvormunde.    (Subrogee  tuteile) 261. 

III.  Von  derVerbindlichkeit,  eine  Vormundschaft  zu  über- 

nehmen. 

106.  Von  dieser  Verbindlichkeit  im  Allgemeinen 262. 

107.  Von  den  einzelnen  Entschuldigungsgründen 264. 

108.  Wann  und   vor  welcher  Behörde  sind  die  Entschuldigungs- 
gründe vorzuschützen.    Rechtsstreitigkeiten  darüber      .    .    .  267. 

IV.  Von  den  Pflichten  und  Rechten  des  Vormundes  und 

des  Gegenvormundes. 

A.   Des  Vormundes. 

109.  Von   welcher  Zeit  an   ist  überhaupt   der   Vormund   verant- 
wortlich?     268. 

110.  Von  den  Rechten  und  Pflichten  des  Vormundes  im  Allgemeinen    269. 

111.  1)  Von   den   Pflichten    des   Vormunde«  bei   üebornahroe   der 
Vorniundacliait 270. 
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112.  2)  Von  den  Pflichten  des  Vormundes  bei  Verwaltung  der  Vor- 
mundschaft,   a)  In  Beziehung  auf  das   persönliche  Interesse 

des  Mündels        276. 

113.  b)  In  Beziehung  auf  das  Mündelgut 277. 

114.  c)  Von  der  Pflicht  und  dem  Rechte  des  Vormundes,  den  Mün- 
del vor  Gericht  su  vertreten 285. 

115.  Von  den  rechtlichen  Folgen,  welche  die  Verwaltung  der  Vor- 
mundschaft in  Beziehung  auf  dritte  Personen  hat     ...    .  287. 

116.  Von  den  rechtlichen  Verhaltnissen  zwischen   Vormund    und 
Mündel,  abgesehen  toü  der  Vormundschaft 288. 

117.  B.    D es  Gegenvormundes 292. 

V.    Von  der   Beendigung   der  Vormundschaft. 
A.  Der  Vormundschaft  in  der  eigentlichen  Bedeutmng. 

118.  Im  Allgemeinen  . 294. 

119.  Wie  die  Vormundschaft  in  der  Person  des  Mündels  (also  für 
immer)  aufhört.    Emancipation ,    .    295. 

120.  Aufhören  der  Vormundschaft  in  der  Person  des  Vormundes. 
Wechsel  der  Vormünder 299. 

121.  Fortsetzung.    Besondere  Fälle 302. 

122.  Pflichten  und  Rechte   des   Vormundes  nach  beendigter  Vor- 
mundschaft.   Rechnungsablegung.    Actio  tutelae 905. 

123.  B.  Beendigung  der  Verriebt  ungen  desGegenvor- 
mundes     309. 

Zweites  HauptstQek. 

Von   der   Vormundschaft   über  Entmündigte   oder 
Mundtodte. 

124  a.  Arten  der  Entmündigung 310. 

124b.  Wer  soll  —  wer  kann  für  mundtodt  erklärt  werden?      .    .  310. 

125.  Wer  kann  auf  Entmündigung  antragen?    Verfahren      .    .    .  312. 

126.  Von  der  Vormundschaft  über  Mundtodte 316. 

127.  Von  den  Rechtshandlungen  der  Mundtodten 319. 

II.  Unterabtheilung. 

Von  der  Pflegschaft. 

128.  Pflegschaft  im  Allgemeinen 328. 

L    Von  den  Pflegern  der  emaneipirten  Minderjährigen. 

129.  Uebertragung  dieser  Pflegschaft 324. 

190.  Rechtshandlungen  eines  Emaneipirten  —  im  Allgemeinen      .    325. 

131.  Rechtshandlungen,  welche  der  Eraanc.  allein  vornehmen  kann  327. 

132.  Rechtshandlungen,  welche   der  Emancipirte  nur  mit  Beitritt 
seines  Pflegers  vornehmen  kann 328. 

133.  Rechtshandlungen,  zu  denen  der  Emancipirte  noch  überdiess 
einer  Ermächtigung  des  Familien  rathes  bedarf 330. 

134.  Wie  diese  Pflegschaft  aufhört 831. 

185.  IL  Von  den  Pflegern,  welche  ein  Individuum  ver- 
vertreten.   Curator  ventris  etc. 
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136.  III.  Von  den  Pflegern,  die  zur  Verwaltung  gewis- 
ser Güter  bestellt  werden 334. 

III.  Unterabteilung. 

Von   dem   Beistände. 

137.  Im  Allgemeinen 335. 

138.  I.   Von  dem  Beistande,  welchen  ein  Ehemann  sei- 
ner Pran  in  ernen  nen  berech  tigt  ist 336. 

II.    Von  den  Beiständen  der  Geistesschwachen,  Gemüths- 
kranken  nnd  Verschwender. 

139.  Wann  and  wie  Einem  wegen  Schwäche  seiner  Geisteskräfte  etc. 

ein  Beistand  ernannt  wird 338. 

140   Zu  welchen  Rechtshandlangen  ist  der  Beitritt  des  Beistandes 

erforderlich 340. 

IV.  Abschnitt. 

Von  den  örtlichen  Verhältnissen  der  Menschen,  inwiefern 
sie  Einflnss  aaf  den  Civilstand  haben 

Erstes  Hauptstflek. 

Von  dem  Wohnsitze. 

141.  Vorbegriffe.    Aufenthalt.    Wohnsitae 344. 

142.  Begriff.  —  Arten  des  bürgerlichen  Wohnsitzes 345. 

I.    Von  dem  allgemeinen  Wohnsitze. 

143.  Gesetzlicher  Wohnsits     .    .     » 346. 

144.  Wie  der  Wohnsiti  dnrch  die  That  begründet  wird.    Von  der 
Veränderung  dieses  Wohnsitzes 349. 

146.  Rechte  and  Pflichten,  die   an  den  allgemeinen  Wohnsiti  ge- 
bunden sind 361. 

146.IL    Von  dem    besonderen   Wohn  sitze  —  dem  er- 
wählten    362. 

Zweites  Hanptstüek. 

Von  den  Abwesenden. 

147.  Vorbegriffe.    Non-pr&ents.    Absente 366. 

14a  Grandsätie  des  Code  Napoleon 358. 

I.    Von  der  Abwesenheit  in  Bestellung  aaf  das  zurückge- 
lassene Vermögen. 

A.    Von  den  Vermissten.    A  b  sence  präsumee. 

149.  Von  den  sum  Vortheile  eines  Vermissten  zu  ergreifenden  Mass- 

'•geln , sei. 

160.  Rückkehr  —  erweislich  erfolgter  Tod  des  Vermissten    .    .         366. 
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B.    Von  den  Verschollenen.    Absence  dlolarle. 

1)    Von  der  Erklfirnng  der  Verschollenheit  und  der  vorläufigen  Einweis- 
ung in  das  Vermögen  des  Verschollenen. 

151.  Erklärung  der  Verschollenheit 365. 

152.  Vorläufige  Einweisung  in  das  Vermögen 369. 

153.  Von  dem  Rechte  des  lurückgelassenen  Ehegatten  auf  Verhin- 
derung der  vorläufigen  Einweisung 372. 

154.  Rechte  und  Verbindlichkeiten  der  vorläufig  Eingewiesenen     .  375. 

155.  Rückkehr  —  erweislicher  Tod  des  Verschollenen 381. 

2)  Von  der  endgiltigen  Einweisung  in  den  Besiti. 

156.  Wann  und  wie  geschieht  diese  Einweisung 383. 

157  a,  Folgen  dieser  Einweisung 384, 

157  b.  Von  dem  Falle,  da  Niemand  eingewiesen  worden  ist  .    .    .    388. 

158.  II.    Vou  den  Rechten,  welche  einem  Abwesenden 
anfallen  oder  eröffnet  werden 389. 

159.  m.    Einfluss  der  Abwesenheit  auf  die  Ehe    .    .    .    392. 

160.  IV.    Einfluss  der  Abwesenheit  auf  die  elterliche 
Gewalt 394. 

V.  Abschnitt. 

Aufhören  und  Verlust  des  Civilstandes. 
I.    Von  dem  Civilstande  in  der  weiteren  Bedeutung. 

161.  1)   Physischer  Tod.    Sterbeakt 396. 

162.  2)  Bürgerlicher  Tod.    Begriff,  Fälle,  Literatur 898. 

163.  Welche  Strafen  —  und  wie  haben  sie  den  b.  T.  zur  Folge    .    400. 
161  Rechtliche  Wirkungen  des  b.  T 402. 

165.  Wiedererlangung  der  bürgerlichen  Rfhte 405. 

166.  II     Von  dem  Civilstande  in  der  engeren  Bedeutung     .    .    .    406. 

167.  m.   Zeitweise  oder  th  eil  weiser  Verlust  der  Civilrechte      .    .    410. 

Des  theoretischen  Französischen  Civilrechte 

Zweiter  TheiL 

Von  den  Civilrechten  in  Beziehung  auf  äussere  Gegenstände. 

Einleitung. 

168.  L     Von   den   äusseren    Gegenständen    der   Civil- 
rechte im  Allgemeinen 416. 

IL    Eintheilung  der  Sachen. 
1)  Eintheilung  der  Sachen,  diese  für  sich  betrachtet. 

169.  A.  Bewegliche  —  unbewegliche  8achen  —  im  Allgemeinen    .  418. 

170.  Welche  Sachen  gehören  iu  den  unbeweglichen  oder  su  den  be- 
weglichen       420. 

171.  Ausdehnung  dieser  Eintheilung  auf  Rechte 429. 
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172.  B.  Vertretbare,  nicht  vertretbare,  C.  verbrauchbare  nicht  ver- 
brauchbare Sachen . 438. 

173.  D.  Hauptsachen,  Nebensachen 434. 

2)  Eintheilung  der  Sachen  in  Beziehung  auf  das  Eigentumsrecht. 

174.  A.  Erwerbliche,  nicht  erwerbliche  Sachen 435. 

175.  Erwerbliche  Sachen,  die   dem  Staate,   und  die  den  einzelnen 
Menschen  gehören .    437. 

176.  B.  Sachen  die  im  -  ausser  dem  Verkehre,  C.  veräusserlicb, 
unveräusserlich  sind 441. 

III.  Von  den  Rechten  an  Äusseren   Gegenständen   im   All- 

gemeinen. 

177.  Dingliche,  persönliche  Rechte 446. 

IV.  Erwerbung  und  Uebertragung  der  Rechte  an  äusseren 

Gegenständen  im  Allgemeinen. 

178.  Titulua  und  modus  acquirendi 448. 

179.  Von  d-n  verschiedenen  Arten  der  Rechtsnachfolger  ....  450. 

180.  Uebertragung  der  Rechte  auf  Andere.  Erster  Grundsatz.  Ueber- 
einstimmung  genügt.    Tradition  ist  nicht  erforderlich  .    .     .  453. 

181.  Fortsetzung.    Zweiter  Grundsatz.    Nemo  plus  juris  in  alium 
transferre  potest,  quam  ipse  habet 456. 

182.  Bedingung  für  die  Anwendung  dieses  Grundsatzes     ....  460. 

183.  Dritter  Grundsatz.    Rechte  und  Verbindlichkeiten  des   über- 
tragenen Rechtes  gehen  über 460. 

V.     Von  dem  Besitze. 
A.    Von  dem  Besitze  im  Allgemeinen. 

184.  Deteution.    Retentionsrecht 463. 

186  a.  Begriff  des  Besitzes.  Stellung  dieser  Lehre  im  Französischen 

Rechte f     .     .    466. 

185  b.  Erwerbung,  Fortsetzung,  Verlust  des  Besitzes 467. 

186.  Von  den  rechtlichen  Folgen  des  Bes.  im  Allgemeinen   .     .     .    468. 

B.     Besitzklagen. 

187  a.  Einleitung.    Das  ältere  Recht 470. 

187  b.  Von  den  Sachen  und  Rechten,  deren  Besitz  durch  eine  Klage 

vertheidigt  werden  kann 474. 

188.  Von  dem  Klagegrunde.    Art  des  Besitzes 479. 

189.  Störung  des  Besitzes 481. 

190  a.  Der  Besitz    -  Kläger 484. 

190  b.  Der  Beklagte 485. 

191.  Petitum.  Einreden,  ürtheilsvollzug 486. 

192.  Von  der  gerichtlichen  Verhandlung  der  Besitzklagen.  De  poa- 
sessorio.    Nulla  cumulatio  cum  petitorio 487. 
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Erstes  Buch. 

Von  den  Rechten  an  äus3eren  Gegenständen, 
diese  einzeln  betrachtet 

I.  Abtheilung. 

Sachen-Recht. 
Erbte»  IftuptstJtak. 

Von  dem  Eigenthumsrechte  an  Sachen. 

I.  Begriff  dieses  Rechtes. 

193  a.  Eigenthum  an  Sachen 491. 

193  h.  Eigenthum  an  Geisteswerken.    Literarische«,  künstlerisches, 

industrielles  Eigenthum.    Literatur 493. 

II.  Von  den  im  Eigenthume  enthaltenen  Rechten. 

194.  Von  diesen   Rechten   im    Allgemeinen;    Nach  harnrecht, 
Nachharunrecht 495. 

195.  Von  den  einzelnen  im  Eigenthume  enthaltenen  Rechten.  Früchte    498. 

III.  Eintheilung  des  Eigenthums. 

196.  Widerrufliches,  unwiderrufliches  Eigenthum 504. 

197.  Miteigentum».    Gibt  es  ein  Gesammteigenthum  ?      .     .     .    .    511. 

198.  Volles,  getheiltes  Eigenthum.    Gibt  es  ein  solches  überhaupt 

und  insbesondere  in  Frankreich?  Emphytheuse.  Superficies    .    521. 

IV.    Erwerbung  des  Eigenthums. 

199.  Im  Allgemeinen ,    .    .    528. 

•200.  1)  Von  der  Okkupation.    Finden.    Schatz         528. 

201.  2)  Fructuum  perceptio,  Erstattungspflicbt  des  bösgläubigen 
Besitzers 534. 

3)  Von  der  Accession.    (Von  dem  Zuwachse.) 

202.  Im  Allgemeinen 538. 

203.  Accession  bei  Grundstücken 538. 

204.  Accession  bei  beweglichen  Sachen 548. 

4)  Von  der  Erwerbung  des  Eigenthumes  durch  Vertrage. 

205.  Im  Allgemeinen.    Transskript ion 544 

206.  Geschichte  der  Lehre  von  der  Transskription 546. 

207.  Gesetzliche  Vorschriften  über  die  Bewirkung  der  Transkription  548. 

208.  Von  den  rechtlichen  Wirkungen  der  Transskription  ....  551. 

5)  Von  der  Ersitzung. 

Literatur 553. 

209.  Einleitung  in  diese  Lehre.   Verjährung.    Ersitzung   ....    553. 

a)  Gesetzliche  Vorschriften,  welche  sowohl  von  der  Ersitzung  als  Von 
der  Verjährung  gelten« 

210.  Wer  kann  verjähren?  . 567. 

211.  Gegen  wen  kann  man  verjähren?  Ruhen  oder  Suspension  der 
Verjährung 558. 
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212.  Bedingungen  der  Verjährung.    Ablauf   einer    gewissen  Zeit; 

*  deren  Berechnung 562. 

218.  Unterbrechung  der  Verjährung 565. 

214.  Bedingtes,  betagtes  Recht.  Gilt  als  Regel  „Contra  agere  non 

valentem  non  currit  praescriptio"  ? 572. 

b)  Gesetsliohe  Vorschriften,  die  sich  nur  auf  die  Ersitzung  beziehen. 

215  a.  Gegenstande  der  Ersitzung.   ,,En  fait  de  meubles  la  poBses- 

sion  vaut  titre       578. 

215  b.  Weitere  Bedingungen  und  Arten  der  Ersitzung 577. 

215  c.  Eigenschaften,  ohne  welche  der  Besitz  zur  Ersitzung  von  10, 
20,  30  Jahren  nicht  genügt.  Actes  de  pure  faculte  et  de 
simple  tolerance.  Besitz  im  fremden  Namen.  Interversio 
possessionis.  -  Possessio  continua  et  non  interrupta.  — 
Ruhiger  und  öffentlicher  Besitz.    Nee  vi  nee  clara      .    .    .    578. 

215  d.  Rechtliche  Wirkungen  der  Ersitiung 584. 

216.  Dreißigjährige  Ersitzung 585. 

217.  Zehn-  oder  zwanzigjährige  Ersitzung.  Justns  titulus.  Bona  fides    585. 

V.    Von  den  K  lagen,   die  aus  dem  Big  en  th  urasreohte 
entstehen. 

218.  Bei  vindicatio.    Gibt  es  im  französischen  Rechte  eine  Actio 
Publidana? 590. 

219.  Actio  negatoria.  Praesumtio  pro  libertate  dominii     ....    595. 
220  VI.  Wie  daß  Eigenthum  Aufhörtoder  verloren  geht    596 
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ZtcharU,  Franz.  Civilreoht.    6.  Aufl.    1. 
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Einleitung. 


0.  c  Art.  1—16.  —  Einleitung  in  den  C.  N.  Von  J.  A.  L.  S  e i  de  n g  t i c k  ex. 
Tübingen  1808.  —  Beiträge  zur  Charakteristik  and  Critik  des  C.  N. 
Von  A.  Bauer.  Marb.  1810.  —  Introduction  4  l'&nde  du  C.  N.  Fat 
F.  da  Lassanlx.  Paris  1812.  —  Introduction  a  l\Stude  philoßophique 
da  droit.  Par  Lh  er  bette.  181».  —  Xntrodnction  a  l'&ode  du  droit 
franojais  et  a  l'ätude  du  droit  naturel,  a  l'usage  des  ätudians  en  droit. 
Par  Bon  läge  1821.  —  Nouveau  guido  des  ätudians  en  droit  Par 
Bedel.  1828.  18.  —  Manuel  des  ätudians  en  droit  et  des  jeunes  aro- 
ests,  recneil  d'opuseules  de  jnrisprudenee.  Par  Dupin  1885.  !&  — 
Gstfe  moral  ei  inteüectuel  de  l'ftndiant  en  droit.  Par  BailUt. 
1885.  18.  —  «Coured'introduction  generale  a  Wtude  de  droit  ou  Emr 
cyclopldie  juridique  par  Falk,  traduit  de  TAUemand  par  Pellat. 
1842.  —  Cours  d'introduction  generale  a  l'ttude  du  droit  Par  Esch- 
bach. 2.  6d.  1846.  12.  —  Premiers  Essais  de  Philosophie  du  droit  et 
d'enaeignenient  mlthodique  des  lois  francaises.  Par  Oudot  1846. 
P.)  Explication  elementaire  du  C.  N.  par  J.  J.  Delsol,  &  6d.  Paris 
1667.  3  Bde.  Vorträge  über  den  titre  prflirainaire  des  C.  N.  Ton  Dr. 
Anton  Stabel,  Freiburg  i/B  1848.  Institutionen  des  französischen 
CiYÜrechts  (Code  Napoleon)  von  Dr.  Anton  Stabel.  Mannheim.  1870. 
Institutionen  des  französischen,  in  den  deutschen  L&ndern  des  linken 
Rheinufers,  insbesondere  im  Besirke  des  Appellationsgerichtshofes  im 
C61n  geltenden,  Cirilrechts  yon  J.  J.  Bauerband,  Bonn  1878. 


Van  dar  Rechtswissenschaft  im  Allgemeinen. 

§.l. 
Der  Inbegriff  derjenigen  Gesetze,  zu  deren  Beobachtung 
der  Mensch  durch  äusseren  (oder  physischen)  Zwang  angehalten 
werden  darf,  ist  das  Recht  —  dieses  der  Gegenstand  der 
Rechtswissenschaft.1) 


1)  In  der  französieren  Sprache  La  jurisprudenee,  1»  seienee  oder  U 
doetrine  du  droit.  —  Das  Wort:  Jurisprudenee,  beieiehnet  jedoch,  in 
•einer  gewöhnlicheren  Bedeutung,  den  Geriobtsgebraueh.  (Man  sagt  s.  B. 
la  jurisprudenee  de  la  oour  de  Cassation.)  Diese  Bedeutung  besieht  sich 
auf  das  hohe  Ansehen,  in  welchem  yon  jeber  der  Geriobtsgebraueh  in 
Frankreich  stand.    Vgl.  Merlin  m.  jurisprud.  Lassa u lx.  I,  4. 
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4  §.  2.   Einleitung. 

§.2. 

Das  Recht  der  Menschen  ist  entweder  Natur  recht  oder 
Staatsrecht.  Das  erstere  ist  das  Recht  der  Menschen  im 
Stande  der  Natur,1)  das  letztere  das  der  Menschen  im  Staate.8) 
Nur  das  letztere  hat  eine  äussere  Gewährleistung,  die  der  öffent- 
lichen Macht  Die  Menschen  haben  sich  zu  Staaten  vereinigt,2*) 
damit  es  dem  Rechte  nicht  an  einer  Macht  fehle,  die  ihm 
diene,  und  der  Macht  nicht  an  einem  Rechte,  dem  sie  gehorche. 
—  Das  Staatsrecht  hat  entweder  die  Verfassung  des  Staates 
oder  die  Ausübung  der  Staatsgewalt  —  entweder  das  Subjekt 
der  Staatsgewalt  oder  die  Thätigkeit  dieses  Subjekts  —  zum 
Gegenstande;  es  ist  also  entweder  Verfassungs-8)  oder 
Regierungsrecht.4)  Das  letztere  begreift  so  viele  Theile 
unter  sich,  als  es  Rechte  der  Staatsgewalt  gibt.    Es  ist  also 


1)  Lecons  de  droit  de  la  nature  et  des  gens.  Par  de  Feiice.  1880.  II. 
Vol.  —  Institution  dn  droit  de  la  nature  et  des  gens.  Par  Rayneval. 
II.  Ed.  II.  T.  1832.  -  Cours  dn  droit  natnrel.  Par  Jouffroy  2.  eU 
1842.  IL  T.  —  Philosophie  du  droit.  Par  Lerm inier.  II.  T.  1885.  — 
Esquisse  d'une  theorie  de  droit  natnrel.  Par  de  Glinka.  1836.  —  Phi- 
losophie dn  droit  ou  Cours  d'introduction  a  la  science  du  droit.  Par  Be- 
lime.  1844-47.  II.  T.  —  Cours  de  droit  natnrel  ou  Philosophie  du 
droit  d'apres  l*6tat  de  cette  science  en  Allemagne.  Par  Ahrens.  2.  6d. 
1852.  —  S.  auch  Warnkönig's  Anzeige  der  neuesten  in  Frankreich 
erschienenen  Schriften  über  Rechtsphilosophie,  in  der  Zeitschrift  für  dio 
Gesetzgebung  und  Rechtowiss.  des  Auslandes.  Herausg.  von  Mitter- 
mai er  etc.   I,  271.  434.   H,  143.   IV,  78.   XXIII,  9.   XXIV,  12. 

P.  Es  gibt  keinen  Naturzustand  des  Menschen,  ausser  in  philosophischen 
Abstractionen,  also  auch  kein  Naturrecht  in  solchem  Sinne,  sondern  nur  ein 
im  Volksbewu88t8ein  begründetes  natürliches  Recht  und  darum  auch  eine 
naturalis  obligatio  (Art.  1235),  bei  welcher  es  eich  jedoch  nur  um  Ge- 
wissenspflicht im  Gegensätze  zu  positivem  Rechte  handelt. 

2)  Vgl.  §.  1.  J.  de  jure  nat.  ffent  et  civ. 

2a)  P.  Der  Staat  beruht  nicht  auf  einem  Akte  menschlicher  Will- 
kür, (die  Idee  des  contrat  social  ist  ganz  falsch !)  sondern  auf  einem  Na- 
turgesetze, einer  Naturnoth wendigkeit;  der  Zweck  des  Staates  umfasst 
Tief  mehr,  als  die  Erzwingbarkeit  der  Rechte  und  Pflichten.  Wohlfahrt 
und  Gedeihen  der  Menschheit  Bind  seine  hohe  Aufgabe.  Puchelt, 
Zeitschr.  für  franz.  Civilrecht.  I.  S.  378. 

3)  In  einer  andern  Bedeutung  ist  das  Verfassungsrecht  der  Inbegriff 
der  Vorschriften,  welche  in  den  ausdrücklich  zur  Bestimmung  der  Grund- 
lagen des  Staatsrechts  gegebenen  Gesetzen  (z.  B.  in  der  Charte  constito- 
tionelle)  enthalten  sind. 

4)  Das  Wort:  droit  administrativ  bezeichnet  bei  den  französischen 
Schriftstellern  denjenigen  Theil  des  Rechts,  welcher  die  vollziehende 
Gewalt  in  ihrer  Anwendung  auf  besondere  und  auf  örtliche  Ver- 
hältnisse zum  Gegenstände  hat.    S.  §.  47. 
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§.  9.  Von  der  Rechtswissenschaft  im  Allgemeinen.  5 

z.  B.  das  Civilrecht,  als  welches  die  Regeln  enthält,  nach  wel- 
chen die  Staatsgewalt  in  bürgerlichen  Rechtssachen  auszuüben 
ist,  ein  Theil  des  Regierungsrechts  in  dieser  Bedeutung.6) 

§.  3. 

Ebenso  ist  das  Recht  der  Völker,  als  moralischer  Personen 
(und  zwar  der  einzigen,  denen  diese  Eigenschaft  von  Rechts- 
wegen zukommt),  entweder  Natur-  oder  Staatsrecht,  da 
auch  Völker  im  Verhältnisse  zu  einander,  entweder  im  Stande 
der  Natur  beharren,  d.  h.  ihre  eigenen  Richter  in  Sachen  des 
Rechts  sind,  oder  aber  (wie  z.  B.  die  Nordamerikanischen  Frei- 
staaten und,  in  einem  gewissen  Grade,  die  Staaten  des  deut- 
schen Reiches)  einem  Völkerstaate,  als  Bürger  desselben  an- 
gehören. —  Uebrigen8  greift  das  Völkerrecht1)  in  mehr  als 
einer  Beziehung  auch  in  das  bürgerliche  Recht  und  in  die 
bürgerliche  Gerechtigkeitspflege  ein.  Dieses  Interesse  haben 
z.  B.  die  Lehren  des  Völkerrechts  von  den  Vorrechten  der 
Gesandten,8)  von  den  rechtlichen  Folgen  einer  Eroberung,8) 


5)  Gewöhnlich  theilt  man  das  Staatsrecht  (nach  dem  Vorgänge  der 
römischen  Rechtsgelehrten,  §.  4.  J.  de  justitia  et  jure)  in  das  öffent- 
liche und  in  das  Privatrecht  ein.  Allein  so  gewiss  auch  die  Ge- 
setze bald  unmittelbar  nur  das  Interesse  der  Gesaramtheit,  bald  unmit- 
telbar nur  das  Interesse  der  Einzelnen  bezwecken,  so  ist  doch  jene  Ein- 
theilaDg  nicht  zu  einer  Eintheilung  der  Rechtswissenschaft  tauglich. 
Z.  B  die  Gesetze  über  Vergehen  und  Strafen  gehören  zum  Theil  dem 
öffentlichen,  zum  Theil  dem  Privatrechte  an. 

1)  Le  droit  des  gens.  Par  Vattel.  N.  A.  1886.  III.  T.  (Diese  Aus- 

fabe  enthalt  zugleich  in  einem  Anhange  mehrere  Zusätze,  i.  B.  eine 
ibliothecaj.gent.)  Traite*  du  droit  pohtique  et  de  diplomatie,  appliquä 
ä  PeUt  actael  de  la  France.  Par  Battur.  Par.  1828.  IL  T,  —  Bur- 
lama qui,  Principe  du  droit  de  la  nature  et  des  gens,  nour.  ed.  par 
Dupio.  1820,  V.  T.  —  Institution  du  droit  de  la  nature  et  des  gens. 
Par  Görard  de  ßayneval.  1832.  TJ.  T.  —  Histoire  du  progres  du 
droit  des  gens  en  Europe  et  enAmerique  depuis  la  paiz  de  Westphalie. 
Par  Wheaton.  Neu  herausgegeben  von  Lawsrence,  1869.  Leipzig, 
bei  Brockhaus.  Histoire  du  dr.  des  gens.  Par  Laurent.  Gand.  1850. 
T.  I— III.  —  Recueil  de  Traite  de  Paix  etc.  Par  G.  F.  de  Härtens, 
depuis  1761  jusau'  au  präsent.  —  S.  auch  unten  die  Lehre  von  den 
Cmirechten,  und  oben  §.  2.  Anm.  1. 

2)  Merlin  m.  ministre  public.  Sect.  V.  — •  Gilbert  G.  e.  Art.  8. 
No.  11-17.   Supplement  No.  2—7. 

3)  Merlin  m.  hynotheqae  Sect  II.  §.  HI.  Art.  VI.  n.  4.  (Hier  tob 
dem  Einflus8  einer  Eroberung  auf  die  Wirksamkeit  der  Rechteurkunden 
und  Urtheile,  die  von  den  Behörden  des  eroberten  Landes  ausgegangen 
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6    .  M-    Btolertung. 

vta  der  TOrbtotoadenKrtftderVö^ 

von  4er  Gerichtsbarkeit  der  Handehkonsulen,5)  von  den  diplo- 
matischen Agenten,  als  Beamten  des  Civilötandes.«) 

Von  clem  Französischen  Rechte, 

§  4. 

Begriff  und  Theile  dieses  Rechts. 

Das  Französische  Recht  ist  der  Inbegriff  derjenigen 
ftefchtsgesetee,  welche  von  den  Behörden,  denen  nach  der  fran- 
zösischen Verfassung  die  gesetzgebende  Gewalt  zusteht  oder 
zu  der  Zeit,  als  die  Gesetze  (dieses  Wort  in  seiner  weiteren 
Bedeutung  genommen)  gegeben  wurden,  zustand,  als  rechtlich 
Verpflichtende  Vorschriften  ausgegangen  sind.  Das  Franzö- 
sische Recht  ist  also  das  dem  französischen  Reiche1)  eigen- 
tümliche Staatsrecht  (§.  2).  Es  ist  daher  eben  so,  wie  das 
Staatsrecht  überhaupt,  in  das  Verfessungs-  und  in  das  Regie- 
tungsrecht  einzuöieilen.  —  Der  dermalige  Rechtszustand  des 
französischen  Reichs  beruht  auf  allen  den  Gesetzen,  welche 
seit  dem  Anfange  der  Monarchie  von  Zeit  zu  Zeit  erlassen 


«od.)  m.  loi.  §.  6.  n.  9.  (Über  den  Einfluss  einer  Eroberung  auf  die  Gil- 
tigkeit  der  Geeetxe)  m.  reunion  §.  1.,  souverainetl.  §.  8.  Sir.  XIIL  I,  69. 
XVIII,  I,  256.  XLVH  I,  49.  LXIV,  I,  98. 

4)  Diese  Vertrage  haben  in  Frankreich  nur  anter  der  Bedingung 
Gesetaeskraft,  dass  sie  ordnungsgemäss  publicirt  worden  sind.  Sir. 
XXXIV,  J,  822.  *  Dunin,  Requis.  et  Plaid.  I.  p.  495 f.  —  Haben  die 
Berichte  völkerrechtliche  Verträge  ebenso  von  Am  Uwegen  zu  beachten, 
wie  Gesetze?  B.  Merlin  m.  jugement.  §.7.  —  Verlieren  solche  Verträge 
durch  einen  Krieg  mit  der  andern  Partei  schon  von  Rechtswegen  ihre 
verbindende  Kraft  für  den  Richter?  8.  Merlin  m.  succession.  Sir.  XI, 
4,  801  und  das  Dekret  vom  20.  December  1810.  P.)  Sir.  UV,  I,  811.  — 
•Den  Gerichten  steht  die  Auslegung  völkerrechtlicher  Verträge  au.  Sir. 
XXXIX,  I,  677.  XLIII,  II,  98.    S.  «.  39  n.  8. 

6)  Merlin  m.  consuh  des  marchands.  §.  2.  P.)  §§.  21,  22  des  "nun- 
mehrigen Deutschen  Reichsgesetaes  Ober  die  Coneulate.  Bundes-G.Bl. 
1867.  No.  U. 

6)  Merlin  m.  etat  civil.  §.  2.  Vgl.  zu  Art.  170.  P.)  %.  13  des  in 
der  vorhergehenden  Note  aUeg.  Ges. 

1)  üeber  die  Bedeutung,  in  welcher  das  Wort:  empire  Fmncais,  xa 
€er  Zeit  ais  Frankreich  unter  der  «raten  kaiserl.  Begierung  stand,  genom- 
men wurde,  vergl.  meine  Schrift:  Das  Staaterecht  der  Rheinischen 
Bundesstaaten.    Heidelberg  1810,  die  4.  Abh. 
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worden  sind»  bö  das*  die  heutige  Anwendbarkeit  dieöer  <S*> 
setee  nur  nach  der  Rechteregel:  Lex  posterior  derogat  prieri, 
m  beurtheiteta  ist,  wenn  anch  die  seit  dem  Konsulate  erlas- 
senen Gesetoe  bei  weitem  die  HauptqueUe  des  heutigen  Fran- 
zösischen Rechts  bilden.  Der  königliche  Verfassungsbrie*  (ia 
Charte)  vom  Jahr  1814  hat  die  Gesetze,  Welche  tter  Zeit  der 
Wiederherstellung  des  Königthums  in  Frankreich  bestanden, 
ausdrücklich  bestätiget.1)  Eben  so  liegt  eine  Bestätigung  der 
früheren  Gesetze  *in  den  Verfassungsurkunden  vom  Jahre  1880 
(Art.  70),  vom  Jahr  1848  (Art.  112)  utfd  vom  14.  Januar 
1852  (Art.  56).«). 

§.5. 

Von  den  Quellen  de«  heutigen  Französischen  Rechts. 

Die  Hauptquellen  de«  dertnaligen  Französischen  Rechts  sind : 
1)  Die  Gesetze  (lots)  in  der  Bedeutung  des  fran- 
zösischen Verfassmngsrechts,  d.  i.  die  reebükheo  Vor- 
schriften, welche,  seitdem  Frankreich  eine  BepriuehtativTerfitt- 
sung  hat»  nach  den  Grtundsätaen  dieser  Verfassung  verbindende 
Kraft  erhalteti  haben.1)  —  Naoh  der  Verfassung  des  ersten  Kaiser- 
reiches waren  diejenigen  Vorschriften  Gesetze  in  diesem  Sinne, 
welche  der  Kaiser  der  gesetzgebenden  Vetasfluahmg  (corps 
l^gislatif )  vorgeschlagen  und  diese  Vetsnamluag  angenommen 
hatte.  Auch  nach  der  Charte  vom  Jahr  1614  stand  allein  dem 


2)  Charte  constitut.  Art.  68.  „Le  Code  civil  et  Je«  lok  aetueUement 
existentes  qui  ne  sont  pa*  eofttreires  ä  fe  nr&ente  Chatte  resteht  en 
rijueur  jusqu*  a  ce  qu'il  r  soft  Wgalement  deVojfe\" 

3)  Ctonst.  14.  Jan.  1852.  Art.  66.  Lee  dispositions  des  codes,  lois  et 
reglements  existans  qui  ne  sont  pas  contraires  a  la  präsente  Coaitfttttibn 
restent  en  Ttgnenr  jnsqu*  a  ce  aull  y  sott  Wgaleineflt  4är«g4.  P.)  Durch 
Art  58  derselben  Const.  sind  die  während  der  ersten  Zeit  nach  dem 
Staatsstreiche  erlassenen  Dekrete  des  Prini-PrftiAenlfen  als  verpflichtende 
Gesetse  erklärt;  Man  nennt  siePecrets  —  Lofe.  -  Die  neueste  franafh. 
Republik  hat  bis  jetst  nichts  daran  geftnSett. 

1)  Man  kann  diese  feedeuiüng  des  Wertes:  Geeetae,  anch  die  en- 
gere nernen,  kam  Unterschiede  von  der  w eiferen,  in  Weicht*  das 
Wort  alle  QaeUeh  des  gawcfaridbencn  Fransdrfsehen  Rechte  umfisst 
Nach  4er  VeAsiwng  de*  «lies  Röntoelches  -Walraten  Ufo  kShif L  VW*- 
«rdntngtoi  ingleich  die  «teile  der  tt*Hfae  In  4*  httfige*  «fttfSnn 
Bedeutung. 
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g  §.  5.    Einleitung. 

Könige  die  Initiative  der  Gesetze  zu.2)  *Ebenso  verhält  es  sich 
nach  der  Verfassung  vom  14.  Januar  1852.  Der  Präsident 
der  damaligen  Republik  und  spätere  Kaiser  Louis  Napoleon 
hatte  allein  die  Gesetzesinitiative  (Art.  8).  Nach  der  Verfas- 
sungsurkunde vom  Jahr  1830  konnte  ein  Gesetzentwurf  von 
einem  jeden  der  drei  Zweige  der  gesetzgebenden  Gewalt  aus- 
gehen. Wurde  er  von  der  Mehrheit  der  einen  und  der  andern 
Kammer  angenommen  und  von  dem  Könige  sanktionirt,  so 
hatte  er  Gesetzeskraft  *Nach  der  Verfassung  vom  Jahr  1848 
stand  die  Iniatiative  dem  Präsidenten  und  der  gesetzgebenden 
Versammlung  zu;  der  Präsident  hatte  ein  aufschiebendes  Veto.8) 
Die  Gesetze  in  dieser  Bedeutung  sind  die  Hauptquellen  des 
Französischen  Givilrechts.Sa)  (In  diesem  Handbuche  wird  das 
Wort  jederzeit  in  seiner  engern  Bedeutung  gebraucht  werden.) 
2)  Die  königlichen  Ordonnanzen,  nach  der  Ver- 
fassung des  Kaiserreichs  die  kaiserlichen  Dekrete 
und  nach  der  Verfassung  vom  J.  1852  die  Dekrete 
des  Präsidenten  resp.  Kaisers,  in  wie  fern  sie  allgemeine 
Regeln  enthalten.4)  —  Nach  der  Verfessungsurkunde  vom  Jahr 
1814  (Art.  14.)  hatte  der  König  überhaupt  das  Recht,  alle 
zur  Vollziehung  der  Gesetze  und  für  die  Sicherheit  des 
Staates  notwendigen  Vorschriften  und  Verordnungen  ohne 
Zustimmung  der  Kammern  zu  erlassen.  Die  Verfassungsurkunde 
vom  Jahr  1830  wiederholte  (Art  13)  diesen  Satz,  jedoch  mit 
dem  —  durch  die  Auftritte  des  Monats  Juli  desselben  Jahres 


2)  Charte  constit.  v.  J.  1814.  Art.  15-22.  Sir.  XXV,  I,  200.  — 
Doch  hatten  nach  dieser  Verfassungsurkunde  die  Kammern  auch  das 
Recht,  den  König  um  die  Vorlegung  eines  Gesetsenwarfs  su  bitten; 
ferner,  in  den  ihnen  vorgelegten  Gesetzentwürfen  Verbesserungen  zu 
machen. 

8)  Charte  vom  9.  August  1890.  Art.  14—18.  Const.  1848.  Art. 
39.  49.  58. 

3a)  P.  Die  neueste  Bepublik  hat  sich  noch  keine  definitive  Verfas- 
sung gegeben.  —  Wegen  des  zweiten  Kaiserreiches  vgl.  §.  46a. 

4)  Unter  den  Verordnungen,  welche  blos  einen  einzelnen  Fall  etc. 
betreffen,  sind  in  civilrechtlicher  Hinsicht,  insbesondere  diejenigen  Ton 
einem  unmittelbaren  Interesse,  welche  die  Entscheidung  einer  der  Kog- 
nition der  Regierung  vorbehaltenen  Rechtssache  betreffen.  (Les  ordon- 
nance« rendues  au  Conseil  d'ttat  sur  le  rapport  du  coraite"  du  con- 
tentieux.)  Sie  sind  nach  der  Analogie  rechtskraftiger  richterlicher 
Erkenntnisse  zu  beurtheilen.    Sir.  XXXIII,  I,  372. 
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veranlassten  —  Vorbehalte,  dass  der  König  acht  Kraft  jenes 
Rechts  die  Gesetze  ausser  Kraft  setzen  o  er  von  der  Voll- 
ziehung derselben  loszählen  könne.  (Sans  pouvoir  jamais  ni 
snspendre  les  lois,  ni  dispenser  de  leur  exlcution.)  Uebrigens 
gehört  die  Entscheidung  der  Frage,  ob  eine  Verordnung  des 
Königs,  welche  in  die  Beurtheilung  einer  Rechtssache  einschlägt, 
der  Verfassung  gemäss  oder  zuwider  sei,  allerdings  zur  Kom- 
petenz der  Gerichte.5)  Die  kaiserlichen  Dekrete6)  wurden  allein 
von  dem  Kaiser  kraft  des  ihm  durch  die  Verfassung  des  Reichs 
ertheilten  Rechts  erlassen,  die  in  den  Senatskonsuiten  oder  in 
den  Gesetzen  (in  der  engeren  Bedeutung)  aufgestellten  Grund- 
sätze weiter  auszufuhren,  dunkle  oder  vieldeutige  Gesetze  zu 
erklären  und.  die  zur  Vollziehung  der  Senatuskonsulte  und  Ge- 
setze notwendigen  Anordnungen  zu  machen.7)  Obwohl  die 
kaiserlichen  Dekrete  zu  der  Zeit,  als  der  Kaiser  schon  will- 
kührlicher  herrschte,  die  Gesetze  nicht  selten  abänderten,  an- 
statt sie  blos  auszulegen  und  anzuwenden,  so  werden  sie  doch, 
da  nur  dem  Senate  das  Recht  zustand,  die  kaiserlichen  Dekrete 
als  verfassungswidrig  ausser  Wirksamkeit  zu  setzen,  der  Senat 
aber  von  diesem  Rechte  nicht  Gebrauch  gemacht  hat  oder 
nicht  Gebrauch  machen  konnte  (Const.  vom  £2.  Frim.  VIH. 

5)  De  l'autorite' des  ordonnance«  sur  les  tribunaux.  ParYiard.  1890. 
—  S.  einzelne  Falle,  in  welchen  der  im  Paragraphen  aufgestellte  Satz 
(der  auch  für  mehrere  deutsche  Staaten  von  Interesse  ist)  zur  Anwen- 
dung kam,  h.Sir.  XXX,  II,  223.  XXXII,  I,  402.  »XXXIII,  II,  174.599. 
600.  XXXIV,  II,  153.  XXXV,  I,  246.  XXXVI,  H,  88.  XXXVII,  I,  789. 
XLUI,  I,  447.  II,  265.  Gazette  des-  Tribun.  1836,  6.  18.  22.  Januar. 
Serrigny,  Compet.  admin.  I.  No.  5  P.)  Abgesehen  von  positiven 
Verfassung  Vorschriften  hat  der  Richter  das  Recht,  ja  die  Pflicht,  die 
Legalitat  der  von  ihm  anzuwendenden  Vorschriften  zu  prüfen.  Lau- 
rent, Princ.  d.  dr.  I.  No.  31.  Windscheid,  Pand.  I.  §.  14  n.  2.  Für 
die  kaiserlichen  Dekrete  seit  Geltung  der  Verfassung  v.  14.  Jan.  1852 
ist  dies  bestritten;  bejaht  ist  es  von  Dufour,  Droit  administr. 1. 8. 63, 
Foucart,  Elements  d.  dr.  administr.  I.  103;  verneint  Aubry  et 
Rau.  L  §.  5  n.  9.    Wegen  der  Präsidial-Dekrete  s.  o.  §.  4  n.  8. 

6)  Zuweilen  werden  in  den  Rundschreiben  der  Minister  auch  kaiser- 
liche Entscheidungen  (däcisions  de  l'empereur)  angeführt,  Entscheidungen, 
die  der  Kaiser  mündlich,  auf  einen  ihm  von  dem  Minister  erstatteten 
Vortrag,  ertheilte.  Die  vesbindende  Kraft  dieser  Entscheidungen  dürfte 
nach  denselben  Grundsätzen,  wie  die  der  ministeriellen  Rundschreiben, 
zu  beurtheilen  sein.  —  *Eine  Däcision  de  Sa  Majeste*,  an  Stelle  eines 
Staatsrsthsgutaehtens,  erweiterte  den  Art.  163.  S.  unten  III.  Bd.  §.  466. 

7)  Constit.  v.  22.  Frim.  VIII.  Art.  44.    Merlin  m.  loi  §.  III. 
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Art.  21.),  auch  in  so  fern,  als  sie  mit  den  Gesetzen  im  Wider- 
spruch waren,  und  auch  jetzt  noch  von  dem  Gerichtsgebraache 
als  geltende  Rechtsnormen  betrachtet,8)  und  sie  können  in  so 
fern  nur  durch  ein  Gesetz  aufgehoben  werden.9)  —  Eine  Art 
der  kaiserlichen  Dekrete  sind  die  kaiserlichen  Statute,  Dekrete, 
welche  die  Einrichtung  des  kaiserlichen  Holstaates  (de  la  mai- 
son  de  l'empercar)  oder  das  Familienrecht  der  kaiserlichen 
Familie  zum  Gegenstande  haben.  Vgl  das  Senatuscons.  v.  28. 
Flor.  XU.  art.  14. 

3)  Die  Gutachten  des  Staatsrathes.  (Les  avis 
du  consefl  (Tetat.)  Unter  der  Verfassung  des  ersten  Kaiser- 
reiches10) hatte  der  Staatsrath  unter  Anderem  den  Auftrag, 
den  ßinn  der  Gesetze  zu  entwickeln.  (Vorzugsweise  die  Gutachten 
dieseB  Inhalts  schlagen  in  das  Civilrecht  ein.)  Diese  Gut- 
achten hatten  und  haben  noch  jetzt,  von  dem  Kaiser  geneh- 
migt,11) dieselbe  verbindende  Kraft,  wie  die  kaiserlichen  De- 
krete. Es  gelten  daher  von  der  verbindenden  Kraft  dieser 
Gutachten  dieselben  Grundsätze,  wie  von  der  der  kaiserlichen 
Dekrete.  Von  der  späteren  Verfassung  Frankreichs  siehe 
unten  §.  46a. 


8)  Vgl.  s.  B.  Sir.  XXII.  I,  57.  394.  XXIV,  I,  184.  XXVm,  I,  26. 
388.  XXXI.  L  175.  363.  XXXIII,  I,  512.  II,  119.  XXXIV,  I,  576.  XLI, 
II,  417.  LXIH,  II,  17.  Dalloz,  jur.  rfn.  y.  Lois.  Sect.  I.  Art.  2  §.  2. 
n.  7.  Serrigny,  Compätence  admin.  I.  n.  6.  Andere  sprechen  wenig- 
stens denjenigen  Dekreten  die  Giftigkeit  ab,  welche  eine  Strafbestim- 
mung' enthalten.  Proudhon,  Usuiruit  IV,  1986.  Demante.  B6rue 
de  droit  fr.  et  6tr.  VII.  417.  ChaureauetHllie.  Theorie  de  Code 
peual  II,  836.    Dieser  Ansicht  hat  sich  nur  ein  Urtheil  angeschlossen 

\  (Bordeaux).    Sir.  XXXII,  II,  483.    Die  Frage  betrifft  namentlich  die 
!  Dekrete  Tom  6.  April  1809  nnd  26.  Angust  1811.   (s.  nnten  §.  166.)   S. 
auch  Sir.  XLIV,  I,  855  (Dekr.  ▼.  21.  Des.  1808). 

9)  *S.  Sir.  XXXI,  II,  335.  XLIH,  I,  680.  Reglementarische  Dekrete 
können  durch  blosse  Ordom-anz  abgeschafft  werden.  Sir.  XXVII,  I,  417. 
—  Das  Obige  gilt  auch  ?on  den  Dekreten,  welche  die  Kaiserin  Marie 
Louise  als  Begentin  intra  fines  mandati  sui  erlassen  hat.  Sir.  XXX.  I, 
203.  XXXU.  I,  294.  »Und  selbst  extra  fines.  Sir.  XXX,  II,  107.  P.We- 
gen der  Dekrete  des  Prinz-Prasidenten  Louis  Napoleon  cf.  n.  8  zu  §.  4. 

10)  VgLMauguin  in  der  bibl.  du  barreau.  Jhrg.  1808.  T.LS.281. 
Sir.  VIIL  II,  293.  IX,  I,  46.  das  kaiserl.  Dekret  über  die  Organis,  des 
Staatsrathes  v.  11.  Juni  1806.  loi  v.  16.  Sept.  1807. 

11)  Sie  haben  daher  ein  doppeltes  Datum,  das  des  Beschlusses  und 
das  der  Genehmigung.  Werden  sie  nun  unter  einem  einzigen  Dato  an- 
geführt, so  ist  jederzeit  das  Datum  der  Genehmigung  zu  verstehen. 
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4)  Senatuskonsulte,  die  Beschlüsse  des  Senates 
unter  den  beiden  Napoleons  und  unter  den  Bourbons.1*) 
Sie  schlagen  in  das  Civilrecht  vorzüglich  in  so  fern  ein,  als 
dieses  mit  dem  Verfassungsrecht  zusammenhängt. 

5)  Die  Rundschreiben  (lettres  circulaires)  und  die 
Entscheidungen  der  Minister.  Jedoch  sind  diese  Schrei- 
ben und  Entscheidungen,  wenn  auch  für  die  Begierungsbeamten 
verpflichtend,  in  wie  fem  sie  Fragen  des  bürgerlichen  Rechts 
entscheiden,  nicht  für  die  Gerichte  bindend.18). 

Das  Amtsblatt,  in  welchem  die  Gesetze,  die  Ordonnanzen 
und  andere  Erlasse  der  Regierung  bekannt  gemacht  werden, 
fuhrt  den  Namen:  Bulletin  des  bis.  Es  beginnt  mit  dem 
22.  Prair.  IL  (dem  10.  Juni  1794)  und  wird  nach  der  Ver- 
schiedenheit der  Regierungen,  unter  welchen  es  erschienen 
ist»  in  12  Abtheilungen  (Series)  getheilt.  Die  ganze  Samm- 
lung enthält  bis  mit  1873  —  250  Bände  mit  circa 
130,000  Artikeln.  —  Die  seit  dem  Jahre  1789  —  also 
seit  dem  Anfange  der  Revolution  —  bis  zum  Monat 
Juni  1794  erschienenen  Gesetze  findet  man  in  einer  Samm- 
lung, welche  La  collection  du  Louvre  genannt  wird.  (18 
oder  23  Bde.  4.)  Vgl.  Merlin  m.  bulletin  des  lois.  Fa- 
vard  m.  lois.  Sect.  IL  (In  letzterer  Stelle  findet  man  zu- 
gleich Nachrichten  über  die  verschiedenen  Arten,  wie  in 
früheren  Zeiten  die  k.  Verordnungen  publicirt  wurden.)  — 
Die  Kostbarkeit  dieser  amtlichen  Sammlungen,  die  Menge 
der  veralteten  Gesetze,  die  sie  enthalten,  haben  zur  Her- 
ausgabe mehrerer  Privatsammlungen  der  seit  1789 
erschienenen  Gesetze  etc.  Veranlassung  gegeben,  die  sich 
auf  die  noch  jetzt  geltenden  Rechtsquellen  beschränken; 
namentlich  der  folgenden:  Collection  complete  des  Lois  D6- 
crets  etc.  Par  Duvergier.  1789  a  1873.  Die  Sammlung, 
die  zugleich  Erläuterungen  der  einzelnen  Gesetze  enthalt,  wird 
seit  1830  jährlich  fortgesetzt.  —  Werke  ähnlichen  Inhalts  sind: 


12)  Ueber  die  Amtsgewalt  des  Senates  Tgl.  die  Const.  ▼.  22.  Frim. 
VIII.  Art.  15  ff.  das  Senatuscons.  organ.  v.  16.  Therm.  X.  Art.  54  ff  das 
v.  28.  Flor.  XII.  Art.  57  ff.  —  Constit.  14.  Jan.  1852.  Art.  20-31. 

18)  Mauguin  a.  a.  0.  316.  Hiermit  stimmt  aoeh  der  Gerichts- 
*«braucb  überein.  Sir.  XVI,  I,  366.  XXV,  II,  190.  XXVI,  I,  202.  To ul- 
lier L  56.  P.)  Foacart,  Droit  ad  min.  I,  104.  Trolley,  Droit  admin. 
I,  28-  ßir.LXIII,  I,  431.  LXV,I,  102.  *Dnpin,  Itequis.  et  Plaid.  I,  398. 
—  Sammlung  dieser  Rundschreiben.  Gillet,  Analyse  cbronol.  des  cir- 
cul.  etc.  seit  1791. 
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Lois  et  actes  du  gouvernement  publies  depuis  l'ouverture 
des  etats  genereaux  jusqu'au  8.  Juül.  1815  classes  par  ordre 
de  matieres  et  annotös  des  arrdts  de  la  cour  de  cass.  Par 
Desenne.  1818—1826.  XXII.  Vol.  —  Collection  generale  des 
lois,  decretsetc.  Par  Rondo  nneau.  1817— 1819.  Xu.  Vol.  — 
Corps  de  droit  fr.  ancien  et  moderne,  divise  en  2  series,  y. 
J.  420  bis  1788  V.T.,  1789  bis  1849  XIV.  T.  Par  6a- 
lisset  et  Walker.  (Eine  auf  den  Handgebrauch  gut  be- 
rechnete Sammlung.)  —  Bulletin  annote  des  lois,  decrets  etc. 
Par  Lepec.  1789  bis  1830  XX.  T.,  1830  bis  1849  XIX.  T. 
—  Lois,  decrets  etc.  seit  1789.  Par  Carette.  (dritte 
Abtheilung  des  Recueil  des  Arr£ts  par  Devilleneuve 
et  Carette.)  Jurisprudence  du  19.  siecle  1791 — 1870. 
6  Bde.  Par  Devilleneuve  et  Gilbert,  resp.  Couder. 
Code  general  des  lois  frangaises,  continue  et  mis  au  courant 
chaque  annee  par  un  Supplement,  par  Durand  et  Paultre, 
Paris  1856  erste,  1872  letzte  Aufl.  Roger  et  Sorel,  Codes 
et  Lois  usuelles.  5.  Aufl.  Paris  1870.  Der  Band  „lois  usuel- 
les" ist  zum  Nachschlagen  sehr  geeignet  durch  die  alpha- 
betische Ordnung.  Die  wichtigsten  Specialgesetze  enthalten 
auch  mehrere  neuere  Ausgaben  der  französ.  Gesetzbücher. 
(§.  0.).  —  Endlich  enthalten  folgende  Werke  diejenigen  k. 
Gesetze,  welche  vor  dem  Jahre  1789  erschienen  und  noch 
jetzt  in  Kraft  oder  wenigstens  zur  Erläuterung  des  heutigen 
Hechts  unentbehrlich  sind :  Recueil  general  des  anciennes  lois 
Frangaises,  depuis  Tan  420.  jusqu*  ä  la  revolution  Fr.  de 
1789  contenant  la  noticedes  principaux  monumens  des  Me- 
rovingiens,  des  Carlovingiens  et  des  Capetiens,  et  le  texte  des 
ordonnances,  edits,  declarations,  lettres  patentes,  reglements, 
arräts  du  conseil  etc.  de  la  troisieme  race,  qui  ne  sont  pas 
abroges  ou  qui  peuvent  servir,  soit  ä  Tinterprötation  soit  ä 
Thistoire  du  droit  public  et  prive,  avec  notes  de  concordance, 
table  chronologique  et  table  analytique  et  alphabÄtique  des 
matieres.  Par  Isambert,  Jourdan,  Decrusy,  Armet 
et  Taillandier  XXX.  Vol.  1821—1833.  Ein  auch  für 
die  Geschichte  wichtiges  Werk.  In  der  Vorrede  zum  ersten 
Bande  findet  man  eine  sehr  ausführliche  Anzeige  der  frühe- 
ren Sammlungen  der  königlichen  Verordnungen.  —  Manuel 
comptementaire  des  Codes  fr.  et  de  toutes  les  collections  de 
lois,  contenant  les  lois  etc.  antärieurs  ä  1789  et  restäs  en 
vigueur.  Par  Pailliet  IL  Vol.  1846.  S.  auch  oben  Ga- 
lisset  et  Walker,  sowie  Roger  et  Sorel  und  unten  §.43. 
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§.6. 

Fortsetzung.    Die  fünf  Gesetzbucher  des  französischen  Kaiserreichs. 
Spätere  Gesetzbücher.  (Codes.) 

Unter  den  französischen  Gesetzen  zeichnen  sich  in  mehr 
als  einer  Hinsicht  und  Beziehung  die  fünf  Gesetzbücher 
des  Kaiserreichs  aus:  1)  Der  Code  Napoleon  oder  der  Code 
civil  des  Francis,  2)  der  Code  de  proc£dure  civile,  3)  der 
Code  de  commerce,  4)  der  Code  d'instruction  criminelle,  5)  der 
Code  p£nal  oder  der  Code  des  d£lits  et  des  peines.  Diese  Ge- 
setzbücher enthalten  für  bürgerliche,  für  Handels-  und  für 
Strafsachen  eine  so  zugängliche,  eine  so  vollständige  und  eine, 
im  Ganzen,  so  zweckmässige  Gesetzgebung,  dass  ihr  nur  we- 
nige europäische  Gesetzgebungen  den  Preis  streitig  zu  machen 
vermögen.1)  Alle  diese  Gesetzesbücher  sind  Schöpfungen  Na- 
pol6on'8.*)  .  Die  Werke  des  Friedens  sind  dauernder  als  die 
Thaten  des  Krieges!  Alle  diese  Gesetzbücher  wurden  auf  die- 
selbe Weise  vorbereitet  und  in  Berathung  gezogen.  Sie  sind 
insgesammt  auch  jetzt  noch  in  dem  gesammten  Kontinental- 
gebiete8) Frankreichs  in  Kraft. 


1)  Eine  französ.  Uebersetzung  der  vorzüglichsten  Gesetzbücher  der 
europ.  Staaten  gibt  Victor  Pouch  er  heraus:  *Colleotion  des  lois 
civiles  et  criminelles  des  Etats  modernes.  1836—44.  X.  Vol.  Enth&lt 
die  Civilgesetzbücher  von  Oestreich,  Bossland  und  Sardinien,  die  Han- 
delsgesetzbücher von  Spanien  und  Holland,  das  Strafgesetzbuch  und  die 
Strafprozessordnung  von  Neapel,  die  Civilprozessordnung  von  Genf.  — 
Concordance  entre  les  Codes  civils  etrangers  et  le  Code  Napoleon.  Par 
Anthoine  de  St.  Joseph.  1889.  4.  Von  demselben:  Concordance  entre  les 
Codes  de  comm.  Itrangers  et  le  Code  de  comm.  fr.  1843.  4. 

2)  Napoleon  le  Grand  conside>e*  corome  legislatear  etc.  ParL.  Ron- 
donneau.  P.)  Napoleon  I.  et  les  lois  civiles  du  Consulat  et  de  l'empire, 
par  Plrouse;  Paris  1866.  — Zachariä  geht  zu  weit:  Den  grossen  Ideen 
des  J.  1789  gebührt  das  Haupt  verdienst;  Napoleon  I.  ist  nicht  Schöpfer, 
sondern  nur  der  Ausführer,  als  solcher  aber  oewandernswertu ;  Bein  per- 
sönlicher Einflass  auf  die  Fassang  der  Gesetze  hingegen  ist  wieder  ge- 
ring. Laurent,  Principe«  de  droit  civil.  Brüssel  und  Paris  1869.  Bd.  I. 
Seite  7,  8. 

3)  In  den  französischen  Kolonien  Bind  sie  nie  durch  ein  allge- 
meines Gesetz  eingeführt  worden.  In  einigen  sind  alle  diese  Gesetz- 
bücher, in  andern  ist  nur  das  eine  oder  das  andere  derselben  verpflich- 
tend u.  s.  w.  3.  hierüber  so  wie  über  das  besondere  Recht  der  französ. 
Kolonien  überhaupt  Favard  m.  legislations  coloniales.  —  Annales  mari- 
times et  coloniales  ou  recueil  des  lois  etc.  concernont  la  marine  et  les 
colonies.  Par  Bajot  et  Poirre\  1816  u.  flg. 
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Seit  der  Wiederherstellung  der  königlichen  Regierung  hat 
Frankreich  noch  ein  sechstes  Gesetzbuch  erhalten,  ein  Forst- 
gesetzbuch, le  Code  forestier,  promulgirt  den  21.  Mai  1827, 
welches,  mit  Aufhebung  aller  früheren  denselben  Gegenstand 
betreffenden  gesetzlichen  Vorschriften,  (Art.  218.)  in  225  Arti- 
keln das  gesammte  Forstwesen  sowohl  in  Beziehung  auf  die 
Rechte  und  Interessen  des  Staates  als  in  Beziehung  auf  die 
der  Einzelnen  ordnet.  Seine  Vorschriften  greifen  auch  in  das 
Civilrecht,  z.  B.  was  die  Nutzungsrechte  an  fremden  Waldun- 
gen betrifft,  wesentlich  ein.  —  Ueberdies  aber  belegen  mehrere 
neuere  französische  Rechtsgelehrten  noch  einige  andere  Gesetze 
(bald  gewisse  einzelne  Gesetze,  bald  mehrere  Gesetze  zusam- 
men, die  sich  auf  denselben  Gegenstand  beziehen),  mit  dem 
Namen:  Gesetzbücher,  Codes.  So  ist  es  einigen  gelungen,  so- 
gar 10  Gesetzbücher  des  französischen  Reichs  aufzufuhren, 
nämlich  ausser  den  obigen  6  Gesetzbüchern,  noch  7)  einen 
Code  constitutionel,  die  Verfassungsurkunden  v.  d.  J.  1814. 
1830  u.  s.  w.  8)  einen  Code  de  la  pSche,  die  loi  v.  15.  April 
1829.  s.  unten  §  200.  9)  einen  Code  de  la  chasse,  die  das 
Jagdrecht  betreffenden  Gesetze,  s.  unten  §.  209.  10)  einen 
Code  rural,  die  Gesetze,  welche  die  Landwirtschaft  betref- 
fen.4) Vergl.  §.  25.  P.  Dazu  kommen  die  Codes  de  justice 
militaire*)  vom  9.  Juni  1857  und  4.  Juni  1858  über  die  Or- 
ganisation und  Competenz  der  Militärgerichte,  auch  für  die 
Kriegsmarine,  sowie  über  militärische  Verbrechen  und  Vergehen. 

Es  sind  die  5  Gesetzbücher  des  Kaiserreichs  und,  in  der  Folge, 
die  6  etc.  Gesetzbücher  Frankreichs  in  mehreren  Ausgaben 
zusammen  erschienen.  Eben  so  gross  ist  die  Zahl  derjeni- 
gen Ausgaben,  in  welchen  dieselben  Gesetzbücher  mit  unter 
den  Text  gesetzten,  mehr  oder  weniger  ausführlichen  An- 
merkungen abgedruckt  sind  (oft  ist  es  schwer,  zwischen  den 
Ausgaben  der  letzteren  Art  und  den  Kommentaren  — §.51 
—  über  die  C.  eine  Scheidelinie  zu  ziehen).  —  Ausgaben 


4)  Da  der  Marne  Codes,  was  die  anter  7—10  aufgeführten  Geeetie 
betrifft  willkührlich  gewählt  ist,  so  darf  es  nicht  befremden,  wenn  die 
Liebhaber  dieser  Benennung  bald  7.  bald  8.  etc.  Gesetzbücher  zählen. 
—  Für  das  Jagd-  und  für  das  Landwirthschaftsrecht  gibt  es  sogar 
überall  nicht  ein  neueres  umfassendes  Gesetz. 

*)  P.  Wer  gehört  in  den  Militärpersonen?    S.  §.  61  n.  1. 
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kfcriorer  Art  sind:  Les  eioq  codes,  annot^a.  Par  Dsenne 
1319.  —  Les  huit  Codes;  annoWs  par  Bourgignoa  et 
Dalloz.  1830.  12.  —  Manuel  de  droit  Ff.  Par  Paillet. 
9.  6d.  1838.  4.  —  Les  Codes  fr.  annot^s  par  Lahaye  et 
Waldeck-Rousseau.  1833.  4.  Hiervon  Code  civil.  2.  6d. 
1844.  —  Les  Codes  fr.  expliqu^s  par  Rogron.  3.  6d.  4» 
1847.  u.  in  18.  1850.  —  Codes  annotfe,  ottrant  sous  chaque 
article  l'6tat  complet  de  la  doctrine,  de  la  jurisprudence  et 
de  la  lögislation.  Par  Teulet,  d'Auvilliers  et  Sulpicy. 
2.  6A.  1850.  II.  Vol.  4.  —  Codes  annotös  de  Sirey,  refondus 
par  Gilbert,  contenant  la  jurisprudence  de  1789.  jusqu'a 
ce  jour  de  la  doctrine  des  auteurs,  zuerst  1848;  seither 
wiederholte  Auflagen;  dazu  die  Supplements  zu  dem  C.  N. 
1866,  Code  de  commerce.  1867.  (Ein  an  Präcision  und  Voll- 
ständigkeit alle  andern  übertreffendes,  dem  Praktiker  unent- 
behrliches Werk.)  Les  Codes  annotfa.  Par  Dalloz  fils  et 
Verg*.  1.  Abth.  C.  N.  Art  1-783.  ^Im  Wesentlichen  ein 
Auszug  aus  dem  Rupert,  von  Dalloz.)  Gredy,  Zusammen- 
stellung der  Entscheidungen  der  Kassationshöfe  zu  Berlin  etc. 
Mainz  1862. 

Ausgaben  der  fr.  Gesetzbücher  mit  Angabe  der  Ab- 
änderungen und  den  Specialgesetzen :  Codes  de  la  llgislation 
fr.  Par  Baqua.  1852.  6.  M.  18.  (enthält  31.  Codes).  — 
Les  Codes  fr.  par  Teulet.  7.  4d.  1852.  —  Dieselben  von 
Bourgignon  et  Royer-Collard,  8.  18.  und  32.  1852. 
Und  v.  Tripier.  Neue  Ausgabe.  1852.  8.  und  32.  (£d. 
diam.).  Roger  et  Sorel,  Codes  et  lois  usuelles,  5.  Aufl. 
Paris  1870;  der  Bd.  „Codes"  enthält  die  5  Codes  und  den 
Code  forestier  sowie  die  Verfassung  des  2.  Kaiserreichs,  mit 
allen  Abänderungen  und  Ergänzungen  nebst  zahlreichen  Ver- 
weisungen. 

Literatur  des  Forstrechts:  Code  forestier,  pr£c£d6 
de  la  diecussion  aux  chambres  et  suivi  de  l'ordonnance  r£- 
glementaire,  avec  un  commentaire  des  articles  du  C.  et  de 
Pordonnance.  Par  Baudrillart.  1827.  II  6d.  1832.  II. 
Vol.  12.  Andere  Ausgaben  des  Gesetzbuches  mit  Anmer- 
kungen und  Ergänzungen  haben  besorgt:  Brousse;  Ch. 
de  Vaulx  und  J.  Foelix;  Gagneraux;  Currason 
(Dijon);  Chauveau  (1827);  Dupin  (2.  Aufl.  1843.  18.) 
—  Recueil  chrouologique  des  reglemens  forestiers  etc.  depuis 
1515.  jusqu'en  1829  par  feu  Baudrillart,  et  Contimit 
depuis  1830  par  M.  Herbin  de  Halle.  1846.  25.  livr.  4. 
(Wird  fortgesetzt.)  Dictionnaire  g£n6ral  des  eaux  et  foräts. 
Par  Baudrillart.  U.V.  avec  atlas.  1827.  4.  —  Commen- 
taire sur  le  Code  forestier.    Par  Coin-Delisle  et  Fr  6- 
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der4ich.  1827.  IL  V.  —  Commentaire  du  Code  forestier 
ar,Meaume.  1844.  III.  T.  Von  demselben:  Programme 
u  cours  £16mentaire  de  l^gislation  et  de  jurispr.  professä  ä 

l'Äcole  forestiere  de  Nancy.  1846. 


s 


L   Der  Code  Napoleon  oder  der  Code  civil. 

§.7. 
1)  Beschreibung  des  Gesetzbuches. 

Der  C.  N.  oder  der  C.  c.  ist  dasjenige  Gesetzbuch,  wel- 
ches (nebst  einigen  Lehren  des  praktischen  Civilrechts),  das 
gesammte  allgemeine  theoretische  Civilrecht  enthält  und  in  der 
Form  eines  Gesetzbuches  den  30.  Vent.  XII.  (den  21.  März 
1804)  verbindende  Kraft  erhalten  hat. 

Das  Gesetzbuch  besteht  aus  2281  mit  fortlaufenden  Zahlen 
bezeichneten  Artikeln,  die  in  einen  titre  pröliminaire,  Art 
1 — 6,  der  von  den  Gesetzen  im  allgemeinen,  von  der  Bekannt- 
machung und  der  verbindenden  Kraft  derselben  handelt1)  und 
in  drei  Bücher  vertheilt  sind.  Das  erste  dieser  Bücher  ist 
überschrieben:  Des  personnes  (Art.  7—515),  das  zweite:  Des 
biens  et  des  diffärentes  modifications  de  la  proprio  (516—710), 
das  dritte:  Des  difförentes  manieres  dont  on  acquiert  la  pro- 
prio (Art.  711— 2281).  Ein  jedes  Buch  ist  wiederum  in  Titel, 
die  Titel  sind  in  Kapitel  u.  s.  w.  eingetheilt.8). 

§.8. 

2)  beschichte  des  Gesetzbuches.    Einleitung. 

Vor  der  Revolution  hatte  Frankreich  kein  allgemeines  und 
in  allen  Theilen  des  französischen  Staatsgebietes  geltendes  Ge- 
setzbuch des  Civilrechts.  Die  Provinzen  des  französischen  Reichs 


1)  Der  Entwurf  der  Kommission  begann  mit  einem  Livre  prelimi- 
naire  du  droit  et  des  lois  en  glnlral,   den  Portalis  ausgearbeitet  hatte. 
Die  Artikel  dieses  Buches  wurden,  mit  Ausnahme  der  in  den  tilre  prä- 
liminaire aufgenommenen,  theils,   als  angehörend  der  Wissenschaft,  ge 
strichen,  theils  in  den  Abschnitt  von  den  Verbindlichkeiten  versetzt. 

2)  Gegen  die  Ordnung,  in  welcher  die  einseinen  Lehren  und  Titel 
im  C.  c.  auf  einander  folgen,  lassen  sich  allerdings  mehrere  Einwendun- 

§en  machen.   Vgl.  Bucher  über  die  wissenschaftliche  Ordnung  des  Nap. 
esetebuches.    In   Dabellow's  Archiv  für  den  C.  N.  5  St.  1.  &bh.  — 
Seidenstickers  Einleitung  in  den  C.  N.  3.  Kap. 
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worden,  in  Beziehung  auf  das  in  denselben  geltende  Civilrecht, 
in  die  Länder  des  geschriebenen  Rechte  (pays  du  droit  icrit) 
und  in  die  Länder  des  Gewohnheitsrechtes  (pays  du  droit  cou- 
tumier)  eingeteilt.  In  den  ersteren  war  das  Römische  Recht, 
in  den  letzteren  das  Gewohnheitsrecht  der  einzelnen  Provinzen 
und  Städte,  (es  war  germanischen  Ursprungs,)  die  Hauptquelle 
des  Civilrecht».  Nur  die  königlichen  Verordnungen-  (les  ordon- 
nances  du  roi)  hatten  für  ganz  Frankreich  verbindende  Kraft 
Die  Plane  und  Versuche,  die  man  gemacht  hatte,  ein  allge- 
meines Civilgesetzbuch  für  ganz  Frankreich  zu  entwerfen  und 
zu  bekräftigen,  waren  ohne  Erfolg  geblieben.1)  Desto  bedeu- 
tender waren  die  Vorarbeiten  zu  einem  solchen  Werke,  welche 
theilß  von  den  Schriftstellern  über  das  positive  Recht1),  theils 
von  denen  über  die  Philosophie  des  positiven  Rechts  und  über 
die  Gesetzgebungswissenschaft8)  geliefert  worden  waren.  Je 
grosser  die  Zahl  der  nach  einander  erschienenen  und  der  neben 
einander  bestehenden  Gesetze  war,  je  mehr  durch  diesen  Rechts- 
zustand der  bürgerliche  Verkehr  und  die  bürgerliche  Gerech- 
tigkeitspflege erschwert  wurde,  desto  tiefer  wurde  die  Nothwen- 
digkeit  und  der  Werth  einer  neuen,   das  gesammte  Civilrecht 


1)  So  wurde  unter  dem  König  Heinrich  III.  and  auf  Befehl  diese« 
Koni«  ein  Gesetzbuch  von  Barnarbe*  Briseon  entworfen,  welches  theils 
die  damals  gültigen  Ordonnanzen,  theils  Vorschlage  in  neuen  Gesetsen 
enthielt.  (Code  Henri  III.)  Er  ist  in  der  Folge  von  andern  Rechtsgelehr- 
ten (z.  B.  von  Charondas)  vermehrt  und  commentirt  worden.  Aber  nie 
hat  er  Gesetzeskraft  erhalten.  Merlin  m.  Code.  PJ  ffp™  VArttfnäniM 
des  §.  8  sind  die  |§.  42—44  nothwendig  und  stünden  woüi  besser  vor 
§.  8.  Eine  solche  Aenderung  der  Anordnung  des  Stoffes  jetzt  vorzuneh- 
men, schien  mir  nicht  rathlich. 

2)  Es  Ist  eine  Eigentümlichkeit  der  französischen  Schrifsteller  über 
das  Römische  Recht  (besonders  derer,  die  in  den  Lindern  des  Gewohn- 
heitsrechtes lebten,  i.  B.  Pothier's),  dass  sie  die  Vorschriften  dieses 
Rechts  jederzeit  ihren  allgemeinen  Rechtsgründen  nach  prüfen.  P.)  Die 
Reception  erfolgte  „impeno  rationis  et  non  ratione  imperü"  sagt  Furgole, 
Des  testaments.  Vorrede  11 ,  no.  132  und  lehrt  weiter,  dass  der  über- 
einstimmende Gerichtsgebrauch  dem  römischen  Rechte  vorgehe,  wenn  er 
sich  wissentlich  davon  entfernte. 

8)  Montesquieu  de  Tesprit  des  lois.  Theorie  des  lois  civiles.  Par 
Linguet  IL  Ed.  1774.  III.  Vol.  12.  La  science  de  la  legislation.  Par 
G.  Filangieri.  Traduit de Tltalien  par  J.  A.  Gauvain-Gallois.  II. 
Ed.  An.  VII.  P.)  Ein  guter  Aufsatz  über  den  Einfluss  der  Schriften  des 
Philosophen  Montaigne  von  Bimbenet  in  der  Revue  historique,  IX. 
8.  234,  388. 

Zftckftril,  Vnuu.  Cifilrofat.    *.  Ab*.    L  2 
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mafatfenden  Gesetzgebung  gefühlt,  desto  allgemeiner  und  iMtor 
wurde  das  Bedürfnis  qjner  solchen  Gesetzgebung  anerkannt.4) 

§.9. 
Vorarbeiten  wahrend  der  Revokation. 

Die  alles  zermalmende  französische  Revolution  zerstörte 
auch  das  künstlich  schwebende  Gebäude  des  Französischen 
Civilrechts.  Dieses  Recht  stand  mit  den  Grundprincipien  der 
Revolution:  Einheit  des  Staates,  Trennung  des  Staates  von  der 
Kirche,  Gleichheit  des  Rechts,  Aufhebung  der  Lehnsverfas- 
sung u.  s.  w.  geradezu  in  Widerspruch.  Mehrere  Gesetze  die- 
ser Periode  waren  daher  unmittelbar  gegen  das  bisherige  Civil- 
recht  (namentlich  gegen  das  bisherige  Ehe-,  Eltern-,  Erb- 
und  Eigentumsrecht)  gerichtet.  Man  wollte  überhaupt  Alles 
neu  schaffen  und  neu  gestalten.  Und  doch  genügte  auf  dem 
Gebiete  des  Civilrechts  nicht  schon  das  Einrissen;  man  musste 
auch,  und  zwar  im  Gedränge  der  Zeitumstände,  sofort  wieder 
aufbauen.  Man  musste  sich  also  begnügen,  die  Bestimmungen 
des  bisherigen  Civilrechts,  die  mit  der  neuen  Ordnung  schlecht- 
hin unvereinbar  waren,  durch  andere  zu  ersetzen. 

So  bestand  nun  das  Civilrecht  bald  nur  noch  aus  unter 
einander  schwer  zu  vereinigenden  Bruchstücken.  Das  Neu« 
stach  oft  grell  gegen  das  Alte  ab.  Die  Vorrechte  der  einzel- 
nen Provinzen  hatte  man  aufgehoben;  man  hatte  dem  Staats- 
gebiete eine  neue  Eintheilung  gegeben;  und  doch  musste  man 
noch  einstweilen  die  Eintheilung  Frankreichs  in  die  Länder  des 
geschriebenen  und  in  die  des  Gewohnheitsrechts  bestehen  lassen. 
Nur  ein  neues  Civilgesetzbuch  konnte  in  dieses  Chaos  lacht 
und  Ordnung  bringen.  —  Doch  das  Einreissen  ist  leichter  als 
das  Wiederaufbauen! 

Die  konstituirende  Versammlung,  durch  den  Drang  der 
Begebenheiten  verhindert,  selbst  ein  Civilgesetzbuch  dem  wie- 


4)  Traue*  de  la  Confecüon  de«  lois ,  ou  examen  raisonne*  des  regle- 
mens  suivis  par  les  assem  blies  legislatives  fr.  com  partes  aux  formes  par- 
lementaires  de  TAngleterre  et  autres  pays  constitntionnels.  —  Par  Va- 
lette et  Benat  St.  Marsy  1839.  18. 


Digitized  by 


Google 


§.  9.  Code  civil,  Vorarbeiten  wahrend  der  Revolution.  19 

«tergeboraen  Staate  zu  geben,  hatte  der  Konstitution  vom  Jahr 
1791  den  Artikel  einverleibt:  II  sera  fait  un  Code  de  lois 
civiles,  commnnes  a  tout  le  royaume.  Die  gesetzgebende  Ver- 
sammlung (PassemblÄe  legislative),  die  an  die  Stelle  der  kon- 
stitairenden  trat,  verfolgte  jedoch  einen  ganz  andern  Zweck 
als  den,  der  Konstitution  durch  eine  zweckmässige  Gesetzge- 
bung Kraft  und  Ansehen  zu  geben.  Erst  der  Nationalkonvent 
beschäftigte  sich  mit  dem  Plane,  ein  neues  (Zivilgesetzbuch  für 
Frankreich  abzufassen.  Wie  konnte  er  sonst  hoffen,  das  repu- 
blikanisirte  Frankreich  gründlich  zu  erneuern  und  zu  verJün- 
gern? Die  GeeetBgebungskommission  des  Konvents  erhielt 
also  den  Auftrag,  das  Werk  zu  entwerten,  und  der  Repräsen- 
tant Cambacäres  (in  der  Folge  Konsul  u.  s.  w.)  legte  den  9. 
August  1793  den  Entwurf  zu  einem  Civilgesetzbuche,  der  fast 
ganz  die  Arbeit  dieses  Repräsentanten  war,  dem  Nationalkon- 
vente vor.1)  Dieser  Entwurf  erhielt  jedoch  nicht  den  Beifall 
der  Versammlung.  Man  glaubte  darin  noch  zu  sehr  das  Civil- 
recht  der  Vorzeit  wiederzufinden.  Man  vermisste  neue  Ideen, 
grosse  und  nützliche  Grundsätze,  so  wie  sie  sich  für  das  wie- 
dergeborene Frankreich  schickten!  (Und  doch  kann  man  sich 
kaum  lebhafter  in  jene  Zeiten  versetzen,  als  wenn  man  diesen 
Entwurf  mit  dem  C.  N.  vergleicht.  Besonders  das  Ehe-,  das 
Eltern-  und  das  Erbrecht  sind  ganz  in  dem  damals  herrschen- 
den Geiste  ausgearbeitet.  Ueber  die  Vollständigkeit  des  Werkes 
kann  man  schon  nach  der  Seitenzahl  der  in  der  Anmerkung 
angeführten  Ausgabe  urtheilen).  Es  wurde  daher  der  Beschluss 
gefasst,  eine  Kommission  von  Philosophen  niederzusetzen,  welche 
nach  ganz  neuen  Ideen  das  grosse  Werk  ausfuhren  sollte.  Je- 
doch es  blieb  bei  dem  Beschlüsse.  —  Als  die  Schreckensregie- 
rtrag  (den  9.  Therm.  II.)  gestürzt  worden  war,  nahm  man 
Äe  Aribeit  von  neuem  vor,  aber  nicht  mit  glücklicherem  Er- 
folge. Ein  neuer  Bericht  über  die  Publikation  eines  Civilgesetz- 
buches  wurde  dem  Konvente  den  23.  Fruct.  II.  von  dem  Re- 


1)  Plan  de  Code  civil  et  uniforme  pour  tonte  la  ^publique  Fran- 
chise Par  Durand  de  Maillanl.  1793.  Projet  de  Code  civil,  urä- 
aente  a  la  Convention  nationale  le  9™»  aoüt  1793  an  nom  du  eomite  de 
la  legislation  par  Gambace'reg  1793.    163  S. 
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Präsentanten  Gambac&es  abgestattet8)  Auch  wurden  einige 
Artikel  des  Gesetzbuches  von  dem  Konvente  dekretirt  Aber 
andere  und  dringendere  Geschäfte  verhinderten  die  Fortsetzung 
der  Arbeit.  —  Nachdem  die  Konstitution  vom  Jahr  III.  (die 
Direktorialregierung)  die  Aussicht  aui  ruhigere  Zeiten  eröffnet 
hatte,  legte  man  abermals  Hand  ans  Werk  Ein  neuer  Ent- 
wurf, der  jedoch  mit  dem  vom  Jahr  1793  grossentheils  über- 
einstimmte, wurde  dem  Rathe  der  500  den  24.  Prair.  IV.  von 
Cambacäres  vorgelegt8)  Als  jedoch  dieser  Repräsentant  im 
Jahr  Y.  aus  dem  Rathe  der  500  heraustrat,  als  die  politischen 
Verhältnisse  der  beiden  Räthe  immer  schwieriger  wurden,  un- 
terblieb auch  diessmal  die  Ausfuhrung  der  schon  so  oft  be- 
gonnenen Arbeit. 

In  dieser  Lage  befand  sich  die  Sache»  als  mit  der  Erhe- 
bung Napoleon's  aus  der  Familie  Bonaparte  zur  Würde  des 
ersten  Konsuls  eine  neue  Ordnung  der  Dinge  für  Frankreich 
ihren  Anfang  nahm. 

§.  10. 

Abfassung  des  Code  Napoleon. 

In  dem  Gesetze,  das  die  Konsularregierung  einführte  (19. 
Brura.  VIII.)  wurde  zugleich  das  baldige  Erscheinen  eines  all- 
gemeinen (Zivilgesetzbuches  verhiessen.  Und  kaum  hatte  diese 
Regierung  ihre  definitive  Organisation  erhalten,  als  auch  die 
Vorarbeiten  begannen,  welche  unmittelbar  zur  Abfassung  und 
Publikation  des  C.  N.  führten. 

Den  24.  Therm.  VIII.  wurde  von  den  Konsulen,  für  welche 
jetzt  der  Vorschlag  zu  neuen  Gesetzen  gehörte,  eine  Kommis- 
sion zur  Entwerfung  eines  (Zivilgesetzbuches  ernannt  Die  Mit- 
glieder der  Kommission  waren:  Tronchet  (damals  Präsident 
des  Kassationsgerichtes),  Portalis  (damals  Regierungs-Kom- 
missär bei  dem  Conseil  des  prises),  Bigot  de  Präameneu 


2)  Rapport  snr  le  Code  civil.    ParCambacäres.  28.  Pruct.  II. 

8)  Projet  de  Code  civil  präsente  au  conseil  de  oina-cents  au  nom 
de  la  commission  de  la  Classification  des  lois  par  Cambacäres.  24. 
Prairial  IV. 
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(damals  Regierungs-Kommissär  bei  dem  Kassationsgerichte), 
und  Maleville  (damals  Richter  in  dem  Kassationsgerichte).1) 
Diese  Männer  vertheilten  die  Arbeit  unter  sich  nach  den  Ma- 
terien. Bei  Tronchet»  dem  Präsidenten  der  Kommission,  wur- 
den an  bestimmten  Tagen  Zusammenkünfte  gehalten  und  in 
diesen  die  Arbeiten  der  einzelnen  Mitglieder  vorgelesen  und 
geprüft  In  vier  Monaten  war  der  Entwurf  beendigt,  schon 
den  1.  Pluv.  IX.  erschien  das  Werk  im  Druck.1) 

Der  Entwurf  wurde  dem  Kassationsgerichte  und  den  Ap- 
pellationsgerichten zur  Prüfung  mitgetheilt.  Sie  beschleunigten 
die  Antwort,8)  so  dass  noch  in  demselben  Jahre  (IX.)  mit 
der  Berathung  des  Entwurfes  im  Staatsrathe  der  Anfang  ge- 
macht werden  konnte.  Ein  jeder  einzelne  Titel  oder  Abschnitt 
wurde  zuvörderst  im  Beisein  der  Mitglieder  jener  Kommission, 
von  der  für  die  Gesetzgebung  bestehenden  Abtheilung  des 
Staatsrathes  (la  section  de  lägislation)  geprüft.  Nachdem  ein 
Titel  von  dieser  Abtheilung  —  mit  den  von  der  Mehrheit  der 
Mitglieder  der  Abtheilung  etwa  für  nothwendig  erachteten  Ab- 
änderungen —  angenommen  worden  war,  wurde  der  Titel  ab- 
gedruckt und  an  sämmtliche  Mitglieder  des  Staatsrathes  ver- 
theilt.  Nun  nahm  die  Berathung  in  den  Sitzungen  des  ge- 
sammten  Staatsrathes,  unter  dem  Vorsitze  des  ersten  Konsuls4) 


1)  *  Eine  Charakteristik  von  Portalis  and  Tronchet  gibt  Laferiere, 
Hist.  des  principe*,  des  institutions  et  des  lois  de  la  revolution  franc. 
1851.  8.  467—469.  —  Discours,  rapports  et  travaux  in&lits  sur  le  Coae 
civil  par  Portalis.  1844  Diese  Sammlung  enthalt  (S.  63)  eine  bisher 
nicht  bekannte  Schrift  von  Portal»:  Examen  des  diverses  observations 
proposles  eontre  le  projet  de  Code  civil,  Verteidigung  des  Projet  gegen 
die  Aasstellungen  in  den  Observations  des  Tribunaux  und  den  öffent- 
lichen Blättern. 

2)  Projet  de  Code  civilpr&ente*  par  la  commission  nommee  par  le 
gouvernement  le  24.  Term.  VlII.  Par.  IX,  a  (De  rimprim.  de  la  republ., 
von  welcher  auch  die  zum  9.  §.  angefahrten  Werke  ausgingen.) 

3)  Observations  des  tribunaux  d'appel  et  du  tribunal  de  Cassation 
sur  le  projet  de  C.  c.  Par.  IV.  T.  An.  it.  X.  4.  Conference  des  obser- 
vations des  tribunaux  d'appel  sur  le  projet  de  C  c.  Ebend.  IV.  T.  An. 
IX.  X.  4  —  Analyse  des  observations  des  tribunaux  d'appel  et  du  tri- 
bunal de  Cassation,  rapprochees  du  texte.  Par  Crussaire.  Paris. 
1804.  4. 

4)  Eine  (interessante)  Abhandlung  über  Napoleons  persönlichen  Ein- 
fluss  auf  den  Inhalt  desC.  o.  findet  man;  In  Gdnner's  Archiv  für  die 
Gesetzgebung.  II.  Bd.  8  H.  ff.   8.  a.  nt.  2  zu  8.  6. 
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oder  unter  dem  des  Konsuls  Cambacöres  ihren  Anlang,  und 
es  wurden  die  einzelnen  Titel,  so  wie  sie  nach  und  nach  von 
der  Section  vorgelegt  wurden,  von  dem  Staatsrathe  bald,  mehr 
oder  weniger  verändert»  angenommen,  bald  auch  zu  einer  neuem 
Fassung  oder  Bearbeitung  an  die  Sektion  zurückgewiesen.  Auch 
bei  der  Berathung  im  Staatsrathe  waren  die  Mitglieder  jener 
Kommission  gegenwärtig.  Die  in  dem  Staatsrathe  definitiv 
gebilligten  Titel  wurden  sodann  als  Gesetzesvorschläge  (projets 
de  loi)  von  der  Regierung  der  gesetzgebenden  Versammlung 
vorgelegt,  wobei  die  Redner  der  Regierung  die  Gründe  des 
Gesetzes  entwickelten  (Exposd  des  motifs  de  la  loi).  Die  ge- 
setzgebende Versammlung  verwies,  der  Konstitution  gemäss, 
die  Gesetzesvorschläge  an  das  Tribunat,  welches  hierauf  an 
dem  von  der  gesetzgebenden  Versammlung  bestimmten  Tage' 
durch  einen  aus  seiner  Mitte  gewählten  Redner  entweder  auf 
die  Annahme  oder  auf  die  Verwerfung  des  Vorschlages  anzu- 
tragen hatte.  (Vorschläge  zu  Verbesserungen  konnten,  nach 
der  damaligen  Verfassung,  nicht  gemacht  werden.)  Dieser  An- 
trag geschah  zur  Folge  eines  von  dem  Tribunate  nach  der 
Mehrheit  der  Stimmen  gefassten  Beschlusses,  nachdem  der 
Gesetzesvorschlag  an  den  im  Tribunate  bestehenden  Gesetz* 
gebungsausschuss  (la  section  de  la  Wgislation)  zur  Prüfung 
verwiesen  und  von  diesem  Ausschusse  durch  eines  seiner  Mit- 
glieder Bericht  (rapport)  an  das  Tribunat  erstattet  worden 
war.  —  Nach  Anhörung  jenes  Vortrages  und  nachdem  die 
Redner  der  Regierung,  wenn  sie  anders  das  Wort  verlangten, 
nochmals  gehört  worden  waren,  entschied  die  gesetzgebende 
Versammlung  durch  die  Mehrheit  der  Stimmen  (ohne  irgend 
eine  Berathung,  da  die  damalige  Verfassung  der  gesetzgebenden 
Versammlung  eine  Berathung  nicht  gestattete),  ob  der  Vor- 
schlag in  ein  Gesetz  verwandelt  werden  sollte  oder  nicht.5) 

5)  Proces-yerbaux  du  conseil  d'ötat  contenant  la  discussion  da  projet 
de  C.  c.  Par.  An.  X— Xu.  V.  T.  4.  (Einen  vollständigeren  Ab- 
druck dieser  Protokolle  enthalten  jedoch  die  Werke  von  Lo er 6  und 
Fenet.  8.  die  gleich  folgende  Anmerkung  5.)  Ein  Sachregister  über 
dieses  Werk  hat  Bousquet  verfasst:  Table  analvtique  et  rarsoimto  des 
proctoverbaux  etc.  Par.  1808.  4.  —  Die  Berathung  des  Staatsrate  über 
denC.  o.»  nach  der  Reihen  folge  der  Artikel  geordnet,  enthaften 
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80  wurden  damals  —  im  Jahr  X.  oder  zu  Ende  des  Jah- 
les  1801  —  drei  (fesetzesvorschläge,  die  zu  dem  bürgerlichen 
Gesetzbuche  gehörten  und  welche  jetzt  —  wenn  auch  mit  eini- 
gen Veränderungen  —  den  titre  präiminaire  und  den  Anfang 
des  1.  Buches  des  C.  N.  bilden,  dar  gesetzgebenden  Versamm* 
hing  nach  und  nach  von  der  Regierung  vorgelegt.  Da  jedoch 
diese  Versammlung  den  (der  Zeit  nach)  ersten  dieser  Gesetzes- 
vorschfige,  dem  Antrage  des  Tribunats  gemäss,  verwarf,  da 
ferner  das  Tribunat  den  Besehluss  gefasst  hatte,  auch  auf  die 
Verwerfung  des  zweiten  dieser  Gesetzesvorschläge  (weil  er  das 
droit  d'aubaine  wiederherstellte,  sowie  wegen  der  Bestimmun- 
gen, die  er  über  den  bürgerlichen  Tod  enthielt),  anzutragen6): 
so  nahm  die  Regierung  mittelst  eines  Beschlusses  vom  3.  Jan. 
1802  die  sämmtlichen  zu  dem  bürgerlichen  Gesetzbuche  gehö- 
renden Gesetzesvorschläge  wieder  zurück. 

Die  Ausfuhrung  des  Planes,  dem  französischen  Volke  ein 
Civilgesetzbuch  zu  geben,  schien  für  längere  Zeit  verschoben 
zu  sein.  Die  Regierung  —  so  lautete  es  in  jener  Botschaft 
—  ist  überzeugt,  dass  der  Augenblick  noch  nicht  gekommen 
ist,  wo  man  diese  wichtigen'  Gegenstände  mit  der  Ruhe  und 
mit  der  Einheit  der  Absichten,  die  sie  erfordern,  verhandeln 
wird.  Doch  dringend  war  das  Bedürfhiss,  der  Stillstand  da- 
her nur  von  kurzer  Dauer.  Nachdem  die  gesetzgebende  Ver- 
sammlung und  das  Tribunat  zu  einem  Drittheile  erneuert,  auch 
(durch  das  Senatusconsult  vom  16.  Therm.  X.)  das  Tribunat 


folgende  Werke:  Discussions  du  C.  c.  dans  le  conseil  d'ätat,  pröcödees 
des  articles  correspondants  du  texte  et  da  projet.  Par  Jouanneau  et 
Solon.  Par.  HL  T.  II.  A.  1808.  4.  f Der  III.  Bd.  —  von  J.  B.  Dela- 
porte  —  steht  jedoch  mit  dem  Zwecke  des  Werkes  in  keiner  wesentlichen 
Verbindung.)  Conference  da  C.  c.  avec  la  discussion  particuliere  da 
eonseil  d'&at  et  du  tribunat.  Par  Favard.  Par.  1812.  VIEL  T.  IX 
(Der  Heraasgeber  war  Mitglied  der  Gesetsgebungssektion  des  Tribanates. 
Dieses  Werk,  das  ebenfalls  der  Ordnung  der  Artikel  folgt,  ist  vorzüglich 
desswegen  schätzbar,  weil  in  demselben  die  von  dieser  Sektion  dem 
Staatsrathe  schriftlich  mitgetheilten  Bemerkungen  über  den  C.  c.  abge- 
druckt sind.  Die  Protokolle  Aber  die  Berathang  im  Tribanate  sind  nie 
im  Druck  erschienen.) 

6)  *Diese  Disscosion  des  Tribunats  vom  J. X  bespricht  Laferiere 
in  dem  angeführten  Werke  8.  485  f.  Die  Discussion  selbst  steht  ausser 
hei  Locrf  in  dem  B  ecueil  4ee  Mbtifs,  W.  Didot  1810,  ^Supplement,  I, 
vol.  n.  1  undjJ15. 
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auf  50  Mitglieder  vermindert  worden  war,  nahm  man  das 
Werk,  noch  in  dem  Jahre  X.  von  neuem  vor.  In  den  Jahren 
XL  und  XII.  (1803.  1804)  wurden  nun  die  verschiedenen  Ge- 
setze, welche  jetzt  den  C.  N.  bilden,  an  der  Zahl  36,  von  der 
gesetzgebenden  Versammlung,  auf  die  ihr  von  der  Regierung 
vorgelegten  Vorschläge,  nach  und  nach  dekretirt.  Das  Ver- 
fahren, das  bei  der  Berathung  und  bei  der  Abstimmung  über 
diese  Gesetzesvorschläge  beobachtet  wurde,  war  in  der  Haupt- 
sache ganz  das  oben  beschriebene.  Jedoch  wurden  die  ein- 
zelnen Gesetzesvorschläge  ,*  ehe  sie  an  die  gesetzgebende  Ver- 
sammlung gelangten,  der  Gesetzgebungssektion  des  Tribunats 
zur  Begutachtung  mitgetheilt.  Die  Bemerkungen,  welche  diese 
Sektion  hierauf  theils  schriftlich,  theils  (in  den  Konferenzen, 
die  zwischen  Mitgliedern  der  Sektion  und  Mitgliedern  des 
Staatsrathes  gehalten  wurden)  mündlich  über  die  mitgetheilten 
Gesetzesvorschläge  machte,  hatte  einen  nicht  unbedeutenden 
Einflus8  auf  die  definitive  Fassung  des  Gesetzbuches7). 


fi 


7)  Die  exposes  des  motifs,  die  rapports  faits  au  tribunat,  die  in 
der  gesetzgebenden  Versammlung  gehaltenen  Beden,  find  t  man  in  fol- 
genden Werken :  Code  civil  des  Francais  contenant  la  serie  des  lois,  qui 
fe  eomposent,  avec  lenrs  motifs,  les  rapports  faits  an  tribunat  et  les 
discours  prononces  an  corps legislatif.  ParDumond.  Par.  VI  Vol.  1803. 
1804.  8.  —  Code  civil  des  Franacais,  a  tri  vi  de  rexpose*  des  motifs  snr 
chaque  loi  etc.  Par.  1804.  VIII.  Vol.  IV.  12.  (Das  Werk  ist  eine  Fort- 
setzung der  Anm.  4.  a.  Conference.  Beide  sind  bei  Didot  erschienen.) 
—  Code  civil  avec  les  disconrs  des  oratenrs  du  gouvernement  etc.  Par. 
ehez  Moreau.  VIII.  Vol.  1804.  8.  —  Becueil  des  lois  composant  le  C.  c. 
avec  les  discours  etc.  Par.  chez  Rondonneau.  IX.  Vol.  1803.  1804.  8.  — 
Motifs  du  C.  c.  eztraits  textueilement  des  discours,  rapports  et  omnions, 
prononceee  au  corps  legislatif  et  au  tribunat ,  avec  des  notes  etc.  par 
Tournier.  Par.  1825.  8.  —  Jedoch  bei  weitem  vollständigere  Samm- 
lungen dieser  Art  sind  die  folgenden:  Becueil  complet  des  travaux  prl- 
paratoires  du  C.  c.  etc.  Par  Fenet  1827.  1828.  X V .  Vol.  —  Legislation 
dvile,  criminelle  et  commerciale  de  ia  France.  Par  Locrä.  1827.  1832. 
XXXI.  Vol.  (Die  ersten  16  Bände  betreffen  den  C.  N.)  —  Wenn  auch 
das  letztere  Werk  vor  dem  enteren  den  Vorzug  hat,  dass  es  sich  über 
die  sämmtlichen  fünf  Gesetzbücher  des  Kaiserreichs  erstreckt,  auch  in 
dem  ersten  Bande  eine  schätzbare  Einleitung  enthält,  so  ist  es  doch  in 
der  Hinsicht  weniger  vollständig  als  das  andere,  dass  dieses  auch  die  Be- 
merkungen des  Kassationsgerichtshofes  und  der  Appellationsgerichtshöfe 
umfaest.  —  *Die  geheime  und  öffentliche  Diseussion  enthält  Motifs  et 
discours  prononces  lors  de  la  publica tion  du  C.  c.  Diseussion  au  coaseil 
d*6tat  et  au  Tribunat  Par  Favard  de  Langlade.  4.  6d.  1850.  2. 
Vol.   P.)  Der  Werth  der  Vorarbeiten  zum  C.  N.  darf  weder  über-  noch 
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Endlich  wurde  durch  ein  Gesetz  vom  30.  Ventose  XII. 
festgesetzt,  dass  alle  die  einzelnen  Gesetze,  welche,  schon  ur- 
sprünglich bestimmt  das  Civilgesetebuch  zu  bilden,  dennoch 
nur  nach  und  nach  und  zu  verschiedenen  Zeiten  Gesetzeskraft 
erhalten  hatten,  zu  einem  Ganzen,  unter  dem  Namen:  Code 
civil  des  Francis,  vereinigt  werden  sollten.8) 

§.  11. 

Neue  Ausgabe  des  Gesetsbuches. 

Als  der  französische  Freistaat  in  ein  Kaiserreich  umge- 
staltet wurde,  mussten  auch  in  dem  G.  c.  diejenigen  Verän- 
derungen getroffen  werden,  welche  die  neue  Ordnung  der  Dinge 
unumgänglich  nothwendig  machte.  Es  wurde  daher  den 
24.  Aug.  1807  der  gesetzgebenden  Versammlung  eine  neue  Aus- 
gabe des  C.  c.  (repetita  praelectio)  von  der  Regierung  vorge- 
legt, welche  von  dieser  Versammlung  den  3.  September  des- 
selben Jahres  dekretirt  wurde.  Die  Veränderungen,  welche 
mittelst  dieser  Ausgabe  in  dem  Gesetzbuche  gemacht  worden 
sind,  betreffen  jedoch  mehr  die  Worte  als  den  Inhalt.1)  Statt 
seines  bisherigen  Namens  erhielt  das  Gesetzbuch  den  Namen: 
Code  Napoläon.  Die  Ausdrücke,  die  sich  auf  die  republika- 
nische Verfassung  bezogen,  wurden  mit  andern,  im  Geiste  der 
monarchischen  Verfassung,  vertauscht  Vgl.  z.  B.  Art.  1.  980. 
—  Auch  sonst  erlitten  die  Vorschriften  des  C.  N.,  so  lange 
das  Kaiserreich  bestand  (ausgenommen  etwa  durch  die  Ein- 
führung der  Majorate),  keine  wesentliche  Veränderungen.  Selbst 
die  Zahl  derjenigen  Gesetze,  durch  welche  der  C.  N.  Erläute- 
rungen oder  Zusätze  in  dieser  Periode  erhielt,  ist  nur  gering.1) 


unterschätzt  werden;   doch  bleiben  sie  eine  wichtige  Quelle  zur  Ausle- 
gung des  C.  N.    Laurent  I.  S.  47,  s.  unten  §.  41. 

8)  *Eine  ausführliche  Darstellung  der  Entstehungsgeschichte  de» 
C.  c.  gib't  Schaffner,  Geschichte  der  Rechtsverfassung  Frankreichs, 
IV.  Bd   S.  304-319  und  Lafe riete  a.  a.  0.  S.  485-495. 

1)  Nur  wenige  S&tze  sind  gestrichen  oder  hinzugesetzt  worden.    S. 
Art.   17.  427.  896.  2261.  —  Alle  diese   Veränderungen  sind  angezeij 
in   Locrl's  esprit  du  Code  Napoleon  T.  V.  der  4.  und  T.  VI.  der 
Ausgabe. 

2)  Vgl.  die  Lehre  von  den  gerichtlichen  und  von  den  gesetzlichen 
Unterpfändern,  die  Lehre  von  dem  Darlehen;  s.  a.  i  5  nt,  8,  §.  166. 
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§.  12. 
Geschichte  des  Cod.  Nap.  unter  den  spaterem  Regierungen. 
Bei  der  Wiederherstellung  des  Königthumes  ist  der  C.  N. 
—  unter  dem  Namen:  Code  civil  —  durch  den  königlichen 
Verfassungsbrief  v.  J.  1814  (Art  68.)  ausdrücklich  bei  Kraft 
erhalten  worden.  Ebenso  hat  die  Verftwsungekunde  v.  J.  1680 
(Art.  59.)  und  jene  v.  J.  1852  (Art  56.)  das  gesetzliche  An- 
sehen des  C.  c.  bestätiget  Durch  das  Dekret  vom  27.  März 
1852  hat  das  Gesetzbuch  den  Namen  Code  Napoleon  wieder- 
erhalten.1) —  Obwohl  aber  noch  jetzt  das  bürgerliche  Gesetz- 
buch des  französischen  Reichs,  hat  er  doch  durch  neuere  Ge- 
setze mehrere  Abänderungen  erlitten,  welche  in  das  ursprüng- 
liche System  des  Gesetzbuches  wesentlich  eingreifen ;  namentlich 
das  Gesetz  (v.  8.  Mai  1816),  welches  die  Ehescheidung  für 
unzulässig  erklärt,  durch  das  (preiswürdige)  Gesetz  (v.  14  Jul. 
1819),  welches  das  droit  d'aubaine  abschafft,  durch  das  Ge- 
setz (v.  17.  Mai  1826.),  über  die  Substitutionen.2)  —  Da 
dieses  Handbuch  vorzugsweise  für  Deutschland  bestimmt 
ist,  so  glaubt  der  Verf.  nicht  erst  einer  Entschuldigung  zu  be- 
dürfen, wenn  er  das  französische  Civilrecht,  so  wie  es  in  dem 
G.  N.  enthalten  ist,  darstellt,  und  auf  diese  neuesten  Gesetze 
nur  gelegentlich  Bücksieht  nimmt 

§•  13. 

Einführung  des  Cod.  Kap.  in  andern  Staaten. 
Weit  erstreckte  sich  einst  die  Herrschaft  des  C.  N.  — 
weit,  wie  das  Machtwort  dessen,  von  welchem  das  Gesetzbuch 
seinen  Namen  erhalten  hatte.1) 

P.)  Die  neue,  noch  unfeitige  Ordnung  der  Dinge  in  Frankreich  seit  dem 
Sturze  des  IL  Kaiserreiches  hat  den  ursprünglichen  Namen  Code  civil 
de  facto  wiederhergestellt,  obwohl  das  Dekret  vom  27.  Mars  1862  bis 
jetzt  nicht  ausdrücklich  aufgehoben  worden  ist. 

1)  P.)  Von  diesen  Gesetzen,  bis  jetzt  23  an  de»  Zahl  (Aubry  et 
Rau,  I.  §,  13)  sind  besonders  bemerkenswert!!  jenes  vom  81.  Mai  1654 
über  die  Aufhebung  des  bürgerlichen  Todes  ind  jenes  vom  23.  Min 
1855  sur  la  transcription  en  mattere  hypotheqnmire. 

2)  Code  de  Loefa  XVIII.  contenant  les  lots  et  ordonnances  gen- 
aues depnis  le  moii  d'Avril.  1814.  ete.  Psr  Naylies.  Par.  1881fr. 
IX.  Vol.  12. 

1)  Geschichtliche  Nactekhten  über  die  Einführung  des  C.  K.  in 
andern  Staaten  *  4n  der  gehsenrift:  Gemanfi,  1  BL  \L  ft.  t.  4.  — 
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Der  G.  N.  erhielt  in  allen  den  Ländern,  welche  mit  Frank- 
reich nach  und  nach  vereinigt  wurden,  Gesetzeskraft ;  also  2.  B. 
in  Italien,2)  in  dem  Königreiche  Holland3)  —  in  welchem  es 
schon  früher,  jedoch  in  einer  Umarbeitung,  pubfccirt  worden 
war,4)  —  in  den  Hanseatischen  Departements,5)  im  Gross- 
hertogthome  Berg.6)  —  Er  sollte  in  Spanien  eingeführt  wer- 
den.7) —  In  dem  Herzogthume  Warschau,  dieses  seinem  ur- 
sprünglichen Umfange  nach  betrachtet,  trat  er,  au  Folge  der 
Verfassungsurkunde  tit.  IX.  Art.  69,  mit  dem  1.  Mai  1808, 
so  wie  in  den  Departements,  die  erst  durch  den  Wiener  Frie- 
den vom  14  Okt  1809  mit  dem  Herzogthume  vereinigt  wur- 
den, mit  dem   15.  August  1810  in  Kraft.8)    Auch  nach  dem 

Seidensticker  S.  473.  —  Schmidt's  krit.  Einleitung  in  das  Franz.  Recht. 
I.  Bd.  II.  Abth.  S.  275  ff. 

2)  Dekret  v.  30.  März  1806.  —  Aach  in  Neapel,  obwohl  dieses  ein 
für  sich  bestehender  Staat  war. 

3)  Dekret  v.  18.  Okt.  1810.  Art.  62.    Dekiet  v.  6.  Jan.  1811. 

4J  Zur  Besorgung  dieser  Ausgabe  des  C.  N.  für  Holland  hatte  der 
König  im  Monat  November  1807  eine  Kommission  bestellt.  Dieses  für 
Holland  eingerichtete  Gesetzbuch  trat  den  30.  April  1800  in  Kraft. 
Wetboek  Napoleon,  ingerigt  voor  bet  Konigkrik  Holland.  Amsterdam 
1809.  —  Auch  jetzt  noch  ist  der  C.  N.  die  Grundlage  des  Civilrechts 
der  Königreiche  Holland  und  Belgien.  8.  Zeitschrift  für  die  Gesetzge- 
bung und  Rechtswissenschaft  des  Auslandes.  Herausg.  von  Mitter- 
inafer  und  Zachariä  I,  138.  185.  II,  414.  DI,  1.  V.  163.  (Abhand- 
Inagen  ron  Birnbaum.)  —  Bibliotbegue  juridique  des  ?ays*bas  sep- 
tentrionaux.  Par  den  Tex.  In  der  Kerne  Francaise  et  Strang.  Par 
Foelix  Jahrg.  1836.  —  Becueil  des  döcrets  du  congres  national  de  la 
Bdgtqne  et  des  arrötea  du  pouvoir  ex6cutif.  Brüssel  1831  ff.  P.)  Für  Belgien 
£ilt  der  C.  N.  in  der  Ausg  v.  J.  1807  als  Civilgesetzbuch ;  doch  sind  namentl. 
im  Hypo  thekenrecht  wichtige  Aenderungen  eingetreten.  Laurent,  I.  S.  28. 

ii)  Senatuskonsult  v.  13.  December  1810. 

6)  Kais.  Dekret  vom  17.  December  1811.  Art.  8.  —  Schon  vor  der 
Vereinigung  dieses  Grossherzogthums  mit  Frankreich  hatte  in  demselben 
der  C.  N.  (vom  1.  Januar  1810  an)  Gesetzeskraft  erbalten.  Vgl.  das 
kais.  Dekret  vom  12.  Nov.  1809.  Anfangs  bediente  man  sich  der  im 
Königreich  Westnhalen  erschienenen  amtlichen  Uebersetzung  des  C.  N. 
Dann  erschien  (im  Jahr  1812  zu  Strassburg  bei  Levrault)  eine  für  das 
Grossherzogthum  insbesondere  bestimmte  (von  Hymnen,  Böllin£  und 
Hardung  bearbeitete)  amtliche  Uebersetzung.  —  Hiltrop  über  die  Ge- 
setzeskraft der  durch  das  kaiserliche  Dekret  vom  17.  December  1811 
die  Justizorganisation  betr.  auf  das  Grossherzogthum  Berg  ange- 
wandten französischen  Gesetze  etc.    Dortmund  1812.   8. 

7)  Codigo  Napoleon  traducido  el  Castellano.  Madrid  1809.  (Amt- 
liebe  Uebersetzung.) 

8)  Archiv  s&tnintlicher  für  das  Herzogthum  Warschau  in  Justizsachen 
erschienenen  Gesetze  und  Verordnungen.  Uebenetzt  und  herausgegeben 
v.  G.  A.  feeck.  Leipzig  1808.  8.  —  Es  gibt  zwei  Uebersetzungen  des 
0.  N.  ins  Polnische,  die  eine  von  Szaniawsky,  die  andere,  die  neuere, 
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Wiener  Frieden  (1815)  blieb  der  C.  N.  anfangs  unverändert 
in  Kraft.  Die  erste  Veränderung,  welche  man  mit  dem  Civil- 
rechte  des  C  N.  vornahm,  war,  dass  man  das  französische. 
Unterpfandsrecht,  L.  III.  tit.  18,  durch  ein  Gesetz  vom  26.  April 
1818  bedeutend  modificirte.  Sodann  aber  wurde  von  dem  Kai- 
ser und  Könige  im  J  1820  eine  Kommission  mit  dem  Auf- 
trage niedergesetzt,  in  Verbindung  mit  dem  Staatsrathe  ein 
neues  Civilgesetzbuch,  jedoch  auf  die  Grundlage  des  franzö- 
sischen, zu  entwerten.  Von  dem  zu  Folge  dieses  Auftrages 
gefertigten  Entwürfe  ist  bis  jetzt  nur  das  erste  Buch,  welches 
den  Art  1 — 615  des  G.  N.  entspricht,  auf  dem  Reichstage 
des  J.  1825  bekräftigt  woiden  und  mit  dem  1.  Jan.  1826  in 
Kraft  getreten.  Man  hat  in  diesem  ersten  Buche  die  Führung 
der  Register  des  bürgerlichen  Standes  den  Geistlichen  zurück- 
gegeben, auch  die  bürgerliche  Giltigkeit  der  Ehen  von  deren 
kirchlicher  Giltigkeit  abhängig  gemacht.  Ueberdies  ist  die 
Lehre  von  den  Vermögensrechten  der  Eheleute  diesem  ersten 
Buche  einverleibt  worden.  —  Mit  diesem  ersten  Buche  zugleich 
ist  eine  neue  Hypothekenordnung  erschienen,  durch  welche  — 
vom  1.  Jan.  1826  an  —  sowohl  der  18.  Tit  des  III.  B.  des 
C.  N.  als  auch  das  Hypothekengesetz  vom  26.  April  1818 
ausser  Kraft  gesetzt  worden  ist.  Das  Werk  ist  bis  jetzt  noch 
nicht  vollendet.9)  —  Auch  von  der  freien  Hansestadt  Danzig 
wurde,  den  21.  Juli  1808,  der  G.  N.  feierlich  als  Gesetzbuch 
aufgenommen. 

Die  deutschen  Staaten,  in  welchen  der  G.  N.  eingeführt 
wurde,  sind  (in  alphabetischer  Ordnung)  folgende:  1)  Das 
Fürsten  thum  Aren  berg.  Er  erhielt  mittelst  einer  Verordnung 


von  SUwiereki.  Die  erstere  wird  vorzugsweise  in  den  Gerichten  ge- 
braucht An  einer  amtlichen  Uebersetzung  ist  zwar  gearbeitet  worden; 
jedoch  ist  sie  nie  erschienen. 

9)  Der  Cirilcodex  ftr  das  Königreich  Polen.  Erstes  Bach,  nebst  den 
übrigen  Civilgesetzen  des  Reichstages  v.  Jahr  1825.  Uebersetzt  nnd  mit 
Anmerkungen  versehen  von  Faltz.  Breslau  1826.  4.  P.)  Ausführliche 
Darstellung  der  civilrechtlichen  Gesetzgebung  im  ehemaligen  Königreiche 
Polen  von  Madoyski  in  Puchelt,  Zeitschr.  f.  französ.  Civilrecht  IL 
S.426  u.  f.  —  dort  sowie  S.  488  u.  f.  und  Bd.  III  8. 108  ff.  finden  sich 
Mittheiluntren  aus  der  Warschauer  Jurisprudenz.  8.  a.  das  §.  51  Kr.  IX 
alleg.  Werk  von  Lubliner. 
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v.  28.  Jan.  1806, 10)  v.  1.  Juli  1808  an,  jedoch  mit  einigen 
Modificationen,  Gesetzeskraft  in  Arenberg.  Der  in  Köln  (b.  Keil) 
erschienenen  Uebersetzung  des  G.  N.  (von  Daniels)  wurde  die 
Eigenschaft  einer  amtlichen  Uebersetzung  für  das  Fürstenthum 
beigelegt  Alle  in  dem  Gesetzbuche  nicht  entschiedenen  Fälle 
sollten  nach  dem  gemeinen  Deutschen  Rechte  entschieden  wer- 
den. —  2)  Das  Grossherzogthum  Baden.  Hier  wurde  derC. 
N.,  jedoch  mit  mehreren  Zusätzen  und  Modificationen  (indem 
man,  P.)  was  durch  neuere  Gesetze  wieder  beseitigt  ist,  z.  B.  die 
Führung  der  Bücher  des  bürgerlichen  Standes  den  Geistlichen 
liess,  die  bürgerliche  Giltigkeit  der  Ehe  von  der  kirchlichen 
abhängig  machte,  die  Dienstbarkeit  des  Deutschen  Rechts  be- 
stätigte), unter  folgendem  Titel  promulgirt;  Code  Napoleon 
mit  Zusätzen  und  Handelsgesetzen  [einem  Auszuge  aus  dem 
C.  de  c.],  ab  Landrecht  für  das  Grossh.  Badea  Karlsruhe 
1809.  Der  Verfasser  dieser  Uebersetzung  oder  Bearbeitung 
des  C.  N.  ist  der  (seitdem  verstorbene)  Staatsrate  Brauer. 
Er  hat  dabei  vorzüglich  die  Uebersetzung  von  Daniels  be- 
nutzt.11) Das  Gesetzbuch  trat  mit  dem  1.  Jan.  1810  in  Kraft. 
Vgl.  J.  B.  Fr.  Brauer' s  Erläuterungen  über  den  Code  Na- 
poleon und  die  Grossh.  Badische  bürgerliche  Gesetzgebung. 
Karlsruhe  1809  ff.  V.  Bde.  System  des  badischen  Cüvilrechts. 
Von  Christoph  Trefurt  Karlsruhe  1824,  und  Nachträge 
von  Munke.  Heidelberg  1839.  Handbuch  des  im  Grossh. 
Baden  geltenden  bürgerlichen  Rechtes,  Von  BauritteL 
Freiburg  1836.  '"Vorträge  über  das  französische  und  badische 
Civilrecht,  insbesondere  über  dessen  Einleitung  (titre  pr£limi- 
naire).  Von  Stabel.  Freiburg.  1843  (ist  leider  ohne  Fort- 
setzung geblieben,  die  trefflichen  Druckbogen  über  einzelne 
Lehren  des  C.  N.  sind  nicht  im  Buchhandel).     Leitfaden  für 


10)  Abgedruckt  in  der  Zeitschrift:  Der  rheinische  Bund.  16.  Heft 
n.  13.    (Daniela  wird  für  den  Verfasser  dieser  Verordnung  gehalten). 

11)  8.  Braner's  Erläuterungen  über  den  C.  N.  L  308  (Die  Ueber- 
setsong  weicht  nicht  selten  —  oald  absichtlich,  bald  unabsichtlich  — 
«weilen  unmerklich  vom  Grundtexte  ab;  was,  wenn  man  die  Ausleger 
des  C.  N.  in  Baden  benutzt,  wohl  su  beachten  ist.  —  *ünter  einem 
neuen  Gesichtspunkt  ist  das  Verh&ltniss  des  Urtextes  sum  Landrecht 
betrachtet  Ton  Stabel  a.  a.  0.  $.  25-27. 
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du  Studium  de«  Bad.  Landrechts.  Von  Mayer.  Freiburg 
1849.  P.)  Ueber  die  dinglichen  Rechte  an  Liegenschaften,  von 
J.  B.  Bekk,  Karsruhe  1831.  Das  badische  bürgerliche  Recht 
und  der  Code  Napoleon,  von  Dr.  W,  BehagheL  Freiburg 
1860.  (Sehr  brauchbar  und  vollständig!  Zweite  Aufl.  ist  an- 
geeeigt.)  Der  Ehevertrag  nach  Franzos.  Bad.  Rechte  Ton  dem- 
selben. Freiburg  1871.  Ueber  die  ehelichen  Güterverhätt* 
nisse  der  Ausländer  in  Baden,  Prorektoratsrede  von  dem- 
selben. Freiburg  1872.  —  Die  Zeitschriften:  Jahrbücher 
des  Oberhofgerichts  (eingegangen).  Annalen  der  Grossh.  Bad. 
Gerichte.  Archiv  fiir  die  Rechtepflege  und  Gesetzg.  des 
Grossh.  Baden  (eingegangen).  Blätter  für  Justiz  und  Ver- 
waltung. 2  Bde.  (eingegangen).  Magazin  für  Badische  Rechte- 
pflege und  Verwaltung  (eingegangen).  Dermalen  bestehen  nur 
noch  die  Annalen,  bis  jetzt  40  Bde.  Brauchbare  Werke  zum 
Nachschlagen  in  der  Art  von  Sirey-Gilbert  sind:  Kappler, 
Handbuch  des  Bad.  Rechts.  1847.  Heidelberg  bei  Mohr,  Kah, 
das  Bad.  Landrecht.  1860,  und  Supplement  —  3)  Das  Gross- 
herzogthum  Berg,  s.  oben.  —  4)  Das  Grossherzogthum 
Frankfurt.  Zu  Folge  einer  Grossherzogl.  Verordnung  vom 
25.  Juli  1810  begann  die  verbindende  Kraft  des  Gesetzbuches 
mit  dem  1.  Jan.  1811.  Von  dieser  Zeit  an  war  es,  in  An- 
sehung aller  der  Gegenstände,  die  es  umfasst,  die  einzige 
Quelle  des  bürgerlichen  Rechts,  in  Ansehung  aller  übrigen  aber, 
z.  B.  bei  Lehnen,  Familienfideikommissen,  Retrakten,  Hieben 
die  bisherigen  Gesetze  und  Rechtsgewohnheiten  bei  Kräften. 
Die  bürgerliche  Giltigkeit  und  Auflösbarkeit  der  Ehe  wurde 
von  der  kirchlichen  abhängig  gemacht.  Der  von  Erhard  heraus- 
gegebenen Uebersetzung  des  G.  N.  wurde  die  Eigenschaft  einer 
amtlichen  beigelegt  S.  Verordnung  vom  15.  September  1809. 
§.  7.")  —  5)  Im  Herzogthume  Köthen  erhielt  der  C.  N., 
durch  ein  Patent  v.  28.  Dezember  1810,  v.  1.,  März  1811  an, 
und  6)  im  Herzogthume  Nassau,  durch  die  Verordnung  v. 


lft)  Durch  eine  Verordnung  des  Ton  den  Verbündetem  eingteetetai 
Generalgouvernements  Tom  10.  Januar  1814  wurde  festgesetit,  das*  v. 
1.  Februar  1814  an  das  ehemalige  Recht  wieder  an  die  Stelle  des  Fran- 
zösischen Rechts  treten  solle. 
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1.  und  4.  Febr.  1811,  v.  1.  Jan.  1812  an,10)  Gesetaealoutt 
—  8)  Zu  Folge  dar  Verfassungsurkunde  des  K.  Westpba- 
len  (?.  lö.  Nov.  1807  Art  45.)  war  der  C.  N.  das  Civil- 
gesetsbuch  dieses  Reiches.  Er  trat  mit  dem  1.  Jan.  1808  in 
Kraft,  ohne  Zusätze  oder  Modificationen,  und  so,  dasa  die 
bisherigen  civilrechtlichen  Gesetze  und  Gewohnheiten  insge- 
sammt  aufgehoben  wurden.  Vgl.  das  königl  Dekret  vom 
21.  Sept.  1808.  Eben  so  erhielt  er  in  den  Departements,  die 
im  J.  1810  mit  dem  K.  Westphalen  vereinigt  wurden  (vom 
1.  Sept  1810  an),  Gesetzeskraft.  Vgl.  das  Dekret  v.  19.  Juli 
1810.  Es  erschien  in  Westphalen  eine  amtliche  Ausgabe  und 
eine  amtliche  Uebersetzung.  Die  letztere  wurde  von  Dr.  Pfeif- 
fer besorgt»  von  den  Staatsräten  v.  Coninx  und  v.  Leist  durch« 
gesehen.  Ihr  liegt  die  Uebersetzung  von  Daniels  zum  Grunde. 
(Doch  hatte,  wie  in  Frankfurt  etc,  nur  der  französische 
Text  Gesetzeskraft.  VgL  ein  Schreiben  des  K.  W.  Justizmini- 
sters vom  12.  Jan.  1811  in  v.  Strombeck's  Rechtswissenschaft 
des  Gesetzbuches  Napoleon.  1.  Heft  n.  14.).  Die  K.  West* 
phalischen  Gesetze,  Verordnungen  etc.,  durch  welche  der 
C.  N.,  insbesondere  in  Beziehung  auf  den  ehemaligen  Reehts- 
znstand  des  Landes,  erläutert  wurde, «findet  man,  ausser  in 
dem  Bulletin  des  lois  du  royaume  de  Westphalie,  in  folgender 
Sammlung;  Supplement  du  C.  N.  contenant  les explications  du 
dit  Code  pour  le  royaume  de  W.  Hannover  1811.  8.  Vergl. 
auch;  Handbuch  zur  Kenntniss  der  Westphäliscben  Gesetze 
bis  Ende  1811.    Marb.  1813.    8. 

Und  schon  hatten  auch  andere  deutsche  Regierungen,  z.  B. 
die  des  Grossherzogthums  Darmstadt,14)  den  Plan,  den  G.  N. 
einzuführen,  schon  erblickte  man  in  dem  G.  N.  das  Mittel, 
eine  sehr  vielen  deutschen  Männern  theure  Idee  —  die  Ein- 
heit des  GlvürecHts  in  den  deutschen  Staaten  —  zu  verwirk- 


18)  Abgedrückt  in  der  Zeitschrift:  der  Rh.  Band  58,  28. 

14)  Im  Jahr  1809  hatten  Abgeordnete  vom  Fanten  Primas,  Ten 
«•sen  und  Nassau  eine  Zusammenkunft  su  Giessen  gebalten,  um  über 
die  Einführung  des  C.  N.  in  beratschlagen.  Vgl.  die  Zeitschrift:  All- 
gemeine Bibliothek  für  Staatskunst,  Rechtswissenschaft  und  Kritik.  —  I 
•Uober  die  prejeetirte  Einführung  in  Baiern  gibt  der  Vortrag  von 
Pen  er  nach  Aufechluss,  in  Feuerbachs  Leben  und  Wirken  I.  8.  1©  f. 
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liehen»15)  -  als  die  Schlacht  bei  Leipzig  (den  16.  Okt.  1813) 
der  Herrschaft  des  C,  N.  fast  in  allen  deutschen  Ländern  dies- 
seits des  Rheines  ein  Ende  machte.16)  Nur  in  den  im  Jahr 
1814  und  1815  an  Deutschland  wieder  abgetretenen  deutschen 
Ländern  jenseits  des  Rheines/7)  und  im17*)  Grossherzog- 


16)  Das  Napoleonsrecht,  als  allgemeines  Recht  in  Europa,  insbeson- 
dere in  Deutschland,  betrachtet.  Von  J.  L.  Reitemeier.  Frankfurt 
a.  d.  0.  1809.  Coup  d'oeil  sur  le  C.  N.  en  AUemagne.  Par.  8.  A  1810. 
Bemerkungen  über  den  C.  N.  in  Besiehung  auf  dessen  Einführung  in 
den  Rheinbundesstaaten.  Von  L.ü.  V.  Frhrn.  v.  Eggers.  Leipzig.  1811. 
Die  Zeitschriften  jener  Periode,  z.  B.  der  Rheinische  Band,  die  Euro- 
päischen Annalen,  Lassaulx's  Annalen,  enthalten  mehrere  Aufsätze  über 
denselben  Gegenstand. 

16)  Die  Gesetze  und  Verordnungen,  durch  welche  der  C.  N.  in  den 
einzelnen  Ländern  ausser  Kraft  gesetzt  wurde,  s.  in  der  ßchrift:  Das 
Verbot  der  rückwirkenden  Kraft  neuer  Gesetze  im  Privatrechte.  Von 
Fr.  Bergmann.    Hannover  1818.  8.  XVIII.  ff. 

17)  So  in  Rheinpreus8en.  SariEinlung  der  für  die  Kgl.  Preusa. 
Rheinprovinzen  seit  dem  Jahre  1813  ergangenen  Gesetze  u.  s.  w.  Von 
Lottner,  fortgesetzt  von  Leitner  und  Marquardt.  1834—1850. 
IX.  Bd.  —  *Neue  Sammlung  sämmtlicber  in  der  Pr.  Rheinprovinz  für 
die  Rechtspflege  und  Verwaltung  Geltung  habenden  Pr.  Gesetze.  Trier 
1845—50.  IX. Bd.  18.  Perrot,  Verfassung.  Zuständigkeit  und  Verfahren 
der  Gerichte  der  Pr.  Rheinprovinz  in  bürgerlichen  Rechtssachen.  Trier 
1842.  I.  Th.  1844.  II.  Th.  I.  B.  (Durch  den  Tod  des  Verfassers  unvoll- 
endet.) —  Hülfsbuch  zu  Vorlesungen  über  das  Rheinische  Civil-  und 
Handelsrecht  VonA.  v.  Daniels.  Cöln  1845.  P.)  Eschweiler,  Rhein. 
Gesetz-Sammlung,  enthaltend  die  wichtigsten  der  in  der  Preuss  Rhein- 
pro vins  geltenden  Gesetze  und  Verordnungen  Köln  1873.  —  Archiv  f. 
Civil-  und  Criminalrecht  der  K.  Pr.  Rbeinprovinzen.  Cöln,  seit  1820,  ti5 
B.  —  Annalen  der  Rechtspflege  und  Gesetzgebung  in  den  Preuss. 
Rheinprovinzen.  Trier,  seit  1841.  (Hauptsächlich  für  die  Landgerichts- 
präzis.)  —  Die  Jurisprudenz  des  rheinischen  Cassationshofes  zu  Berlin, 
1819-46  Von  Volk  mar.  Berlin  1848.  Für  Rheinbaiern:  Handbuch  der 
Verfassung,  Gerichtsordnung  und  der  gesammten  Verwaltung  Rbeinbaierns. 
Von  Sieben  pfeiffer.  Speier  1831—  33.  5B.  Fortgesetzt  von  Luttrings« 
hausen,  1845—46.  4  B.  P.)  Hilgard.  Annalen  der  Rechtspflege  in  Rhein- 
bayern. 2  Bde.  1830/31  (eingegangen}.  — Die  französisch-rechtlichen  Ur- 
theile  finden  sich  in  den  verschiedenen  Sammlungen  der  Rechtsprechung 
des  O.A.G.  München  z.  B.  Blätter  für  Rechtsanwendung,  zunächst  in 
Bayern  von  Seuff  ert  u.  A. 

In  Rheinhessen  gilt  der  C.  N.  gleichfalls  noch  und  sind  die  hierauf 
bes.  Erk.  mitgetheilt  in  „Sammlung  der  Entscheid,  des  Gr.  Hess.  Cas- 
sationshofes41, ferner  „ Archiv"  von  Glaubrecht  und  Dernburg.  — 
Auf  das  französ.  Civil  recht  in  den  deutschen  Landen  sowie  in  Frank- 
reich und  Belgien  erstreckt  sich,  Puchelt,  Zeitschrift  für  französisches 
Civilrecbt,  jetzt  zugleich  „Gerichtszeitung  für  das  Reichsland  Elsass- 
Lothringen",  seit  1870;  4  Bde. 

17a )  P.)  In  den  rechtsrheinischen  Bestandteilen  des  ehemaligen 
Hersogthumes  Berg,  die  jetzt  cur  Preuss.  Rheinprovins  gehören,  ist  der 
C. N. beibehalten  (Windscheid,  Pand.I.§  6n.L  Bauerband,  Instit. 
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thume  Baden,  dem  Nachbariande  Frankreichs,  ist  er  noch  in 
Kraft. 

Jedoch  länger  als  die  Herrschaft,  wird  der  geistige  Ein- 
fluss  des  C.  N.  (und  billig)  bestehen.  Fast  in  alle  Sprachen 
des  heutigen  Europa  ist  der  C.  N.  übersetzt  worden.18)  Auch 
zwei  lateinische  Uebersetzungen  gibt  es.19)  Ein  ehemaliges 
Mitglied  der  gesetzgebenden  Versammlung  Frankreichs  ist  sogar 
zu  einer  Uebertragung  des  C.  N.  in  Verse  begeistert  worden.*0) 

§.  14. 
3)  Verhältnisse  dea  C.  N.  zu  den  früheren  französischen  Gesetzen. 

Ueber  dieses  Verhältniss  enthält  das  Gesetz  vom  30.  Vent. 
XII.  Art.  7.  folgende  Vorschrift:  A  compter  du  jour  oü  ces 
lois  (celles  qui  composent  le  C.  c.)  sont  ex&utoires,  les  lois 
romaines,  les  ordonnances,  les  coutumes  g^nerales  ou  locales, 
les  Statuts,  les  r&glemens,  cessent  d'avoir  force  de  loi  g6n£- 
rale  ou  particuliere  dans  les  matieres  qui  sont  Pobjet  des  di- 
tes  lois  composant  le  präsent  Code.  Mithin:  Die  früheren 
Gesetze  des  Civilrechts,  wie  sie  auch  ihrer  äussern  Form  nach 


S.  9);  ebenso  in  einigen  Theilen  der  Schweiz ,  nämlich  im  Kanton  Genf 
und  im  Jura  Bernoia.  Zeitschrift  des  Bernischen  Juristen  Vereins ,  Bd. 
IX.  S.  140.  (Eine  sehr  wackere  Zeitschrift,  dermalen  unter  der  Re- 
daktion des  Prof.  Köi:ig  zu  Bern.) 

18)  Ins  Deutsche  ist  der  C.  N.  übersetzt  worden  von  Daniels, 
(Cftln,  die  4.  Auflage  1812  —  eine  Uebersetzung.  die  sich  durch  Treue 
vorteilhaft  auszeichnet,  wenn  ihr  auch  der  Vorwurf  gemacht  werden 
kann,  dass  sie  ohne  Noth  viele  französische  Worte  beibehalten  hat),  von 
Erhard  (Leipzig  1808.  Berichtigungen  dazu.  Leipzig  1810.  S.  auch  die 
Zeitschrift:  Der  Rheinische  Bund.  42,  88.)  —  von  Cremer  (Crefeld 
1804),  von  Lassau lx.  (Cohlenz  II.  Auflage  1807),  von  Ackermann 
(Landau  1808),  von  Müller  (Leipzig  1808),  von  Spiel  mann  (Strass- 
burg  1808),  von  einem  Ungenannten  (Cölnl809),  von  Gehhardi  (Gies- 
sen  1809).  *Die  fünf  französischen  Gesettbücher.  Von  Johann  Crem  er. 
Crefeld  1845.  (Die  correcteste  Uebersetzung.)  —  Ins  Englische  unter 
folgendem  Titel:  The  C.  N.  verhally  translated  frora  the  Prench.  By 
Bryan  Barrett.    Lond.  1811.  II.  Vol. 

19)  Im  Königreich  Italien  erschien  amtlich  eine  lateinische  Ueber- 
setzung ;  auch  abgedruckt  in  der  Quartausgabe  des  C.  N.  für  das  König- 
reich Westphalen.  —  Eine  zweite  lateinische  Uebersetzung  ist  folgende: 
Codex  Gsllorum  civilis  e  patrio  in  latinum  sermonem  translatus.  Studio 
B.  Gibault.   Par.  1806. 

20)  Le  C.  N.  mis  en  vers  Francais.  Par  D  ...  .  Exllgislateur. 
Par.  1811. 

Zaeharia,  Franz.  Cirilreoht.    6.  Auft.    I.  3 
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beschaffen  sein  mögen,  sind  durch  den  C.  N.  nicht  bloss  in- 
sofern aufgehoben  worden,  als  er  Verfügungen  enthält,  die 
unmittelbar  oder  folgerungsweise  mit  jenen  Gesetzen  in  Wi- 
derspruch stehen,  sondern  schon  dadurch,  dass  eine  gewisse 
Lehre  überhaupt  in  dem  G.  N.  abgehandelt  wird  oder  in  das 
Gebiet  des  allgemeinen  Civilrechts  gehört,1)  insofern  nicht  das 
Gesetzbuch  selbst  auf  die  früheren  Rcchtsquellen  verweist.2) 
Es  hat  also  namentlich  das  römische  Recht  nicht  mehr  Ge- 
setzeskraft, sondern  nur  das  Ansehen,  welches  ihm,  in  Erman- 
gelung positiver  gesetzlicher  Bestimmungen,  weil  und  wiefern 
es  mit  dem  philosophischen  Rechte  übereinstimmt  (oder,  wie 
sich  die  französischen  Rechtsgelehrten  ausdrücken,  weil  und 
wiefern  es  eine  raison  6crite,  eine  ratio  scripta,  ist),  gebührt.8) 
Daher  kann  auch  (P.)  in  der  Regel)  das  Rechtsmittel  der  Kas- 
sation nicht  darauf  gegründet  werden,  dass  in  einem  gegebenen 
Falle  ein  Gesetz  des  Römischen  Rechts  nicht  in  Anwendung  ge- 
bracht oder  falsch  ausgelegt  worden  sei.4)  —  Diejenigen  älteren 
Gesetze,  welche  nicht  das  Civilrecht,  sondern  einen  andern  Theil 
des  Rechts  zum  Gegenstande  haben,  ingleichen  diejenigen,  die 
ein  besonderes  Civilrecht  (ein  jus  civile  speciale)  betreffen, 
hebt  der  C.  N.  nur  insofern  auf,  als  seine  Verfügungen  mit 
diesen  Gesetzen  ausdrücklich  oder  folgerungswoise  in  Wider- 
spruch stehen.5) 

1)  Sir.  IX,  II,  168.  *XXI,  II,  274.  XXII,  II,  223.  Chabot.  queat 
transit.  I,  3.  P.)  Auf  die  lois  intermädiaires,  jene  seit  1789  besieht  sieh 
das  Ventöse-Gesetz  nicht.  —  DaLloz,  Rupert.  Lois,  No.  550  nimmt 
mit  Unrecht  an,  zur  Abschaffung  des  alten  Rechts  sei  erforderlich,  dass 
der  C  Nap.  ein  vollständiges  System  über  die  betr.  Materie  enthalte. 
Laurent,  Princ.  I.  No.  26,  27.  —  In  den  Ländern,  die  nach  der  Pro- 
mulgat  on  des  C.N.  mit  Frankreich  vereinigt  wurden,  gab  der  Art.  1907 
zu  der  Streitfrage  Veranlassung,  ob  man  frühere,  das  Maass  bedungener 
Zinsen  beschrankende  Gesetze  noch  ferner  in  Anwendung  zu  bringen 
habe?  Sir.  VIII,  II,  89.  X,  II,  343. 

2)  Vgl.  unten  §.  23. 

3)  Locre*  T.  I    Einleitung. 

4)  Merlin  qu.  m.  Cassation  §.  14.  P.)  Doch  hat  der  Kassationshof 
schon  wegen  Verletzung  von  Pandektenstellen  kassirt;  Tarbe*,  Cour  do 
cass.  S.  53,  54.  Handelt  es  sich  um  ein  vor  der  Einführung  des  C.  N. 
oder  im  Auslande  geschlossenes  Geschäft  oder  um  ein  dem  C.  N.  unbe- 
kanntes Rechtsverhältniss  z.B.  Emphyteusis,  so  kann  unter  Umstanden 
das  römische  Recht  als  wirkliches  Gesetz  gelten. 

5)  P.)  Dies  gilt  nach  An  merk  1  auch  von  den  lois  intermediaires. 
—    Und  selbst  dann  ist  zu    untersuchen,   ob   der  nach   dieser   Regel 
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§.  15. 

4)  Von  den  Quellen  des  Cod.  Nap.  im  Allgemeinen. 

Die  Hauptquellen  des  G.  N.  sind:   1)  Die  Coutumes, 
insbesondere  die  Coutume  de  Paris,  namentlich  in  der  Lehre 
von  den  gesetzlichen  Baudienstbarkeiten,  von  dem  Erbrechte, 
von  den  Vermögensrechten  der  Eheleute.    (Fast  in  allen  den 
Lehren,  in  welchen  das  droit  coutumier  eigentümliche  Be- 
stimmungen enthielt,  hat  der  G.  N.  demselben  den  Vorzug  vor 
dem   römischen   Rechte   gegeben.     Das   droit  coutumier  war 
das  Recht  der  Mehrheit  des  französischen  Volks     In  der  Ge- 
setzgebungssektion des  Sfaatsrathes  stammte  die  Mehrheit  der 
Mitglieder  aus  den  Ländern  des  Gewohnheitsrechts.)4')  2)  Das  ] 
Römische   Recht;**)    namentlich   in   der   Lehre   von   dem! 
Eigenthume  und  in  der  von  den  Dienstbarkeiten,  jedoch  mit  j 
Ausnahme  einzelner  Theile  dieser  Lehre;  ferner  in  der  Lehre  , 
von   den    Verbindlichkeiten   und    Verträgen.     3)   Die  könig- 
lichen Ordonnanzen;  namentlich  in  den  Lehren  von  den4 
Akten   des   bürgerlichen  Standes,   von  den  Schenkungen  und 
Testamenten,    von   den   Substitutionen.     4)  Das  Zwischen« 
recht,  das  Recht  aus  den  Zeiten  der  Revolution,  namentlich 
in  der  Lehre  von  der  Ehe,  von  der  elterlichen  Gewalt,  von 


als  aufgehoben  zu  betrachtende  Satz  mit  dem  noch  bestehenden  Gesetze 
ein  untrennbares  Ganzes  bilde.  Sir.  XIII,  I,  118.  Journ.  du  barr.  1809. 
P.  II.  T.  I,  p.  214.  —  Dagegen  kann  das  besondere  Civilrecht  aus  dem 
allgemeinen  (des  C.  N.)  ergänzt  werden.  Vgl.  Sir.  XIII,  I,  152.  * XXIII. 
I.  5.  57.  Nicht  aber  kann  es  unbedingt  aus  dem  allgemeinen  ausgelegt 
werden.    Sir.  XXIV,  I,  329.  XXXII,  I,  349. 

*)  P.)  Das  droit  coutumier  ist  germanischen  Geistes  s.  §.  42. 

**)  P.)  Aber  nicht  das  reine  Komische  Recht,  sondern  so,  wie  es 
sich  in  der  alten  Praxis  und  Literatur,  namentlich  bei  Poftier  (Haupt* 
qnelle  des  C.  NJ  gestaltet  hatte.  S.  o.  §7TE  JNur  mii  einer  gewissen 
~  versicnt  siB3  die  Resultate  der  neuen  deutschen  Wissenschaft  Über  rö- 
misches Recht  bei  Auslegung  des  C.  N.  zu  benützen.    Vgl.  §.  14. 

lieber  die  Bedeutung  des  Studiums  des  römischen  Rechts  für  fran- 
zosische Jurisprudenz  sehr  schön  Laurent,  Princ.1.28.  Windscheid, 
Pand.  I.  §.  6.  Das  wahre  Studium  des  römischen  Rechts  fehlt  leider 
gar  manchen  französischen  Schriftstellern,  obwohl  sie   als   Autoritäten, 

feiten.    Puchelt,  Zeitschrift  I.  S.  123.    üebrigens  hat  die  neue  frans. 
iteratur  tüchtige  Arbeiten  über  das  röm.  Recht  z.  6«  von  Acoarias, 
Demangeat,  Glasson  u.  A. 
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den  Privilegien  und  Hypotheken.  *J  Alle  diese  Rechte  sind  in 
dem  Gesetzbuche  nach  gewissen  leitenden  Grundsätzen,  man- 
nigfaltig ergänzt  und  abgeändert,  zu  einem  Ganzen  verarbeitet 
worden.***)  —  Der  vollkommnere  Theil  der  Arbeit  ist  un- 
streitig der,  in  welchem  das  Gesetzbuch  den  älteren  Rechten 
folgt  und  den  Umständen  nach  folgen  konnte,  wenn  auch  nicht 
geleugnet  werden  mag,  dass  man  in  einigen  Stellen  Verfügun- 
gen des  älteren  Rechts  beibehielt,  deren  Grund  nicht  mehr 
existirte,')  in  andern  die  aus  dem  älteren  Rechte  beibehalte- 
nen Bestimmungen  nicht  genugsam  mit  dem  neueren  Rechte 
in  Einklang  setzte.  Weit  erheblichere  Einwendungen  dürften 
sich  gegen  den  Theil  des  Gesetzbuches  machen  lassen,  welchem 
das  Zwischenrecht  zum  Grunde  liegt. 

§.  16. 
5)  Ueber  den  Geist  and  den  Werth  des  Gesetzbuchs.1.) 

Es  erregt  billig  Verwunderung  und  Bewunderung,  dass 
man  ein  Werk,  das,  wie  der  C.  N.,  bei  manchen  Mängeln  im 
Einzelnen,  dennoch  im  Ganzen  so  trefflich  ist,  in  so  kurzer 
Zeit  zu  Stande  bringen  konnte. 

Kein  Unbefangener  wird  dem  C.  N,  den  Ruhm  bestreiten, 
dass  er  im  Ganzen  ein  Muster  der  Fassung  (der  Redaktion) 
eines  Gesetzbuches  sei,  dass  er  die  Scheidelinie  zwischen  einem 


1)  Conference  dn  C.  c.  avec  les  lois  anciennes.  Par  Dard.  III.  Edit. 
1827.  in  4.  nnd  in  8.  Code  civil  avec  les  sources,  oü  toutes  ses  dispo- 
sitions  ont  e"te"  puisees  etc.  Par  Dnfour.  1806.  IV.  T.  —  *Application 
an  C.  c.  des  Institutions  et  des  cinqnante  livres  daDigeste.  Par  Biret. 
1824.  2  Vol. 

***)  P.)  De  Tinfluence  de  Droit  canonique  sur  la  legislation  fran- 
caise,  par  d' Espin ay;  Paris  1857.    S.  a.  nnten  §.  43  No.  5. 

2)  Z.  B.  Warum  müssen  bei  Errichtung  eines  mystischen  Testaments 
gerade  sieben  Zeugen  zugegen  sein  ?  Warum  wird  der  Nachlass  unter 
die  Verwandten  des  Erblassers  nach  Linien  vert heilt?  Warum  sind  die 
Liegenschaften  der  Eheleute  von  der  ehelichen  Gütergemeinschaft  aus- 
geschlossen? Vgl.  n.  2  zu  §.  16. 

1)  Des  characteres  distinctifs  duC.N.  Par  Fr.  de  Lassaulx,  1811. 
Ins  Deutsche  übersetzt  von  Wolters.  Bamberg  1811.  Themis  oder  Bei« 
träge  zur  Qesetzgebung.  Von  Feuerbach.  Landshut  1812.  Die  erste 
Abhandlung,  *und  hierzu  der  §.13  Anm.  14  angeführte  Vortrag  F  e  u  e  r- 
bach's.    S.  auch  die  §.  13  Anm.  15  angeführten  Schriften.  —  *Eine 
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G es etz buche  und  zwischen  einer  wissenschaftlichen  Bearbei- 
tung des  Civilrechts  (oder  einem  Rechts  buche)  streng  be- 
obachtet habe.9) 

Alle  Franzosen  sind  in  Beziehung  auf  das  bürgerliche 
Recht  einander  vor  dem  Gesetze  gleich;  —  das  bürgerliche 
Recht  ist  von  den  religiösen  Meinungen  der  Einzelnen  (von 
dem  Kirchenrechte)  unabhängig;  —  das  bürgerliche  Recht  soll 
die  persönliche  Freiheit,  die  Freiheit  und  Sicherheit  des  Eigen- 
thums  ehren  und  schützen;  —  es  soll  Vorkehrungen  treffen, 
dass  nicht  durch  Privatverfügungen  eine  Ungleichheit  der 
Vermögensumstände  auf  die  Dauer  gestiftet  werde,  welche  die 
Gleichheit  des  Rechts  gefährden  könnte8);  —  ebenso  Vor- 
kehrungen zur  Sicherung  des  Privatkredits;  —  das  sind  die 
Grundsätze,  von  welchen  der  C.  N.  ausgeht.  Die  meisten  von 
diesen  Grundsätzen  kann  man  wohl  nur  dann  anfechten,  wenn 
man  an  die  Stelle  des  Rechts  den  Vortheil  Einiger  setzen  will. 
Nur  zwei  dieser  Grundsätze  sind  von  zweideutigerem  Werthe; 
—  der  eine,  welcher  das  bürgerliche  Recht  von  dem  kirch- 
lichen unabhängig  macht;  er  hat  in  Frankreich  und  anderwärts 
viele  Widersacher  gefunden;  —  der  andere,  welcher  (im  Geiste 
der  Demokratie),  die  Freiheit  der  Privatverfügungen  zum  Vor- 
theile  der  öffentlichen  Freiheit  beschränkt;  das  UrtheU  darüber 
steht  in  einem  wesentlichen  Zusammenhange  mit  den  schwie- 
rigsten Aufgaben  der  Staatskunst.  —  Jedoch  ist  es  billig,  das 
Werk  nach  den  Grundsätzen  zu  beurtheilen,  zu  welchen  es 
sich  bekennt.  (Contra  negantem  prineipia  non  est  disputan- 
dum.)  Man  tadelt  nicht  selten  das  Gesetzbuch,  weil  man  ver- 
gisst,  dass  seit  seiner  Abfassung  die  Wissenschaft  Fort- 
schritte gemacht  hat. 

Prüfung  des  6.  G.  vom  nationalökonomischen  Standpunkt  aas  gibt  die 
kleine  Schrift  R 03 si 's:  Observations  snr  le  droit  civil  fr.  considere*  dam 
868  rapports  avec  l'ätat  economiqae  de  la  sociltl.  InderKevne  de  legis- 
lation  XI.  1.  P.)  Vorschläge  zur  Revision  des  C.  N.  in  Bevae  critique 
1866.  8.  125.  Observations  hierüber,  par  Duvergier,  Paris  1867.  8. 
a.  Acollas,  Necessite*  de  refondre  Tensemble  de  nos  codes.  II.  eM.  1866. 

2)  Durch  diese  Unterscheidung  heben  sich  die  meisten  der  Einwürfe, 
die  man  gegen  die  Vollständigkeit  des  Gesetzbuchs  gemacht  hat.  Einige 
Lehren,  z.  8.  die  von  den  natürlichen  Kindern,  die  von  dem  Heiraths- 
vertrage,  hätten  allerdings  einer  reicheren  Ausstattung  bedurft« 

3)  Vgl.  Art.  896.  918. 
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Und  ä&  kann  man  denn  den  Männern,  welche  an  ct&n 
Werke  gearbeitet  haben,  das  Zeugniss  wohl  nicht  versagen, 
dass  sie  den  Grundsätzen,  von  welchen  sie  ausgingen,  in 
Qer  Ausführung  folgerichtig  treu  geblieben  sind.  Das  bedarf 
nicht  erst  eines  Beweises.  Von  dieser  Seite  ist  noch  nie  dem 
Gesetzbuche  ein  Vorwurf  gemacht  worden.  Die  Frage  ist  nur 
Öie,  6b  der  C.  N.  jene  Grundsätze  zuweilen  nicht  zuweit  er- 
streckt habe?  ferner  ob  es  ihm  in  allen  Lehren  gelungen  sei, 
den  richtigsten  Weg  zu  dem  Ziele  feu  finden,  das  er  sich  le- 
itetet hatte? 

Allerdings  aber  scheint  er  in  zwei  Lehren  seine  eigenen 
Grundsätze  zu  weit  verfolgt,  d.  h.  sie  nicht  genugsam  durch 
andere  nicht  weniger  wesentliche  Grundsätze  beschränkt  zu 
haben.  Diese  Lehren  sind  die  von  der  Ehescheidung  und  die 
ton  der  elterlichen  Gewalt.  Die  Ehescheidung  gestattet  der 
C.  N.  in  einem  Umfange  (sogar  ein  divortium  bona  gratia  lässt 
er  zu),  in  welchem  sie  selbst  von  denen,  welche  das  bürger- 
liche Eherecht  von  dem  kirchlichen  unabhängig  erhalten  wol- 
len, nicht  zu  billigen  sein  möchte.  Die  elterliche  Gewalt  aber 
hat  er  in  dem  Grade  entkräftet,  dass  sie  den  heiligsten  In- 
teressen des  Menschen  auf  keine  Weise  entspricht.  (Dieselben 
Urtheile  fällt  Maleville )  Der  C.  N.  unterlag  hier  den  zur  Zeit 
seiner  Abfassung  noch  herrschenden  Ideen  einer  vielfach  be- 
wegten Zeit.*) 

In  zwei  andern  Hauptlehren  scheint  der  C.  N.  nicht  die 
seinen  eigenen  Grundsätzen  am  besten  entsprechende  Auf- 
losung gefunden  zu  haben  —  in  der  Lehre  von  der  Ordnung 
der  Erbfolge  und  in  dem  Hypothekenrechte.  Der  ersteren 
liQgt  (wie  Toullier,  IV.  No.  141,  148,  bemerkt)  überall  fein 
Princip  zum  Grunde.**)    Anlangend  das  Hvpothekenrecht,  so 


*)  P.)  Der  leise  Tadel  Z.'s  gegen  die  Trennung  des  bürgerlichen 
von  dem  Kirchlichen  Eherechte  ist  durch  die  Zeitereignisse  der  letzten 
Jahre  widerlegt;  die  obligatorische  Civilehe  wird  allenthalben  als  eine 
Nothwendfckeit  erkannt.  Damit  soll  freilich  nicht  das  divortium  bona 
gratia  vertheidigt  Bein! 

**)  P.)  Auch  das  Erbrecht  (s.  n.  2  zu  §.  15)  wird  quoad  principia 
nicht  ohne  Grund  vertheidigt  von  ßrocher,  la  legitime  et  les  reserVes. 
8.  805 ff.  Genf.  1868.  (Eine  vortreffliche  Monographie!)  Vfcl.  Übrigens 
Puchelt,  Zeitschr.  f.  frans.  Civilrecht  I.  S.  410. 
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beweisen  schon  die  vielen  Schriften,  die  über  dasselbe  erschie- 
nen sind,  die  vielen  Rechtsstreitigkeiten,  zu  welchen  es  Ver- 
anlassung gegeben  hat,  und  die  Tausende  und  Hunderttausende, 
welche  unter  der  Herrschaft  desselben  den  Kapitalisten  ver- 
loren gegangen  sind,  die  Notwendigkeit  einer  Verbesserung 
dieses  (übrigens  allerdings  auf  den  richtigen  Grundlägen  be- 
ruhenden) Theiles  des  Gesetzbuches.4) 

IL   Der  Code  de  procedura  civile. 

§■  17. 

Die  französische  Processordnung  enthält  in  zwei  Theilen 
(von  welchen  der  erstere  fünf  Bücher,  der  zweite  aber  zwei 
Bücher  unter  sich  begreift),  und  in  1042  Artikeln  die  Regeln 
für  das  Verfahren  vor  den  Friedensgerichten,  vor  den  Gerich- 
ten der  ersten  Instanz,  vor  den  Appellationsgerichten.  (P.  Die 
letzteren  fuhren  je  nach  dem  Wechsel  der  Regierungsform 
den  Namen  cours  d'appel,  cours  royales,  cours  imperiales.) 

Das  Hauptgesetz,  auf  welchem  vor  der  Revolution  das 
Verfahren   in   bürgerlichen  Rechtssachen   ruhte,   war  die  Or- 


4)  Zu  wie  vielen  Rechtsstreitigkeiten  hat  der  Art.  2148  Veranlas- 
sung gegeben!  Es  ist  ferner  eine  sehr  bedenkliebe  Inkonsequenz,  dam? 
die  Unterpfander  der  Ehefrauen  und  der  Minderjährigen  von  der  Ver- 
bindlichkeit der  Eintragung  ausgenommen  si.d.  —  Vgl.  De  la  nlcessitl 
et  des  moyens  de  perfectionner  la  legislation  hypothecaire.  Par  Hua.1 
Paris  1812.  8.  Auch  in  Grenier's  traite*  des  byp.  findet  man  mehrere 
Winke  und  Vorschlage  zur  Verbesserung  des  dermaligen  französ.  Hypo- 
thekenrechts. —  *Documens  relatifs  au  regime  hypothecaire  et  snx- rl- 
formes  qui  ont  et4  proposees,  publies  par  ordre  de  M.  Martin  (du  Nord), 
Garde  de  Sceauz.  1844.  3  Vol.  ( Enthält  die  Gutachten  sämmtlicher  Ge- 
richtshofe und  Bechtsfacultäten  über  die  Mangel  des  franz.  Hypotheken- 
systems.) —  Anschütz,  die  Hypothekarreform  in  Frankreich.  In  der 
krit.  Zeitschrift  für  Rechtswissenschaft  des  Auslands  XXIII.  n.  20  und 
XXIV.  n.  5.  —  Entwurf  eines  Hypothekengesetzes  für  den  Bezirk  des 
Bhein.  Appellationsgerichtshofs,  nebst  Motiven.  Im  Auftrag  des  Köniri. 
Justizministeriums  ausgearbeitet  von  P.  Fr.  Beichensper'ger.  Cöln 
1851.  S.  auch  unten  die  Lehre  vom  Unterpfandsrecht.  P.J  Entwürfe 
zu  einem  verbesserten  Hypotheken-  und  Zwanffsveräusserungsgesetz  für 
Eheinbayern,  Zweibrücken  1885.  (Ein  Werk  tüchtiger  rheinpf als.  Juristen, 
besonders  des  ausgezeichneten  Hügard.)  Vgl.  Anm.  1  zu  1. 12.  Das  Gesetz 
vom  28.  Man  1855  übet  die  Transskription  enthält  wesentliche  Verbes- 
serungen des  Hypothekenwesens. 
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donnance  Ludwig's  XIV.  v.  J.  1667.  Jedoch  diese  Ordon- 
nance hatte  durch  spätere  Gesetze  und  durch  den  Gerichts- 
gebrauch so  manche  Modificationen  und  Zusätze  erhalten,  die 
Praxis  hatte  so  manche  Fehler  oder  Mängel  in  derselben  be- 
merklich gemacht,  dass  das  Bedürfhiss  einer  neuen  bürger- 
i  liehen  Processordnung  schon  vor  der  Revolution  allgemein  ge- 
'  fühlt  wurde.  Noch  dringender  wurde  dieses  Bedürfhiss,  als 
während  der  Revolution  die  Gerichte  eine  neue  Organisation 
erhielten.  Schon  im  Jahr  V.  wurde  daher  der  Versuch  ge- 
macht, jenem  Bedürfnisse  abzuhelfen;  ein  Entwurf  zu  einer 
neuen  bürgerlichen  Processordnung  wurde  dem  Rathe  der  500 
von  einem  seiner  Ausschüsse  (la  commission  de  la  Classifica- 
tion des  lois)  vorgelegt.1)  Jedoch  dem  Kaiser  Napoleon  war 
es  vorbehalten,  auch  dieses  Werk  zu  vollenden.  Es  wurde 
zuvörderst,  noch  von  der  Konsular-Regierung,  eine  aus  vier* 
Rechtsgelehrten  bestehende  Kommission  (Treilhard,«Staatsrath; 
Seguier,  erster  Präsident  des  Appellationsgerichtshofes  von  Pa- 
ris; Berthereau,  Präsident  des  Gerichts  der  ersten  Instanz  des 
Departements  der  Seine,  und  Pigeau,  ehemaliger  Advokat  am 
Ghatelet,  waren  die  Mitglieder  dieser  Kommission),  zur  Ab- 
fassung des  Entwurfs  einer  b.  P.  0.  niedergesetzt,  Der  von 
dieser  Kommission  verfasste  Entwurf9)  wurde  dem  Kassations- 
gerichte und  den  Appelationsgerichten  zur  Berathung  mitge- 
theilt,  und,  nachdem  diese  ihre  Bemerkungen  eingeschickt  hat- 
ten,8) ganz  auf  dieselbe  Weise,  wie  der  C.  c.,  bearbeitet  und 


1)  Projet  de  Code  de  la  procldure  civile,  präsente*  au  Conseil  des 
600,  au  nom  de  la  commission  de  la  Classification  des  lois  par  G  u  i  1 1  e- 
mot,  le  2.  Germ.  V.  Par.  an  V. 

2)  Projet  de  Code  de  proeädure  civile.  präsente*  par  la  commission 
nommee  par  le  gouvernement.  Par.  an  XII.  4. 

3)  Auch  diese  Bemerkungen  sind  im  Drucke  erschienen.  —  Eine 
besondere  Auszeichnung  verdient,  in  wissenschaftlicher  und  praktischer 
Hinsicht,  die  bei  dieser  Gelegenheit  von  dem  Kassationsgerichtshof e 
gefertigte  Arbeit.  —  f  Observation  de  la  cour  de  Cassation  sur  le  projet 
de  C.  de  pr.  c.  Bei  Sirej  IX,  I,  1 )  —  Der  Kassationsgerichtshof  that 
nämlich  den  Vorschlag,  dem  C.  de  proeddure  in  einem  eigenen  Buche 
die  Lehren  von  den  Klagen  und  Einreden  und  von  der  Gerichtsbarkeit, 
mit  einem  Worte,  die  Grundlehren  des  Processes  vorauszuschicken,  und 
jene  Arbeit  enthält  den  Entwurf  dieses  Buches.  Nun  wurde  «war  dieser 
Vorschlag  nicht  angenommen.  Jedoch  die  in  dem  Entwürfe  entwickelte 
Theorie  ist  in  der  That  die  dem  C.  de  pr.  sum  Grunde  liegende. 
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in  Berathung  gezogen.  So  vorbereitet  wurde  der  Entwurf  im 
Jahr  1806  (in  mehreren  Gesetz  vorschlagen  von  der  Regie- 
rung der  gesetzgebenden  Versammlung  vorgelegt  und  von  die- 
ser als  Gesetz  bestätigt,  jedoch  so,  das  die  verbindende  Kraft 
dieses  C.  de  proc.  erst  mit  dem  1.  Jan.  1807  eintreten  sollte.4) 
C.  de  pi\  Art  1041.  —  Uebrigens  hat  auch  der  C.  de  proc. 
ausserhalb  Frankreichs  in  mehreren  Ländern  Gesetzeskraft  er- 
halten, z.  B.  im  E.  Westphalen,  im  Grossherzogthum  Berg.*) 
Er  ist  eben  so,  wie  der  C.;N.,  in  die  meisten  Sprachen  des 
heutigen  Europa  übersetzt  worden.5) 

Das  Verhältniss,  in  welchem  der  G.  de  pr.  zu  den  frü- 
heren französischen  Gesetzen  über  den  bürgerlichen  Process 
steht,  ist  ganz  dasselbe,  das  zwischen  dem  G.  N.  und  der 
früheren  Gesetzgebung  über  die  in  das  Gebiet  dieses  Ge- 
setzbuches gehörenden  Gegenstände  eintritt.  G.  de  proc.  Art. 
1041.  Das  praktische  Verhältniss  des  G.  de  pr.  zu  dem  C. 
N.  ist  nach  den  Regeln  zu  bestimmen,  welche  von  dem  Ver- 
haltnisse unter  mehreren  zu  verschiedenen  Zeiten  erschienenen 
Gesetzen  überhaupt  gelten  —  mithin  nach  folgenden  Regeln: 
1)  Lex  posterior  derogat  priori.  Da  jedoch  beide,  der  C.  N. 
und  der  C.  de  proc,  nach  der  Absicht  des  Gesetzgebers  ein 
Ganzes  bilden  sollten,  so  ist  der  C.  de  pr  im  Zweifel  so  aus- 
zulegen, dass  die  Vorschriften  des  Code  Napoleon  mit  denen 
des  Code  de  procädure  bestehen  können.**)  2)  Lex  generalis 
non  derogat  speciali.6) 

4)  Vgl.  ein  G.  A  d.  St.  B.  v.  6.  Jan.  und  16.  Febr.  1807  sur  Vin- 
ßtruction  des  proces  intentls  avant  le  1.  Jan.  1807. 

*)  P.)  Der  0.  de  pr  gilt  jetzt  auch  in  Rheinpreussen,  Rh  ei nh essen 
und  im  Reichslande  Elsass  -  Lothringen.  Bekannt  ist  dessen  grosser 
Einfiuss  auf  die  neuen  Prozess-Eodiflkationen  in  Deutschland. 

5)  Ins  Deutsche:  Von  Böll,  Weissenburg  1806.  Von  Ackermann. 
Landau.  IL  Th.  1806.  1807.  Von  Daniels,  Cöln  III.  Ausg.  1813.  Von 
Lassaulx,  Koblenz  1807.  Von  Erhard,  Leipzig  1808.  Von  Müller, 
Leipzig  1808.  Von  Bachoven,  Düsseldorf  1809.  -  Die  Uebersetzung, 
oder  vielmehr  die  Umarbeitung  des  C.  de  pr.  für  das  Königreich  West- 
phalen ist  v.  Jahr  1806.  Die  amtliche  Uebersetzung  des  C.  de  pr.  für 
das  Groash.  Berg  ist  zu  Strassburg  1813  erschienen. 

**)  P.)  So  müssen  die  Förmlichkeiten  der  Art.  1444,  1445  C.  N. 
neben  jenen  des  Art.  872  C.  de  pr.  beobachtet  werden. 

6)  Vgl.  unten  die  Lehre  von  der  Ehescheidung.  P,)  Bei  direktem 
Widerspruche  geht  der  C.  de  pr.  als  das  jüngere  Gesetz  vor;  so  dero- 
giren  Art.  551,  911  C.  de  pr.  den  Art.  2213,  819  C.  N. 
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PJ  Auch  der  C.  de  proc.  ist  durch  französ.  Gesetze  aus 
den  Jahren  1841,  1842  mehrfach  abgeändert  und  erschien 
kraft  Ordonnanz  v.  8.  Okt.  1842  in  neuer  Ausgabe;  auch  in 
den  späteren  Jahren  sind  Aenderungen  eingetreten.  Der  jetzige 
Code  de  proc.  für  Frankreich  unterscheidet  Bich  wesentlich 
von  der  Redaktion,  welche  in  Rheinpreussen  und  Rheinhessen 
jetzt  noch  das  Processgesetz  bildet. 

Ueber  das  Eassationsyerfahren  handelt  der  G.  de  proc. 
nicht;  dies  beruht  auf  einer  Reihe  alter  und  neuer  Gesetze. 
(Vgl.  Roger  -et  Scerel,  Lois  usuelles,  Cour  de  Cassation 
nnd  unten  §.  39  nt.  7  und  Text.) 

Die  Quellen  des  G.  de  pr.  sind  theils  die  älteren  Ge- 
setze über  den  Process,  also  namentlich  die  Ordonnance  vom 
Jahr  1667,7)  theils  die  während  der  Revolution  über  den  Pro- 
cess und  über  die  Gerichtsverfassung  erschienenen  Gesetze.8) 
Diese  Quellen  sind  zugleich,  nebst  der  Berathung  über  das 
Gesetzbuch,9)  die  Haupthülfemittel  zur  Auslegung  desselben«10) 

Literatur  des  französischen  Prozessrechts.  Geschichte- 
Geschichte  der  französischen  Gerichtsverfassung  von  deren 
Ursprung  bis  auf  unsere  Zeiten.  Von  Brewer.  Düssel- 
dorf 1835—1837.  IL  B.  —  Schaffner,  Geschichte  der 
Rechtsverfassung  Frankreichs.  III.  S.  475—583.  —  Essai 
historique  sur  Porganisation  judiciaire  depuis  Hugues  Capet 
jusqu'ä  Louis  XII.  Par  Pardessus.  1851.  —  Zusammen- 
stellung der  Discussion:  Esprit  duC.depr.  ParLocr£. 
Par  1816.  V.  Vol.  8.  (Das  Werk  ist  nach  demselben 
Plane,  wie  der  Esprit  du  G.  N.  desselben  Verfassers .  aus- 
gearbeitet.)   Einleitung  in  das  Studium    des    Pro- 


7)  Der  vorzüglichste  Kommentar  über  diese  Ordonnance  ist  folgen- 
der: Nouveau  commentaire  sur  Tordonnance  da  mois  d'avril  1667  II. 
Vol.  12.    Par  Jousse,  II.  ed.  Par.  1767.  IL  Vol.  12. 

8)  *Lois  sur  l'organisation  judiciaire  nnd  Lois  snr  la  procÄdure  civile. 
Par  Dnpin.  1819  nnd  21.  III.  Vol. 

9)  Abgedruckt  in  dem  8.  10.  Anm.  a.  Werke  von  Locrä. 

10)  lieber  die  Eigentümlichkeiten  des  franzosischen  Processes, 
diesen  im  Verhältnisse  zn  andern  Prozessrechten  betrachtet,  s.  Der  ge- 
meine Deutsche  Process  in  Vergleichnng  mit  dem  prenssisehen  nnd 
französischen  Civilverfahren  und  mit  den  neuesten  Fortschritten  der 
Processgesetzgeb.  Von  Mi  tt  er  maier.  4.8t,  8.  Aufl.  Bonn  1888.  — Ver- 
gietchung  der  französischen  und  prenssisehen  Gesetze.  Von  v.  Oppen. 
Cölnil827.  28. 
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zessrechts:  Introduction  ä  la  procedure  civile.  Par  Pi- 
geau,  nouv.  id.  par  Poncelet.  1841.  18.  —  Lehrbü- 
cher: (Institutionen;  Compendia.)  —  TraiW  ^Kmentaire  de 
la  procedure  civile.  Par  Auger.  1828.  II.  Vol.  —  Ex- 
piration sommaire  du  Code  de  pr.  c.  Par  De  miau.  1828. 

—  Handbücher;  Systeme:  Les  bis  de  la  procedure 
civile.  Par  Carr<*  et  Chauveau  4  id.  1862-1872. 
VII.  B.  —  La  procedure  civile  des  tribunaux  de  France. 
Par  Pigeau.    V.  Ed.  par  Crivelli.     1838.    IL    Vol.  4 

—  Gours  de  procedura  civile  et  criminelle.  Par  Berriat 
Saint-Prix.  VI.  Ed.  1843.  ffl.  Vol.  —  Theorie  de  la 
procedure  civile,  prec£d£e  d'une  introduction.  Par  Bon- 
cenne  et  Bourbeau.  2.  öd.  1837-1847.  —  Cours  de 
procedure  civile  Franc.  Par  Baut  er.  Par.  et  Strasbourg. 
1834.  —  Exposition  raisonnäe  des  lois  de  la  Comp6tence 
et  de  la  procedure  en  mati&re  civ.  Par  Rodiere,  1842. 
III.  Vol.  —  Elements  d'organisation  judiciaire  et  de  pröc. 
civ.  Par  Bonnier.  —  Le$ons  sur  le  Code  de  Procedure 
c.  par  Boitard,  pubK6es  par  G.  de  Linage.  9.  id.  1864. 
IL  Vol.  (Ein  in  Frankreich  sehr  verbreitetes  Elementar- 
werk.) —  Cours  de  Procedure  civ.  et  crim.  Par  Delzers. 
1844—1852.  II.  Vol.  —  Kommentare  über  den  C.  de 
pr.:  Von  Bonnin.  1845.  —  Code  de  proc.  expliqui  par 
Rogron.  10.  id.  1851.  —  Kommentar  über  die  franzö- 
sische Cävilprozess  -  Ordnung.  Von  Schlink.  Coblenz 
1842-1845.  IV.  B.  -  System  und  Geschichte  des  franz. 
und  rhein.  Civilprozessrechts.  Von  v.  Daniels.  L  B< 
I.  Abth.  Berlin  1849.  Dem  bürg,  Abhandl.  aus  dem  Ge- 
biete des  gemeinen  und  französ.  Civil-  und  Prozessrechts. 
1849.  Formulare  für  Processschriften:  Le  proc£- 
durier.  Recueil  g£n£ral  des  formules  pour  tous  les  actes 
judiciaireB.  Par  Crevy.  1836.  12.  —  Formulaire  de  pro- 
cedure civ.  et  commerciale.   Par  Bioche.    Nouv.  id.  1848. 

—  Formulaire  giniraie  ou  modele  d'actes  r6dig£s  sur  chaque 
article  du  Code  de  pr.  c.  Par  Chardon  et  P^chard. 
1842.  5.  id.  II.  Vol.  Formulaire  g6n£ral  ou  trait*  pra- 
tique  de  procedure.  Par  Chauveau  Adolph,  revu  par 
Glandaz.  5.  id.  1872.  —  Wörterbücher:  Dictionnaire 
de  procedure  civile  et  commerciale.  Par  Bioche;  neueste 
Aufl.  1861—1864.  VI.  Vol.  —  Dictionnaire  gfo^ral  et 
comjAet  de  procedure,  ou  table  du  Journal  desAvou^s.  Par 
Chauveau,  1837.  —  Zeitschriften:  Journal  de  pro- 
cedure dv.  et  commerciale.  Par  Bioche.  Seit  1835.  — 
Journal  des  Avouäs.    Par  Billequin  et  Chauveau.  (Er- 
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scheint  fortwährend  >  S.  auch  §.  46.  c.  Die  „Codes  anno- 
t&*-  von  Sirey-Gilbert  und  von  Dalloz  et  Verg6 
umfassen  auch  den  G.  de  proc. 

P.)  Die  besten  Werke  über  das  Kassationsverfahren  sind: 
Tarbe,  Cour  de  Cassation.  1840.  Bernard,  Manuel  des 
pourvois  et  des  formes  de  proc^der  devant  la  cour  de  Cas- 
sation.   2  Bde.  1868;  s.  a.  §.  39  nt.  7. 


§.  18. 

Notariatsordnung. 

Mit  dem  Processrechte  in  einer  wesentlichen  Verbindung 
steht  die  Notariatsordnung,  die  loi  v.  25.  Vent.  XL  oder 
16.  März  1803, l)  jetzt  zu  verbinden  mit  dem  Gesetze  v. 
21.  Juni  1843,  sur  la  forme  des  actes  notartäs.  Das  Notariat 
hat  sich  in  Frankreich  anders  ausgebildet,  es  hat  in  diesem 
Reiche  eine  bedeutendere  und  ausgebreiteter^  Wirksamkeit  als 
in  den  deutschen  Staaten.  (Bis  zu  der  Auflösung  des  deut- 
schen Reiches  wurden  in  Deutschland  die  Notarien  von  dem 
Kaiser  —  unmittelbar  oder  mittelbar  —  bestellt.  Daher 
wurde  die  Amtsgewalt  derselben  von  den  Landesfursten  mög- 
lichst beschränkt.)  Der  französische  Notar  kann  die  von  ihm 
gefertigten  Urkunden,  wie  der  Richter  ein  von  ihm  gesproche- 
nes Urtheil,  mit  der  exekutorischen  Formel,  d.  i.  mit  dem 
Befehle,  dass  sie  durch  die  Huissiers  iu  Vollziehung  gesetzt 
werden  sollen,  bekleiden,  und  so  diesen  Urkunden  die  Eigen- 
schaft eines  titre  pare  ou  executoire  ertheilen.*)  (Erst  dann, 
wenn  gegen  die  Vollziehung  Einspruch  gethan  wird  etc.,  ge- 


1)  Organisation  du  notariat,  contenant  la  loi  da  25-  Vent.  XL,  loa 
lootifs  de  cette  loi  et  le  rapport  fait  au  tribunat.  Par  Favard.  Paris 
1803.  12. 

2)  La  minnte  (instramentum  literis  minugcalis  scriptum)  ist  die 
Urschrift,  die  der  Notar  (oder  ein  anderer  öffentlicher  Beamter)  über 
ein  Geschäft  aufnimmt.  Une  expldition  ist  eine  Abschrift  von  dieser 
Originalurkunde.  Une  grosse  (instrumentum  literis  grossis  scriptum) 
ist  eine  mit  der  execu torischen  Formel  von  dem  Notar  versehene  Abschrift. 
Der  Notar  muss  in  der  Regel  von  einer  jeden  Urkunde,  die  er  aufnimmt, 
die  Urschrift  behalten,  ausgenommen  in  gewissen,  durch  die  Gesetze 
bestimmten  Fällen,  in  welchen  er  das  Original  selbst  den  Parteien  aus- 
händigen darf  —  acte  eu  brlvet. 
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langt  die  Sache  an  die  Gerichte.)  Die  Notare  stehen  unter 
einer  besondern  Aufsicht  (Disciplinargewalt),  welche  durch  die 
chambres  des  notaires  ausgeübt  wird.  Regierungsbeschluss 
v.  2.  Niv.  XII.,  jetzt  der  an  dessen  Stelle  getretenen  Ordon- 
nanz vom  4.  Jan.  1843  sur  l'organisation  du  notariat  et  de 
la  discipline  du  notariat. 

Literatur  des  französischen  Notariats:  Clef  du 
notariat  ou  exposition  m&hodique  des  connaissances  n£ces- 
saires  ä  un  notaire.  Par  Ledru.  4.  ed  1838.  —  La  Phi- 
losophie du  notariat  ou  L'ettres  sur  laprofession  de  notaire. 
Par  Celli  er.  1832.  Von  demselben:  Cours  de  redaction 
notariale.  1840.  —  Manuel  du  notariat  ou  recueil  de  for- 
raules.  Par  Bavoux.  1846.  in  32.  —  Manuel  des  notai- 
res. Par  Sellier.  1844-1847.  III.  Vol.  -  Le  parfeit  no- 
taire, ou  la  science  du  notariat.  Par  Masse  6.  ed.  1828. — 
Memento  du  notaire,  indiquant  ce  qui  forme  lasubstance  des 
actes  et  des  contrats.  ParRousset  1841.  18.  —  Formu- 
lair  e  du  notariat,  par  les  notaires  et  jurisconsultes  redacteurs 
du  Journal  des  notaires.  1846.  II.  Vol.-—  Traite  tWoriqueet 
pratique  ou  Formülaire  g£nlral  du  Notariat.  Par  Clerc  et 
Dalloz.  5.  ed.  1863.  —  Cours  eiementaire  du  notariat. 
Par  Velain.  1851.  —  Cours  de  Notariat  par  Augan. 
3.  ed  1846.  IL  Vol.  P.)  Die  Formularien,  namentlich 
jene  zu  einzelnen  Gesetzen,  z.  B.  von  Vavasseur  zu 
dem  Gesellschaftsrecht  (Paris  1869)  schaden  viel,  da  sie 
das  mechanische,  gedankenlose  Arbeiten  der  Notare  beför- 
dern. —  Repertorien  und  Wörterbücher:  Repertoire 
de  la  lögislation  du  notariat  Par  Favard  de  Langlade. 
2.  ed.  1837.  IL  Vol.  4.  —  Jurisprudence  et  Style  du  No- 
taire. Par  Mass^  et  Lherbette.  1823-1830.  IX.  Vol. 
—  Repertoire  de  la  Jurispr.  du  notariat.  Par  Rolland 
de  Villargues;  2.  ed.  1840—1845.  IX.  Vol.  Von  dem- 
selben: Code  du  Notariat,  1836.  Zu  Ende  d.  7.  Bd.  des 
Repertoirs  steht  ein  Verzeichniss  der  in  Frankreich  über 
das  Notariat  erschienenen  Schriften.)  Nouveau  dictionnaire 
des  notaires  et  des  preposes  de  l'enregistrement  et  des  do- 
maines.  Par  une  societe  de  jurisconsultes,  de  notaires  et 
d'anciens  employes  de  Tenregistrement.  1837 — 1853.  V.  Vol. 
und  Supplement  —  Dictionnaire  du  notariat.  Par  une  so- 
ciete de  jurisconsultes  et  de  notaires.  XIII.  Vol.  4.  ed. 
1856—66.  Dazu  Supplements  und  Tables  d'annotation.  — 
Commentaire  de  la  loi  du  25.  Vent.  XI.  Par  Gagneraux. 
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II.  Vol.  1834.  —  Zeitschriften:  Jurisprudence  du  Nota- 
riat. Par  Rolland  de  Villargues.  Eine  Zeitschrift,  von 
welcher  seit  1828  alljährlich  ein  Hand  erscheint.  —  Journal 
des  notaires  et  des  avocats.  Diese  Zeitschrift  erscheint  seit 
1808.  P.)  Neueste  Literatur:  Sosthöne  —  Berthelot, 
Esprit,  l^gislation  et  jurisprudence  du  Notariat.  1854-  — 
Libens,  Syntheses.  1861.  Clerc,  Trait6  giniral  du  No- 
tariat. 1861  u.  flg.  Defränois  et  Vavasseur,  Traite 
pratique.  2.  6d.  1866—69  Jeanest  Saint-Hilaire ,  Du 
notariat  et  des  offices    1858. 


%:  19. 

Von  der  gerichtlichen  Beredsamkeit. 

Da  vor  den  französischen  Gerichten  die  Rechtssachen  (wie 
billig)  mündlich  verhandelt  werden,  da  das  mündliche  Ver- 
fahren in  Deutschland  so  manche  Freunde  und  (mindestens 
früher)  so  viele  Widersacher  hat,  so  sollen  hier  einige  Schrif- 
ten über  die  gerichtliche  Beredsamkeit,  so  wie  einige  Samm- 
lungen mündlicher,  vor  Gericht  gehaltener  Vorträge  angeführt 
werden*) : 

Geschichte  der  ger.  Beredsamkeit:  Essais  histori- 
ques  sur  Moquence  judiciaire;  depuis  sa  naissance  jusqu'ä 
nos  jours.  Par  Phelippes  de  Tronjolly.   II.  Vol.  18Ö9. 

—  Hist.  de  Moquence.    Par  Henry.  2.  ed.  1848.  II.  Vol. 

—  Lehrbücher:  Zachariä,  Anleitung  zur  gerichtlichen 
Beredsamkeit.  Heidelberg  1810.  8.  —  Eloquence  judiciaire  et 
Philosophie  legislative.    Par  Lacretelle.    1823.  III.  Vol. 

—  Essai  d'institutions  oratoires.  Par  Del  am  alle.  II.  Ed. 
1822.  H.  Vol.  —  Eloquence  judiciaire.  Legons  et  modeles. 
Par  Berrier.  1838.  —  Eloquence  et  improvisation,  art  de 
la  parole  oratoire  au  barreau,  ä  la  tribuue  et  ä  la  chaire. 
Par  Gorgias.  1846.  —  Paignon,  Eloquence  et  Impro- 
visation, art  de  la  parole  oratoire,  au  barreau,  ä  la  tribqne 
et  ä  la  chaire.  3  tirage  1853.—  Gerichtliche  Reden: 
Oeuvres  du  chanoelier  d'Aguesseau,  contenant  ses  discours 

Sour  l'ouverture  des  audiences,  ses  mercuriales,  (vgl.  über 
ieses  Wort:  Merlin  m.  ministere  public  g.  II.  n.  11.)  play- 


*)  P.)  Jedoch  passt   die  französische  Art  der  Beredtsamkeit  nicht 
vor  deutsche  Gerichtshöfe. 
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doyers  etc.  Nouv.  ed.  par  Pardcpsus.  Par  1819  ff.  XVI. 
Vol.  8.  (Die  Reden  des  Kanzlers  d'Aguesseau  werden  noch 
immer,  und  mit  Recht,  als  Muster  gerichtlicher  Vorträge  ge- 
schätzt.) —  Oeuvres  de  Cochin.  Nouv.  <Sd.  1821.  VIII. 
Vol.  —  Collection  des  chefs-d'oeuvre  de  P&oquence  judi- 
ciair en  France,  recueillis  par  Glair  et  Ciapier.  Par. 
1821  ff.  XVIII.  Vol.  8.  —  Annales  du  harreau  Fransais  ou 
choix  des  plaidoyers  et  mlmoires  les  plus  remarquables, 
tant  en  matifere  civile  qu'en  mat.  criminelle.  Par  une  so- 
cieW  de  Ictes  et  de  gens  de  lettres.  (Dupin,  Berryer'fils, 
M4rilhou  etc.)  1823—1847.  XX.  Vol.  —  Annales  de  Mo- 
quence  judiciaire  en  France.  Par  Aylies  et  Glair.  XVIIL 
VoL  1823  ff.  —  Berville,  Fragmens  oratoires.  1846.  — 
Dupin,  Riquisitoires,  plaidoyers  et  discours  de  rentröe  depuis 
le  mois  d'aout  1830.  1834—1851.  XL  Vol.  -  Vgl.  auch 
Biographie  des  principaux  magistrats,  advocats  et  Juriscon- 
suttee.  Par  Lenormand  et  Charrier.  Par.  1826 ff.  4. 
—  Repertoire  g^neral  des  causes  c&febres  anciennes  et  mo- 
dernes, r£dig<5  par  une  sociltä  d'hommes  des  lettres  sons  1* 
direction  de  B.  Saint-Edme.  1836—1837.  XV.  Vol.  — 
Recueil  de  causes  c&ebres  et  des  arrfets  qui  les  ont  döci- 
d6es.  Par  M6jan  1807  et  suiv.  XXI.  Vol.  —  Causes  C(5- 
l&bres  etrangeres,  traduites  de  l'anglais,  de  l'italien,  de  l'&- 
pagnol  etc.  1828.  V.  Vol.  —  Causes  celebres  criminelles 
et  poliüques  du  XIX.  siecle  Par  une  sociätö  d'avocats. 
1827-1828.    VIII.  Vol. 


III.   Der  Code  de  commerce« 

§.  20. 

Das  französische  Handelsgesetzbuch  enthält  in  IV  Bü- 
chern und  in  648  Artikeln  die  sämmtlichen  emirechtlichen 
Gesetze,  (mit  Einschluss  des  Processes,  s.  jedoch  C.  de  c. 
Art.  642),  welche  den  Land-  und  den  Seehandel  zum  Gegen- 
stande haben.  Man  kann  die  Vorschriften  dieses  Gesetzbuches 
unter  zwei  Klassen  bringen.  Die  eine  begreift  die  Vorschrif- 
ten unter  sich,  welche  nur  die  Grundsätze  des  allgemeinen 
Cüvilrechts  (des  C.  N.)  auf  Handels  Vorschriften  anwenden; 
die  andere  diejenigen,  durch  welche  jene  Grundsätze,  wegen 
der   mit   der  Handlung   zusammenhängenden   besonderen  In- 
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teressen,  abgeändert  werden.  Die  letzteren  (bei  weitem 
die  zahlreicheren)  sind  schlechthin  nicht  auf  andere  Rechts- 
verhältnisse anwendbar.1) 

Die  Hauptquellen  des  ehemaligen  französischen  Handels- 
rechts waren  zwei  (unter  Colbert's  Ministerium  abgefasste)  Or- 
donnanzen Ludwig's  XIV.,  die  Ordonnance  pour  le  commerce 
du  Continent  v.  J.  1673  und  die  Ordonnance  de  la  marine 
v.  J.  1681.*)  (Sie  sind  zugleich  die  Hauptquellen  des  C. 
de  c.)  Jedoch  auch  dieser  Theil  des  französischen  Rechts 
bedurfte  einer  Revision,  besonders  nachdem  die  Revolution  so 
manche  mit  dem  Handelsrechte  in  Verbindung  stehende  Ein- 
richtungen abgeändert  oder  abgeschafft,  auch  den  übrigen 
Theilen  des  Civilrechts  eine  neue  Gestalt  gegeben  hatte.  Es 
ernannten  daher  die  Konsulen  den  13.  Germ.  IX.  eine  Kom- 
mission von  sieben  Rechtsgelehrten  und  Geschäftsmännern  zur 
Entwerfung  eines  neuen  Handelsgesetzbuches.  Diese  Kommis- 
sion legte  das  Jahr  darauf  die  vollendete  Arbeit  der  Regie- 
rung vor.8)  Das  Werk  wurde  den  Handelsgerichten  und  den 
Handelskammern,  den  Appellationsgerichten  und  dem  Kassa- 
tionsgerichte zur  Prüfung  mitgetheilt.    Nach  Eingang  der  Be- 


1)  Zu  der  letzteren  Klasse  gehören  z.  B.  die  Vorschriften ,  die  den 
etat  de  faillite  (den  Gant  eines  Handelsmannes)  znm  Gegenstande  haben. 
Diese  Vorschriften  sind  nicht  anf  den  6tat  de  deconfitnre  (anf  den  Gant 
eines  Nichthandelsraannes)  anwendbar.  Sir.  XI,  II,  237.  417.  XII,  II, 
382.  XIII,  I,  124.  Durant.  c.  II,  431.  P.)  C  ad  res,  Modiflcationa  da 
C.  c.  en  mattere  de  comra.   Paris  1845. 

2)  Explication  de  l'ordonnance  de  Louis  XIV.  concernant  le  com- 
merce. Par  Boutaric.  Toulouse  1743.  IT.  Vol.  4.  —  Comraentaire  snr 
r ordonnance  du  commerce,  du  mois  de  mars  1673.  Par.  Jousse.  1761. 
Suivi  de  l'Art  des  lettres  de  change,  par  Dupuy  de  la  Serra,  avec 
des  notes  par  Becanc;  2.  ed.  1841.  —  Ordonnance  de  la  marine  du 
mois  d'Aoüt  1681  commentee  par  Pierre  de  Merville.  Par.  1714.  4. 
—  Nouveau  commentaire  sur  Tordonnance  de  la  marine.  Par  B.  J. 
Valin.  La  Rochelle  1760.  II.  Vol.  4.  Ein  vorzuglich  geschätztes  Werk ; 
mehrere  Bemerkungen  des  Verfassers  über  die  Ord.  de  la  mar.  sind  in 
den  C.  de  c.  aufgenommen  worden.  Eine  neue  Ausgabe  oder  Bearbeitung 
des  Werkes  unter  dem  Titel:  Le  nouveau  Valin  ou  le  code  commercial 
maritime  etc.  Par  Sanfourche,  Laporte  et  Boucher;  ist  au  Paris 
1809.  4.  erschienen;  eine  andere  Ausgabe,  mit  Anmerk.  von  Becanne 
su  Paris  1828.  in  4.  und  in  II.  Vol.  8. 

8»  Projet  da  C.  de  c.  presente*  auz  Consuls  de  la  Re*publique  Fran- 
chise le  13.  Frim.  X.  par  le  ministre  de  Vlnteneur  au  nom  d?une  com  • 
missioi!  nommee  par  le  gouvernement  le  13.  Germ.  IX.  Paris  an  X.  in 
4.  und  8. 
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merkungen  dieser  Behörden4)  wurde  bei  der  endlichen -Re- 
daktion und  bei  der  Berathung  und  Dekretirung  des  Gesetzbuches 
ganz  auf  die  oben  in  der  Geschichte  des  C.  N.  beschriebene 
Weise  verfahren.5)  Durch  ein  Gesetz  v.  15.  Sept.  1807  (in 
diesem  Jahre  war  der  C.  de  c.  dekretirt  worden)  wurde  fest- 
gesetzt, dass  das  Gesetzbuch  mit  dem  1.  Jan.  1808  in  Kraft 
treten  sollte.  Dasselbe  Gesetz  bestimmte  Art.  2.  das  Ver- 
hältniss  des  C.  d.  c.  zu  den  früheren  Handelsgesetzen  so:  „A 
dater  du  ditjour  toutes  les  anciennes  lois  touchant  lesmatieres 
commerciales,  sur  lesquelles  il  est  statue  par  le  C.  de  c,  sont 
abrogees." 6)  P.)  Der  C.  de  comm.  ist  durch  neuere  Gesetze 
so  vielfach  modifizirt,  dass  die  ursprünglichen  Ausgaben,  selbst 
die  neue  offizielle  v.  J.  1841  für  Frankreich  unbrauchbar  sind. 
Besonders  wichtig  sind:  Ges.  v.  17.  Juli  1856  über  die  ver- 
schiedenen Arten  von  Handelsgesellschaften,  v.  23.  Mai  1863 
über  societes  ä  responsabilite  limitee;  v,  24.  Juli  1867  über 
Assekurranzgesellschaften.  —  Uebrigens  ist  auch  dieses  Ge- 
setzbuch ausserhalb  Frankreichs  in  mehreren  Staaten  einge- 
führt, auch  in  die  meisten  Europäischen  Sprachen  übersetzt 
worden.7) 


4)  Observation  des  tribunaux  de  Cassation  et  d'appel,  des  tribunaux 
et  conseils  de  commerce  sur  le  projet  du  C.  de  c.  rar.  XL  III.  T.  4. 
Observation  de  Ja  chambre  de  commerce  de  Paris  sur  le  projet  de  C. 
de  c.  Par.  XII.  4.  Vgl.  Revision  da  projet  de  C.  de  c.  präcädäe  de  l'ana- 
lyse  raisonnee  des  observations  da  tribanal  de  Cassation,  des  tribunaux 
d'appel  etc.  etc.  Par  Gorneau,  Legras  et  Vital  —  Roux,  mem- 
bres  de  la  commission  da  C.  de  c.  Par.  XL  4. 

5)  Die  Berathang  über  dieses  Gesetzbuch  (la  discussion  publique 
et  particuliere)  findet  man  in   Locrl's  oben  §.  10.  Anm.  5.  a.  Werke. 

6)  Man  bemerke,  dass  der  Artikel  nur  die  Handelsgesetze,  die 
bis  dabin  in  Kraft  gewesen  waren,  aufhebt,  also  die  Handelsgewohn- 
heiten (usanccs),  in  so  fern  sie  mit  den  Vorschriften  des  C.  de  c.  ver- 
einbar sind,  bestellen  lasst.  (Anders  steht  das  Verhältniss  des  0.  c.  und 
das  des  0.  de  pr.  zu  dem  altern  Rechte.  S.  oben  §.  14.  17.)  Vgl.  ein 
Gutachten  des  Staatsrats  v.  13.  Dec.  1811.  P.)  Gehen  die  Handelsge- 
bräucbe  dem  C.  N.  vor?  Ist  das  Handelsrecht  ein  besonderes  Recht,  wie 
das  Criminal-  Verwaltungs-  Polizei-Recht,  oder  ist  es  nur  ein  exceptio- 
neiler  Thcil  des  allgemeinen  Civilrcchts?  Findet  dessen  Ergänzung  zu- 
nächst aus  dem  C.  N  statt?  Ueber  diese  zusammenhängenden  Streit- 
fragen vgl.  Alauzet,  Commentaire  du  Code  de  comm.  L  No.  7—10. 
s.  a.  unten  §.  25  n.  2. 

7)  Ins  Deutsche:  Von  Ackermann.  Mannheim  1807.  8.  Von  Da- 
niels. Köln.  III.  Aufl.  1812.  8.  Von  Eccardt.  Hamburg  1808.  8.  Von 

ZaekftrU,  Franc  Cirilrecht    6.  Aufl.    L  4 
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Literatur    des    rVanaifeis.    Handelsrechte:    VorkenntBvss*: 
RUikrtfaeque  da  droit  eosu*eseiaL    Par  Pardessms.  1821. 

—  Etudes  du  droit  oommercial  ou  du  droit  fondä  par  la 
coutunie  universelle  des  commer$ans.  Par  Fremery.  1833. 

—  Rechtsquellen:  Corps  des  lois  commerciales.  Par 
Ronen  et  Vincent.  1839.  H.  Vol.  —  Cburs  de  dr.  com- 
mercial fr.  ow  Recueü  metihodique  des  lois  et  autres  actes 
formant  le  teste  d'un  cows  de  dr.  commercial.  Pur  Thie>- 
riet  1841.  —  Recueil  des  traites  de  commerce  et  de  nar 
vigation  de  la  France  avec  les  puissances  etrang£res,  depuis 
la  paix  de  WestphaBe.  Par  Hoffmanns,  d'Hauterive 
et  De  Cttssy.  1834-44.  XV.  V.  —  8.  auch  Collection  des 
lois  maritimes  anterieures  au  18me  siäcle.  Par  Pardes- 
sus.  1828—15.  VI.  Vol.  4  Die  ersten  14  Kapitel  dieses 
Werks  sind  besonders  abgedruckt  in:  Us  et  Contumes  de 
la  mer,  ou  Collection  des  usages  maritimes  des  peuples  de 
l'antiquitfi  et  du  moyen-äge.  Par  Par  des  s.  1847.  II.  Vol.  — 
Lehrbücher:  Elemens  de  jurispr.  commerciale.  Par  Par- 
cLessus.  —  Institutes  de  droit  comm.  Par  Delvincourt. 
II.  Ed.  1834.  —  Elan**»  du  droit  eommeraaL  ParThier- 
celin.  1845.  —  Handbücher  und  Kommentare: 
Cours  de  droit  comm.  Par  Pardessus.  6.  6ä.  par  Ro- 
ziere.  185T.  —  Gours  de  droit  comm.  maritime.  Par  Foulay- 
Paty.  1834.  IV.  Vol.  —  Code  maritime  ou  lois  de  ta  ma- 
rine marchande.  Par  Beaussant.  1840.  II.  Vol.  —  Expo- 
sition raisonnee  de  la  lägislation  commerciale  et  examen 
critique  du  C.  de  c.  Par  Vincens.  1834  III.  Vol.  — 
Esprit  du  C.  de  c.  Par  Locre.  N.  A.  1829.  V.  Vol.  — 
Analyse  raisonnee  du  C.  de  c.  Par  ftfongalvy  et  Ger- 
main.  1824.  II.  Vol.  4.  —  C.  de  c.  explique  par  dy Age- 
ville  (1827.  IV.  Vol.),   par  Sauteyra  (1835),  par  Ro- 

Sron.  9.  ed.  1850.  Delamare  et  de  Poitvin,  TraiW 
e  dr.  comm.  VL  VoL  1861.  Couyet,  Traft*  sur  lesassw- 
rances  maritimes.  Dufour,  Droit  maritime.  1859.  Haute- 
feu i  11  e,  Droits  et  devoirs  des  nations  neutres.  3.  6d.  1868.  — 
Das  Handelsgesetzbuch  der  K.  Pr.  Rheinprovinzen.  üebereetet 
und  erläutert  von  B-roicher  und  Grimm.  Köln  1835.  — 
Queetions  sur  le  G.  de  c.  Par  Horson.  1829.  H  Vol. 
—  Traite  de  droit  commercial.     Par  Molinier.    1841. 


Binar*.  Leipag.  U.  Aafi;  1818.  8.  Von  Laesaulx.  Kobiena  1807.  8. 
Von  Mann.  Marbnre  1807.  8.  Von  Müller.  Leipzig  1808.  8.  Von  einem 
Ungenannte*  Leipiig  bei  Fleiseher  d.  J.  1808.  8.  Von  einem  andern 
Ungenannten.    Hamburg  bei  Campe.   1808.  8. 
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DI.  Vol.  (Nur  der  I.  B.  ist  erschienen.)  —  Comment.  sur  la  14- 
gislation  commerciale,  contenant  l'explication  de  chaque 
article  du  C.  de  c.  Par  Bonn  in.  1845.  —  Explication  du 
C.  de  c.  et  formulaire  g£n£ral  d'actes  sous  seing-priyä  et 
d'icriture  commerciale.  ParLongchampt.  1847.  in  12. — 
Le  droit  commercial  dans  ses  rapports  ayec  le  droit  des 
gens  et  le  droit  civil.  Par  Masse.  1844—48.  VI.  Vol.  — 
Demangeat,  Manuel  de  droit  commercial.  7.  id.  1868. 
Alauzet,  Comment.  du  C.  de  comm.  et  de  lalegisl.  com- 
merciale. 2.  öd.  1868.  V.  Bde.  B6darride,  Comment.  du 
C.  de  comm.  1854—1864.  17  Bde.  Derselbe  du  comm.  ma- 
ritime. 1859.  Colfavru,  Le  droit  commercial  compare  de 
la  Fr.  et  de  l'Angleterre.  2.  6d.  1863.  Namur,  C.  de  dr.  comm. 
Brüssel.  1865.  R i  v  i  &  r e,  R^petitions  sur  le  C.  de  comm.  1870. 
Ueber  <üe  neuen  Gesellschaftsgesetze  haben  geschrieben:  Va- 
vasseur,  2  Werke  1868, 1869:Mathieuet  Bourguignat, 
1868  (gut!);  Paul  Pont,  Traitö  des  societes  civiles  et 
commerciales,  1872  (sehr  gut!).  —  Wörterbücher: 
Dictionnaire  de  dr.  commericial,  contenant  la  lögislation,  la 
jurispr.,  l'opinion  des  auteurs,  les  usages  du  commerce  etc. 
Par  Goujet  et  Merger,  2.  id.  1852.  IV.  Vol.  —  Dic- 
tionnaire du  contentieux  commercial.  Par  Devilleneuve 
et  Mass 6.  1847.  II.  Vol.  —  Dictionnaire  du  commerce  et 
des  marchandises.  Par  Blanqui.  1838—39.  II.  Vol.  — 
Caumont,  Dictionnaire  universel  de  droit  maritime.  1869.  — 
Handelsgerichtliches  Verfahren:  Compitence  des 
tribunaux  de  commerce,  Par  Despreaux  1836.  —  De 
la  competence  et  de  la  procedura  des  trib.  de  c.  ParOril- 
lard.  1844.  —  Code  de  procidure  commerciale  ou  codifi- 
cation  des  articles  du  C.  de  pr.  applicables  en  matiere  de 
commerce.  Par  C  ad  res.  1844.  —  Manuel  des  juges  de 
commerce.  Par  Gasse.  5.  &L  1850.  —  Des  tribunaux 
de  commerce,  des  commercants  et  des  actes  de  commerce. 
Par  Nou guier.  1844.  III.  Vol.  —  Jjurisprudence  commer- 
ciale. Recueil  d'arrßts  etc.  Par  Gasse.  1851.  —  Zeit- 
schriften: Repertoire  du  droit  commercial  par  Cremieux 
et  Patroni,  de  1830—37.  VIII.  Vol,  fortgesetzt  in:  Memo- 
rial du  commerce,  Repertoire  universel  de  la  science  com- 
merciale. Von  1838  an  jährlich.  —  S.  auch  §.  17.  die 
Literatur  des  Processrechts. 


P.)  In  Deutschland,  auch  im  Reichslande  Elsass- Lothringen  ist  der 
Code  de    comm.   ersetzt   durch    das   Allgemeine   deutsche    Handelsge 
«etzbuch. 
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Dalloz 


Die   Codes   annotes   von  Sirey-Gilbert  und  von 
>z  et  Verg6  umfassen  auch  den  C.  de  comm. 
Eine  Sammlung  aller  Handelsgesetze  enthält  Manuel  du 
droit    comm.   fran^ais    et   Atranger.     Par   Höchster   et 
Sacr<£.    1863. 


IV.  Code  d'instruction  criminelle.  V.  Code  penal. 

§.  21. 

Die  genannten  Gesetzbücher  enthalten  theils  die  Vor- 
schriften, nach  welchen  Verbrechen,  Vergehen  und  Uebertre- 
tungen  zu  bestrafen  sind l)  (der  Gegenstand  des  C.  p£nal), 
theils  die  Regel  für  das  gerichtliche  Verfahren,  das  bei  der 
Anwendung  dieser  Vorschriften  auf  einzelne  Fälle  zu  beobach- 
ten ist.    (Der  Gegenstand  des  G.  d'instruction  criminelle.) 

Frankreich  hatte  vor  der  Revolution  kein  allgemeines  Straf- 
gesetzbuch. Die  Strafgesetze,  welche  bei  dem  Ausbruche  der 
Revolution  bestanden,  ihrer  Entstehung  und  ihrem  Geiste  nach 
verschiedenen  Zeitaltern  angehörend,  waren  in  einem  hohen 
Grade  unvollkommen.2)  Während  der  Revolution  wurde  auch 
dieser  Theil    der  Gesetzgebung   —   unter  dem  Einflüsse  der 


1)  Das  Französische  Beeilt  unterscheidet  (P.)  wie  §.  1  des  Str.G.B. 
für  das  deutsche  Keich):  1)  Criraes,  die  das  Gesetz  mit  Leibes-  oder 
mit  entehrenden  Strafen  (peines  afflictives  ou  infamantes)  belegt.  Die 
Bestrafung  derselben  gehört  für  die  Appellationsgerichtshöfe.  (Les  cours 
d'assisses.)  2)  Delits,  welche  das  Gesetz  mit  zuchtpolizeilichen  Strafen 
(peines  correctionclles)  belegt.  Die  Bestrafung  derselben  gehört  für  die 
Gerichte  der  1.  Instanz,  als  Gerichte  der  Zuchtpolizei.  (Tribunaux  de 
police  correctionelle.)  3)  Contraventions,  welche  das  Gesetz  mit  einer 
geringern  Strafe  (une  peine  de  police)  belegt.  Die  Bestrafung  derselben 
gehört  für  die  niederen  Polizeigerichte,  für  die  Friedensrichter,  die  Mai- 
res.  (Tribunaux  de  simple  police.)  C.  p.  Art.  1.  —  Das  Wort:  D61its, 
bezeichnet  zugleich  den  Gattungsbegriff.  S.  z.  B.  0.  d'i.  er.  Art.  22.  27. 
41.  91.  Ueber  die  civi  Ire  cht  liehe  Bedeutung  des  Worts:  Delit,  s.  unten 
die  Lehre  de  Obligation ibus  ex  delicto. 

2)  Vgl.  über  das  französ.  Kriminalrecht  vor  der  Revolution:  Tratte* 
de  la  justice  criminelle  de  France  Par  Jousse.  IV.  Vol.  4.  —  Tratte* 
des  roatieres  criminelles.  Par  Rousseau  de  la  Combe.  4.  —  Les 
lois  criminelles  de  France  dans  leur  ordre  naturel.  Par  Muyart  de 
Vouglans.  4.  —  Interessante  Nachrichten  über  die  Verwaltung  der 
Strafgerechtigkeit  in  Frankreich  vor  der  Revolution  findet  man  in 
Locre's  oben  §  10.  A.nm.  5  a.  Werke  im  ersten  Bande.  —  *  Geschichte 
des  französischen  Strafrechts  bei  Schaeffner,  III.  S.  427-474. 
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menschlicheren  Ansichten,  welche  die  Philosophie  schon  früher 
in  Prankreich,  sowie  anderwärts,  über  das  Strafrecht  verbrei- 
tet hatte,  auch  (wenigstens  eine  Zeitlang)  unter  dem  Einflüsse 
der  revolutionären  Massregeln  —  gänzlich  umgestaltet.  Frank- 
reich erhielt  sogar  schon  während  der  Revolution  ein  Strafge- 
setzbuch, welches  sowohl  den  theoretischen  (Code  pänal  vom 
25.  Septemb  1791 )  als  den  praktischen  Theil  des  Strafrechts 
(Code  des  dälits  et  des  peines  v.  3.  Brum.  IV)  umfasste  und, 
im  Ganzen  betrachtet,  in  einem  vergleichungsweise  milderen 
Geiste  abgefasst  war.5)  Jedoch  auch  diese  Strafgesetze  des 
Zwischenrechts  bedurften  einer  Durchsicht  und  Verbesserung; 
die  Veränderungen,  welche  in  der  Folge  mit  der  Staatsver- 
fassung vorgenommen  worden  waren,  machten  ohnehin  neue 
Strafgesetze  nothwendig.  Es  wurde  daher  von  der  Regierung 
im  J.  XII.  eine  Kommission  zur  Entwerfung  eines  neuen  Straf- 
gesetzbuches niedergesetzt.  (Die  Mitglieder  dieser  Kommission 
waren:  Viellard,  Target,  Oudart,  Treilhard,  Blondel.)  Die 
Arbeit  der  Kommission4)  wurde  sodann  den  Gerichten  zur 
Prüfung  mitgetheilt5)  und  überhaupt  wurde  bei  der  Berathung, 
Dekretirung  des  peinlichen  Gesetzbuches  ganz  auf  dieselbe  Weise 
verfahren,  wie  bei  der  der  übrigen  Gesetzbücher.6)  Der  C. 
d'i.  er.  wurde  in  der  Sitzung  der  gesetzgebenden  Versammlung 
v.  J.  1809  und  der  C.  p.  in  der  Sitzung  v.  J.  1810  dekretirt. 
Beide  Gesetzbücher  traten  jedoch  erst  mit  dem  1.  Januar  des 
J.  1811  in  Wirksamkeit.  Vgl.  die  kais.  Dekrete  v.  17.  De- 
zember 1809,  v.  13.  März  1810.  Beiden  Gesetzbüchern  lie- 
gen die   Strafgesetze  des  Zwischenrechts  zum  Grunde,   wenn 


3)  Versuch  einer  Darstellung  der  Kriminalgesetzgebung  des  republi- 
kanischen Frankreichs.  Von  Harscher  von  Almendingen.  In  der  Biblio- 
thek für  peinliche  Rechtswissenschaft  und  Gesetzgebung.  Von  Ebend. 
und  Grolmann  und  Peuerbach.  II.  B.  1.  St.  1.  Abh.  Code  criminel  de 
la  räpubl.  Fran?  ou  rlcueil  complet  de  toutes  les  lois  composant  la 
legislation  crim.  etc.    Par.  chez  Bodonn.  II.  Ed.  VII.  Vol. 

4)  Projet  de  Code  criminel,  correctionel  et  de  police,  präsente*  par 
la  comrais8ion  nommee  par  le  gouvernement.    Par.  XII.  4. 

5)  Observation  des  tribunaux  d'appel  sur  le  projet  de  Code  cri- 
minel. Par.  IL  T.  XIII.  4.  Observation  des  tribunaux  criminels  sur  le 
projet  de  c.  er.    Par.  VI.  T.  XIII.  4. 

6)  Die  Discussion  publique  und  particuliere  findet  man  in  dem  §.  10. 
Anm.  5  a.  Werke. 
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man  auch  in  einigen  Lehren  und  Vorschriften  zu  dem  älteren 
Rechte  (aus  welchem  man  z.  B.  das  Brandmarken  wieder  auf- 
nahm) zurückgekehrt  ist.  Beide  haben  namentlich  durch  ein 
Gesetz  vom  28.  April  1832  bedeutende  Verbesserungen  er- 
halten. Sie  bedurften  ihrer;  besonders  erinnerte  der  Code 
pönal  durch  seine  Strenge  mehrfach  an  die  Zeiten  seiner 
Entstehung.  P.)  Auch  seither  ist  der  Code  pönal  und  der 
C.  d'instr.  er.  vielfach  abgeändert  worden,  weshalb  man  sich 
nur  der  neuesten  Ausgaben  bedienen  darf.  —  Auch  diese 
Gesetzbücher  sind  in  mehrere  Sprachen  übersetzt  worden.7) 

Literatur  des  französischen  Strafrechts  und  Strafprozesses: 
Cours  rlömentaire  des  Codes  pönal  et  d'instr uetion  criminelle. 
Par  Pigeau.  II.  Ed.  1808.  —  Cours  de  droit  criminel.  Par 
Berriat  Saint -Prix.  Grönoble.  III.  Ed.  1825.  — 
Le$ons  sur  les  Codes  d'instruction  criminelle  et  pönal  Par 
Boitard.  8.  öd.  1863.  —  Traitö  du  droit  criminel.  Par 
Le  Sellyer.  1844.  6.  Vol.  —  Traitö  thöorique  et  pratique 
du  droit  criminel  fr.  Par  Rauter.  1836.  IL  Vol.  —  Code 
d'Instruction  criminelle  et  Code  pönal  expliquös  par  la 
jurispr.  progressive  de  la  cour  de  Cassation.  Par  De 
Grattier.  1834.  —  Code  d'Instruction  er.  et  Code  pönal 
annotös.  Par  Duvergier.  1833.  —  Dieselben  von  Ro- 
gron  4.  ed.  1849. 2.  Vol.  in  18.  Dieselben  in  den  C.  annotös  von 
Sirey-Gilbert  und  v.  Dalloz  et  Vergö.  —  Chauveau 
et  Morin,  jurispr.  criminelle  du  royaume.  Seit  1829  jähr- 
lich —  Dictionnaire  du  droit  criminel.  Par  Morin.  1842. 
—  Code  pönal:  Commentaire  sur  le  Code  pönal.  Par 
Carnot.  2.  öd.  1836.  IL  V.  4.  —  Theorie  du  Code  pönal. 
Par  Chauveau  Adolphe  et  Faustin-Hölie,  4.  öd. 
1863,  7  Bände.  (Bestes  Werk!)  —  Rösumö  et  con- 
förences  des  commentaires  sur  le  Code  p.  Par  Gar  nie  r- 
Dubourgneuf  et  Chanoine.  1836.  IL  Vol.  —  Commen- 
taire du  Code  pönal.  Par  Bonnin.  1845.  —  Ortolan, 
Elöments  de  Droit  pönal.  3.  ed.  1863.  —  Rolland  de 
Villargues,  Les  Codes  criminels  interprötös  par  la  juris- 

7)  Ins  Deutsche:  Von  Daniels  und  Blanchard.  (Von  dem  er- 
stereo  der  C.  d'i.  er.  von  dem  letzteren  der  C.  p.)  Köln.  IL  A.  1812. 
Von  Birnbaum.  Trier  1810.  Von  Flaxland.  Strassburg  1811.  Von 
Hartleben.  Frankfurt  1810.  4.  Von  Hundrich.  1811.  Von  Will- 
mann. Köln  1810.  Eine  amtliche  Ueberseteung  für  das  Grossh.  Berg  ist 
in  Strassburg  bei  Le?rault  1813  herausgekommen. 
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prudence  et  la  doctrine.  1869.  —  Code  d'instruction 
criminelle:  De  PInstruction  criminelle,  consid&äe  dans 
ses  rapports  avec  les  bis  nouvelles  et  la  jurispr.  de  la  Cour 
de  Cassation.  Par  Carnot.  1835.  IV.  Vol.  4.  —  Trait« 
de  Instruction  crim.  Par  Faustin-Hälie:  neueste  Aufl. 
186667;  8  Bde.  —  Elements  de  proc&lure  crim.  Par  Ko- 
diere. 1845.  —  Commentaire  du  C.  d'instr.  er.  Par  Bon- 
nin. 1845.  —  Lehrbuch  des  französischen  Strafprozesses. 
Von  Hoechster.  Bern  1860.  —  Bertauld,  Cours  de  C. 
p&i.  et  le$ons  d'instr.  crim.  1864.  —  Grundsätze  des  rhei- 
nischen und  französischen  Strafverfahrens.  Von  v.  Daniels. 
Berlin  1849.  —  Schriften  über  die  Wissenschaft 
der  Sirafges^tagebung:  Tfceorie  des  lois  criminelles. 
Par  Brissot  de  Warville.  N.  <Sd.  1836.  II.  Vol.  —  Traitt 
du  droit  p^nal.  Par  Rossi.  1829.  III.  Vol.  —  Traitö  de  la 
legislation  criminelle  en  Fran$e.  Par  Legraverend.  III.  ed. 
revue  par  Duvergier.  1823.  II.  Vol.  4..—  Gours  de  legis- 
lation  penale  comparee.  Par  Ortolan.  Instruction  philoso- 
phique,  m^thodique  et  sommaire.  1839.  Und  Partie  histo- 
rique  1841.  —  De  1' Administration  de  la  justice  criminelle 
en  Fr.  Par  De  Lacuisine.  1841.  De  la  justice  crimi- 
nelle en  France  et  em  Aagtaterm  Par  Buchere.  — 
Histoire  du  droit,  criminel  des  peaples  ancäenB  depais  la 
formation  des  sociätäs  jusqu'ä  l'etablissement  du  Chriafcia- 
nisme.    ParDuboys.   1845. 

Histoire  du  Droit  criminel  des  peuples  modernes  consi- 
däräe  dans  ses  rapports  avec  les  progr&i  de  la  citBisatian 
depuis  la  chute  de  l'empire  romain  jusqu'au  XIX.  siöcle. 
Von  demselben.  1854  -  6a  3.  Vol.  —  Le  droit  plnal  Studio 
dans  ses  prineipes,  dans  les  usages  et  les  lois  des  diff&rents 
peuples  du  monde.    Par  Tissot   1859.  2.  Vol. 
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Das  Französische  Civilrecht, 


I.  Von  dem  Gegenstande  des  französ.  Civilreehts. 

§.  22. 

Die  natürliche  Freiheit  der  einzelnen  Bürger  gegenseitig 
auf  die  Bedingungen  zu  beschränken,  unter  welchen  die  Frei- 
heit eines  Jeden  mit  der  aller  Uebrigen  bestehen  kann  — 
das  ist  die  Aufgabe  des  Civilreehts  überhaupt,  das  beziehungs- 
weise die  Aufgabe  des  Französischen  Civilreehts.  Jedoch  enthält 
das  bürgerliche  Gesetzbuch  Frankreichs  wie  auch  die  bürger- 
lichen Gesetzbücher  anderer  Staaten,  eine  gute  Anzahl  Vor- 
schriften, welche  ihren  Gründen  nach  in  das  öffentliche  Recht 
gehören. 

II    Eintheilung  des  französischen  Civilreehts.*) 

§.  23. 

1)  Geschriebenes,  nicht  geschriebenes  Recht. 

Das  Civilrecht  ist  entweder  geschriebenes  oder  nicht 
geschriebenes  Recht,  je  nachdem  es  auf  einer  ausdrück- 
lichen oder  auf  einer  stillschweigenden  Erklärung  des  Gesetz- 
gebers beruht.  Ein  Rechtsgrundsatz,  welcher,  weil  clor  Ge- 
setzgeber stillschweigend  den  Bürgern  gestattet  hat,  ihn  in 
ihren  Rechtsgeschäften  zu  befolgen,  gleich  als  ein  ausdrück- 

* .  Pie  folgenden  Eintheilungen  des  Civilreehts  sind  zwar  auch  auf  an- 
dere Theile  des  Recht«  anwendbar.  In  diesem  Handbuche  waren  sie  jedoch 
nur  in  Beziehung  auf  das  Ci?ilrecht  in  Betrachtung  zu  sieben. 
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lieh  8anktionirte8  Gesetz  verpflichtet,  wird  eine  Rechtsgewohn- 
heit fconsuetudo)  genannt.1)  Zu  einer  giltigen  Rechtsge- 
wohnheit wird  daher  erfordert,  1)  dass  ein  gewisser  Rechts- 
grandsatz, gleich  als  ein  Gesetz9)  bisher  in  der  Erfahrung 
öftere  und  längere  Zeit  hindurch8)  erweislich4)  angewendet 
worden  ist,  2)  dass  der  Gesetzgeber  diese  Anwendung  miss- 
billigen konnte,  dass  also  die  Anwendung  öffentlich  geschehen 
ist,*)  3)  dass  die  Anwendung  von  dem  Gesetzgeber  weder 
ausdrücklich  noch  stillschweigend  gemissbilligt  worden  ist.6) 
—  Jedoch,  wenn  auch  der  Richter  in  den  Civilsachen,  welche 


1)  Die  Definition  stimmt  mit  der  gewöhnlichen  überein.  Sie  ist  im 
Geiste  der  monarchischen  Verfassung.  Etwas  anderes  waren  die 
Rechtsgewohnheiten  des  altdeutschen  Rechts  und  die  mores  majoram 
der  Römer.  Diese  unterscheiden  sich  von  den  geschriebenen  Gesetzen 
wie  sich  ein  stillschweigend  (factis)  abgeschlossener  Vertrag  von  einem 
ausdrücklich  abgeschlossenen  unterscheidet.  —  F.)  „Die  letzte  Quelle 
alles  positiven  Rechtes  (Gesetz  und  Gewohnheitsrecht)  ist  die  Vernunft 
der  Völker"  Wind  scheid,  Pand.  I.  §  15.  Vgl.  Puchelt,  Zeitschrift. 
I.  S.  378. 

Vom  eigentlichen  Gewohnheitsrecht  ist  zu  unterscheiden  der  Ge- 
schäftsgebrauch als  Interpretationsmittel  für  den  Willen  der  Par- 
teien; das  Gebräuchliche  ist  im  Zweifel  als  gewollt  anzunehmen.  Art. 
1156.  1159.  Puchelt,  Comm.  zum  deutschon  H.G.B.  S.  5,  6.  Beispiel 
eines  Geschäftsgebrauches  in  Rheinhessen.  Puchelt,  Zeitschr.  I.  S.  97. 
Vgl  über  die  coutumes  unten  §.  42. 

^f  2)  Opinione  juris  vel  *necessitatis.  —  Der  Gerichtsgebrauch  ist  nicht 
ein  Gewohnheitsrecht.  Denn  der  Richter  darf  und  soll  dem  Gesetze 
einen  gewissen  Sinn  nur  in  so  fern  und  so  lange  unterlegen,  als  er  die- 
sen Sinn  für  den  richtigen  hält.  —  Vgl.  §.  36  n.  6  und  Text. 

P)  Der  Richter  steht  nicht  über,  sondern  unter  dem  Gesetze;  er 
ist  dessen  Diener.  Laurent,  Princ.  I.  S.  66. 
/*3)  Actus  plures.  Diuturnitas  temporis.  Das  französische  Recht  for- 
dert ebensowenig  als  das  Römische  oder  Kanonische  den  Ablauf  der 
Verjährungszeit.  — **Ein  Urtheii  folgte  der  entgegengesetzten  Meinung. 
Sir.  XXVI,  II,  241. 

4)  Der  Beweis  ist  durch  Zeugen  oder  Urkunden  zu  führen.  Sir. 
XXXI,  II,  151.  XXXIV,  II,  165.  Offenkundigkeitsscheine  (actes  de  noto- 
rifte*  —  vgl.  Pigeaul,  358.  Merlin  m.  notori&e)  können  nicht  die  Stelle 
dieses  Beweises  vertreten.  Merlin  m.  acte  de  notortäte.  —  *Das 
regelmässige  Vorkommen  von  Vergleichen  mit  einem  bestimmten  Inhalt 
beweist  eher  die  Ungewisaheit  des  Rechtssatzes ;  darum  sind  Vergleichs- 
urkunden kein  Beweismittel  für  einen  Satz  des  Gewohnheitsrechts.  Rh. 
Archiv  X,  I,  288.  Ebensowenig  genügt  die  einmalige  Anführung  des 
Gewohnheitsrechts  in  einem  Urtheii. 

5)  Actus  palam  editi. 

6)  Vgl.  über  die  Bedingungen  der  Giltigkeit  einer  Rechtsgewohnheit 
Toni  Her,  I,  158.    (Das  Französische  Recht  erklärt  sich  nicht  über 


Digitized  by 


Google 


58  §•  28.   Einleitung. 

nach  dem  Älteren  Recht*  eu  beuriheüen  «od,  4»  Bechtege- 
wohubeiten  4er  Voneit  fortdauernd  m  beachten  hat,  so  ut 
er  doch  weder  verpflichtet  noch  berechtiget,  in  den  unter  der 
Horachaft  des  «euen  Hechts  stehenden  Fälle»  Bechtagemte-- 
heite»*)  seinen  Entscheidungen  mtm  Grunde  in  legen,  avtga- 
pewmmtm,  1)  wenn  und  inwiefern  ihn  die  Gesetze  durch  esse 
besondere  Vorschrift  ausdrücklich  auf  das  Herkommen  verwei- 
seu,  ygl.  Art  590,  691,  593,  663,  671,  674,  1135,  1169, 
1648,  1736,  1753,  1764,  1758,  1759,  1762,7)  und  2)  vx 
Handelssachen.  Vgl  oben  ■§.  14,  17,  20.  Ebenso  kann  ein 
Gesetz  nicht  mehr,  wie  ehemals,  durch  den  Nichtgebrauch  (per 
desuetudinem)  ausser  Kraft  gesetzt  werden.  Der  Gesetzgeber 
hat  die  Gewohnheiten,  die  sich  seit  der  Einführung  der  neuen 
Gesetzbücher  gegen  das  geschriebene  Recht  bilden  könnte«, 
in  voraus  gemissbilliget.8) 


diese  Bedingungen.  —  Toulüer  erläutert  die  Lehre  ms  dem  Römischen 
Rechte.) 

7)  Nut  in  den  Pillen  dieser  Art  also  kann  (abgesehen  ?on  Handels- 
sachen) wegen  eines  nicht  beachteten  Gewohnheitsrechtes  das  Rechts- 
mittel der  Kassation  ergriffen  werden.  Sir  er  XVI.  I,  105.  XIX, 
I,  «9.  XXV,  I,  245.  XLiV,  I,  667.  LX,  I,  897.  Rhein.  Ar  eh.  IV,  H, 
18.  Demolombe  I,  88.  —  Alle  jene  Gesetsstellen  belieben  sich  tbri- 
gens  nur  anf  örtliche  Gewohnheiten. 

*)  P.)  Der  Geschäftsgebranch  ist  ah  Interpretatiewaiittel  nicht 
an  dte  ausdrückliche  Sanktion  des  Gesetzes  gebenden.  Siebe  oben 
Aaroerk.  1. 

8)  Mango  in:  BibKoth.  da  barreau.  1809  1,284.  Teull  Vin, 
74—78  und  f.  XIII.  Addit.  p.  542 f.  8olon  tr.  desnulKtcs.  I,  889.  8ir. 

xxvi,  n,  241.  xxvra,  i,  204.  xxix,  i,  eo.  xxxi,  i,  eo.  xxxvu,  i, 

271.  XU,  I,  M5.  XLH,  I,  128.  LU,  I,  866  LXIV,  L  «47.  Foucart, 
Etement.  de  droit  pnblic  I,  81  f.  Demolombe  I,  35  nnd  180.  Mar- 
eadl  su  Art.  1.  A.  M.  sind  Favard  m.  desu$t.  und  Duraat.  I, 
107 f.  (S.  jedoch  Examen  critique  de  l'ouvrage  de  Daranton.  Par  La- 
grange. 1,  2t.)  «Tonliier  L  160  nnd  162  (s.  aber  ^ieNote  von  Du- 
▼ergier).  Trelley,  Tr.  de  la  Hierarchie  «dmin.,  I.  14.  Mlrilhou, 
Encrd.  de  droit,  m.  Abrogation  n.  16 f.  Sir.  XXXVI,  n,  807.  —  Da- 
gegen nahm  der  altere  Gerichtegebraucn  an,  dass  ein  Geeett  durch  das 
Herkommen  abgeändert  oder  durch  Nichtgebrauch  ausser  Kraft  geeeUt 
werden  könne.  Merlin  m.  Appel,  «ect.  I.  §.  5  nt.  4.  und  m.  deau4tode. 
Auf  dieses  filtere  Recht  beeiehen  sieb  die  Entscheidungen  des  Kassation- 
geridttshofs  b.  Sir.  XV,  I,  5.  XIX,  I,  129.  XXVI,  f,  77.  -  P.)  Ar*, 
e  contr.  des  Art.  6  kann  das  Gesets  —  abgesehen  yon  jus  cogens  nnd 
jus  publicum  —  durch  Vertrage  abgeändert  werden  (unten  %.  86),  also 
auch  dareh  stükehweigendo  üebereuAnrnft,  und  demiuretee  auch  durch 
Unterwerfung  unter  den  Geschlftegebrauch;  tgl.  Art.  1184,  1189,  oben 
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§.24 

2)  Theoretisches,  praktisches  Civilrecht. 

Das  theoretische  Civilrecht  bestimmt  das,  was  ein 
Mensch  von  dem  andern  .zufolge  der  bürgerlichen  Gesetze 
zu  fordern  berechtigt  ist;  das  praktische  Civilrecht  handelt 
von  der  Verfolgung  der  Rechte,  welche  den  Menschen  den 
bürgerlichen  Gesetzen  nach  zustehen,  also  theils  von  den  Mit- 
teln, durch  welche  diese  Rechte  geltend  gemacht  werden  kön- 
nen, theils  von  dem  bei  der  Anwendung  dieser  Mittel  zu  be- 
obachtenden Verfahren  oder  von  dem  Processe.1)  Das  vor- 
liegende Handbuch  hat  vorzugsweise  das  theoretische  Civilrecht 
zu  seinem  Gegenstande.  Das  praktische  Civilrecht  wird  in 
diesem  Handbuche  nur  in  so  fern  dargestellt  werden,  als  sich 
der  C  c.  auch  über  gewisse  Lehren  des  praktischen  Givilrechts 
verbreitet. 

Nach  der  Theorie  der  römischen  Rechtsgelehrten  gibt  es 
drei  Gegenstände,  auf  welche  alle  Rechte  und  Gesetze  zurück- 
geführt werden  können;  Personae,  res,  actiones.*)  Das  vor- 
liegende Handbuch  wird  in  seinem  theoretischen  Theile,  — 
einer  wissenschaftlichen  statt  der  gesetzlichen  Ordnung  der  Ma- 
terien folgend,  —  zuvörderst  von  dem  Civilstande  und  dann 
von  den  Rechten  an  äusseren  Gegenständen  handeln.  In  die- 
ser letzteren  Abtheilung  wird  wiederum  1)  von  den  Rechten 
an  edazelnen  Gegenständen,  und  2)  von  den  Rechten  am  Ver- 
mögen die  Rede  sein. 

§.25. 

8)  Allgemeines,  besonderes  Civilrecht. 
Das  Civilrecht   kann   in  das   allgemeine   und  in  das 
besondere  (in  das  juscivile  generale  und  speciale)  in  einem 


nt.  1  and  Puchelt,  Comm.  S.  538.  So  kann  durch  den  Geschäftsge- 
brauch eine  Brinjrschuld  (dette  portable)  zu  einer  Holschuld  (dette  que- 
rable)  werden.    Pucholt,  Zeitschr.  IEL  S.  850,  854. 

1)  Beide  zusammen  bilden  die  Theorie  des  Givilrechts.  Die  Pra- 
lls des  Givilrechts  ist  die  Anwendung  des  Oivilreehts  auf  enuelneFfille. 

2)  Omne  jus,  quo  utimur,  vel  ad  personae  pertinet  vel  ad  res,  Tel 
ad  actione*  |.  12.  J.  de  jure  nat.  gent.  et  civ.  P.)  Darauf  beruht 
auch  grossen  Theils  die  Anordnung  des  Stoffes  ftn  G.  N. 
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doppelten  Sinne  eingetbeilt  werden.  Erstens  in  dem 
Sinne,  dass  man  unter  demersteren  die  von  Rechten  und  Ver- 
bindlichkeiten überhaupt  geltenden  Bestimmungen  der  CÜvil- 
gesetze,  unter  dem  letzteren  aber  die  auf  einzelne  Rechte  und 
Rechtsverhältnisse  sich  beziehenden  Verfügungen  der  Civil- 
gesetze  versteht.1)  Zweitens  in  dem  Sinne,  dass  man  die 
Verfügungen  der  Civilgesetze,  welche  auf  den  allgemeinen 
Grundsätzen  der  Civilgesetzgebung  beruhen,  mit  dem  Namen 
des  allgemeinen  (Zivilrechts,  die  aber,  weil  noch  überdiess 
auf  besonderen  Gründen,  z.  B.  auf  Gründen  des  Verfassungs- 
rechts, auf  einem  besonderen  Interesse  der  Regierung,  auf  Pri- 
vilegien, beruhen,  mit  dem  des  besonderen  Civilrechts  belegt. 
(Jus  singulare.) 

Das  vorliegende  Handbuch  hat  nur  das  allgemeine  Civil- 
recht,  nicht  aber  die  besondern  Civilrechte  (das  Wort  in  der 
zweiten  Bedeutung  genommen)  —  ausgenommen,  wenn  und 
in  wie  fern  der  C.  c.  Bestimmungen  für  die  besondern  Civil- 
rechte enthält  —  zum  Gegenstande.  Man  hat  übrigens  die 
gesetzlichen  Verfügungen,  die  das  besondere  Recht  betreffen, 
wenn  sie  eine  gewisse  Frage  dieses  Rechts  weder  ausdrück- 
lich noch  folgerungsweise  entscheiden,  aus  dem  allgemeinen 
Rechte  zu  ergänzen2),  auch  sie  mit  diesem  durch  die  Aus- 
legung möglichst  in  Uebereinstimmung  zu  setzen. 

Arten  des  besondern  Civilrechts  in  der  zweiten  Bedeutung  — 
—  und  zugleich  Arten  des  besondern  Civilrechts  in  der  er- 
sten Bedeutung  —  sind: 

1)  Das  Familienrecht  de 8  regierenden  Hauses. 

2)  Das  Recht  der  Civilliste  und  desEronschatzes. 
(P.)  No.  1,  2  haben  sich  wiederholt  geändert  und  haben 
dermalen  —  1874  —  nur  historische  Bedeutung.) 

3)  Das  Recht  der  Majorate.  Vgl.  das  Dekret  vom 
30.  März  1806,  das  Set.  v.  14.  Aug.  1806,  die  beiden  Sta- 
tute v.  1.  März  1808,  die  Dekrete  v.  24.  Juni,  28.  Okt, 
21.  Dec.  1808,  v.  2.  Febr.,  4.  Juni,  17.  Mai  1809,  v.  3. 
März  1810,  v.  13.  Febr.,  14.  Okt.  1811,  v.  22.  Dec.  1812, 

1)  In  diesem  Sinne  ist  z.  B.  das  Recht  des  Kaufvertrages,  das  Hj- 
pothekenrecht  eine  Art  des  besondern  Rechts. 

2)  Merlin  m.  loi.  §.  XI.  n.  4.  Sir.  XVIII,  I,  164.  XXIII,  I,  5.  98. 
LYI,  I,  561.    S.  a.  oben  §.  20  nt.  6. 
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v.  11.  Nov.  1813,  die  Ordonn.  v.  15.  Juli,  8.  Okt.  1814, 
v.  19.  Aug.  1816,  v.  25.  Aug.  1817.  Eine  Sammlung  der 
in  dieses  Recht  einschlagenden  Gesetze  ist  zu  Par  bei  Ron- 
donneaul808  erschienen.  —  Traitf';  des  majorats.  Par.  1808. 
8.  —  Commentaire  sur  le  Statut  imp.  du  1.  Mars  1808. 
concernant  les  majorats.  Par  Desquiron.  Par.  1809.  8. 
—  Merlin  und  Favard  m.  majorat.  —  Meine  Schrift: 
Das  Staatsrecht  der  Rhein-Bundesstaaten.  Heidelberg  1810. 
8.  die  5.  Abth.  (Dieses  Recht  hat  noch  jetzt  in  Deutsch- 
land zuweilen  ein  praktisches  Interesse)  Ein  Gesetz  vom 
12.  Mai  1835  hat  die  Majorate  aufgehoben.  Die  Hauptbe- 
stimmungen  dieses  Gesetzes  lauten  so:  Art.  1.  Toute  In- 
stitution de  majorats  est  interdite  ä  l'avenir.  Art.  2.  Les 
majorats  fondäs  jusqu'a  ce  jour  avec  de  biens  particuliers 
ne  pourront  s'£tendre  au-delä  de  deux  degr&s,  l'institution 
non  compri8e.  Art  3.  Le  fondateur  d'un  majorat  pourra  le 
rävoquer  en  tout  ou  en  partie,  ou  en  modifier  les  condi- 
tions  etc.  Art.  4.  Les  dotations  ou  portions  de  dotations 
consistant  en  biens  soumis  au  droit  de  retour  en  faveur  de 
l'ätat,  continueront  ä  6tre  possedtes  et  transmises  conformd- 
ment  aux  actes  d'investiture  etc.  —  *Ergänzt  sind  diese 
Bestimmungen  durch  das  Gesetz  v.  17.  Jan.  — 7.  Mai  1849. 
Art  1.  Les  majorats  de  biens  particuliers  qui  auront  ete 
transmis  ä  deux  degr£s  successifs  a  partir  du  premier  titu- 
N  laire,  sont  abolis.  Les  biens  composant  ces  majorats  de- 
meurent  libres  entre  les  mains  de  ceux  qui  en  sont  investis. 
Art.  2.  Pour  Pavenir  la  transmission,  limine  ä  deux  degres, 
ä  partir  du  premier  titulaire,  n'aura  Heu  qu'en  faveur  des 
appel£s  ddjä  n«5s  ou  con$us  lors  de  la  Promulgation  de  la 
präsente  loi  etc.  (Siehe  den  Bericht  von  Valette,  Gaz.  des 
Tribunaux  12.  Jan.  1849.)  P.)  s.  a.  wegen  des  Gesetzes 
über  Substitutionen  Roger  et  Sorel,  Lois  usuelles  „Substi- 
tution." 

4)  Das  besondere  Civilrecht  der  Miltärpersonen*) 
Denn  obwohl  in  bürgerlichen  Rechtssachen  die  Militärper- 
sonen  in  der  Regel  denselben  Gesetzen,  wie  andere  Fran- 
zosen unterworfen  sind,  so  leidet  doch  diese  Regel,  zu  Folge 
des  C.  c.  und  anderer  Gesetze,3)  mehrere  Ausnahmen.  — 
Vergl.  Instruction  du  ministre  de  la  guerre  sur  Tex^cution 
des  dispositions  du  C.  c   applicables  aux  militaires  de  toute 


*)  Wer  ist  Militärperson?    S.  §.  61  d.  1. 

3)  8.  z.  B.  das  Dekret  vom  17.  März  1808,   die  Juden  betr.  Tit. 
Art.  3  and  nuten  die  Lehre  von  den  Abwesenden. 
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arme  v.  24.  Brom.  XII.4)  -  P.)  Sir.  IV,  2,  743.  Tgl.  o. 
§.  6.N  Codes  de  justice  militaire. 

5)  Das  besondere  Civilrecht  der  Juden.  Die  Juden, 
obwohl  der  bürgerlichen  Rechte,  wie  andere  Franzosen,  theil- 
haft,  wurden  jedoch  durch  das  Dekret  v.  17.  März  1808, 
mehreren' Beschränkungen,  insbesondere  in  Beziehung  auf 
Darlehnsgeschäfte  und  die  ihnen  ausgestellten  Schuldver- 
schreibungen, unterworfen  —  Gommentaire  sur  le  däcret 
imp.  du  17.  Mars  1808.  Par  Desquiron.  Par.  1809.  (Vgl. 
Lassaulx  Annalen  111,  1,  3.)  Chauffour  d.  J.  Betrach- 
tungen über  die  Anwendung  des  k.  Dekrets  vom  17.  März 

1808.  A.  d.  Fr.  mit  einer  Nachschrift  von  Buchholz.  Berlin 

1809.  8.  Gommentaire  sur  le  däcret  imp.  du  17.  Mars 
1808.  Par  Birnbaum  Koblenz  1810.  Merlin  m.  Juifs 
Sir.  Registre  m.  Juifs.  Ig.  1810  ff.  XVIII,  I,  22,  XXXII, 
II,  8.  Uebrigens  hat  dieses  Dekret,  das  nach  Art.  18  nur 
für  10  Jahre  erlassen  wurde,  und  nicht  wieder  erneuert 
worden  ist,  nicht  mehr  Gesetzeskraft.5)  — 

6)  Das  Handelsrecht.    S.  oben  §   20.  — 

6a)  T.)  Das  Specialrecht  des  Credit  foncier.  Vgl.  Jos- 
se au,  Traitö  du  Credit  loncier.    Paris  1853. 

7)  Das  Landwirthschafts recht,  seinem  civilrecht-* 
lieben  Theile  nach.  Der  noch  jetzt  (obwohl  mit  mehreren 
Veränderungen;  geltende  Code  rural  enthält  ein  Gesetz  der 
Nationalversammlung  vom  28.  Sept.,  6.  Okt.  179].  Schon 
unter  der  kaiserlichen  Regierung  wurde  ein  Entwurf  zu 
einem  neuen  Gesetzbuche  des  Landwirthschaftsrechts  durch 
eine  Kommission  ausgearbeitet.  Hierauf  wurde  in  einem 
jeden  Appellationsgerichtsbezirke  eine  Kommission,  die  aus 
Richtern,  Verwaltungsbeamten  (administrateurs)  und  Laud- 
wirthen  bestand,  zur  Prüfung  dieses  Entwurfes  bestellt  — 
Recueil  des  observations  de  toutes  les  commissions  consul- 
tatives  sur  le  projet  de  Code  rural,   formies  en  vertu   du 


4)  Legislation  militaire  ou  recueil  methodique  et  raissonne*  des  lois, 
d6crets  etc.  en  vigueur  sur  toutes  les  branebes  de  T6tat  militaire.  Par 
Borria.  Aleiandrie  1812.  V.  Vol.  Supplem.  Perpign.  1817.  II.  Vol.  — 
*Cour»  de  droit  militaire.  Par  Brontta»  1848.  Chenier,  Manuel  des 
conaeils  de  guerre.  1831.  Von  demselben :  Guide  des  tribunaux  rail.  1888. 
Et.  Vol.  und  Manuel  des  Parquets  militaires.  1848  18.  Manuel  de  legis- 
lation  milit.  Par  Gonvot.  1847.  Droit  et  legislation  des  armees  de 
terre  et  de  raer,  recueil  methodique  complet  des  lois,  d£crets  etc.  Par 
Durat-Lassalle.  Etudes  sur  la  legislation  mil.  Par  Legrand.  1885. 

5)  *Becueil  des  lois,  däcrets  atc.  concernaat  les  Israelit©*,  depuis 
1789.  Par  Halphen.  1851.  P.)  Das  Dekret  v.  17.  Man  1808  gilt  noch 
für  die  vor  oder  während  seiner  Wirksamkeit  geschlossenen  Vertrage  etc. 
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dttmt  hup,  du  1&.  Mai  1808.  Par.  1810-1814,  IV.  Vol.  4. 
(Der  Redakteur  des  Werkes  ist  Verneil.)  Allein  da»  Ge- 
setzbuch, obwohl  oft  verhiessen,  ist  bis  jetzt  noch  nicht  zu 
Stande  gekommen.  —  Vgl.  Code  rural  ou  recueil  des  lois, 
ordonnances,  d£crets,  arr£t£s  etc.  relatife  a  l'agriculture.  N. 
&L  1825.  18  —  Code  rural  ou  analyse  raisonn^e  de  lois, 
d&arets  etc.  rendus  en  matiere  rupale.  Par  Biret  1824. 
—  Les  bis  rurales  de  la  France,  rangäes  dans  leur  ordre 
natureL  Par  Fournel.  VII.  <*d.  183a  IL  Vol.  12.  - 
Prlcis  des  lois  et  de  jurispr.  sur  la  police  rurale,  sur  la 
chasse  et  sur  la  pöche.  Par  Longchampt.  1827.  —  Le 
droit  rural  Fr.  Par  Vaudor«*.  IT.  Vol.  1823.  —  Cours  de 
droit  rural.  Par  Guichard  1825.  —  La  16gislation  de 
Napoleon,  consid£r6  dans  ses  rapports  avec  l'agriculture. 
Par  VerganL  1813.  —  Manuel  de  dr.  rural  et  d'äcoaomie 
-agricole.  Par  Jacques  de  Valserres.  2.  6d.  1848.  — 
Commentaire  des  lois  rurales  de  la  France,  suivi  d'un  Essai 
sur  les  usages  Iocaux.  Par  Neveu  de  Rotrie.  1845.  — 
Traitö  complet  de  droit  rural  appliquä.  Par  Bourgigniat. 
1852.  Projet  de  code  rural.  Par  Anastay.  1870.  Ueber 
den  Code  forestier  s.  §.  6  in  fine. 

IQ.    Von  der  verbindenden  Kraft  der 
CivilgesetBe**) 

.  §•  26. 
Lex  non  obligat  nisi  rite  promulgata. 

Das  —  vielleicht  zu  künstliche  —  System,1)  welches  der 
C.  c.  über  die  Bedingungen,  unter  welchen  Gesetze  verpflich- 
tend sind*  aufstellt,  ist  folgendes:  Nachdem  ein  Gesetz  von  der 

*)  Dm  Wort:  Gesetze  (lois)  wird  in  dieser  Lehre,  aasgenommen  im 
§.  28.  37,  in  seiner  weiteren  Bedeutung  (§.  5  Anm.  1)  genommen.  — 
Die  Grundsätze  dieser  Lehre  sind  znm  Theil  anch  auf  die  Gesetze  de» 
Strafrechts,  des  Verwaltungsrechts  etc.  anwendbar.  Hier  waren  sie 
jedoch  nnr  in  Beziehung  auf  das  CWilrecht  aufzustellen  nnd  zu  erläutern. 
P.)  Ueber  das  Beofct  der  Gerichte  hinsichtlich  der  Verfassungsmässigkeit 
der  Gesetze  s.  nt.  5  zu  &  6. 

1)  Vgl.  über  dieses  System,  se  wie  über  die  verschiedenen  Metheden, 
die  man  hei  der  Promulgation  der  Gesetze  befolgen  kann  und  befolgt 
hat,  die  Discossions  nnd  Locre*  ad  Art.  1:  Ferner  Becherches  sur  les 
divers  modes  de  publication  des  lois  depnis  les  Romains  jusqa'ä  nos 
iouvs.  Par  Berriat  Saint-Prix.  Par.  1809.  8.  Des  principe«  relatifs 
a  la  publication  des  lois.  Par  le  baron  FavaH  de  Laue  lade.  In 
Dessen  tr.  des  Privileges  et  hypothequez.  Ipd.  dn  C.  c.  I,  81.  TonU  1, 5fr  ff. 
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gesetzgebenden  Versammlung  dekrctirt  worden  ist,*)  wird  es 
von  dem  jeweiligen  Oberhaupte  des  Staates  (damals  von  dem 
ersten  Konsul  —  von  dem  Kaiser)  promulgirt.  Diese  Pro- 
mulgation besteht  in  der  Unterzeichnung  des  Hefehls,  dass 
das  Gesetz  in  Vollziehung  gesetzt  werden  soll.8)  Nur  ver- 
möge dieses  von  dem  Oberhaupte  des  Staates  unterzeichneten 
Befehls  sind  die  Gesetze  überhaupt  vollziehbar4)  Das 
promulgirte  Gesetz  ist  jedoch  nicht  sofort,  auch  nicht  in  allen 
Theilen  des  französischen  Staatsgebietes  zu  derselben  Zeit 
verpflichtend,  sondern  seine  verbindende  Kraft  tritt  in 
einem  jeden  einzelnen  Departement  erst  mit  dem  Augenblicke 
ein,  von  welchem  an,  zu  Folge  des  C.  c,  das  promulgirte 
Gesetz  in  dem  Departement  bekannt  sein  kann.     Es  ist  aber, 


P.)  Sehr  zweckmässig  und  nach  aumens  wer  th  bestimmt  Art.  2  der 
Verfassung  des  deutschen  Reiches :  „Die  Reichsgesetze  erhalten  ihre  ver- 
bindliche Kraft  durch  ihre  Verkündung  von  Reichswegen,  welche  ver- 
mittelst eines  Reichsgesetzblattes  geschieht.  Sofern  nicht  in  dem  publi- 
cirten  Gesetze  ein  anderer  Anfangstermin  seiner  verbindlichen  Kraft 
bestimmt  ist,  beginnt  die  letzt  re  mit  dem  vierzehnten  Tage  nach  dem 
Ablauf  desjenigen  Tages,  an  welchem  das  betreffende  Stück  des  Reichs- 
gesetzblattes in  Berlin  ausgegeben  worden  ist. 

2)  Von  dem  Tage,  an  welchem  das  Gesetz  dekretirt  worden  ist, 
erhält  es  sein  Datum.    G.-A.  de  St.  R.  v.  5.  Pluv.  VIII. 

3)  Konst.  v.  J.  VIII.  Art.  37.  Set.  v.  28.  Flor.  XU.  tit.  15.  Charte 
v.  J.  1814.  Art.  22.  Charte  v.  J.  1830.  Art  18.  Constit.  v.  J.  1848.  Art. 
56.  59.  Constit.  v.  14-  Jan.  1852.  Art.  10.  P.)  Promulgation  d.  h.  Sanc- 
tion  des  Gesetzes  durch  das  Staats-Oberhaupt  ist  verschieden  von  Pu- 
blikation.   Merlin,  v.  Loi,  §.  5  u.  6.    Laurent,  I.  12.  S.  54. 

4)  Der  §.  1  des  Art.  1  enthält  nnr  die  negative  Bedingung  (die 
conditio  sine  qua  non)  der  verbindenden  Kraft  der  Gesetze.  Die  Vor- 
schrift dieses  Paragraphen  steht  mit  der  Zeit,  mit  welcher  die  verbin- 
dende Kraft  der  Gesetze  beginnt,  überall  nicht  in  Verbindung.  Es  ist 
daher  aus  diesem  Paragraphen  nicht  zu  folgern,  dass  schon  von  der  Zeit 
der  geschehenen  Promulgation  des  Gesetzes  an  die  Einzelnen  zwar  nicht 
verpflichtet,  jedoch  berechtigt  sind,  nach  dem  Gesetze  zu  handeln, 
z.  B.  ein  Rechtsgeschäft  abzuschliessen.  Ist  nicht  das  ältere  Gesetz  so 
lange  verpflichtend,  bis  dass  das  neue  nach  Art.  1.  §.  2.  3.  in  Voll- 
ziehung  zu  setzen  ist?  Vgl.  über  diese  Streitfrage:  Locre*  ad  Art.  1 
Delvinc.  I,  14.  Durant,  c.  I,  45.  Merlin  m.  loi  §.  V.  n.  X.  Sir. 
XVI,  I,  418.  XXXI,  I,  380.  LX1II,  I.  493.  -  P.)  Laurent,  Priuc.  I. 
26-29.  S.  63.  —  Stabel,  Vorträge.  S.50.  Authentische  Interpretationen 
dürfen  schon  vorher  berücksichtigt  werden,  da  sie  den  wahren  Willen 
des  Gesetzgebers  feststellen  sollen.    Im  Uebrigen  vgl.  §.  30  nt.  8. 

P.)  Nicht  selten  wird  im  Gesetze  ein  gewisser  Tag  bestimmt,  an  wel- 
chem seine  Wirksamkeit  für  das  ganze  Reich  beginnen  soll.  Est  pars 
legis!  Das  Gleiche  gilt,  wenn  das  Gesetz  der  Regierung  überlässt,  einen 
solchen  Tag  durch  Verordnung  festzusetzen. 


Digitized  by 


Google 


§.  26.    Von  der  verbindenden  Kraft  der  Gesetze.  65 

nach  dem  C.  c,  anzunehmen,  dass  das  promulgirte  Gesetz  in 
dem  Departement,  in  welchem  die  Regierung  ihren  "Sitz  hat 
(in  dem  Departement  der  Seine),  einen  Tag  nach  dem  Tage 
der  Promulgation  des  Gesetzes,5)  und  in  einem  jeden  der 
übrigen  Departements  nach  Ablauf  derselben  Frist  und  so 
vieler  Tage  mehr,  als  der  Hauptort  des  Departements  je  zehn 
MyriamÄtres  weiter  von  der  Hauptstadt  entfernt  ist,«)  bekannt 
gewesen  sei.  Art.  1.  Es  beruht  also  die  verbindende  Kraft 
der  Gesetze  auf  einer  rechtlichen  Vermuthung  (prae- 
8umtio  juris);  die  Publikation,  d.  h.  die  öffentliche  Be- 
kanntmachung des  Gesetzes,  —  welche  so  geschieht,  dass  das^ 
promulgirte  Gesetz  in  das  Bulletin  des  lois  eingerückt  undl 
dieses  in  die  Departements  versendet  wird,  ist  nur  der  fak- 
tische Grund  dieser  Vermuthung.7)  Zu  Folge  dieser  Ver-1 
muthung  ist  das  Gesetz  nach  Ablauf  jener  Zeit  in  einem  jeden 
einzelnen  Departement8)  und  in  dem  ganzen  Umfange  dessel- 
ben von  Rechtswegen  verpflichtend,  ohne  dass  es  1)  eines  Be- 
weises der   geschehenen    Publikation  bedarf,   und  ohne  dass 

5)  D.  h.  24  Standen  nach  Ablauf  des  Kalendertages,  an  welchem« 
der  Befehl  zur  Vollziehung:  des  Gesetzes  von  dem  Staatsoberhaupt«  un-l 
terzeichnet  worden  ist.     vgl.  Merlin  m.  loi.  §.  V.  n.  VI.  | 

6)  Ueber  die  Entfernung  der  Hauptorte  der  Departements  von  Paris, 
s.  einen  Beschlass  dei  Konsolen  v.  25.  Therm.  XI.  and  die  Ordonn.  r. 
12.  Juni.  1834.  Wenn  die  Entfernung  über  10  nnd  nnter  20  Myriam. 
u.  s.  w.  beträgt,  so  wird  das,  was  über  10  Myriam.  ist  (also  der  Brach) 
nicht  mitgerechnet.  Arg.  des  Set.  v.  15.  Bram.  XIII.  Delrinc.  Da- 
ranton c  *Vallette  sur  Prondhon  I,  S.  18.  Marcade*  zu  Art.  1. 
Dieser  Meinung  Bteht  auch  der  Wortlaut  des  Art.  1  zur  Seite.  Die  Pra- 
xis folgt  aber  bisher  der  entgegengesetzten  Ansicht,  danach  wird  für  jeden 


Bruchtheil  ein  Tag  zugesetzt.    Sir.  XXXI,  I,  209.  214.    DemoJ.J, 
Duvergier  zu  Toullier  I,  S.  44.  P.)  Neuerdings  ist  auch 
Ansicht  von  Z.  beigetreten.    Sir.  LV,  I,  497.  LVI,  t  808. 


7)  *Dic  rechtliche  Vermuthung  kann  für  Bheinprenssen  auch  auf 
andern  Wegen  erreicht  werden.  So  ersetzt  der  Umstand,  dass  durch 
einen  langjährigen  allgemeinen  Gerichtsgebrauch  ein  nicht  publiclrtes 
Gesetz  cur  Anwendung  und  so  zur  KenntniBs  der  Einwohner  gekommen, 
die  Verkündigung.  Rh.  Ar  eh.  XVIII,  II,  A.  40.  Und  auch  die  nur  an- 
führungsweise erfolgte  Veröffentlichung  einer  gesetzlichen  Bestimmung 
ist  unter  Umstanden  als  genügende  Publikation  anzusehen.  Rh.  Aren, 
XXXI,  I,  287.  P.)  Hinsichtlich  der  vor  dem  C.  N.  ergangenen,  noch 
gültigen  Gesetze  entscheidet  das  Staatsrecht  der  betr.  Zeit,  resp.  das 
Gewohnheitsrecht 

8)  P.)  Bei  der  Verschiedenheit  des  Domiciles  und  des  Aufenthalts- 
ortes derselben  Person  oder  zweier  Kontrahenten  wird  der  Satz  locus 
regit  actum  oder  die  lex  rei  sitae  entscheiden.    Demolombe,  I.  81. 

Ziohftrtft,  Prwu.  CitUwoht.    6.  Au*.    I.  5 


Digitized  by 


Google 


00  *.  36.    Einleitung. 

2)  —  ausserordentliche  Fälle  ausgenommen  9)  —  der  Beweis, 
daas  die  Publikation  in  einem  bestimmten  Departement  nicht 
geschehen  sei,  gegen  die  verbindende  Kraft  des  Gesetzes  zu- 
ist10) 
Das  System,  welches  der  C.  c.  über  die  Promulgation  und 
Publikation  der  Gesetze  aufstellt,  ist  durch  zwei  k.  Ordonnan- 
zen —  vom  27.  November  1816,  vom  18.  Januar  1817  — 
so  modificirt  worden:  Das  Gesetz  erhält  verbindende  Kraft 
durch  die  Sanktion  des  Königs.*)  Diese  ist  die  Zustimmung, 
welche  der  König  als  Souverain,  d.  i.  Kraft  des  in  der  Sou- 
rverainetät  enthaltenen  Rechts  der  Gesetzgebung,  zu  einem  von 
den  Kammern  angenommenen  Gesetzvorschlage  ertheilt.  Die 
Gesetze  sind  vollziehbar  (vgl.  Anm.  4),  nachdem  sie  pro* 
paulgirt  worden  sind.  Die  Promulgation  ist  der  Befehl,  wel- 
chen der  König,  als  Haupt  der  vollziehenden  Gewalt,  erlässt 
und  unterzeichnet,  das  Gesetz  zu  vollziehen.  In  diesem  Be- 
fehle wird  zugleich  die  geschehene  Sanktion  des  Gesetzes  amt- 
lich bezeugt  (Gewöhnlich  geschieht  die  Sanktion  und  die 
Promulgation  an  demselben  Tage.)  Die  Publikation  ist 
die  amtliche  Bekanntmachung  des  von  dem  Könige  sanktio- 
nirten  und  promulgirten  Gesetzes.    Sie  geschieht  mittelst  der 

1  Einrückung  des  Gesetzes  in  das  Bulletin  des  lois.  Nachdem 
das  Gesetz  auf  diese  Weise  publicirt  worden  ist,  tritt  es  je- 
doch nicht  sofort  in  Kraft,  sondern  (wie  nach  dem  G.  c.)  erst 
von  der  Zeit  an,  da  die  Publikation  in  den  verschiedenen  De- 
partements des  französischen  Reichs  als  bekannt  geworden  an- 
zunehmen ist,  d.  i.  in  dem  Departement  der  Seine,  24  Stun- 

9)  Z.  B.  wenn  ein  Theil  des  französ.  Staatsgebietes  vom  Feinde  be- 
setit  wäre.  Discuss.  Tonil.  X,  62.  —  *Oder  bei  Ueberschwemmungen. 
Dax  Inländer,  der  sich  zur  Zeit  der  Gesetzespublication  im  Ausland  be- 
fand und  bona  fide  noch  eine  Handlang  nach  altem  Recht  vornahm, 
wird  unter  Umstanden  zum  Beweis  der  Gesetzesunkenntniss  zuzulassen 
sein.  Demol.  I,  28.  29.  P.)  Eine  bedenkliche  Doktrin,  die  jedenfalls 
nur  da  richtig  ist,  wo  nach  §.  28  der  Rechtsirrthum  überhaupt  verzeih- 
lich ist.  VgL  Art.  8.  Laurent,  I.  24.  S.  62.  Sirey- Gilbert,  Sup- 
plement 18  zu  Art.  1. 

*)  P.)  Dermalen  — 1874  —  sind  die  Formen  noch  unverändert;  eine 
Verfassung  über  die  Befugnisse  des  Präs.  der  Republik  besteht  noch  nicht 

10)  Locre*  und  Maleville  ad  Art.  1  Merlin  m.  loi.  Dieser  Satz 
wird  in  den  gleich  hernach  anzuführenden  Ordonnanzen  vom  Jahr  1816. 
1817  bestimmt  ausgesprochen. 
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den  nach  dem  Tage,  an  welchem  der  Justizminister  das  B.l 
d.  1.  aus  der  k.  Druckerei  erhalten  liat  und  in  den  übrigen  \ 
Departements  nach  Massgabe  des  1.  Art.  des  C.  c.11)  —  Hier- 
nach sind  die  Gesetze  unter  dem  Dato  anzuführen,  an  welchem 
sie  von  dem  Staatsoberhaupte  sanktionirt  worden  sind.11)  Je- 
doch geschieht  es  nicht  selten,  dass  sie  mit  dem  Dato  bezeich- 
net werden,  an  welchem  sie  von  der  Kammer,  die  zuletzt 
darüber  abgestimmt  hat,  angenommen  worden  sind.)  P.)  Ent- 
steht Streit  über  Existenz  oder  Wirksamkest  eines  Gesetzes, 
so  ist  darüber  durch  den  Richter  nach  amtlicher  Kenntniss 
zu  entscheiden  l3) 

§.  27. 
Fortsetzung.  Dekrete  und  Ordonnanzen. 
Auf  die  kaiserlichen  Dekrete  des  ersten  Kaiserthuxns  sind 
die  Vorschriften  des  Art.  1.  nicht  anwendbar.  Sondern  4s 
ist,  was  die  verbindende  Kraft  dieser  Dekrete  betrifft,  zu  un- 
terscheiden ,  ob  sie  in  das  Gesetzbulletin,  und  zwar  wörtlich, 
eingerückt  worden  sind,  oder  nicht  In  dem  ersteren  Falle 
waren  sie  in  einem  jeden  einzelnen  Departement  von  dem 
Tage  an  verpflichtend,  an  welchem  das  Bulletin  d.  1.  (gemäss 
dem  Gesetze  vom  12.  Vend.  IV.  Art.  12.)  in  dem  Haupt- 
orte des  Departements  vertheilt  worden  war;  in  dem  zweiten 
Falle  aber  hatten  sie  erst  von  dem  Tage  an  verbindende 
Kraft,  an  welchem  die  Personen,  die  sie  betrafen,  von  den- 
selben in  Kenntniss  gesetzt  worden  waren  *)  G.-A.  d.  Str. 
v.  12.— 25.  Prair.  XIII. 


11)  Wie  gegen  das  System  des  C.  c,  so  sind  auch  gegen  die  Ordonn. 
v.  J.  1816.  1817  (namentlich  gejren  deren  Redaktion)  mehrere  Einwen- 
dungen erhoben  worden.  Vgl.  Examen  critique  de  l'ouvrage  de  Daran- 
ton. Par  Lagrange.  I,  1  ff .  Dalloz  m.  loi.  Einleit.  und  Sect.  II. 
P.)  Die  beiden  Ordonnanzen  und  die  Berechnung  der  Entfernungen  sind 
abgedruckt  Sirey-G  il  bert.  nt.  84,  87  zu  Art.  1. 

12)  Paillet  manuel  du  droit  Fr.  Art.  1.  Anm.  b. 

18)  P.)  Jura  novit  curia.  Windscheid,  Pand.  I.  §.  14.  Text 
und  nt.  8,  4. 

1)  Diese  Grundsätze  können  auch  auf  die  von  dem  Staatsoberhaupte 
genehmigten  Gutachten  des  Staatsrates  angewendet  werden.  —  Be- 
stritten ist  die  verbindende  Kraft  derjenigen  kaiserlichen  Dekrete,  welche 
allgemeinen  Inhalts,  nicht  durch  das  B.  d.  1.  publicirt  worden  sind.  — 
♦Sie  haben  keine  Gesetzeskraft.    Sir.  XLIY,  I,  855. 
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Die  verbindende  Kraft  der  königlichen  Ordonnanzen  ist 
in  dem  ersten  Falle  ganz  nach  denselben  Grundsätzen,  wie 
die  der  Gesetze,  in  dem  zweiten  Falle  aber  nach  dem  G.-A. 
des  St.-R.  vom  Jahr  XIII.  zu  beurtheilen.  Ordonnance  vom 
27.  November  1816,  vom  18.  Jan.  1817.*) 

§.  28. 
Ignorantia  juris. 

Aus  dem,  was  §.  26.  27.  über  die  verbindende  Kraft  der 
Gesetze  gesagt  worden  ist,  kann  gefolgert  werden,  dass  sich 
Niemand,  um  einen  Rechtsnachtheil  von  sich  abzuwenden,  auf 
seine  Unbekanntschaft  mit  den  Gesetzen  berufen  könne.  (Nocet 
ignorantia  vel  error  juris.)  Es  geht  jedoch  aus  andern  Vor- 
schriften des  C.  c.  hervor,  dass  man  in  Beziehung  auf  Civil- 
sachen**)  den  Irrthum,  welcher  das  Recht,  und  den  Irrthum, 
welcher  eine  Thatsache  betrifft,  in  der  Regel  nach  denselben 
Grundsätzen  zu  beurtheilen  habe,  dass  also  z.  B.  ein  Rechts- 
geschäft in  der  Regel  in  denselben  Fällen  wegen  eines  error 
juris  angefochten  werden  könne,  in  welchen  es  wegen  eines 
error  facti  angefochten  werden  kann,  dass  die  condictio  inde- 
biti ohne  Unterschied,  die  Nichtschuld  mag  ex  errore  juris 
oder  ex  errore  facti  bezahlt  worden  sein,  zulässig  sei.  Arg. 
Art  1110,  1377.  jct  Art.  1356.  2052. A) 


*)  PJ  Bezüglich  der  Verhältnisse  unter  Louis  Nap.  als  Prini-Prä- 
sident  und  Kaiser  s.  §.  4.  nt.  8.  Im  Allgemeinen  entscheidet  die  Pu- 
blikation im  Bulletin  des  lois  in  Verbindung  mit  Art.  1.  —  Die  neueste 
Bepublik  bat  es  dabei  belassen.    S.  §.  26.  Anra.  *. 

**)  P.)  Der  Rechtsirrthom  im  öffentlichen  Rechte  schadet  auch  nicht 
immer;  s.  B.  im  Strafrecht  gilt  er  als  unyerscihlich  und  doch  fallt 
der  Begriff  von  Bigamie  hinweg,  wenn  Jemand  aus  Gesetsesunkenntniss 
die  separatio  a  horo  et  meusa  fttr  eine  wirkliche  Ehescheidung  gehal- 
ten hat. 

1)  Das  Argument  beruht  auf  der  Regel :  Exceptio  firmat  regulam 
in  casibts  non  exceotis.  Vgl.  Sir.  XIX,  IL  142.  XXIV,  II,  115.  XXVII, 
II,  141.  XXXI,  11,96.  •XLV,  I,  624.  LI, II,  683.  Rhein.  Arch,  XXIII, 
I,  144. XXVI,  1,207.  «Merlin  m.  testament.Sect.il.  §.6.  Delvinc.  II, 
461.  Tonil.  VI,  68.  Favard  m.  erreur.  §.  3—7.  —  'Bressoles, 
Re>.  de  legislation.  XVIII,  S.  177.*  und  unten  die  Lehre  von  der  con- 
dictio indebiti.  —  *Auch  wird  der  Rechtsirrthum  den  Notaren  nachge- 
sehen in  Bexug  auf  ihre  Verantwortlichkeit.  Sir.  XLI,  I,  88.  Nament- 


"  Digitized  by 


Google 


f.  89.  Von  der  verbindenden  Kraft  der  Gesette.  09 

§.29. 

Lex  posterior  derogat  priori.1) 

Das  frühere  Gesetz  wird  durch  das  spätere  aufgehoben, 
wenn  entweder  das  frühere  Gesetz  durch  das  spätere  ausdrück- 
lich für  aufgehoben  erklärt  wird  (abrogatio  expressa),*)  oder 
wenn  der  Inhalt  des  späteren  Gesetzes  mit  dem  Inhalt  des 
frühern  Gesetzes  in  Widerspruch  steht  (abrogatio  tacita).  Arg. 
Art  1.  2.*)  Jedoch  ist  1)  ein  solcher  Widerspruch  im  Zwei- 
fel nicht  anzunehmen,  vielmehr  sind  die  späteren  Gesetze  mit 
den  früheren  durch  die  Auslegung  möglichst  in  Uebereinstim- 
mung  zu  setzen.8)  Nur  dürfte  diese  Regel  in  dem  Falle  eine 
Ausnahme  leiden,  da  das  spätere  Gesetz,  als  das  für  die  recht- 
liche Freiheit  der  Einzelnen    vortheilhaftere,   eine  besondere 


lieh,  wenn  es  sich  um  eine  neue  oder  controverse  Bestimmung  handelt. 
Sir.  XL  II,  359.  XXVI, II, 98.  XXXII,  II, 363.  XXXIII,  II.  549.  XXXVII, 
11,278.  XU,  1,39.  XLin,  II,6?6.  XLIV,  II,  397.  XLVIH,  II,  289.  537. 
Nicht  aber  kann  eine  homologirte  Theilung  wegen  Bechtsirrthnms  an- 
gefochten werden.  (C.  de  Pr.  c.  art.  541.)  Sir.  XLVHI,  II,  138.  S.  auch 
§.  26  n.  8.  -  üeber  die  1.  8.  D.  de  offic.  praet.  (1.  Barbarin»  Philippas 
—  Error  communis  jus  facit.)  S.  Merlin  m.  ignorance  §.  II.  n.  9.  m. 
temoin  instrumentaire  §.  2.  n.  3 ff.  Favard  m.  erreur.  §.  XII.  Solon 
tr.  des  null.  1,  370  ff.  Sir.  XXII,  I,  1.  XXIV,  I,  138.  XXX,  I,  43.  XXXII, 
I,  174.  II,  563.  P.)  Das  franiösische  Recht  kennt  keine  bezüglich  des 
Rechtsirrthums  prireligirten  Personen,  wie  das  römische  Recht.  Wind- 
scheid,  Pand.  L  190.  ^    „  t 

1)  *M6rilhou,  Encyolopldie  de  droit,  m.  Abrogation.  P.)  üeber 
Unzulii    !<?keit  der  desuetudo  s.  §.  23  nt.  8. 

2)  *üo  kann  ein  früheres  Gesetz  dadurch  wieder  in  Geltung  kommen, 
dass  das  Gesetz,  durch  welches  das  frühere  abgeschafft  wurde,  selbst 
aufgehoben  wird.  Sir.  XXII,  I,  321.  Es  muss  indes«  beidemal  abrogatio 
expressa  stattfinden. 

*)  P.)  Der  Standpunkt  des  Lehrbuches  ist  hier  zu  eng.  Die  Lehre 
Ton  den  Grenzen  des  Gesetzes  durch  Zeit  und  Raum  war  im  Zusammen- 
hang zu  behandeln  (Windscheid,  Pand.  II.  §§.  31-36;)  die  «ertliche 
Begrenzung  umfasst  mehr,  als  das  in  §§.  29,  30  Gesagte.  Dahin  gehört 
der  Satz  -cessante  ratione  non  cessat  lex  ipsa"  (§.  40  nt.  7),  ferner  der 
Fall,  dass  das  Gesetz  sich  selbst  auf  eine  gewisse  Zeitdauer  beschränkt, 
z.  B.  §.  25  Mo.  5,  ferner  die  Frage,  ob  mit  Aufhebung  eines  Gesetzes 
auch  dessen  Ausnahmen  aufgehoben  sind;  dies  ist  zu  bejahen  bei  abso- 
luter Aufhebung  einer  Regel,  zu  verneinen  bei  deren  Modification. 
Windscheid,  §.  31.  „Sed  et  posteriores  leges  ad  priores  pertinent, 
nisi  contrarias  sintu  1.  28.  D.  de  legibus  (1,  3). 

8)  1.  28.  D.  de  legibus.  Toulf  I„  156.  8ir.  IX,  I,  222.  X,  I,  808. 
XU,  I,  382.  XXU,  1,  281. 
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Gunst  für  sich  hat.4)  Auch  wird  2)  ein  seinem  Inhalte  nach 
besonderes  Gesetz  durch  ein  seinem  Inhalte  nach  allgemeines 
Gesetz  (lex  specialis  per  generalem)  nicht  schon  stillschwei- 
gend aufgehoben.5)  —  Ist  ein  Gesetz  durch  ein  späteres  in 
seinen  Hauptsätzen  aufgehoben  worden,  so  ist  dieser  Wider- 
ruf auch  auf  die  in  demselben  Gesetze  enthaltenen  Neben- 
bestimmungen  zu  erstrecken.6) 

§.  30. 

Von  der  rückwirkenden  Kraft  der  Gesetze. 

Die  Gesetze  verfügen  nur  für  die  Zukunft; 
sie  haben  nicht  rückwirkende  Kraft.1)  Art.  2.  — 
Der  Sinn  und  Grund  dieser  Regel  ist  der:  Ein  neues  Gesetz 
kann  nicht  das,  was  vor  seiner  Sanktion  geschehen  ist,  fak- 
tisch ungeschehen  machen,  und  ebensowenig  kann  es  das  Ge- 
schehene rechtlich  ungeschehen  machen.  Denn  es  würde  eine 
Ungerechtigkeit  sein,  eine  Partei  nach  einem  Gesetze  zu  richten, 
das  sie  zu  der  Zeit,  in  welche  die  zu  beurtheilende  Thatsache  fällt, 


4)  Zu  den  Gesetzen  dieser  Art  gehören  z.  8.  einige  Vorschriften 
der  Charte  y.  J.  1814.  1830.   Vgl.  Sir.  XXVIII,  II,  19.  XXXIII,  I,  357. 

6)  Pavard  m.  loi.  Sect.  VI.  §.  3.  Sir.  IX,  I,  222.  XXU,  I.  27 
XXIII,  I,  180.    XXVII,  I,  104. 

6)  Sir.  XXX,  II,  88.   *XL,  I,  281.    S.  oben  Anm.  *. 

1)  1.  7.  0.  de  legibus.  —  Blondeau  aar  reffet  rätroactif  des  lois 
in  der  bibl.  du  barreau.  1809.  II,  97.  und  bei  Sir.  IX,  II,  277;  in  einer 
deutschen  Uebersetsung  su  Dasseldorf  1811.  8.  Merlin  m.  effet 
rftroactif.  (*Ueber  Merlin  s.  Jourdan  inThemisVI.  444.)  —  Qaestions 
transitoires  snr  le  C.  N.  etc.  Par  Chabot  de  l'Allier.  Neueste, 
vermehrte  Ausg.  Dijon  1829  ff.  III.  Vol.  —  *Vallette  sur  Proudhon  I, 
S.  21  f  Mailher  de  Chassat,  Tr.  de  la  rötroactivite'  des  lois.  1832. 
IL  VoL  —  Das  Verbot  der  ruckwirkenden  Kraft  der  Gesetze  im  Privat- 
reoht.  Von  Bergmann.  Hannover  1818.  8.  «Hier  findet  man  zu- 
gleich S.  XXI  ff.  die  Literatur  dieser  Lehre. :  —  Jahrbücher  des  Baden - 
sehen  Rechts  Herausgegeben  von  Brauer  und  von  dem  Verfasser 
dieses  Handbuchs.  l.Bd.  Heidelberg  1813.  8.S.  126.  P.)  Lassalle, 
das  System  der  erworbenen  Rechte.  1861.  B.  Schmid,  die  Herrschaft 
der  Gesetze  nach  ihren  räumlichen  und  zeitlichen  Grenzen.  1863. 
Wind  scheid,  Pand.  I.  §§.  32,  33.  Ebenso  klar  in  den  Prinzipien,  als 
vollständig  im  Detail  ist  Laurent,  Princ.  I.  S.  213—341.  —  In  den 
Sammlangen  gerichtlicher  Entscheidungen  kommen  eine  Menge  Rechts  - 
fälle  vor,  die  sich  auf  den  Art.  2.  beziehen.  P.)  Ueber  die  Anschauung 
des  Kassationshofes  s.  den  Vortrag  in  Sir.  LXVIII,  I,  13  und  Puchelt, 
Zeitschr.  I.  S.  243,  244,  248,  249  (Kritik). 
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nicht  beobachten  konnte,  weil  das  Gesetz  damals  noch  nicht 
existirte.  Es  sind  jedoch  in  Beziehung  auf  ein  neues  Gesetz 
und  in  rechtlicher  Hinsicht  nur  diejenigen  Thatsachen  als  ge- 
schehen —  und  mithin  als  entzogen  der  Herrschaft  des  neuen 
Gesetzes  —  zu  betrachten,  durch  welche,  wenn  man  die  That- 
sachen nach  den  bisherigen  Gesetzen  beurtheilt,  —  nach  dem 
Wortlaute  oder  nach  dem  Grunde  dieser  Gesetze,  —  ein  Recht 
unwiderruflich  begründet  oder  eine  Verbindlichkeit  un- 
widerruflich übernommen  worden  ist.  Eine  jede  andere 
Thatsache  steht  ihren  rechtlichen  Wirkungen  nach  unter  der 
Herrschaft  des  neuen  Gesetzes,  da  diese  Wirkungen  von  der 
Bedingung  abhingen,  dass  sie  von  den  Gesetzen  fortdauernd 
an  die  Thatsachen  geknüpft  würden.  —  Hiernach  sind,  wenn 
sich  die  Gesetzgebung  verändert,  z.  B.  Verträge,  als  unwider> 
rufliche  Rechtstitel,2)  und  zwar  auch  was  die  Auslegung  der- 
selben betrifft,  (Art.  1134.)  fortdauernd  nach  den  früheren  Ge- 
setzen,  Testamente   aber  und  andere  widerrufliche  Willans- 


2)  Es  sind  also  r.  B.  nach  dem  filteren  Becbte  (ex  legibus  temporis 
quo  obligatio  contracta  est)  zu  beurth eilen:  1)  Die  VermSgensrernfirt- 
nisse  unter  Eheleuten,  auch  wenn  unter  ihnen  kein  Heirathsyertrag  ab- 
geschlossen worden  ist;  (die  gesetzliche  Kegel  für  diese  Verhältnisse 
ist,  da  sie  von  den  Eheleuten  abgeändert  oder  aufgehoben  werden  konnte, 
einer  bedungenen  gleich  eu  achten;  (Sir.  XIV,  I,  182.  XXXIII,  11,298. 
LXVIII,  I,  13.  Puchelt,  Zeitschrift  I.  S.  237  u  flg.  Gredy,  Zu- 
sammenstellung der  Entscheidungen  der  Cassationshöfe  su  Artikel  2. 
—  Darum  gelten  Renten  für  eine  nach  altem  Recht  geschlossene 
Gütergemeinschaft  für  unbeweglich.  Sir.  XL,  I,  260.  Demol.  I,  46. 
Bei  der  Theilung  der  Gemeinschaft  richten  sich  Formen  und  Rescission 
nach  dem  Rechte,  unter  welchem  die  Theilung  erfolgt,  beide  sind  selb» 
ständig.  Sirey  XXXVIII,  I,  216.  —  2)  Eine  Erbeinsetsung,  dieff  J.0U, 
in  einem  Heirathsyertrage ,  mithin  unwiderruflich,  geschehen  ist;  I  /  * 
8ir.  XXIX,  I,  68.  —  3)  *Die  Collation  von  Schenkungen  richtet  sich  j  /»H> 
nach  dem  Rechte,  unter  welchem  die  Schenkung  erfolgte.  Sir.  VIII, 
I,  116.  XXXIX,  I,  587.  S.  aber  Sir.  XLII,  I,  461.  Dasselbe  gilt  von 
der  Berechnung  der  portion  disponible,  s.  unten  IV.  §.  685  und  Gil- 
bert Art.  913,  n.  1—8.  — 4)  Ein  Darlehn,  für  welches  Zinsen  bedungen} 
worden  sind.  8  i  r.  XXXI V,  I,  597.  Wie  aber,  wenn  ein  nach  dem  filteren  Ge-j 
setze  unwideruflicher  Vertrag  durch  ein  neues  Gesetz  für  widerruflich  erklär! 
worden  ist?  Die  Frage  hat  sich  besonders  wegen  der  Anwendbarkeit  des  Art* 
1912  auf  filtere  Fälle  dargeboten.  Der  Gerichtsgebrauch  hat  sich  für 
die  rückwirkende  Kraft  dieses  Artikels  erklärt.  Sir.  XII,  I,  281.  XIIL 
I,  897.  XXm,  I.  220.  *XL,  I,  252.  Dieser  Gerichtsgebrauch  ist  constant, 
neuerdings  aber  bekämpft  you  Demolombe  I,  54  und  Marcade'  Art. 
2  n.  XII,  und  Art.  1912.  S.  unten  IV.  §.  899. 
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erUärongen,')  so  wie  Rechte,  welche  auf  dem  Gesetze4)  be- 
ruhen und  nur  eine  gewisse  Th&tsache  voraussetzen,  sofort 
nach  den  neuen  Gesetzen  zu  beurtheflen.6)  —  Da  jedoch  die 
obige  Regel  einerseits  dem  richterlichen  Ermessen  einen  nur 
zu  grossen  Spielraum  lässt  und  andererseits  auch  in  besondern 
Beziehungen  bald  aus  Gründen  der  Billigkeit,  bald  aus  Grün- 
den des  öffentlichen  Besten  gewisser  Modifikationen  bedarf,  so 
ist  die  Art  der  Anwendung  dieser  Regel  auf  gewisse  einzelne 
Fälle  durch  einige  Gesetze,  die  man  transitorische  nennt, 
genauer  bestimmt  worden.6) 


3)  8.  jedoch  über  das  Recht,  nach  welchem  die  äusseren  Förm- 
lichkeiten widerruflicher  Willenserklärungen  ia  benrtheilen  sind, 
Chabot  qu.  transit.  m.  testament.  Merlin  an.  m.  testam.  §.  12.  Sir. 
X,  I,  184.'  —  *  Anwendung  des  Sataes  Media  tempora  non  nocent. 
Demol.  I,  49. 

4)  *Dahin  gehören  die  eheherrlichen  Rechte,  also  die  Autorisation 
des  Ehemannes  in  Beiag  auf  die  Paraphernalguter  der  Frau.  Sir.  XXXVII, 
I,  416.  —  Streitig  ist  es,  ob  die  Anerkennung  natürlicher,  unter  der 
alten  Gesetzgebung  geborener  Kinder  dem  neuen  Rechte  unterliegt.  Dies 
letstere  nehmen  an  Sir.  XXIII,  I,  37.  XXXI,  I,  131.  XXXIII,  L  220. 
Demol.  I,  42.  Da  die  Paternitätsklagen  im  Interesse  der  öffentlichen 
Ordnung  und  guten  Sitte  beschränkt  sind,  so  ist  dieser  Ansicht  beisu- 
treten.  A.  M.  Dallos  XXXIII,  I,  89  (Grlnoble).  —  Verschieden  hier* 
Ton  ist  die  Frage,  ob  ein  natürliches  Kind  durch  nachfolgende,  unter 
der  alten  Gesetzgebung  geschlossene  Ehe  legitimirt  worden  sei.  Sie 
unterlieft  dem  alten.  Recht.    Rh.  Arch.  IV,  I,  166. 

5)  "Die  Formen  des  gerichtlichen  Verfahrens  bestimmt  das  neue 
Gesets.  Sir.  XIII, I,  440.  XXII,  I,  286.  XXXV,  I,  910.  XXXVII,  I,  933. 
{Wegen  der  Ausnahmegerichte  ist  dies  für  das  Strafverfahren  streitig, 
der  Gerichtsgebranch  wendet  indess  auch  hier  das  neue  Gesets  auf  be- 
reits anhängige  Fälle  an.  Sir.  XLVHI,  I.  641.  XLIX,  H,  225.  522.  L, 
I,  226.    A.  M.  ChauTeau  et  F.  He'lie,  Th.  du  C.  pönal,  I,  p.  51.)  —  Wie 

\    tt  aber  die  Formen  des  Rechtsgeschäfts  nach  altem  Recht  zu  beur- 
•  **  1   theilen  sind,  so  werden  auch  die  Beweismittel  durch  letzteres  bestimmt, 
f.  wenn  es  unter  letxterm  geschlossen  war.    Sir.  XXX,  I,  321.    XXXI,  I, 
1:  404.  XXXII,  I,  600.    Du  ran  t  I,  66.    XIII,  310.    Merlin  m.  Preuve 
S.  H.  §.  3.    Zwei  ürtheile  Rh.  Arch.  VII,  I,  198  und  XXX VH.  I,  81 
dehnen  dies  mit  Recht  auch  auf  die  Zeugenfähigkeit  aus.    In  Rh.  A. 
XXXVH,  I,  84  wurde  dagegen  die  Zulassung  eines  Zeugen  ron  der  Zu« 
lässigkeit  des  Zeugenbeweises  getrennt  und  auf  erstere  wurden  die  be- 
stehenden prozessualischen  Vorschriften  angewandt.    Das  Erste  ist  aber 
i  nur  eine  Consequens  aus  dem  Zweiten.  —  Die  Wirkungen  eines  Urtheils 
I  bestimmen  sich  nach  dem  alten  Recht.    (Gerichtliche  Hypothek.)    Rh. 
,  Arch.  XXIX,  I,  20.  XXXII,  H,  A,  63.    F.)  Diese  Sätxe  sind  nicht  un- 


bestritten.   Sirey-Gilbert  Sapporo,  su  Art  2.    Dalloi  et  Verge* 
*     u  611  u.  f.    Gredy  No.  19,  32  su  Art.  2. 

6)  Dahin  gehört:  1)  Das  Gesets  ▼.  25.  Germ.  XL  die  Adoptionen 


Anm.  611  u.  f.    Gredy  No.  19,  32  zu  Art.  2. 
6)  Dahin  gehört:  1)  Das  Gesets  ▼.  25.  Ck 
betr.  —  2)  Das  Gesets  v.  26.  Germ.  XI.  die  Ehescheidungen  b'etr.  — 
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Die  Regel,  dass  die  Gesetze  keine  rückwirkende  Kraft 
haben,  leidet  eine  Ausnahme,  wenn  der  Gesetzgeber  einer  ge- 
wissen Vorschrift  ausdrücklich  rückwirkende  Kraft  beigelegt 
hat7)  —  Dagegen  sind  Gesetze,  durch  welche  ein  früheres 
Gesetz  ausgelegt  wird,  —  nach  der  richtigeren  Meinung  — 
allerdings  unter  der  Regel  begriffen.8) 

§.  31. 

Ueber  welche  Personen  and  Gegenstande  erstreckt  sich  die  Herrschaft 
der  Cirilgesetxe? 

Die  in  der  Ueberschrift  des  Paragraphen  aufgestellte  Frage 
kann  man  (in  praktischer  Hinsicht)  auf  die  Frage  zurück- 


3)  Das  Gesetz  v.  14.  Flor.  XI.  die  natürlichen  Kinder  betr.  —  ß.  auch 
Art.  691.  2281. 

7)  Eine  solche  Erklärung  ist,  als  oin  Ausnahmegesetz,  strictissiroae 
interpretationis.  Merlin  qn.  m.  triage.  §.  1.  —  *  Gesetze  mit  solcher 
Vorschrift:  Gesetz  v.  17.  Nivose  II,  v.  8.  Mai  1816.  —  Die  rückwirkende 
Kraft  kann  aber  einem  GeseUe  auch  implicite  beigelegt  sein.  Rh.  A. 
XLII,  II,  A,  84.  P,)  Das  Gesetz  hat  nur  in  den  Verfassungen  eine 
positive  Schranke  (§.  5  nt.  5),  aber  die  Allgewalt  des  Gesetzes  hat  doch 
ihre  Grenzen  in  den  Geboten  der  Moral  und  des  Rechtsgefühls.  Lau- 
rent, Frinc.  I.  85.  8.  74.  244.  8.  217.  Sollte  der  Gesetzgeber  dagegen 
fehlen,  so  würde  es  sich  rächen,  aber  der  Einzelne  —  hoch  oder  nieder 
—  ist  nicht  befugt,  sein  Urtheil  über  das  des  Gesetzgebers  zu  stellen; 
er  schuldet  dem  Gesetze  unbedingten  Gehorsam.  Laurent.  S. 68  u. flg. 

8)  Der  Entwurf  des  C.  c.  enthielt  einen  Artikel,  welcher  den  aus- 
legenden Gesetzen  ausdrücklich  rückwirkende  Kraft  beilegte.  Er  wurde/ 
gestrichen,  weil  man  den  Missbrauch  fürchtete,  der  von  einem  so? 
allgemein  gefassten  Grundsätze  gemacht  werden  könnte.  Entschei-/ 
dender  steht  ihm  das  entgegen,  dass  in  der  rückwirkenden  Kraft  eines 
auslegenden  Gesetzes  ein  Eingriff  der  gesetzgebenden  Gewalt  in  die 
richterliche  liegen  wi.rde.  Die  richtigere  Meinung  liegt  auch  dem  Ge- 
setze vom  30.  Juli  1828  zum  Grunde.  (S.  unten  §.  39.)  Nach  dieser 
Meinung  entschied  der  Kassationsgerichtshof  bei  Sir.  XXVIII,  I,  61. — 
Die  Rechtsgelehrten  sind  über  diese  Frage  getheilter  Meinung.  Siehe 
Merlin  m.  effet  rltroact.  §  13.  qu.  m.  chose  jugäe.  §.8.  Isambert 
de  l'interprätation  legislat.  in  der  R6vue  de  legisl.  et  de  jurispr.  T.  I. 
p.  241.  Examen  critique  de  l'ouvr.  de  Duranton.  Par  Lagrange.  I,  9. 
Bergmann  in  dem  Anmerk.  1  a.  W.  S.  60.  *Für  die  rückwirkende 
Kraft  der  authentischen  Interpretation  Mareade*  zu  Art.  2,  n.  II. 
Mailher  de  Chassat  I,  S.  126.  Gerade  in  der  rückwirkenden  Kraft 
liegt  der  Unterschied  von  einem  neuen  Gesetz:  die  authentische  Inter- 
pretation ist  das  richtig  verstandene  alte  Gesetz.  Die  Möglichkeit  des 
Missbrauchs  kann  den  Begriff  nicht  ändern.  P.)  Ebenso  Windscheid, 
Pand.  L  §.  83  No.  2.  Laurent,  Princ.  I.  286.  Der  Bad.  Landrechts - 
Zusata  2  e  hat  die  Ansieht  von  Z.  adoptirt.    Vgl.  oben  §.  26.  nt.  4. 
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fuhren:  Nach  welchen  Gesetzen  haben  die  französischen  Ge- 
richte in  den  bürgerlichen  Rechtssachen,  in  welchen  sie  kom- 
petent sind  (ygl.  das  praktische  CiviLrecht)  zu  sprechen?1) 

Grundsatz:  Die  französischen  Gerichte  haben 
in  bürgerlichen  Rechtssachen  lediglich  und  allein 
nach  den  französischen  Gesetzen  zu  entscheiden 
also  auch  dann,  wenn  das  streitige  Recht  im  Auslande  faktisch 
begründet  worden  ist,  ferner  auch  dann,  wenn  ein  Fremder 
Partei  ist.  —  Der  aufgestellte  Grundsatz  leidet  jedoch  folgende 
Ausnahmen:  1)  Die  Gesetze  des  Auslandes  sind  von  den  fran- 
zösischen Gerichten  insofern  in  Anwendung  zu  bringen,  als  sie 
zu  Folge  eines  zwischen  Frankreich  und  einem  andern  Staate 

1)  Der  C.  c.  enthält  über  diese  so  schwierige  Frage  (nach  der  Ma- 
xime, sich  der  Aufstellung  zu  allgemeinen  Vorschriften  zu  enthalten), 
nur  einige  wenige  und  besondere  Vorschriften,  hauptsächlich  im  Art.  3. 
Vgl.  über  die  Entstehung  dieses  Artikels  Merlin  m.  loi  §.  VI.  n.  8. 
Offenbar  liegt  •diesem  Artikel  die  (schwankende)  Eintheilung  der  Gesetze 
in  statuta  realia  und  personalia  zum  Grunde.  S.  über  diese  Lehre  über- 
haupt: Les  Plaidoyers  du  chaucelier  d'Aguesseau,  das  54.    Merlin   m. 

*  loi  und   Statut.    Delvinc.  zu  Art.  14.    Lassaulx  Komment.  §.  36.  37. 

:Proudhon  I.  chap.  ö.  Dalloz  jpd.  gänlr.  m.  loi.  Sect.  1.  Art. 2.  §.6. 
und  Sect.  IV.  Thibaut  System  des  Pandektenrechts  §.  36  und  die  in 
dem  zuletzt  genannten  Werke  a.  Schriften.  Auch  die  franz.  Rechtsge- 
lehrten und  Gerichte  gehen  überall  von  dieser  Eintheilung  der  Gesetze 
aus.  (P.)  Demolombe,  I.  68,  Laurent,  I.  126,  Bertauld  u.  A. 
haben  aus  Savigny,  System,  Bd.  8  das  richtige  Princip  gelernt.  — 
Commentaries  on  the  conflict  oflaws.  By  Story.  Boston  1834.  —  Del 
uso  autorita  delle  leg^i  delle  due  Siciiie,  considerate  nelle  relazioni  colle 
persoue  et  col  temtono  degli  stranieri.  Op.  di  Nie.  Booca.  Nap.  1838. 
(Zeitschrift  f.  Rechtsw.  des  Ausl.  VII,  228.  XI.  261  )  —  ♦Tratte  du  droit 
international  prive  Par  Foelix.  2.  eM.  1852.  Von  demselben:  Des 
Mariages  contractes  eu  pays  ätrangers.  1842.  —  Traite*  des  Satute  d'apres 
lc  droit  ancien  et  moderne.  Par  Mailher  de  Ghassat.  1845.  — 
Histoire  de  la  condition  civile  des  ötrangers  en  Fr.  par  Demangeat. 
1844.  P.;  Windscheid,  Pand.  I.  §§.  34—36  nebst  reicher  Literatur. 
Calvo,  Le  droit  international,  thäorique  et  pratique.  1870—72.  Lau- 
rent, Princ.  I.  S.  108—212.  Bertauld,  Questions  du  C.  N.  1869.  1. 
Abhandl.  Hautefouille,  Qnestions  du  droit  international  maritime. 
Wheaton,  ed.  Lawrence,  Clements  du  droit  international  8tory, 
Commentaries  on  the  conflict  of  laws.  6  ed.  by  Redfield,  Boston.  1865. 
Bar,  das  internationale  Privat-  und  Strafrecht.  Hannover.  1862.  — 
Geht  mau  von  dem  allein  richtigen  Grundsatze  der  räumlichen  Grenzen 
des  Gesetzes  aus,  so  ist  der  Grundsatz  des  Lehrbuches  unhaltbar ;  das 
ausländische  Recht  ist  im  Inlande  nicht  prinzipiell  ausgeschlossen. 
(Windscheid,  §.  34,  Puchelt,  Zeitschr.  I.  S.  71);  das  Territorialprin- 
zip hat  keine  innere  Berechtigung.  Indessen  richtige  Resultate  im  Ein- 
zelnen hat  das  Lehrbuch  auch  auf  dem  anderen  Wege  erreicht. 

Ueber  das  Recht  der  Exterritorialität  auch  wegen  fremder  Schiffe 
s,  Sirey-Gilbert  zu  Art.  3.  nt.  11—22.    Supplement  nt.  2—9. 
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bestehenden  völkerrechtlichen  Vertrages  für  einen  bestimmten 
Fall  massgebend  sind.  Arg.  Art.  II.8)  2)  Der  Stand  und  die 
Rechtsfähigkeit  eines  Fremden  ist  auch  von  den  französischen 
Gerichten  schlechthin  nach  den  Gesetzen  des  Landes,  welchem 
der  Fremde  angehört,  zu  beurtheilen.  Arg.  Art.  3.  §.  3.3) 
3)  Ueber  Liegenschaften,  die  ein  Fremder  oder  ein  Franzose 
im  Auslande  besitzt,  ist  nach  dem  Gesetze  des  Landes,  wo  sie 
liegen,   zu   entscheiden.     Arg.  Art.  3.  §.  2.4)    —   4)   Nach 

2^  Verträge  dieser  Art  sind  jedoch  strictissimae  interpretationis. 
Vgl.  Sir.  XIII,  II,  233.  P.)  Diese  Vertrage  erlangen  erst  durch  ord- 
nungsgemässe Publication  (§§.  26,  27)  verbindende  Kraft.  Sirey 
XXXIV  I   822 

3)  kerlin  m.  loi  §.  VI.  n.  2.  und  6.  Sir.  XIII,  I,  113.  XVIII, 
II,  30.  XLII,  II,  211.  S.  jedoch  Ebend.  XXXIII,  I,  663.  XXXIV,  II, 
374  (die  Fälle  betreffen  Verbindlichkeiten,  die  ein  Fremder  gegen  einen 
Franzosen  in  Frankreich  eingegangen  hatte.  Lassau lx  I,  37.  Proudh. 
1,50.  Ich  habe  im  Paragraphen  hinzugesetzt:  schlechthin,  d.  b.  auch 
dann,  wenn  sich  der  Fremde  den  französischen  Gesetzen  ausdrücklich 
unterworfen  hätte.  Arg.  Art.  6  S.  Grolman  zu  Art.  3.  —  *Auch 
die  mit  dem  Familienrecht  verbuu denen  Vermögensrechte  des  Auslän- 
ders werden  durch  das  ausländische  Recht  bestimmt  (Familiengüter- 
recht): 1)  Elterlicher  Niessbrauch  Sir  XVI,  L  425  XIX,  1,446.  XL,  I, 
929.  2)  Gesetzliche  Hypothek  des  Mündels.  Kh.  Ar  eh.  XIX,  I,  115. 
XXXV,  II,  A,  62  Der  französische  und  belgische  Gerichtsgebrauch 
lassen  aber  die  gesetzliche  Hypothek  eines  Ausländers  überhaupt  nicht 
zu.  Sir.  XLIV,  II,  339.  XLVII,  II,  36.  P.)  Sir.  LXII,  I,  673.  Bad. 
Oberhofg.  Annaien,  Bd.  32.  S.  166.  A.  M.  Rodiere  et  Pont,  Contrat 
de  mar.  I,  193.  3)  Das  eheliche  Güterrecht  wird  durch  das  Gesetz  des 
(ersten)  Wohnsitzes  der  Eheleute  bestimmt,  nicht  durch  das  der  gelege- 
nen Sache.  Windscheid,  Pandekten  I.  S.  82.  Bar,  S.  321  flg. 
Puchelt,  Zeitschrift  I.  S.  73.  Siehe  unten  Anm.  9.  Die  französische 
Doctrin  betrachtet  dagegen  die  Unveräusserlichkeit  der  dos  als  Statut 
re*el,  Demol.  I,  86.  Marcade  Art.  8.  n.  IV.  V.  Sir.  XXXI,  II,  287, 
was  gegen  die  Natur  des  Ehevertrags  verstösst;  auch  ist  die  Unveräus- 
serlichkeit  der  dos  keineswegs  eine  Frage  der  öffentlichen  Ordnung. 
(Art.  1557.)  Wegen  der  Aenderung  des  Domiciles  s.  §.  503.  —  Das  im 
Text  aufgestellte  Princip  leidet  eine  Ausnahme,  wenn  das  ausländische 
Gesetz  gegen  die  Öffentliche  Ordnung  des  Inlands  ist,  (Eheverbote  wegen 
Verwandtschaft.  Circular  des  Justizministers  vom  10.  Mai  1824.  Sir. 
XXXIX,  II,  285.  Demol.  I,  100.  Puchelt,  Zeitschrift  IL  S.  142.) 
Seit  Abschaffung  der  Ehescheidung  wird  dies  auf  im  Ausland  geschiedene 
Ehegatten  angewandt,  eine  solche  Scheidung  wird  in  Frankreich  nicht 
anerkannt.  Sir.  XXV,  II,  203.  XLIII,  II,  566.  XLV,  II,  215,  XLVI,  I, 
100.  A.M.Demol.  I,  101.  und  Sir.  XXVI,  II,  251  (Nancy.J  Sir.  XLIX, 
II,  11.  —  Weitere  Ausnahmen  im  Interesse  der  öffentlichen  Ordnung 
Sir.  XXIV,  I,  48.  XL VIII,  II,  438.  Demol.  I,  70.  (Provisorische  Tren- 
nung der  Ehegatten  wegen  Misshandlung;  Alimentenklagen.)  P)  Abge- 
sehen von  dem  deutschen  Rechtshülfe-Gesetz  hindert  der  ausländische  Ak- 
kord kraft  Gantrechts  den  Gläubiger  nicht,  auf  das  Inland.  Vermögen 
der  Schuldners  zu  greifen.  Entscheid,  des  Reichs-O.H.G.  III.  S.  64.  Vgl. 
Puchelt,  Commentar  zum  H.G.  S.  7. 

4)  Del v ine.  zu  Art.  14.    Vgl.  Sir.   XVIII,  I,  256.  -  Jedoch  ist 
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allgemeinen  Rechtsgrandsätzen  dürfte  das  Vermögen  einer 
Person  als  solches,  nach  denselben  Gesetzen,  wie  der  Stand 
nnd  die  Rechtsfähigkeit  des  Eigentümers  zu  betrachten  sein, 
so  dass  z.  B  (mit  Rücksicht  auf  die  erste  Ausnahme)  die  ge- 
setzliche Erbfolge  in  das  Vermögen  eines  Fremden,  die  Ver- 
fügungen, die  er  auf  den  Todesfall  getroffen  hätte,  nach  den 
Gesetzen  des  Vaterlandes  des  Fremden  zu  beurtheilen  sein 
würden.  Denn  das  Vermögen,  als  solches,  ist  kein  äusserer 
Gegenstand;  die  Güter,  die  einer  Person  gehören,  bilden  nur 
in  Beziehung  auf  die  Person  des  Eigentümers  ein  Ganzes, 
das  Vermögen  dieser  Person  5)  Jedoch  der  Französische  Ge- 
richtsgebrauch beschränkt  diesen  Grundsatz  (und  diese  Aus- 
nahme)  auf    das    bewegliche   Vermögen    einer  Person.9)   — 

der  Satz  mit  den  ans  den  übrigen  Ausnahmen  eich  ergebenden  Ein- 
schränkungen anzuwenden.  Vgl.  Merlin  a.  a.  0.  und  unten  zu  Art.  2121. 

b)  Gutachten  des  Sjpruchcollegii  zu  Heidelberg.  Heidelb.  1808.  8.  n.  2. 

6)  Merlin  a.  a.  O.  Chabot  des  succ.  I.  p.  92.  Durant.  L  n.  90. 
8ir.  XV,  If  352.  XVIII,  II,  290.  S  jedoch  Sir.  XXVII,  I,  250.  XXXV, 
II,  374.  (Hier  wurde  angenommen,  dass  auch  der  Mobiliarnachlass 
eines  Fremden,  der  in  Frankreich  seinen  Wohnsitz,  obwohl  ohne  Auto- 
risation  der  Regierang,  gehabt  habe,  nach  dem  Franz.  Rechte  zu  beur- 
theilen sei.)  XXXVII,  I,  195.  —  In  diesem  Sinne,  und  nur  in  diesem 
Sinne  ist  die  Rechtsregel  zu  nehmen;  Mobilia  se^uuntur  personam.  Hin- 

Segen  kann  und  darf  man  aus  dem  Art.  3  §.  2.  nicht  den  Schluss  ziehen, 
ass  man  bewegliche  Sachen  überhaupt  nach   den  Gesetzen,   unter 
welchen  der  Eigenthümer  für  seine  Person  steht,  zu  beurtheilen  habe. 
Vgl.  über  diese  Regel:  Pand.  Franc,  ad  Art.  3.   Lagrange  I,  19.    Sir. 
XIII,  II,  233.  XXVII,  I,  250.  XXX,  I,  325.  Grolmann  a.  a.  0.    Wind- 
scheid,  Pandekten  L  §.  35.   No.  2.    —  *Die  im   Texte   vertheidigte, 
in  Deutschland    allgemein    giltige    Meinung    (Savigny   VIII.    8.    302) 
wird    in    Frankreich    allgemein    verworfen.     Foelix   n.   42.     Sir  er 
XXXVII,  I,  195.  XLIV,  I,  24.  XLVIII,  I,  52.  P.)  Laurent,  L  109 u.  f. 
hält  nach  der  Entstehungsgeschichte  des  Art  3  den  franz.  Gerichtsge- 
brauch für  unanfechtbar,    bekennt  sich  aber  in  der    Theorie  zu   der 
deutsch-rechtlichen  Ansicht.  —  Soweit  die  testamentarische  Bestimmung 
\  nicht  gegen   das   Gesetz    wegen    unerlaubter  Substitutionen   verstösst, 
I  scheint  mir  das  Domicil  des  Erblassers  massgebend,  auch  wenn  er  Aus- 
I  länder  ist.  Windscheid, Pand.  I  §. 35 No.  5.  Für  Mobilia ossibas  inhaerenk 
I  S  i  r.  XXXVI.  II,  173.  XLIX,  II,  257.  LI,  II,  791.  Dieser  Satz  steht  aber  nicht 
mehr  fest.  Für  Unterwerfung  der  Mobilien  unter  das  Statut  r6el  M  a  r  c  a  d  6 
Art.  3.  n.  VI.  Ges.  ?.  14.  Juli  1819  Art.  2.  Sir.  XLVII,  I,  250.  XLIX, 
II,  257.  L,  I,  647    LII,  II,  239.  (hier  hatte  der  Ausländer  sein  Domizil 
im  Inland.)    Rossi,  Encyclop.  m    Aubain  n.   19.    Deraol.  I,  95,  der 
den  Grundsatz  der  Reciprocitfit  angewandt  wissen  will.    Es  ist  zu  be- 
achten, dass  bei  den  Entscheidungen  der  frans  Gerichte  die  Rücksicht 
auf  die  Erbs.^haftsabgabe,  droit  de  mutation,   oft  massgebend    ist,    die 
von  jedem  Mobiliarnachlass  in  Frankreich  erhoben  wird    Sir.  XXXV II, 
I,  762.  XL,  I,  66.   XLII,  I,  717.  (Requisit,  v.  Hello.)  XLIV.  I,  74.   385 
888.  XLVHI,  I,  624. 
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5)  Die  äusseren  Förmlichkeiten  eines  Rechtsgeschäfts  sind 
nach  den  Gesetzen  des  Landes  zu  beurtheilen,  in  welchem 
das  Geschäft  abgeschlossen  worden  ist.  Arg.  Art.  47,  170,  999. 
S.  jedoch  eine  Ausnahme  im  Artikel  2128. 7)  -  6j  Inwie- 
fern die  Vorschriften  der  Civilgesetze  durch  Verträge  oder 
andere  Privatverfügungen  abgeändert  werden  können,  z.  B. 
also  nicht  die  Vorschriften,  welche  das  Maximum  der  Zinsen 
bestimmen  (Annalen  der  Bechtspfl.  in  Rheinbaiern  I,  148.), 
insofern  können  sich  die  Parteien  auch  einem  fremden  Rechte 
unterwerfen,  und  zwar  selbst,  was  die  in  Frankreich  befind- 
lichen Liegenschaften  betrifft,8)  insofern  haben  mithin  die 
französischen  Gerichte,  wenn  sich  die  Parteien  einem  fremden 
Rechte  unterworfen  haben,  nach  diesem  Rechte  zu  sprechen. 
Und  es  ist  anzunehmen,   dass  sich  Parteien,  die  ein  Rechts- 


7)  Locus  regit  actum.  Vgl.  meine  Abhandlung  über  diese  Regel 
in  der  Zeitschrift:  Themis.  Heraus*,  v.  Elvers.  IL  Bd.  3.  Heft.  Der 
Entwurf  des  C.  c.  enthielt  diese  Regel  ausdrücklich.  Sie  wurde  nur 
desswegen  gestrichen,  weil  man  an  der  unbeschränkten  Aufstellung  der- 
selben Anstoss  nahm.  Conference.  Merlin  a.  a.  0.  Proudh.  63.  In 
der  That  ist  ihr  nicht  die  Ausdehnung  zu  geben,  als  ob  ein  nach  den 
fränkischen  Gesetzen,  aber  nicht  nach  dem  jure  gesti  negotii  förmliches 
Rechtsgeschäft  nicht  von  den  französischen  Gerichten  aufrecht  zu  er- 
halten wäre.  Merlin  m.  testament.  Sect  II.  §.  111.  Art.  8.  Du  ran  t. 
IX,  15.  Lagrange  I,  21.  Journ.  du  Pal.  T.  XXVI.  p.23.  Sir.  XXVIII, 
I,  105.  XX£  I,  325.  XLIX,  IL  257.  «Anwendung  auf  das  olographische 
Testament  eines  Ausländers.  Sir.  XL VII,  I,  713.  Poelix,  56.  8.  Art. 
999.  Ein  solches  Testament  ist  jedenfalls  giltig,  wenn  es  im  Inlands 
gemacht  ist,  Sir.  LH,  II,  289,  oder  wenn  darin  über  inländische  Im- 
mobilien verfügt  ist.  Rh.  Ar  eh.  XXII,  1,209.  Umgekehrt  ist  im  Inland 
öffentliche  Urkunde  vorgeschrieben,  im  Ausland  nicht,  so  ist  das  nach 
ausländischem  Rechte  formlos  abgeschlossene  Rechtsgeschäft  giltig  (Art. 
334.  931.  1394),  der  Satz  Locus  regit  actum  ist  nicht  auf  öffentliche 
Urkunden  zu  beschränken  Sir  XVII,  II,  10.  XXIX.  II,  77.  XXXII,  I, 
52.  XLII,  I,  821.  XLIII,  I,  209.  Demol.  I,  107.  (S.  aber  Art.  939. 
2134.)  Foelix,  43.  P.)  Richtiger  sagt  man  „locus  regit  sollennitatem 
actus";  Rechtsfähigkeit  (jura  status)  werden  nicht  davon  berührt;  so 
kann  der  Inländer  auch  nicht  im  Auslande  nach  dem  Eheabschlusse 
einen  giltigen  Ehevertrag  errichten,  und  die  darin  gemachte  donatio 
propter  nuptias  ist  widerruflich:  Puchelt,  Zeitschr.  I.  S.  68—74.  Da- 
gegen wird  ein  Geschäft  nicht  darum  nichtig,  weil  die  Parteien  sich 
in  das  Ausland  begeben,  um  in  der  dort  giltigen  Form  au  disponiren 
und  sich  so  den  inländischen  Form  Vorschriften  zu  entziehen.  Puchelt, 
I.  8. 129  Wenn  Ausländer  im  Inlande  kontrahiren,  so  gehört  gegenüber 
den  Inland.  Gerichten  zur  Giltigkeit  des  Aktes  die  Wahrung  der  inländ. 
Form.    A.  a.  0  S.  186-188. 

8)  Merlin  m.  loi.  §.  VI.  n.  2. 
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geschäft  im  Auslande  abgeschlossen  haben,  den  Gesetzen  des 
Landes,  wo  das  Geschäft  abgeschlossen  worden  ist,  unter- 
werfen wollten.    Arg.  Art  1159.9) 

§.  32. 
Fortsetzung. 

Mit  dem  §.  31.  aufgestellten  Grundsatze  steht  ein  anderer 
wesentlich  in  Verbindung.  —  Nur  die  französischen 
Gerichte  und  Beamten  haben  in  Frankreich  einen 
Gerichtszwang.  Art.  2123.1)  212S.  C.  de  pr.  Art  54G.*) 
—  Es  kann  daher  1)  einer  Klage,  die  vor  einem  franz.  Gerichte 
angestellt  wird,  die  Einrede  des  bereits  anhängigen  Rechts- 
streites (die  exceptio  litis  pendentis)  nicht  aus  dem  Grunde 
entgegengesetzt  werden,  weil  dieselbe  Sache  schon  vor  einem 
auswärtigen  Gerichte  verhandelt  wird.*)  —  Eben  so  wenig  ist 
2)  ein  von  Gerichten  eines  andern  Staates4)  gesprochenes  Ur- 
theil  als  solches  in  Frankreich  vollziehbar  oder  zur.  Begrün- 
dung der  exceptio  reijudicatae  geeignet.  Ein  Urtheil,  welches 


0)  1. 31.  §.  20.  D.  d.  aedil  edict.  1.  6.  D.  de  evict.  Jedoch  ist  der  Heiraths- 
vertrag von  dieser  Regel  auszunehmen.  Er  ist  quoad  materialia  als  an  dem 
Orte  abgeschlossen  zu  betrachten,  wo  die  Eheleute  ihren  Wohnsitz  nehmen 
wollen.  1.  65.  D.  de  judiciis.  Merlin  a.  a.  0.  n.  2.  und  7.  Sir.  XV,  It 
389.  *Und  zwar  entscheidet  der  Wohnsitz  des  Mannes  Sir.  XLIII,  I, 
282.  Demolombe  I,  87.  P.jPucbelt,  Zeitschrift  I.  S.  73.  Der 
Vertragsort  ist  bei  anderen  Verträgen  in  der  Regel  massgebend,  Er- 
füllungsort und  Wohnsitz  des  Schuldners  können  influiren.  Puchelt, 
Comment.  z.  deutschen  Handelsgesetzbuch  S.  647,  G48. 

1)  P.)  Für  das  deutsche  Reich  hat  das  Rechtshülfe-Gesetz  vom  21 
Juni  1869  glücklicher  Weise  den  Unterschied  zwischen  Inland  und  Aus- 
land insoweit  möglichst  beseitigt,  als  es  sich  um  die  Gerichte  der  dazu 
gehörigen  Staaten  handelt. 

2)  Noch  bestimmter  und  allgemoiner  als  in  den  angef.  Artikeln 
wird  dieser  Grundsatz  in  der  Ordonn.  v.  Jahr  1629  Art.  121  ausgedrückt. 
P.)  S.  u.  nt.  7.  Auch  die  neuere  und  neueste  Jurisprudenz  in  Frankreich 
(Gilbert-Sirev,  Supplement.  Art.  2123  nt.  10—18)  hält  mit  grosser 
Zähigkeit  auch  hier  an  den  fremdenfeindlichen  Principien  fest,  welche 
überhaupt  den  französischen  Rechtsinstitutionen  von  Alters  her  nicht  zur 
Zierde  gereichen. 

8)  Sir.  VIII,  I,  468.  XIV,  II,  191.  XXVII,  II,  227.  XLII,  I,  714. 
P.)  Diese  exe.  tritt  nur  da  ein,  wo  nach  vollendetem  Prozesse  die  exe. 
rei  judic.  begründet  wäre. 

4)  Also  von  den  Urt heilen  der  frai  zösischen  Handelskonsuln  ist  die 
Regel  nicht  zu  verstehen.  Del? ine.  III,  298.  Gr6*n.  in  dem  a.  W,  I, 
212.    Treplong,  des  hyp.  n.  452. 
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in  irgend  einer  bürgerlichen  Rechtssache5)  von  einem  auswär- 
tigen Gerichte  gesprochen  worden  ist,  kann  nur  von  einem 
französischen  Gerichte  für  vollziehbar  erklärt  werden.6)  Diese 
Erklärung  kann  nur. mittelst  eines  neuen  Urtheils  geschehen; 
sie  ist  also  nicht  mit  einem  blosen  pareatis  oder  mit  einer 
blosen  ordonn.  d'ex^cution  zu  verwechseln.7)  Die  eine  und  die 
andere  Partei  ~-  sie  mag  in  der  rechtskräftig  entschiedenen 
Sache  der  klagende  oder  der  beklagte  Theil  gewesen  sein,8) 
ferner  sowohl  ein  Fremder  als  ein  Franzose,9)  —  ist  berech- 
tigt, eine  neue  gerichtliche  Verhandlung  der  Sache  zu  verlan- 
gen, gleich  als  ob  die  Sache  von  dem  auswärtigen  Gerichte 
überall  nicht  entschieden  worden  wäre.10)  Jedoch  wird  die 

Ö)  Der  Satz  gilt  z.  6  auch  von  den  Rechtssachen,  welche  den  Land- 
oder Seehandel  betreffen.  Merlin  qu.  m.  jugement.  §.  XIV.  Gren.  in 
dem  a.  W.  I,  209. 

6)  "Und  zwar  von  einem  ordentlichen  Gerichte  erster  Instanz,  in 
Handelssachen  also  nicht  von  einem  Handelsgerichte.  Sir.  XIX,  I,  129, 
welches  Urtheil  einen  Wendepunkt  im  Gerichtsgebrauch  bildete.  (S.  die 
Note  hierzu  in  Coli.  nouv.  VI,  I,  62.)  Sir.  XLIV,  II,  568.  XLVIII,  II, 
153.  Der  alten  Ansicht  Bind  aber  wieder  gefolgt  Sir.  XLVIII,  llt  270. 
XLIX,  II,  32  (Handelsgerichte  und  Appellationsgerichtsböfe  von  Colmar 
und  Paris).  Nach  dem  obigen  Grundsatze  können  Friedensrichter  inner- 
halb der  Grenzen  ihrer  Competenz  zur  Vollstreckbarkeitserklärung  nicht 
befugt  sein.  —  Mittheilung  an  das  öffentliche  Ministerium  ist  nicht  er- 
forderlich.   Sir.  XL1I,  IL  671. 

7)  S.  C.  de  pr.  Art.  1020.  jct.  546.  Merlin  a.  a.  0.  Gren.  I,  207. 
D  elvinc.  I,  32.  —  *Neuere  Schriftsteller  verlangen  ein  blosses  Exe- 
quatur, ohne  richterliche  Prüfung,  und  erklären  die  Ordonn.  v.  1629 
für  ui.anwendbar.  Poelix,  Droit  intern,  pr.  L.  II.  T.  VII,  S.  2.  §.  2. 
Masse,  droit  coraraerc,  II,  305.  Demangeat,  Hist«  de  la  con  tition 
des  Strang.,  eh.  5.  §.  3.  n.  88.  Allerdings  betrachtete  die  Ordonn.  von 
1629  die  ausländischen  Urtheile  als  nicht  vorhanden,  Art.  121  ibid.  i.  f., 
was  nach  C.  N.  Art.  2123,  2128  und  C.  de  Pr.  c.  Art.  546  nicht  der 
Fall  ist  Die  neue  Prüfung  der  Sache  ist  aber  auch  aus  dem  Gesichts- 
punkte nöthig,  dass  der  Richter  darauf  zu  sehen  hat,  dass  das  auslän- 
dische Urtheil  im  Inland  in  derselben  Weise  zur  Vollstrekung  kommt, 
wie  ein  inländisches  im  Ausland.  Rh.  Ar  eh.  XII,  I,  10.  —  Siehe  über 
diese  vielbesprochene  Frage  Gilbert  ad  Art.  2123.  n.  49 f. 

8)  G regier  in  dem  a  Werke  1,210.  S.  jedoch  Sir.  XXVIII, 1, 124. 

9)  Gränier  ebend.  209.  Du  ran  ton  I,  155.  Merlin  qu.  m.  juge- 
ment §.  XIV.  Troplong  in  dem  a.  W.  n.  451.  Dalloz  m.  Itranger. 
8eet.  1.  Art.  V.  Sir.  XIX,  I,  287.  XX,  II,  312.  Ob  auch  ein  Fremder? 
ist  jedoch  bestritten.  Sir.  XXXVI,  II,  309.  *S.  aber  Sir.  XLV,  II,  513 
und  Rh.  Ar  eh.  XXXIX,  L  281.  Die  Prüfung  und  die  Vollstreckbarkeits- 
erklärung ist  selbst  dann  nöthig.  wenn  das  Urtheil  zwischen  zwei  Aus- 
ländern erlassen  ist.  P.)  Sir.  LIX,  U,  480.  LXIII,  I,  293.  LXV,  II,  60. 

10)  Ich  sage:  entschieden.  Denn  die  vor  den  auswärtigen  Ge- 
richten geführten  Beweise  dürften  allerdings  auch  von  den  französischen 
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abermalige  Verhandlung  einer  im  Auslande  rechtskräftig  ent- 
schiedenen Sache  ausnahmsweise  alsdann  nicht  verlangt  wer- 
den können,  wenn  a)  die  Entscheidung  des  auswärtigen  Ge- 
richts freiwillig  von  der  betheiligten  Partei  in  Vollziehung 
gesetzt  worden  ist,11),  oder  wenn  b)  diese  Entscheidung  nur 
die  Vollziehung  eines  von  dem  französischen  Gerichte  gespro- 
chenen Urtheils  betrifft.1*)  Auch  sind  unter  der  Regel  nicht 
die  im  Auslande  gefällten  schiedsrichterlichen  Entscheidungen 
begriffen.18)  —  3)  Die  Urtheile  auswärtiger  Gerichte  begründen 
nicht  schon  als  Urtheile  eine  gerichtliche  Hypothek,  sondern 
nur  insofern,  als  sie  von  einem  französischen  Gerichte  für  voll- 
ziehbar erklärt  worden  sind14);  und  ebensowenig  kann  ia  einer 
im  Auslande  aufgenommenen  Rechtsurkunde  eine  in  Frank- 


Gerichten  zu  beachten  sein.  Grlnier  a.  a.  0.  211.  *Vor  Allem,  wenn 
das  ausländische  ürtheil  auf  dem  Geständnis*  der  verurtheilten  Partei 
beruht,  es  liegt  dann  ein  vollgültiger  Beweis  des  Geständnisses  vor. 
Sir.  XLIII,  I,  671.  Ueberhanpt  kann  man  sich  anf  ein  ausländisches 
ürtheil  zum  Boweis  einer  Thatsache  auch  ohne  Vollstreckbarkeitserklä- 
rung berufen.  —  Sir.  XXXVI,  II,  428.  Die  ganze  Instruction  braucht 
nicht  wiederholt  zu  werden.  Sir.  XIX,  I,  271.  Auch  ist  der  Satz  nicht 
so  su  verstehen,  als  ob  die  Klage  noch  einmal  angestellt  werden  könnte. 
Sir.  XLVI,  I,  474.  Doch  wird  hiervon  abgewichen.  Sir.  LI,  II,  783. 
Dem ol.  I,  251.  S.  Art  14  Durch  die  Vollstreckbarkeitserklärung 
aber  kann  das  ausländische  ürtheil  grössere  Wirkung  erlangen,  als  es  im 
Ausland  gehabt  haben  würfle.  (Personalarrest.)  Sir.  XLIX,  II,  52. 

11)  Sir.  XII,  IL  859. 

12)  Sir.  X,  I,  248.  XI,  I,  91.  -  *Sind  ausländische  Urtheile,  durch 
welche  der  Civilstand  einer  Person  begründet  oder  verändert  wird,  von 
der  Regel  ausgenommen?  Demol.  L  108  bejaht  die  Frage,  indem  er 
solchen  Urtheilen  gleiche  Kraft  wie  den  ausländischen  Gesellen  zuspricht, 
die  in  diesem  Falle  zur  Anwendung  kommen.  Aus  dem  letztem  folgt 
aber  nur  soviel,  dsss  das  inländische  Gericht  bei  der  Verhandlung  über 
die  Vollstreckbarkeit  sich  an  das  ausländische  Gesetz  su  halten  hat.  S. 
auch  das  in  §.  81  über  die  Ehescheidung  Bemerkte. 

18)  Diese  Entscheidungen  sind  zwar  nicht  ohne  einen  Befehl  des 
Gerichts  (Art.  2128  0.  de  pr.  Art.  1020)  vollziehbar.  Aber  sie  können 
nicht,  als  auswärtige  Entscheidungen  angefochten  werden.  Sir.  X, 
II,  198.  XV,  I,  369.  XXXI1L  II,  145.  *XL,  I,  688.  P.)  Entscheid,  des 
Reichs-Oberhandelsgerichtes  X.  S.  391  895.  S  aber  Sir.  XLIII,  II, 
846.  —  Tropiongin  d.  a.  W.  n.  453.  Delvinc.  I,  32.  Ueber  den 
Einfluss,  den  die  Vereinigung  eines  Landes  mit  Frankreich  oder  die 
Abtretung  eines  Landes  anf  die  Vollsiehbark eit  der  Urtheile  hat,  s. 
Merlin  qu.  m.  reunion.  Grlnier  in  dem  andern  Werke  217.  8irey 
V,  I,  78.  XXin,  H,  172. 

14)  Kann  auch  in  diesem  Falle  das  Gericht  eine  neue  Verhandlung 
der  Sache  verfugen  oder  gestatten ?  8.  D u r a n t.  und  Lagrange,!, 34. 
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reich  wirksame  Hypothek  bestellt  werden.  Art.  2123»  2128. 15) 
—  Jedoch  ist  der  aufgestellte  Grundsatz,  sammt  seinen  Folgen, 
mit  Vorbehalt  der  Ausnahmen  anzuwenden,  die  durch  beson- 
dere französische  Gesetze  oder  durch  (P.)  gehörig  püblicirte*) 
völkerrechtliche  Verträge  gemacht  worden  sein  können. u) 
Hingegen  ist  die  Giltigkeit  dieses  Grundsatzes  von  den  Ge- 
setzen und  Rechtsgewohnheiten  anderer  Staaten  (von  der  Re- 
ciprocität)  unabhängig.17). 

§.  33. 

Wie  verpflichten  die  Gesetze?  d.  b.  wie  und  in  welchem  Grade  beschränken 
sie  die  Freiheit  der  Einzelnen?  —  Vorbegriffe. 

Die  Gesetze  (als  Theil  des  Civilrechts;  §.  23.)  können  in 
gebietende,  in  verbietende  und  in  Erlaubnissgesetze 
eingetheilt  werden.1)  Erlaubnissgesetze9)  sind  erstens 
diejenigen  Gesetze,  welche  in  gewissen  Fällen  oder  Beziehungen 
ein  gesetzliches  Gebot  oder  Verbot  aufheben,  und  zweitens, 
diejenigen,  welche  bloss  auf  den  Fall,  dass  ein  gewisses  Rechts- 
verhältniss  nicht  durch  eine  Privatverfügung  bestimmt  worden 
ist.  eine  Regel  fiir  die  Rechte  und  Verbindlichkeiten  der  Be- 
theiligten und  für  das  richterliche  Urtheil  aufstellen,  (Leges 
permissivae  in  specie  —  leges  declaratoriae.)    Vgl.  §.  36. 


15)  Gränier  ebend.  I,  26.  Sir.  XVH.  Uy  217.  Ueber  denEinfluss, 
den  die  Vereinigung  eines  Landes  mit  Frankreich  etc.  auf  die  Wirk- 
samkeit der  in  diesem  Lande  aufgenommenen  Urkunden  hat,  s.  Merlin 
qu.  m.  inscript.  hypoth.  §.  I,  II.    Sir.  X,  I,  65.  II,  807. 

*)  PJ  S.  n.  2  su  §.  31. 

16)  Vertrage  dieser  Art  bestehen  s.  B.  mit  der  Schweiz,  (Vertrag 
v.  4.  Vend.  XII.)  mit  Buasland,  mit  Sardinien.  Merlin  m.  Jugement, 
§.  7.  bis.  Ueber  die  Auslegung  solcher  Vertrage  s.  Delvinc.  III,  800. 
Sir.  XXVI,  I,  378.  XXVII,  II,  56.  P.)  Ueber  den  Vertrag  mit  Sardi- 
nien widersprechende  Urtheile  Sir.  XXVII,  II,  56  XXIX,  II,  776.  LIX, 
II.  605.  Mit  dem  Grossh.  Baden  wurde  im  J.  1846  ein  solcher  Staats- 
vertrag abgeschlossen;  gilt  er  auch  noch  seit  dem  Kriege?  Für  Baden 
gelten,  auch  abgesehen  vom  deutschen  Rechtshülfegesets  (oben  nt.  1), 
gemäss  Bürg.  Pr.O.  §§.  846,  847  unbeschränkt  die  Frinsipien  des  §.  82. 

17)  Merlin  a.  a.  0.    Sir.  VIII,  II,  88.  XI,  I,  301.   XIII,  II,  288. 

1)  1.  7  D.  de  legibus. 

2)  Ein  Erlaub  nissgesetz  würde,  ohne  diese  näheren  Bestimmungen 
ein  Widersprach  sein. 

Ztcbarift,  Frans.  CirUtteht    6.  Aufl.    U  Q 
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§•34. 

Grundsatz.    Dispensationen. 

Dem  Givilreohte  nach  ist  Alles  in  die  Will- 
kür eines  jeden  Einzelnen  gestellt,  was  von  d?n 
Gesetzen  weder  verboten  noch  geboten  ist  Vgl 
Art  544.  902. 1123.  -  Was  also  die  Gesetze  nicht  verboten, 
ist  erlaubt;  was  die  Gesetze  nicht  gebieten,  mag  nach  Ge- 
fallen gethan  oder  unterlassen  werden*);  wenn  den  Einzelnen 
zu  Folge  der  Gesetze  mehr  als  ein  Weg  offen  steht  um  einen 
gewissen  Zweck  zu  erreichen,  so  können  sie  nach  Gefallen 
den  einen  oder  den  andern  dieser  Wege  wählen.  Auch  können 
sie  die  getroffene  Wahl,  so  lange  nicht  ein  Anderer  kraft  der- 
selben zu  Folge  einer  besondern  gesetzlichen  Verfügung  oder 
zu  Folge  einer  für  sich  verpflichtenden  Handlung  ein  Recht 
daraus  erworben  hat  wieder  abändern  l)  Ja  selbst  das,  was 
die  Gesetze  verbieten  oder  gebieten,  darf  beziehungsweise 
gethan  oder  unterlassen  werden,  wenn  die  kompetente  Behörde 
von  der  Beobachtung  des  Gesetzes  freispricht,  dispensirt 
Jedoch  kann  das  Staatsoberhaupt  (dem  das  Recht,  in  Civil- 
Sachen  zu  dispensiren,  der  französischen  Verfassung  nach  zu- 
steht) nur  in  den  durch  das  Gesetz  bestimmten  Fällen  von 
der  Beobachtung  der  Gesetze  frei  sprechen.1) 

§.  36, 

Scheinhandel.    (Negotia  simulata.) 

Zu  Folge  des  §.  34.  aufgestellten  Grundsatzes  ist  es  er- 
laubt Verfugungen  und  Verträge,  welche  ihrem  Zwecke  nach 
in  mehr  als  eine  (übrigens  den  Gesetzen  nach  zulässige)  Form 

*)  P.)  VgL  Art.  544,  902,  1123,  1887,  15&4,  1608. 

1)  Die  angebliche  Bechtsregel:  Electa  una  via  non  datur  reeursus 
ad  aiteram,  oder,  wie  sie  auch  ausgedrückt  wird:  Omnis  variatio  in  jure 
est  odioaa  —  hat  weder  einen  allgemeinen  Grand,  noch  eine  ausdrück- 
liche Vorschrift  der  Geaetze  für  sich.  Merlin  qa.  m.  Option,  PJ  Es 
ist  dies  wichtig  für  Art.  1184.  S.  unten  II.  §.  802  Ann».  86  a.  Uebor 
den  Ausschluss  des  jus  yariandi  hei  dem,  dem  Art.  1184  entsprechenden 
Art  366  deutsch.  H.G.B.*gl.  Pu  ekelt,  Komment  &  729,  730,787,788. 

2)  Merlin  m.  loi  §.  X  u.  m.  dispense. 
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und  Art  der  Rechtsgeschäfte  eingekleidet  werden  können,  nach 
Gefallen  in  die  eine  oder  in  die  andere  dieser  Formen  und 
Arten  einzukleiden.  Und  es  ist  ein  jedes  Rechtsgeschäft  nach 
den  Gesetzen  zu  beurtheilen,  welche  von  der  für  dasselbe 
gewählten  Form  und  Art  gelten.1)  —  Diese  Regel  gilt  selbst 
dann  —  mit  Vorbehalt  der  Ausnahmen,  welche  die  Gesetze 
durch  besondere  Verfugungen  von  derselben  machen,  vergl 
z.  B  Art.  918.  —  wenn  für  eine  gewisse  Verfügung  oder 
Uebereinkunft  eine  bestimmte  Form  und  Art  in  der  Absicht 
gewählt  worden  ist,  um  ein  verbietendes  oder  gebietendes  G 
setz  zu  umgehen,  d.  h.  selbst  eine  solche  Verfügung 
Uebereinkunft  ist  zu  Recht  beständig  und  nach  den  für  die 
gewählte  Form  und  Art  des  Rechtsgeschäfts  bestehenden  Ge- 
setzen zu  beurtheilen,  jedoch  mit  der  Einschränkung,  dass  sie, 
inwiefern  sie  mit  dem  Gesetze,  das  dadurch  umgangen  worden 
ist,  ihrem  Inhalte  nach  in  Widerspruch  steht,  angefochtei 
werden  kann.1)  Wenn  also  z  B.  eine  Schenkung  in  einer 
Kaufvertrag  eingekleidet  worden  ist,  bei  welchem  nicht  die 
äusseren  Förmlichkeiten  einer  Schenkung  (Art  931.)  beobach- 
tet worden  sind,  so  ist  der  Vertrag  desshalb  nicht  schlechthin 
ungiltig.  Denn  nicht  eine  jede  freigebige  Verfügung  unter  den 
Lebenden  ist  der  äusseren  Form  der  Schenkung  unterworfen, . 


1)  Sir.  XUI,  I,  874. 

2)  Sin  solches  Geschäft  wird  ein  Scheinhandel,  negotium  simulatum, 
genannt.  Est  negotium,  cui  dolos  ad  versus  legem  inest.  Sir.  VII,  I, 
341.  —  Die  Regel:  Pins  valct,   qnod  agitor,  quam  qnod  Simulator  — 

ft  von  Seheinhandeln  nicht  schlechthin,  sondern  nur  besiehungsweise, 
h*  nur  in  Besiehung  auf  das  durch  den  Handel  absichtlich  verletate 
Gesets.  —  VgL  über  Scheinhandel:  Chardon:  tr.  dn dol et  de la fraude 
en  mattere  emle  et  oommerciale.  PJ  Bedarride,  Tratte  du  dol  et. 
de  la  fraude.  2.  od.  1867.  IV.  Vol.  (En  schlechtes  Buch!)  Merlin  m. 
Simulation.  Ind.  dn  C.  c.  V,  286.  (Hier  eine  Abhandlung  sur  Geschichte 
dieser  Lehre,}  —  Ueber  Scheinkäufe:  Pothier  oontrat  de  vente.  n.  87 


—  üeber  Scheinvergleiche:  Traite  de  transaetions.  Par  Marbean.  n. 
188.  —  *Iat  aber  die  gewählte  Form  ungiltig,  so  ist  auch  das  ver- 
schieierte  Geschäft  nichtig;  so  die  versehleierte  Schenkung  als  Kaufver- 
trag unter  Ehegatten,  Art.  1605.  Bh.  Ar  eh.  XLTV,  %  59.  P.)  Die 
Schenkung  in  der  Form  eines  Miethrertragee  ohne  Festsetzung  eines 
MMhsinses  bleibt  Schenkung.  Badisehes  O.H.G.  in  Annalen  XXII,  8. 
286.286. 
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da  z.  B.  eine  Schuld  auch  ohne  alle  äussere  Förmlichkeiten 
erlassen  werden  kann.  S.  auch  Art.  1121.  1973.  Wenn  aber 
der  Vertrag  z.  B.  den  Vorbehalt  verletzt,  so  kann  er,  in 
wiefern  er  den  Vorbehalt  verletzt,  allerdings  von  den  Vor- 
behaltserben angefochten  werden.8)  Oder  —  ein  anderes 
Beispiel  —  wenn  sich  Eheleute,  um  ihre  Gläubiger  zu  hinter- 
gehen, von  einander  (bona  gratia.  s.  Art  275  ff)  geschieden 
haben,  so  besteht  die  Scheidung,  wenn  sie  auch  nicht  zum 
Nachtheile  der  Gläubiger  geltend  gemacht  werden  kann.4)  — 
Wenn  und  insofern  ein  Scheinhandel  gesetzwidrig  ist,  kann 
er  von  einem  jeden  Dritten,  dessen  Rechte  dadurch  verletzt 
worden  sind,  schlechthin,5)  von  der  einen  oder  der  andern 
Partei  aber  nur  insofern  angefochten  werden,  als  sie  in  einem 
begebenen  Falle  von  der  condictio  oder  exceptio  ob  turpem 
jbausam  Gebrauch  machen  könnte.6) 

'  3)  Die  Frage :  Ob  eine  in  einen  Kaufvertrag  eingekleidete  Schenkung 
schlechthin  (ob  defectum  formae)  oder  nur  in  so  fern,  als  sie  ihrer  ma- 
teriellen Beschaffenheit  nach  mit  einem  Gesetze  in  Widerspruch  steht, 
ungiltig  seit  P.)  gehörte  einst  zu  den  bestrittenen,  jetzt  aber  sind  Pra- 
xis und  Wissenschaft  in  allen  Ländern,  wo  der  C.  N.  Gesetzeskraft  hat, 
einig  darin,  dasa  die  Ansieht  des  Lehrbuches  die  richtige  ist.  Puchelt, 
Zeitschr.  I.  S.  9,  10.  Zwar  huldigt  Demolombe,  X.  96—101  der  an- 
deren Meinung,  gibt  aber  selbst  zu,  dass  er  ganz  allein  steht  und  keine 
Aussicht  auf  Erfolg  hat.  Der  Kass.H.  Sir.  LXVIII,  I,  252  sagt  „qu'ii 
est  reconnu."  —  Sogar  hat  der  Gerichtshof  zu  Paris  entschieden,  aass 
eine  Schuldverschreibung,  die  als.  grundfalsch  anerkannt  worden  ist,  als 
eine  verdeckte  Schenkung  aufrecht  erhalten  werden  könne.  Sir.  XXX, 
II,  819.  XXXIV,  II,  293.  S.  dagegen  Durant.  VIII,  402.  X,  365.  - 
P.)  Weitere  Beispiele:  Verkauf  anter  der  Form  eines  Vergleiches,  eine 
Theilang  unter  der  Form  eines  Verkaufes  oder  Vergleiches  sind  nicht 
wegen  Simulation  anfechtbar. 

4)  Ipd.  du  C.  c  XI,  257.  P.)  Hier  fehlt  es  an  Simulation;  die 
Ehescheidung  ist  reel  und  hat  nur  einen  dolosen  Zweck. 

5)  Merlin  m.  Simulation  §  2.  —  *Der  Beweis  der  Simulation  kann 
durch  Zeugen  und  Vermuthungen  geführt  werden.  Sir.  XXXIX,  1, 626.  Wie 
bei  einem  Notarialact?  Zum  Beweise,  dass  das  in  einem  solchen  Act  Ent- 
haltene simulirt  sei,  bedarf  es  nicht  der  Fälschungsklage.  Hiermit  stim- 
men überein  Bh.  Ar  eh.  VIII,  I,  180.  IX,  I,  108.  F.)  Puchelt,  Zeit- 
schrift TL  8.  80.    A.  M.  Sir.  XL  VI,  II,  561.    (Art.  1319.) 

6)  Merlin  am  angeführten  Ort  §  2.  Sirey  XXI,  H,  242. 
♦Aber  auch  bei  der  condictio  ob  injustam  causam.  Sirey  XXXVII, 
II,  34.  I,  985.  Bh  ein.  Ar  eh.  IX,  I,  87  XVI.  L  152.  (verschleierte 
Wette),  und  bei  der  cond.  sine  causa.  Sir.  LI,  II,  418.  (Ein  in  Frank- 
reich vielbesprochener  Fall  solcher  Anfechtung  ist  der  verschleierte 
Rücktritt  von  einem  Heirathsversprechen,  dldit  de  mariage.  -  Auch  die 
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Beschränkungen  der  rechtlichen  Freiheit  der  Einseinen. 

Die  rechtliche  Freiheit  der  Einzelnen  erstreckt  sich  sogar 
so  weit,  dass  sie  in  ihren  Angelegenheiten  die  gesetzlichen 
Vorschriften  abändern  oder  aufheben  können.*)  Jedoch  steht 
ihnen  diese  Freiheit  nicht  unbedingt  zu.  Vielmehr  beschränkt 
sie  sich  auf  diejenigen  gesetzlichen  Vorschriften,  die  unmittel- 
bar nur  das  Interesse  desjenigen  bezwecken,  welcher  sie  ab- 
ändert oder  aufhebt.  (Quilibet  juri  in  favorem  suum  intro- 
ducto  renunciare  potest)  Dagegen  geht  sie  nie  so  weit»  dass 
vermöge  derselben  gesetzliche  Vorschriften,  welche  allein  oder 
vorzugsweise  auf  einem  öffentlichen  Interesse  beruhen,  durch 
eine  Rechtshandlung  Einzelner  abgeändert  oder  aufgehoben 
werden  dürften.*)  Art  6.  1133.  1.  46.  §.  1.  D.  de  R.  J.  1.  6.) 
C.  de  pactis.  S.  auch  Art.  900.  1172.  1388.  1833.  —  Die 
Frage,  welche  hiernach  für  die  rechtliche  Freiheit  der  Ein- 
zelnen von  entscheidender  Wichtigkeit  ist,  ob  eine  gewisse 
gesetzliche  Vorschrift  auf  einem  Privatinteresse  oder  auf  einem 
öffentlichen  beruhe,  haben  die  Gesetze  im  allgemeinen8)  dem 
richterlichen  Ermessen  erlassen.8)  —  Eine  nach  dem  Obigen 


Rechtsnachfolger  der  Parteien  können  die  Anfechtung  nur  in  dem  3 
geltend  machen,  wie  die  Parteien  seihet,  Ehe  in.  Arch.  XVIII,  I,  224, 
and  für  letztere  sind  die  gewöhnlichen  Beweisregeln  massgebend.  (Art. 
1841.  1353.)  Rh.  Arch.  XLV,  1,  186.  P.)  Es  kommt  wesentlich  auf 
den  Zweck  des  simnlirten  Geschäftes  an;  geht  dieser  dahin,  dass  die 
Sache  nnr  zum  Scheine  veräussert  wird,  z.  B.  um  sie  den  Gläubigern 
zu  entziehen,  in  Wahrheit  aber  dem  Veräusserer  erhalten  bleiben  soll, 
so  kann  der  Veräusserer  sie  zurückfordern,  aber  auch  seine  Gläubiger 
haben  nach  Art.  1166  dies  Recht;  doch  sind  Beide  im  Beweise  beschränkt. 
Pnchelt,  Zeitschr.  II. S. 79, 80.  Sir.  XXXII,  I,  608.,  Rh.  Arch.  XLIX, 
I,  S.  173.  Im  Texte  ist  offenbar  eine  verschleierte  Schenkung  unterstellt 
und  für  diese  ist  an  der  jlort  aufgestellten  Ansicht  festzuhalten. 

•*)  P.)  Auch  stillschweigend  z.  B.  durch  Unterwerfung  unter  den 
Geschäftsgebrauch,  nt.  8  zu  §.  23. 

1)  Merlin  m.  loi  §.  8.  T.  XVI.  Eine  Abhandlung  von  Mauguin 
über  den  Art  6  findet  man  bei  Sir.  IX,  II,  345  und  in  der  bibl.  du 
barreau  1809  I,  146.  Dalloz  jpd.  gen6>.  m.  loi,  Sect.  VI.  ♦Gilbert 
Art.  900  und  1183. 

2)  Im  Allgemeinen,  d.  i.  in  einigen  Fällen  gestatten  oder  ver- 
sagen die  Gesetze  don  Betheiligten  ausdrücklich  das  Recht,  eine 
gewisse  gesetzliche  Vorschrift  abzuändern  oder  aufzuheben.  S.  z.  B. 
Art.  819.  1001. 

8)  Diejenigen  Vorschriften,  welche  [den  Stand  einer  Person  (s.  Art. 
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rechtswidrige  Handlung  hat  aber  bald  deren  Nichtigkeit  (§.  37), 
bald  gewisse  (nach  der  Verschiedenheit  der  Fälle  verschiedene) 
Rechtsnachthefle  zur  Folge. 

Es  ist  in  dem  vorliegenden  Paragraphen  nicht  als  eine 
Beschränkung  der  rechtlichen  Freiheit  auch  das  angeführt 
worden,  dass  Niemand  in  die  Rechte  eines  Andern  einen  Ein- 
griff thun  darf.  Denn  dieser  Satz  drückt  nicht  eine  Beschrän- 
kung, sondern  das  Wesen  der  rechtlichen  Freiheit  aus.  (Eine 
rechtswidrige  d.  i.  eine  die  Rechte  Anderer  verletzende  Hand- 
lung ist  jederzeit  auch  eine  gesetzwidrige  Handlung;  aber  nicht 
umgekehrt.) 

§.  37. 

Von  den  Nichtigkeiten.1) 

Eine  Nichtigkeit1)  ist  diejenige  Beschaffenheit  eiser  Rechts- 
handlung, (d.  i.  einer  Handlung,  durch  welche  an  sich  Rechte 
, begründet  werden  können,)  vermöge  welcher  die  Handlung, 


1866)  oder  die  Süsseren  Förmlichkeiten  einer  Rechtshandlung  betreffen, 
sind  entschieden  juris  pablici.  Dagegen  ist  die  Frage  in  mehreren  an- 
deren Valien  sehr  erheblichen  Zweifeln  unterworfen.  F.)  Aach  die  väter- 
liche und  ehemannliche  Gewalt  sind  juris  publici.  Sir.  LV,  L  283; 
ebenso  die  Essentialia  des  Vormundschaft»-  Hypotheken-  und  Ctrund- 
buchweeens.  Sehr  gut  tber  die  ff**ie  Frage  Laurent,  I,  80-68.  — 
Durch  die  Fassung  der  gesetsliehen  Vorschrift  (Wenn  sie  gebietend 
oder  verbietend  lautet)  wird  die  Frage  nicht  entschieden.  PJ  Diese 
von  Toullier,  VII,  491  u.  flg.  begründete  Ansieht  ist  dermalen 
die  herrschende;  sie  wird  bekämpft  von  Laurent,  I,  58 u. flg.  Vgl. 
nt.  8  sn  «.  37. 

1)  PJ  Durch  Windsoheid,  Pand.  I.  «.  70,  §fi.  82a. flg.  ist  tolle 
Klarheit  in  diese  Lehre  gebracht  Zunächst  ist  ausiuseheiden  das  nicht 
bestehende  Rechtsgeschäft;  s.  B.  die  Ehe  swisehen  iwei  Männern  ist 
keine  Ehe;  die  Unwirksamkeit  eines  wirklich  bestehenden  Rechtsgeschäf- 
tes ist  der  allgemeinste  Begriff;  Unterart  davon  ist  die  Ungutigkoit, 
und  diese  tMlt  sich  in  Nichtigkeit  und  Anfechtbarkeit.  P nebelt, 
Zeitschr.  L  S  802,  438.  Da  gleich  dem  römischen  Rechte  (und  noch 
mehr  als  dieses)  der  C.  N.  die  Begriffe  nicht  auseinander  halt,  so  sind 
die  Folgerungen  bei  den  einielaen  Materien  iu  siehe*. 

2)  Tgl.  über  diese  Lehre  —  eine  der  schwierigsten  des  Fnmsotlsehen 
Rechts,  da  in  derselben  der  G.  c.  sehr  viel  der  Wissenschaft  ttbef lassen 
hat  -  Merlin  und  Favard,  Dalles  m.  nullit*  —  Toullier  VII, 
479 ff.  -  Duranton  des  oontr.  IV,  1142 ff.  —  Ebenders.  oours  de 
droit  XII,  513  ff.  —  Marbeau,  tr.  des  tranaaotien»  n.  966  ff.  -Trat* 
des  nullites  de  droit  en  mattere  civile.  Par  Perrin.  Lone  ie-iaulnier. 
1816.  -  Traite*  des  nullit**  de  toos  genres  de  droit  et  de  forme*  ad- 
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obwohl  de  facto  geschehen,  dennoch,  weil  sie  gesetzwidrig  ist, 
de  jure  ah  nicht  geschehen  zu  betrachten  ist  —  Mithin:  1) 
Der  Begriff  einer  Nichtigkeit  setzt  voraus,  dass  eine  Habd- 
lnng  gegeben  sei,  welche  ihrem  rechtlichen  Wesen  oder  Be- 
griffe nach,  abgesehen  von  der  und  der  besondern  Bestim- 
mung der  positiven  Gesetze,  recbtegiltig  sein  würde.  Es 
ist  daher  das  Prädikat  der  Nichtigkeit  z.  B.  nicht  auf  einen 
Verkauf  anwendbar,  welcher^  ohne  dass  die  Zahlung  eines  Kauf» 
preises  bedungen  worden  wäre,  bloss  zürn  Scheine  abgeschlossen 
worden  ist,8)  oder  welcher,  weil  die  verkaufte  Sache  zur  Zeit 
der  Abechliessung  des  Kaufes  nicht  mehr  earistirte*  keinen  Ge- 
genstand hatte;  Art  1601 ,4)  femer  nicht  auf  einen  Vertrag, 
welchen  ein  Bevollmächtigter  gegen  den  Inhalt  seiner  Vollmacht 
im  Namen  seines  Machtgebers  abgeschlossen  hat;  Alt  1998. 
und  eben  so  wenig  auf  einen  Akt»  welcher  nicht  vo&  den 
«mmtKchen  Parteien  unterzeichnet  worden  ist.6}  Denfl  in 
diesen  und  in  Übnltehen  Fallen  ist  die  Thatsachd  nicht  gegeben, 
durch  welche  allein  Rechte  und  Verbindlichkeiten  begründet 
werden  konnten.  Jedoch  gebraudien  die  Gesetze  auch  vofc 
einigen  Fällen  dieser  Art  das  Wort:  Nichtig;  besonders 
alsdann,  wenn  sie  diese  Falle  in  Beziehung  des  Rechtsmittels 
der  Nichtigkeitsklage  den  Nichtigkeiten  in  der  eigentlichen  Be* 
deufcmg  gleich  stellen. 6)  —  2)  Eine  Rechtshandlung  ist  nichtig, 


miies  en  mattere  dtile  etc.  Pst  Biret.  1831.  IL  Vol.  —  Theorie  so* 
U  nullit*  des  Conventions  et  des  aotes  de  tont  genre  en  matifcre  dv% 
Pta  SoIod.  1836.  IL  Vol.  P.)  Windscheid,  Zar  Lehre  des  C.  tf. 
von  der  Ungütigfceit  der  ßeehtegesohfifte.  Düsseldorf.  1847.  Stabct, 
Vortrage,  8.  138  n.  flg.  Laureat,  Prino.  I,  69  u.  flg.,  der  sieh  aber 
von  der  alten  falschen  Doktrin  noch  nicht  gans  frei  gemacht  hat. 

8}  P.)  Schloss  der  nt  5.  Diess  sind  theils  nicht  bestehende,  theüs 
nnwirtaufte  Reehtsgesehifte;  oben  nt,  1. 

4)  Siehe  auch  Art.  1585.  1587.  Vefgl.  Troplong  da  oontr.  de 
vente  n.  252.  _, 

5)  Bin  solcher  Akt  ist  für  keine  der  in  demselben  angefahrten 
Parteien  verpflichtend.  Sir.  XXXIII,  IL  175.  XXXV,  II,  188.  (Instta- 
meatod  est  imperfecta^)  --  8.  auch  Sir.  Xm,  I,  345.  XV,  I,  217. 


8)  Vgl.  f.  B.  Art.  1110.  1116.  jct  Art.  1804.  (In  den  Art.  1110. 
1116.  werte  error  und  dolos  ausdrücklich  Gründe  genannt»  aas  weichen 
ein  Vertrag  als  nichtig  zu  betrachten  ist.  At,  qui  errat,  non  eonsentire 
viietuf;  P.)  vgl  meine  ni  an  §.  848.  Ho.  4.)  —  In  einigen  andern  Stellen,  •♦ 
i«  B.  Art  1001,  hat  siofa  das  Wort  Nnlfität  nnr  durch  einen  Bedaktione- 
fehler  eiagmaliehen. 
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wenn  sie,  obwohl  geschehen,  dennoch  in  rechtlicher  Hinsicht 
als  nicht  geschehen  zu  betrachten  ist.  Eine  nichtige 
Rechtshandlung  unterscheidet  sich  also  ihrem  Wesen  nach 
von  einer  Rechtshandlung,  welche,  sei  es  wegen  einer  Ver- 
letzung (ob  laesionem,  so  z.  B  Art,  864.  1674)  oder  wegen 
einer  Benachtheiligung  Dritter,  s.  Art.  1167,  angefochten  oder 
zu  Folge  einer  auflösenden  Bedingung  ihrer  rechtlichen  Wirk- 
samkeit nach  wieder  aufgehoben  werden  kann.  Vgl.  unten 
§.  332 ff.  —  3)  Die  Nichtigkeiten  beruhen  auf  der  Ver- 
letzung einer  gesetzlichen  Vorschrift  und  nur  auf 
diesem  Grunde.7)  Jedoch  hat  dieser  Satz  weder  den  Sinn, 
als  ob  eine  jede  gesetzwidrige  Handlung  för  nichtig  zu  er- 
achten wäre,  noch  den  Sinn,  als  ob  nur  diejenigen  Handlun- 
gen, welche  das  Gesetz  ausdrücklich  für  nichtig  erklärt,  als 
nichtig  betrachtet  werden  dürften.8)  Sondern  es  ist  arg.  Art. 
1029.  1030.  des  G.  de  pr.  Art  407  ff.  des  G.  d'instr.  crim. 
Art.  68.  der  loi  v.  25.  Vent.  XI.  (der  Notariatsordnung),  in 
Uebereinstimmung  mit  dem  Gerichtsgebrauche,9)  anzunehmen, 
dass  zwar  nicht  eine  jede  gesetzwidrige  Handlung,  jedoch  eine 
jede  Handlung  für  nichtig  zu  erklären  sei,  für  deren  Nichtig- 
keit, wenn  auch  nicht  eine  ausdrückliche  Erklärung  der  Ge- 
setze, doch  der  Grund  der  durch  die  Handlung  verletzten 
gesetzlichen  Vorschrift  (oder  die  ratio  legis)  spricht;  abge- 
sehen übrigens  von  den  besonderen  Bestimmungen,  welche  die 
so  eben  angeführten  Gosetzstellen,  was  beziehungsweise  das 
Verfahren  in  bürgerlichen  und  peinlichen  Rechtssachen  und 
die  Notariatsurkunden  betrifft,  über  die  vorliegende  Frage  ent- 
halten.10) Es  beruhen  daher  die  Nichtigkeiten,  nach  demC.  c, 

7)  Man  kann  wohl  nicht  behaupten,  dass  eine  Nichtigkeit  auch 
dorch  einen  Vertrag  begründet  werden  könne.    Eine  Uebereinknnft  (ein 

S actum  adjectnm)  des  Inhalts,   dass   ein  gewisser  Vertrag  auf  den  und 
en   Fall   als   nicht  geschlossen  betrachtet  werden  solle,   würde   eine 
auflösende  Bedingung  enthalten. 

8)  In  dem  Entwürfe  des  C.  c.  stand  folgender  Artikel:  „Les  iois 
prohibitives  emportent  peine  de  nullit^,  quoique  cette  peine  n'y  soit  for- 
mellement  exprimee."  Er  wurde  jedoch,  als  zu  unbedingt  gefasst,  ge- 
strichen  -  Vgl.  I.  1.  3.  C.  de  leg.  und  nt.  3  eu  §.  36. 

J)  8  z;  B.  Bir.  VII,  H,  766.  857.  863.  Merlin  m.  mineur.  §.  VII. 
10)  Zufolge  dieser  Gesetzstellen  ist  das  Verfahren  etc.  und  eine  No- 
tariatsurkunde nur  in  den  von  den  Gesetzen  ausdrücklich  bestimm- 
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entweder  auf  einer  ausdrücklichen  Vorschrift  der  Gesetze, 
s.  Art.  896.  931.  948.  944-  945.  1001.  1099.  1131.  1596, 
1597.  1599.  2055.  2063.  und  unten  die  Lehre  von  der  Ehe, 
oder  auf  dem  Grunde  der  durch  die  Handlung  verletzten. 
Vorschrift.  Die  Frage,  ob,  in  dem  letzteren  Falle  eine  be- 
stimmte gesetzwidrige  Handlung  zu  Folge  des  Grundes  des 
durch  sie  übertretenen  Gesetzes  für  nichtig  zu  erachten  sei,  ist 
dem  Ermessen  des  Richters  überlassen. u)  Im  Zweifel  ist  jedoch 
eine  Rechtshandlung  aufrecht  zu  erhalten1*) 

Eintheilungen  der  Nichtigkeiten:  Die  Nichtig- 
keiten  sind  1)  entweder  N,  des  öffentlichen  oder  N.  des 
Privat  rechts,  je  nachdem  sie  (allein  oder  vorzugsweise) 
auf  einem  öffentlichen  oder  aber  auf  einem  Privatinteresse  be- 
ruhen Diese  Eintheilung  ist  sowohl  für  die  gleich  folgende 
Eintheilung  der  N.19)  —  denn  eine  N.  des  öffentlichen  Rechts 
ist  in  der  Regel  auch  eine  absolute  N .  —  als  für  die  Lehre 
von  der  Bestätigung  der  Verbindlichkeiten  von  praktischer 
Wichtigkeit.  —  Die  N.  sind  2)  entweder  absolute  oder  re- 
lative N.,  je  nachdem  sie  von  einem  jeden  der  bei  der  Hand- 
lung Betheiligten  und  nach  Befinden  selbst  von  dem  Staats- 
anwälte oder  aber  nur  von  der  einen  oder  der  andern  Partei 
geltend  gemacht  werden  können.    S.  z.  B.  Art.  191.  1304. u) 


ten  Fällen  nichtig.  Jedoch  hat  sich  der  Gerichtsgebrauch  nicht  immer 
streng  an  die  Vorschriften  dieser  Gesetzstellen  gehalten.  S.  öir.  XVI, 
L  288 f.;  XVII,  I,  161.  XXIV,  I,  186.  XXVI,  II,  69.  318.  XXVII,  I,  342. 
XXVIII,  I,  H)7?  303.  XXIX,  I,  368. 

11)  In  Beziehung  anf  diese  Frage  pfifft  man  die  gesetzlichen  Vor- 
schriften, welche  die  Beschaffenheit  einer  Rechtshandlung  betreffen,  in 
wesentliche  nnd  in  nicht  wesentliche  Vorschriften  einzntheilen.  Je- 
doch ist  mit  dieser  Eintheilung  wenig  oder  Nichts  gewonnen.  Was  we- 
sentlich oder  nichtwesentlich  sei,  ist  bei  einer  jeden  einzelnen  Rechts- 
handlung nach  dem  Zwecke  der  sie  betreffenden  Gesetze  zu  beurtheilen. 
8iehe  §.  36.  P.)  Die  Regel  „Sans  grief  point  de  nullit«*"  gilt  je  tut 
nieht  mehr! 

12)  Tonil.  VII,  519.  Favard  m.  nullite*  §.  1.  —  S  auch  Solon 
II,  23  ff. 

13)  Daher  sie  auch  von  Einigen  nicht  scharf  genug  von  der  gleich 
folgenden  zweiten  Eintheilung  unterschieden  wird.  S.  Favard  m. 
nullit*.  §  II. 

14)  Favard  m.  nullite.  §.  III.  Merlin  qn.  m.  nantissement.  §.  2. 
P.)  Die  „relativen  Nichtigkeiten"  sind  nur  Gründe  der  Anfechtbarkeit;) 
nichtig  ist  nur  das,  was  seinem  Wesen  nach  gar  keine  Rechtswirkung ! 
haben  kann;  oben  nt.  1.  —  Die  fransos.   Rechtssprache  versteht   unter! 
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Attcb  Was  diele  beiden  Eintheilungen  betrifft,  haben  die  Ge- 
setze die  Beurtheilung  der  einzelnen  Falle  meist  in  das  Er- 
messen des  Sichters  gestellt 15)  — *  Die  N.  sind  3)  entweder 
kraft  Gesetzes  (ipso  jure,  de  droit,  de  plein  droit),  oder 
kraft  einer  richterlichen  Entscheidung  (ex  sententfa 
judicis) Nichtigkeiten.  Diese  Eintheilung  hat  jedoch  nicht  des 
Sinn*  als  ob  gewisse  Rechtshandlungen  nichtig  wären,  ohne 
dflss  es  eines  richterlichen  Urtheiles  bedürfte,  welches  die  Nich- 
tigkeit derselben  ausspreche.10)  Vielmehr  gehören,  die  Ein- 
theilung  in  diesem  Sinne  genommen,  alle  N.  des  Civilrechts 
in  die  letztere  Klasse,  bald  schlechthin,  s.  unten  das  Ehearecbt» 
bald  in  dem  Falle,  dass  ein  Rechtsstreit  unter  den  Parteieü 
entsteht.  Sandern  die  vorliegende  Eintheilung  ist  nur  ein  an- 
derer Ausdruck  für  die  schon  oben  angeführte  Eintheihmg, 
nach  welcher  die  Nichtigkeit  einer  Handlung  entweder  auf  einer 
ausdrücklichen  Vorschrift  oder  auf  dein  Grunde  des 
Gesetzes  beruhen  kann.17) 

1  „relativer  Nichtigkeit"  jene  Fälle,  in  welchen  nicht  alle  Betheiligte  das 
Anfechtungsrecht  haben. 
15)  Nicht  sn  billigen  ist  die  Behauptung  Tonlliet's  Vü,  568. 
„Quo  tonte  dispoaition  qni  dlclare  positivement  et  «ans  restrictiott  la 
nullite*  d'ün  acte,  qnel  qu'ait  4M  le  motif  du  Icgislateur,  operc  une  flnl- 
Ute  absolue,  par  cela  mdme  qn*elle  n'est  pas  limitee  a  eertaines  per» 
sonnes."    Potius  ad  rationem  legis  respicienaum  est. 

16)  Nnr  in  dem  C.  de  pr.  (Art.  866.  692)  kommen  swei  Beispiele 
tot,  welche  in  diesem  Sinne  tob  Rechts  wegen  eintreten  sollen.  Vgl. 
Favard  m.  nullitö.  §.  V.  n.  8.  P.)  Die  im  Art  866  C.  de  pr.  verfugte 
„decheance"  gehört  nicht  so  den  Nullitäten.  Anbry  et  Ran,  I. 
|.  87.  nt.  15. 

17)  Der  Ausdruck,  nol  de  droit  oder  de  plein  droit,  kommt  in  dem 
C.  c  nur  sweimal  Tor.  ß.  Art.  50%  1117.  In  dem  Art  502  besieht 
er  sich  darauf,  dass  die  Rechtshandlungen  eines  Entmündigten  nicht 
aas  dem  Grands  aufrecht  erhalten  werden  können,  weil  er  sie  s.  C.  im 
dilucido  intervallo  Torgenommen  hat;  was  sich  top  selbst  verstand.  In 
dem  Art.  1117  berieht  sich  derselbe  Ausdruck  nur  auf  die  Lehre  des 
altern  Rechts  von  den  Nichtigkeiten.  S.  Daran t.  XII,  522.  P.)  Besser 
als  das  im  Text  Gesagte  ist  die  Schul-Eintheilung  in  Nichtigkeiten, 
welche  der  Richter  ton  Amtswegen  and  solche,  welche  er  nur  one  ex- 
ceptionis  berücksichtigen  muss  oder  darf.  —  Der  durch  ein  ungütige* 
Rechtsgeschäft  geschaffene,  faktische  Zustand  darf  freilich  nicht  durch 
Selbsthfilfe  beseitigt  werden;  aber  wenn  das  Rechtsgeschäft  in  irgend 
einer  Weise  zur  richterlichen  Kognition  gelangt,  so  darf  und  mos*  er 
die  Ungiltigkeit  in  gewissen  Fällen  ex  officio  berücksichtigen;  z.  6.  die 
Mfogel  eines  Essentaale  in  einer  Wechsel-Urkunde  gemies  ft.  7  deutsche 
Wechselordnung;  in  anderen  nicht  s.  B.  nach  Art  225  €.  N.  Wegen 
Art.  502  Tgl.  unten  «.  127  Anm.  8. 
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Die  Nichtigkeiten  beruhen  auf  der  gesetzwidrigen  Be- 
achaffenheit  einer  Rechtshandlung.  Da  aber  eine  Rechts- 
handlung theik  ihrem  Geh  alte  nach,  (quoad  materiam,  quaot 
anfond),  theils  ihrer  Form  nach  betrachtet  werden  kann,  so 
gibt  es  zwei  Arten  von  Nichtigkeiten;  es  gibt  Nichtigkeiten, 
welche  die  Handlung  an  sich  —  die  Rechtsfähigkeit  der  Par- 
teien, den  Gegenstand  der  Handlung,  die  Einwilligung,  den 
Verpflichtungsgrand,  —  andere,  welche  die  Art  betreffen,  wie 
die  Handlung  äusserlich  beurkundet  Worden  ist,  z.  B.  den  aber 
die  Handlung  aufzunehmenden  oder  aufgenommenen  Akt.18)  — 
Akte  (Beurkundungsschriften)  sind  entweder  zur  Rechtsgültig- 
keit  einer  bestimmten  Handlung  (s.  solennitatis  gratia)  erfor- 
derlich, wie  z.  B.  bei  Schenkungen,  bei  Testamenten,  bei  Hei- 
rathsvertr8gen19);  oder  sie  dienen  nur  zum  Beweise  der  Hand- 
lung. In  dem  letzteren  Piüle  thut  die  Nichtigkeit  der  Urkunde 
der  Rechtsbeständigkeit  der  Handlung  keinen  Eintrag.  Das 
erworbene  Recht  kann  noch  immer  geltend  gemacht  werdto, 
wenn  anders  der  Beweis  dafür  auf  eine  andere  Weise,  als  durch 
jene  Urkunde,  geführt  werden  kann.10) 

Ist  eine  Rechtshandlung  für  an  sich  nichtig  oder  für  un- 
förmlich erklärt  worden,11)  so  werden  durch  eine  solche  Er- 
klärung in 'der  Regel  alle  die  rechtlichen  Wirkungen  aufgeho- 
ben, welche  die  Handlung  in  Gemässheit  ihres  Zwecks  bisher 
gehabt  hat,  so  wie  diejenigen  eingestellt,  welche  sie  in  Zukunft 
haben  könnte11);  wenn  sie  auch  in  einer  von  ihrem  Zwecke 


18)  Tgl.  über  diesen  Unterschied:  Solon  II,  884ff.  Daranton 
XII,  514  ff. 

19}  Von  diesen  Akten  gilt  die  Regel :  Qnot  solennitates,  tot  nul- 
Mstee.  * 

20)  Du  ran  t.  XIII,  126.  Fayard.  m.  aete  sons  sein*  priye.  Vgl. 
unten  die  Lehre  Tom  Beweise.  —  Nur  zu  oft  unterscheidet  man  nicht 
genugsam  den  acte  ton  dessen  Inhalte,  nicht  formam  a  materia. 

21)  Von  den  Folgen,  welche  die  Nichtigkeit  einer  Beweisnrknnde 
hat  (Tgl.  Art.  1325,  1826),  nnten  in  der  Lehre  vom  Beweise.  P.)  Aach 
die  nngiltlge  Urkunde  kann  die  darin  enthaltenen  Geständnisse  oder 
&W&rungen  Deweisen.    Sir.  XLVIII,  I,  368. 

22)  Qnod  nnllnrn  est,  nnflum  prodacit  effeetom.  Eine  Anmahnte 
ton  dieser  Begel  enthalt  der  Art.  201.  8.  auch  Merlin  m.  nnlBt*  f.  4. 
Sir.  XXIX,  I,  68.    P.)  Sed  ntfle  per  inntflc  non  ritiatttr. 
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verschiedenen  Eigenschaft,  z.  B.  als  eine  blose  Thatsache") 
oder  als  ein  Vergehen  (C.  de  pr,  Art.  1030)  allerdings  gewisse 
rechtliche  Wirkungen  hervorbringen  kann.  —  Die  Nichtigkeiten 
der  Rechtshandlungen  werden  jedoch  gedeckt,  d.  i.  gehoben 
(les  nullit^  se  couvrent,)  theils  durch  die  Bestätigung  der 
Handlung,  theils  durch  die  Verjährung24);  die  Nichtigkeiten 
des  Prozess- Verfahrens  aber  dadurch,  dass  man  seine  Vertei- 
digung auf  die  Hauptsache  (aux  fonds)  richtet.15)  Von  dem 
einen  und  von  dem  andern  Mittel  die  Nichtigkeit  zu  decken, 
sowie  von  der  Nichtigkeitsklage,  (de  la  demande  en  nullit^,) 
der  Klage,  durch  welche  eine  Nichtigkeit  geltend  gemacht 
wird,  wird  §.  332  ff.  gehandelt  werden. 

Uebrigens  sind  die  in  diesem  Paragraphen  aufgestellten 
Hegeln  und  Sätze  jederzeit  mit  Vorbehalt  der  besonderen  Be- 
stimmungen anzuwenden,  welche  der  Code  civil  über  die  Nich- 
tigkeiten in  einzelnen  Lehren,  z.  B.  in  der  Lehre  von  der 
Ehe,  enthält 

IV.  Von  der  Auslegung  der  Civilgesetze. 

§.  38. 

Im  Allgemeinen.*) 

Die  Auslegung  der  Gesetze  ist  entweder  eine  amtliche 
(öffentliche  —  interpretatio  publica)  oder  eine  Privataus- 
legung.   Eine  öffentliche  Auslegung  ist  1)  die,  welche  von 


23)  Z.  B.  eine  Ehe  wird  für  nichtig  erklärt.  Die  Gütergemeinschaft, 
die  unter  den  Eheleuten  bestand,  ist  dennoch  als  eine  commnnio  de 
facto  wirksam.    Tonil.  I,  665 

24)  Kann  man  auf  die  Nichtigkeitsklage  im  voraas  (in  dem  über 
die  Rechtshandlung  aufgenommenen  Akte  selbst)  verzichten?  S.  Solon 
II,  806.  P)  Die  Bestätigung  und  die  Verjährung  saniren  nicht  alle 
Ungiltigkeiten  z.  B.  Art.  1339.  „Quod  ab  initio  null  um  est,  nullo  tractu 
tempons  convalescitur"  gilt  für  unförmliche  Urkunden. 

25)  C.  de  pr.  c.  Art.  173.    Sir.  XXXVIII,  I,  774. 

*)  P.)  Der  Entw.  des  C  N.  enthielt  im  Livre  preliminaire  einen  Titel 
über  diese  Materie,  den  man  strich,  um  die  Lehre  der  Wissenschaft  zu 
überlassen;  mit  Unrecht!  Dieser  Titel  war  nöthiger,  als  die  Art.  1156 
bis  1164.  —  Der  Art.  2  dieses  Entw.  unterschied  zwischen  gesetzlicher 
und  wissenschaftlicher  Auslegung,  was  richtiger  ist,  als  die  Eintheilung 
des  Lehrbuches;  nach  Abschaffung  der  „gemeinen  Bescheide11  in  Art.  5 
hat  die  richterliche  Auslegung  ebenfalls  nur  wissenschaftlichen  Wertn. 
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dem  Gesetzgeber  oder  im  Namen  des  Gesetzgebers  geschieht, 
(interpretatio  authentica,)  2)  die  Auslegung  durch  die  Gerichte. 
(Interpretatio  usualis.  Usus  fori.  Jurisprudence )  Die  Privat- 
auslegung  geschieht  durch  die  Rechtsgelehrten.  Beide,  die 
-  öffentliche  und  die  Privatauslegung,  sollen  nach  den  Regeln 
der  Wissenschaft  der  Auslegungskunst,  geschehen.1) 

§.  39. 
Von  der  öffentlichen  oder  amtlichen  Auslegung. 

Die  authentische  Auslegung  des  Gesetzes1)  geschah, 
nach  der  Verfassung  des  ersten  Kaiserreichs,  durch  vom  Kaiser 
genehmigte  Gutachten  des  Staatsrates.  Siehe  oben  §.  5,  n.3. 
R)  Nach  dem  alten  französischen  Verfassungsrechte  galt  der 
Satz  „Ejus  est  interpretari  legem,  cujus  est  condere"  und  dies 
Prinzip  gelangte  durch  die  Restauration  v.  J.  1814  wieder 
zur  Geltung,  behauptete  sich  dann  unter  allen  späteren  Re- 
gierungen, so  dass  auch  dermalen  die  authentische  Auslegung 
nur  im  Wege  der  Gesetzgebung,  also  nur  durch  den  vereinigten 
Willen  des  Staatsoberhauptes  und  der  Vertreter  des  Volkes, 
geschehen  kann. 

Die  Gerichte  sind  nicht  blos  berechtigt,  sondern  selbst 
verpflichtet,  die  Gesetze*)  nöthigenfalls  (nach  den  §.  40 
aufzustellenden  Regeln)  auszulegen.  Denn  ein  Richter,  der  sich 
in  einer  bürgerlichen  Rechtssache9)  weigert,  Recht  zu -spre- 
chen, unter  dem  Vorwande  des  Stillschweigens  oder  der  Dun- 


1)  Die  Eintheilun?:  Interpret,  legnm  est  vel  authentica  vel  usualis 
vel  doctrinalis,  ist  daner  in  mehr  als  einer  Hinsicht  falsch. 

1)  Ueber  die  Geschichte  der  authentischen  Auslegung  in  Frankreich 
—  über  die  Verfassungsgesetze,  die  nach  und  nach  in  Frankreich  wegen 
dieses  Gegenstandes  erschienen  sind  —  s.  Merlin  m.  Interpretation  n. 
III.  —  Sir.  XXIV,  II  17  —  Eine  Abhandlung  von  Isambert  in  der 
Revue  de  legislat.  et  de  jurispr.  T.  I.  p.  241.  —  De  la  legislation  en 
mati&re  d*interpretation  des  lois  en  France.  Par  Foucher.  1835.  — 
Favard  m.  loi.  Sect.  V.  u. R6fe>6 au legislateur.  *Demolombe  I,  120. 
P.)  Ueber  die  rückwirkende  Kraft  der  auth.  Interpret,  vgl.  §.  26»  nt.  4, 
§.  80  nt.  8  am  Ende. 

2)  »Auch  Staatsvertr&se.    Sir.  XXXIX,  I,  677.  XLIII,  II,  93. 

3)  In  Strafsachen  bleibt  es  bei  der  Regel:  Nulla  poena  sine  lege. 
Sir.  X,  I,  1.  »Code  d'instr.  critn.  Art.  364. 
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kelheit  oder  dar  Unswdäaglichkeit  des  Gesetzes,  kann  von  der 
betheiligten  Partei  als  schaldig  einer  Justizverweigeragg  vor 
den  Gerichten  verfolgt  werden«  Art  44)  Es  sind  daher»  nnd 
damit  die  Gerechtigkeitepflege  desto  selbständiger  sei,  die 
Gerichte  weder  verpflichtet  noch  berechtigt,  vor  der  Entschei- 
dung einer  bestimmten  Rechtssache  und  jram  Zwecke  einer  m 
fassenden  Entscheidung  auf  eine  authentische  Auslegung  des 
Gesetzes  anzutragen.  Jedoch  sollen  die  Gerichte  das  Gesetz 
nur  in  Beziehung  auf  einen  jeden  einzelnen  Fall,  in  welchem 
es  zur  Anwendung  kommt,  nicht  aber  durch  gemeine  Bescheide 
(par  des  arrft»  de  r&glement),  d.  h.  nicht  in  dem  Masse  aus- 
legen, dass  sie  über  eine  streitige  oder  in  den  Gesetzen  un- 
entschiedene Rechtsfrage  eine  allgemeine  und  für  alle  künftige 
Falle  geltende  Regel  mittelst  eines  förmlichen  Beschlusses  auf- 
stellen; Art  5.5)  woraus  zugleich  gefolgert  werden  kann,  dass 
dem  Gerichtsgebrauche  keineswegs  das  Ansehen  eines  Ge- 
wohnheitsrechtes zukommt,  dass  vielmehr  die  Gerichte,  wenn 
»sie  auch  in  dem  Interesse  der  Gerechtigkeitspflege  eine  einmal 
nach  vorausgegangener  Prüfung  angenommene  Meinung  nicht 
leichtlich  verlassen  sollen,  dennoch  auf  der  andern  Seite  ver- 
pflichtet sind,  die  Meinungen,  deren  Unhaltbarkeit  die  Theorie 


4)  VgL  Discuss.  ad  h.  Ajrt.  —  Ueber  den  in  einem  solchen  FaUf 
einauschlagenden  Rechtsweg  s.  den  C.  de  pr.  Art.  505  ff.  —  *  Fälle  in 
Sir.  VIII,  II,  49.  XVII,  I,  482.  XXV,  II,  417.  XXXIX.  I,  149.  Ueber 
die  Anwendung  des  Naturreohts,  Iffaroadlsu  Art  4.  Demol.  I>  1U. 
P.)  8.  oben  §.  4.    Vgl.  Laurent. 

5)  Die  Parlamente  hatten  das  Recht,  solche  arröts  de  riglememt 
za  erlassen.  Gegen  die  Wiederherstellung  dieses  Rechts  ist  der  Art  5 
gerichtet.  Merlin  m.  arrdt  n.  8.  Anwendungen  dieses  Artikel  s.  bei 
SireyXXV,  I,  893.  XXVHI,  I,  282.  XXIX,  I,  280  t  XXXI,  I.  206. 
♦XXTVn,  I,  410.  XU,  I,  184.  XLV,  IL  209.  L,  I,  748.  LI,  I,  717, 
Volk  mar,  Jurisprudeni  des  Rheinischen  Kerfs,  nnd  Cass.  Hofs.  S.  188. 
Eine  Verteilung  das  Art.  5  liegt  auch  in  der  Bescheinigung  eines  Ge- 
richtsgebrauchs durch  ein  Gericht  ohne  einen  bei  demselben  anhängige» 
Rechtsstreit  Dallos  XXXIII,  II,  199  und  Re«.  Alph.  m.  Comjf" 
tenoe.  Sect.  I.  (Brüssel,  9.  Mai  1882.)  PJ  Dallos,  Rejp.  unter 
Comp6tenoe  administrative  71  u.  f..,  Jugement  159  u.  f.,  Lois  442  u. 
flg.  Laurent,  Princ.  I,  258—268:  „Der  Richter  soll  kein  Gesetzge- 
ber sein.**  —  Ueber  die  Vortrage,  welche  von  den  Staatsanwälten  oej 
der  feierlichen  Wiedereröffnung  der  Gerichtssitzungen  nach  den  Ferien 
gehalten  m  werden  pflegen  (les  Meronriales  —  a  die  Mexcurü)  und  die 
Beschlüsse,  welche  hierauf  von  den  Gerichten  gefasst  weiden  können, 
i,  das  Dekret  ?.  90.  April  1810.  Art.  a 
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oder    die    Erfahrung    in    der   Folge   zeigt»    wieder    aufeu- 
geben-6) 

D*  die  Gerichtshöfe,  ein  jeder  in  seinem  Bezirke»  unabhjfogig 
Recht  fpreehea  (daher  conra  souverainea  genannt,)  so  wltofe 
neb  sehr  bald  in  dem  Besarke  eines  jeden  einzelnen  GeHobta» 
bofes  ein  besonderer  Gerichtsgebranch  gebildet  haben,  (m 
Gebrechen  der  französischen  Gerichtsverfassung  vor  der  Revo- 
lution!) wenn  nicht  die  Bestellung  des  Kassationsgerichtshofes, 
—  eines  Gerichtshofes,  welcher  als  der  Mittelpunkt  der  Ge- 
setzauslegung  und  als  der  Bürge  für  die  Einheit  der  Auslegung 
zu  betrachten  ist,  —  dem  Uebel  vorgebeugt  hätte.7)  —  Es  kann 
nämlich  in  der  Regel8)  gegen  ein  jedes  Urtheil,  welches  von 
einem  französischen  Gerichte  (d'une  cour  ou  d'un  tribunal)  in 
letzter  Instanz  fen  dernier  ressort)  gesprochen  worden  ist,9) 
das  Rechtsmittel  der  Kassation*)  (le  pourvoi  en  Cassation)  in 
90  fern  gerichtet  werden,  als  die  gefällte  Entscheidung,  —  sei 

6)  Observation«  sur  le  danger  d'interpräter  les  lois.  Par  Crivelli 
Paria  1807.  8.  -  Eine  Abhandlung  von  Las  Bau  lx  über  die  Frag**. 
Quelle  doit  6tre  rinflnenee  de  la  jurisprudence  des  errets  aar  l'enseigne- 
inent  de«  lois?  steht  in  der  bibl.  da  barreaa.  1809.  I,  831.  P.)  Grand- 
lote  Bedenken  von  Demolombe,  I.  Prlf.  S.  6,  7.  —  Gros»,  vielleicht 
n  gross  ist  das  Ansehen  des  Gerichtegebrauches  in  Frankreich,  aber 
auch  der  konstanteste  Gericbtsgebrauch  „ne  peot  etre  consideree  oomme 
oonstituant  nn  element  da  Droit."  Anbry  et  Bau,  nt.  22  sa  §.  89. 

7)  Vergl.  über  die  Organisation  dieses  Gerichtshofes:  Die  loi  von? 
27.  Novbr.  bis  1.  Desbr.  1790;  loi  v.  2.  Brom.  IV.;  Const.  v.  22.  Friw. 
VIII.  Art.  86 f.,  loi  v.  27.  Vent.  VIIL  tit.  VI.  Ordonn.  v.  16.  Jan.  18261, 
Geseta  v.  1.  April  1837.  Vgl.  Merlin  m.  cour  de  cassat  PJ  Boger 
et  Sorel,  Lois  usuelles  sab  ..  Cour  de  Cassation.  Bernard,  Manuel 
des  ponrvois  et  des  formes  de  proclder  devant  la  cour  de  oass.  1862.  2. 
Vol.  —  Exposition  de  Tesprit  des  lois  concernant  la  Cassation  en  ma- 
ttere dvile.  Par  Lavaux.  1809.  —  Manuel  de  la  cour  de  Cassation. 
Par  Godard  de  Saponay.  1831.  —  *Lois  et  reglements  al'usagede 
la  Cour  de  Cassation.  Par  Tarbe,  1840.  —  8.  auch  die  in  g.46  über  die 
Gerichtsverfassung  a.  Seh. 

8)  Denn  gegen  die  Erkenntnisse  der  die  Administrstivjostis  aus- 
übenden Behörden  (*.  B.  gegen  die  desconseil  des  prises,  s.  f.  46)  kann 
dieses  Bechtsmittel  nicht  eingewendet  werden.  P.)  Auch  nicht  gegen 
die  ürtheile  der  Friedensrichter  ausser  wegen  exc&  de  ponrvoir;  Art  16 
des  Ges.  v.  25.  Mai  1888;  über  den  Begriff  Puohelt,  Zeitsohr  III.  8. 
667—669;  ebenso  nicht  gegen  die  Militärgerichte  au  Land  and  sar  See. 
Code  de  inst.  mil.  poar  rarnrfe  de  terre,  Art.  81,  G.  de  j.  m.  p.  Farnes 
da  »er,  Art  110  -*-  anaser  wegen  Inkompetena. 

»}  P.)  Sir.  Lin,  I,  101.  wie  wenn  ein  Land  mit  FranfcraA*  ver- 
einigt wizd?  S.  8ir.  Xw,  L  249. 

*)  P.)  TJeber  die  Friston  vgl.  Ges.  v.  2.  Juni  1862;  hierüber  sowie 
über  das  Verfahren  Paohelt,  Zeitscbr.  III.  8.  880-892. 
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es  weil  sie  eine  gesetzliche  Vorschrift  verletzt  oder  das  Ge- 
setz irrig  ausgelegt  oder  den  Fall  nach  einem  Gesetze,  unter 
welches  er  nicht  gehörte,  beurtheilt  hat,  oder  weil  in  der  Sache 
die  Förmlichkeiten  des  gerichtlichen  Verfahrens  nicht  beobachtet 
worden  sind,  —  mit  dem  Gesetze  oder  als  sie  mit  einem 
rechtskräftigen  Erkenntnisse10)  in  Widerspruch  steht.11)  Dieses 

10)  Gegen  die  Entscheidungsgrün  de  eines  Urtheils  ist  das 
Rechtsmittel  der  K.  nicht  zulässig.  Sir.  XXI,  I,  157.  —  Eben  so  kann 
nach  dem  jetzigen  Gerichtsgebrauche  dieses  Rechtsmittel  nicht  mehr 
ans  dem  Grande  gebraucht  werden,  weil  das  Urtheil  den  Inhalt  eines 
Vertrages  oder  den  einer  richterlichen  Entscheidung  falsch  ausgelegt 
hat.  Sir.  XXVII,  I,  155.  388.  XXXI,  I,  241.  P.)  Ebenso  Pasicrisie 
beige.  1870. 1,  S.  453.  Dagegen  bezüglich  der  Urth.  P  u  c  h  e  1 1,  Zeitschr.  IL 
8. 486.  —  Anders  verhält  sich  die  Sache,  wenn  ein  Akt  unter  ein  Gesetz  sub- 
sumirt  worden  ist,  unter  welches  es  nicht  gehört.  Sir.  XXIII,  L  378.  XXVII. 
I,  428.  XXX1IL  I,  523.  Vgl.  Carre  tr.  des  lois  de  1'organis.  jud.  T.  IL 
p.  767  f.  Merlin  m.  soctete  sect.  IL  §.  3.  Art.  2.  n.  3.  -  *So  die 
Frage,  ob  ein  Pachtvertrag  Emphyteuee  sei,  Sir.  XLV,  I,  85,  ob  ein 
Akt  eine  Schenkung  oder  eine  Theiluug  der  Ascendenten  enthalte,  Sir. 
XLIX,  I,  487,  ob  ein  bestimmter  Act  Cession  oder  Assignation  sei,  R h ein. 
Ar  eh.  XLI,  II,  A.  71.  Ferner  die  Frage,  ob  eine  bestimmte  Kategorie 
von  Rechtsgeschäften  unter  ein  gesetzliches'  Verbot  fällt,  z.  B.  Verträge 
über  Einschmuggelung  von  Waaren  in  fremde  Staaten  unter  Art.  6.  Rh. 
Ar  eh.  XXXII,  II,  A.  14.  (S.  über  diese  Frage  die  Abhandlung  im  Rh. 
Arch.  XXVI.  II,  B.  18  und  die  ürth.ib.  XXVIII,  1, 147.  XXXIV,  1, 188.) 

11)  Das  Gericht  entscheidet  also  nur  über  Rechtsfragen  (de  lege 
violata)  nicht  über  Thatsachen,  z.  B.  nicht  darüber,  ob  das  Urtheil  mit 
Grund  gewisse  Thatsachen  für  erwiesen  oder  für  nicht  erwiesen  gehal- 
ten Jedoch  so  einfach  auch  dieser  Satz  an  sich  ist,  so  manchen  Schwie- 
rigkeiten ist  er  doch  in  der  Anwendung  unterworfen.  Vgl.  Merlin  m. 
cassat.  §.  2  und  substit.  fidelc.  Sect  VIII,  n.  7.  Ebend.  qu.  m.  Cassa- 
tion u.  m.  propri&e*  litäraire  §.1.  Dali  ob  jpd.  g£ne>.  m.  Cassation.  — 
Auf  der  andern  Seite  hat  man  das  Rechtsmittel  der  Kassation  nicht  mit 
der  Nichtigkeitsklage  des  Deutschen  Rechts  zu  verwechseln.  Z.  B.  jenes 
Rechtsmittel  ist  schon  dann  begründet,  wenn  die  Entscheidung,  welche 
angefochten  wird,  auf  einer  irrigen  Auslegung  der  Gesetze  beruht.  — 
•Nur  über  die  falsche  Anwendung  oder  Verletzung  von  Gesetzen  ent- 
scheidet der  Cassationshof.  Es  entsteht  die  Frage,  ob  aus  der  falschen 
Auslegung  eines  ausländischen  Gesetzes  ein  Cassationsmittel  ge- 
nommen werden  kann  in  den  Fällen,  wo  dasselbe  von  dem  inländischen 
Gerichte  angewandt  werden  muss.  Der  Gerichtsgebrauch  hat  sich  mit 
Recht  dagegen  erklärt;  nur  dann  ist  die  Cassation  zulässig,  wenn  su- 

fleich  gegen  ein  inländisches  Gesetz  Verstössen  ist.  Sir.  XIII,  I,  113. 
XXVI,  I,  749.  XLVII,  I,  55.  Die  Conferenc  der  Advokaten  am  Pari- 
ser Appellationsgerichtshof  entschied  sich  aber  1852  dafür.  Journal  Le 
Droit,  1852.  n.  178.  P.)  Wegen  des  römischen  Rechts  und  wegen  des  Ge- 
wohnheitsrechts s.  nt.  4  zu  §.  J4,  nt.  7  zu  §.  23.  Auch  die  landesherr- 
lich genehmigten  und  publicirten  Statuten  und  Reglements  der  Actien- 
gesellschaften  und  Eisenbahnen  sind  im  privatrechtlichen  Theile  nur  lex 
contractu:  deren  Verletzung  an  sich  bildet  daher  nach  der  konstanten 
Praxis  des  Reichs-Oberhandelsgerichtes  keinen  Kassationsgrund.  P  u  c  h  e  1 1, 
Komment,  d.  deutschen  H.G.B.  8.  245,  305. 
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Rechtsmittel,  (welches  übrigens  in  der  Regel  nicht  vim  sus- 
pensivam  hat,  s.  jedoch  z.  B.  Art.  263),  kann  nicht  nur  von 
den  Parteien,  sondern  auch,  wenn  und  in  wie  fern  diese  nicht 
davon  Gebranch  machen,  von  dem  bei  dem  Kassationsgerichts- 
hof angestellten  Staatsanwälte,  jedoch  von  diesem  nur  in  dem 
Interesse  des  Gesetzes  (dans  l'interet  de  la  loi),  d.  h.  nur 
unbeschadet  der  Rechtskraft  des  Urtheils  unter  clen  Parteien 
und  nur  zu  dem  Ende,  ne  sententia  ad  exemplum  trahatur, 
eingewendet  werden.  Der  Kassationsgerichtshof,  welcher  über 
dieses  Rechtsmittel  erkennt,  ist  in  drei  Kammern  (vormals 
Sektionen  genannt,)  eingetheilt,  in  die  chambre  des  requätes, 
welche  über  die  Zulässigkeit  des  Rechtsmittels  in  Civilsachen,1') 
in  die  chambre  de  Cassation  civile,  welche  über  das  Rechts- 
mittel, nachdem  es  in  einer  Civilsache  zugelassen  worden  ist, 
definitiv,  und  in  die  chambre  de  Cassation  criminelle,  welche 
über  das  Rechtsmittel  der  Kassation  in  Kriminal-  und  Polizei- 
sachen und  zwar  so  fort  (ohne  ein  vorläufiges  jugement  d'ad- 
mission)  definitiv  erkennt.18)  Der  Kassationsgerichtshof  be- 
stimmt nie,  was  unter  den  Parteien  Rechtens  sein  soll;  (eile 
ne  connait  pas  du  fonds  des  affaires;)  sondern  er  kann  nur 
entweder  das  Rechtsmittel  abweisen,  (la  cour  rejette,)  oder 
das  angefochtene  Urtheil  für  nicht  gesprochen  erklären,  (la 
cour  casse  et  annulle  etc.).  In  dem  letzteren  Falle  verweist 
er  die  Sache  an  ein  anderes  Gericht,  das  jedoch  keineswegs 
an  die  Meinung,  nach  welcher  der  Kassationsgerichtshof  das 
Urtheil  kassirt  hat,  gebunden  ist.  Eben  so  verfährt  er,  wenn 
in  derselben  Sache  das  Rechtsmittel  der  Kassation  das  zweite 

12)  P.)  Bei  dem  B.O.G.  findet  auch  in  Civilsachen  das  Admissions- 
verfahren  nicht  statt  und  besteht  keine  Chambre  des  Requetes.  §.  2  des 
Ges.  v.  14.  Juni  1871  Bestellung  des  BO.G.  zum  obersten  Gerichtshofe 
für  Elsass-Lothringen.  Ueber  die  dadurch  bedingten  Modifikationen  des 
Verfahrens  vgl.  Puchelt,  Zeitschr.  S.  890-399. 

13)  In  Beziehung  auf  den  Gerichtsgebrauch  uud  die  Wissenschaft 
sind  folgende  Unterschiede  beraerkenswerth :  1)  Ein  Urtheil.  welches 
einen  pourvoi  en  Cassation  verwirft,  ist  nicht  von  demselben  Gewichte, 
wie  ein  Urtheil,  das  das  angefochtene  kassirt.  2)  Bei  den  Urtheilen 
der  enteren  Art  beachte  man  die«  Worte  der  Entscheidung,  ob  es  heisst, 

Jiue  l'arret  a  rempli  le  voeu  de  la  loi ,  qu'il  a  jage*  conformement  a  la 
oi  etc.  oder  ob  es  nur  heisst,  qu'il  n'a  point  viele*  la  loi  etc.  3)  Von 
besonderem  Gewichte  sind  die  Urtheile,  welche  von  dem  gesammten  K.G.H. 
—  consultis  classibus,  les  chambres  reunies  —  gesprochen  worden  sind. 
Zftohtrift,  Fims.  CifUwokt.    6.  Aufl.    I.  7 
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Mal,  obwohl  aus  denselben  Gründen,  eingewendet  wird.  Und  ebenso 
würde  er  zn  verfahren  haben,  wenn  sich  derselbe  Fall  wiederholte. 
Da  zn  Folge  dieser  Darstellung  der  Fall  eintreten  kann, 
dass,  weil  die  von  dem  Kassationsgerichtshofe  angenommene 
Meinung  auch  von  dem  Gerichtshöfe,  an  welchem  er  die  Sache 
nach  der  Kassation  des  ersten  Urtheiles  verwiesen  hat,  nicht 
angenommen  wird,  die  Sache  von  neuem  und  aus  demselben 
Grunde  an  den  Kassationsgerichtshof  gelangt  und  dieser  das 
zweite  Urtheil  -ebenfalls  kassirt,  so  dass  sich  derselbe  Kreislauf 
immer  von  neuem  wiederholen  könnte,  so  ist  wegen  der  schlecht- 
hin endgültigen  Entscheidung  der  an  den  Kassationsgerichtshof 
gelangenden  Sachen  durch  das  Gesetz  vom  1.  April  1837  Vor- 
sorge getroffen  worden.  P.)  Nach  diesem,  die  früheren  Ges. 
v.  16.  Sept.  1807  und  v.  28  Juli  1828  aufhebenden  Gesetze 
erkennt  der  Kassationshof  bei  wiederholtem  Pourvoi  in  der 
Vereinigung  aller  Kammern.  Im  Falle  abermaliger  Kassation 
aus  den  gleichen  Gründen  muss  der  Richter,  an  welchen  die 
Sache  verwiesen  wird,   der  Entscheidung  des  Kassationshotes 

I Folge  leisten.14)    Auch  ein  solcher  Ausspruch  des  Kassations- 
bofes  hat  nicht  die  Wirkung  einer  authentischen  Auslegung. 

§.  40. 
Von  der  Auslegungskunst.1) 

Die  Auslegung  der  Gesetze  (und  die  einer  jeden  Willens- 
erklärung) ist  entweder  die  grammatische  oder  die  logi- 
sche.   Die  erstere  deutet  den  Sinn  der  Gesetze  nach  dem 


14)  Königswarter,  Krit.  Zeitschr.  für  B echte w.  des  Auslands, 
XIV,  60.  —  *Das  Gesetz  findet  in  Frankreich  vielen  Tadel.  Marcade, 
Art.  5  n.  VI.  Auch  fügen  sich  die  Gerichte,  an  welche  der  Cassations- 
hof  eine  Sache  zum  zweitenmal  verweist,  mitunter  nur  unter  Protesta- 
tionen. Alsdann  wird  das  Urtheil  noch  einmal  kassirt,  wegen  Macht* 
Überschreitung,  Exces  de  pouvoir  (in  den  Motiven).  8.  solche  Falle  Sir. 
XLVIL  I,  630.  LI.  I,  232.  P.)  Wie  in  der  Pr.  Rhcinpr ov.  zufolge  Kabi- 
netsordre  ▼.  8.  Juli  1834  so  ist  im  Reichslande  Elsass-Lothringen  durch 
Ges.  v.  14.  Juli  1871  §.  7  vorgeschrieben,  dass  beiugl.  des  entschiedenen 
Rechtspunktes  das  Gericht,  an  welches  die  Sache  durch  das  erste  Vex- 
siehtungsurtheil  verwiesen  wird,  an  das  Erk.  des  obersten  G.H.  gebun- 
den ist.  Aehnlieh  verhält  es  sich  in  Rheinbayern  und  RhelnhesseiL  In 
Baden  hat  das  Kassationseystem  nie  Geltung  gehabt. 

1)  Mein  Versuch  einer  allgemeinen  Hermeneutik  des  Rechts.  Meksew 
1805.  8.  Theorie  de  Interpretation  logique  des  bis  e*  general  et  des 
lois  romainet  sn  partiomlier.    Par  A.  F.  J.  Thibaut.    Trad.  de  r Alle- 
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Wortveratande,  die  letztere  nach  dem  Grunde  derselben. 
(Ex  ratione  legum).  Der  Grund  des  Gesetzes  kann  entweder 
bloss  zur  Erläuterung  oder  zur  Ausdehnung  oder  zur  Ein- 
schränkung der  gesetzlichen  Vorschrift  benutzt  werden.  Man 
theilt  daher  die  logische  Auslegung  der  Gesetze  wiederum  ein 
in  die  erläuternde,  die  ausdehnende  und  die  beschrän- 
kende (Interpretatio  logica  est  Tel  declarativa  vel  extensiv* 
yel  restrictiva).  —  Bei  der  grammatischen  Auslegimg 
hat  man  vor  allen  Dingen  den  juristischen  Sprachgebrauch, 
und  wenn  das  Wort  keinen  eignen  juristischen  Sprachgebrauch 
hat,  den  des  gemeinen  Lebens  (vgl.  Art.  2102.  n.  1.)  zu  berück-  j 
sichtigen;  Arg.  Art.  1159.*),  sodann  aber  ist  eine  jede  gesetz-  ; 
liehe  Vorschrift  hauptsächlich  ihrem  ganzen  Zusammenhange 
nach  (z.  B.  ein  Artikel  aus  dem  andern,  wenn  beide  denselben 
Gegenstand   betreffen,   oder  ein  Artikel  aus  den  Principien, 


mand  par  0.  de  8andt  et  A.  Mailher  de  Chassat.  Par.  1811.  8;  < 
PJ  nouvelle  äd.  par  Bit  tinghausen  et  8  an  dt,  Brüssel  1837.  De 
Interpretation  des  lois.  Par  I..  Mail  her  de  Chassat.  Neueste  Aus- 
gabe. 1846.  Logique  jadioiaire.  (Logisehe  Auslegung.)  Par  St.  Alain. 
1841.  »Tratte*  de  rinterpreiation  juridique.  Par  De li sie.  IL  Vol.  1852. 
P.)  Logique  judiciaire  par  Saint-Albin.  Paris  1841.  An  der  Hand 
des  leider  verworfenen  Entwurfes  (nt.  *  au  §.  88)  und  der  deutschen 
Rechtswissenschaft  hat  Laurent,  Prine.  I.  272-284  gute  Regeln  ge- 

5  eben.  —  Der  C.  c.  enthält  keine  Begeln  für  die  Auslegung  der  Gesetze, 
edoeb  sind  die  Begeln,  die  er  Art.  1156  ff.  für  die  Auslegung  der  Ver- 
träge aufstellt,  in  so  fern,  als  sie  auf  der  Natur  einer  Willenserklärung 
überhaupt  beruhen,  auch  auf  die  Auslegung  der  Gesetze  anwendbar. 
Sir.  LVIII,  I,  289. 

2)  Die  gesetzliche  Sprache  ist  so  wie  die  Gerichtssprache  ausschlieft» 
lieh  die  französische;  ehemals  war  die  eine  und  die  andere  die  lateinische. 
(Daher  die  meisten  Rechte  Wörter  des  Französischen  Rechts  lateinisobe* 
Ursprungs  sind.^  Merlin  m.  langue  Franc.  (Hier  findet  ma:i  auch  die 
Dekrete  über  die  Einführung  der  französischen  Sprache  in  den  Landern, 
die  während  der  Kriege  der  Revolution  mit  Frankreich  vereinigt  wur- 
den.) —  Dictionnaire  des  termes  de  pratiqae  de  droit,  d'ordoanancet 
ou  des  coutumes.  Par  Ol.  Jos.  Fernere.  Die  neueste  Ausgabe  von 
Boucher  d'Argis  besorgt,  ist  erschienen  zu  Paris  1771.  4.  Le  nou- 
veau  Fernere  ou  dictionnaire  de  droit  et  de  pratique  etc.  Par  C.  H. 
d'Agar.  Par.  1805.  III.  T.  4.  Vocabumire  classique  des  ftudiaat  en 
droit.  Par  Bondonneau.  1821.  Vocabulaire  des  dnq  Codes  ou  de- 
finitions  simplifiles  des  termes  de  droit  et  de  juriepr.  exprimes  dans  eer 
Codes.  Par  Biret.  Paris  1826.  8.-  Discours  sur  les  yicee  du  languag* 
judiciaire.  Par  Berriat  Saint-Prix.  Paris  1809.  8.  P.)  Dictionnaire 
de  droit,  par  Criyelli,  Paris  1825.  Le  Fernere  moderne,  par  Toi- 
luireetBoulet,  Paris  1840.  S.  auch  die  bei  ((.  17—21  erwähnten 
Dictionnaires. 
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welche  der  Lehre  zu  Grande  liegen),  auszulegen.  Arg.  Art. 
1161.8)  -  Sind  die  Worte  des  Gesetzes  klar,  so  soll  man 
ihm  nicht  einen  von  dem  Wortverstande  aliweichenden  Sinn 
zu  Folge  des  Grundes  der  Verfügung  unterlegen.  Lassen 
jedoch  die  Worte  mehr  als  eine  Deutung  zu,  so  soll  man  das 
Gesetz  nach  seinem  Grunde  deuten,  wenn  auch  die  Deutung 
gegen  den  Wortverstand,  der  sich  dem  Leser  zuerst  darbietet, 
lauten  sollte.  Arg.  Art.  1156.4)  -  Ein  Gesetz  ist  auf  alle 
die  Fälle  anzuwenden,  welche  das  Gesetz  seinem  Grunde, 
wenn  auch  nicht  seinem  Wortverstande  nach,  unter  sich  be- 
greift. (Ubi  eadem  est  legis  ratio,  eadem  est  legis  dispositio. 
—  Grundsatz  der  ausdehnenden  Auslegung  P.)  d.  h.  der  Ana- 
logie im  weiteren  Sinne.)  Dagegen  ist  eine  gesetzliche  Ver- 
fugung nicht  auf  die  Fälle  anwendbar,  welche,  wenn  auch 
unter  derselben  nach  dem  Wortverstande  des  Gesetzes  be- 
griffen, dennoch  nach  dem  Grunde  des  Gesetzes  von  derselben 
ausgeschlossen  wird.  (Cessante  ratione  legis,  cessat  ejus  dis- 
positio. —  Grundsatz  der  beschränkenden  Auslegung  )r>)  Je- 
doch hat  die  Rechtsregel:  Die  Anwendbarkeit  eines  Gesetzes 
ist* durch  dessen  Grund  bedingt  —  nicht  den  Sinn,  als  ob 
ein  Gesetz  schlechthin  aufhöre,  verpflichtend  zu  sein,  sobald 
der  Grund  wegfällt,  welcher  den  Gesetzgeber  bestimmte,  das 
Gesetz  zu  bekräftigen.  Ein  jedes  Gesetz  hat,  was  seine  ver- 
bindende Kraft  im  allgemeinen  betrifft,  seinen  Grund  in  sich 
selbst,  d.  h.  in  der  Sanktion,  welche  der  Gesetzgeber  der  Ver- 
fügung ertheilt  hat.*)  Sondern  der  Sinn  jener  Hegel  ist  nur 
der,  dass  ein  Gesetz  nicht  auf  die  Falle  anzuwenden  ist,  die 
unter  dessen  Grunde,  der  Grund  mag  übrigens  fortdauernd 
faktisch  bestehen  oder  nicht,  oder  vorausgesetzt,  dass  der 
Grund  fortdauernd  bestehe,  nicht  begriffen  sind.6) 

3)  1.  24.  D.  de  legibus.    Merlin  qu.  m.  triage  §  2 

4)  1.  17.  D.  do  legibus.    Merlin  m.  doute.  m.  mineur  §.  4. 

5)  »Die  einschrankendo  Auslegung  des  Gesetzes  ex  ratione  legis  ist 
nur  durch  dringende  Notwendigkeit  und  namentlich  bei  Widerspruch 
mit  andern  gesetzlichen  Regeln  zulässig.  Rh.  Ar  eh.  XXXV,  II,  A,  89 
anJ*Z?  <ie88anie  ratione  n°n  cessat  lex  ipsa.  nt.  *  zu  §  29.  Sirey- 
loibVi  129  8  nt"  m    Slr>  XXV'  *'  **7'    Dcm°- 

6)  Merlin  qu.  m.  tribunal  d'appel  §.  8.  Sir.  XXV,  I,  287.  *A.  M. 
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Ein  Anderes  ist  es,  die  Gesetze  auslegen,  ein  Anderes, 
ans  ihnen  die  Folgerungen  ziehen,  die  sich  aus  denselben  ent- 
weder unmittelbar  oder  mittelst  eines  Schlusses  ableiten  lassen ; 
—  so  oft  auch  Beides  verwechselt  worden  ist.  Die  Schlüsse, 
mittelst  welcher  man  aus  den  Gesetzen  (in  dem  Interesse 
der  Wissenschaft  und  der  Praxis)  gewisse  Folgerungen  ableiten 
kann,  sind  hauptsächlich  folgende:  1)  Der  Schluss  der  Ana- 
logie. Was  die  Gesetze  für  einen  bestimmten  Fall  verfugen, 
ist  auch  auf  andere  diesem  ähnliche  Fälle  anwendbar.  Jedoch 
wird  zur  Anwendbarkeit  dieses  Schlusses  nicht  nur  eine  voll- 
kommene Aehnlichkeit  der  Fälle,  sondern  auch  das  voraus- 
gesetzt, dass  die  Verfügung  nicht  von  den  aUgemeipen  Grund- 
sätzen des  Rechts  (nicht  a  jure  communi)  abweiche.7)  — 
2)  Wenn  dagegen  eine  Verfügung  aus  irgend  einem  Grunde 
als  eine  Ausnahme  von  dem  gemeinen  Rechte  zu  betrachten 
ist,  so  ist  sie  schlechthin  auf  den  Fall  zu  beschränken,  von 
welchem  sie  ausdrücklich  spricht8)  (Exceptio  firmat  regulam 
in  casibus  non  exceptis.  Exceptio  est  strictissimae  interpre- 
tationis.)  3)  Ein  Strafgesetz  ist  jederzeit  als  eine  Ausnahme 
von  dem  gemeinen  Rechte  zu  behandeln  (vgl.  §.  34.),  mithin 
nicht  auf  solche  Falle  zu  erstrecken,  auf  welche  die  Straf- 
drohung nicht  ausdrücklich  gerichtet  ist 9)  —  4)  Wenn  das 
Gesetz  einen  bejahenden  Satz  enthält,  so  verneint  es  das  ge- 
rade Gegentheil  und  umgekehrt.10)  (Argumentum  a  contrario. 


Sir/ XXXVI,  I,  263.  (Kequis.  v.  Dupin.)  Toni  Her  I,  153.  Märilhou, 
Encycl.  m.  Abrogation,  15. 

7)  Merlin  m.  p&turage.  (Der  Ausdruck:  Droit  commun,  jus  com- 
mune, bezeichnet  bei  den  französischen  Rechtsgelehrten  die  allgemeinen 
Grundsätze  des  Hechts.)  —  Zufolge  dieser  Regel  sind  z.  6.  politische 
Gesetze,  das  ist  Gesetze,  welche  ans  Gründen  dos  öffentlichen  Besten 
eine  Abweichung  von  dem  gemeinen  Rechte  enthalten,  strictissimae 
interpretationis.  Sir  XXVII,  I,  45.  P.)  Der  deutsche  Jurist  versteht 
unter  „Gemeines  Recht14  etwas  Anderes,  nämlich  das  reeipirte  römische 
Recht;  die  Franzosen  nehmen  das  Droit  commun  in  dem  Sinne,  wie  wir 
von  dem  „Allgemeinen  bürgerlichen  Rechte"  sprechen. 

8)  1.  14.  15.  D.  de  legibus. 

9)  In  dubio  pro  reo.  Sir.  XXIX,  I,  347.  Eine  Folgerung  aus  dem 
noch  allgemeineren  Satze:  In  dubio  pro  libertate  avium. 

10)  Merlin  röp.  u.  qu.  m.  argumentum  a  contrario.  —  Jedoch  ist 
diese  Regel  mit  besonderer  Behutsamkeit  anzuwenden,  da  ihr  das  argu- 
mentum ab  analngia  entgegensteht.  Es  wird  also  zur  Anwendbarkeit 
jener  Regel  erfordert,  dass  sich  zugleich  ein  Grund  für  die  Verschie- 
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Qui  dioit  de  uno,  negat  de  altero.)  —  5)  Der  Scbluss  a  ma- 
jori ad  minus  und  a  minori  ad  majus  ermächtiget,  das  Gesetz 
auf  solche  Fälle  zu  erstrecken,  in  welchen  der  Grund,  auf 
welchem  es  beruht,  in  einem  höheren  Grade  eintritt,  als  in 
den  unter  dem  Gesetze  ausdrücklich  begriffenen  Fällen.  t~ 
6)  Wenn  das  Gesetz  einer  gewissen  Verfugung  keine  Unter« 
Scheidung  oder  Einschränkung  hinzugefugt  hat,  so  darf  auch 
durch  die  Auslegung  nicht  die  Allgemeinheit  der  Verfugung 
ljescbränjrt  werden.  (Ubi  lex  non  distinguit,  neque  interpretis 
est  distinguere.) 

§.  41. 
Von  der  Auslegung  des  Code  civil  inibesondere. 

Bei  der  Auslegung  des  G.  c.  sind  folgende  besondere  Re- 
geln zu  beachten:1) 

1)  Der  G.  c.  ist  in  einer  jeden  Lehre,  in  wel- 
cher er  aus  dem  älteren  Rechte  oder  aus  dem  Zwi- 
schenrechte geschöpft  ist,  aus  dieser  seinerQuelle 
zu  erläutern.  Wenn  jedoch  auch  im  Zweifel  anzunehmen 
ist,  dass  der  Gesetzgeber  die  Absicht  gehabt  habe,  dem  vor- 
maligen Rechte  treu  zu  bleiben,*)  so  hüte  man  sich  doch, 
einen  Rechtssatz  des  älteren  Rechts  in  den  G.  c.  hineinzutra- 
gen,8) der  in  demselben  weder  ausdrücklich  noch  folgerungs- 
weise enthalten  ist,  oder  die  Folgen  zu  übersehen,  welche 
eine  durch  den  C.  c.  in  dem  älteren  Rechte  getroffene  Ver- 
änderung auch  in  Beziehung  auf  andere  durch  den  G.  c.  nicht 
ausdrücklich  abgeänderte  Sätze  dieses  Rechtes  hat.  (Die  Nicht- 
Beobachtung  dieser  Vorsicht  hut  zu  so  vielen  Irrthümern  Ver- 
anlassung gegeben,  dass  man  zu  der  Frage  verleitet  werden 
tonnte,  ob  nicht  die  Auslegung  des  C.  c.  durch  die  Anwen- 
dung der  vorliegenden  Regel  mehr  verloren  als  gewonnen  habe.) 


Jenheit  «wischen  dem  ßatse   and  dem  Gegensätze  nachweisen   lasse. 
K)  Veber  die  Trüglicnkeit  des  argum.  a  contr.  sehr  guter  Aufsati  in 
Jahrb.  des  Bad.  Oberhofe.  N.  F.  XIII,  S.  367. 

1)  Vgl.  Dabelow's  Archiv  2.  St.  S.  170.    Spangenberg  I,  80. 

2)  Oranger  des  donat.  et  des  testam.  I,  143. 
$)  Vgl.  unten  die  Erläuterung  des  Art.  843. 
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2)  Die  Berathung  des  C.  c.  im  Staatsrathe  und 
die  Bemerkungen  des  Tribunates  über  den  Ent- 
wurf des  Gesetzbuchs  sind  besonders  insofern  von 
der  grössten  Wichtigkeit  für  die  Auslegung  des 
C.  c.»  als  sie  über  die  Entstehung  einzelner  ge- 
setzlicher Verfügungen  —  über  die  Art,  wie  sich 
nach  manchen  Vorschlägen  und  Abänderungen 
die  definitive  Redaktion  des  Gesetzes  bildete,')  — 
Aufschluss  geben.5)  So  bedeutend  überdiess  der  Gewinn 
ist,  den  man  auch  sonst  noch  aus  der  Berathung  des  Staats- 
rates ziehen  kann,  um  in  den  wahren  Sinn  und  Geist  der  in 
dem  C.  c.  enthaltenen  Gesetze  einzudringen,  so  würde  man 
sich  doch  irren,  wenn  man  die  Aeusserungen  einzelner  Mit- 
glieder dieser  Behörde  oder  selbst  die  von  der  Gesammtheit 
oder  der  Mehrheit  der  Mitglieder  angenommenen  Meinungen 
einer  authentischen  Auslegung  gleichstellen  wollte.6)  Eben  so 
wenig  kann  man  aus  dieser  Quelle  den  C.  c.  ergänzen. 

3)  Den  amtlichen  Reden,  welche  bei  Gelegen- 
heit der  Dekretirung  dos  Gesetzbuches  gehalten 
worden  sind,  kann  nur  dasAnsehen  beigelegt  wer- 
den, welches  den  Meinungen  eines  wohlunter- 
richteten Auslegers  gebührt.7)    Es  darf  nicht  befrem- 


4)  Ein  Beispiel  kann  aas  der  Gesohiehte  der  Redaktion  der  Art. 
180  ff.  entlehnt  werden. 

5)  Besonders  schätsbar  sind  in  dieser  Beziehung  sowie  an  sich  die 
Bemerkungen  des  Tribunates.  —  Ein  gediegenes  Ui  theil  über  denWerth 
der  den  C.  c.  betreffenden  Berathtmgen  des  Staatsrates  und  über  die 
Manner,  die  an  denselben  Theil  nahmen,  s.  in  der  Vorrede  zu  Trop- 
long's  tr.  de  lavente.  *Und  bei  Laferriere,  Hist.  des  principes,  des 
institutions  et  des  lois  de  la  revolntion  fr.,  p.  467  -490. 

6)  Es  kommen  Falle  vor,  wo  die  definitive  Kedaktion  von  der  im 
Staatsrath  beschlossenen  abweicht,  ohne  dass  mim  aus  den  bisher  be- 
kannt gemachten  Protokollen  den  Grund  dieser  Abweichung  erklären 
kann.  Vgl.  die  Discuss.  ad  Art.  800.  947.    S  auch  Locre*  ad  Art  392. 

7)  *Unter  den  einzelnen  Bestandteilen  der  öffentlichen  Discussion 
ist  eine  Unterscheidung  su  machen.  Die  Expose*  des  Motifs  kommen 
unmittelbar  nach  der  geheimen  Discussion,  mit  welcher  sie  oft  gleichen 
Werth  haben,  da  sie  von  Mitgliedern  des  Staatsrat]»  und  «war  der 
Geaetigebungscommission  ausgingen.  Es  ist  dabei  auf  den  Einfluss  su 
.-eben,  den  der  Redner  auf  die  Fassung  des  Gesetzes  im  Staatsrath  ge- 
habt. Die  Reden  der  Tribunen  dagegen  (Rapporte  und  Discours)  sind 
oft  nicht  einmal  die  wohlunterrichteter  Ausleger,  sie  berichten  über 
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den,  wenn  in  diesen  Reden  zuweilen  sogar  offenbare  Irrthti- 
mer  vorkommen,8)  da  sie  von  Männern  ausgearbeitet  wurden, 
welchen  der  schnelle  Verlauf  der  öffentlichen  Verhandlungen 
oder  anderweitige  Geschälte  nicht  immer  die  zu  einer  solchen 
Arbeit  erforderliche  Müsse  gestatteten,  von  Männern,  welche 
das  erst  im  Werden  begriffene  Ganze  noch  nicht  übersehen 
konnten. 

4)  Man  vergesse  nicht,  dass  der  C.  c.  aus  meh- 
reren einzelnen  Gesetzen'  besteht,  welche  zu  ver- 
schiedenen Zeiten  ihre  definitive  Fassung  erhalten 
haben  und  zu  verschiedenenZeiten  dekretirt  worden 
sind.  So  lösen  sich  manche  Schwierigkeiten,  welche  sonst 
das  Gesetz  darbietet.9) 

5)  Auch  das  ist  zu  beachten,  dass  der  Entwurf 
des  C.  c.  von  Männern  ausgearbeitet  worden  ist,  von 
welchen  einige  ihre  wissenschaftlicheBildung  in  den 
Ländern  des  Gewohnheitsrechts  andere  sie  in  den 
Ländern  des  geschriebenen  Rechts  erhalten  hatten. 
So  wird  z.  B.  in  mehreren  Stellen  des  C.  c,  welche  sich  auf 
die  Vermögensverhältnisse  der  Eheweiber  beziehen,  nur  von 
der  Ehefrau,  die  mit  ihrem  Manne  in  Gütergemeinschaft  lebt 
(nur  von  der  femrae  commune  _en  biens),  und  zwar  bloss  des- 
wegen gesprochen,  weil  der,  von  welchem  der  Vorschlag  zu  der 
Verfügung  ausging,  allein  die  eheliche  Gütergemeinschaft,  als 
die  Regel  des  Gewohnheitsrechts,   vor  Augen  hatte.    Ueber- 


ein  Werk  Dritter,  bei  dessen  Abfassung  sie  nur  in  den  Fallen  mitge- 
wirkt haben,  wo  eine  Bemerkung  des  Tribunats  in  den  Gesetzentwurf 
aufgenommen  wurde. 

8)  Merlin  in.  divorce.  Sect.  IV,  §.  10  Ebend.  qa.  m.  notaire.  §.  3. 
—  Es  versteht  sich  also  von  selbst,  dass  man  sich  nicht  auf  diese  Reden 
gegen  den  Wortlaut  eines  Gesetzes  berufen  kann.  Fav.  m.  lois.  Sect. 
III.  §.  21.  P.J  Bressoles,  Etudes  sur  les  redactears  du  C.  N.  Revue 
histor.  VI.  S.  159.    Vgl.  oben  Schluss  der  nt.  7  zu  §.  10. 

9)  Z.  B.  der  Art.  108  spricht  von  dem  Kurator  des  Unmündigge- 
sprochenen, angeachtet  dem  Unmündiggesprochenen  nach  Art.  505  ein 
Tutor  zu  bestellen  ist.  8  auch  Art.  141  una  Delvinc.  zu  diesem  Art. 
P.)  Bei  Antinomien  im  0  N.  hält  die  franztfs.  Jurispr.  daran  fest,  dass 
die  Zeit  der  Promulgation  der  einzelnen  Titel  etc.  entscheidet  (§.  41 
Text  am  Ende),  weshalb  sich  in  den  franz.  Ausg.  des  C.  N.  aberall  die 
Angabe  des  Tages  der  Promulgation  vorfindet. 
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haupt  hat  der  Kampf  zwischen  dem  Gewohnheit»-  und  dem 
geschriebenen  Rechte  den  entschiedensten  Einfluss  auf  die  ganze 
Fassung  des  Gesetzbuches  gehabt.10) 

Die  Hauptsache  bleibt  immer  die,  dass  man  das  Ge- 
setzbuch aus  sich  selbst  auslege  —  einen  jeden  Artikel 
theils  mit  sorgfältiger  Erwägung  seiner  Worttassung,  theils  in 
dem  Sinne,  welchen  er  durch  seinen  Zusammenhang  mit  andern 
Vorschriften  des  Gesetzbuches  erhält. 

Auch  einige  mit  einander  streitende  Gesetze  (Antinomien) 
kommen  in  dem  Gesetzbuche  vor.  Wenn  diese  Widersprüche 
nicht  durch  die  Auslegung  gehoben  werden  können,  was  vor 
allen  Dingen  zu  versuchen  ist,  Arg.  Art,  1157.  wenn  eben  so 
wenig  die  Rechtsregel;  Lex  posterior  derogat  priori  —  in  einem 
Falle  dieser  Art  Anwendung  findet,11)  so  ist  diejenige  gesetz- 
liche Verfügung  vorzuziehen,  welche  mit  dem  gemeinen  Rechte 
(P.)  im  Sinne  von  nt.  7  zu  §.  40)  vorzugsweise  übereinstimmt. 

V.    Von  den  Kenntnissen  und  Wissenschaften, 
welche  Hülfsmittel  zur  Erlernung  und  Bearbei- 
tung des  dermalen  in  Frankreich  bestehenden 
Civilrechts  sind. 

8-  42. 

Rechtsgescliichtc. 

Zu  diesen  Hilfswissenschaften  gehört  I.  die  Geschichte 
des  französischen  Civilrechts. 


10)  *Zoepf),  über  die  germanischen  Elemente  des  Code  Napoleon. 
In  Zeitschr.  f.  deutsches  Recht,  v.  Reyscher  und  Wilda,  V,  110. 

P.)  Das  droit  cout amier  hat  im  Kampfe  meistens  den  Sieg  über 
das  römische  Recht  davongetragen;  doch  kommen  auch  Transaktionen 
vor,  die  aber  wenig  glückten.  Laurent,  I.  Introd.  21  u.  flg.  8.  31  u.f. 
Im  Allgemeinen  enthalt  der  C.  N.  viel  mehr  germanisches  Recht,  als 
man  gewöhnlich  anzunehmen  pflegt.  Die  Coutumes  enthalten  wahre 
Schatze  für  den  Forscher  der  deutschen  Rechtsgeschichte;  sie  sind  im 
Grossen  und  Ganzen  germanisches  Recht.    Vgl.  unten  §.  42  No.  2. 

11)  Denn  der  C.  c.  besteht  aus  mehreren  zu  verschiedenen  Zeiten 
public.  Ges.  8.  o.Anra.9.  P.)  Wie  ist  es  aber  in  den  Ländern  s.  B.  Baden, 
wo  der  C.  N.  als  ein  fertiges  Gesetzbuch  eingeführt  wurde?  Stabel, 
Vortr.  8.  135  hält  mit  Recht  das  Auskunftsmittel  aus  der  Zeit  für  nicht 
massgebend;  indessen  zur  Würdigung  der  einzelnen  Gesetzeastellen  ist 
es  doch  erheblich. 
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Literatur:  I.  Schriften  über  die  Geschichte  des 
gesaramten  Französischen  Rechts:  Histoire  du 
droit  Francais.  Paris  1682.  12  Historiae  juris  Gallicani 
epitome.  Auct.  J.  Mark  Silberrad.  Argent.  1751  auch 
1765.  8  Analyse  historique  des  principes  du  droit  Frangais. 
Par  Duchesne.  Par.  1756  12.  Histoire  du  droit  Francais. 
Par  Boileau.  Par.  1806.  12.  Precis  historique  de  la 
tegislation  Fran^aise.  Par  Alex  C£r£sa  de  Bonvil- 
laret.  Turin  1812.  8.  De  l'origine  et  de  progres  de  la 
16gislation  Fran$.  ou  historique  du  droit  public  et  privä  de 
la  France  depuis  la  fondation  de  la  monarchie  jusques 
et  y  compris  la  rdvolution.  Par  Bernardi.  Par.  1816.  8. 
Traite  du  choix  et  de  la  m£thode  des  ätudes,  suivi  de  l'histoire 
du  droit  Francis.  Par  Fleurv.  Par,  1822.  8.  Precis 
historique  du  droit  Fran$ais  par  rabb6  Fleury,  avec  la  con- 
tinuation  depuis  1674  jusqu'en  1789.  Par  Dupin.  Par. 
1826.  18  Origines  du  dr.  Fr.  Par  Michel  et.  1837.  Prfcis 
de  l'histoire  du  dr.  civil  en  France.  Par  Poncelet.  1838. 
S  auch  Histoire  de  la  civilisation  en  France  depuis  la  chute 
de  Pempire  Romain  jusqu'a  la  revolution  de  1789.  Par 
Guizot.  1829.  f.  V.  Vol.  —  Wegen  des  Zusammenhangs/  in 
welchem  eine  jede  specielle  Rechtsgeschichte  mit  der  allge- 
meinen Geschichte  der  Gesetzgebung  und  der  Rechtswissen- 
schaft steht,  führe  ich  hier  noch  an:  Histoire  de  la  16gis- 
lation.  Par  le  comte  de  Pastoret.  XI.  V.  —  Introduction 
generale  ä  l'histoire  du  dr.  Par  L  er  mini  er.  IL  ed.  1834. 
—  H.Schriften  über  die  einzelnen  Perioden  oder 
Th eile  der  Geschichte  des  Französischen  Rechts: 

I.  Schriften  über  die  Geschichte  des  ältesten  Französi- 
schen Rechte:  Diese  Periode  der  Geschichte  des  Französi- 
schen Rechts  steht  mit  der  ältesten  Geschichte  des  Deut- 
schen Rechts  in  einem  wesentlichen  Zusammenhange.  Vgl. 
daher  P)  Stobbe,  Geschichte  der  deutschen  Rechtsquellen, 
2  Bde.  1860— (54.  Bd.  I.  §§.  2—25  über  die  Periode  bis 
zum  Ende  des  9.  Jahrhunderts.  —  *Histoire  des  peuples  bre- 
tons  dans  la  Gaule  et  dans  les  iles  britanniques;  langues, 
contumes,  moeurs  et  institutions.   Par  De  Gourson.  1846. 

II.  T.  —  2.  Schlitten  über  die  Geschichte  des  Französischen 
Rechts  wahrend  des  Mittelalters:  Histoire  des  Gapitu- 


P.)  Bei  wahrer  und  unlösbarer  Antinomie  heben  sich  die  beiden  Ge- 
setiesstellen  auf  (Windscheid,  Pand.  I.  §.  23  am  Ende)  und  der 
Richter  muss  sich,  wenn  auch  das  Zurückgehen  auf  das  Allgemeine 
bürgerliche  Recht  versagt,  sonst  helfen.    Art.  4  und  oben  §§.  39,  40. 
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laires  des  Rois  Francis  de  la  premiere  et  de  la  seconde 
race.  Par  de  Chiniac.  Par.  1779.  8.  —  Essai  historique 
sur  les  bis  et  institutions  qui  ont  gouvernä  la  France  sous 
les  premiers  rois  Par  Hetzrod.  Par,  1811.  8.  —  Histoire 
des  institutions  m&rovingiennes  et  carlovingiennes:  Par  Le- 
huerou.  II.  T.  1842.  —  •Etudes  sur  l'Histoire,  les  lois  et 
les institntions  de  l'epoque  mörovingienne.  Par  Petigny.  III. 
T.  1851.  —  Polyptique  de  Fabbee  Irminon,  ou  dänombrement 
des  inanses,  des  serfe  et  des  revenus  de  l'abbaye  St  Ger- 
main —  des  —  Präs  sous  le  regne  de  Charlemagne,  publie 
par  Guörard.  1836—1846.  III.  T.  4.  —  BibliotMque  des 
coutumes  etc.  Par  Berroyer  et  de  Lauriere.  Paris 
1699.  4.  in  der  Vorrede.  Les  coutumes  du  dache*  de  Bour- 
gogne  avec  les  observations  du  President  Bouhier.  Dijon 
1742.  1746.  IL  Vol.  fol.  —  Mämoires  de  l'Institut  royal 
de  France.  Acad6mie  des  inscriptions  et  des  belles-lettres 
T  X.  (Hier  eine  Abh  von  Pardessus  über  das  dr.  cout.)  — 
S.  auch  §.  43  No.  2,  —  Recherches  pour  servir  a  Thistoire  du 
droit  Francis.  Par  Grosley.  1752  und  1782.  —  Essai 
sur  les  institutions  de  Saint-Louis.  Par  Beugnot.  1821. 
Histoire  de  Philippe  Auguste.  Par  Capefigue.  1829. 
IV.  Vol.  —  S.  auch  Histoire  du  droit  Romain  au  moyen- 
&ge  Trad.  de  PAllemand  de  M.  de  Savigny  et  pr£c£d£ 
d'une  introduction  par  Guenoux.  1830—39.  III.  Vol.  — 
R)  De  l'6tat  des  personnes  et  de  la  condition  des  terres 
dans  les  gaulee  des  les  temps  celtiques  jusqu'ä  larädaction 
des  coutumes,  par  Perreciot,  Paris  1851,  3  Vol.  Etudes 
sur  l'histoire,  les  lois  et  les  institutions  de  l'epoque  märo- 
vingienne,  par  Pötigny,  Paris  1851.  Les  barbares  et  leurs 
lois  par  de  Valroger,  Paris  1867.  —  3.  Ueber  die  Ge- 
schichte des  Zwischenrechts  s.  Lassaulx  Komment,  über 
denG.  N.  I,  20.  Schmidt 's  Einleitung  in  das  Französische 
Recht.  I.  Bd.  1.  Abth.  S.  36.  -  "Histoire  des  principes, 
des  institutions  et  des  lois  pendant  la  rivolution  fr.,  depuis 
1789  jusqu'a  1804.    Par  Laferriere.  2.  Ed.  1852. 

*Die  Werke  über  französische  Rechtsgeschichte  sind  be- 
deutender und  zahlreicher,  seit  man  von  einer  historischen 
Schule  in  Frankreich  reden  kann.  Die  Rechtsquellen  liegen 
bis  auf  wenige  in  guten  Ausgaben  vor.  Dahin  gehören: 
Les  Olim,  ou  ^  Rägistre  des  arräts  rendus  par  la  cour  du 
roi  sous  les  regnes  de  St.  Louis,  Philippe  le  Hardi  etc. 
Par  Beugnot.  1840—48.  IV.  T.  4.  Von  demselben: 
Les  Assises  de  Jerusalem,  ou  Recueil  des  ouvrages 
de  jurisprudence  composäs  pendant  le  XIII.  Siicle  dans 
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les  rovauraes  de  Jerusalem  et  de  Chypre.  1841  —  4.3.  II.  T. 
fol.  Und:  Lös  coutumes  de  Beauvoisis  par  Philippe  de 
Beaumanoir,  jurisconsulte  du  13.  si&cle.  Nouv.  6A.  1847. 
II.  T.  (Das  vollendetste  Rechtsbuch  des  Mittelalters  über- 
haupt.) —  Assises  et  arrets  de  l'Echiquier  de  la  Nor- 
mandie  au  13.  Siecle.  Par  Marnier.  1839.  Von  dem- 
selben: Ancien  Coutumier  inödit  de  Picardie.  1840.  Und: 
Oonseils  de  Pierre  Desfontaines  1846.  —  Klimrath, 
Travaux  sur  l'histoire  du  droit  fip.  Publik  par  Warnkönig. 
1843.  IL  T.  —  Histoire  du  droit  fr.  au  moyen-&ge.  Par 
Giraud.  1846.  IL  T.  (Celtische  und  römische  Periode. 
Das  Werk  ist  von  grosser  Wichtigkeit  wegen  der  mitge- 
theilten  Lokalcoutumes  des  Südens,  die  allein  den  2.  Band 
ausmachen.)  —  Französische  Staats-  und  Rechtsgeschichte. 
Von  Warnkönig  und  Stein.  Basel  1846.  III.  B.  — 
Geschichte  der  Rechtsverfassung  Frankreichs.  Von  W. 
Schaeffner.  Frankfurt  a.  M.  1845-50.  IV.  B.  S.  auch 
§.  17    Geschichte  des  französischen  Gerichtsverfahren. 

F.)  Institution  de  droit  par  Claude  Fleury,  publice 
par  Laboulaye  et  Dareste,  Pari6  1858  bei  August  Durand. 
Nach  einem  zufällig  entdeckten  Manuskripte  ist  dies  inte- 
ressante Werk  veröffentlicht;  dasselbe  enthält  die  Institu- 
tionen des  gesammten  französischen  öffentlichen  Rechts  und 
Privatrechts  für  die  Zeit  der  ersten  Hälfte  des  17.  Jahrh. 
vor  den  Ordonnanzen  Ludwig  XIV.  v.  J.  1667,  1670.  Hist. 
du  Droit  civil  de  Rome  et  du  Droit  fran^ais,  par  Lafer- 
riere,  Paris  1846  -56.  6  Vol.  Pr^cis  historique  du  Droit 
fr.  par  Minier,  Paris  1854.  La  Feodalit6  et  le  Droit  civ. 
fr.  par  d'Espinay,  Saumur  1862.  Pr£cis  d'histoire  des 
sources  du  Droit  fr,  par  de  Fresquet,  Paris  18'61. 

Uebersicht  der  Geschichte  des  Französischen 
Civilrechts-.1)  —  Mit  der  Herrschaft  der  Römer  verbreitete 
sich  auch  das  Römische  Recht  über  Gallien,  über  das  nach- 
malige Frankreich.  Als  die  Revolution,  welcher  man  in  der 
Geschichte  den  Namen  der  grossen  Völkerwanderung  gegeben 


1)  Die  neueren  Rechtsgelebrten  unterscheiden  le  droit  ancien,  das 
französische  Recht  vor  der  Revolution  le  droit  intermexHaire ,  das 
Recht,  das  in  der  Periode  vom  Jahr  1789  an  bis  zu  der  Einführung  der 
fünf  Gesetzbücher  in  Kraft  war  —  le  droit  nouveau,  das  Recht  seit  dem 
Ablaufe  dieser  Periode.  —  Es  versteht  sich  jedoch  von  selbst,  dass  in 
einer  Geschichte  des  Siteren  Rechts  wieder  mehrere  Perioden  zu  bilden 
sein  würden. 
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hat,  auch  in  Gallien  der  Herrschaft  der  Römer  ein  Ende  ge- 
macht, und  mehreren  von  deutschen  Völkerschaften,  (den  Fran- 
ken, den  Gothen,  den  Bourguignons,)  gestifteten  Staaten  das 
Dasein  gegeben  hatte,  zwar  der  Zustand  der  civilrechtlichen 
Gesetzgebung  in  diesen  Staaten  ohngefahr  derselbe,  wie  in  den 
übrigen  Reichen,  welche  nach  und  nach  von  Völkern  deut- 
schen Ursprungs  in  den  Provinzen  des  römischen  Reichs  ge- 
stiftet worden  waren.  Die  bisherigen  Einwohner  dieser  Pro- 
vinzen, die  Römer,  (und  daher  namentlich  die  Geistlichen, 
welche  noch  lange  nach  der  Eroberung  fast  ausschliesslich  von 
römischer  Abkunft  waren,)  wurden  nach  den  römischen,  diel 
Eroberer  -  nach  ihren  Nationalgesetzen,  also  nach  deutschen 
Rechten  gerichtet,  zu  Folge  des  Grundsatzes  des  altdeutschen 
Rechts,  quemlibet  sua  lege  vivere.*)  (Die  Ansicht,  dass  das 
Gesetz  über  das  Land  herrsche,  die  Idee  eines  Staatsge- 
bietes, war  den  Eroberern  noch  fast  unbekannt)  Diese  Na- 
tionalgesetze, die  bisher  nur  in  der  Ueberlieferung  gelebt  hat- 
ten, wurden  in  der  Folge,  hier  früher,  dort  später,  niederge- 
schrieben 5  (Lex  Saliorum  —  Ripuariorum  —  Burgundionum  — 
Wisigothorum;)  auch  die  Quellen  des  Römischen  Rechts,  welche 
die  Eroberer  vorgefunden  hatten,  wurden  in  einigen  der  neu- 
gestifteten Staaten  verändert  und  mit  Zusätzen,  von  neuem  als 
königliche  für  die  Römer  geltende  Verordnungen  bekannt  ge- 
macht (Breviarium  Alaricianum,  Lex  Roman a  Burgundionum.)**)  t 
Ueberdie8s  wurden,  namentlich  in  dem  Frankenreiche,  auch 
neue  Gesetze  (leges,  pacta)  und  königliche  Verordnungen,  (Ca- 
pitularia,  so  genannt  von  den  capitulis,  —  Artikeln  —  in 
welche  sie  gefasst  sind)  erlassen,  die  ersteren  mit  Zustimmung 
des  Volks  und  späterhin  der  Stände,  die  letzteren  von  dem  , 
Könige  allein.9)    Jedoch  betrafen  diese  Gesetze  und  Verord- 


*)  P.)  Es  war  dies   die  „Penode  de   droit  peroonelu,  Brocher, 
Etade  aar  la  Legitime  et  lee  reserves.  8.  145  o.  f. 

**)  P.)  N&beres  in  Stobbe,  L  §§.  2  u.  f.  und  in  Broeher,  S. 
150  o.  f.  —  Wegen  Elsas*  resp.  wegen  Süd-Prankreich  kommen  noob  in\ 
Betracht  Tflf  41amftiuiftrn™ »  Edintnm  TheQdorici  — •  Da*  Breviarium ) 
/laricianam  neisst  auch  Lex  Romana  Visigothoruni ;  dies  und  die  L.( 
R.  Bnrgandionnm  bilden  die  Periode  des  Gallo-ronianischen  Rechte. 

2)  Ueber  den   Unterschied  iwischen  beiden  (Leges  —  Capitularia) 
s.  Capit.  Ludoy.  Pii  de  a.  810.  —  Capitularia  regum  Francorum.    Bd. 
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orangen  meist  nur  die  Verfassung,  oder  die  Kirche,  oder  das 
Lehnswesen,  oder  die  Polizei,  nicht  aber  das  Civilrecht,  oder 
sie  bezogen  sich,  wenn  sie  das  Civilrecht  zum  Gegenstände 
hatten,  auf  die  so  eben  erwähnte  Verschiedenheit  der  Natio- 
nalrechte. —  So  bestanden  also  in  Gallien,  unmittelbar  nach- 
dem diese  Provinz  von  Völkern  deutschen  Ursprungs  erobert 
worden  war,  und  so  bestanden  in  dem  Reiche  der  Franken, 
nachdem  dieses  Volk  die  Herrschaft  über  das  ganze  ehemalige 
Gallien  erkämpft  hatte,  zwei  wesentlich  von  einander  verschie- 
dene Civilgesetzgebungen  neben  einander,  das  Römische  Recht 
und  die  Nationalrechte  der  Eroberer.  Der  letzteren  gab  es 
mehrere,  ob  sie  wohl  insgesammt  deutschen  Ursprungs  waren. 
Das  Gebiet  des  einen  Rechts  war  Anfangs  von  dem  des  an- 
dern nicht  geographisch,  sondern  nach  den  Nationen  abgetheilt. 
Jedoch  sehr  bald  wurde  die  Grenzbestimmung  eina^gflggra- 
phische;  schon  in  den  Kapitularien  der  Könige  des  zweites 


Herrscherstammes  tritt  die  Eintheilung  Frankreichs  in  die 
Länder  des  geschriebenen  und  in  die  des  Gewohnheits- 
rechts deutlich  hervor,3)  die  Eintheilung,  welche  dem  Zustande 
der  Civilgesetzgebung  Frankreichs  bis  zur  Revolution  wesent- 
lich zum  Grunde  lag.  Die  Sache  musste  sich  von  selbst  ma- 
chen. Unmöglich  konnten  zwei  Gesetzgebungen  auf  die  Dauer 
so  neben  einander  bestehen,  wie  beide  Rechte  Anfangs  neben 
einander  bestanden  hatten.  Dieses  Verhältnis  bot  zu  grosse 
Schwierigkeiten  in  der  Praxis  dar;  mit  der  Zeit  wurde  es  so- 
gar unmöglich,  den  Römer  z.  B.  von  dem  Franken  zu  unter- 
scheiden. Man  musste  auf  irgend  eine  Weise  dieser  Unge- 
wissheit  des  Rechts  ein  Ende  machen.  Da  entschieden  nun 
hauptsächlich  folgende  Ursachen  für  das  Fortbestehen  und  die 
ausschliessliche  Herrschaft  des  einen  Rechts  in  dem  einen,  und 


Stepfc.  Balnsiua.  Ed.  nov.  cur.  P.  de  Chiniae  Paris  1780.  fol.  die 
Vorrede  «um  T.  I.  —  de  Savigny  bist,  da  droit  B.  etc.  Tradait  de 
Gaenoax.  T.  L  p.  129.  —  Geschiente  der  deutschen  staatsbürgerlichen 
Freiheit  Von  F.  Montag.  Bamberg  nnd  Wursburf  1812.  8.  I.  Band. 
I.  Abhandl.  §.  11. 

3)  *S.  Karoli  II.  Edictum  Pistense  anno  864.  (Peru  Leg.  III.  491. 
Balna.  II.  178.)  Cap.  18.  3L  und  eine  Decretale  vom  Jahr  1220.  c.  2a 
X.  de  privllegiis  V.  33.  —  Bot h,  Geschichte  des  Beneficialwesens  8. 96 
Sshaeffner  I,  208, 
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des  andern  in  dem  andern  Theile  yon  Frankreich.  Das  süd- 
liche Gallien  scheint  zu  der  Zeit,  als  es  von  den  deutschen 
Völkern  erobert  wurde,  weit  mehr  bevölkert  gewesen  zu  sein, 
als  das  nördliche4) ;  in  jenem  bestand  wahrscheinlich  nach  der 
Eroberung  die  Mehrzahl  der  Einwohner  aus  Römern;  in  je- 
nem wurde  die  Herrschaft  der  Römer  am  spätesten  vertilgt, 
hatte  römische  Kultur  die  tiefsten  Wurzeln  geschlagen;  die 
Bewohner  des  südlichen  Frankreichs,  insbesondere  die  Gothen, 
blieben  fortdauernd  in  einer  näheren  Verbindung  mit  Italien. 
So  geschah  es  denn,  dass  hauptsächlich  in  den  südlichen  Pro- 
vinzen Frankreichs  das  römische,  in  den  nördlichen  und  west- 
lichen aber  das  Deutsche  Recht  die  Oberhand  erhielt.  —  In 
den  Ländern  des  geschriebenen  Rechts  also  hatte  das  rö- 
mische Recht  das  Ansehen  und  die  Gültigkeit  eines  positiven 
Rechts,  und  zwar  entweder  dem  Herkommen  nach,  (ex  usu 
fori,)  oder  zu  Folge  ausdrücklicher  königlicher  Briefe  (Lettares 
patentes).  Das  Recht,  das  in  diesen  Ländern  ursprünglich 
galt,  war  nicht  das  Justinianisch- Römische  Recht.  Denn 
die  Gesetzgebung  Justinians  fiel  in  spätere  Zeiten,  als  die  Zer- 
störung der  römischen  Herrschaft  in  Gallien.  Jedoch  als  — 
im  12.  Jahrhundert  —  das  wissenschaftliche  Studium  des 
Römischen  Rechts  in  dem  westlichen  Europa  (in  Italien,  in 
Frankreich  etc.)  wieder  auflebte,  und  da  die  akademischen 
Vorträge  über  dieses  Recht  ausschliesslich  das  Justinia- 
neisch-  Römische  Recht  zum  Gegenstande  hatten,  so  wurden, 
auch  in  Frankreich,  die  älteren  römischen  Gesetze,  und  nament- 
lich das  breviarium  Alaricianum,  fast  überall  durch  die  Justi- 
nianische Gesetzsammlung  aus  den  Gerichten  verdrängt.  Gleich- 
wohl war  die  Frage,  ob  das  Justinianeische  oder  das  frühere 
Römische  Recht  Gesetzeskraft  habe,  in  den  Ländern  des  ge- 
schriebenen Rechts  fortdauernd  bestritten;  nur  in  einigen,  (le  \ 
Dauphin^,  la  Provence,  le  Languedoc,  la  Gascogne,  le  Lyon- 
nois,  l'Auvergne,)  war  sie  durch  königliche  Briefe  für  die  Ju- 
stinianeische Gesetzsammlung  entschieden  worden*)  —  In  den 

4)  Vgl.  Tue.  Ann.  XIII  64.  66. 
•)  1\)  8.  nt.  **  sn  i  15. 
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Ländern  des  Gewohnheitsrechts,  (sie  bildeten  zusammen 
den    grösseren  Theil    des    französischen  Staatsgebietes,)  ent- 
wickelten sich  mit  der  Zeit  aus  den  ihrem  Ursprünge  nach 
deutschon  Nationalrechten  (z.  B.  aus  der  lex  Saliorum,  aus  der 
lex  Ripuariorum,)  mehrere  Gewohnheitsrechte.    Die  geschrie- 
benen Gesetze  (die  lex  Salica  etc.)  und  die  königlichen  Ver- 
ordnungen der  Vorzeit  kamen  dagegen  theils  wegen  der  Sel- 
tenheit der  Urkunden,   in   welchen  sie  enthalten  waren,   und 
wegen  der   Sprache  dieser  Urkunden»   (der  Lateinischen,)  in 
Vergessenheit,  theils  auch  wegen  des  Verfalls  der  königlichen 
Gewalt  und   wegen  der  veränderten  Zeitumstände  ausser  Ge- 
brauch.   Jedoch   blieben   diese  Gewohnheitsrechte  insgesammt 
dem  Geiste  jener  alten  Nationalrechte  treu;  sie  entwickelten 
sich  aus  diesen  und  aus   den  Verhältnissen  und  Bedürfhissen 
der  Gesellschaft.    Daher  stimmten  sie  insgesammt  in  gewissen 
Grundzügen  mit  einander  überein,  hatten  sie  insgesammt  gleich- 
sam eine  deutsche  Nationalphysiognomie.     Die  charakteristi- 
schen Züge,  welche  sie  gleich  anfangs  hatten  und  welche  ihnen 
auch  in  der  Folge  blieben,  waren  folgende:  Eine  jede  Familie 
bildete  gleichsam  einen  Staatsverein  für  sich.   Daher  war  das 
Vermögen  der  einzelnen  Familienglieder,  insbesondere  das  lie- 
genschaftliche, zugleich  das  Gesammteigenthum  des  ganzen  Ge- 
schlechts.*)   Daher  standen  die  einzelnen  Familienglieder  ein- 
ander gegenseitig,   .gleich  als  Mitglieder   eines  und  desselben 
Gemeinwesens,)  zu  Trutz  und  Schutz  verpflichtet,  gegen  Dritte 
für  einen   Mann.     Folgen  hiervon  waren  z.  B.  die  Blutrache; 
das  Recht  der  Familie,    die  Wette  (compositio)   zu    fordern, 
wenn  Einer  ihrer  Genossen  getödtet  oder  verwundet  worden 
war;  die  Verbindlichkeit  der  Familie,  die  Wette  zu  zahlen, 
wenn  sich  Einer  aus  ihrer  Mitte  einer  solchen  That  schuldig 
gemacht  hatte.    Die  Volksgemeinde  war  ein  unter  allen  die- 
sen kleinen  Gemeinden  vertragsweise  abgeschlossener  Staats- 
verein,  ein  Bündniss  gegen  auswärtige  Feinde  und  zur  Aut- 
rech thal  tu  ng  des  Rechts  der  einzelnen  Familien.    —   Jedoch 


*)  1\)  Die  Idee  de«  FamilieneigeDthumes  ist  unrichtig;   es  bestand 
huehtf taut»  ein  AuwartachaftBrecht. 
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dieses  eigenthümliche  Familienrecht  war  nur  das  Recht  der 
freien  oder  edlen  Geschlechter;  und  eben  so  bestand  die  Volks- 
gemeinde nur  aus  den  freien  Männern  der  Nation.  Aber,  um 
zu  dem  Stande  der  Freien  zu  gehören,  genügte  es  nicht,  dass 
man  Niemandem,  als  dem  Gemeinwesen,  Dienste  zu  leisten 
verpflichtet  war.  (Umgekehrt  thaten  Kriegsdienste,  welche 
man  einem  Herrn  gelobt  hatte,  der  persönlichen  Freiheit  kei- 
nen Eintrag.)  Sondern,  um  nach  den  Begriffen  und  nach  den 
ökonomischen  Verhältnissen  des  Zeitalters  ein  freier  Mann  zu 
sein,  mus8te  man  noch  überdiess  ein  von  Frohnen  und  Zinsen 
freies  Grundstück  besitzen.  Die  Grundholden,  die,  welche  auf 
dem  Grund  und  Boden  eines  Andern  sassen,  gehörten  zu  dem 
Stande  der  Unfreiheit,  wenn  auch  diese  Unfreiheit  wieder  die 
mannigfaltigsten  —  durch  Verträge  bestimmte  —  Abstufungen 
hatte;  sie  wurden  von  ihrem  Grundherrn  vor  der  Volksgemeinde 
vertreten.  So  war  also  der  Staatsverein  zugleich  ein  ding- 
licher Verein,  d.  i.  ein  Verein  unter  den  Grundeigentümern 
oder,  richtiger,  unter  den  Grundherrn  des  Landes.  Ich  sage, 
richtiger;  denn  die  frohn-  und  zinsfreien  Grundstücke  wurden 
nicht  blos  mit  Eigentumsrechten,  sondern  zugleich  mit  ge- 
wissen Hoheitsrechten  besessen.5)  (Es  ist  eine  bemerkenswerte 
Eigentümlichkeit  des  altdeutschen  Rechts,  dass  es  so  viele 
Rechtsverhältnisse  an  den  Grund  und  Boden  gleichsam  fes- 
selt.) —  Diese  Ansicht,  dass  die  altdeutschen  Volksgemeinden 
Vereine  waren,  welche  die  Grundherrn  des  Landes  unter  sich 
abgeschlossen  hatten,  beruht  nicht  auf  einer  blossen  Voraus- 
setzung; sie  lässt  sich  sogar  direkt  bestätigen.  Denn  es  war 
bei  den  Franken,  sowie  bei  andern  deutschen  Völkern  Rech- 
tens, dass  ein  Jeder  der  zu  dem  Besitze  eines  Grundstückes 
gelangte,  diesen  seinen  Besitz  nur  mittelst  einer  Belehnung, 
d.  i.  nur  mittelst  einer  im  Namen  der  Volksgemeinde  geschehen- 
den feierlichen  Erklärung,  dass  ihm,  gegen  Leistung  der  Bun- 
despflichten, die  Herrlichkeit  an  dem  Grundstücke  gewährt  sein 


5)  Vgl.  über  die  obige  Darstellung:  Montag  in  d.  Anm.  2.  a.  Seh. 
and  meine  Schrift:  Der  Kampf  des  Grandeigentbnms  mit  dei  Gruod- 
herrlichkeit.   Heidelberg  1882. 

ZaefcftrU,  Fr»us.  CirUrMht    ft.  As*.    L  g 
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solle,  in  ein  Reoht  verwandeln  konnte.8)  Offenbar  aber  lag 
in  diesem  Herkommen  eine  förmliche  Abschlieesnng  des  Bun- 
des- oder  Staatsvertrages  mit  einem  jeden  einzelnen  zu  dem- 
selben hinzukommenden  Grundherrn« 

Eine  wesentliche  Veränderung  erlitt  das  Recht,  nach  wel- 
chem ursprünglich  der  Grund  und  Boden  in  dein  Franken- 
reiche  besessen  wurde,  und  mit  diesem  Rechte  die  Verfassung 
überhaupt,  als  von  den  Königen  des  zweiten  Herrseheratammes 
das  Lehnswesen  (institatum  feudale)  planmassig  eingeführt 
wurde.7)  Zwar  schloss  sich  das  Lehnswesen  seiner  Form  nach 
unmittelbar  an  die  bisherige  Verfassung  an.  Auch  die  Vasal- 
len erhielten  die  Gewähr  an  ihren  Dienstgütern  durch  eine 
Belehnung  (Investitura  feudalis.)  Die  äussere  Beschaffenheit 
und  der  Zweck  dieser  Belehnung  blieben  die  alten.  Ebenso 
waren  die  Pflichten  der  Vasallen  ohngefähr  dieselben,  wie  die 
der  Landwehrmänner.  Aber  der  Lehnsherr  war  ein  anderer; 
an  die  Stelle  der  Volksgemeinde  trat  der  König;  der  Plan 
war  der»  dem  monarchischen  Principe  durch  die  Konstituierung 
leiner  Aristokratie  das  Uebergewicht  über  die  Demokratie  zu 
(verschaffen;  der  Staatsyerein  beruhte  zwar  nach  wie  vor  auf 


6)  Dies«  Belehnung  (die  investitura  allodialis,  die  man  nicht  mit 
der  weit  späteren  investitura  feudalis  verwechseln  darf,)  scheint  einst 
bei  allen  Völkern  deutschen  Ursprungs  im  Gebrauch  gewesen  zu  sein. 
8.  de  Westphalen  raonumenta  Cimbriea,  in  praef.  ad  §.  II.  und  III. 
—  In  Frankreich  hatte  sie  sich,  in  den  nördlichen  Provinzen,  also  ge- 
rade in  den  ältesten  Wohnsitzen  der  Franken,  bis  zu  den  Zeiten  1er 
Revolution  erhalten.  8.  Merlin  n.  nantissement  und  die  übrigen 
unter  diesem  Worte  oitirten  Artikel.  Das»  sie  nicht  in  allen  L&ndern 
des  Gewohnheitsrechts  im  Gebrauche  blieb,  kommt  vielleicht  daher,  daaa 
sie  anderwärts  schon  frühzeitig  von  dem  Könige  ertheilt  worden  zu  sein 
scheint  und  daher  in  diesen  Landern  von  der  investitura  feudaüs  gau- 
lich verdrängt  wurde. 

P.)  Diese  geistreiche  Hypothese  ist  nicht  haltbar;  schon  in 
eben  ernten  Zeiten  war  bei  den  germanischen  Völkern  der  noch  jetst 
herrschende  Dualismus  darüber  vorhanden,  ob  die  „Auflassung"  zur 
Erlangung  des  Eigen thums  an  Grundstücken  nöthig  sei,  oder  nicht.  Vgl. 
-Die  Auflassung  des  deutschen  Rechts"  von  0  Stobbein  Jahrbücher 
ftr  Dogmatik  von  Ihering  und  Ünger.  (1873J.  XII.  8.  137—272. 

SMan  findet  die  Hauptmeinungen,  welche  von  den  französischen 
chtsforschern  über  den  Ursprung  der  Lehne  aufgestellt  worden 
sind,  bei  Merlin  m.  siel  (Ich  konnte  die  Meinung,  «er  ieh  gefolgt 
bin,  hier  nur  andeuten.)  P.)  Vgl  Brooher,  Legisl.  8.  179,  der  mit 
der  Mehrzahl  der  franzöp.  Schriftsteller  sich  für  die  Entstehung  ans 
den  germanischen  Gewohnheitsrechten  ausspricht. 
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einem  Vertrage,  aber  der  Vertrag  war  zwischen  einem  Herrn 
(senior,  seigneur)  und  seinen  Dienern  abgeschlossen.  —  Von 
nun  an  also  bestanden  in  Frankreich  zwei  Rechte  neben  ein- 
ander, das  Lehn-  und  das  Landrecht;  jenes  für  die  Lehne, 
dieses  für  das  Allodiaivermogen,  wenn  auch  in  der  einen  Pro- 
vinz die  Herrschaft  des  einen,  in  der  andern  die  des  andern 
Rechts  die  ausgedehntere  war.  So  galt  z.  B.  die  Rechtsver- 
muthung:  Nulle  terre  sans  seigneur  nur  in  den  Provinzen  des 
Gewohnheitsrechts  (oder  im  nördlichen  Frankreich)  und  auch 
in  diesen  Provinzen  nicht  ohne  Ausnahme.8) 

Auch  dieEnstehung  der  Städte  that  der  Fortdauer  jenes 
Unterschiedes  keinen  Eintrag  Die  Municipalverfassung  beruhte 
auf  besondern  königlichen  Freibriefen  9)  Die  Stadtrechte  ent- 
standen und  entwickelten  sich  überall  unter  dem  Einflüsse  der 
Rechte,  welche  in  dem  Lande  oder  Bezirke,  wo  die  Stadt  lag, 
schon  früher  gegolten  hatten.  Sie  trugen  sogar  in  den  Lan- 
dern des  Gewohnheitsrechts  nicht  wenig  zur  Ausbildung  der 
altdeutschen  Rechte  bei;  z.  B.  in  der  Lehre  von  der  ehelichen 
Gütergemeinschaft.  (Schon  in  den  ältesten  Gesetzen  der  deut- 
schen Völker  finden  sich  Spuren,  dass  unter  Eheleuten  eine 
gewisse  Gemeinschaft  der  Güter,  wenigstens  eine  Errungen- 
schaftsgemeinschaft, bestand.  Denn  die  Ehe  war  zugleich  ein 
Bund  zwischen  zwei  Familien.  In  den  Städten  sprachen  für 
die  Gütergemeinschaft  unter  Eheleuten  noch  besondere'  Gründe, 
Gründe  ökonomischer  Art ) 

Die  Gewohnheitsrechte   bildeten  sich  und  erhielten   sich 


8)  Merlin  m.  franc-alleu.  Hierin  liegt  zugleich  ein  neuer  Beweis, 
das*  das  Lehnswegen  nicht  ein  gans  neues  Institut,  sondern  nur  eine 
Umgestaltung  oder  Reform  der  älteren  Verfassung  war. 

9)  Histoire  des  com  muri  es  de  France  et  de  la  legislation  municipale 
depuis  la  fin  de  ronzieme  siecle  jusqu'a  nos  jours.  Par  Dufey.  1828.  — 
Histoire  da  droit  municipal  en  France  sous  la  domination  romaine  et 
sous  les  trois  dynastiea.  Par  Raynouard  1829.  IL  Vol.  ---  Histoire 
de  l'administration  locale  en  France  etc.  Oeuvre  posthume  du  baron 
C.  F.  E.  Dupin  1829.  —  Memoire  sur  la  question  proposäe  par  l'aca- 
demie  des  inscr.  et  des  belles-lettres ,  d'examiner  quel  Itait  l'&at  des 
institutions  provinciales  et  cömmunales  et  des  corporations  des  pays  de 
la  France  a  Tavenement  de  Louis  XI.  Par  Paquet.  1885.  P.)  Nouvelle 
6tude  sur  le  regime  municipal  dans  la  Gaule  par  Bimbenet.  Revue 
critique,  1870.  S.  15  -  52. 
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anfangs  nur  durch  mündliche  Ueberlieferung  und  durch  den 
Gerichtsgebrauch.  Erst  als  sie  schon  eine  gewisse  Vollstän- 
digkeit und  Bestimmtheit  gewonnen  hatten,  wurden  sie  nach 
und  nach  von  den  Gerichten  oder  von  Privatpersonen  nieder- 
geschrieben. Endlich  befahl  der  König  Karl  VII,  aufgefordert 
von  den  Reichsständen  im  125.  Art.  der  Ordonn.  von  Tours 
vom  Monat  April  1452,  amtliche  Sammlungen  von  jenen  Ge- 
wohnheitsrechten zu  fertigen,  Sammlungen,  welche,  von  dem 
Könige  mit  Zustimmung  der  Stände11')  bestätigt,  eine  jede  in 
ihrem  Bezirke,  Gesetzeskraft  haben  sollten.  (Die  zu  Folge 
dieses  Befehles  gefertigten  und  von  dem  Könige  bestätigten 
Sammlungen  des  Gewohnheitsrechts  werden  Coutumes  in  der 
engern  Bedeutung  genannt.)  Ein  offener  Brief  (des  lettres  pa- 
tentes) desselben  Königs  vom  2G.  Aug.  1459  bestätigte  hierauf 
die  Gewohnheitsrechte  von  Bourgogne,  mit  deren  Redaktion 
man  zuerst  zu  Stande  gekommen  war.  Unter  den  Nachfolgern 
dieses  Königs  wurde  die  Arbeit  fortgesetzt  und  endlich  unter 
Karl  IX.  vollendet.  Auch  wurden  mehrere  dieser  coutumes 
späterhin,  (ums  Jahr  1580)  wegen  der  Fehler,  die  sich  in  die 
erste  Redaktion  eingeschlichen-  hatten ,  von  Neuem  durchgese- 
hen und  in  einer  verbesserten  Gestalt  von  Neuem  publicirt. 
(Das  Römische  Recht  erhielt  schon  bei  der  ersten  amtlichen 
Redaktion  der  coutumes,  noch  mehr  aber  bei  der  zweiten,  einen 
bedeutenden  Einfluss  auf  den  Inhalt  dieser  Rechte,  da  zu  dem 
Geschäfte  grösstentheils  Männer  gebraucht  wurden,  die  nur  in 
der  Schule  des  Römischen  Rechts  ihre  juristische  Bildung  er- 
halten hatten.)  Von  nun  an  also,  beziehungsweise  seit  dem 
15.  und  seit  dem  16.  Jahrhunderte,  hatten  diese  Länder  ein 
Recht,  welches,  zwar  seinem  Ursprünge  nach  ein  Gewohnheits-  * 
recht,  dennoch  seiner  Form  und  Gültigkeit  nach  ein  geschrie- 
benes Recht  war.  Gross  war  die  Anzahl  dieser  Coutumes.  Sie 
wurden,  in  Beziehung  auf  ihr  Gebiet,  in  Land-  und  Ortsrechte 
eingetheilt,  (Cout.  g&iörales  —  locales.).    Man  zählte  ohnge- 


10)  Vgl.  ßecueil  general  des  anciennes  lois  franc.  (S.  oben  §.  6.) 
T.  XI.  p.  457.  Anmerkung  des  Herausgebers.  Merlin,  Rep.  unter  Le- 
gitime administration. 
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fahr  60  coutumes  der  erstem  und  an  300  coutumes  der  letz- 
teren  Art.  Eine  jede  einzelne  Coutume  fährte  den  Namen 
ihres  Gebietes  oder  den  der  Behörde,  welche  nach  derselben 
sprach.  Von  den  Rechtsgelehrten  werden  die  Coutumes  auch 
ihrem  Inhalte  nach  benannt  und  classificirt.  (Z.  B.  als  Cou- 
tumes d'£galitä,  nach  welchem  nicht  ein  Erbe  vor  dem  andern 
bedacht  werden  konnte,  —  c.  de  franc-alleu,  nach  welchen 
Grundstücke  im  Zweifel  für  Allodium  zu  halten  waren)  Eine 
besondere  Erwähnung  verdient  die  Coutume  de  Paris,  auch  la 
coutume  de  la  prlvöt6  et  vicomtä  de  Paris  genannt,  eine 
Hauptquelle  des  C.  c.  Sie  ist  vom  Jahr  1510,  die  revidirte 
Ausgabe  vom  Jahr  1580.  Sie  wurde  auch  ausserhalb  der  Stadt 
Paris  von  einigen  Gerichten  alsdann  als  Entscheidungsnorm  ge- 
braucht, wenn  das  dem  Lande  oder  dem  Orte  eigenthümliche 
Gewohnheitsrecht  den  Fall  unentschieden  liess.  (Coutumes 
muettes.)  —  Uebrigens  hatte  in  den  Ländern  des  Gewohnheits- 
rechts das  Römische  Recht  zwar  in  der  Regel11)  nicht  die  Gül- 
tigkeit eines  geschriebenen  Rechts.  Aber  nachdem  sich  das 
wissenschaftliche  Studium  des  Justinianeisch-Römischen  Rechts 
auch  in  Frankreich  verbreitet  hatte,  wurde  dieses  Recht,  auch 
von  den  Gerichten  dieser  Länder,  jedoch  nicht  als  ein  positives 
Recht,  sondern  nur  als  eine  Sammlung  allgemein  gültiger  Ent-v 
Scheidungen,  oder  als  ratio  scripta,  besonders  in  der  Lehre  von\ 
den  Verbindlichkeiten  und  den  Verträgen,  zur  Ergänzung  derj 
Coutumes  gebraucht.  —  S.  oben  §.  8  Anm.  2.  — 

Mit  dem  Verfalle  der  königlichen  Gewalt  in  Frankreich," 
unter  den  letzten  Königen  des  zweiten  Herrscherstammes,  wur- 
den auch  die  königlichen  Verordnungen,  damals  noch  Capitu- 
laria  genannt,  sowie  die  Gesetze  des  Reichstages  immer  selt- 
ner und  seltner.  Unter  den  ersten  Königen  des  dritten  Hert> 
scherstammes  ruhte  anfangs  die  gesetzgebende  Gewalt  fast 
gänzlich.  Frankreich  war  damals,  wenn  auch  nicht  dem  Na- 
men, doch  der  Sache  nach,  ein  Bundesstaat,  der  König  nur 
der  Vorsteher  dieses  Bundes.    Jedoch  nach  und  nach  erholte 

11)  Wenn  nicht  der  königliche  Brief,  durch  welchen  die  Coutume 
bestätigt  worden  war,  ausdrucklich  auf  das  römische  Recht  verwies.  S. 
das  Anm.  10  a.  Werk.  T.  IX.  p.  364.    Merlin  m   autoritta.  §.  5. 
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sich  die  königliche  Gewalt  wieder  von  diesem  Zustande  der 
Schwäche;  auch  die  Reichstage  erhielten  wieder,  wenn  auch 
anders  als  vormals  zusammengesetzt,  und  nicht  mit  den  frü- 
heren Vollmachten  ausgestattet,12)  Bedeutung  und  Wirksam- 
keit, So  wurden  die  Verordnungen  die  übrigens  der  König 
bald  aus  eigener  Bewegung  bald  auf  Antrag  der  Stände  er- 
lies, eine  Quelle  des  französischen  Rechts.  (Sie  erhielten  jetzt 
zuerst  den  Namen;  Ordonnances.  Die*  erste,  welche  diesen 
Namen  führt  ist  eine  Verordnung  Philipp's  des  Schönen  vom 
Jahr  1227.  Merlin  m.  Ordonnance.)  Sie  werden  wiederum, 
nach  der  Verschiedenheit  ihres  Inhalts,  durch  besondere  Be- 
nennung von  einander  unterschieden.  So  ist  ein  Edikt  ein 
Gesetz  über  einen  einzelnen  Gegenstand;  eine  Ordonnance 
in  der  engern  Bedeutung  ein  Gesetz,  das  eine  ganze  Gattung 
von  Gegenständen  oder  eine  ganze  Rechtslehre  umfasst;  eine 
Declaration  ein  Gesetz,  das  ein  anderes  erläutert  oder  eine 
streitige  Rechtsfrage  entscheidet;  endlich  dieLettres  paten- 
tes sind  Befehle,  mittelst  welcher  der  König  ein  Privilegium 
ertheilt  oder  einen  im  Staatsrathe  gefassten  Beschluss  den  Ge- 
richten zur  Befolgung  zufertigt.  (Vgl.  Pigeau  I,  196.) 
So  schwankend  anfangs  das  Ansehen  und  so  unbestimmt  an- 
fangs das  Gebiet  der  königlichen  Verordnungen  gewesen  war, 
so  unbestritten  und  so  unbeschränkt  war  die  Gesetzeskraft  der- 
selben nach  dem  späteren  Verfassungsrechte,  d.  h.  ohngefähr 
seit  der  Mitte  des  17.  Jahrhunderts.  Jedoch  hatten  sich  die 
Parlamente  in  den  Besitz  des  Rechtes  gesetzt,  die  verbindende 
Kraft  der  Ordonnanzen  von  der  Bedingung  der  Eintragung 
abhängig  zu  machen,  so  dass  ein  jedes  Parlament  nur  die 
Ordonnanzen  in  Anwendung  brachte,  welche  es  selbst  in  die 
dazu  bestimmten  öffentlichen  Bücher  eingetragen  hatte.  (En- 
registrer.  —  Bekanntlich  wurde  dieser  Besitzstand  oder  An- 
spruch der  Parlamente  von  der  Regierung  für  verfassungswidrig 
gehalten.)  —  Unter   den   Ordonnanzen  sind  die  für  das  Civil- 

12)  Diese  Reichstage  hatten  nur  theils  das  Recht,  dass  ohne  ihre 
Zustimmung  keine;  neuen  Abgaben  aasgeschrieben  werden  durften,  theils 
4as  Recht,  Beschwerden  (doleances,  remonstrances)  an  den  König  zu 
richten. 
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recht  wichtigsten  die  folgenden:  Die  0.  Franz  L  vom  Monat 
August  1539  über  die  Gerechtigkeitspflege;  die  0.  Karls  IX. 
vom  Monat  Januar  1561  über  die  Beschwerden  des  Reichs* 
tagee  von  Orleans;  die  0.  desselben  Königs  (geg.  zu  Moulins) 
vom  Monat  Februar  1566  über  die  Beform  der  Gerechtigkeits- 
pflege; die  0.  Heinrich's  HL  v.  J.  1579  veranlasst  durch  die 
Beschwerden  des  Reichtages  von  Blois  über  die  allgemeine 
Polizei  des  Königreiches;  die  Ordonnanzen  Ludwig's  XIV. 
(s.  oben  §.  17.  20)  und  die  Ludwig's  XV.  (die  Ordonn.  des 
donatione  v.  J.  1731,  des  testamens  v.  J.  1735,  des  snbsti- 
tations  v.  J.  1747.)  Uebrigens  hoben  die  Ordonnanzen,  ob 
sie  wohl  für  ganz  Frankreich  verbindende  Kraft  hatten,  den 
Unterschied  zwischen  den  Ländern  des  geschriebenen  und 
denen  des  Gewohnheitsrechtes  nur  in  einzelnen  Lehren  oder 
Beziehungen  au£  Die  Ordonnanz  des  testamens  vom  J.  1735 
legt  diesen  Unterschied  sogar  ihren  Verfügungen  ausdrücklich 
zum  Grunde,  indem  sie  andere  Testamentsformen  für  die 
Länder  der  erstehen  Art,  andere  für  die  der  zweiten  Art 
festsetzt. 

So  mannigfaltig  und  eines  so  verschiedenen  Geistes  und 
Ursprungs  waren  die  Quellen  des  französischen  Civilrechts,  als 
die  Revolution  ausbrach.  Ja  in  der  Wirklichkeit  war  die  Ver- 
schiedenheit der  Rechte  sogar  noch  grösser,  da  ein  jedes  Par- 
lament wieder  seinen  eigenen  Gerichtsgebrauch  hatte,  da  über- 
dies nicht  selten  besondere  Privilegien  in  die  Entscheidung 
bürgerlicher  Rechtssachen  eingriffen.  Wie  nun  die  französische 
Revolution  unter  anderm  auch  den  Zweck  hatte,  an  die  Stelle 
dieses  Gewirres  ein  für  ganz  Frankreich  giltiges  und  mit  den 
gestiegenen  Forderungen  des  Zeitalters  übereinstimmendes 
Qvilrecht  zu  setzen  —  wie  sie  diesen  Zweck  nur  unvollständig 
erreichte  —  wie  es  erst  der  Konsularregierung  vorbehalten 
war,  die  Aufgabe  zu  lösen  —  wie  endlich  das  wiederherge- 
stellte Königthum  den  von  Napoleon  aufgeführten  Bau  im 
Ganzen  unverändert  gelassen  hat  —  ist  schon  oben  §.  7  ff. 
auseinandergesetzt  worden.  —  Hier  nur  noch  von  den  verschie- 
denen Behörden,  von  welchen  die  gesetzgebende  Gewalt  seit 
dem  Anfange  der  Revolution  nach  und  nach  ausgeübt  worden 
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ist.18)  (Der  Wechsel  dieser  Behörden  oder  der  Verfassungen 
Frankreichs  steht  zugleich  in  einem  wesentlichen  Zusammen- 
hange mit  dem  Geiste  der  unter  der  Herrschaft  einer  jeden 
einzelnen  Verfassung  erschienenen  Gesetze.)  —  1.  Die  Versamm- 
lung der  Reichsstände  (l'assembläe  des  ätats  gen£raux)  ver- 
wandelte sich  den  17.  Juni  1789  in  eine  Nationalversamm- 
lung, die  späterhin  den  Namen:  Konstituirende  Versammlung, 
annahm.  (L'assembl£e  nationale,  Fass.  Constituante.)  Die  De- 
krete dieser  Versammlung  waren  der  Sanktion  des  Königs 
unterworfen.  Vgl.  die  bis  v  1.  Okt.  u.  9.  Nov.  1789.  2.  Ihr 
folgte  den  1.  Okt.  1791  diegesetzgebende  Versammlung, 
(l'assembläe  legislative  —  die  erste  und  die  letzte,)  die  aus 
745  Volksrepräsentanten  und  aus  einer  einzigen  Kammer  be- 
stand. Auch  die  Dekrete  dieser  Versammlung  erhielten  erst 
durch  die  Sanktion  des  Königs  Gesetzeskraft.  Jedoch  enthielt 
die  Verfassungsurkunde  (die  Konstitution  v.  3.  14.  Sept.  1790) 
die  Vorschrift,  dass,  wenn  drei  Versammlungen  nach  einander 
dasselbe  Dekret  dem  Könige  zur  Sanktion  vorlegen  würden, 
ein  solches  Dekret  ohne  den  Beitritt  des  Königs  Gesetz  sein 
sollte.  3)  Der  Nationalkonvent  (la  Convention  nationale), 
welcher  den  22.  September  1792  an  die  Stelle  der  gesetzge- 
benden Versammlung  trat,  vereinigte  in  sich  alle  Gewalten. 
Seine  Dekrete  hatten  unbedingt  Gesetzeskraft  4.  Den  5  Brum. 
IV.  hielt  der  gesetzgebende  Körper,  (le  corps  ligisla- 
tif,)  dessen  Rechte  und  Verfassung  die  Konstitution  v.  5.  Fruct. 
III.  bestimmt  hatte,  seine  erste  Sitzung.  Er  bestand  aus  zwei 
Käthen,  dem  Käthe  der  Fünfhundert  (le  conseil  des  cinq-cents) 
und  dem  Käthe  der  Alten  (le  conseil  des  anciens).  Der  erstere 
hatte  das  Recht,  Gesetze  vorzuschlagen,  der  letztere,  sie  zu 
bestätigen  oder  zu  verwerfen.  Das  Direktorium,  welchem  die 
vollziehende  Gewalt  durch  die  Konstitution  des  J.  III.  über- 
tragen worden  war,  hatte  keinen  Antheil  an  der  gesetzgeben- 
den Gewalt.  Die  Verordnungen,  die  das  Direktorium  in  Ver- 
waltungssachen zu  erlassen  berechtigt   war,   wurden   arretäs 


13)  Vgl.  Merlin  m.  loi.    Henrion  de  Pansey   des   assemblees 
nationales.    1825. 
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genannt.  5.  Den  19.  Brum.  VIII.  vertagten  beide  Rathe  ihre 
Sitzungen.  An  die  Stelle  des  gesetzgebenden  Körpers  traten 
einstweilen  zwei  Gesetzgebungskommissionen;  (com- 
missions  legislatives;)  die  eine  bestand  aus  Mitgliedern  des 
Ratbes  der  500,  die  andere  aus  Mitgliedern  des  Käthes  der 
Alten.  Diese  Kommissionen  konnten  jedoch  nur  insofern  De- 
krete erlassen,  als  ihnen  die  provisorische  Konsularregierung, 
welche  dem  Direktorium  gefolgt  war,  den  Vorschlag  zu  einem 
Dekrete  machte.  Gesetz  vom  19.  Brum.  VIII.  6.  Dieser  einst- 
weilige Zustand  der  Dinge  dauerte  bis  zum  11.  Niv.  VIII.,  \ 
an  welchem  Tage  ein  neu  organisirter  gesetzgebender! 
Körper,  (ebenfalls  corps  l£gislatif  —  späterhin  aber  in  den  { 
Zeiten  des  Kaiserreichs  la  chambre  des  däputes  des  departe- 
mens  genannt,)  und  ein  Tribunat  ihre  ersten  Sitzungen  hielten. 
Die  Regierung  allein,  (die  Konsularregierung,  dann  der  Kaiser,)  j 
hatte  von  nun  an  das  Recht,  Vorschläge  zu  neuen  Gesetzen  J 
zu  machen.  Die  Vorschläge  wurden  von  dem  Tribunate  in 
Berathung  gezogen.  Dieses  trug  hierauf  durch  eine  aus  drei 
Mitgliedern  des  Tribunats  bestehende  Deputation  auf  die  An- 
nahme oder  Verwerfung  des  Vorschlages  an.  Der  gesetzge- 
bende Körper  stimmte  über  diesen  Antrag,  ohne  dass  irgend 
eine  Berathung  vorausging  durch  geheime  Stimmensammlung 
ab.  Konst.  v.  22.  Frim.  VIII.  In  der  Folge  wurde  jedoch 
das  Tribunat,  nachdem  mit  demselben  schon  mehrere  Verän- 
derungen vorgenommen  worden  waren,  gänzlich  unterdrückt 
und  durch  drei  Kommissionen  des  gesetzgebenden  Körpers  er- 
setzt. 7.  Nach  dem  königlichen  Ver&ssungsbriefe  v.  J.  1814 
wurde  die  gesetzgebende  Gewalt  von  dem  Könige,14)  von  der 
Kammer  der  Pairs  und  von  der  Kammer  der  Abgeordneten 


14)  Frankreich  war  eine  erbliche  Monarchie.  Das  Recht  der  Re- 
gierungsnachfolge  war  aaf  den  Mannsstamm  beschrankt;  ein  Grund- 
satz, den  man  die  lex  Salica  in  nennen  pflegt.  Die  Veranlassung  iu 
dieser  Benennung  hat  die  (obwohl  keineswegs  von  der  Thronfolge  han- 
delnde) Stelle  der  lex  Salica  tit.  LXII.  6.  gegeben :  -De  terra  vero  salica 
nulla  portio  hereditatis  ad  mulierem  veniat,  sed  ad  virilem  sexum  tota 
terrae  hereditas  perveniat."  Vgl.  Recherches  snrla  France.  Par  Pasquier, 
Liv.  II.  chap.  16  und  eine  Abhandlung  von  Isambert  in  dem  Werke: 
Andennes  lois  francaises.  V,  58. 
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der  Departements  zusammen  (collectivement)  ausgeübt.  Der 
König  allein  hatte  die  Initiative  der  Gesetze ;  jedoch  mit  dem 
Vorbehalte ,  dass  beide  Kammern  zusammen  den  König  um 
die  Vorlegung  eines  Gesetzvorschlages  bitten  konnten.  Der  König 
konnte  einen  Gesetzvorschlag  ebensowohl  zuerst  der  I.  als 
zuerst  der  EL  Kammer  vorlegen  lassen,  ausgenommen  einen 
Auflagen  betreffenden  Vorschlag,  (exceptö  la  loi  de  l'imp6t.) 
Ein  Vorschlag  dieser  Art  war  zuerst  an  die  Kammer  der  Ab- 
geordneten zu  richten.  Nachdem  ein  Gesetzvorschlag  in  der 
einen  und  in  der  andern  Kammer  die  Zustimmung  der  Ma- 
jorität erhalten  hatte,  erlangte  er  durch  die  Sanktion  des  Kö- 
nigs Gesetzeskraft.  Die  Kammer  der  Pairs  bestand  aus  Mit- 
gliedern, welche  der  König  auf  Lebenszeit  ernannte.  Er  konnte 
ihre  Würde  nach  Gefallen  auch  erblich  machen.  S.  Charte 
v.  J.  1814.  Art.  15-22.  27.  —  8.  Nach  der  Charte  v.  1880 
hatte  jeder  der  drei  Zweige  der  gesetzgebenden  Gewalt  das 
Recht  zur  Initiative  der  Gesetze.  Die  Mitglieder  der  Pairekam* 
mer  wurden  vom  König  (in  beliebiger  Zahl)  ernannt;  ihre 
Würde  war  nicht  erblich.  (Gesetz  vom  29.  Dezember  1831.) 
Die  Wahl  der  Abgeordneten  zur  zweiten  Kammer  war  eine 
unmittelbare  Wahl.  (Gesetz  v.  19.  April  1831.)  —  9.  Unter 
der  Constitution  von  1848  wurde  die  gesetzgebende  Gewalt 
von  der  Versammlung  der  Volksrepräsentanten  ausschliesslich 
geübt.  Der  Präsident  der  Republik  hatte  die  Initiative  und 
ein  suspensives  Veto.  (Const.  v.  J848.  Art.  20.  .49.  58.  59.) 
Die  Abgeordneten  wurden  direkt  und  nach  allgemeinem  Stimm- 
recht gewählt  (Art.  24—30.  Gesetz  v.  15.  März  1849.)  — 
Von  der  späteren  Verfassung  in  Beziehung  auf  die  Organisa- 
tion der  gesetzgebenden  Gewalt  s.  unten  §.  46. 


§.43. 

Das  altere  Citttrecht. 

Zu  den  Hilfswissenschaften  des  heutigen  französ.  Civil- 
rechts  gehört  II.  das  ältere  französissche  Civlrecht. 
Also: 
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1)  Das  Römische  Recht 
Ichriften,  die  über  dieses  Recht  in  Frankreich 
seit  der  Publikation  des  C.  c.  erschienen  sind: 
Das  Römische  Recht  in  Frankreich.  Von  Warnkönig. 
In  dessen  und  Rosshirt's  Zeitschrift  für  Civil-  und  Cri- 
ininalrecht.  IL  Bd.  3.  Heft.  n.  1.  —  Hugo,  histoire  du 
droit  romain,  traduite  de  Tallemand  sur  la  7.#&lition,  par 
Jourdanj  ed.  revue  par  Poncelet.  1821*  f.  II.  Vol. 
Pr^cis  historique  du  droit  romain  depuis  Romulus  jusqu'a 
nos  jours.  Par  Dupin,  alne.  1825.  18.  —  Einleitungs- 
schritten haben  herausgegeben:  Bravard,  Etienne.  — 
Uebersetzungen  der  Gesetzbücher  Justinian's  haben  heraus- 
gegeben: Der  Institutionen,  Hulot,  Blondeau  et  Bon- 
jean (1839),  Ducaurroy,  (8.  Ausgabe.  1852.  II.  Vol.) 
Teissier  (1833),  Etienne  (1845.  IL  Vol.),  der  Institutio- 
nen des  Gaius,  Domenget  (letzte  Aufl.  1866),  P e  1  lat  (1844), 
der  Paraphrase  des  Theophilus,  F regier  (1847);  der  Pan- 
dekten, Breard  de  Neuville  (nach  der  von  Pothier 
gemachten  Stellung  der  Gesetze  1817,  24.  Vol.  und  hierzu 
Table  v.  Moreau  de  Moritalin,  n.  Vol),  des  ganzen  Cor- 
pus Juris:  Corps  de  droit  des  bis  romaines,  traduiten  fran- 
$ais.  Par  Hulot,  Tissot  etc.  Metz  1803-1811.  XVII. 
Vol.  4.  —  ElemeDta  juris  civilis  Justinianei,  cum  C.  N.  et 
reliquis  juris  Franco  Gallici  codicibus  juxta  ordinem  Insti- 
tutionum  collati.  Auct.  Arnold.  Par.  et  Argent.  1812. 
Instituzioni  di  giurisprudenza  romana  e  francese  comparata 
di  L.  Quartieri.  Pisa.  IL  Vol.  1812.  f.  Juris  Romani 
elen  enta,  sec  ordinem  Institut.  Justiniani.  Auct.  Delvin- 
court.  Ed.  IV.  1823.  Ebenso  haben  Lehrbücher  des  römi- 
schen Rechts  nach  der  Ordnung  der  Institutionen  heraus- 
gegeben: Poncelet,  (1820)  Ruffat,  (Toulouse,  1831.) 
Quinon,  (Grenoble,  1834.  IL  Vol)  Ortolan  (1844. 
IL  Vol.),  Lagrange  (Manuel  du  dr.  romain  ou  examen 
sur  les  Institutes  de  Justinian.  1866  11.  6d.)  —  Le  droit 
romain  dans  ses  rapports  avec  le  droit  francais  et  les  prin- 
cipes  des  deux  legislations.  Par  le  Clerq  Lüttich.  1810 ff. 
VIII.  Vol.  Application  au  G.  c.  des  Institutes  et  des  50. 
livres  du  Digeste,  avec  la  traduction  en  regard.  Par  Biret 
1824.  IL  Vol.  —  Auch  sind  Uebersetzungen  der  Institu- 
tionen von  Marezoll  ftrad.  par  Pellat,  2.  Äd.  1852), 
des  Lehrbuchs  von  Makeldey  (tr.  par  Beving,  1846;, 
der  Römischen  Rechtsgeschichte  von  Hugo  (tr.  par  Jour- 
dan,  siehe  oben)  und  des  Systems  von  Savijjny  trad. 
par    Guenoux,    1840—49.    VII.    VqL    erschienen.    — 
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Ueber  römische  Rechtsgeschichte :  Histoire  du  droit  romain, 
snivie  de  la  vie  de  Cujas.    Par  Berriat  St.  Prix.   1821. 

—  Histoire  du  dr.  romain.  Par  Giraud.  1841.  —  Essai 
sur  Thistoire  du  dr.  prive  des  Romains.  Par  Guärard. 
1841.  —  Histoire  de  la  l^gislation  romaine.  Par  Ortolan. 
5.  6d.  1852.  —  Cours  d'hist.  du  droit  romain.  Par  Pon- 
celet  1843.  —  Histoire  du  droit  byzantin.  Par  Mon- 
treuil.  1847.  III.  Vol.  —  Savigny,  histoire  du  droit 
romain  au  moyen-äge,  traduit  par  Guenoux.  1839.  III.  Vol. 

—  De  Tinfluence  du  Christianisme  sur  le  droit  civil  des  Ro- 
mains. Par  Tropion g.  1842.  —  (S.  auch  die  oben  ange- 
führten Werke  von  Laferriere  und  Giraud.)  P>) Erwäh- 
nung verdienen  die  Werke  von  De  mang  eat,  Cours  61emen- 
taire  de  droit  romain.  2.  £d.  1867.  Des  obligations  solidaires 
en  dr.  rom.  1859.  De  la  cond.  du  fonds  dotal  en  dr.  rom. 
18(50;  ferner  Accarias,  Pr^cis  de  dr.  rom.  2  vol.  1869 — 79. 

2)  Das  Gewohnheitsrecht.    (Die  ehemaligen  Land- 
und  Ortsrechte;  le  droit  coutumier.) 

Sammlungen  dieser  Rechte:  Le  grand  coutumier  de 
France,  connu  sous  le  nom  Grand  coutumier  de  Charles  VI., 
publik  par  Charondas  le  Caron.  Paris  1598.  Somme 
rurale  ou  le  grand  coutumier  general,  compose  par  Bou- 
teillier,  avec  les  annotations  de  Charondas  le  Caron. 
Mehrmals  aufgelegt,  zuletzt  1621.  4.  Bibliotheque  des  cou- 
tumes.  Par  Berroyer  et  de  Laurriere.  1754.  4  Nou- 
veau  coutumier  genäral  ou  corps  dos  coutumes  gön^rales  et 
particuli&res  de  France.  Par  Bourdot  de  Richebourg. 
1724.  VIII.T.fol.  (Gewöhnlich  sind  sie  in  IV  Bände  zusam- 
mengebunden.) —  Werke,  in  welchen  das  Gewohn- 
heitsrecht als  Wissenschaft  bearbeitet  worden 
ist:  Conference  des  coutumes  de  France.  Par  P.  Guenovs. 
Paris  1596.  Institutes  coutumieres  de  Loisel.  Man  hat 
von  diesem  Werke  mehrere  Ausgaben,  unter  welchen  die 
mit  den  Anmerkungen  von  Lauriere  den  übrigen  vorzuziehen 
ist.  Die  neueste  Ausgabe  ist  erschienen  zu  Paris  1783. 
II.  Vol.  12.  —  *Neue  Ausgabe  von  Dupin  und  Labou- 
laye.  1846.  II.  Vol.  12.  —  Kommentare:  Fast  ein 
jedes  einzelne  Gewohnheitsrecht,  insbesondere  fast  ein  jedes 
einzelne  Landrecht,  hatte  seine  Kommentatoren  gefunden. 
Die  Schriften  derselben  findet  man  in  den  unten  anzufüh- 
renden literarischen  Werken  verzeichnet.  Die  vorzüglichsten 
Kommentatoren  über  die  Coutume  de  Paris  sind:  Bro- 
deau,  Auzanet,  Duplessis,  Ferriere  und  besonders 
Dumoulin.     (Dumoulin   —   Molinaeus  —  wurde   l'oracle 
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da  droit  coutumier  genannt  Caroli  Molinaei  Opera, 
quae  extant,  omnia.  Paris  1681.  V.  Vol.  fol.)  Corps  et 
compilation  de  tous  les  commentateurs  sur  la  coutume  de 
Paris.  Par  Cl.  de  Ferriere.  Nouv.  id.  revue,  corrigie 
et  augmentie  par  Fauteur  et  A  J.  de  Ferrifere,  son  ms; 
enrichie  des  observations  de  le  Camus.  Par.  1714.  IV.  Vol. 
fol.  Das  Werk  enthält  nicht  einen  blossen  Abdruck  der 
älteren  Kommentare,  sondern  eine  Verarbeitung  derselben 
zu  einem  commentarius  perpetuus.  Unter  einem  jeden  Ar- 
,  tikel  der  Coutume  findet  man  die  Erläuterungen  der  früheren 
Kommentatoren.  (Das  Französische  Gewohnheitsrecht*)  kann 
eben  so  sehr  zur  Erläuterung  der  Deutschen  Landrechte 
benutzt  werden,  als  diese  zur  Erläuterung  jenes  Rechts 
gebraucht  werden  können.  Es  enthält  einen  reichen  Schatz 
für  die  Bearbeitung  der  Rechte  deutschen  Ursprungs  über- 
haupt.) —  *Eine  Uebersicht  sämmtlicher  Coutumes  mit  An- 
gabe der  Commentare  s.  bei  Schaffner  III,  S.  124  ff.  und 
S.  165 — 168.  P.)  Besonders  wichtig  ist  Pothier,  La  cou- 
tume d'Orldans,  Bd.  15,  16,  17  der  gesammten  Werke,  &<L 
Siffrein,  Paris  1822;  ferner  für  Elsass,  Bonvalot,  Cout. 
de  la  Haute-Akace,  1870.  Berlin  bei  Kortkampf.  —  Siehe 
oben  §.  42  „Literatur." 

3)  Die  königlichen  Ordonnanzen. 

Amtliche  Sammlung  derselben:  Ordonnances  des  rois 
de  France  de  la  troisi&me  race.  Paris  seit  1723.  Sie  ist 
noch  lange  nicht  vollendet.  (Bis  jetzt  sind  XXIII.  Bände, 
der  letzte  im  Jahr  1847  erschienen.)  Die  Einleitungen,  die 
den  einzelnen  Bänden  vorausgehen,  sind  auch  für  den  Rechts- 
gelehrten von  hohem  Interesse.  Die  Sammlung  wird  auch 
la  collection  du  Louvre  genannt.  Die  Fortsetzung  des  Wer- 
kes wird  dermalen  von  der  Akademie  des  inscriptions  et 
belles-lettres  besorgt.  (Früher  vom  Nationalinstitute.)  — 
Table  chronologique  des  ordonnances  des  Rois  de  France 
jusqu'ä  Louis  XH.  inclusivement,  suivie  d'une  table  alpha- 
bÄtique.  Par  Pardessus.  1847.  Fol.  —  Siehe  auch  oben 
§.  5  wegen  Recueil  g£n£ral  des  anciennes  bis. 

*)  P.)  S.  nt.  10.  eu  §.  41.  Während  Laurent,  Princ.  I.  24.  S.  38 
das  germanische  Recht  hoch  über  das  römische  Recht  stellt,  hat  Bro- 
eher,  sur  la  legitime  et  les  r&erves  S.  120 u.  f.  doch  wohl  die  richtigere 
Idee,  daas  das  Droit  coutumier  trotz  seiner  grossen  Vorzüge  durch  seinen 
objektiven  Grundcharakter  oft  vor  lauter  Ausnahmen  keine  Regel  hat; 
so  settt  Loysel  an  der  Spitze  seiner  Institutes  coutumieres  das  Prinzip : 
Nulle  reigle  sans  faute.tt 
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4)  Der  ältere  Gerichtsgebrauch. 

Schon  im  15.  Jahrhundert  fing  mau  an,  die  Entscheidungen 
der  Gerichte  zu  sammeln  Als  der  erste,  welcher  eine  solche 
Sammlung  herausgab,  wird  Gui-Pape  (Guido  Papa)  genannt. 
Viele  andere  folgten  diesem  Vorgange.  Bald  wurden  daher 
Repertoires ,  d  i.  Sachregister  über  den  gesammten  in 
diesen  Sammlungen  enthaltenen  Schatz  Bedürfnis.  Das 
erste  Sachregister  dieser  Art  war  die  bibliotheque  des  arrets 
de  tous  les  parlements  de  France.  Par  Laurent  Jovet. 
Paris  1669.  Fol.  In  der  Folge  erschienen  mehrere  ähnliche 
Werke.  Die  vorzüglichsten  unter  diesen  Werken  sind: 
Dictionnaire  des  arrets  ou  jurisprudence  universelle  des 
parlemens  et  autres  tribunaux  de  France.  Par  P.  J.  Bril- 
lon.  Paris  1726.  III.  Vol.  Fol.  Nouv.  6ä  1727.  VI. 
Vol  Fol.  Eine  spätere  Ausgabe:  Par  Prost  du  Royer 
et  Riolz.  1781-1788.  VII.  Vol.  4.  ist  unvollendet  ge- 
blieben. —  Collection  de  dlcisions  nouvelles  et  de  notions 
relatives  ä  la  jurisprudence.  Par  Den i zart.  Die  neueste 
Ausgabe:  Collection  etc.  par  Denizart,  mise  dans  un  nou- 
vel  ordre,  corrig^e  et  augment^e  par  Camus  et  Bayard. 
Fortgesetzt  von  Calenge.  Par.  1783—1808.  XIV.  Vol.  4. 
geht  nur  bis  zu  dem  Worte  Hypoth&que  —  Repertoire  uni- 
versel  et  raisonne  de  jurisprudence  Par  Gujot.  Par.  I.  A. 
1777.  IL  A.  1784.  VII.  Vol.  4.  —  Es  ist  dasselbe  Werk, 
dessen  neueste  Auflagen  wegen  der  grossen  Verdienste,  die 
Merlin,  als  Herausgeber,  um  dieselben  hat,  unter  dem 
Titel:  Repertoire  de  Merlin,  angeführt  zu  werden  pflegen. 
(S.  unten  §.  61.)  Uebrigens  ist  dieses  Werk  nicht  sowohl 
ein  Repertorium  des  Gerichtsgebrauches,  als  vielmehr  eine 
Encyclopädie  der  Rechtswissenschaft. 

5)  Das  Kanonische  Recht,  das  ist  das  Recht  der 

katholischen  Kirche,  sowohl  das  allgemeine,  als 

das  der  katholischen  Kirche  in  Frankreich. 

Das  gemeine  katholische  Kirchenrecht  ist  zuweilen,  zum 
Beispiel,  wenn  die  Rechtsfähigkeit  eines  Fremden  in  Frage 
steht, x)  jetzt  noch  sogar  eine  unmittelbare  Quelle  des  Civilrechts. 
Dasselbe  Recht  ist  in  einigen  Lehren  ein  Hülfemittel  zur 
Erläuterung  des  C.  c,  namentlich  in  der  Lehre  von  der  Ehe. 
Siehe  auch  Art  2060  n.  2.  —  Auch  das  der  katholischen 


1)  Sir.  IX,  I,  332.    P)  Vgl.  nt.  •♦•  zu  «.  16. 
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Kirche  Frankreichs  (der  eccleaia  Gallicana)  eigenthüm- 
liche  Recht  greift  auf  mehr  ah  eine  Weise  in  das  französ. 
Civilrecht  ein.  Damm  füge  ich  hier  über  dieses  Recht  noch 
Folgendes  hinzu:  Berühmt  sind  die  Freiheiten  der  Oal- 
Hkanischen  Kirche.  Diese  Freiheiten  besteben  ihrem  Grund- 
karahter  nach/  (schwerer  ist  es,  sie  im  Einzelnen  zu  be- 
stimmen,) in  der  vergleichungsweise  grösseren  Unabhängig- 
keit der  französischen  Nationalkirche  von  dem  pabstlichen 
Stuhle.  Die  Grundsätze  zu  welchen  sich  diese  Kirche  in 
Beziehung  auf  die  päbstliche  Gewalt  und  deren  Verhältaiss 
zur  Staatsgewalt  bekennt,  enthält  die  Declaratio  cleri  eccle- 
siae  Gallicanae,  (quatuor  propositionee,)  vom  Jahr  1682. 
Diese  Declaratio  wurde  von  Ludwig  XIV.  durch  eine  Ver- 
ordnung vom  2.  März  1682  zu  einem  Grundgesetze  des 
französischen  Reichs  erhoben;  auch  von  den  neueren  Ge- 
setzen8) wird  sie  bestätigt,  sowie  von  dem  Gerichtsgebrauche*) 
als  fortdauernd  gültig  anerkannt.  Vergl.  Defensio  declara- 
tionis  cleri  Gallicani.  Auct  J.  B.  Bossuet.  Luxemb. 
1730.  4  Amrterd.  1745.  II  T.  4.  Nach  der  letzteren  Aus- 
gabe wieder  abgedruckt  zu  Bamb.  1810.  II.  T.  4.  In  fran- 
zösischer Sprache  erschienen  zu  Paris  1736,  1736.  II.  Vol. 
4.  Histoire  critique  de  1'assembUe  gänlrale  du  clergä  de 
France  de  1682  et  de  la  d^claratioo  des  4.  articles  qui  y 
forest  adoptes.  Par  Tabaraud.  1826  —  Konkordate 
und  Gesetze,  welche  theita  das  Verhältnis  der  Gallikani- 
schen  Kirche  zum  Staate,  theils  die  innere  Verfassung  die- 
ser Kirche  betreffen:  1)  Konkordat  zwischen  Franz  L  und 
Leo  X.  rom  Jahr  1515.  2)  Bis  zum  Ausbruche  der  Re- 
volution war  in  Frankreich  die  katholische  Kirche  die  herr- 
schende Kirche.  Die  konstituirende  Versammlung  bekräf- 
tigte den  Grundsatz  der  Religionsfreiheit.  Aber  (in  Wider- 
spruch mit  sich  selbst)  dekretirte  sie  eine  Constitution  civile 
du  clergd.  Daher  ein  Schisma.  Endlich  gänzliche  Einstel- 
lung dee  christlichen  Kultus  3)  Wiederherstellung  dieses 
Kultus  unter  der  Konsularregierung.  Konkordat  zwischen 
dam  ersten  Konsul  und  dem  Pabste  Pins  VII.,  abgeschlos- 
sen zu  Paris  den  26.  Mess.  IX.  (15.  Juli  1801.  ratif.  von 
dem  Pabste  zu  Rom  den  15.  August).  Zur  Vollziehung 
dieses  Konkordats  wird  die  loi  vom  18.  Germ.  X.  (vom  8. 
April  1802)  concernant  Forganisation  des  cultes  publicirt, 


2)  Lei  v.  18.  Oerra.  X.  Dekret  v.  26.  Febr.  1810.    (Sir.  X,  II,  68. 
«69.)  Sri.  v.  17.  Februar  1810. 
8)  Sir.  XXVI,  II,  78. 
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welche  zugleich  die  Organisation  der  lutherischen  und  die 
der  reformirten  Kirche  Frankreichs  umfasst.4)  Beschwerden 
des  Pabstes  über  dieses  Gesetz:  Modifikationen  desselben 
durch  ein  Dekret  vom  28.  Febr.  1810  und  durch  ein  Ge- 
setz vom  8.  April  1810,  ohne  dass  jedoch  dadurch  jene 
Beschwerden  des  römischen  Hofes  gehoben  worden  wären. 
4)  Konkordat,  abgeschlossen  zwischen  dem  Kaiser  und  dem 
Pabste  Pius  VII.  zu  Fontainebleau  den  25.  Januar  1813, 
promulgirt  als  Reichsgesetz  den  folgenden  13  Febr.  Dieses 
Gesetz,  gegen  welches  der  Pabst  zwei  Tage  nach  der  Un- 
terzeichnung eine  Rechtsverwahrung  einlegte,  weil  er  es 
gezwungen  und  überlistet  unterzeichnet  habe,  ist  jedoch  nie 
in  Vollziehung  gesetzt  worden.  (Dalloz,  Jurispr.  g£n.  unter 
Loi,  Sect.  I.  Art.  2.  §.  5 )  ö)  Neues  Konkordat  zwischen 
dem  König  Lugwig  dem  XV III.  und  dem  Pabste,  unter- 
zeichnet zu  Rom  den  11.  Juni  1817.  Jedoch  der  Gesetz- 
vorschlag, der  zur  Vollziehung  des  Konkordates  an  die 
Kammer  der  Abgeordneten  gebracht  wurde,  erhielt  nicht 
die  Zustimmung  der  Kammer.  6)  Daher  neue  Unterhand- 
lungen, welche  endlich  im  Jahr  1819  zu  einer  interimisti- 
schen Uebereinkunft  zwischen  dem  römischen  Hof  und  der 
französischen  Regierung  führten.  —  Vergl  loi  vom  4.  Juli 
1821,  Ordonn.  vom  19.  Okt.  1821,  vom  31.  Okt  1822,  die 
päbstliche  Bulle  vom  10.  Okt.  1821.  Dieser  provisorische 
Rechtszustand  besteht  auch  jetzt  noch5)  Uebrigens  hat 
sowohl  die  Verfassungsurkunde  vom  Jahr  1814,  als  die  vom 
Jahr  1830,  den  Grundsatz  der  Religionsfreiheit  (de  la  liberte 
des  cultes)  bestätigt6);  auch  kann,  wie  vormals,  wenn  die 
geistliche  Gewalt  die  ihr  gesetzten  Grenzen  überschreitet, 
desshalb  Beschwerde  (appel  comme  d'abus)  bei  der  Regie- 
rung erhoben  werden.7)  —  Hauptwerke  über  das  beson- 
dere Recht  der  Gallikanischen  Kirche:  Lois  eccläsiastiques 
de  France.  Par  de  H^ricourt.  N.  A.  Paris  1771  fol. 
Les  libertes  de  l'äglise  Gallicane.    Par  P.  Pithou.    Paris 


4)  Dieses  Gesetz  ist  im  Allgemeinen  auch  jetzt  noch  in  Kraft.  S. 
Farard  m.  caltes.  Sect.  1. 

5)  Vgl.  über  die  Geschichte  dieser  Konkordate  und  Gesetze:  Pa- 
vard  m.  cultes.  Seot.  I.  Man  ich,  vollständige  Sammlang  aller  alten 
and  neaen  Konkordate.  Lpz.  1831.11.  Vol.  Diction.  dogmatique,  1852. 

6)  Erstreckt  sich  der  Art.  291.  des  C.  p.  and  das  die  Associationen 
beschränkende  Gesete  v.  10.  April  1884  auch  auf  religiöse  Vereine?  S. 
Sir.  XXXVI,  I,  615. 

7)  S.  loi  v.  18.  Germ.  X.  Art.  10.  Dekret  v.  25.  Mars  1818.  Sirey 
XXIV,  II,  54.  XXVIII,  I,  22.  309.  XXX,  II,  40.  Dalloz  jpd.  gtafe.  m. 
oi.  8  ct.  I.  Art.  2.  85. 
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1594  und  in  mehreren  andern  Ausgaben.  Les  libertäs  de 
Nglise  Gallicane  prouv^es  et  commenWes  suivant  l'ordre  et 
la  disposition  des  articles  dress^s  par  P.  Pithou.  Par  Du- 
rand de  Maillane.  Lyon  1771.  V.  Vol.  4.  Auch  in 
den  neuesten  Zeiten  sind  von  Mehreren  Schriften  über  die 
Freiheiten  der  Gallikanischen  Kirche  herausgegeben  worden, 
z.  B.  von  Barral  1817,  von  Grägoire  1818,  von  Bail- 
lot  1819,  von  Dumersais  und  Pitou  1820.  —  Code 
ecctesiastique  frangais«  d'apres  les  lois  eccl.  de  Häricourt, 
avec  les  modifications  command^es  par  la  nouvelle  lögisla- 
tion  et  accompagn£  des  notes.  Par  Henrion.  2.  6d.  1829. 
IL  VoL  —  *Manuel  du  droit  public  eccläsiastique  frangais, 
contenant  les  libertäs  de  l'Eglise  gallicane.  Par  Dupin. 
4.  6d.  1847.  18.  R)  Traite  de  la  ldgislation  des  cultes,  par 
Gaudry,  Paris  1854.  3  Vol.  —  lieber  das  Goncordat: 
Portalis,  Discours  et  travaux  inedits  sur  le  concordat  de 
1801.  1845.  (Enthält  wichtige  Materialien.  —  Vieles  ist 
daraus  mitgetheilt  in:  Handbuch  der  gesammten  Staatsge- 
setzgebung über  den  christlichen  Kultus  in  den  Pr.  Rhein- 
provinzen.    Von  Hermens.    IV.  Bd.  1852.) 

Lehrbücher  des  gesammten  altern  Französ. 
Rechts:  Institution  au  droit  Frangais.  Par  Coquille. 
Die  neueste  Ausgabe:  Paris  1642.  8.  Institution  au  droit 
Frangais  par  Argou,  augmentöe  par  Boucher  d'Argis. 
Die  neueste  Ausgabe.  Paris  1787.  II.  Vol.  12.  Les  institu- 
tions  du  droit  Prangais  suivant  l'ordre  de  Celles  de  Justi- 
nien.  Par  Cl.  Serres.  Die  n.  A.  Toulouse  1778.  4.  — 
Les  rfcgles  du  droit  frangais.  Par  Claude  Pocquet  de 
la  LivoniÄre.  1678.  12.  P.)  Hierher  gehört  auch  das  zu 
§.  42  angeführte  Werk,  Institution  par  Fleury. 

*In  der  neuesten  Zeit  ist  wieder  eine  Literatur  des  ca- 
nonischen Rechts  in  Frankreich  entstanden:  Traite  de  Pad- 
ministration  temporelle  des  paroisses.  Par  Affre.  5.  6d. 
1845.  Von  demselben:  Traite  de  la  proj)ri6t6  des  biens  eccl6- 
aiastiques.  1837.  —  Catächisme  du  Goncile  de  Trente  avec 
notes.  Par  1'abM  Doney.  1839.  n.  Vol.  —  Le  droit 
privÄ,  administrativ  et  public  dans  ses  rapDorts  avec  la  con- 
science  et  le  culte  catholique.  Par  Coro i er e.  1841.  II. 
Vol.  —  Traite  de  1' Administration  de  culte  catholique.  Par 
Vuillefroy.  1842.  H.  Vol.  —  Cours  alphaMtiqpie,  th*o- 
rique  et  pratique  de  la  Mgislation  civile  eccl&riastique.  Par 
Andr6.  nouv.  6d.  1868—69.  4.  VoL  —  Cours  alphab&ique 
et  m&hodique  du  droit  canon.  Par  Andrä.  3.  Edition. 
1860.  6.   Vol.  —  Le  droit  civil  eccläsiastique  frangais  an- 

Z»ob»rli,  Vau.  Clrllrwht.    ».  Aufl.    L  9 
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cien  et  moderne.  Par  G.  d  e  C  h  a  m  p  e  a  u  x.  2.  &i.  1862.  II.  Vol. 
—  Von  demselben:  Bulletin  des  lois  eccläsiastiqnes,  Jour- 
nal encyclop^dique  etc.  1849—1851.  III.  Vol.  —  Manuale 
compendium  juris  canonici  ad  usnm  Seminariorum.  Auetore 
Lequeux.  3.  id.  1850.  IV.  Vol.  R)  Bonia,  Lwtitutkmes 
juris  canonici.  1861—69.  14.  Vol.  —  Uebersetzt  sind  die 
Lehrbücher  von  Walter  (par  Roquemont,  1841)  und 
von  Philipps  (par  l'abb«  Crouzet,  HI-  Vol.  1852.)  — 
S.  Warnkönig,  kritische  Zeitschrift  für  ausländische 
Rechtswissenschaft  XXIV.  331  und  Richter  XVI,  342. 
XVII.  31  ibid. 

§.44. 

Das  Zwiechenrecht. 

Zu  den  Ilülfswissenschaften  des  heutigen  Französischen 
Civilrechts  gehört  III.  das  Zwischenrecht,  insbesondere 
das  Civilrecht  der  Periode  von  1789 — 1804.  —  Lois  civiles 
interm&liaires  etc.  Par  J.  B.  Sirey  et  G.  Sanfourche- 
Laporte.  II.  Ed.  Par.  1809.  IV.  T.  8.1)  S.  auch  oben  §.  5. 
—  Das  Civilrecht  dieser  Periode  besteht  zu  sehr  aus  Bruch- 
stücken,   als  dass  es  eine  systematische  Bearbeitung  zuliesse. 

§.  45. 

Die  übrigen  Theile  des  dermalen  geltenden  Französischen  Rechts. 

Zu  den  Hülfswissenschaften  des  heutigen  Französischen 
Civilrechts  gehören  IV.  auch  die  übrigen  Theile  des 
heutigen  Französischen  Rechts,  wenn  auch  die  einen 
in  einer  nähern ,  die  andern  in  einer  entfernteren  Verbindung 
mit  dem  Civilrechte  stehen.  —  In  der  nächsten  Verbindung 
mit  demselben  steht  das  Verfa.sungs-  und  das  Verwal- 
tungsrecht. Von  diesen  daher  in  den  Paragraphen  46—50. 
Uebrigens  ist  die  heutige  Organisation  der  französischen  Ver- 
fassung, nur  was  die  Regierungsform  betrifft,  von  der  des 
ersten  Kaiserreichs  wesentlich  verschieden  (§.  5). 


1)  P.)  Hißtoire  des  prineipes,  des  institutions  et  des  lois  de  la  rero- 
lation  francaise  depuis  1789—1800!  par  Laferriere,  Paris  1852. 
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§.  46a.  (46.) 
Verfassungsrecht. 

P.)  Die  verschiedenen  Verfassungen,  welche  sich  Frankreich 
seit  dem  Sturze  der  Bourbons  gegeben,  gehören  jetzt  der 
Rechtsgeschichte  an;  es  sind  dies  Charte  constitutionelle  y.  J. 
1830,  die  Constitution  v.  14.  Januar  1852  und  deren  Modifi- 
kationen zum  Zwecke  der  Errichtung  des  zweiten  Kaiserreiches 
unter  Louis  Napoleon  Bonaparte.  Die  Bepublik,  welche  an 
die  Stelle  dieses  Kaiserreichs  getreten  ist,  hat  sich  noch  keine 
definitive  Verfassung  geschaffen. 

Abgesehen  von  der  Begierungsform  ist  die  Organisation 
bis  jetzt  im  Wesentlichen  unverändert  geblieben. 

Die  richterliche  Gewalt,  ob  sie  wohl  im  Namen  und 
im  Auftrag  des  Staatsoberhauptes  (der  Bepublik),  von  welchem 
die  Richter  ernannt  werden,  ausgeübt  wird,1)  ist  dennoch  von 
der  exekutiven  Gewalt  (von  der  Regierung)  unabhängig. 
Zu  Folge  dieses  Grundsatzes  können  die  Richter  nicht  will- 
kürlich, wie  die  andern  Beamten,  entlassen  oder  abgesetzt 
werden.1)  Zu  Folge  desselben  Grundsatzes  ist  die  vollziehende 
Gewalt  nicht  berechtigt,  Befehle  an  die  Gerichte  ergehen  zu 
lassen,  z.  B,  nicht  berechtigt,  eine  Sache  von  den  Gerichten 
abzuberufen,8)  oder  von  dem  einen  Gerichte  an  das  andere 


1)  S.  jedoch  0.  de  c  Art.  615  ff. 

2)  Kernst,  y.  J.  1852  Art.  26.  —  Die  Friedensrichter  sind  Jedoch  von  die- 
ser Regel  ausgenommen.  P.)  Im  Prinzipe  sind  die  Richter  auch  jetzt  noch 
„iB*moYibilesg;  doch  hat  das  Dekret  vom  1.  Mars  1862  (Dekret  —  Lei 
nt.  8  sn  §.  4)  den  Grundsatz  wesentlich  beschrankt.  —  Roger  et 
Sorel,  Lois  usuelles,  unter  Cours  imper.  S.  818. 

8)  JP.)  Auch  in  Frankreich  sindJustis  und  Administration  unabhän- 
gig von  einander;  zur  Wahrung  dessen  bestehen  zwei  Mittel:  a)  die 
Gerichte  dürfen  wegen  Diensthandlungen  gewisser,  übrigens  mit  grosser 
Beschränkung  bezeichneter  Beamten  nur  auf  Ermächtigung  des  Staats- 
faths  mit  Untersuchung  und  Strafe  einschreiten.  (Puchelt,  Zeitsohr. 
III.  8.  188—185.)  b)  Die  Erhebung  eines  Kompetenz- Konfliktes  nach 
Verwerfung  der  exe.  fori  declinatoria.  S.  loi  vom  7.  14.  Okt.  1790.  loi 
v.  2L  Fruct.  III.  Art.  27.  Arreste*  du  18.  Brum.  X.  Ordonn.  v.  1.  Juni 
1898.  Vgl.  Lee  conflits  ou  empietemens  de  rautorite*  administrative  zur 
l'aot.  judMaire.  Par  Bavoux.  1828  IL  Vol.  4.  Commentaire  sur  Tor* 
donn.  des  conflits.  Par  Taillandier.  1829.  Eine  andere  Schrift  des- 
selben Titels  hatDuvergier  in  demselben  Jahre  herausgegeben.  De 
la  legislation  en  mattere  de  conflits.  Par  Foucher.  (In  der  Rerue 
de  leglslation  et  de  jurispr.  T.L  p.  15.)  P.)  Beferchon,  Des  conflits. 
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zu  verweisen,  oder  ein  richterliches  Urtheil  als  nicht  gesprochen 
zu  betrachten.4)  —  Jedoch  haben  die  Gesetze  eine  sehr  be- 
deutende Zahl  von  Sachen,  welche  ihrem  Wesen  nach  Rechts- 
sachen sind,  d.  i  zur  Kompetenz  der  Gerichte  gehören  sollten, 
Verwaltungsbehörden,  namentlich  dem  Präfekturrathe  und,  in 
der  Appellationsinstanz,  dem  Staatsrate  vorbehalten.5)  Der 
Inbegriff  der  den  Verwaltungsbehörden  vorbehaltenen  Streit- 
sachen wird  le  contentieux  de  Tadministration  genannt.  Uebri- 
gens  haben  die  Verwaltungsbehörden,  in  wie  fern  sie  Hecht 
sprechen,  dieselben  Entscheidungsnormen  wie  die  Gerichte  zu 
befolgen. 

Literatur  der  Administrativjustiz;  Des  tribunaux 
administratifs  ou  introducüon  ä  la  jurisprudence  administra- 
tive. Par  Macare  1.  1829.  Du  conseil  d'etat  selonla  charte. 
Par  Sirey.  1818.  4.  Questions  de  droit  administrat.  Par 
de  Cormenin.  V.  id.  1840.  III.  Vol.  Jurisprudence  du 
conseil  d^tat.  (1806-1820.)  Par' Sirey.  V.  Vol.  1818.  4. 
Esprit  de  la  jurisprudence  inödite  du  conseil  d^tat  sous  le 
consulat  et  l'empire.  Par  Petit  des  Rochettes.  1827. 
II.  Vol.  Recueil  des  arräts  du  conseil  ou  ordonnances  ren- 
dus  au  conseil  d'ötat  sur  toutes  les  matieresdu  contentieux 
de  l'administration.  —  Jurisprudence  administrative  en  ma- 
ttere contentieuse.  Par  Ledru-Rollin.  IX.  Vol.  bis  1843. 
—  Becueil  g6neral  des  arrÄts  du  conseil  d'ötat,  depuis  Tan 
VIII.  Par  Roche  et  Lebon,  7  Vol.  bis  1839.  Recueil 
gänäral  des  arr&s  du  Conseil  d'Etat  sur  toutes  les  matieres 
du  contentieux  de  Tadministration,  parMacarel,  De  loche, 
Beaucousin  et  Lebon  von  1821  bis  in  die  neueste  Zeit. 
(Wird  fortgesetzt.)  —  Jurisprudence  administrative  ou  re- 
cueil complet  et  mäthodi^ue,  par  ordre  alphab.,  des  arrSts 
du  conseil  d'ätat  en  matiere  contentieuse.  rar  Chevalier. 


1855.  Eine  Uebersicht  der  seit  der  Ord.  v.  J.  1828  entschiedenen  Konflikte 
s.  in  der  Zeitschrift :  Ecole  des  communes.  1835.  Novbr.  Desbr.  S.  auch 
Merlin  m.  conflit  d'attributions.  P.)  Das  Gesetz  v.  4  Febr.  1860  bot 
l'organis.  da  tribanal  des  conflits  ist  durch  die  Verfassung  vom  Jahre 
1852  aufgehoben. 

4)  Mach  dem  organischen  Skt.  v.  16.  Therm.  X.  Art.  55  hatte  der 
Senat  das  Recht,  Urtheile  au  kassiren,  welche  die  Sicherheit  des  Staats 
bedrohen  wurden!  Das  Skt.  r.  28.  August  1813  bietet  ein  Beispiel  einer 
solchen  Kassation  dar. 

5)  Loi  v.  28  Pluv.  VIII.  Art.  4.  Realem,  v.  5.  Niv.  V1H.  Art.  11. 
—  *Üeber  die  Abtheilung  (comite*)  des  Staatsraths  de  justice  admini- 
strative s.  Dekret  v.  26.  Januar  1852. 
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1836  II.  Vol.  —  Von  demselben:  Annuaire  de  la  jnrispr. 
admin.  1836—37.  —  Jurisprudence  du  Gonseil  d'ötat  en 
mati&re  de  travaux  publics.  Par  Delvinconrt.  1852.  — 
Repertoire  administratif  et  judiciaire  ou  r£gles  gänirales  sur 
les  juridictions  et  la  comp^tence.  Par  So  Ion.  IV.  Vol. 
1845.  —  Principes  de  Compätence  et  de  inridiction  admin. 
Par  Adolphe  Chan  veau.  1854.  III.  Vol.  Von  demselben: 
Code  d'Instxuction  administrative  ou  Lois  de  proc&Lure  ad- 
min., contenant  dans  l'ordre  du  Code  de  proc.  c.  avec  des 
rubriques  correspondant  aux  titres  de  ce  Code  les  r&gles  de 
Tinstruction  devant  les  tribünaux  administratifs  1848.  — 
Trait^  de  FOrganisation,  de  la  comp£tence  et  de  la  proc£- 
dure  en  mattere  contentieuse  administrative  dans  leurs  rap- 
port8  avec  le  droit  civil.  Par  Serrigny.  2.  £d.  1865  3. 
Vol.  —  Droit,  proc£dure  et  jurisprudence  administrative. 
Par  Lemarquiere.  1843.  La  justice  administrative  en 
France,  par  Dareste,  1862.  —  Merlin  und  Dalloz  m. 
Acte  administr.  Agent  du  gouvemement  Contentieux  des 
domain.  nat. 

§.  46.  b.  (46.) 
Fortsetzung.    Behörden  der  vollziehenden  Gewalt. 

Die  Behörden  der  vollziehenden  Gewalt  sind  theils  all- 
gemeine theils  örtliche,  je  nachdem  sich  ihr  Geschäfts- 
kreis und  ihre  Competenz  über  ganz  Frankreich  oder  nur  über 
einen  Theil  des  französischen  Gebietes  erstreckt.1)  Behörden 
der  erstem  Art  sind  die  Staatsminister,  der  Staaterath*)  und 
der  Rechnungshof.  Die  Beschaffenheit  und  Verschiedenheit  der 
Behörden  der  andern  Art  hängt  mit  der  Eintheilung  des  fran- 
zösischen Gebietes  auf  das  Genaueste  zusammen.  Daher  zuvör- 
derst von  dieser  Eintheilung. 


1)  Hauptgesetse  über  die  örtlichen  Verwaltungsbehörden :  Loi  vom 
28.  Plnv.  VIII.  zur  la  division  du  territ  frano.  etc.  —  Loi  ▼.  21.  Man 
1831  aar  Torganis.  municipale.  -  JLoi  v.  22.  Juni  1883  sur  l'organisat. 
des  conseils  generanx  de  Appartement  et  des  conseils  d'arrondissement.  — 
Gesetz  v.  22.  Juli  1837. 

2)  P.)  Wegen  de«  dermalen  in  Frage  gestellten  Staatsraths  siehe 
Roger  et  Sorel,  Lois  usuelles,  „Conseil  d'Etat/  Ebendort  unter 
Commune«,  Conseils  de  Prefecture,  Conseils  G6ne>aux  und  Conseils  muni- 
cipaux,  Dezentralisation  administrative  die  riemlich  verwickelte  Gesetx- 

Sebung  bis  zom  J.  1870.    Neue  Aenderungen  s.  B.  wegen  Ernennung 
er  Maires  sind  seither  eingetreten,  die  jedocbjnur  das  Detail  betreffen. 
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Frankreich  ist  eingeteilt  in  Departements  (jetzt  86,  im 
Jahr  1813  130)*) ;  ein  jedes  Departement  in  Bezirke  (arron- 
dissements  communaux);  der  Bezirk  in  Kantons;  der  Kanton 
in  Gemeinden  (Communes).  —  Es  gibt  zwar  noch  einige  andere 
Einteilungen  des  französischen  Gebiets;  wie  z.  B.  die  in  Erz- 
bjgthümer  und  Bisthiimer.  Aber  die  Grundlage  aller  dieser 
Eintheilungen  ist  die  Eintheilung  in  Departements.  (Z.  B.  ein 
Bisthum  begreift  nicht  zwei  oder  mehrere  Departements,  ein 
jedes  blos  zu  einem  Theile,  unter  sich.) 

Ein  jedes  Departement  wird  von  einem  Präfekten  ver- 
waltet. Der  Präfekturrath  (le  conseil  de  präfecture),  in  wel- 
chem der  Präfeot  den  Vorsitz  führt,  entscheidet  in  den  der 
Verwaltung  vorbehaltenen  Rechtssachen  (er  ist  gleichsam  das 
tribunal  de  premi&re  instance  de  la  justice  administrative); 
dagegen  hat  er  an  der  Verwaltung  keinen  Antbeü,  —  Ueber 
einen  jeden  Bezirk  (arrond.  communal)  ist  ein  Unterpräfekt, 
über  eine  jede  Gemeinde  ein  Maire  als  Verwaltungsbeamter 
gesetzt  Dem  Maire  zur  Seite  steht  ein  Municipalrath  (le 
conseil  municipal),  der  in  gewissen  Fällen  eine  entscheidende, 
in  andern  nur  eine  berathende  Stimme  hat.  P.)  Für  jedes 
Departement  besteht  ein  Conseil  g£n6ral  und  für  jedes  Arron- 
dissement  (Bezirk  eines  Unterpräfekten)  besteht  ein  Conseil 
d'arrondissement. 

Literatur  über  Verfassungs-  und  Verwaltungsrecht  im  Allge- 
meinen s.  §.  47.  Code  pratique  des  conseillers  g4n6rau|c. 
Par  Barbier.  1872.  (Enthält  auch  die  Gesetze  der  jiiiig- 
sten  Republik.)  —  Du  pouvoir  municipal  et  de  la  police 
Interieure  des  communes.  Par  Henrion  de  Pansey.  IV. 
Äl.  revue  par  Foucart.  1840—64.  —  Trait6  de  Torganis. 
et  des  attributions  des  corps  municipaux.  Par  Bost  2.  ed. 
1842.  II.  Vol.  —  Traite  de  la  police  municipale  ou  de 
Pautoritö  des  maires.  Par  De  Champagny.  1844—47. 
w  ~  '  ide  tb6 


II.  VoL  —  Le  Corps  municipal  ou  guide  thäorique  et  pra- 
tique des  maires.  Par  Leberqurer.  1845.  —  Formulaire 
munkapal,~'vcontenant  l'analyse  par  ordre  alphab&ique  de 


*)  P.)  Abifiglien'derlim  J.  1871  an  Deutschland  abgetretenen  und 
bUHgerechiiat  die  im  J.  1860  von  Italien  erlangten  Provinzen,  und  ein- 
eAUeariieh  der  drei  Departmeati  in  Algier. 
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toutes  les  matieres  qni  sont  du  ressort,  d'une  administration 
muniripal.    Par  Miroir.   II.  tä    1844-46.   VI.  Vol.   — 

—  Handbücher  (Manuels)  für  die  Maires  von  Boyard 
(1843-  IL  Vol.),  Dumont  (1831.  9.  id.  IL  Vol.),  Leopold 
(1830.  12.),  Paul  (1839.  2.  &L),  Rondonneau  (1831.  4. 
ed.  IL  Vol.  u.  1832. 12.)  Geschieh  te:  S  oben  §.  42  Anm.  9. 

—  Es  gibt  mehrere  Sammlungen  der  die  öffentl.  Verwaltungen 
betreffenden  Gesetze;  z.  B.  eine  von  de  Läpinois  (1825), 
yon  Bondonneau  (VI.  VoL  1825-32),  von  DuquÄ- 
nel  (1833.  IL  6d.  IL  Vol.).  Andere  Gesetzsammlungen 
betreffen  nur  die  Municipalitäten ,  z.  E.  die  von  Durrieu, 
(1826),  von  Rogron,  Guillon  und  Stourm.    (1833 ff.) 

—  Repertoire  administrativ  Journal  comptementaire  du  for- 
mulaire munieipal (1834— 48.  Par  Miroir.  XV.  VoL  (Wird 
fortgesetzt.)  —  Dictionnaire  de  l'administration  d^partemen- 
tale.  Par  Pöchart.  1823.  Ebend.  Diction.  de  l'admin. 
municipale  des  communes.  1820.  IL  Vol.  —  Dictionnaire 
munieipal.  Par  Puibusque  et  Dupont.  6.  dd.  1863.  — 
Journal  des  communes.    Erscheint  seit  1828. 

§.  46  c.  (46.) 
Fortsetzung.    Organisation  der  richterlichen  Gewalt. 

Zum  Zwecke  der  bürgerlichen  Rechtspflege  gibt  es 
in  Frankreich: 

I.  Gerichte. 
Sie  sind  entweder  ordentliche  oder  ausserordent- 
liche Gerichte.1)    (Tribunaux  ordinaires  ou  de  droit  commun 
—  tr.  d'exception.)  —  Stufenfolge  der  ersteren: 

1)  Gerichte  der  ersten  Instanz,  bei  welchen  alle 
(Svilsachen,  die  nicht  ausnahmsweise  zur  Kompetenz  eines 
andern  gehören,  in  der  ersten  Instanz  anzubringen  sind.  In 
einem  jeden  Bezirke  besteht  ein  Gericht  der  ersten  Instanz. 
Lois  sur  les  tribunaux  de  premi&re  instancev.  11.  April  1838. 

2)  Die  Appellationsgerichtshöfe.  Sie  sind  an  die 
Stelle  der  Parlamente  der  Vorzeit  getreten.    Ihr  Name  hat 


1)  Hauptgesetze  bis  zur  Restauration:  Loi  v.  16.-21  Aug.  1790.  loi 
v.  27.  Veot.  VIII.  Decret  v.  30.  März  1806.  loi  v.  20.  April  1810.  D6cr. 
?  6.  Juli  und  18.  Aug.  1810.  P.)  Loi  sur  les  tribunaux  de  premifcre 
ioat.  t.  11.  April  1888,  über  die  Friedensrichter  vom  25.  Mai  1888,  21. 
Jini  1845,  20.  Mai  1854,  2.  Mai  1855.  Siehe  Boger  et  Sorel,  Lois 
usuelles  umter  Cours  imperiales,  Justice  de  paii. 
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von  Zeit  zu  Zeit  gewechselt.  (Tribunaux  d'appel  —  cours 
d'appel  —  cours  —  cours  imper.)  Sie  erkennen  über  die  Ap- 
pellationen, die  gegen  die  Urtheile  der  Gerichte  der  ersten 
Instanz  oder  gegen  die  der  Handelsgerichte  ihres  Gerichts- 
bezirkes eingewendet  werden.  Frankreich  hat  dermalen  34 
Appellationsgerichtshöfe,*)  davon  1  in  Algier  und  6  in  den 
Kolonien. 

3)  Der  Kassationsgerichtshof.    S.  oben  §.  39. 

Ausserordentliche  Gerichte  sind  die  Handelsge- 
richte,8) siehe  C.  de  c.  Art  615  und  die  Friedensge- 
richte.8) —  Die  Gerichtsbarkeit  der  letzteren  beschränkt 
sich  auf  diejenigen  Rechtssachen,  deren  Entscheidung  ihnen 
die  Gesetze  ausdrücklich  übertragen  haben.  S.  C.  de  pr.  Art. 
3.  Dagegen  ist  vor  ihnen  in  der  Regel  in  einer  jeden  Civil- 
sache  zuvörderst  die  Güte  zu  versuchen.  Ein  jeder  Kanton 
hat  einen  Friedensrichter.  —  Lois  sur  les  justices  de  paix  v* 
25.  Mai  1838. 

De  la  compät.  d.  juges  de  paix.  Par  Henri  on  de  Pansey.Nouv. 
Ad.  1840.  Ebenso.  Par  D  i  e  u  z  a  i  de.  1864.  —  Traitö  de  jurid. 
civile  judic.  des  juges  de  paix.  Par  Brossard.  1824.  —  Le 
droit  fran$.  däns  ses  rapports  avec  la  juridiction  des  juges 
de  paix.  Par  Carr^.  N.  Ed.  1839.  V.  Vol.  —  Procedura 
complfete  et  m^thodique  des  justices  de  paix.  Par  Biret. 
4.  6dit.  1829.  12.  —  Encyclopedie  des  juges  de  paix  ou 
traite  par  ordre  alphab.  sur  toutes  les  matieres  qui  entrent 
dans  leurs  attributions.  Par  Au  gier.  VI.  Vol.  1833—38. 
Recueil  alphaMtique  de  questions  et  de  Solutions  sur  les 

f>ints  de   droit   concernant   les  justices  de  paix.    Par  de 
oulan.  1833.  —  Manuel  des  justices  de  paix,  de  Levas- 
seur,  revu  par  de  Foulan.  1839.  II.  Vol.  —  Code  special 


*)  P.)  Des  justices  de  paix  et  des  tribunaui  civils  de  premiere  instante, 
par  Benech.  2.  öd.  1849.  De  la  discipline  des  cours  et  tribunaux,  da 
barreau  et  de  corporations  d'offlciers  publice,   par  Morin,  3.  6&.  1868. 

2)  Compltence  des  tribunaux  de  commerce  dans  leurs  rapports  avec 
les  tribunaux  civil«  et  les  prud'hommes.  Par  Desprlaux.  1836.  S. 
oben  §.  20. 

3)  Die  Gerichtsbarkeit  des  Prisenraths  (le  conseil  des  prises)  ist 
administrativer  Art.  —  Code  des  prises.  Par  Lebeau.  An  VII.  IV.  Vol. 
Code  des  prises  maritimes.  Par  Dufrich  e-Foulaines.  1804.  II.  Vol. 
R)  Des  prises  maritimes.  Par  Bravard- Veyrieres.  1861.  Jorispr. 
du  conseil  desforjs.  pendant  la  guerre  de  1870,  1871.  Par  Barboux.  1878. 
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de  la  justice  de  paix,  par  ordre  alphab^tique.  Par  Bau- 
douin.  1841.  —  Le  droit  civil  des  juges  de  paix.  Par 
Vaudorö.  1846.  III.  Vol.  —  Traitt  de  la  Comp&ence  des 
juges  de  paix.  Par  Curasson,  3.  ed.  revue  par  Poux- 
Lagier  et  Pialat,  Paris  1854.  —  Commentaire  des  lois 
des  25.  Mai  et  11.  Avril  1838.  Par  Foucher.  1839.  — 
De  la  juridiction  civile  des  juges  de  paix.  Par  Garou.  2. 
6d.  revue  par  Bio  che.  1843.  II.  Vol.  —  Recueil  g£n6ral 
et  raisonnä  de  la  jurisprudence  et  des  attributions  des  Ju- 
stices  de  paix  en  France.  Par  Biret.  4.  6d.  1839.  IL  Vol. 
—  Zeitschrift  üir  die  Friedensgerichte:  Journal  special 
des  justices  de  paix,  fondä  par  F.  de  Foul  an,  continuö 
par  Galisset.  Bis  1874  LV.  Vol.  (Wird  fortgesetzt)  - 
Wörterbücher:  Dictionnaire  des  juges  de  paix  et  de 
police.  Par  Bio  che.  1866  67.  3.  Vol.  —  Dict.  des  justi- 
ces de  paix.  Par  Longchampt.  1842  Ebensolcher  von 
Jay.    2.  6L  1859.  4.  VoL 

II.  Die  Staatsbehörde.  (Le  ministere  public.) 
Einem  jeden  der  oben  genannten  ordentlichen  Gerichte 
ist  diese  Behörde  zugeordnet.  Sie  besteht  aus  mehreren  Be- 
amten, deren  Haupt  Staatsanwalt  genannt  wird.4)  Was  insbe-, 
sondere  Givilsachen  betrifft5),  so  kann  in  denselben  die  Staats-^ 
behörde  in  der  Regel  nicht  als  Partei  auftreten,6)  sondern 
sie  ist  in  so  fern  nur  berechtiget,  in  einer  jeden  Parteisache 
das  Interesse  des  Staates  zu .  vertreten  und  zu  diesem  Ende 
die  geeigneten  Anträge  an  das  Gericht  zu  stellen.  Zugleich 
ist  sie  hierzu  theils  überhaupt  theils  in  gewissen  Sachen  (siehe 
c.  de  pr.  Art.  83)  noch  besonders  verpflichtet. 

4)  Bei  den  Gerichtshöfen,  procarenr  general,  bei  den  Gerichten  der 
ersten  Instanz  procureur  de  la  republique.  Die  übrigen  heissen  bezie- 
hungsweise avocats  glnäraux  und  Substituts  du  pr.  de  la  räpubl.  — Die 
Behörde  ist  deutschen  Ursprungs.  Schon  in  den  ältesten  Zeiten  hatten 
die  Könige  der  deutschen  Völkerschaften  bei  den  Gerichten  einen  An- 
walt, welcher  die  dem  Könige  verfallenen  Bussen  (emendae)  eintrieb. 
S  8tirnhöök  de  jore  Suevorum  et  Gotborum  vetusto.  Holm.  1672.  4. 

5)  Denn  die  Funktionen  dieser  Behörden  umfassen  noch  mehrere 
andere  Gegenstände. 

6)  Weder  mit  einer  Klage  noch  mit  einer  Appellation.  Merlin  m. 
appel.  Sect.  IL  —  Sir.  VII,  I,  43a  XIX,  I,  17.  LXI,  I,  594.  LXV,  I, 
297.  -  Ausnahmen  s.  im  Art.  50.  58.  114.  184.  191.  491.  1057.  im  C. 
de  pr.  Art.  56.  1030.  1039.  -  *  C.  de  c.  Art.  67.  68.  176.  Gesetz  v.  25. 
Vent.  XI.  Art.  58.  Gesets  v.  20.  April  1810.  Art.  49.  50.  55.  Gesetz  v. 
8.  Nov.  1814  Art.  14. 
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Essai  siir  l'histoire  de  l'action  publique  et  du  ministöre  public. 
Par  Delpon.  1830.  II.  Vol.  —  Traite  sur  le  miaistere 
public  et  see  ftmctkms  dans  les  affaires  civiles,  correction- 
nelles  et  de  simple  police.  Par  Schenck.  1813.  n.VoL  — 
Trait^  de  Faction  publique  et  de  Faction  civile  en  mauere 
criminelle.  Par  Mang  in.  1844.  II.  Ed.  IL*  Vol.  —  Le 
miaistere  public  en  France,  traitä  et  Code  de  son  Organi- 
sation, de  sa  compätence  et  de  see  fonctione  dans  l'ordre 
politique,  judiciaire  et  administratif.  Par  Ortolan  et 
Ledeau.  1831.  II.  Vol.  —  Ueber  den  Wirkungskreis  der 
Staatsbehörde  in  Frankreich.  Von  de  Vaulx.  In  der  Zeit- 
schrift fiir  die  Gesetzgebung  und  Rechtswissenschaft  des 
Auslandes.  V.  Bd.  S.  29.  VI.  409.  VII.  250.  —  Merlin 
und  Dalloz  m.  Avocat  du  roi.  Avocat  g6nöraL  Procureurs 
g6n6raux.  Minister«  public.  —  Manuel  du  Procureur  du  roi 
et  du  Substitut.  Par  Massabiau.  2.  6d.  1852.  Hl.  Vol.  — 
Traitö  pratique  des  fonctions  du  procureur  du  roi.  Par 
DemoUnes.  1843. .  II.  Vol.  —  Repertoire  administratif 
des  parquets.  Par  Faure.  1644.  II.  Vol.  De  l'action  du 
miaütere  public  en  mati^re  civile,  par  Debacq,  Par.  1867. 
Revue  critique  1865  S.  494;  1866  S.  59,  431.  -  Journal 
du  ministöre  public.    Par  Dutruc:  seit  1858. 

III.    Les  officitrs  minwtenele,  Beamte,  bestellt  und  in  den  geeigneten 

Fällen  verpflichtet,  den  Parteien  in  ihren  Rechtssachen  auf  eine  an  sie 

ergangene  Aufforderang  zu  dienen. 

Dahin  gehören:  1)  Die  Gerichtsschreiber  oder  Ge- 
richts Sekretäre,  les  greffiers,  welche  die  Kanzleigeschäfte 
zu  besorgen  haben,  auch  über  das  Archiv  (die  Registratur) 
des  Gerichts  gesetzt  sind.  —  2)  Die  Anwälte,  les  avouös, 
ehemals  procureurs  genannt,  d.  i.  die  Beamten,  von  welchen 
die  Parteien  vor  Gericht  vertreten  werden.7)  Von  ihnen  zu 
unterscheiden  sind  die  Sachwalter,  les  avocats,  d.  i.  die- 
jenigen Rechtsgelehrten,  welche  die  Rechte  der  Parteien  vor 
Gericht  mündlich  vortragen  (plädiren),8)  (P.)  was  übrigens  in 
gewissen  Fällen  auch  den  Avouls  zusteht).    Die  Sachwalter 

7)  Jedoch  gibt  es  nur  bei  den  Gerichten  der  I.  Instans  und  bei 
den  k.  Gerichtshöfen  Beamte,  welche  diesen  Namen  führen.  JVgL  C. 
de  pr.  Art.  9.  414.  und  über  die  chambres  d'avoues:  Dekret  vom  18. 
Film.  IX. 

8)  8.  lei  v.  22.  Vent.  XIL  Art.  29-82.  Dekrete  v.  14.  Des.  1810. 
t.  2.  Juli  1812.  Ordonn.  v.  27.  Febr.  20.  Nov.  1822.  v.  27.  Aug.  1880. 
8.  auch  den  C.  de  pr.  Art.  85.  Dekret  v.  22.  M&rc  1852. 
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werden  nicht  zu  den  officiers  ministöriels  gerechnet*)  —  3) 
Die  Gerichtsboten,  les  huissiers,  Staatsdiener,  durch  welche 
die  Parteien  vorgeladen,  Prozessschriften  zugestellt,  und  die 
Urtheile  und  Verfügungen  der  Gerichte  in  Vollziehung  gesetzt 
werden.9)  4)  P.)  Die  Notare  als  Hülfsbeamte  der  Gerichte 
bei  Theilungen.  §.18. 

Schriften,  welche  den  Beruf  der  Greffiers  betref- 
fen: Essai  sur  le  travail  de  greffes.  Par  Perrin.  Lons- 
le-Saulnier.  1824—38.  n.  Vol.  4.  —  Manuel  des  greffiers. 
Par  Sauvaud.  1824.  4.  —  Traitä  des  greffes  et  des 
greffiers.  Par  Salme.  1854.  —  Manuel  des  greffiers.  Par 
Tonnelier.    1859.    Siehe  auch  unten  §.  50  die  Literatur. 

—  Den  der  Anwälte  und  Sachwalter:  Journal  des 
avouös.  Par  Billequin  et  Chauveau.  (Wird  fortgesetzt. 
Eine  Zeitschrift  unter  demselben  Titel  gab  früher  Coffi- 
ni&res  heraus.)  —  Pasquier,  ou  dialogue  des  avocats 
au  parlament  de  Paris  par  A.  Loisel.  N. Ed. par  Dupin. 
1844.  18.  —  Regles  sur  la  profession  d'avocat,  suivies  des 
lois  et  räglements  qui  les  concement.  Par  Mollot.   1842. 

—  Essai  sur  Finstitutioa  de  Pavocat  des  pauvres  Par  Du- 
beux.  1847.  —  Histoire  des  avocats  au  parlement  du  bar- 

•  reau  de  Paris,  depuis  S.  Louis  jusqu'au  15. Octobre  1790. 
Par  FourneL  1813.  II.  Vol.  Lettres  sur  la  profession 
d'ayocat.  S.  unten  £.  51.  n.  L  —  Den  der  Huissiers: 
Style  nouveau  et  manuel  des  huissiers.  Par  Dumont.  VIII. 
6d.  1832.  12.  Nouveau  Code  et  manuel  pratique  des  huis- 
siers. Par  Lavenas,  fils  et  Marie;  revu  et  corrig6  par 
Papillon.  II.  &L  1833.  H.  Vol.  Repertoire  de  Wgislation 
et  style  des  huissiers.  Par  Läglize.  1832.  V.  Vol.  Diction- 
naire  des  huissiers.  Par  Loiseau  et  Vergä.  1844.  II.  Vol. 

—  EncyclopÄdie  des  huissiers  Par  Marc-Deffaux.  2.  öd. 
rerue  par  Billequin.  VI.  Vol.  1850—1865.  Journal  des 
huissiers.  ParOhauveau.  (Wird fortgesetzt.)  Hierzu:  Table 
ctecermale  von  Billequin.  —  Handbuch  für  Gerichtsvoll- 
zieher  in  der  kgl.  preuss.  Rheinprovinz.  Von  Blumhof fer. 
Aachen  1836.  Und  v.  Eohn.  Trier  1840  Le  conseiller 
th£orique  et  pratique  des  huissiers.   Par  Couvreur.  1863. 

*)  P.)  In  Frankreich  ist  das  Amt  der  Advokaten  unvereinbar  mit 
jenem  des  Avoul;  anders  bei  den  rheinischen  Gerichten,  wo  der  Advo- 
kat-Anwalt beide  Funktionen  hat. 

9)  Dekret  v.  14.  Juni  1813.  die  Organis,  und  die  Verrichtuigsn  der 

Snissiers  betr.  *Ordon».  26.  Jani  1892.  6.  Oet.  1882.    P.)  J>h  Hniwiero 
e  la  maiso*  sind  die  Kansleidieier  nnd  versehen  den  innern  Dienst  im 
Gerichtsgebände. 
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Schriften,  welche  Frankreichs  Gerichtsverfassung 
überhaupt  betreffen. 

De Fautoritejudiciaireen France  ParHenrion  de  Pansey. 
HI.  id.  1827.  II.  Vol.  Auch  in  dessen  Oeuvres  judiciaires. 
1843.  gr.  8.  —  Gours  616mentaire  de  l'organisation  judic, 
de  compötence,  de  procidure  civile  et  criminelle  et  de  no- 
tariat.   Par  Carri.  Revue  et  annotä  par  Foucher.  1833. 

—  Des  lois  de  l'organisation  judiciaire  et  de  la  comp6- 
tence  des  juridictions  civiles.  Par  Garre.  Neueste  Aus- 
gabe v.  Foucher.  1838—39.  IX.  Vol.  —  Code  de  l'organ. 
judic.  Par  Rolland  de  Villargues.  4.  id.  1861.  — Ge- 
schichte der  franz.  Gerichtsverfassung  vom  Anfange  der  Mo- 
narchie bis  auf  unsere  Zeiten.  Von  Brewer.  Düsseldorf,  II. 
Bde.  1835—37.  —  El&nents  d'organis.  judic.  Par  Bonnier 
1853.  Hist.  crit.  des  institut.  judic.  de  la  Fr.    Par  Hiver. 

§.  47. 

Verwaltungsrecht. 

Unter  den  verschiedenen  Theilen  des  Verwaltungsrecljts 
(s.  oben  §.  2  Anmerk.  4)  sind  es  besonders  drei,  welche  mit 
dem  Civilrechte  in  einem  unmittelbaren  Zusammenhang  stehen. 
Von  diesen  wird  daher  in  den  drei  gleich  folgenden  Paragra- 
phen, von  einem  jeden  dieser  drei  Theile  in  einem  eigenen 
Paragraphen,  gehandelt  werden. 

Schriften  über  das  Verfassungs-  und  über  das 
Verwaltungsrecht  überhaupt.  (Die  Literatur  des 
Verfassungs-  und  die  des  Verwaltungsrechts  lassen  sich 
oft  nicht  fuglich  in  der  Darstellung  oder  in  der  Klassifi- 
kation von  einander  trennen.) 

El&nens  du  droit  public  et  administratif.  Par  Foucart. 
4.  <5d.  1855—56.  Von  demselben:  Pr<5cis  du  droit  public 
et  administrat  1850.  —  Cours  du  droit  public  et  admini- 
stratif. Par  Laferri&re.  3.  6d.  1850.  —  Cours  de  droit 
administratif.  Par  Mac&rel.  2.  6d.  1848.  IV.  Vol.  Droit 
administratif  par  Cormenin.     5.  6d.  1840.  II.  Vol. 

—  Traitä  gänäral  du  droit  administratif  appliquä.  Par 
Duf  our.  1868/70 IV.  Vol.  —  Cours  de  droit  public  et  admin. 
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Par  Gougeon.  1847.  T.  I.  —  Droit  public  et  admiuistrat. 
fraiicais.     Par  Bouchene-Lefer.     1830—40.     V.   Vol. 

—  Le  droit  public  et  administratif  Par  Gabautous. 
5.  Edition.  1873.  —  Institutes  du  droit  administratif 
francais.  Par  le  barreau  de  Gärando.  IL  Edition 
1846.  V.  Vol.  —  Traite  de  la  hiirarchie  administrative. 
Par  Trolley.  1845—47.  IV.  Vol.  (Der  5.  Band  soll  noch 
erscheinen.)  —  Principes  d'adm.  extraits  des  avis  du  Gonseil 
d^tatParVuillefroy  etMonnier.  1837.  —  Abr£g6 du dr. 
administratif.  Par  Gandillot.  1834.  18.  —  Code  admini- 
stratif. Par  Fleurigeon.  1809.  VI.  Vol.  —  Classifica- 
tion des  lois  administratives  depuis  1789—1814  pr£c6d£e 
d'un  essai  sur  les  principes  et  les  regles  de  l'administration. 
Par  Lalouette.  II.  6d.  1823.  4.  —  Dictionnaire  g6n£ral 
d'administration.    Par  Blanche.    1866;   dazu  Supplement 

—  Code  admin.  Par  Blanchet.  1839.  Supplement  1853. 
Traite  de  droit  public  et  administratif  par  Batbie,  Paris 
1863.  7  Bde.  Pr&cis  de  droit  administratif,  par  Pradier- 
Foder6,  1872.  Etudes  administratives  par  Vivien,  3. 
«Mit.  IL  Vol.  1859  -  S.  auch  §.  46  a-c. 

§.  48. 
Maus.    Gewicht.    Münze. 

Während  der  Revolution  wurde  in  Frankreich  ein  neues 
System  der  Maasse,  der  Gewichte  und  der  Münzen  eingeführt, 
welchem  die  Messung  des  Meridians  und  das  Decimalsystem 
zum  Grunde  hegt.  Das  Hauptgesetz  über  diese  Gegenstände 
ist  vom  1.  August  1793. 

Manuel  pratique  et  älämentaire  des  poids  et  mesures  et  du 
calcul  dreimal.  Par  Tarb<5.  N.  A.  1839.  18.  —  Rapport 
des  nouveaux  poids  et  mesures  avec  ceux  de  touts  lespays, 
suivi  du  calcul  des  intärets  de  la  valeur  intrinsAque  des  mon- 
naies  etc.  Par  Soulet  d'Uzeroche  Par.  1807.  8.  — 
Merlin  und  Dalloz  unter  papier-monnaie;  poids  et  me- 
sures —  Code  des  poids  et  mesures  ou  recueil  complet  des 
lois,  directes  etc.;  relatifs  au  Systeme  mitrique  ä  la  fabri- 
cation  et  la  v6rification  des  poids  et  mesures.  Par  Stouder 
et  Gourichon.  Amiens  1826»  —  Nouveau  Code  des  poids 
et  mesures.  Par  Broc  et  Lavenas.  1834.  —  E.  Westph. 
Münzdekret    vom   11.  Januar  1808.     Tableau   comparatü 


Digitized  by 


Google 


142  §.  4&    Einleitung. 

des  poids  et  mesures  Frangaises  avec  Celles  des  provinces 
principales  du  royaume  de  Westpbalie.  P»  H.  L.  Ker- 
stin g.  Kassel.  1808  4  —  Anleitung  zur  richtigen  Ver- 
gleichung  der  Münzen,  Maase  und  Gewichte  im  K,  West- 
phalen  and  in  den  vornehmsten  Städten  des  E.  Preussen 
und  Deutschlands  mit  den  alten  und  neuen  Französischen. 
Von  Chph.  Fr.  Hoff.  Magdeb:  1808.  8.  —  Code  du  ?Ai- 
ficateur  des  poids  et  mesures.  Par  Magne.  2  &L  1848. 
18.  —  Tableau  du  System«  l£gal  des  poids  et  mesures.  Par 
Roux.  (Ein  Blatt).  Theorie  et  Pratique  de  la  circulation 
monAtaire  et  fiduciaire  par  Worms,  Paris  1869.  Ueber 
die  Lehre  vom  Geld  findet  sich  eine  vollständige  Darstellung 
mit  reicher  Literatur  in  Goldschmidt,  Handbuch  des 
Handelsrechts  Bd.  L  Abth.  2.  S.  1060—1231. 

§.  49. 
Zeitrechnung. 
Vor  der  Revolution  bestand  in  Frankreich  der  Gregoria- 
nische d.  i.  der  von  dem  Pabste  Gregor  XIII.  publicirte  Ka- 
lender. Während  der  Revolution  aber  wurde  in  Frankreich 
theils  ein  neuer  Kalender  d.  i.  eine  neue  Regel  für  die  Ein- 
theilung  der  Zeit,  (man  pflegt  diesen  Kalender  den  republika- 
nischen zu  nennen,)  theils  eine  neue  Zeitrechnung  (Aera)  d.  L 
eine  neue  Regel  für  die  Zählung  der  Jahre  eingeführt.1)  Das 
Jahr  bestand  ans  12  Monaten,  jeder  Monat  aus  3  Dekaden; 
am  Ende  des  Jahres  wurden  5  und  in  Schaltjahren  6  Ergän- 
zungstage (jours  comptementaires)  hinzugefügt.  Das  Jahr  be- 
gann mit  der  Tag-  und  Nachtgleiche  des  Herbstes.  Die  Jahre 
wurden  von  der  Stiftung  des  Freistaates  (vom  22.  Sept.  1792) 
an  gezahlt.  Vgl.  die  Dekrete  v  5.  Okt.  und  24.  Nov.  1793. 
Jedoch  durch  das  Senatuskonsult  vom  22.  Fruct.  XIII.  (vom 
9.  Sept  1805)  wurde  vom  1.  Jan.  1806  (v.  11.  Niv.  XIV.)  an 
der  Gebrauch  des  Gregorianischen  Kalenders  wieder  herge- 
stellt1)   Vergl.  vom  Deutschen  und  Französischen  Kalender- 


1)  Die  Verschiedenheiten  zwischen  dem  Gregorianischen  nnd  dem 
republikanischen  Kalender  gaben  in  mehreren  Rechtsfragen  nnd.  Strei- 
tigkeiten Veranlassung  Siehe  Merlin  qn.  m.  jours  oompllmentaires 
und  protet. 

2)  Wenn  in  einer  Bechtsurkunde  das  Datum  bei  Strafe  der  Nichtig- 
keit amugeben  ist  (s.  a.  B.  C.  de  pr.  Art.  61),  so  ist  die  Urkunde  nich- 
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wesen.  Von  J  M.  Schmidt.  WürzWg.  1797.  &  Von  Zach's 
monatliche  Korrespondenz  zur  Beförderung  der  Erd-  und  Himr 
melsktmde.  XVI!  Bd.  Gotha.  1813.  8.  Monat  ApriL  n.  34. 
Die  folgende  Reduktionstafel  dürfte  mehreren  Lesern  dieses 
Handbuches  nicht  unwillkommen  sein. 


Vergleichung  des  Französischen  Kalenders 
mit  dem  Gregorianischen. 


© 


§ 


.   r1     p.  .   .       !-«     p<j 


^|«a«4        <j       -qO-q       -4Q0QPC 


1.  Vendlmiaire. 
1.  Brumaire. 
1.  Frimaire. 


22. 
22. 
21. 


21.      22.       21.  22. 


24.     28.  September. 
24.     28.  Octobei. 
28.     22.  November. 


1.  NWose. 
1.  Plnriose. 
1.  Ventose. 
1.  Germinal. 
1.  Floxal. 
1.  Prairial. 
1.  Messidor. 
1.  Thermider. 
1.  Fructidor. 


JOUBS 
COlttLÄM. 


21. 
20. 
19. 
21. 
20. 
20. 
19. 
18. 
18. 


22. 
21. 


20. 
19. 
19. 
18. 


21. 
20. 
19. 
21. 
20. 
20. 
19. 
19. 
18. 


B  <** 


21. 
20. 
22. 
21. 
21. 
20. 


19. 


21. 
22. 
21. 
21. 
20. 
20. 
19. 


3 


21. 
20. 
22. 
21. 
21. 
20. 
20. 
19. 


gp?  * 


Detember. 

Januar. 

Februar. 

Mars. 

ApriL 

Mai. 

Juni. 

Juli. 

August. 

X 

3 


31  §  333  s  §§3 


i 

2 
8 
4 

5 
6 


178P  17»  17J*  17^  lÄff  18g>  18ff 

larg.  18^  ist  iara  19*«  i$ra.  19^ 

19|   192  19§  19g  203  20|  20§ 

20g- 205-  20|  20|  2l|-  2l5-  21g- 

21?  21?  21?  21?  22?  22?  22? 


wenn  sie  das  Datum  nicbt  nach  dem  Gregorianischen  Kalender  be- 
lehnet Sir.  X,  IL  257.  P.)  Diese  Entscheidung  kann  nicht  gebilligt 
werden ;  sie  passt  nicht  auf  ausländische  s.  B.  russische  Urkunden,  und 
Ar  inländische  Urkunden  kommt  es  auf  die  Umstände  des  Falles  an. 
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In  einer  genauen  Verbindung  mit  dieser  Lehre  steht  die 
Lehre  von  der  Auslegung  der  Gesetze,  in  welchen  Zeitbestim- 
mungen vorkommen,  eine  Lehre,  die  hauptsächlich  desswegen 
so  manche  Schwierigkeiten  darbietet,  weil  die  Gesetze  für  die 
Zeitbestimmungen,  die  sie  enthalten,  oft  Ausdrücke  aus  dem 
gemeinen  Leben  entlehnen,  ohne  deren  Sinn  genau  festzusetzen. 
—  Bei  der  Auslegung  der  Gesetze  dieser  Art  sind  im  allge- 
meinen folgende  Regeln  in  Anwendung  zu  bringen8):  Eine 
Stunde  ist  für  abgelaufen  zu  halten,  wenn  der  erste  Glo- 
ckenschlag der  Stunde  (von  der  Uhr,  nach  welcher  sich  das 
Gericht  etc.  zu  richten  hat,)  geschehen  ist.  Merlin  m.  pre- 
scripi  Sect.  2.  §.  1.  n.  3.  —  Der  Tag  ist  entweder  der  bür- 
gerliche (Kalendertag)  oder  der  natürliche  Tag.  Der 
erstere,  von  welchem  die  Gesetze,  wenn  sie  von  Tagen  spre- 
chen, in  der  Regel  zu  verstehen  sind,  (Merlin  m.  jour.  BibL 
du  barreau  P.  II.  T.  I.  p.  243.  S.  jedoch  z.  B.  den  C.  de 
pr.  Art  781.  1037,)  begreift  24  Stunden  in  sich  und  ist  von 
Mitternacht  zu  Mitternacht  zu  rechnen.*)  Merlin  m.  date 
5.  2.  BibL  du  barreau.  1809.  P.  II.  T.  I.  p.  265.  Der  letztere 
ist  (s.  jedoch  C.  de  pr.  Art.  1037)  von  Sonnenaufgang  bis  zu 
Sonnenuntergang  zu  rechnen.  Sir.  XÜI,  I,  246.  XXIII,  I,  426; 
vgl.  G.  p.  Art.  386,  der  Sonnenauf-  und  Untergang  aber  nach 
der  P.)  astronomischen  Berechnung  im  Kalender  zu  bestim- 
men. Unter  „Nacht**  ohne  weiteren  Beisatz  versteht  man  die 
Zeit  vom  Untergange  bis  zum  Aufgange  der  Sonne.  Sir.  LX, 
I,  923.  —  Die  Tage  sind  entweder  Werktage  oder  Feier- 
tage. Feiertage  sind  diejenigen  Tage,  an  welchen  die  öffent- 
lichen Beamten  ihre  Amtsgeschäfte  zu  verrichten,  in  der  Regel 
(s.  jedoch  z.  B.  den  C.  de  pr.  Art.  828.  1037)  weder  verpflichtet 
noch  berechtigt  sind.  Feiertage  sind  die  Sonntage  und  die 
übrigen   gesetzlichen   Festtage  **)  —  Wenn  die  Gesetze   von 


3)  P.)  Dictionnaire  des  temps  legaux  par  Souquet,  Paris  1844. 
Merlin,  Dali  ob  unter  Delai.  —  Ygl.  übrigens  unten  die  Lehren  von 
der  ehelichen  Abstammung  nnd  von  der  Verjährung. 

•)  P.)  Est  indubitati  iuris.  K.  H.  Sir.  LXIX,  I,  214.  Pucjielt, 
ZeiUchr.  IL  S.  88.  Demolombe,  V,  18.  Marcade*  zu  Art.  812.  No.2. 

**)  P.)  Bog  er  et  Sorel,  Lois  usuelles  unter  Fdte.  Dekret  16. 
Februar. 
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Monaten,  z.  B.  von  Fristen  eines  oder  mehrerer  Monate 
sprechen,  so  sind  sie  dermalen  von  den  Kalendermonaten  des 
Gregorianischen  Kalenders  zu  verstehen  (es  ist  daher 
z.  B.  ein  den  18.  Febr,  1837  ausgestellter  Wechsel  zahlbar 
drei 'Monate  a  dato  den  18.  Mai  fällig,  Sir  XIX,  I,  237.  IL 
166);**)  wenn  auch  zur  Zeit  der  Promulgation  des  Gesetzes  der 
republikanische  Kalender  bestand,  nach  welchem  ein  jeder 
Monat  30  Tage  zählte.  Jedoch  versteht  es  sich  von  selbst, 
dass  auch  diese  Regel  nur  mit  Vorbehalt  der  gesetzlichen 
Ausnahmen  in  Anwendung  zu  bringen  sei.  Vgl,  z.  B.  Art. 
2183.  jct.  Art.  2169.  0.  p.  Art.  40.  Troplong  Priv.  et  hyp. 
n.  793.  —  Die  Jahre  sind  entweder  gemeine  Jahre,  von 
365  Tagen,  oder  Schaltjahre.  (Annöe  bissextile.  Der  Name 
daher,  weil  bei  den  Römern  der  dies  bissextus  Kalendas  Mar- 
thas der  Schalttag  war.)  Der  Schalttag  wird  besonders  gerech- 
net bei  Fristen,  die  nach  Tagen,  nicht  aber  bei  Fristen,  die 
nach  Jahren  bestimmt  sind.  Merlin  und  Dalloz  m.  jour 
bissextile.  Vgl.  Art.  2261.  nach  der  ersten  Ausgabe  des  Code 
civil  und  Merlin  qu.  m.  ddlai.  §.  IV.  —  Der  Ausdruck: 
Jahr  und  Tag,  an  et  jour,  bedeutet  soviel  als:  Ein  volles 
Jahr  oder  über  ein  Jahr.  C.  de  pr.  Art.  23.  (Eine  andere  Be- 
deutung hatte  dieser  Ausdruck  nach  dem  altdeutschen  Rechte, 
aus  welchem  ihn  das  französische  Recht  entlehnt  hat.  Vergl. 
die  Kommentatoren  zum  Art.  129  der  Goutume  de  Paris.)  — 
Eine  Frist  ist  eine  Zeit,  innerhalb  welcher  eine  gewisse  Hand- 
lung, kraft  eines  Gesetzes  oder  eines  richterlichen  Urtheiles 
oder  eines  Titels  vorzunehmen  ist.  Ueber  die  Frage,  wann 
eine  Frist  für  abgelaufen  zu  erachten  sei,  enthalten  die  Ge- 
setze zuvörderst  einige  besondere  —  nicht  über  ihren  Fall 
auszudehnende  —  Bestimmungen.  Vgl.  z.  B.  Art.  2260  und 
C.  de  pr.  Art.  1033***),  der  nicht  auf  den  Fall  des  Art  702  des- 
selben Gesetzbuches  auszudehnen  ist.  (Sir.  XII,  I,  336.  XIII,  I, 


1852.  Darnach  sind  gesetzliche  Feiertage  1.  Januar,  Christi  Himmelfahrt, 
Maria  Himmelfahrt,  Alier-Heiligen,  Weihnachten. 

**)  P.)  Konstante  Praxis  Sir.  XIX,  I,  2S7.   Ebenso  nach  deutscher 
W.O  §.  32.  H.G.B.  Art.  328,  Pnchelt,  Kommentar  S.  640. 

***^  P.)  Art.  1088  C.  de  pr.  gewährt  zwei  dies  utiles.    Puchelt, 
Zeitsohr.  III.  S.  754. 

Z»chftrU,  Fran«.  Cirilr*jht.    6.  Aufl.    I.  \Q 
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228.  XIX,  I,  18.  XXXIX,  I,  18.)  In  derBegel  ist  aber  bei  der 
Berechnung  einer  Frist  der  Tag,  mit  welchem  die  Frist  be- 
yinmt,  nicht  mitzuredinen,  (dies  a  quo  non  computatur  in 
termino;)**)  wohl  aber  der  dies  ad  quem.  Sir.  XXV,  I,  281. 
XXXIV,  n,  357.  XLIII,  I,  237.  Code  d'instr.  crim.  Art  373.  S. 
Aber  Sir.  XLVII,  I,  157  VgL  Gr^nier  tr.  des  hyp.  I,  108. 
(in  dieser  Stelle  wird  die  Lehre  von  der  Berechnung  der 
Fristen  mit  besonderer  Sorgfalt  behandelt.)4)  Ist  jedoch  eine 
Frist  nach  Stunden  bestimmt,  so  ist  sie  von  dem  Augenblicke 
des  Anfangs  bis  zum  Augenblicke  des  Endes  dieser  Stunden  zn 
rechnen.  (A  momento  ad  momentum.)4a)  Auf  den  Lauf  und 
Ablauf  einer  Frist  haben  Sonn-  und  Festtage  in  der  Regel 
keinen  Einfluss.  Sir.  XII,  I.  366.  XIV,  I,  121.  XXI,  I,  235. 
XXX,  I,  225.  XXXI,  I,  36.  S.  jedoch  C.  de  c.  Art.  162  und 
Sir.  X,  I,  83.4b)  —  Ueber  die  Regeln,  nach  welchen  eine 
Frist  wiegen  der  grossem  Ferne  dessen,  welcher  sie  zu  beachten 
tot,  zn  verlängern  ist  (z.  B.  G  de  pr.  c.  Art  5. 563. 641. 681) 
wgl.Sirey  XXXVI,  n,  137.  R)  und  den  auf  alle  civil-  und 
handelsrechtlichen  Fristen  anwendbaren,  neuen  Artikel  1033 
Code  de  proc&bire.  —  Ueber  die  Zeit,  mit  welcher  daß 
«ar  Ausübung  eines  gewissen  Rechts  den  Gesetzen  nach  er- 
iwderiiche  Alter  eintritt,  enthalten  die  Gesetze  keine  allge- 
meine Regel,  sondern  nur  Bestimmungen  für  die  einseinen 
Fälle.    V«L  Art.  275.  361.  364.  374.  388.  477.    Man  kann 

da)  P.)  Ausser  M«rlin  unter  Delai,  Sect.  I.  §.  III.  ist  dieser  Satt 
allgemein  anerkannt.  Puchelt,  Zeitschr.  II.  S.  34.  Sir.  LXIX,  I,  215. 
fR<eichs*0.-H.-Ger.  in  Annalen  der  Bad.  Bd.  40.  6.  28.  Dort  auoh 
darttber,  dass  acht  Tage  nicht  eine  Woche,  sondern  den  achtmaligen 
Zeitabschnitt  von  Mitternacht  zu  Mitternacht  bedeuten.  Sehr  gute  Be- 
gründung' nach  franzds.  und  röm.  Rechte  in  Glaub  rech  und  Dera- 
6<urg,  Archiv  für  Gr.  Hessen.  1851.  S.  398-416. 

4}  P.)  Der  dies  ad  quem  kommt  zu  Gunsten  des  Betreffenden 
ganz  in  Betracht  Puchelt,  a.  a.  0.  Reichs-0.-fl.-Ger.  a.  a.  0. 
—  Der  dies  a  quo  wird  auch  dann  nicht  eingerechnet,  wenn  et 
heisa t:  a  compter  ou  a  partir  de  ce  jour,  depuis  cejour.  S.  Merlin 
au.  m.  papiexmonnaie  §.3  m.  triage  §.2.  Sir.  XXII,  Ö,  217.  (Hier  eine 
Abhandl.)  XXVI,  I,  152.  II,  65.  174. 

4a)  P.)  Sir.  XVI,  I,  207.  Nach  Lokal-Sprachgebrauch  —  Aart. 
1159  —  gelten  „dreimal  24  Stunden"  gleich  drei  Tagen. 

4  b)  P.)  Wenn  der  Tag  des  dies  ad  quem  ein  Sonn-  oder  Feiertag 
ist,  so  äussert  derselbe  unter  Umständen  seine  Wirkung.  Vgl.  deutsches 
Hand.G.B.  Art.  329,  C.  de  c.  Art.  134,  162. 
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jedoch  aus  diesen  Bestimmungen  die  Kegel  ableiten,  dass  — 
mit  Ausnahme  einiger  in  den  Gesetzen  ausdrücklich  anders 
entschiedener  Fälle,  s.  Art  410.  438.  C.  de  pr.  Art.  800.  jct. 
Art.  2066  des  C.  c.  Locr£  ad  Art.  433  —  ein  an  ein  ge- 
wisses Alter  gebundenes  Recht  erst  dann  eintrete,  wenn  das  Alters- 
jahr, mit  welchem  es  eintreten  soll,  und  zwar  der  letzte  Tag 
dieses  Alters,  (arg.  Artikel  2260.  2261)  vollständig  zurückge- 
legt ist.*c) 

§.  50. 

Enregistrement.1) 

Das  Enregistrement  ist  in  civilrechtjicher  Hin- 
sicht eine  Anstalt,  welche  den  Zweck  hat,  Rechtsurkunden  in- 
dem sie  in  gewissen  öffentlichen  Büchern  angemerkt  werden, 
ein  gewisses  Datum  (vgl.  Art.  1328,)  zuzusichern.  Da  je- 
doch das  Enregistrement  zugleich  den  (finanziellen)  Zweck  hat, 
dem  Staate  eine  Einnahme  zu  verschaffen,  so  sind  auch  solche 
Urkunden,  welche  dem  Civilrechte  nach  schon  für  sich  ein  ge- 
wisses Datum  haben  würden,  dennoch  zum  Theil  dem  Enre- 
gistrement gesetzlich  unterworfen.*)  So  wie  nun  hieraus  die 
Wichtigkeit  des  Enregistrements  für  das  Cüvilrecht  von  selbst 
hervorgeht,  so  hängt  auch  umgekehrt  die  Entscheidung  der 
Frage ,  ob  oder  bis  zu  welchem  Betrage  man  in  einem  ge- 
wissen Falle  die  Enregistrementsgebühren  zu  erlegen  habe, 
zugleich  von  den  Grundsätzen  des  Civilrechts,  z.  B  von  de- 
nen, welche  die  Nichtigkeit  der  Rechtsgeschäfte  betreffen»),  ab. 

4c)  P.)  Das  ist  die  communis  opinio.  Dalloz  anter  Minorite"  No. 
30.    And.  Mein.  Laurent  IV,  362.    S.  unten  §.  .87. 

1)  Hauptgesetze  über  das  enregistrement:  Loi  v.  22.  Frim.  VII.  y# 
27.  Vent.  IX.  v.  28.  April  1816.  Art.  37  ff.  v.  25.  Mär«  1817  Art.  74.  75. 
78.  t.  15.  Mai  1818  Art.  72  ff.  v.  16.  Juni  1824,  v.  8.  Sept.  1830,  y.  21. 
April  1832  Art.  33  f.  v.  24.  Mai  1834  Art.  11.  P.)  Die  zahlreichen, 
neueren  Gesetze  und  Dekrete  8.  bei  Boger  et  Sorel,  Lois  usuelles 
unter  Enregistrement. 

•)  P)  Von  Beachtung  der  Vorschrift  über  Enregistrement  hingt 
es  ab,  ob  ein  Akt  vor  Gericht  produsirt  oder  in  einer  öffentlichen  Ur- 
kunde referirt  werden  darf.    S.  jedoch  Art.  537  C.  de  pr.  c. 

2)  Toullier  VII,  535 ff. 
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Nouveau  manuel  de  legislation  et  de  jurisprudence  sur  Ten« 
registrement  et  le  timbre.  Par  Biret.  1836.  —  Manuel 
des  droits  d'enregistrement  et  de  timbre.  Par  St.  Genis. 
1839.  —  Lois  du  timbre  et  de  l'enregistrement  extraites  du 
Bulletin  des  lois.  Par  Tardif.  1827.  IL  Vol.  —  Tarif  des 
droits  d'enregistrement  et  d'hypotheque.  Dijon.  1828.  — 
Dictionnaire  des  droits  d'enregistrement,  de  timbre,  de  greffe. 
d'hypotheque.  Par  les  r^dacteurs  du  Journal  de  Penr.  1831. 
II.  Vol.  4.  —  Dictionnaire  g6n6ral  des  droits  d'enregistre- 
ment, de  timbre  et  de  greife  etc.  Par  Rolland  et  Trouill  6. 
V.  Ed.  1835.  4.  —  Dictionnaire  de  l'enregistrement  6t  des 
domaines.  Par  Fessard.  1844.  II.  Vol.  —  Code  annotö  de 
l'enregistrement.  Par  une  soci£t£  de  Ictes  et  employis  de 
l'enr,  sous  la  directum  de  Masson  de  Longprö.  II.  Ed. 

1847.  II.  Vol.  —  Trait6  des  droits  d'enregistrement.  Par 
Championniere,Rigaud  etPont,  II  Ed.  1851.  VI.  Vol, 
der  5.  Bd.  enthält  das  Wörterbuch :  Dictionn.  de  Tenregistre- 
ment,  contenant  les  lois.  la  jurisprudence  et  les  Solutions  du 
Trait6  sur  la  matiere.  —  Traitö  des  droits  d'enregistrement 
de  greffe,  d'hypotheque  et  de  timbre.  Par  Noble t.  1846. 
—  Traitä  de  la  manutention  des  employös  de  l'enregistre- 
ment et  des  domaines,  ou  Expose  mäthodique  des  reglos 
concernant  le  Service  de  l'administration.    Par  Vuarnier. 

1848.  II.  Vol.  —  Dictionnaire  analytique  des  arrßts  de  la 
cour  de  Cassation  rendus  en  matiere  d'enregistrement,  do- 
maines engagäs,  timbre,  droit  de  greffe  et  d'hypotheques. 
Par  Teste-Lebeau.  1833.  —  Jurisprudence  de  Tenre- 
gistrement.  Par  Perry.  1835.  —  Le  r£pertoire  de  l'enre- 
gistrement et  de  la  manutention,  par  ordre  alphabätique  des 
lois  etc.  Par  Joliet.  1847.  4.  —  Le  controleur  de  l'en- 
registrement. Par  Championniäre  et  Rigaud,  (Eine 
Zeitschrift,  von  welcher  seit  1820  alljährlich  ein  Band  er- 
scheint.) Exposition  raisonnöe  des  prineipes  de  Tenregi- 
strement  par  Demante.  2  6d.  1862.  Garnier,  R6pert. 
g^neral.  Nouveau  dictionn.  des  droits  d'enregistrement  etc. 
1867.  21.  tir.  4.  6d.  III.  Vol     S.  oben  §.  46  c,  No.  HL    . 

§.51. 

Literatur  des  französischen  Civilrechts. 

Zu  den  Hülfsmitteln  für  die  Erlernung  und  Bearbeitung 
des  dermaligen  Französischen  Civilrechts  gehört  V.  die  Lite- 
ratur  dieses  Rechts.   —    Hier   sollen  daher  die  Haupt- 
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werke,  welche  das  dermalige  Französische  Civilrecht  überhaupt, 
seinem  theoretischen  Theil  nach,  betreffen,  unter  gewissen 
ihren  Jnhalt  bezeichnenden  Aufschriften  angeführt  werden. 

I.    Literarische  Werke. 

Profession  d'avocat.  Par  Dupin  ain6  1832.  II,  T.  Der 
erste  Theil  hat  noch  überdies  den  besonderen  Titel:  Re- 
cueil  de  pi&ces  concernant  l'exercice  de  cette  profession,  und 
enthält  Aufsätze  mehrerer  Verfasser  über  den  Beruf  des 
Sachwalters,  insbesondere  die  lettres  de  Camus  sur  la  prof. 
d'a.;  ebenso  der  zweite  Theil  den  besondern  Titel:  Bib- 
liotheque  choisie  des  livres  de  droit  qu'il  est  le  plus  utile 
d'acqu^rir  et  de  connaitre.  Par  Camus.  V.  id.  Diese  Bib- 
liothek umfasst  alle  Theile  der  Rechtswissenschaft,  sowohl 
das  Recht  Frankreichs,  (das  ältere  und  neuere),  als  das 
anderer  Staaten,  die  Schriften  des  Jn-  und  die  des  Auslan- 
des. Den  namhaft  gemachten  Werken  ist  nicht  selten  ein 
Urtheil  über  ihren  Werth  beigefügt.  —  Essai  de  litt£- 
rature  de  droit  Par  Thierceliu.  1859.  —  Bei  Gui- 
chard,  Tr.  des  droits  civils  steht  zu  Ende  eine  Uebersicht 
der  altern  und  neuern  juristischen  Literatur.  —  Repertoire 
bibliographique  de  la  l£gislation  de  droit  et  de  la  juris- 
prudence.  Par  Marescq  ain6.  1870.  Von  demselben  Ca- 
talogue  g6nöral.  —  Literarische  Zeitschriften:  Brunn  et, 
Manuel  de  librairie.  Journal  g£n£ral  de  la  literature  de 
France.    Seit  1838.    Und:  Bibliographie  de  la  France.1) 

II.    Aeltere  juristische  Werke,  welche  für  das  heutige  französische 
Civilrecht  von  an  mittelbarer  Wichtigkeit  sind. 

Hierher  gehören  vorzugsweise  die  Werke  Pothier's,  als 
welche  die  Redaktoren  der  C.  c.  ihrer  Arbeit  in  den  meisten 
Abschnitten  zum  Grande  gelegt  haben.  (Pothier  wurde  ge- 
boren zu  Orleans  den  9.  Januar  169(J.  Vergleiche  Re- 
cherches  sur  Pothier  Par  Frömont  1859.  12.)  Die 
Werke  Pothier's  erstreken  sich  über  alle  Theile  des  Civil- 
rechts      Wegen  der   grossen  Autorität  und  Brauchbarkeit, 


1)  Es  gibt  in  Frankreich  Buchhandlungen,  dio  sich  allein  mit  dem 
Verlage  und  dein  Verkaufe  der  Werke  eines  bestimmten  Faches 
beschäftigen.  Die  Kataloge,  welche  diese  Buchbandlungen  von  Zeit  zu 
Zeit  erscheinen  lassen,  kann  man  benutzen,  um  mit  der  Literatur  des 
Faches  fortzugehen.  P.)  Die  Umschläge  der  einsehen  Hefte  von  Sirey 
nnd  Dali os  enthalten  werthvolle  Anzeigen  und  Kritiken. 
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welche  diese  Werke  fortdauernd  haben,  sind  auch  nachdem 
C.  N.  mehrere  Ausgaben  desselben  erschienen  Sie  sind  seit- 
dem herausgegeben  worden:  Von  Bernardi  und  Hut- 
teau  ffls,  (1822.  XXV.  Vol.)  von  Sif  frein,  (1821.  ff.  XfX. 
Vol.)  von  Dupin,  (1823.  XL  Vol.)  von  Berville,  (1820, 
XXVL  Vol)  von  Rogron  und  Firbach,  (1825.  IL  Vol.) 
—  Neue  Ausgabe:  Pothier,  Oeuvres  compl&tes,  annot^es 
et  mises  en  corrölation  avec  le  Code  civil  et  lesautres  dis- 
positions  de  la  l£gislation  actuelle.  Par  Bugnet,  1861 — 
62.  XI.  Vol.  2.  äd.  —  Auch  zu  Brüssel  ist  eine  Ausgabe  dieser 
'Werke  besorgt  worden.  Die  Benutzung  dieser  Werke  für 
den  G.  c.  erleichtert  folgende  Schrift:  Pothier  analys^  dans 
ses  rapports  avec  le  C.  c.  et  mis  en  ordre  sous  chacun  des 
articles  de  ce  Code.  Par  Fenet.  1826.  —  Die  Werke 
Dumoulin's.  S.  oben  §.  43.  (Jedoch  scheinen  die  Schrif- 
ten Dumoiüin's  von  den  Redaktoren  des  C.  c  nicht  unmit- 
telbar, sondern  nur,  wenn  und  in  wie  fern  Pothier  ihnen 
gefolgt  ist,  benutzt  worden  zu  sein.)  —  Oeuvres  coniplfetes 
de  Domat.  Nouv.  6d.  par  Remy.  1835.  IV.  Vol.  Das 
Hauptwerk  dieses  Schriftstellers  führt  den  Titel :  Lois  Chi- 
les dans  leur  ordre  naturel. 

III.    Wörterbücher. 

Nouveau  Fernere  ou  dictionnaire  de  droit  et  de  pratique.  Par 
D'Agar  et  Laporte.  1804  7.  IV.  Vol.  4.  -  Diction- 
naire du  droit  civil,  commercial,  criminel  et  de  procädure 
civ.  et  crim  Par  Crivelli  1825.  —  Le  Ferri&re  moderne 
ou  nouveau  dictionnaire  des  termes  de  droit  et  de  pratique. 
Par  Tolluire  et  Boulet.  1840.  —  Dictionnaire  des  Codes 
fr.  ou  Manuel  du  droit.  Par  Teulet.  1836.  —  Nouveau 
Dictionnaire  de  droit,  r^sumi»  g6n£ral  de  la  lögislation,  de 
la  doctrine  et  de  la  jurisprudence-  dans  toutes  les  matteres. 
Par  Bousquet.  1848.  II.  Vol.  —  Dictionnaire  de  la  tegis- 
lation  usuelle,  contenant  les  notions  du  droit  civil,  commer- 
cial,  criminel  et  administratif.  Par  Chabrol-Chameane. 
V.  Ed.  1858.  IL  Vol.  —  Dictionnaire  g6n6ral  et  raisonn£ 
de  jurisprudence  en  mati&re  civile,  commerciale,  criminelle, 
administrative  et  de  droit  public  Par  Arm.  Dalloz  18.36 
1856.  14  Lieferungen  in  4°.  Dictionnaire  de  droit.  Par 
Barost.     1863. 

IV.    Repertori»,  Eocyklopädien.    S.  §.  6. 

Repertoire  universel  et  raisonn£  de  jurisprudence.    Par  Mer- 
lin.    V.  £dit.  1827.  f.  XVIII.  Vol   4.  XXXVI.  Vol.  8.    Das 
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Werk,  das  sieb  sowohl  auf  das  ältere  ab  auf  das  neue 
Recht  erstreckt,  ist  instar  bibliothecae.  S.  oben  §.  43.  n.  4. 
Merlin  hat  diesem  Werke  mehrere  seiner  gerichtlichen  Vor- 
träge einverleibt.  Die  übrigen  sind  in  folgendem  Werke 
enthalten  und  unter  gewisse  Rubriken  in  alphabetische  Ord- 
nung gebracht:  Recueil  alphabätique  des  questions  de  droit 
qui  se  presentent  le  plus  frequemment  dans  les  tribunauz. 
Par  Merlin.  IV.  «dit.  1827—30.  VIII.  Vol.  4.  XVI.  Vol. 
8.  Den  Gebrauch  dieser  Werke  erleichtern:  Annotations  sur 
chaque  Article  des  cinq  Codes  de  toutes  les  questions  trai- 
tees  dans  le  Repertoire  dejurispr.  de  Merlin.  1826.  4.  und: 
Table  generale  alphabetique  et  raisonn^e  des  matderes  con- 
tenues  dans  le  r^pertoire  et  les  questions  de  droit  de  Merlin. 
Par  Rondonneau.  1829.  4.  -  Repertoire  de  la  nouvelle 
legislation  civile,  commerciale  et  administrative.  Par  le  baron 
Favard  de  Langlade.  1823.  f.  V.  Vol.  4  Das  Werk, 
zu  welchem  Mehrere  Beiträge  geliefert  haben,  enthält  ein- 
zelne sehr  gut  ausgearbeitete  Artikel  —  Dalloz,  Juris- 
prudence generale  —  oder  gewöhnlich  Repertoire  m£tho- 
dique  et  alphabetique  de  legislation,  de  doctrine  et  de  juris- 
prudence;  nouv.  ed.  1846—09.  48  vol.  in  4.  Es  ist  eine 
oft  flüchtige,  aber  sehr  reichhaltige  Kompilation.  —  Die 
unten  unter  Z.  X.  a.  Zeitschrift  schliesst  sich  an  dasselbe 
als  eine  Fortsetzung  an.  Einem  jeden  Worte  oder  Artikel 
ist  eine  mehr  oder  weniger  ausführliche  Uebersicht  der 
Lehre  vorausgeschickt,  welche  das  Wort  bezeichnet.  —  Re- 
pertoire g^neral,  contenant  la  jurisprudence  de  1791a  1845, 
la  legislation  et  la  doctrine  des  auteurs,  ou  Table  du  Jour- 
nal du  Palais.  Par  Ledru-Rollin.  1845—50.  XII.  Vol. 
gr.  in  8.  u.  4,  nebst  Supplementen  für  die  spätere  Zeit.  — 
Encvclopedie  du  droit  ou  Repertoire  raisonn6  de  legislation 
et  de  jurisprudence  en  matiere  civile,  administrative,  crimi- 
nelle et  commerciale.  Par  SebireetCarteret.  20  Lie- 
ferungen sind  erschienen.  —  (Alle  Repertoria  haben  freilich 
das  gegen  sich,  dass  es  für  Werke  dieser  Art  keine  Scheid- 
linie zwischen  dem  Zuviel  und  dem  Zuwenig  gibt) 

V.    Jus  civile  controversmn.    (Abhandlungen   über  einsehe 
streitige  Rechtsfragen.) 

Die  bei  den  Repertorien  a.  Questions  de  dr.  von  Merlin.  — 
Dialogues  ou  Questions  de  droit  controversees  qui  se  pre- 
sentent  le  plus  frequemment  devant  les  tribunauz.  Par  Co  u- 

.    Ion.  1838—39.  T.  I— III.   Von  demselben  als  Fortsetzung: 
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Questions  de  droit.  1853.  —  Questions  de  droit  tiries  des 
con8ultations,  m&noires  et  dissertations  de  Duport-Lali- 
vette.  1838.  VII.  Vol.  —  Corps  universel  de  droit  civil 
franjais  Par  Deleurie.  1830.  XII.  VoL  —  Dupin, 
Itequisitoires,  plaidoyers  et  discours  de  rentrie.  1834—52. 
XL  Vol.  Questions  pratiques  et  doctrinales  du  C.  Nap. 
Par  Bertauld,  1869.  2vol.  —  Le  Gentil,  Dissertations 
jurid.  1857.  —  Weitere  Literatur  bei  den  einzelnen  Lehren. 

VI.    Kommentare  über  den  Code  civil.    Vgl.  oben  §§  1,  6. 

Analyse  raisonn£e  de  la  discussion  du  C.  c.  au  conseil  d'etat. 
Par  J.  de  Maleville.  III.  6dit.  1821.  IV.  Vol.  Jns 
Deutsche  übersetzt  von  Blanchard.  Köln  1808  f.  IV.  Bde. 
Dieses  Werk,  verfasst  von  einem  der  Redaktoren  des  C.  c, 
enthält  einen  gedrängten  Auszug  aus  der  Berathung  des 
Staatsrates nach hand schriftlic hen  Anmerkungen, über- 
diess  kurze  Erläuterungen  der  einzelnen  Artikel  aus  dem 
älteren  Rechte.  Als  eine  Einleitung  in  das  Studium  des 
Gesetzbuches  ist  das  Werk  besonders  zu  empfehlen.  —  Es- 

Srit  du  C.  N.  ou  Conference  historique,  analytique  et  ra\sonn6e 
u  projet  du  C.  c.  des  observations  des  tribunaux,  des  proccs- 
verbaux  du  conseil  d'£tat,  des  observations  du  tribunat,  des 
exposäs  des  motifs,  des  rapports  et  discours.  Par  Locr6 
1805.  V.  VoL  4.  VI.  Vol.  8.  Jns  Deutsche  übersetzt  von 
Stickel,  Gladbach  und  Floret,  revidirt  und  mit  Zu- 
sätzen begleitet  v.  Almen  dingen.  Giessen  und  Wetz- 
lar. 1808.  ff.  V.  Bde.  Das  Werk  ist  unvollendet  geblieben; 
es  erstreckt  sich  nur  auf  das  erste  Buch  des  C.  c.  Was 
zur  Erläuterung  des  C.  c.  bloss  durch  die  Benutzung  der 
auf  dem  Titel  angezeigten  Quellen  geleistet  werden  konnte, 
hat  der  Verf.  geleistet.  —  C.  c  avec  des  notes  explicatives,  r£di- 

?5es  par  des  Jetes  qui  ont  concouru  ä  sa  confect.  1803—8.  IX. 
ol.  Die  einzelnen  Bde.  sind  von  verschiedenen  Verf.  und  daher 
von  ungleichem  Werthe;  einige  Bände  sind  auch  unter  be- 
sonderen Titeln  herausgekommen;  wie  z  B.  der  Band  sur 
la  loi  du  13.  Flor.  XI.  relative  aux  donations  et  testamens, 
verfasst  von  Bernardi.  —  Etudes  du  droit  F.  Par  Vil- 
lemartin.  IL  £dit.  Coulomniers.  1833.  ff.  (Schwerlich eine 
Bereicherung  der  juristischen  Literatur.)  —  Esprit  de  la 
jurisprudence  (les  principales  dispositions  du  Code  civil). 
Par  Fouetde  Conflans.  1838.  II.  Vol.  -  Mourlon, 
R£pätitions  6crite8  sur  le  G.  N.  8.  ed.  von  Demangeat. 
1868—69.  m.  Vol.    (Gehört  zu  den  besten  Werken.)  -    . 


Digitized  by 


Google 


§.51.   Httlfe Wissenschaften.    Literatur.  153 

Ausser  diesen  grösseren  Werken  hat  die  Französische  Li- 
teratur, besonders  die  neueste,  noch  eine  bedeutende  Anzahl 
*  von  kürzeren  Kommentaren  über  den  G.  c.  oder  von  Aus- 
gaben dieses  Gesetzbuches  mit  mehr  oder  weniger  ausführ- 
lichen Anmerkungen  über  die  einzelnen  Artikel  aufzuweisen. 
(Fast  zu  gross  ist  der  Reich thum!)  Kommentare  oder  Aus- 
gaben dieser  Art  sind:  Code  civil  expliqu£  par  ses  motifs 
et  par  des  exemples.  Par  Rogron.  XVII.  £d.  II  Vol. 
—  Commentaire  sur  le  C.  c.  Par  Boileux.  VI.  6dit.  revue 
par  Poncelet.  1866.  VII.  Vol.  Commentaire  thöorique  et  pra- 
tique  du  Code  civil.  Par  Du  Caurroy,  Bonnier  etRous- 
tain  1850.  51.  T.  I— IL  Das  Werk  ist  als  Elementarwerk 
sehr  geschätzt,  geht  aber  nur  bis  Artikel  892.  —  Code 
civil  annote.  Par  Paillei  8.  u.  in.  Vol.  in  18.  —  C.  c. 
expliqu^.  Par  Benoit.  1836.,  4  —  Code  civil  aveG  des 
notes  indicatives  des  lois  romaines,  coutumes,  ordonnances, 
6dite  et  declarations  qui  ont  rapport  ä  chaque  article.  Par 
Dard.  III.  Ed.  1827.  —  Le  C.  c.  commentö  dans  ses  rap- 
ports  avec  la  th^ologie  morale  ou  explication  du  C,  c.  tant 
pour  le  for  int&rieur  que  pour  le  for  extörieur.  Par  Gous- 
set.  8.  £d.  1863.  in  18  —  Notes  elementaires  sur  le  Code 
civil,  travail  contenant  sur  chaque  article  Pexplication  des 
termes  techniques,  la  filiation  des  idfos  et  la  discussion  des 
questions  de  principes.  Par  Berriat  St.  Prix,  fils.  1845 
—47.  III.  Vol.  —  S.  oben  §.  6  Codes  annotes. 

In  Deutscher  Sprache  geschriebene  Kommentare  über 
den  C.  c. :  Codex  Napoleon,  dargestellt  und  kommentirt  von 
Fr.  Lassaulx.  Koblenz  1809.  III.  Bde.  8.  (Ein  mit  vielem 
Fleisse  ausgearbeitetes  Werk.  Es  geht  jedoch  nur  bis  zur 
Lehre  von  den  Dienstbarkeiten  einschliesslich.)  —  Kritische 
Einleitung  in  das  gesammte  Recht  des  Franz.  Reiches.  Von 
Sc  hm  id.  I.  Th.  Bürgerliches  Recht.  Hildburgh.  I,  Abth. 
1808.  II.  Abh.  1809.  8.  (Das  Werk  ist  in  der  That  ein 
Kommentar  über  den  C.  c. ;  aber  der  unterrichtete  Verl  ist 
nur  bis  zum  33.  Artikel  gelangt.)  —  Ausfuhrlicher  theore- 
tisch-praktischer Kommentar  über  den  C.  N.  Von  C.  C. 
Dabelow.  Leipz.  I.  Th.  1810.  IL  Th.  1811.  4.  —  Aus- 
fuhrliches Handbuch  über  den  C.  N.  Von  K.  Grolman. 
Giessen.  I.  Bd.  1810  II.  Bd.  1811.  IU.  Bd.  1812.  8. 
(Unstreitig  der  beste  Kommentar  über  den  C.  c.  unter  den 
in  Deutschland  erschienenen«  Das  Werk  umfasst  jedoch  nur 
die  Artikel  1—311.)  —  Kommentar  über  den  C.  N.  Von 
E.  Spangenberg.  Gott  1810.  f.  HI.  Bde.  4.  (Mit 
besonderer  Rücksicht  auf  das  K.  Westphalen.)  —  Vollstan- 
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diger  und  ausführlicher  Kommentar  über  den  G.  N.  mit  vor- 
züglicher Rücksicht  auf  die  in  Norddeutschland  und  beson- 
ders in  Hannover  und  den  Hansestädten  bestandenen  Ge- 
setze. Von  Oi.  v.  Hanpt.  Hamb.  I.  Th.  1811.  8  (Das 
Werk  ist  unvollendet  geblieben.) 

VII.    Handbücher  des  französischen  Civilrechts.  (Coars 
de  droit  civil.)    8.  §.  6. 

Die  unter  diesem  Titel  in  Frankreich  erschienenen  Werke 
sind  den  Kommentaren  über  den  C.  c.  sehr  nahe  verwandt. 
Sie  unterscheiden  sich  son  diesen  fast  nur  dadurch,  dass  sie 
in  den  einzelnen  Titeln  etc.  die  Ordnung  der  Artikel  des 
Gesetzbuches  verlassen.  —  Werke  dieser  Klasse:  Cours  de 
droit  frangais.  Par  Proudhon.  Dijon  1809.  f.  II.  VoL, 
3.  idit.  revue  par.  Valette.  1843.  Die  erschienenen  bei- 
den Bände  enthalten  nur  das  Personenrecht  oder  das  I.  Buch 
des  Code.  c.  Leider  ist  (abgesehen  von  einigen,  besonders 
citirten  Abhandlungen)  dieses  treffliche  Werk,  dessen  Verf. 
sich  durch  die  Gabe  auszeichnet,  aus  besonderen  gesetzlichen 
Vorschriften  allgemeine  Sätze  abzuleiten,  nicht  fortgesetzt 
worden.  —  Le  droit  civil  frangais,  suivant  Tordre  du  C.  c, 
ouvrage  dans  lequel  on  a  t&chä  de  röunir  la  throne  k  la 
pratique.     Par  Ton  liier.  VI.  edit.  contimi<$e  et  annotäe 

Sar  Duvergier.  1846—48.  XIV.  Vol  Das  Werk,  eins 
er  vorzüglichsten  der  neuesten  französischen  Literatur  geht 
nur  bis  zum  Art  1581.  des  C.  c.  Der  Tod  überraschte 
den  Verf.  bei  seiner  Arbeit.  Die  Fortsetzung  von  Duver- 
gier, VIIL  Vol.,  ist  auch  zur  5.  Ausgabe  allein  erschie- 
nen. Auch  schliessen  sich  an  jenes  Werk  die  weiter  unten 
anzuführenden  Schriften  von  Troplong  an:  Le  droit  ci- 
vil expliqu£  suivant  Pordre  des  articles  du  Code,  depuis  et 
y  compris  le  titre  de  la  Vente,  ouvrage  qui  fait  suite  ä 
celui  de  Toullier.  Par  Troplong.  XIX.  Vol.  Hierzu  noch: 
Commentaire  du  Contrat  de  mariage.  Par  Troplong.  1850. 
IV.  Vol.  —  P.)  Seither  sind  über  alle  folgenden  Titel  Kom- 
mentare von  Troplong  erschienen.  Die  Gesammtwerke 
haben  jetzt  27  Bände.  —  Das  frühere  Ansehen  von  Troplong 
hat  sehr  abgenommen. —  Cours  de  dr.  c.  Par  Delvincourt. 
Neueste  Ausg.  1834.  in.  Vol.  4  Das  Werk,  das  viele 
schätzbare  Erläuterungen  des  G.  c.  enthält,  besteht  aus  zwei 
verschiedenartigen  Theilen,  aus  den  Institutionen  des  Verfe. 
und  aus  Anmerkungen  zu  denselben  zu  Ende  eines  jeden 
Bandes    —  Cours  de  droit  iran$ais  suivant  le  C.  c.    Par 
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Duranton.  IV.  Edition.  1844.  XXD.  Vol.  Vgl.  damit: 
Examen  critique  du  cours  de  droit  fran$ais  de  Duranton. 
Par  Lag  ränge.  T.  I.,  (über  den  ersten  Band  des  kritisirten 
Werkes)  1832.  Mag  auch  ein  so  bändereiches  Werk,  wie 
das  von  Duranton,  in  Einzelheiten  mit  Grund  getadelt  wer- 
den können,  so  behauptet  doch  Duranton's  Handbuch,  durch 
den  Reichthum  an  Eröterungen  einzelner  Fragen,  durch  die 
Klarheit  der  Darstellung  und  weil  es  sich  überall  auf  das 
unmittelbar  Brauchbare  beschränkt,  neben  Toullier's  Arbeit 
eine  ehrenvolle  Stelle.  —  Programme  du  cours  de  droit 
civil  frangais,  fait  ä  la  faculto  de  droit  de  Paris  Par 
Demante.  III.  £d.  1840.  111.  Vol.  Mit  dieser  Schrift 
stehen  in  Verbindung:  Questions  sur  le  C.  c.  avec  leurs 
Solutions,  suivant  l'ordre  adoptä  par  Demante  dans  son 
Programme.  Par  Mazorat.  1835.  Und:  Cours  analytique 
de  Code  civil.  Par  Demante.  T.  I— V.  1849—67.  (Die 
Ausfuhrung  des  Programme  du  cours  de  dr.  c.  desselben 
Verfassers.  Das  Werk  soll  7  Bde.  bilden.)  —  Theorie  rai- 
sonnöe  du  Code  civil.  Par  Taulier.  1840—48.  VII.  Vol. 
(Von  geringem  wissenschaftlichem  Werthe  und  wenig  in 
Gebrauch;  das  Werk  verfolgt  statt  der  historischen  eine 
philosophische  Richtung.)  —  Cours  de  Code  civil.  Par  De- 
molombe.  P.)  1845-72.  XXVII.  Vol.  und  doch  erst 
bis  Art.  1252  C.  N.  gelangt!  Sehr  vollständig  und  gelehrt, 
aber  unerträglich  weitschweifig,  namentlich  in  den  späteren 
Bänden  —  Elements  du  droit  civil  frangais  ou  Expiration 
m^tliodique  et  raisonn£e  du  Code  civil.  Par  Marcad£. 
P.)  Das  treffliche,  mehrmals  aufgelegte  Werk  umfasst  Art. 
1—1831,  2219-2281.  Die  Lücken  sind  ausgefüllt  v.  Paul 
Pont,  Privileges  et  hypotheques,  1859;  Petita  contrate  et 
contrainte  par  corps,  1867.  Sociätes,  1872.  (Kritiken  in 
Puchelt,  Zeitschr.  I.  S.  111,  III.  S   769.) 

P.)  Das  beste  Werk  ist  und  bleibt  Zachariä;  die 
Uebersetzung  von  Mass 6  et  V erger,  5  vol.  1864—60 
steht  weit  hinter  dem  Original  .zurück.  Out  ist  Cours  de 
droit  civil  frangais  d'apres  la  methode  de  Zachariae,  par 
Aubry  et  Kau  4.  <5d.  1869—73;  bis  jetzt  VI  vol.  Theils 
Uebersetzung,  theils  Umarbeitung  oder  Paraphrase,  verdankt 
das  Werk  seinen  Erfolg  hauptsächlich  dem,  was  es  von 
Zachariä  entlehnt  hat. 

Gerechtes  Aufsehen  macht  neuerdings  Laurent,  Prin- 
(ripes  de  droit  civil.  IX  vol.  1869—73.  An  die  Legalordnung 
sich  anschliessend,  ist  es  erst  mit  dem  Erbrechte  fertig,  also 
ungefähr  zur  Hälfte  gelangt;  mithin  ist  der  berühmte  Ver- 
fasser seinem  Vorsatze  der  Kürze  leider  nicht  treu  geblieben. 
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P.;  VIII.   Institutionen. 
Die  brauchbaren  Werke  s.  vor  §.  lj  vgl.  §.  6. 

IX.    Werke,  welche  in  dem  Code  civil  die  spätem  Gesetze  nachtragen 
(§§.  6,  13)  oder  ihn  mit  andern  Gesetzen  vergleichen. 

Synoptie  du  Code  civil  annotäe  des  textes  qui  le  compl&tent 
ou  le  modifient.  Par  Brossard.  1840  fol.  (Zusammen- 
stellung der  Gesetze  über  einen  und  denselben  Gegenstand; 
Ergänzungen.)  S.  auch  die  §.  6  angeführte  Ausgabe  des 
C.  c.  von  Tripier.  —  Concordance  entre  les  Codes  civilg 
etrangers  et  le  Code  Napoleon.  Par.  Anthoine  de  St, 
Joseph.  2.  £d.  1856.  —  Concordance  entre,  le  Code  civil 
du  royaume  de  Pologne  (1825)  et  le  Code  Civil  fran$ais 
relativement  ä  Petat  des  personnes  etc.  Par  Lubliner. 
1846.  (S.  oben  §.  13  nt.  9.)  P.)  Colfavru,  Le  droit 
commercial  compare,  2  6d.  1860.  Du  mariage  et  du  contrat 
de  mariage  en  Angleterre  et  aux  Etats  unis.  1868  Huc, 
Le  Code  civil  italien  et  le  C.  N.  Paris.  1868. 

X.    Zeitschriften. 

Man  kann  die  juristischen  Zeitschriften  Frankreichs  unter  zwei 
Klassenbringen.  Die  einen  enthalten  ausschliesslich  Rechts- 
fälle oder  höchstens  ausnahmsweise  Abhandlungen.  Die  an- 
dern sind  gemischten  Inhalts;  man  findet  in  ihnen  Abhand- 
lungen, Recensionen,  Rechtsfälle.  (Andere  Zeitungen  juristi- 
schen Inhalts  sind:  La  gazette  des  tribunaux.  —  Le  droit.) 

Zeitschriften  der  ersten  Klasse:  Bulletin  des  arrets  de  la 
cour  de  Cassation.  Amtlicher  Abdruck  der  Urtheile  dieses 
Gerichtshofes.  Die  Zeitschrift  beginnt  mit  dem  J.  1798.  — 
Recueil  g&itfral  des  lois  et  arröts  en  matiere  civüe,  criminelle, 
commerciale  et  de  droit  public,  publik  par  Sirey  und,  die 
neueren  Hände,  par  Sirey  und  nach  dessen  Tode  par  De- 
villeneuve,  Gilbert  et  Carette.  4.  (Von  den  beiden 
letztern  ist  auch  eine  neue  Ausgabe  der  Jahrgänge  v.  1791 
bis  1830  mit  der  Table  tricennale  in  10  Bänden  erschienen, 
welche  reich  an  Bemerkungen  der  Herausgeber  ist.  (Die 
Zahl  der  Bände  ist  gleich  der  Zahl  der  Jahre  des  laufenden 
Jahrhunderts.  Ein  jeder  Band  besteht  aus  zwei  Theilen. 
Der  erste  enthält  die  Urtheile  des  Kassationsgerichtshofs, 
der  zweite  die  der  übrigen  Gerichtshöfe,  die  wichtigern  Ent- 
scheidungen des  Staatsraths  in  Sachen  der  Administrativ- 
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Justiz,  die  neuen  Gesetze  zuweilen  auch  Abhandlungen.  Pen 
Rechtsföllen  fügen  die  Herausgeber  meist  kurze  Anmerkungen 
bei,  welche  Citate  u.  s.  w.  enthalten.  Die  tables  tricennales, 
däcennales  gewähren  Uebersichten  bis  in  die  neueste  Zeit. 
Das  vollständigste  Repertorium  bildet  folgendes  Werk:  Ju- 
risprudence  du  XIX.  Siecle,  ou  Table  generale  alphab^tique 
et  chronologique  du  Recueil  g&iöral  des  lois  et  les  arrlts. 
(1791  ä  1860).  Par  Devilleneuve  et  Gilbert.  Der 
lezte  Band  von  Couder.  —  Jurisprudence  g£n£rale  du 
royaurne,  en  mati&re  civile,  commerciale  et  criminelle,  ou 
Journal  des  audiences  de  la  cour  de  Cassation  et  des  cours 
royales.  Diese  Zeitschrift,  welche  von  Dönevers  angefan- 
gen und  dann  von  Duprat,  Jalabert,  de  Seligny  und 
Tournemine  fortgesetzt  wurde,  wird  jetzt  von  Dalloz 
ainö  und  Armand  Dalloz  herausgegeben.  Sie  bestand 
zu  Ende  des  Jahrs  1824  aus  22  Vol.  4.  In  diesem  Jahre 
nahm  die  Publikation  des  oben  unter  Z.  IV.  angeführten 
Repertoriums  (Jurispr.  g&n&rsAe  du  roy.  XII.  Vol.  4.)  ihren 
Anfang.  Seit  dem  Jahre  1825  erscheint  alljährlich  ein 
Band  von  jener  Zeitschrift,  welcher  im  ersten  Theile  die 
Urtheile  des  Kassationsgerichtshofs,  im  zweiten  die  der  übri- 
gen Gerichtshöfe,  und  im  dritten  die  neueu  Gesetze  und 
Ordonnanzen  enthält  Die  Fortsetzung  des  grössern  Reper- 
toriums von  Dalloz:  Jurisprudence  g£n£rale  du  royaurne 
ou  Repertoire  mäthodique  et  alphabätique  etc.  bildet  die  Zeit- 
schrift: Recueil  päriodique.  Par  Dalloz.  Sie  erscheint  in 
der  Weise  wie  der  Recueil  von  Devilleneuve  et  Carette.  — 
Journal  du  palais,  presentant  la  jurisprudence  de  la  cour 
de  Cassation  et  des  cours  royales  Im  J.  1821  ff.  ist  von  dieser 
Zeitschrift  eine  neue  Ausgabe  in  24.  Vol.  erschienen,  welche 
die  Urtheile  von  1791  —  1822  enthält  Dritte  Ausgabe  von 
Ledru  Rollin.  Die  Urtheile  von  1791  bis  1868,  enthal- 
tend LXI  Bände,  8.  ä  2  colonnes,  und  hierzu  das  unter  Zif- 
fer IV.  angeführte  Repertorium.  Seit  1823  kommen  von 
dieser  Zeitschrift  jährlich  drei  Bände  heraus.  (Es  gibtauch 
aus  den  Zeiten  vor  der  Revolution  ein  Journal  du  palais, 
das  jedoch  schon  vor  1789  eingegangen  war.)  —  Jurispru- 
dence du  G.  c,  Par  Bavoux  et  Loiseau.  Ist  vom  Jahre 
XII.  an  erschienen  und  hat  im  Jahr  1814  aufgehört  22 
Vol.  —  Ueberdies  kommt  fast  in  dem  Bezirke  eines  jeden 
Gerichtshofes  eine  auschliesslich  dem  Gericht3gebrauche 
dieses  Gerichtshofes  gewidmete  Zeitschrift  heraus. 
Zeitschriften  der  zweiten  Klasse:  Bibliotheque  ou  Journal 
du  barreau  et  det  äcoles  du  droit.    Par  Maugui  n  et  Du- 
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moulin.  1808-12  XIII.  Vol  —  TMmh  ou  biblioth<5que 
da  Jurisconsulte.  Par  ßlondeau,  Demante,  Ducau- 
roy  et  Warnkönig.  1820-29.  X.  Vol.  Revue  de  tegis- 
lation  et  de  jurisprudence',  publice  sous  la  direction  de 
Wolowski,  par  une  reunion  de  magistrats,  de  professeurs 
et  d'avocats.  Seit  1834,  jährlich  II  Vol.  P)  Revue  critique 
de  jurisprudence,  par  Demolonibe,  Marcad£,  Pont, 
de  Carmeninet  Molinier,  1851—52.  2Bde.  Beide  Re- 
vues  sind  seit  1853  vereinigt  unter  dem  Titel:  Revue  cri- 
tique de  tegislation  ot  de  juriprudence,  jetzt  redigirt  von 
Wolowski  und  Pont;  erscheint  in  Monatsheften,  jährlich 
2  Bde. ;  eine  sehr  tüchtige  Zeitschrift  Zu  den  hier  und  unten 
genannten  Revues  erschienen  Tables  analyt.  zu  Paris  1860  mit 
einer  geschichtlichen  Einleitung  von  Laferriere.  —  Revue 
etrangere  et  frangaise  de  lägislation  et  d'£conomie  politique 
par  une  reunion  de  jurisconsultes  et  de  publicistes  fran$ais 
et  Stranges,  publice  par  Foelix.  1833—44.  XII.  Vol.  Von 
1844—49  unter  dem  Titel:  Revue  de  droit  frangais  et  £tr. 
Par  Duvergier,  Foelix  et  Valette.  VI.  Vol.  Ist  ein- 
gegangen. P.)  Revue  historique  de  Droit  frangais  et 
Ätranger  par  Laboulaye  u.  A.  1855—69.  XV  vol.;  seit 
1870  unter  dem  Titel:  Revue  de  lägislation  ancienne  et 
moderne  Irangaise  et  etrangere.  —  Recueil  de  l'acadömie 
de  lägislation  de  Toulouse,  seit  1851.  (Gibt  Auszüge  und 
Berichte  über  die  Discussionen  der  Gesellschaft  und  über  die 
eingereichten  Abhandlungen.) 

P.)  Für  Belgien  erscheint  ein  Recueil  g£n6ral  de  la 
Jurisprudence  des  cours  et  tribunaux  deBelgique  seit  1813 
unter  dem  Titel  Pasicrisie  Beige. 

Auch  in  deutscher  Sprache  erschienen  einst*),  als  der  C.  N.  in 
so  vielen  deutschen  Staaten  Gesetzeskraft  hatte,  eine  gute 
Anzahl  Zeitschriften,  welche  das  französische  Civilrecht  aus- 
schliesslich oder  vorzugsweise  zum  Gegenstande  hatten.  Da- 
hin gehörten:  Journal  für  Gesetzkunde  und  Rechtsgelehr- 
samkeit. Von  Fr.  Las 8 au lx.  Koblenz.  XIII  ff.  —  Annalen 
der  Gesetzgebung  Napoleons.  Von  dems.  Koblenz.  1808  ff. 
Allgemeine  Bibliothek  für  Staatskunst,  Rechtswissenschaft 
und  Kritik.  Giessen  und  Wetzlar  1808  ff.  —  Archiv  für 
die  Gesetzgebung  und   Reform   des  juristischen  Studiums. 


*)  PJ  Diese  Zeitschriften  haben  nur  noch  für  die  Literatur-Ge- 
schichte Bedeutung ;  mit  Rücksicht  hierauf  habe  ich  hier  und  an  anderen 
Stellen  die  antiquirte  Literatur  nicht  oder  nicht  gana  beseitigt. 
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Von  N.  Th.  Gönner.  Landshut  1808 ff.  —  Archiv  fiir  den 
C.  N.  Von  Dabelow.  1809  ff.  —  Magazin  für  das  Civil- 
und  Kriminalrecht  des  Königreichs  Westphalen.  Von  Oe  8 1  e  r- 
ley  und  Spangenberg.  Gott  1810  ff.  —  Juristische 
Bibliothek.  Kassel  und  Marburg  1811.  —  Rechtswissen- 
schaft des  Gesetzbuchs  Napoleons  und  der  übrigen  bürger- 
lichen Gesetze  des  Königreichs  Westphalen.  Von  E.  H.  v. 
Strom beck.  Braunschweig  1811.  —  Westphälische  Juris- 
prudenz. Sammlung  bemerkenswerter  Entscheidungen  des 
Kassationshofes  in  Westphalen.  Quedlinburg  1811.  Dieselbe 
Sammlung  erpchien  zugleich  in  französ.  Sprache)  Magazin 
für  das  Civil-  und  Kriminalrecht  des  Kaiserreichs  Frankreich. 
Hamburg  1812.  8.  —  R)  Seit  1869  erscheint  Puchelt, 
Zeitschrift  für  französisches  Civilrecht,  jetzt  4  Bände;  seit 
1873  zugleich  Gerichtszeitung  für  das  Reichsland  Elsass- 
Lothringen;  umfasst  die  Jurisprudenz  in  Frankreich,  Belgien, 
Schweiz,  Polen  und  in  dem  gesammten  deutschen  Rechts- 
gebiete des  C.  N. ;  zugleich  finden  sich  darin  Abhandlungen 
und  Recensionen.  —  Ueber  die  in  Rheinpreussen ,  Baden, 
Rheinpfalz  und  Rheinhessen  erscheinenden  oder  erschienenen 
Zeitschriften  s.  oben  §.  13. 
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Von  dem  Civilstande  der  Franzosen. 


<\  N.  L.  JL.tit.  II.  Chap.  I.  V.  VI.  -  Quellen:  Loi  v.  20.-25.  Sept. 
1792.  Ord.  v.  J.  1667.  tit.  20.  Döclarat.  v.  9.  April.  1736.  -Literatur : 
De  l'ätat  c.  des  persona  es  et  de  la  condition  des  terres  dans  les  Gaules  des 
les  temps  celtiques  jusqu'a  la  redaction  des  Coutumes.  Par  Perreciot. 
Nouv.  Ed.  1851.  III.  Vol.  —  Tratte  des  droits  civils.  Par  J.  Gui- 
chard  1821.  P.)  Dissertation  sur  les  droits  politiques  etc.  Par 
Laferriere;  Revue  de  droit  fr.  et  Strang.  1849.  S.  841.  De  la  qua- 
lite*  de  Francais  et  de  la  naturalisation.  Par  Alauzet.  1851.  Code 
des  ötrangers.  Par  Gand.  1854.  Histoire  de  la  condition  civile  des 
ätrangers  en  France.  Par  Demangeat.  1844.  Jouissance  et  priya- 
tion  des  droits  civils.  Par  Coin-Delisle.  2.  £d.  1853.  I.  Vol.  in  4. 
S.  vor  §.  75. 


§.  52. 
Von  den  Personen  im  Allgemeinen. 

Eine  Person  ist  ein  Subjekt,  welches  Andere  rechtlich 
verpflichten  und  von  Andern  rechtlich  verpflichtet  werden  kann. 
Die  Personen  sind  entweder  physische  Personen,  (die  Men- 
schen,) oder  moralische  Personen,  (universitates,  collegia, 
corpora,  Gemeinheiten,)  je  nachdem  sie  die  Eigenschaft  der 
Persönlichkeit  von  Natur  oder  kraft  einer  gewissen  That  ha- 
ben. —  Die  Eigenschaft  einer  moralischen  Person  kommt  theils 
dem  Staatsvereine  oder  der  Volksgemeinde,  theils  den  Ge- 
meinden (communes)*)  und  den  von  dem  Staate  anerkannten 

*)  F.)  Auch  die  Departements  haben  die  juristische  Persönlichkeit 
S.  unten  ft.  176  Anm.  2. 
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das~Qemeinbeste  bezweckenden  Anstalten  (etablissemens  d'uti- 
litöl. publique  —  causae  piae)  zu;  der  Volksgemeinde  von 
Rechtswegen,  den  im  Staate  bestehenden  Gemeinden  und  den 
öffentlichen  Anstalten  nur  kraft  einer  besondern  Erklärung  der 
Staatsgewalt. ')  Auch  eine  jede  einzelne  öffentliche  Stelle 
und  selbst  einen  jeden  einzelnen  Staatsbeamten  kann  man 
als  eine  moralische  Person  in  dem  Sinne  betrachten,  dass 
die  von  der  öffentlichen  Stelle  oder  von  dem  Beamten,  als 
solchem,  gesetzmäßig  erworbenen  Civilrechte  oder  gesetzmässig 
eingegangenen  Verbindlichkeiten  nicht  einzelnen  Menschen  be- 
ziehungsweise zustehen  oder  obliegen,  sondern  auf  der  Stelle 
oder  auf  dem  Amte  haften.9)  So  sehr  sich  übrigens  auch  die 
Gemeinden  und  die  öffentlichen  Anstalten  in  Beziehung  auf 
ihre  Organisation  und  ihr  Verhältniss  zur  Regierung  von  ein- 
ander unterscheiden,  so  werden  sie  doch  beide  von  den  bür- 
gerlichen Gesetzen  in  der  Eigenschaft  moralischer  Personen 
einander  gleichgestellt,  S.  Art.  1596.  1712.  2045.  2121. 
2153.  2227. 


1)  Loi  v.  2.  Jan.  1817.  Ord.  v.  25.  Dec.  1830. 

P.J  Der,  den  französ.  Juristen  innewohnende  Zag,  jedes  Rechtssub- 
jekt zu  personnifiziren  und  die  Vorliebe  für  die  katholische  Kirche  hat 
in  der  communis  opinio  doctorum  und  in  der  Gesetzgebung  Frankreichs 
eine  Menge  juristischer  Personen  geschaffen.    Aubry  et  Bau  I.  §.  54 

Laurent,  Princ.  I.  S.  869,  878 ff.  verwirft  ganz  die  Idee  der  juri- 
stischen Persönlichkeit  —  offenbar  im  Anschlüsse  an  die  deutsche  Wis- 
senschaft z.  B.  Brinz,  Pand.  II.  S.  979 ff.;  aber  gewiss  mit  Unrecht! 
Windscheid,  Pand.  L  §.  49  nt.  5    Puchelt,  Zeitschr.  I.  S.  287. 

Ob  die  Entstehung  einer  juristischen  Person  einen  ausdrücklichen 
Akt  des  Anerkennens  von  Seiten  der  Staatsgewalt  bedarf,  ist  bestritten 
(Windscheid,  §.  60),  begrifflich  zu  verneinen,  übrigens  nicht  blos  aus 
dem  bürgerlichen  Gesetzbuche,  sondern  auch  aus  dem  öffentlichen  Rechte 
jedes  Landes  zu  beantworten.  Bauerband,  Institut.  §.  16.  —  Davon 
hängt  die  wichtige  Frage  ab,  ob  eine  zu  gründende  Stiftung  in  einem 
Testamente  bedacht  werden  kann?  Renaud  in  Puchelt,  Zeitschrift 
IL  S.  113  ff. 

2)  S.  einen  Fall  zur  Erläuterung  bei  8ir.  XXVI,  I,  201.  —  Das 
Englische  Recht  nennt  einen  Beamten,  welcher  für  sich  und  seine  Amts- 
nachfolger Rechte  erwerben  kann,  a  sole  coporation.  Blackston's  com- 
mentaries  on  the  laws  of  England.  L.  I.  chap.  18.  —  Uebrigens  wird 
in  dem  Folgenden  der  Ausdruck:  Moralische  Personen,  nur  von  den 
Gemeinden  und  den  öffentlichen  Anstalten  gebraucht  werden. 


Digitized  by 


Google 


§.  53.    Von  dem  Civilstande  im  Allgemeinen.  165 

§.  53. 
Von  dem  Civilrechte  der  moralischen  Personen. 

Man  kann  die  moralischen  Personen  oder  die  Gemein- 
heiten aus  einem  doppelten  rechtlichen  Gesichtspunkte  betrach- 
ten; —  erstens,  in  Beziehung  auf  ihre  Verfassung  und  die 
Verwaltung  ihrer  Angelegenheiten;  —  zweitens  in  Bezie- 
hung auf  ihre  rechtlichen  Verhältnisse  zu  dritten  Personen. 
(Und  unter  dritten  Personen  sind  hier  auch  die  Mitglieder 
der  Gemeinheit  selbst,  z.  B.  auch  die  Unterthanen  des  Staates, 
in  so  fern  zu  verstehen,  als  sie  in  einem  gegebenen  Falle  nicht 
als  Mitglieder  des  Gemeinwesens,  sondern  als  Einzelne  zu  be- 
trachten sind,  si  de  juribus  singulorum  agitur.)  Das  Verhalt- 
niss  der  Gemeinheiten  zu  dritten  Personen  gehört  seinem  We- 
sen nach  und  allein  in  das  Civilrecht. 

In  Beziehung  auf  dieses  Verhältniss,  also  in 
civilrechtlicher  Hinsicht,  sind  die  Gemeinheiten 
nach  denselben  Rechtsgrundsätzen  zu  beurtheilen 
wie  die  einzelnen  Menschen,  insofern  nicht  eine 
ausdrückliche  Verfügung  der  Gesetze  eine  Aus- 
nahme von  dieser  Regel  macht.*)  Arg.  Art.  619.  910. 
937.  1712.  2045.  2227.  Mit  dieser  Einschränkung  also  ist 
das  allgemeine  Civilrecht  (und  mithin  der  G.  c.)  auch  auf  den 
Staat1)  und  auf  die  Gemeinden8)  und  auf  die  öffentlichen  An- 


*)  P.)  Dieser  Satz  geht  zu  weit ;  ganze  Theile  des  Civilrechts  sind 
für  juristische  Personen  ananwendbar  s.  B.  Familien  recht.  Recht  in 
testiren;  richtig  ist  der  Grundsatz  insoweit,  dass  die  juristischen  Per- 
sonen nach  dem  C.  N.  nicht  mehr  privilegirt,  theilweise  sogar  beschrankt 
sind;  z.  B.  Art.  537,  619,  910,  1712. 

1)  Z.  B.  in  den  Rechtsstreitigkeiten  über  Nationalgüter:  Durant. 
c.  IV,  148 ff.  und  über  Nationalwaldungen:  Proudhon  de  rusufrnit 
VI,  2947  ff.  Code  forest,  besonders  Art.  8—85.  —  üeber  die  Kompetenz 
der  Gerichte  in  den  Civilsachen  des  Staates:  Tou liier  III,  43. 

2)  Fleurigeon  Code  administr.  m.  communes.^  Merlin  m.  com- 
mune, biens  cominunaux,  dettes  des  communes,  und  in  den  qu.  de  droit 
unter  denselben  Worten.  Proudhon  in  dem  a.  W.  VI,  2832 ff.  Du- 
rant. c.  IV,  203 ff.  Dallor  ipr.  gene>.  m.  communes.  Ueber  die  Kom- 
petenz der  Gerichte  in  den  Civilsachen  der  Gemeinden:  Tou  Hier  III, 
52  ff.  —  Jurisprudence  comm anale  et  municipale  ou  ezposition  raisonnee 
des  lois  et  de  jnrisprudence  concernant  les  biens,  les  dettes  et  les  prooes 
des  communes.   Par  A.  C.  Guichard.   1820.   Des  biens  communauz  et 
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stalten8)  in  allen  jenes  Verhältniss  betreffenden  Sachen  an- 
wendbar. Die  Ausnahmen,  welche  das  allgemeine  Civilrecht 
in  den  Sachen  der  Gemeinheiten  leidet,  werden  in  diesem 
Handbache  nur  insofern  einzeln  angeführt  und  insofern  erläu- 
tert weiden,  ab  sie  durch  den  G.  c.  bestimmt  sind.  Siehe 
Art.  619.  910.  937.  1712.  2045.  2121.  2153.  Die  übrigen 
Ausnahmen  —  welche  z.  B.  das  Recht  der  Gemeinheiten,  Lie- 
genschaften mittelst  eines  belastenden  Rechtstitels  zu  erwer- 
ben,4) ferner  die  Veräusserung  und  die  Verpachtung  der  den 
Gemeinheiten  gehörenden  Liegenschaften  betreffen,5)  —  blei- 
ben dem  Verwaltungsrechte  vorbehalten,  als  mit  welchem  sie 
in  der  genauesten  Verbindung  stehen.  Uebrigens  können  die 
Rechte,  die  einer  Gemeinheit  zustehen,  nur  von  den  verfas- 
sungsmässigen Vertretern  der  Gemeinheit  nicht  aber  von  einem 
jeden  einzelnen  Mitgliede  der  Gemeinheit,  vor  Gericht  geltend 
gemacht  werden.6) 

de  la  police  rurale  et  forestiere.  Par  Henrion  de  Pansey.  1825.  — 
*De  la  proprilte'  commanale  et  de  la  mise  en  calture  des  communaux. 
Par  Cauchy.  1848.  P.)  S.  unten  §.  176  Anm.  1,  2.  Dufour,  Traitf 
glnäral  de  Droit  administratif  applique\  3.  e*d.  1869.  8.  Vol. 

8)  Durant.  a.a.O.  P.)  Traite"  de  Fadmin.  temporelle  dea  paroisses. 
Par  Affre.  7.  ^d.  1863.  Cours  de  la  16gisl.  c.  6ccl&.,  coi.ten.  t.  c.  q.  r.  les 
fabr.,  les bnreaux de  bienfaisance,  les hospices,  les  ecoles  etc.  Par  Andre. 
N.  ecl.  1868-69.  4.  Vol.  *üeber  die  Wohlthäti^keitsanstalten: 
Ldgisl.  charitable  on  recueil  des  lois  etc.  qui  regissent  Tadmin.  des 
Etablissements  de  bienfaisance,  de  1790  a  1848.  Par  Watte  ville.  3. 
6d.  1849.  Von  demselben :  Code  de  r Administration  charitable  oa  ma- 
nuel  des  administrateurs  etc.  des  Etablissements  de  bienfaisance.  2.  ed. 
1847.  Und:  Du  patrimoine  des  pauvres.  1849.  18.  —  Nouvelles  ätudes 
sur  la  legislation  charitable,  suivies  d'ane  bibliographie  charitable.  Par 
Lamothe.   1860. 

4)  Gemeinheiten  können  nur  kraft  eines  besonderen  Gesetfes 
Liegenschaften  erwerben.  Jedoch  machen  die  kirchlichen  Korporationen  eine 
Ausnahme  von  dieser  Regel.  Für  diese  genügt  eine  vom  Staatsoberhaupte 
ertheilte  Ermächtigung.  Loi  vom  2.  Januar  1817.  Eben  so  können  <lie 
den  Gemeinheiten  gehörenden  Liegenschaften  in  der  Regel  nicht  ohne 
ein  besonderes  Gesets  veräussert  werden.    Toullier  III,  49 ff. 

5)  Die  Liegenschaften  einer  Gemeinheit  dürfen  in  der  Regel  nicht 
auf  eine  längere  Zeit,  als  auf  9  Jahre  verpachtet  oder  vermietnet  wer- 
den. Arröte*  vom  7.  Germ.  IX.  Loi  vom -25.  Mai  1835.  Toull.  a.  a.  0. 
Lassauli  III,  37. 

6)  Merlin  m.  vaine  nature.  §.  5.  Sir.  XV,  II,  63.  XXIX,  I,  121. 
P.)  Proudhon,  du  domaine  public,  II,  642.  Noch  weit  wichtiger  ist 
der  Bat*,  dass  die  juristische  Person  nicht  selbst ,  sondern  nur  durch 
Repräsentanten  handeln  kann,  und  diese  wieder  an  die  durch  die  Orga- 
nisation gezogenen  Schranken  gebunden  sind,  woraus  die  Beschränkung 
der  Dispositionsfähigkeit  in  Art.  513  folgt.    Es  können  die  einzelnen 
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§.  54. 

Von  dem  Stande  der  Menschen.    Bürgerlicher  —  politischer  Stand. 

Der  Stand  des  Menschen  (status,  etat,)  ist  die  Rechts- 
fähigkeit des  Menschen,  dessen  Vermögen,  Andere  rechtlich1 
zu  verpflichten  und  von  Andern  rechtlich  verflichtet  zu  wer- 
den.1) In  dem  Civilrechte  hat  jedoch  das  Wort:  Stand, 
noch  überdiess  eine  engere  Bedeutung,  in  welcher  es  die  Art 
und  Weise,  wie  die  Familienverhältnisse  einer  Person  bestimmt 
sind,  bezeichnet.*) 

Der  Stand  oder  die  Rechtsfähigkeit  des  Menschen,  kann 
in  mehr  als  einer  Beziehung  betrachtet  werden;  z.  B.  in  Be- 
ziehung auf  das  bürgerliche  Recht,  in  Beziehung  auf  das  Ver- 
fassungsrecht. Daher  die  Namen:  Givilstand,  politischer 
Stand.  Aus  demselben  Grunde  und  in  demselben  Sinne  kann 
ein  und  derselbe  Mensch  mehrere  Personen  in  sich  vereinigen.8) 


Gemeindeglieder  als  Einzelne  ihr  (P.)  ans  dem  Privatrechte,  nicht  aber 
auch  das  aus  dem  öffentlichen  Rechte  stammende)  Recht,  von  den  Gütern, 
deren  Eigenthura  der  Gemeinde  unbestritten  gehört,  Gebrauch  au  machen, 
allerdings  vor  Gericht  verfolgen.  Dal  los  ro.  commune«.  Sect«  I.  Sir.. 
XXIX,  I,  359.  XXXIV,  I,  190.  LXVII,  I,  325.  P.J  Auch  können  einzelne 
Gemeindeglieder  anter  Umständen  die  von  der  Gomeinde  verabsäumten/) 
Prosesse  auf  eigene  Gefahr  und  Kosten  führen.  Loi  vom  18.  Juli  1887. 
Artikel  49. 

1)  Der  Stand  in  dieser  Bedeutung  ist  die  Persönlichkeit  des  Men- 
schen; caput.  1.  3.  §.  ult.  D.  de  capitis  deminut. 

2j  In  diesem  Sinne  scheint  der  Art.  3  §.  3  la  capacite*  und  £tat  an 
unterscheiden.    Der  Stand  in  dieser  engem  Bedeutung  ist  der  status 
familiae  der  Römer.  —  Daher  ferner  der  Ausdruck:  Questions  d'6tat<r 
Art.  326  ff.    Vgl.  Merlin  m   ätat  civil.    Lassau lx  I,  §.  86.  87.    (Est. 
ist,  besonders  für  die  gehörige  Auslegung  des  Artikel  3  §.  8,  von  der' 
grössten  Wichtigkeit,  den  Begriff  genau  au  bestimmen.)  PJ  Die  von  Z. 
gewählte  Terminologie  ist  mindestens  ungewöhnlich,   wie  schon  Art.  3 
zeigt;   die  Französische  Jurisprudens  versteht  unter  6tat  (status)  die 
jura  status  in  Familie,  Staat,  Gemeinde;  davon  ist  die  Rechtsfähigkeit  1 
allerdings  sehr  verschieden.    Im  Römischen  Recht  wird  Beides  unter 
„persona"  ausammengefasst. 

8)  Vgl.  J.  N.  flert:  de  uno  nomine  plures  sustinente  persona«: 
In  ejus  Opuse.  V.  I.  P.  III.  —  Alsdann  gilt  s.  B.  die  Regel:  Idem<  • 
servatur  in  uno,  quod  alias  valet  de  duobus.  Daher  verliert  ein  Adoptiv- 
kind nicht  die  Rechte,  die  es  als  Neffe  seines  Adoptivvaters  in  Anspruch  •  ■ 
nehmen  kann.  Sir.  XXXI,  I.  321.  Daher  kann  der  Vater,  der  Vormund 
seines  Sohnes  ist,  dennoch  eine  dem  Sohne  gemachte  Schenkung,  ohne 
Automation  des  Familienrathes  aeeeptiren.    Sirey  XII,  I,  400, 
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Der  Civilstand  in  der  weiteren  Bedeutung  ist  die 
Rechtsfähigkeit  des  Menschen  in  Beziehung  auf  das  Civilrecht 
überhaupt.  In  Ansehung  des  Civilstandes  in  dieser  Bedeu- 
tung sind  die  Menschen  entweder  bürgerlich- lebend  oder 
bürgerlich-todt,*)  je  nachdem  sie  in  Beziehung  auf  das 
Civilrecht  rechtsfähig  sind  oder  nicht.  Artikel  22.  25.4)  Der 
Civilstand  in  der  engeren  Bedeutung  ist  die  Rechts- 
fähigkeit eines  Menschen  in  Beziehung  auf  die  dem  Französi- 
schen Rechte  eigenthümlichen  (nur  durch  das  positive  Recht 
des  französischen  Reichs  begründeten)  Civilrechte.  S.  jedoch 
§.  76 ff.  In  Ansehung  des  Civilstandes  in  dieser  Bedeutung 
sind  die  Menschen  entweder  Franzosen  oder  Fremde.5) 
Franzosen**)  sind  diejenigen,  welche  von  Geburtswegen  oder 
Kraft  einer  besondern  Vorschrift  der  Gesetze  der  dem  Fran- 
zösischen Rechte  eigenthümlichen  Civilrechte  theilhaft  sind. 
Art.  8.  11.«) 

Der  politische  Stand  ist  die  Rechtsfähigkeit  eines  Fran- 
zosen in  Beziehung  auf  diejenigen  Rechte,  welche  sich  ent- 
weder ihrem  Wesen  nach  auf  die  Theilnahme  an  der  Aus- 
übung der  Staatsgewalt  beziehen,  oder  welche  das  Gesetz  aus- 
drücklich den  Rechten  dieser  Art  gleich  gestellt  hat.  Politische 
Rechte  sind  also  z.  B.  das  Recht,  an  den  Wahlen  für  die 
Kammern  der  Abgeordneten  Theil  zu  nehmen  und  wählbar 
für  diese  Kammer  zu  sein,  das  Recht,  ein  Staats-  oderKirchen- 


*)  P.)  Der  bürgerliche  Tod  ist  abgeschafft.  §.  162. 

4)  P.)  Die  Sklaverei  ist  für  die  französischen  Kolonien  abgeschafft 
und  besteht  dermalen  nur  noch  in  den  spanischen  Kolonien ;  jeder  Sklave 
wird  frei,  sobald  er  das  kontinentale  Gebiet  von  Frankreich  betritt. 
Art.  1  Ges.  y.  6.  Okt.  1791.  Dekret  v.  27.  April  1848.  Senatuskonsult 
v.  8.  Mai  1864.    S.  unten  §.  174  Arnn.  2. 

5)  Von  den  Fremden  (Itrangers)  sind  die  Auswärtigen  (les  foraius, 
forenses)  zu  unterscheiden,  d.  h.  diejenigen,  welche  nicht  an  dem  Orte 
ihren  Wohnsitz  haben,  wo  sie  Güter  besitzen.  S.  C.  de  pr.  Art.  822. 
P ige  au  II,  481. 

**)  P.)  Ausländer  haben  in  Frankreich  keine  politischen  Rechte. 

6)  Boileux  zu  L.  I.  tit.  L  chap.  I.  Einleit.  —  Der  Art.  8  enthält 
nieht  die  Definition  des  Begriffs,  der  mit  dem  Worte:  Franzose,  in 
dvilrechtlicher  Hinsicht  zu  verbinden  ist.  Wenn  durch  einen  völker- 
rechtlichen Vertrag  die  Einwohner  eines  gewissen  Landes  in  civil- 
rechtlicher  Hinsicht  den  Franzosen  schlechthin  gleichgestellt  worden 
sind,  so  sind  sie  deswegen  doch  nicht  Franzosen,    vgl.  unten  §.  70. 
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amt  (loi  y*  18.  Germ.  X.  Art.  32)  zu  bekleiden,  das  Recht 
auf  die  Liste  der  Geschwornen  gesetzt  zu  werden,  (G.  d'instr. 
crim.  Art.  381),  das  Recht,  einen  Notariatsakt  als  Zeuge  zu 
beglaubigen.  (Loi  v.  25.  Vent.  XL  Art  9  siehe  auch  unten 
§.  77  nt.  *  und  §.  670.)  Einige  dieser  Rechte  sind  wieder  an 
besondere  Bedingungen  gebunden.7)  In  Ansehung  des  politi- 
schen Standes  sind  die  Franzosen  entweder  Staatsbürger 
(citoyens)  oder  nicht.  —  Obwohl  die  adlichen  Titel,  welche 
während  der  Revolution  abgeschafft  worden  waren,  schon  unter 
der  kaiserlichen  Regierung  wieder  hergestellt  worden  sind,  so 
stehen  doch  die  von  Adel  unter  denselben  Civilgesetzen,  wie 
die  übrigen  Franzosen.8) 

Die  Eigenschaft  eines  Franzosen  istunabhän- 
gig von  dessen  politischem  Stande,  d.  h.  es  kann 
einer  ein  Franzose  sein,  und  dennoch  nicht  die  politischen 
Rechte  eines  französischen  Staatsbürgers  besitzen*  Art.  7.  — 
Dagegen  ist  der  politische  Stand  von  dem  Civil- 
stande  abhängig,  d.  h.  Niemand  kann  ein  französischer 
Staatsbürger  sein,  ohne  dass  er  zugleich  in  Beziehung  auf  das 
Civilrecht  ein  Franzose  ist. 9)  —  Arg.  (a  contrar.)  Art.  7. 10) 


7)  Proudh.  I,  63.  Toull.  I,  254.  Durant.  c.  I,  140.  Ueber  die 
Bechtsfähigfceit  quoad  raunera publica  8.  Dalloz  m.  minoritl,  arbitrage. 
Merlin  qu.  m.  arbitrage,  §.  14  Art.  4  jugement,  §.  14  n.  3.  Sir.  I,  I, 
104.  XXVIII,  II,  118. —  Unter  den  politischen Bechten  in  der  engeren 
Bedeutung  versteht  man  allein  das  Becht,  in  den  Wahlversammlungen 
zu  stimmen  und  das  der  Wählbarkeit.  —  Die  politischen  und  bürger- 
lichen Bechte  überhaupt  zählt  anf  Gnichard  §.  6  ff.  —  Was  ist  im 
Art  7  unter  loi  constitutionelle  zu  verstehen?  Sirey  XLI,  II,  609. 
P.)  Bevue  de  droit  fr.  et  6tr.  1849.  V.  S.  841. 

8)  Ueber  die  Bechte  des  Adels  s.  Toni  Her  I,  193  ff.  und  von  den 
Majoraten  oben  §.25.  P.)  S.  Bog  er  et  Sorel,  Lois  usuelles  unter 
„Titres"  (Wiederaufhebang  des  den  Adelstitel  abschaffenden  Dekrets  der 
provis.  Reg.  v.  23  Febr.  1848)  „Conseil  du  Sceau  des  titres"  (Prüfung 
etc.  der  Aaelstitel)  r Noras"  (Namenswechsel).  Das  Gesetz  vom  28.  Mai 
1858  bedroht  die  mit  schwerer  Geldstrafe,  welche  unbefugt  einen  Adels- 
titel führen.  —  Sind  die  Geistlichen  ein  besonderer  Stand  im  Staate? 
Bouhier  de  l'Ecluse,  de  l'ätat  actr.el  du  pretre  en  France,  6 tat,  civil, 
mariage,  adoption.  1842. 

9)  GA.  des  Staatsrat!»  vom  18.  20.  Prair.  XL  Locre"  ad  Art.  7  and 
ebend.  Legisl   civile  etc.  T.  IL  p.  408. 

10)  Analyse  des  droits  et  des  capacites  legales  de  ceux  qui  habitent 
le  territoire  de  la  France.    Par  Hepp.  Strassb.  1815.  4. 
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§.  55. 

Von  den  Thatsachen ,  welche  dem   Civilstande  zum  Grunde  liegen,  und 

von  der  Beglaubigung  derselben  (von  den  Rechtsurkunden  des    Civii- 

standes)  im  Allgemeinen. 

Der  Civilstand  überhaupt  beruht  auf  gewissen  That- 
sachen; auf  den  Thatsachen,  dass  ein  Mensch  lebendig  und 
lebensfähig  zur  Welt  gekommen  ist  x)>  und  dass  er  fortdauernd 
am  Leben  ist.  Erst  von  der  Zeit  seiner  Geburt  an  kann  ein 
Mensch  oder  statt  seiner  ein  Anderer  Rechte  in  Anspruch  neh- 
men; so  wie  ein  Mensch  stirbt,  kann  er  nicht  weiter  ein 
Recht  erwerben,  das  er  nicht  schon  bei  seinem  Leben  erwor- 
ben hatte.  Es  kann  daher  Niemand  ein  Recht,  als  einem  An- 
dern angefallen,  z.  B.  in  der  Eigenschaft  eines  Erben  in  An- 
spruch nehmen,  wenn  er  nicht  erweisen  kann,  dass  dieses  In- 
dividuum gelebt*)  und  zwar  zu  der  Zeit  gelebt  habe,  zu  wel- 
cher ihm  das  Recht  angefallen  sein  soll2),  vorausgesetzt  übri- 
gens, dass  die  Gegenpartei8)  die  Thatsache  bestreitet.  Art. 
135.4)  Vgl.  Art.  725.  906.  1983,  -  Eben  so  hängt  der  Ci- 

1)  Von  der  Rechtsregel :  Nasciturus  habetur  pro  nato  etc  weiter 
unten.  §.  80 

*)  P.)  Dies  gilt  auch  dann,  wenn  der  Betreffende  z.  B.  wegen  straf- 
gerichtlicher Verfolgung  Ursache  hat,  sich  eu  verbergen.  Sir.  XLl,  I,  320. 

Der  Beweis  des  Lehens  eines  gewissen  Individuums  kann  auf  jede 
Art  geführt  werden.    Sir.  XI,  I,  83. 

Wegen  der  Vermuthung  des  Ueherlehens  s.  §.  85.  Umgekehrt  muss 
in  der  Regel  derjenige,  welcher  das  Recht  aus  dem  Tode  eines  Anderen 
anleitet,  den  Tod  beweisen;  Art.  1315  —  aber  Ausnahmen  folgen  aus 
der  Lehre  von  der  Abwesenheit.   S  §.  85. 

2)  Also  in  Beziehung  auf  diese  Beweisführung  gilt  die 
Vermuthung:  Qui  vixit,  mortui»  esse  praesumitur  Zu  allgemein  wird 
diese  Vermuthung  aufgestellt  v.  Delvinc.  ad  Art.  135. 

3)  Das  Eingeständniss  der  einen  Gegenpartei  thut  deren  Streitge- 
nossen keinen  Eintrag.  Sir.  X,  II,  538.  Wie  wenn  die  Gegenpartei  die 
Existenz  des  Individuums  früher  anerkannt  hatte,  später  aber  leugnet  ? 
S.  hierüber  Demante,  Gours  analyt.  I,  174  bis,  n.  IV.  P.)  Nur  das 
unwiderruflicher  Weise  abgegebene  Anerkenntniss  ist  bindend.  Puchelt, 
Zeitechr.  II.  S.  230-232.    Red.  Note. 

4)  Der  Art.  135  steht  zwar  in  der  Lehre  von  den  Abwesenden.  Er 
enthält  aber  einen  allgemein  geltenden  Grundsatz.  Anwendungen  dieses 
Grundsatzes  s.  bei  Du  ran  t.  c.  I,  537  ff.  Sir.  IX,  I,  246.  XII,  II,  292. 
XIV,  II,  355  XXVII,  I,  157.  Beschränkungen  desselben  s.  im  Art.  2008. 
2009.  Vgl.  Toullier  I,  475  und  im  C.  de  pr.  Art.  342ff.  vgl.  Sirey 
VIII,  I.  341. 


Digitized  by 


Google 


§.  55.   Von  dem  Civilstand©  im  Allgemeinen.  171 

vilstand  in  einigen  seiner  besonderen  Beziehungen 
von  gewissen  besondern  Thatsachen  ab,  Thatsachen  dieser 
Art  sind:  Die  Abschliessung  der  Ehe,  die  Ehescheidung,  die 
Anerkennung  eines  natürlichen  Kindes,  die  Adoption,  dieEman- 
cipation,  die  Interdiktion.  (Sie  unterscheiden  sich  von  den 
Thatsachen  der  erstem  Art,  der  Geburt  und  dem  Tode,  da- 
durch, dass  sie  zugleich  Rechtshandlungen  sind.) 

Die  Grundsätze  der  schützenden  Gerechtigkeit,  (die  der 
civilrechtlichen  Polizei)  fordern,  dass  das  Gesetz  theils  zur 
Beglaubigung  der  Thatsachen,  von  welchen  der  Civilstand 
überhaupt  abhängt,  zweckmässige  Massregeln  treffe,  theils 
für  die  Rechtshandlungen,  durch  welche  der  Civilstand  in 
einigen  seiner  besonderen  Beziehungen  bedingt  ist, 
gewisse  äussere  Förmlichkeiten  vorschreibe.  Das  Französische 
Recht  hat  dieser  Forderung  durch  mehrere,  wenn  auch  ver- 
schiedenartige Vorschriften  Genüge  geleistet  (vgl.  z.  B.  §,  54 
nt.  8)  von  denen  jedoch  nur  diejenigen  an  diese  Stelle  des 
Handbuchs  gehören,  welche  die  Beamten  des  Givilstandes  und 
die  Rechtsurkunden  des  Civilstandes  betreffen.  Diese  Beamten 
sind  von  den  Gesetzen  beauftragt,  1)  Geburten  und  Sterbefälle 
mittelst  einer  über  einen  jeden  einzelnen  Fall  aufzunehmenden 
und  in  die  Bücher  des  bürgerlichen  Standes  einzutragenden 
Urkunde  in  rechtliche  Gewissheit  zu  setzen,  2)  die  Abschlies- 
sung einer  Ehe  zu  behräftigen  und  auf  die  so  eben  gedachte 
Weise  zu  beurkunden,  3)  die  von  den  Gerichten  für  zulässig 
erklärten  Ehescheidungen  auszusprechen,  und  die  von  ihnen 
ausgesprochenen  Ehescheidungen,  so  wie**)  4)  die  geschehenen 
Adoptionen  (Art.  359)  in  die  Standesbücher  einzutragen.  Auch 
steht  ihnen  5)  das  Recht  zu,  über  die  Anerkennung  eines  na- 
türlichen Kindes,  die  vor  ihnen  geschehen  ist,  eine  Urkunde 
aufzunehmen,  welche  die  Eigenschaft  einer  öffentlichen  hat. 
Art.  334.  Die  Urkunden,  welche  von  den  Beamten  des  Civil- 
standes über  diese  Thatsachen  und  Rechtshandlungen  aufge- 
nommen werden,  fuhren  den  Namen:    Beurkundungsschriften 

**)  P.)  3  bis)  die  Akte  über  Ergänzung  und  Berichtigung  der 
Standesbttcher  gehörig  einzutragen.  Artikel  49,  61,  62,  67,  98,  101, 
198,  359. 
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des  bürgerlichen  Standes  (Actes  de  l'^tat  civil).  Alle  diese 
Urkunden  sind  in  die  von  diesem  Beamten  zu  führenden  Bücher 
(registres  de  Fetat  civil)  zu  schreiben.6) 

Die  Vorschriften  der  Gesetze  über  die  Rechtsurkunden 
des  bürgerlichen  Standes  sind  theils  allgemeine,  welche  sich 
auf  diese  Akte  überhaupt  beziehen,  (nur  von  diesen  wird  in 
dieser  Einleitung  gehandelt  werden,)  theils  besondere,  welche 
nur  von  der  einen  oder  der  andern  Art  dieser  Akte,  z.  B. 
nur  von  den  Geburtsakten  gelten.6)  Die  allgemeinen  Vor- 
schriften des  C.  c.  über  die  Akte  des  Cüvilstandes  stehen  in 
den  Art  34—54.  Denn  ob  man  wohl  bei  der  Redaktion  und 
Berathung  dieser  Artikel  nur  die  Geburts-,  Heiraths-  und 
Sterbeakte  vor  Augen  hatte,  so  sind  doch  die  Vorschriften 
über  die  Akte,  zu  Folge  ihres  Grundes,  auch  auf  die  übrigen 
Rechtsurkunden  des  Givilstandes  (jedoch,  wie  diese  allgemeinen 
Vorschriften  überhaupt,  nur  in  subsidium)  anwendbar.7) 

§.  56. 

Geschichtliche  Einleitung  in  die  Lehre  von  den  Büchern  des  bürgerlichen 
Standes.1)  —  Literatur. 

In  Frankreich,  wie  in  andern  Ländern  der  Christenheit, 
erwarb  sich  die  Geistlichkeit  schon  im  Mittelalter  das  Ver- 
dienst, dass  sie  für  die  Beurkundung  der  Geburten,  der  Trau- 


5)  um  den  Gebrauch  dieser  Bücher  für  die  Bearbeitung  der  Sta- 
tistik (einer  Wissenschaft,  für  welche  in  den  neuesten  Zeiten  auch  in 
Prankreich  so  viel  geschehen  ist),  zu  erleichtern,  ist  verordnet  worden, 
dass  am  Schlüsse  eines  jeden  Jahres  der  Beamte  des  Civilstandes  eine 
Tabelle  über  die  Gehörnen,  die  Getrauten  und  die  Gestorbenen,  und 
jedes  10.  Jahr  der  Gerichtsschreiber  des  Gerichts  der  ersten  Instanz  eine 
Genoraltabelle  über  dieselben  Gegenstände  vorlegen  soll;  Dekret  v.  20. 
Juli  1806;  ferner,  dass  die  Beamten  des  Givilstandes  gehalten  sein  sollen, 
die  Bücher  den  Präfekten,  auf  deren  Verlangen,  zur  Sammlung  statisti- 
scher Nachrichten  unweigerlich  mitzutheilen  Rundschreiben  des  Justiz- 
ministers v.  29.  März  1806. 

6)  Ueber  die  Akte  des  bürgerlichen  Standes  der  kaiserlichen  Fa- 
milie s.  das  Statut  v.  30.  März  1806.  tit  II.  —  der  königlichen  Familie 
die  Ordonn.  v  23.  Mars  1816,  —  P)  für  das  zweite  Kaiserthum  Statut 
v.  24.  Juli  1853  und  Senatuskonsult  v.  25.  Dez.  1862  Art.  8. 

7)  Locr6  su  Art.  34-54.  Merlin  m.  e'tat  civil  (actes  de  V) 
§.  II.  n.  5. 

1)  üeber  die  Geschichte  dieser  Lehre  vgl.  Rieff  p.  10  ff.  P.)  Re- 
cherches  sur  la  legislation  et  la  tenue  des  actes  de  l'ltat  civil,  par 
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ungen  und  der  Sterbefälle  mittelst  der  Kirchen-  oder  Pfarr- 
bücher  Sorge  trug.  Damit  btand  jedoch  in  Verbindung,  dass 
die  bürgerliche  Giltigkeit  der  Ehe  von  der  kirchlichen  Giltig- 
keit  der  Ehe  und  mithin  von  dieser  auch  die  Ehelichkeit  der 
Abstammung  abhängig  war.  —  Auch  in  den  neueren  Zeiten 
und  bis  zur  Revolution  blieb  die  Geistlichkeit  in  dem  unge- 
störten Besitze  des  Rechts,  die  Kirchenbücher  oder  nach  der 
heutigen  Sprache,  die  Bücher  des  bürgerlichen  Standes  zu 
fuhren;  diese  Bücher  und  die  daraus  gehörig  gefertigten  Aus- 
züge hatten  die  Beweiskraft  öffentlicher  Urkunden.  Jedoch 
wurde  die  Art,  wie  der  Pfarrer  diese  Bücher  zu  fuhren  habe 
etc.,  durch  Staatsgesetze  (namentlich  durch  die  Ordonn.  vom 
Jahr  1667.  tit  20.  und  durch  die  Däclarat.  v.  Mon.  April 
1736)  genauer  bestimmt.  —  Eine  neue  Ordnung  der  Dinge 
wurde  durch  die  Revolution  herbeigeführt;  denn  man  musste 
auch  in  dieser  Beziehung  den  Staat  von  der  Kirche  unabhän- 
gig machen.  Durch  ein  Gesetz  vom  20.  Sept.  1792  wurde 
daher  die  Führung  der  Standesbücher  den  Municipalitäten 
übertragen,  so  dass  von  nun  an  nur  diese  Bücher  vor  Gericht 
Beweiskraft  haben  sollten.  Und  diese  Einrichtung  besteht  auch 
jetzt  noch,  wenn  schon  unter  den  Bourbons  eine  zahlreiche 
Partei  auf  die  Wiederherstellung  des  alten  (für  den  Einfluss 
der  Geistlichkeit  überhaupt  sich  entscheidenden)  Rechts  hin- 
arbeitete. Wenn  daher  auch  jetzt  noch,  wie  vormals,  von  einem 
jeden  Pfarrer  ein  Kirchenbuch  über  die  Geburten,  Trauungen 
und  Sterbefälle  innerhalb  derParochie  gehalten  wird,  so  haben 
doch  diese  Bücher  nicht,  wie  vormals,  die  Beweiskraft  öffent- 
licher Urkunden.*)   Vgl.  loi  v.  18.  Germ.  X.  Art.  55.  Dekret 


Berriat-Saint-Prii.  2.  ed.  Paris.  1843.  Sehr  gut  zeigt  Laurent, 
Princ.  IL  1—8,  wie  die  schwere  Bedrückung  der  Protestanten  den  An- 
stoes  gab  und  sich  unter  dem  Einflüsse  der  Philosophen  und  der  Revo- 
lution von  1789  allmählig  der  grosse  Gedanke  „homo  nascitur  patriae" 
und  der  Unabhängigkeit  des  Staates  von  der  Kirche  entwickelte.  —  Jener 
Gedanke  ist  es,  welcher  dem  letzten  Entscheidungskampf  zwischen  Staat 
und  Römischer  Hierarchie  su  Grunde  liegt  und  der  zum  Siege  des 
ßtaates  führen  muss.    Salus  publica  suprema  lex  esto! 

*)  P.)  Die  Kirchenbücher  in  Korsika  wurden  für  die  Zeit  des  Frei* 
beitskampfes  gegen  Frankreich  —  für  beweiskräftig  erklärt.  8ir.  LVIL 
11,429. 
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v.  22.  Juli  1806.    {Dieses  Dekret  handelt  von  den  Kirchen- 
büchern der  Lutherischen  Kirche  zu  Paris.*) 

Actes  de  l'etat  civil,  instructions  el^ment.  des  maires.  Par 
Claparede.  1839.  —  Coin  de  Lisle.  Actes  de  F6tat 
civil  1835.  4  —  Manuel  complet  des  officiers  de  l'etat  civil 
Par  Lemolt  et  Biret.  4.  Edit.  1840.  18.  —  Recherches 
sur  la  lögislation  et  la  tenue  des  actes  de  l^tat  civil.  Par 
Berriat  St.  Prix.  2.  Ed.  1842.  —  Commentaire  sur  la 
loi  des  actes  de  l'6tat  civil,  formant  le  titre  2  du  livre  1. 
du  Code  civil.  Par  Rieff.  2 Ed.  1844.  —  Theorie  de  l'ap- 
plication  des  lois.  T.  I.  Des  Absents,  des  Actes  de  Tötat 
civil.  Par  Sermet.  1834.  —  Foucher,  Gesetzgebung 
Frankreichs  und  Englands  über  die  Beurkundung  des  bür- 
gerlichen Standes.  In  der  krit.  Zeitschr.  für  Rechtsw.  des 
Auslandes.  X.  85.  —  De  l'6tat  civil  et  des  amäliorations 
dont  il  est  susceptibler    Par  Hutteau  d'Origny.     1823. 

'  —  Desciozeau,  Encyclop^die  de  dr.,  m.  Actes  de  Wtat 
civil.  —  Auch  in  deutscher  Sprache  sind  mehrere  solcher 
Handbücher  und  Wegweiser  für  die  Beamten  des  bürgerli- 
chen Standes  herausgegeben  worden,  z.  B.  von  Keil  und 
Reinhard.  Köln.  2.  Auflage.  1811  von  L.  W.  Pfeiffer. 
Kassel.  5.  Aufl.  1810.  8.  von  Roll  off.  Magdeb.  1809.  8. 
von  Reinhold.  Hannov.  1810.  8.  —  Philippi,  dieCivil- 
standsgesetze  in  derK.  Rheinprovinz.  Crefeld.  1837.  —  Die 
Führung  der  bürgerlichen  Standesbücher.  Köln.  1843.  — 
Denkschrift  über  die  Personenstandsgesetzgebung  der  Rhein- 
provinz. Von  Per  rot.  In:  Annalen  für  Rechtspflege  etc. 
(Trier.)  I.  Bd.  II.  Abth.  Seite  1  und  bei  Hermens,  Hand- 
buch der  gesammten  Staatsgesetzgebung  über 
den  christlichen  Kultus  etc.  IV.  B  S.  53.  (Besonders 
über  die  Civilehe)  PJVgl.  Puchelt,  Zeitschr.  IL  S.  122. 
Verhandlungen  des  VIII.  deutschen  Juristentages  über  die 
obligatorische  Civilehe.  II.  S.  29  ff.  329  ff.  Trait<S  des  actes 
de  Mtat  civil.  Par  Mersier.  1873.  (Enthält  auch  das 
Gesetz  vom  12.  Februar  1872  über  Wiederherstellung  der 
durch  die  „Commune"  zerstörten  Standesbücher  von  Paris.) 
Bernäde,  Guide  de  l'officier  de  l'ltat  civil.  1862.  Nouv. 
Edition. 

2)  S.  die  Zusammenstellung  der  Gesetzgebung  über  die  Civilstands- 
urkunden  bei  Gilbert  0.  e.  a.  34.  Note  a.  und  bei  Boger  et  Sorel 
unter  „Actes  de  l'ätat  civil." 
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§•  57. 

Welche  Beamte  sind  Beamte  des  Civilstandes? 

Der  Beamte  des  Civilstandes  ist  in  einer  jeden  Gemeinde 
der  Maire1),  (der  Ortsvortand),  und,  wenn  dieser  abwesend 
oder  sonst  sein  Amt  zu  verwalten  verhindert  ist2)  der  gesetz- 
liche Stellvertreter  dieses  Beamten  (Padjoint  du  maire.)8)  — 
Auch  kann  der  Maire  diesen  Zweig  seiner  Amtsgeschäfte  sei- 
nem Adjunkt  bleibend  übertragen.  —  Als  Beamter  des  Civil- 
standes ist  der  Maire  nicht  ein  Verwaltungsbeamter,  sondern 
ein  Beamter  der  gerichtlichen  Polizei.4)  Er  kann  daher  in 
dieser  Eigenschaft  vor  Gericht  belangt  werden,  (z.  B.  wenn 
er  sich  weigert,  ein  Paar  aufzubieten  oder  zu  trauen,)  ohne 
dass  der  Kläger  zuvor,  (was  er,  wenn  er  einen  Regierungs- 
oder  Verwaltungsbeamten  als  solchen  belangen  wollte,  zu  thun 
haben  würde,)  die  Ermächtigung  der  Regierung  zur  Anstel- 


1)  Loi  v.  28.  Pluv.  VIII.  —  Die  Taxordnung  für  die  Beamten  des 
Civilstandes  enthält  das  Dekret  v.  12.  Juli  1807.  P.)  Die  Gebühren 
wurden  später  erhöht.  Boger  et  Sorel,  Lois  usuelles,  Actes  de  l'ätat 
civil,  nt.  1  zum  Dekret  v.  12.  Juli  1807  —  Wegen  Ausnahmen  von  der 
im  Texte  aufgestellten  Regel  Lois  sur  la  police  sanitaire  vom  3.  Mars 
1822  Art.  19;  Dekret  v.  24.  Dez.  1860  Art.  48  sur  la  pol.  sanit. 

2)  Sir.  XXIII.  II,  105.  *Die  Bürgermeistereisekretaire  sind  zur  Vor- 
nahme dieser  Geschäfte  nicht  qualifiziert.  St.  R.  G.  A.  2.  Juli  1807. 
—  Ueber  das  Recht  der  Beamten  des  Civilstands,  in  ihren  eigenen  An- 
gelegenheiten einen  Akt  des  Civilstandes  aufzunehmen,  s.  Merlin  ro. 
$tat  civil  (actes  de  1'),  §.  5  n.  8  Art.  4,  und  Demol.  I,  270,  welche 
einen  solchen  Akt  für  nichtig  erklären.  A.  M.  Ooin-Delisle  p.  7  n.  12. 
S.  auch  Demante.  Cours  analyt.  I,  82,  bis  n.  IV.  P.)  Es  kommt  auf 
die  Umstände  des  Falles  an,  namentlich  auf  die  Art  der  Betheiligung. 

3)  *Der  Beigeordnete  (l'adjoint)  kann  ohne  specielle  Delegation  und 
ohne  Erwähnung  derselben  eine  Civilstandsurkunde  aufnehmen.  Sirey 
XXÜI,  II,  105.  Coin-Delisle,  Introd.  n.  8.  Rieff,  22.A.M.  Circular 
des  Justizministers  v.  30.  Juli  1807  (bei  Paillet  ad  Art.  35  n.  5).  Bei 
Verhinderung  des  Makes  und  der  Beigeordneten  versieht  ein  Mitglied 
des  Gemeinderaths  auch  diese  Geschäfte.  Circular  des  Justizministers 
20.  Mai  1807. 

3  a)  P.)  Ausserhalb  seines  Bezirkes  hat  der  Civilstandes-Beamte 
keine  Amtsgewalt  —  Art.  1317  —  ausser  in  Folge  eines  Kommissoriums. 

4)  Unter  der  gerichtlichen  Polizei  (la  polioe  judiciaire)  versteht  das 
Französische  Recht  die  Polizei  (das  8chutzreeht),  in  wie  fern  sie  in  einer 
unmittelbaren  Beziehung  auf  die  Gerechtigkeitspflege  —  in  bürgerlichen 
oder  in  Strafsachen  steht. 
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lung  der  Klage  auszuwü'ken  hätte.*)  Aus  demselben  Grunde 
steht  der  Maire  als  Beamter  des  Civilstandes  nicht  unter  dem 
Präfecten  und  dem  Ministerium  des  Innern,  sondern  unter  den 
Gerichten  und  dem  Justizministerium. b)  Auf  der  andern  Seite 
steht  dem  Beamten  des  Civilstandes  in  keinem  Falle  und  in 
keiner  Beziehung  eine  Gerichtsbarkeit  zu.6) 

§.  58. 

Regeln  für  die  Abfassung  and  Eintragung   der    Akte   des  Civilstandes. 

Es  sind  in  dieser  Hinsicht  zwei  Hauptfälle  zu  unter- 
scheiden; —  1)  der  Fall,  da  der  Akt  innerhalb  des  Fran- 
zösischen Staatsgebietes,  und  2)  der  Fall,  da  er  ausserhalb 
dieses  Gebietes  aufgenommen  wird.  Die  von  dem  ersten  Falle 
(nach  §.  59.)  geltenden  Regeln  sind  übrigens  auch  dann  an- 
wendbar, wenn  der  Akt  einen  Fremden  betrifft 

§.  59. 

Fortsetzung.    Erster  Hauptfall. 

lj  In  einem  jeden  Akte  des  Civilstandes  sind  das  Jahr, 
der  Tag  und  die  Stunde*),  wenn  der  Akt  aufgenommen  worden 
ist,  die  Vornamen,  der  Geschlechtsnamen,1)  das  Alter,  der 
Stand,  der  Beruf8)  und  der  Wohnsitz  aller  derer,  welche  dar- 
innen genannt  werden,  anzugeben.  Art.  34.  —  2)  Der  Beamte 
des  CSt.  darf  in  den  Akt  nur  einrücken,  was  von  ihm  selbst 


*)  P.)  Merlin,  unter  Etat  (Actes  de  1')  §.  5.  No.5.  Demolombe, 
I,  278.    Pnchelt,  Zeitschr.  HI.  S.  133. 

5)  Gutachten  des  Staatsrats  t.  30.  Niv.  -  4.  PIuy.  XU.  t.  28. 
Juni  1806.  Merlin  a.  a  0.  §.  5  n.  5  und  m.  manage,  Sect.  VII.  §.  2 
n.  2.    Locrl  su  Art.  165.    Lassaulx  I.  §.  53  Anm.  9. 

6)  Locrö  legislat.  civ.  III,  131  203.  Merlin  m.  e*tat  civil  (actes 
de  V)  §.  5  n.  8. 

*)  P.)  Wegen  der  Sterbeakte  s.  unten  §§.  85,  161  Anm.  5. 

1)  Ueber  die  Namen,  die  rechtmässig  geführt  werden  können, 
siehe  §.  70. 

2)  Der  Stand,  der  Beruf.  —  Im  Texte  steht  nur  das  Wort  profes- 
sioü.  Aber  dieses  Wort  besieht  sich  auch  auf  die  verfassungsmässigen 
adlichen  Titel,  vgl.  Dekret  v.  20.  Juli  1808,  ingleichen  auch  auf  Ordens- 
seichen. Instruktion  des  Justieministers  v.  8.  Juni  1806.  P.)  Loere\ 
Ltfisl.  JXL  S.  249.    Sir.  LIII,  H,  102. 
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oder  was  vor  ihm  in  Beziehung  auf  den  Zweck  des  Aktes  ge- 
schehen ist,  oder  was  die  Erschienenen  in  Beziehung  auf  den 
Zweck  des  Aktes  angeführt  bähen  und  anzuführen  berechtigt 
waren*)  Art  35.  Er  darf  also  z.  B.  in  einem  Akte ,  den  er 
über  die  Geburt  eines  uneheliche^  Kindes  aufnimmt,  nur  den 
Namen  der  Mutter,  und  auch  diesen  nur.  wenn  er  ihm  ange- 
zeigt wird,  Arg.  Art  334.  341.  nicht  aber  den  Namen  des 
Vaters,  ausgenommen  mit  Einwilligung  des  Vaters,  Arg.  Art. 
334.  340.  anfuhren,3)  er  darf,  wenn  ihm  ein  Kind  als  im 
Ehebruche  oder  in  einer  Blutschande  erzeugt  zur  Fertigung 
des  Geburtsaktes  vorgezeigt  wird,  nur  den  Namen  der  Mutter 
in  den  Akt  aufnehmen. 1)  Arg.  Artikel  335.  S.  auch  Art  85. 
Auf  der  andern  Seite  ist  der  Beamte  des  CSt.  nicht  ver- 
pflichtet, die  Richtigkeit  der  Angaben,  welche  von  den 
Erscheinenden  geschehen,  einer  Untersuchung  zu  unterwerfen. 5) 
S.  jedoch  Art.  55.  77.  —  3)  Bei  der  Aufnahme  der  Akte  des 
CSt  müssen  (nach  der  Verschiedenheit  der  Fälle)  entweder 
die  Parteien,  d  h.  diejenigen  Personen,  deren  Stand  durch 
den  Akt  in  rechtliche  Gewissheit  gesetzt  werden  soll,  oder 
gewisse  Anzeigepersonen,  (les  däclarans,)  welche  den 


*)  P.)  Es  heisst  „doit  6tre  declarä";  auch  das  Ueberflfissige  ist  un- 
zulässig.   Laurent,  II,  17.    Sed  utile  per  inutile  non  vitiatur! 

3)  Loiseau  tr.  desenfans  natur.  397,  426.  Delvinc.  zu  Art.  56. 
Locre*  ad  Art.  35  und  57.  Grolmann,  I,  316.  Lassau  lx  I,  868.  Jpd. 
du  C.  c.  III  54.  VIII,  160.  (Hier  ein  Fall,  wo  man  dem  Kinde  den 
Namen  des  angeblichen  Vaters  als  Vornamen  geben  wollte.)  —  A.  M. 
ist,  was  den  Vater  eines  unehelichen  Kindes  betrifft:  Du  Roi  in  derD. 
aui  filii  sint  legitimi?  (Heidelberg  1812)  p.  10  ff.  —  Die  Ansicht,  dass 
der  Name  der  Mutter  eines  unehelichen  Kindes  in  der  Geburtsurkunde 

fenannt  werden  dürfe,  auch  wenn  er  bloss  angezeigt  wird,  ist  die  vor- 
errschende.  Ton  liier  I,  317.  Durant.  L  315.  Merlin,  Qu.  m.  Ma- 
ternitt.  Coin-Delisle  Art.  57  n.  10.  In  Sir.  XL,  II,  447  und  XLIH, 
II,  210  wurde  selbst  entschieden,  dass  die  in  Art.  56  genannten  Personen 
zu  dieser  Angabe  gezwungen  werden  könnten.  P.)  Letzteres  ist  unrich- 
tig! —  S.  nt.  3  zu  §.  70  —  Ueber  den  Werth  der  Benennung  der  un- 
ehelichen Mutter  durch  einen  Dritten,  selbst  den  Vater  s.  §.  563a  und 
Puchelt,  Zeitschr.  II,  S.  37  ff.  159  ff. 

4)  Durant.  c.  I,  316.  —  Demolombe  I,  296.  P.)  Laurent, 
Prlnc.  II,  17.  Der  National- Konvent  hat  die  Weigerung  eines  Beamten, 
ehebrecherische  Geburt  als  solche  einzutragen,  gebilligt,  obwohl  es  die 
Ehebrecherin  selbst  verlangt  hatte. 

5)  Grolmann  ad  Art.  57.  —  Delaporte  ad  Art.  55.  P.)  Das 
gilt  nur  mit  Mass  und  Ziel!  Ahnet  der  Beamte  einen  Betrug,  so  muss 
er  sich  weigern.    Laurent,  II,  18. 

ZaeharU,  Frwu.  Clrüitoht.    1  Aafl.    L  12 
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Beamten  von  der  zu  beurkundenden  Thatsacke  in  Kentniss  zu 
setzen  haben,  gegenwärtig  sein.  Die  Parteien  können  sich 
in  der  Regel  (s.  jedoch  Art.  75.  264.  294.)  auch  durch  einen 
Bevollmächtigten  vertreten  lassen;  nur  muss  die  Vollmacht 
speciell  und  in  einer  öffentlichen  Urkunde6)  enthalten  sein. 
Art.  36.  Zu  Anzeigepersonen  eignen  sich  alle  die,  welche 
über  die  zu  beurkundende  Thatsache  ein  glaubwürdiges  Zeug- 
niss  abzulegen  im  Stande  sind,  z.  B.  auch  Frauenzimmer.7) 
Vergl.  Art.  56.  78.  —  4)  Wenn,  zu  Folge  einer  besondern 
Vorschrift  der  Gesetze,  bei  der  Au&ahme  eines  Aktes  desGSt. 
Zeugen  (solennitatis  gratia)  zugegen  sein  müssen,  so  müssen 
die  Zeugen  nicht  nur  die  zur  Ablegung  eines  glaubwürdigen 
Zeugnisses  überhaupt  erforderlichen  physischen  Eigenschaften 
haben,  sondern  noch  überdies  männlichen  Geschlechts  und  we- 
nigstens volle  21  Jahr  als  sein.  Art.  37.  Dagegen  ist  nicht 
erforderlich,  dass  sie  die  Eigenschaft  eines  französischen  Staats- 
bürgers haben ; 8)  auch  können  sie  sowohl  unter  sich  als  mit 
den  Parteien  verwandt  sein.9)  Vgl.  Art.  78.  S.  auch  C.  p. 
Art.  28.  34.  42.  43.  Die  bei  der  Aufnahme  des  Aktes  be- 
theiligten Personen  sind  berechtiget,  diese  Zeugen  zu  wählen; 
Art  37.  wenn  sie  jedoch  von  diesem  Rechte  nicht  Gebrauch 
machen  können,  (z.  B.  weil  sie  nicht  an  Ort  und  Stelle  sind,) 
oder  nicht  Gebrauch  machen  wollen,  so  wählt  der  Beamte  die 
Zeugen. l0)  —  5)  Der  Akt  ist  allen  denen,  welche  bei  der  Auf- 
nahme desselben  erschienen  sind,  (den  Parteien,  ihren  Bevoll- 


6)  In  einer  Notariatsurkunde  Lassau lx  I.  §.  53.  Anm.  3. 

7)  LocrS  I,  344.    *Biefff  33.    Coin-Delisle  Art.  37.  n.  4. 

8)  Lassaulz  I,  §.  58  Anm  11.  Delvinc.  ad  Art.  87.  Durant« 
I,  288.  —  •Demolombe  (I,  281)  will  nur  dann  einen  Ausländer  als 
Zeugen  zulassen,  wenn  derselbe  nach  Art.  13  die  Erlaubniss  zum  Auf- 
enthalt im  Inland  von  der  Staatsregierung  erbalten  hat,  da  das  Zeugniss 
einen  öffentlichen  Charakter  habe.  Diese  Ansicht  wird  indess  allgemein 
verworfen.  Demante,  Cours  I,  82  bis,  n.  I.  Coin-Delisle  Art.37, 
n.3.  Eieff,  34.  Die  Parteien  sollen  die  freieste  Wahl  der  Zeugen  haben 
und  sind  desshalb  nicht  an  die  Vorschriften  aber  die  NotarSlacte  ge- 
bunden. PJ  Ebenso  Vallette  sur  Proudhon  I,  8.208.  nt. a.  Aubry 
et  Bau,  I.  §.  60.  nt.  5.    Laurent,  I.  451. 

9)  Locre*  ad  Art.  37. 

10)  Daher  heisst  es  im  Art.  37:  „les  temoins  produitsu  —  und 
nicht  1.  t.  appeUs.    Locre*  und  Maleville  ad  Art.  37. 
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mächtigten,  den  Anzeigepersonen  und  den^Zeugen,)  zusammen 
vorzulesen  und  es  isfc,  dass  dieses  gesehen  sei,  in  dem  Akte 
ausdrüklich  anzumerken.  Art.  38.  —  6)  Die  Akte  des  CSt. 
sind  von  dem  Beamten  des  CSt,  von  denen,  welche  vor  dem 
Beamten  erschienen  sind,  und  von  den  Zeugen  zu  unterzeich- 
nen, oder  es  ist  der  Ursache  in  dem  Akte  Erwähnung  zu 
thun,  welche  die  Erschienenen  oder  die  Zeugen  an  der  Unter- 
zeichnung verhindert  hat. *  l)  Art.  39.  —  7)  Wenn  in  einem 
Akte  etwas  abzuändern  oder  wenn  demselben  etwas  hinzuzu- 
setzen ist,  so  müssen  diese  Abänderungen  und  Zusätze  eben 
so,  wie  die  Haupturkunde,  genehmigt  und  unterzeichnet  wer- 
den Art.  42.  Vgl  Art.  49.  —  8)  In  den  Akten  des  CSt. 
soll  nichts  mit  Abkürzung,  auch  kein  Datum  bloss  mit  Ziffern 
geschrieben  werden.  Art.  42.  —  Formulare  für  die  Akte  des 
CSt.  sind  von  dem  Justizminister  (mittelst  eines  Schreibens 
v.  25.  Fruct  XL)  an  die  Präfekten,  zur  Vertheilung  an  die 
Beamten  des  CSt.,  versendet  worden ;  jedoch  haben  diese  For- 
mulare nicht  gesetzliche  Kraft. 1S) 

§.  60. 
Fortsetzung.    Von  den  Büchern  de*  Civilstande. 

Die  Akte  des  CSt  sind  in  einer  jeden  Gemeinde x)  in 
das  für  sie  bestimmte  Buch  oder  in  die  für  sie  bestimmten 
Bücher*,  (denn  es  können  deren  nach  Gutbefinden  auch  meh- 


11)  Jedoch  ist  die  Ehe  giltig,  auch  wenn  der  eine  Ehegatte  nicht 
unterzeichnen  will.    Sir.  XL,  II,  160. 

12)  Ein  Akt  ist  nicht  desswegen  nichtig,  weil  er  von  dem  Forma- 
lare abweicht.  G.  A.  des  Staatsrates  vom  12.  25.  Therm.  XII.  Loci  6 
zu  Art.  38.  39,  bei  welchem  man  diese  Formalare  abgedruckt  findet. 

P.)  Nach  Ablauf  der  vorgeschriebenen  Frist  dürfen  in  der  Begel 
keine  Anzeigen  angenommen  resp.  eingetragen  werden;  doch  ist  die 
verspätete  Eintragung  niebt  ungiltig.  Laurent,  II,  19,  27.  Dalloz, 
Bep.  „Actes  de  l'6tat  civil,  No.  410;  Demolombe  I,  292,  überläset  ei 
dem  richterlichen  Ermessen.  S.  u.  §.  70  nt.  4. 

1)  Die  Bücher  sind  auf  Kosten  der  Gemeinde  anzuschaffen.  Fleu- 
rigeon  Code  administratif  ra.  6tat  civil  und  registres.  PJ  Gesetz  v. 
18.  Juli  1837  Art.  30  No.  5. 

*)  P.)  Die  Akte  d-  rfen  also  uicht  auf  einzelne  Blätter  (feuilles  vo- 
lantes)  geschrieben  werden.    Art.  192  C.  pdn.  Art.  52  C.  N. 
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rere,  z.  B.  das  eine  für  die  Geburten,  ein  anderes  für  die 
Sterbefalle,  ein  drittes  für  die  Heirathsakte *)  gehalten  wer- 
den,) zu  schreiben.  Dieses  Buch  oder  diese  Bücher  sind  dop- 
pelt zu  führen,  so  dass  ein  jeder  Akt  mit  Beobachtung  aller 
§.  59.  angeführten  Vorschriften  doppelt  aufzunehmen  ist.  Art. 
40.  —  Beide  Exemplare  sind  von  dem  Präsidenten  desjenigen 
Gerichte  der  ersten  Instanz,  in  dessen  Bezirke  die  Gemeinde 
liegt,  oder  von  dem  Richter,  welcher  die  Stelle  des  Präsiden- 
ten vertritt,  auf  einem  jeden  Blatte  mit  Ziffern  in  ununter- 
brochen fortlaufender  Reihe  zu  bezeichnen,  (zu  foliiren,)  und 
mit  seinem  Handzuge8)  zn  beglaubigen;  wobei  er  zugleich, 
welches  Blatt  das  erste  und  welches  das  letzte  sei,  besonders 
anzumerken  hat.**)  Art.  41.  Zu  Ende  eines  jeden  Jahres  sind 
diese  Bücher  von  dem  Beamten  des  Civilstandes  mittelst  einer 
besonderen  Urkunde  zu  schliessen;  worauf  von  ihm,  in  Mo- 
natsfrist, das  eine  Exemplar  in  dem  Archive  der  Gemeinde 
und  das  aridere  in  der  Kanzlei  des  Gerichts  der  ersten  Instanz 
niederzulegen  ist.  Art.  43.  Mit  dem  letzteren  Exemplare  zu- 
gleich sind  auch  die  Urkunden,  welche  zu  den  Akten  desGSt. 
gehören,  (z.  B.  die  Vollmachten,  siehe  auch  Art,  66  70.  71. 
73  etc.),  und  welche  übrigens  von  der  Person,  von  der  sie 
eingereicht  werden,  sowie  von  dem  Beamten  des  CSt.  durch 
einen  Handzug  zu  beglaubigen  sind,  in  der  Kanzlei  des  Ge- 
richts niederzulegen.  Art  44.  —  In  diese  Bücher,  in  das  eine 
und  in  das  andere  Exemplar  sind  die  Akte  des  CSt.  sofort 
<L  h.  so  wie  sie  aufgenommen  werden,  und  ohne  dass  in  dem 
Buche   ein  Zwischenraum    zwischen  dem   früheren   und   dem 


2)  In  den  grösseren  Gemeinden  werden  diese  drei  Bücher  oder  Re- 

f  ister,  In  den  Kleinern  wird  nur  eins  gehalten.  Ausserdem  wird  in  bei- 
en  ein  Register  Über  die  Aufgebote,  jedoch  nicht  doppelt,  geführt. 
S.  loi  y.  20.  Sept.  1792.  Gutachten  des  Staatsrats  vom  21  Juli  1819. 
**)  P.)  Art  41  sag t  „seront  cote*su.  Dazu  gehört  ausser  dem  „Foliiren" 
auch  noch,  dass  auf  dem  ersten  Blatte  die  Gesammtzahl  aller  Blätter 
des  Bandes  angegeben  wird,  was  allein  gegen  Beseitigung  der  letsten 
Blätter  sehntet.    Aubry  et  Bau.  I.  §.  57.  nt.  2. 

8)  Paraphe  ou  parafe  —  marque  qui  est  faite  d'nn  ou  de  plusieurs 
traits  de  plume  et  au'on  met  ordinairement  apres  son  nom,  quand  on 
signe  quelque  acte.  Quelquefois  le  parafe  se  met  seul  et  tient  Heu  de 
signature.  Merlin  m.  parafe  Le  nouveau  Fernere.  Par  d'Agar  unter 
demselben  Worte. 
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folgenden  Akte  gelassen  werden  darf,  zu  schreiben.  Art.  42» 
—  Ein  Jeder  ist  berechtigt4)  sich  aus  diesen  Büchern  von 
den  Beamten,  welche  mit  der  Aufbewahrung  derselben  beauf- 
tragt sind,  also  von  dem  Beamten  des  CSt.6)  oder,  (was  die 
geschlossenen  Bücher  betrifft,)  von  dem  Gerichtsschreiber  des 
Gerichts  der  ersten  Instanz,  einen  Auszug  ertheilen  zu  las- 
sen.6)    Art.  45. 

§.61. 

Fortsetzung.    Zweiter  Hauptfall. 

In  Ansehung  der  Akte  des  CSt.,  welche  im  Aus  lande 
aufgenommen  werden,  unterscheidet  das  Gesetz  folgende  zwei 
Fälle: 

1)  Wenn  ein  Akt  über  den  Civilstand  eines  Soldaten  oder 
einer  andern  Person,  welche  bei  dem  Heere  angestellt  ist,1) 
während  das  Heer  sich  ausserhalb  des  französischen  Staats- 
gebietes befindet,1)  aufzunehmen  ist,  so  soll  dieses  von  den 
gesetzlich  bestimmten  militärischen  Behörden8)  geschehen,  wel- 


4)  Also  —  ein  rechtliches  Interesse  braucht  der,  welcher  den  Aus- 
zug verlangt,  nicht  nachzweisen.    Vgl.  0.  de  pr.  Art.  868. 

5)  Der  Sekretair  (oder  Generalsekretair)  der  Mairie  hat  nicht  das 
Recht,  diese  Auszüge  auszustellen.  Gutachten  des  Staatsrat!»  vom  6. 
Juni,  2.  Juli  1807. 

6)  Ueber  die  Art,  wie  diese  Auszöge  auszufertigen  sind,  siehe  ein 
Rundschreiben  des  Justizministers  vom  21.  April  1806  und  unten  §.  63 
Anm.  13. 

1)  „Ou  autres  personn  es  employees  a  la  suite  des  arme*es.tt  —  Dieser 
Ausdruck  wird  in  der  Ordonn.  v.  J.  1735  Art.  31  so  erläutert:  Ceux, 
qui,  n'ltant  ni  officiers  ni  engagls  dans  les  tronpes,  se  trouvent  a  la 
suite  de  l'armee,  soit  ä  cause  de  leurs  emplois  ou  fonctions  soit  jpour 
le  service,  qu'ils  rendent  aux  officiers,  soit  a  l'occasion  de  la  fourniture 
des  vivres  ou  munitions.  S.  auch  loi  vom  12.  Januar  1817.  Artikel  12. 
P.)  Dekret  vom  23.  Mär«  1852,  Art.  37,  38.  Ueber  die  Frage,  wer 
ausser  den  Kombattanten  zu  den  Militärpersonen  gehöre,  und  darüber 
dasa  ein  Marketender  nicht  unbedingt  dazu  gerechnet  wird,  vgl.  Ent- 
scheid, des  R.O.H.G.  Bd.  VIII.  S.ciS12-314. 

2)  Die  Militärpersonen,  die  sich  innerhalb  des  französischen  Staats- 
gebietes befinden,  stehen  in  der  Regel  (s.  die  Instrukt.  des  Kriegsmini- 
sters v.  24.  Brum.  XII.  Art.  4)  unter  den  Standesbeamten  des  gemeinen 
Rechts.  Gutachten  des  Staatsrat!»  v.  3.  4.  jour  complem.  XIII.  —  Auf 
die  französischen  Militärpersonen,  die  in  Gefangenschaft  gerathen  sind, 
ist  der  Art.  47  anwendbar.   S.  dies.  Instrukt.  Art.  2.  (Sir.  IV,  II,  748.) 

3)  S.  Art.  89.  Dekret  v.  22.  Sept.  1804.  Ordonn.  v.  29.  Juli  1817. 
§.  9.    Delvinc.  ad  Art.  89. 
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che  bei  diesem  Geschäfte  in  der  Regel  dieselben  Vorschriften 
zu  beobachten  haben,  wie  andere  Beamte  des  GSt.  Art.  88. 
jedoch  mit  Vorbehalt  der  besonderen  Vorschriften,  welche  ihnen 
die  Art.  90 — 98  ertheilen.4)  Zu  Folge  des  Grundes  des  Ge- 
setzes scheinen  diese  Behörden  für  die  Aufnahme  der  Civil- 
akte  der  gedachten  Personen  ausschliesslich  kompetent 
zu  sein5);  P.)  doch  nimmt  man  allgemein  an,  dass  Art.  88 
nicht  eine  solche  Strenge  rechtfertige.6) 

2)  Wenn  ein  Akt  über  den  Givilstand  eines  (nicht  unter 
dem  Art.  88  begriffenen)  Franzosen  im  Auslande  aufgenommen 
worden  ist,7)  so  hat  dieser  Akt  unter  der  Bedingung  Beweis- 
kraft, dass  bei  der  Aufnahme  desselben  die  in  dem  Lande 
üblichen  Formen  beobachtet  worden  sind,  wenn  auch  der  Akt 
nur  Franzosen  betrifft,  und  nicht  zugleich  ein  Fremder  Partei 
war.8)  Art  47.9)  Jedoch  ist  ein  Akt,  der  über  den  CSvilstand 
eines  Franzosen  im  Auslande  aufgenommen  worden  ist,  auch 
dann  giltig,  wenn  ihn  ein  diplomatischer  Agent  der  französi- 


4)  Die  beste  Erläuterung  dieser  Artikel  enthalt  die  schon  angeführte 
Instruktion  des  Kriegsministers.  (Sie  wurde  auch  im  Königreich  West- 
phalen  and  im  G.H.  Frankfurt  den  militärischen  Behörden  zur  Beob- 
achtung miteetheilt.) 

5)  Merlin  m.  6tat  ci?il  §.  III.  Ders.  qu.  m.  mariage.  §.  VII. 
Vazeille  tr.  du  mariage  I,  194.  Rief,  288.  Aach  ist  der  Art.  88. 
gebietend  gefasst. 

6)  Sir ey  XV,  I,  297.  XX,  II,  307.  XXIV,  II,  156.  XXVII,  I,  108. 
Dalloz  m.  actes  de  Fetal  civil.  Sect.  II.  Durant.  II,  236.  P)  Es 
handelt  sich  dabei  um  die  in  der  Diskussion  geäusserte,  berühmte  Sen- 
tenz des  damaligen  ersten  Konsuls  Nap.  I.  „oü  est  le  drapeau,  la  est  la 
France."  Daraus  macht  z.  B.  Marcade*,  I,  No.  11  zu  Art.  88  mit 
Unrecht  ein  förmliches  Prinzip.  Die  communis  opinio  nimmt  an,  dass 
die  Akte  der  ausländischen  Standesbeamten  —  bei  Vorhandensein  der 
sonstigen  Voraussetzungen  giltig  sind.  Laurent,  I,  12,  13,  14.  D  o- 
molombe  I,  315.    Dalloz,  unter  Mariage.  No.  395. 

7)  Wenn  nach  den  Gesetzen  des  Auslandes  in  dem  gegebenen  Falle 
kein  Akt  aufzunehmen  war,  so  tritt  der  Art.  46  ein.  Merlin  qu.  ra. 
mariage.  §.  7.  Sir.  VII,  II,  927.  VIII,  II,  322.  829.  IX,  I,  375.  XIII, 
II,  810.  XXIX,  I,  42. 

8)  Sir.  XXXV,  I,  989. 

9)  Der  Art.  47  sagt:  L'acte  fera  foi  —  (s.  Art.  170)  nicht:  il  scra 
yalable.  Vgl.  Merlin  m.  £tat  civil  (actes  de  1')  §.  2  jugement.  §.  7, 
Sirey  XIII,  II,  283.  —  Zur  Beweiskraft  einer  solchen  Urkunde  wird 
übrigens  noch,  wie  bei  andern  Urkunden,  die  Legalisation  der  Unter- 
schrift durch  einen  hierzu  ermächtigten,  französischen  diplomatischen 
Agenten  erfordert.    Delaporte  ad  h.  Art. 
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sehen  Regierung  oder  ein  Konsul10)  gemäss  den  französischen 
Gesetzen  aufgenommen  hat»  Art.  48,  vorausgesetzt,  dass  bei 
dem  Akte  nicht  zugleich  ein  Fremder  Partei  war.  Hiernach 
ist  ein  Franzose  z.  B.  nicht  berechtigt,  vor  einem  diplomati- 
schen Agenten  der  französischen  Regierung  eine  Ehe  mit  einer 
Fremden  abzuschliessen.11)  Arg.  Art.  48  jct.  Art.  47. 

Uebrigens  ist  die  Beweiskraft  der  Akte,  welche  über  den 
Civilstand  eines  Ausländers  im  Auslande  aufgenommen  wor- 
den sind,  nach  den  Gesetzen  des  Landes,  wo  sie  aufgenommen 
worden  sind,  zu  beurtheilen;  zu  Folge  der  Regel:  Locus  regit 
actum  und  arg.  Art  47.  Vgl.  oben  §.  31.  Dagegen  sind  bei 
den  Akten,  welche  über  den  Civilstand  eines  Ausländers  in 
Frankreich  aufgenommen  werden,  die  Vorschriften  des  ge- 
meinen französischen  Rechts  zu  beobachten.1*) 

§.  62. 

Von  den  Akten  des  Civil  Standes  als  Beweismitteln.  Von  der  Bedingung 
der  Beweiskraft  dieser  Urkunden. 

Die  Akte  (und  mithin  die  Bücher)  desCSt.  haben  l)nur 
in  Beziehung  auf  die  Thatsachen  Beweiskraft,  welche  mittelst 
derselben  beurkundet  werden  dürfen  und  sollen.  Vgl.  §.  59. l) 
—  Sie  haben  2)  überhaupt  nur  in  so  fem  Beweiskraft,  als 
sie  gemäss  den  für  die  Abfassung  und  Eintragung  dieser  Akte 
bestehenden  allgemeinen  und  besonderen  Vorschriften  aufge- 
nommen und  in  die  Bücher  des  Civilstandes  geschrieben  wor- 


10)  Vgl.  Ordonn.  v.  26.  Okt.  1833  über  die  Aufnahme  der  Akte  des 
Civilstandes  durch  die  Konsuln. 

11)  Merlin  m.  6tat  civil.  §.  II.  Favard  actedel'&at  civ.  §.VII. 
So  ist  die  Frage  auch  von  dem  KGH.  entschieden  worden.  Sir.  XIX, 
I,  452.  Bestritten  wird  diese  Meinung  von  Vazeille  in  der  a.  Seh.  I, 
186.  —  Sie  ist  heute  die  allgemeine.  Demolombe,  I,  312.  Rieff, 
88.  Laurent.  II,  11.  —  Dagegen  kann  sich  ein  Franzose  mit  einer 
Französin  vor  dem  diplomatischen  Agenten  seiner  Nation  giltig  verhei- 
rathen.  Der  Art.  48  wird  nicht  durch  den  Art.  170  beschränkt.  Du- 
ranton II,  284  f.    P.)  Laurent,  II,  11. 

12)  Vgl.  Sir.  XV,  II,  67.  Ist  ein  im  Ausland  aufgenommener  Act 
in  Frankreich  in  die  Standesbücher  einzutragen,  so  muss  es  in  einer 
von  einem  geschworenen  Uebersetzer  gefertigten  Uebersetzung  geschehen. 
Rieff,  85. 

1)  Merlin  qu.  m.  maternite*.  Ueber  den  Beweis  der  Todesstunde 
s.  oben  §.  85,  §.  161  Anm.  4. 
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den  sind.  Da  jedoch  einerseits  der  C.  c.  nirgends  festgesetzt, 
dass  alle  diese  Vorschriften,  oder  welche  von  diesen  Vorschriften 
bei  Strafe  der  Nichtigkeit  beobachtet  werden  sollen,  and  da 
andererseits  (vgl.  §.  37)  nicht  angenommen  werden  kann,  dass 
eine  jede,  oder  dass  keine  Yon  diesen  Vorschriften  bei  Strafe 
der  Nichtigkeit  des  Aktes  zu  beobachten  ist;  so  fragt  sichs: 
Welche  von  diesen  Vorschriften  sind  bei  Strafe  der  Nichtig- 
keit des  Aktes  zu  beobachten?  welche  nicht?  mit  andern 
Worten;  in  welchen  Fällen  benimmt  die  Nichtbeobachtung 
dieser  Vorschriften  dem  Akte  seine  Beweiskraft?  in  welchen 
nicht?2)  Zur  Beantwortung  dieser  Frage  hat  man  die  §  37 
aufgestellten  allgemeinen  Regeln  anzuwenden,  so  dass  man, 
von  dem  Zwecke,  der  die  Akte  des  Civilstandes  betreffenden 
Gesetze  ausgehend  —  von  dem  Zwecke,  dass  durch  diese  Akte 
eine  bestimmte  Thatsache  glaubwürdig  und  mit  genügender 
Genauigkeit  beurkundet  werden  soll,  —  die  wesentliche 
Form  und  den  wesentlichen  Inhalt  dieser  Akte  zu  bestim- 
men und  einen  Akt  insofern  und  nur  insofern  für  beweisend 
zu  erachten,  als  er  weder  in  der  einen  noch  in  der  andern 
Beziehung  mangelhaft  oder  fehlerhaft  ist.*)  So  ist  z  B.  ein 
Akt  des  Civilstandes  nicht  schon  desswegen  ohne  Beweiskraft, 
weil  in  demselben  das  Alter  der  Erschienenen  (Art.  34)  nicht 
angegeben  worden  ist0)  oder  ein  Geburtsakt,  weil  er  nicht  den 
Ort  der  Geburt  (Art.  57;  angibt.4)  —  Jedoch  ist  bei  der  Be- 

2)  Vgl.  über  diese  Frage  im  allgemeinen  Maleville  ad  Art.  42. 
Locre*  1,  358.  Favard  actedel'&at  civ.  §.  IX.  Laurent,  II,  21—27. 
♦Die  Vorschriften  über  die  Förmlichkeiten  der  Civilstandsurkunden  sind 
zunächst  roglem entarische,  d.  h.  Instruktion  für  den  Civilstandsbeamten. 
Die  Nichtbefolgung  derselben  wird  durch  Art.  50  und  52  mit  Strafe 
belegt,  es  ist  aber  gerade  darum  der  Schluss  nicht  nothwendig  gegeben, 
dass  jene  Nichtbefolguner  auch  immer  der  Urkunde  die  Beweiskraft  ent- 
ziehe. S.  Wind  scheid,  Ungiltigkeit  der  Rechtsgeschäfte,  8. 23.  n.  21. 
(P.)  Vgl.  §.  36  nt.  3.  §.  37  nt.  8.) 

*)  P.)  Wesentlich  ist:  aj  die  Aufnahme  durch  einen  kompetenten 
Standesbeamten :  b)  die  Eintragung  in  das  bürgerliche  Standesbur.h  (jedoch 
nur  quoad  probationem) ;  c)  die  Unterschrift  des  Standesbeamten  —  nicht 
aber  der  Parteien  — ;  doch  wird  bei  unzweifelhafter  Aechtheit  des  Ein- 
trages das  Berichtigungsvorfahren  Aushilfe  gewähren,  d)  die  Anwesenheit 
der  Zeugen;  in  all  diesen  Fällen  kommt  aber  noch  Art.  1318  in  Betracht. 
—  Wegen  verspäteter  Einträge  s.  nt.  12  «u  S.  59. 

3)  Sir.  XÜ,  II,  274. 

4)  Sir.  ebend. 
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urtheilung  der  Beweiskraft  dieser  Akte  noch  überdiess  der 
besondere  Gegenstand,  welcher  in  einem  gegebenen  Falle  durch 
den  Akt  bewiesen  werden  soll,  zu  berücksichtigen  —  Zum 
Beispiel  ein  Sterbeakt,  welcher  nicht  die  Stunde  des  erfolgten 
Todes  enthält,  ist  zwar  nicht  an  sich,  wohl  aber  in  den  Fällen 
ohne  Beweiskraft,  in  welchen  die  Entscheidung  von  der  Zeit 
abhängt,  zu  welcher  eine  Person  gestorben  ist.  —  3)  Bei  den- 
jenigen Akten  des  Civilstandes,  welche  zugleich  bestimmt  sind, 
einer  gewissen  Rechtshandlung  die  zu  ihrer  Giltigkeit  erfor- 
derliche äussere  Form  zu  geben,  (z.  B.  also  bei  den  Heiraths- 
akten,)  ist  die  Beweiskraft  des  Aktes  durch  die  gesetzliche 
Form  der  Rechtshandlung  bedingt.  Z.  B.  die  Frage:  Hat  ein 
Heirathsakt  Beweiskraft,  welcher  vor  Zeugen  weiblichen  Ge- 
schlechts (Art.  37)  oder  vor  weniger  als  vier  Zeugen  (Art  75) 
aufgenommen  worden  ist?  ist  gleichbedeutend  mit  der:  Ist  eine 
Ehe  giltig,  welche  vor  Zeugen  weiblichen  Geschlechts  oder 
vor  weniger  als  vier  Zeugen  abgeschlossen  worden  ist?6) 

§.  63. 

Fortsetzung:.    Von  der  Berichtigung  der  Akte  des  Civilstandes. 

Die  Gesetze  geben  ein  Verfahren  an  die  Hand,  mittelst 
dessen  in  einem  Akte  des  Civilstandes  eine  Auslassung  er- 
gänzt oder  ein  Fehler  verbessert  werden  kann1);  ein  Verfah- 
ren, welches  auch  dann  anwendbar  und  erforderlichen  Falles 
in  Anwendung  zu  bringen  ist,  wenn  die  Bücher  des  bürger- 
lichen Standes  überhaupt  unordentlich  oder  unregelmässig  ge- 
halten worden  sind,  z.  B.  wenn  in  dieselben  ein  gewisser  Akt 
überall  nicht  eingetragen  worden  ist.2) 


5)  Vgl.  Sir.  XIV,  I,  291.  Merlin  m.  mariage  Sect.  IV,  §.  3.  und 
nnten  sn  Art.  191. 

1)  Einen  Fall,  in  welchem  es  ausnahmsweise  dieses  Verfahrens  sur 
Berichtigung  eines  fehlerhaften  Geburts-  oder  Sterbeaktes  (bei  der  Ab- 
schliesBnng  einer  Ehe)  nicht  bedarf,  enthält  das  GA.  des  StR.  v.  19.  und 
20  März  1808  s.  unten  das  Eherecht. 

2)  Vgl.  dieGA.  des  StR.  v.  12.  und  13.  Niv.X.  ?.  8.  und  12.  Brum. 
XL  vom  28.  und  30.  Prim  XII,  b.  Locre*  zu  Art.  99.  Loi  ?.  25.  M&ra 
1817.  Art.  76.  —  Grolmann  I,  300.  —  Eine  ausserordentliche  Mass- 
regel wurde  ergüffen,  als  die  Standesbücher  der  Stadt  Soissons  wahrend 
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Es  ist  dieses  Verfahren  zwar  in  der  Regel  in  allen  den 
Fällen  anwendbar,  in  welchen  ein  Akt  des  Civilstandes  einer 
Berichtigung  bedarf.  Jedoch  leidet  diese  Regel  eine  Ausnahme, 
wenn  die  Berichtigung  entweder  von  der  Entscheidung  einer 
den  Stand  einer  Person  betreffenden  Frage*),  oder  von  dem 
Resultate  eines  peinlichen  Verfahrens  abhängt.  S.  Art  49. 
198. 8)  Auch  kann  dieses  Verfahren  nicht  dazu  benutzt  wer- 
den, die  Förmlichkeiten  zu  ergänzen,  welche  bei  einer  Rechts- 
handlung, die  der  Gegenstand  des  Aktes  ist,  nicht  beobachtet 
worden  sind.4)  —  Das  Recht,  auf  die  Berichtigung  eines  Aktes 
des  CiYilstandes  anzutragen,  steht  den  Parteien  zu,  welche  in 
dieser  Hinsicht  ein  rechtliches  Interesse  haben,  und  nur  diesen 
Personen5)  nicht  aber  dem  Staatsanwälte,  ausgenommen,  wenn 
der  Akt  den  Stand  eines  Dürftigen  (indigent)  betrifft6)  oder 
wenn  und  in  wie  fern  der  Staat  (z.  B.  wegen  der  Eonscrip- 
tion) P.)  oder  die  öffentliche  Ordnung  z.  B.  wegen  Namensän- 
derung bei  der  Richtigkeit  dieser  Akte  besonders  betheiligt 
ist.7)    Eben  so  wenig  können  die  Verwaltungsbeamten  (z.    B, 


des  Krieges  (1814)  zu  Grande  gegangen  waren.  Siehe  Ordonn.  vom  9. 
Jan.  1815.  P.)  Ebenso  neuerdings  durch  Ges.  v.  12.  Febr.  1872  über  die 
von  der  CominuDe  verbrannten  Standesbacher  der  Stadt  Paris. 

*)  P.)  Das  geht  zu  weit,  da  es  in  Wahrheit  jedes  Bericbtigungsver- 
fahren  ausschliesst;  das  Berichtigungs-Ürtheil  hat  nur  intra  partes  Rechts- 
kraft, (unten  Anm.  13)  gefährdet  also  die  am  Prozesse  Unbetheiligten 
nicht  und  der  Richter  kann  stets  „la  mise  en  cause"  der  ihm  interessirt 
scheinenden  Personen  anordnen.  Dalloz,  Rdc.  1882,11,182.  Sir.  L XVII, 
IL,  138.  Aubry  et  Rau,  I.  §.  63.  nt.  5.  And.  Mein.  Coin-Delisle, 
No.  18  zu  Art.  99,  Marcade  No.  3  au  Art.  99,  Demolombc,  I,  334. 

3)  Durant.  I,  340.  Sir.  XXXI,  II,  29. 

4)  Lassaulz  I,  182. 

5)  Sir.  XXXIV.  II,  297.  (Das  Interesse  braucht  nicht  gerade  ein 
G e  1  d interesse  zu  sein.  Es  genfigt  das  Interesse,  dass  sich  Niemand 
in  die  Familie  eindränge ) 

6)  Loi  v.  26.  März  1817.  Art.  122.  P.)  Diese  Begründung  ist  zwei- 
felhaft; Andere  führen  andere  Quellen  an;  doch  zweifelt  Niemand  an 
der  Richtigkeit  des  Satzes.    Laurent,  II,  31 

7)  Rundschreiben  des  Justizministers  vom  13.  Nov.  1805.  GA.  de« 
StR.  v.  8.  u.  12.  Brum.  XL  Dekret  v.  18  Juni  1811.  Art.  122.  »Rief f. 
313.  Sir.  XXXVII,  II,  185.  So  z.  B.  wenn  ein  Individuum  mit  falscher 
Geschlechtsbezeichnung  aufgeführt  ist.  Sir.  XLVI,  II,  462.  Oder  wenn 
Jemandem  ein  falscher  Name  (Adel)  beigelegt  ist.  Rh.  Archiv  XXV, 
I,  109.  XLI,  I,  124.  P.)  Bis  1862  schloss  der  K.H.  den  Staatsanwalt 
ganz  aus  (Dalloz,  R&.  1860.  I,  477.  1861,  I,  87);  mit  Urtheil  der 
Cmlkammer  v.  22.  Jan.  1862  -  Sir.  LXII,  I,  257  —  und  der  Chambre 
d.  requttea  v.  26.  März  1867  -  Dalloi,  Rec.  1867,  I,  300  -  wnrd« 
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die  Präfekten)  eine  solche  Berichtigung .  dem  Beamten  des 
Civilstandes  befehlen  oder  dieser  sie  von  Amts  wegen  vor- 
nehmen.8)  —  Ein  Antrag  auf  Berichtigung  eines  Aktes 
des  C.-St.  ist  an  das  Gericht  der  ersten  Instanz  zu  richton, 
in  dessen  Kanzlei  die  Doppelschrift  des  Buches,  in  welchen: 
der  zu  berichtigende  Akt  steht,  niedergelegt  ist,  oder  nach 
Ablauf  des  Jahres  niederzulegen  sein  wird.9)  Jedoch  kann 
auch  ein  anderes  Gericht  auf  die  Berichtigung  eines  Aktes 
des  C.-St.  beiläufig  (incidenter)  erkennen.  lü)  —  In  dem 
ersteren  Falle,  d.  i.  wenn  die  Berichtigung  des  Akts  nicht 
Mos  als  ein  Incidentpunkt  in  einer  andern  Sache  zur  Sprache 
kommt,  ist  die  den  Antrag  enthaltende  Eingabe  (requSte)  bei 
dem  Präsidenten  des  Gerichts  einzureichen.  Das  Gericht  spricht 
in  der  Sache  auf  erstatteten  Vortrag,  und  nachdem  der  Staats- 
anwalt mit  seinen  Anträgen  gehört  worden  ist  n);  auch  kann 
es  nach  Befinden  die  betheiligten  Parteien  vorfordern,  sowie 
die  vorläufige  Zusammenberufung  des  Familienrathes  verfügen. 
Art.  99.  C.  de  pr.  Art.  855  856. 12)  Gegen  das  Endurtheil 
ist  das  Rechtsmittel  der  Appellation  zulässig.  G.  de  pr.  Art. 
858  lfa)  —  Wenn  nun  in  der  ersten  oder  in  der  zweiten  Instanz, 
auf  die  Berichtigung  eines  Aktes  des  C.-St  erkannt  wird ,  so 
ist  das  Urtheil,  welches  übrigens  —  wie  ein  jedes  andere  Ur- 
theil  Art    1351    —   nur  unter  den  Parteien  Rechtskraft  hat, 


die  gegenteilige  Ansiebt  herrschend  und  man  streitet  nur  über  die 
dazu  gehörigen  Fälle;  Laurent,  II,  82  fordert  „interßt  evident  de  la 
socie^to  " 

8)'  Vgl.  die  Anm.  2.  a.  GA.  des  StR. 

9)  Delvinc.  zu  Art.  i#.  Durant.  I.  342. 

10)  Durant.  a.  a.  0.  Sir.  X,  I,  110.  P.)  Rieff  No.  315.  Jedoch 
vertritt  ein  Urtheil,  in  welchem  der  Beamte  des  CSt.  nach  Art.  50  zu 
einer  Strafe  verurtheilt  worden  ist,  nicht  die  Stelle  eines  Berichtigungs- 
urtheiles.    Las  sau  lx  I,  225. 

11)  „Sur  les  conclusions  du  procureur  du  roi.u  Also  der  Staatsan- 
walt ist  keineswegs  als  Partei  in  der  Sache  zu  betrachten.  Sirey  VII, 
II,   766. 

12)  Vgl.  über  die  Formen  dieses  Verfahrens  Pigeau  II,  345.  Fa- 
vard  m.  rectifle.  d'aetc  de  l'e\  c.  §.  3  »Demolom  be  I,  334.  335.  Ein 
Versuch  zur  Güte  (lo  präliminaire  de  la  conciliation)  braucht  nicht  vor- 
auszugehen. 

12a)  P.)  Soweit  der  Staatsanwalt  zur  Klage  legitimirt  ist,  darf  er 
auch  appelliren. 


Digitized  by 


Google 


188  §.  64.   Civilstand.   Einleitung. 

Art.  100. 1S)  von  dem  Beamten  des  C.-St.,  so  wie  es  ihm  zu- 
gestellt worden  ist  u),  in  die  Bücher  des  bürgerlichen  Standes 
einzutragen.  Diese  Eintragung  vertritt  die  Stelle  der  Berich- 
tigung des  zu  verbessernden  Aktes.  Dagegen  darf  in  diesem 
Akte  selbst,  auch  zu  Folge  des  gesprochenen  Urtheiles,  nicht 
irgend  eine  Abänderung  oder  Verbesserung  gemacht  werden; 
sondern  der  Beamte  hat  nur  am  Rande  des  berichtigten  Ak- 
tes das  Berichtigungsurtheil  zu  erwähnen  Art.  101.  C  de  pr. 
Art.  857.  Wenn  in  der  Folge  der  Beamte  des  C.-St.  wegen 
des  berichtigten  Aktes  einen  Auszug  aus  den  Büchern  zu  ma- 
chen hat,  so  hat  er  in  diesem,  bei  Strafe  der  Verantwortlich- 
keit zu  Schadenersatz,  zugleich  der  erkannten  Berichtigung  ih- 
rem Inhalte  nach  zu  gedenken.    C.  de  pr.  Art.  857. 15) 

Uebrigens  enthält  der  Art  49  noch  eine  genauere  Vor- 
schrift für  den  Fall,  da  am  Rande  eines  Aktes  des*C.-St.  ei- 
nes andern,  weil  dieser  jenen  berichtigt  oder  aus  einem  an- 
dern Grunde,  (s.  z.  B.  Art.  67)  Erwähnung  zu  thun  ist. ie) 

§.  64. 

Von  der  Beweiskraft  der  Akte  des  Civilstandes.    Erster  Grundsatz. 

Wenn  und  in  wie  fern,  nach  Massgabe  der 
§.  62  aufgestellten  Regeln,  die  Akte  des  C.-St. 
Beweiskraft  haben,  kommt  nicht  nur  den  Büchern 

13)  Der  Art.  100  ist  nur  eine  Folgerung  ans  dem  Grundsätze  des 
Art.  1351  Ein  Dritter  braucht  nicht  etwa  tierce- Opposition  gegen  das 
Urtheil  einzulegen,  um  dessen  Rechtskraft  von  sich  anzuwenden.  Rau- 
ter, conrs  de  proeäd.  §.  140.  —  S.  auch  Journal  du  Palais  1815.  T.  III. 
p.  369.  P.)  Mehrere  Schriftsteller  z.  B.  Toullier,  X.  219  ff.  Du  ran  t.  I, 
346.  Coin-Delislo  S.  89  No.  2  und  Marcade^  I,  373  machen  dann 
eine  Ausnahme,  wenn  der  Contradictor  der  allein  Berechtigte  wpr; 
Laurent,  II,  33  bekämpft  diese  Ansicht  und  will  sie  nur  für  den 
Fall  der  actio  filiationis  negativa  zulassen.  Nach  den  Prinzipien  über 
res  judicata  kann  die  eine  oder  andere  Meinung  richtig  soin,  wenn  die 
Gegner  als  Universal-Successoren  erscheinen  oder  nicht.  Dagegen,  soweit 
gr  sich  um  die  Eigenschaft  als  Inländer  handelt,  wird  das  wider  den 
Staatsanwalt  erlangto  Berichtigungsurtheil  allgemeine  Geltung  haben. 
Sir.  XXX,  II,  99.    Coin-Delisle  No.  2  zu  Art.  100. 

14)  Delaporte  ad  Art.  101. 

15)  Vgl.  das  GA.  des  StR.  v.  23.  Febr.  und  4.  März  1808. 

16)  Die  Vorschrift  des  Art.  857  des  C.  de  pr.  ist  auf  eine  jede  Er- 
wähnung dieser  Art  anwendbar.   Vgl.  das  Anm    15  a.  Gutachten. 
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des  bürgerlichen  Standes,  in  welchen  diese  Akte 
enthalten  sind,  sondern  auch  den  aus  diesen  BiK 
ehern  gefertigten  Auszügen  die  Beweiskraft  öf- 
fentlicher Urkunden  zu.  Art.  45  und  Arg.  h.  Art.1) 
Jedoch  haben  die  Auszüge  aus  den  Büchern  des  C.-St.  diese 
Beweiskraft  nur  in  so  fern,  als  1)  der  Präsident  des  Gerichts 
der  ersten  Instanz,  in  dessen  Bezirke  der  Auszug  ausgestellt 
worden  ist,  oder  der  Richter,  der  die  Stelle  des  Präsidenten 
vertritt,  die  Aechtheit  der  unter  dem  Auszuge  befindlichen 
Unterschrift  bezeugt  hat2),  und  als  sie  2>  mit  der  Urschrift 
übereinstimmen.  Art  45.  Kraft  dieser  letzteren  Bedingung 
kann  zwar  der,  welchem  ein  Auszug  aus  den  Büchern  des  C.-St. 
entgegengehalten  wird,  die  Vergleichung  dieses  Auszuges  mit 
der  Urschrift  allerdings  aus  genügenden  Gründen  verlangen; 
wenn  jedoch  diese  Yergleichung  nicht  geschehen  kann,  wenn 
also  die  Bücher  verloren  gegangen  sind,  so  beweist  der  Aus- 
zug schon  für  sich  und  gleich  als  eine  Urschrift. 3)  Artikel 
1334.  1335. 

Die  Bücher  des  bürgerlichen  Standes  und  die  aus  den- 
selben gefertigten  Auszüge  beweisen,  als  öffentliche  Urkunden, 
(Art.  1319)  bis  dass  sie  eines  Falsums  beschuldigt 


1)  Merlin  m.  etat  civil  (actes  de  T)  §.  2. 

2)  Vgl.  Merlin  m.  faux.  Sect.  I.  §.  2.  —  Wenn  der  Auszug  bei 
dem  Gerichte  eingereicht  wird,  in  dessen  Bezirke  der  Maire  angestellt 
ist,  bedarf  es  dieser  JLegalisatiofl"  nicht.  Discus.  ad  Art.  45.  P.)  Gegen- 
über der  bestimmten  Vorschrift  des  Art  45  ist  diese  Ansicht  unhaltbar. 
Demolombe,  I,  317.  Nach  Art.  1  des  Gesetzes  v.  2.  Mai  1861  können 
auch  die  Friedensrichter,  die  nicht  am  Sitze  des  Tribunals  erster  Instanz 
residiren,  die  Unterschriften  der  Standesbeamten  ihres  Besirkes  legali- 
siren,  wenn  dieselben  bei  seinem  Gerichtsschreiber  ihre  Unterschrift  und 
ihren  Handzug  (paraphe)  hinterlegt  haben. 

3)  Malleville  nvd  Delvincourt  zu  Art.  45.  Vazeilletr. 
du  mariage  I,  199  *Bieff,  66.  Die  Vergleichung  des  Auszugs  mit  den 
Büchern  verwerfen  dagegen  Demol.  I,  818.  Marc  ad  e*  Art.  45.  Bo  li- 
nier, Preuvea,  744.  Coin-Delisle  Art. 45,  n.6  Dass  der  Auszug  mit 
den  Büchern  übereinstimme,  muss  nach  der  Beglaubigung  desselben  ge- 
setzlich angenommen  werden.  Die  Gegenpartei  kann  einen  neuen  Aus- 
sag verlangen.  Mindestens  muss  sie  die  Kosten  der  Verification  vor- 
strecken. Demante,  Cours,  I,  90  bis,  n.  II.  P.)  Die  Befreiung  von 
Vorlegung  der  Originale  tritt  auch  dann  ein,  wenn  es  sich  um  anschei- 
nend glaubwürdige,  ausländische  Ansauge  handelt  und  die  Originale 
schwer  herbeizuschaffen  sind.    K.H.  Sir.  XL VII,  J,  55. 
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werden.  (Jusqu'ä  inscription  de  faux)  Art.  45. 4)  Jedoch 
ist  der  Satz,  daes  die  Beweiskraft  eines  Aktes  des  G-St.  nur 
wegen  eines  Falsums  angefochten  werden  könne,  nicht  auf  die- 
jenigen in  dem  Akte  angeführten  Thatsachen  anwendbar, 
welche  der  Beamte  nur  nach  den  Angaben  der  vor  ihm  Er- 
schienenen bezeugen  konnte.  5)    Vgl.  Art.  323. 

§.  65. 
Fortsetzung.    Zweiter  Grundsatz. 

Die  Thatsachen,  über  welche  den  Gesetzen 
nach  Akte  des  G.-St.  aufzunehmen  sind, l)  können 
in  der  Regel  nur  durch  Akte  des  Civilstandes  (nur 
durch  die  Bücher  des  C.-St  und  durch  die  daraus  gefertigten 
Auszüge)  erwiesen  werden.  Arg.  Art,  46.  319  ff.  Je- 
doch leidet  diese  Regel  folgende  allgemeine,  d.  h.  auf  alle 
die  Fälle,  in  welchen  Akte  des  C.-St.  aufzunehmen  sind,  an- 
wendbare9) Ausnahmen: 


4)  *Der  Ausdruck  Inscription  de  fauz  in  Art.  45  ist  ungenau,  indem 
auch  eine  Principalfälschungsklage  angestellt  werden  kann. 

5)  Merlin  m.  maternite\  n.6,  Sir.  IV,  II,  44.  XXIII,  I,  394.  Von 
der  besondern  Vorschrift  des  Artikels  323  in  dem  Elternrechte.  —  *So 
brauchen  in  einer  Geburtsurkunde  nur  die  Punkte  mit  einer  Falschungs- 
klage angefochten  zu  werden,  dass  das  Kind  vorgezeigt  und  die  betref- 
fenden Angaben  gemacht  worden  seien.  Nicht  aber  die  Angaben  selbst, 
dass  das  Kind  diese  bestimmte  Frau  zur  Mutter  habe,  und  dass  es  au 
dieser  Stunde  geboren  sei.  Beispiele  in  S  i  r.  XLI,  I,  532.  XLII,  II,  541. 
Noch  weniger  die  Angabe,  dass  die  Eltern  verheirathet  sind.  P.)  A  u  b  r  y 
et  Bau,  §.  65  nt.  5.  Mit  Unrecht  and.  Mein.  Merlin,  Räp.  Maternitä 
No.  6.    Toullier,  II,  848ff.    Proudhon  IL  S.  88. 

1)  Also  der  Grundsatz  ist  z.  B.  nicht  auf  den  Beweis  der  Lebens- 
fähigkeit eines  Kindes  anwendbar.  8.  auch  Sir.  IX,  I,  221.  Ueberdiess 
wurde  bei  Sir.  XIV,  II,  367  der  Fall  als  unter  der  Kegel  nicht  begriffen, 
betrachtet,  da  bloss  Über  den  Grad  der  Verwandtschaft  gestritten  wird. 
—  Auf  den  Beweis  derjenigen  Thatsachen,  über  welche  man  nach  Ge- 
fallen einen  Akt  des  CSt.  aufnehmen  lassen  kann  oder  nicht  (auf  die 
Anerkennung  eines  natürlichen  Kindes)  ist  der  Grundsatz,  sammt  dessen 
Ausnahmen,  nur  bedingungsweise  anwendbar, 

2)  Von  den  Ausnahmen,  welche  der  Grundsata  noch  überdies 
bei  gewissen  Akten  des  CSt.  leidet  (Art.  197.  320.  328),  wird  unten 
an  der  geeigneten  Stelle  die  Bede  sein.  Dagegen  ist  der  Art.  46  auf 
alle  Akte  des  CSt.  anwendbar.  S. Jedoch  Art  359.  Vgl  Merlin  m. 
6tat  civil  §.  II.  GrolmannI,  252  und  oben  §.  56  su  Ende.  •Auch 
der  Art.  869  bildet  keine  Ausnahme,    Der  Art.  46  ist  unbeschränkt  auf 
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Es  kann  also  der  Beweis  für  die  in  Frage  stehenden  That- 
saehen  ausnahmsweise  auch  durch  andere  Beweismittel,  als 
durch  die  Akte  des  bürgerlichen  Standes,  1)  alsdann  geführt 
werden,  wenn  an  dem  Orte,  wo  der  Akt  aufzunehmen  war, 
keine  Bücher  des  Civilstandes  gehalten  worden  sind;  Art.  40 
mithin  auch  wegen  der  Aehnlichkeit  der  Fälle3;,  wenn  es  we- 
gen der  ausserordentlichen  Umstände,  unter  welchen  sich  eine 
Begebenheit,  z.  B.  ein  Todesfall  ereignete,  schlechthin  unmög- 
lich war,  eine  gewisse  Thatsache  durch  einen  Akt  des  C.-St. 
in  Gewisßheit  zu  setzen4),  oder  wenn  aus  besonders  triftigen 
Gründen  anzunehmen  ist,  dass  ein  gewisser  Akt  des  C.-St. 
nicht  in  die  Bücher  eingetragen  worden  sei,  sollte  sich  auch 
die  Ursache  der  Auslassung  nicht  nachweisen  lassen. 5;  Eben 
so  leidet  die  Regel  2)  eine  Ausnahme  alsdann,  wenn  die  Bü- 
cher des  C.-St.  auf  irgend  eine  Weise  abhanden  gekommen 
sind6);  Art.  46.  mithin  auch  wegen  der  Aehnlichkeit  des  Fal- 
les, wenn  ein  Blatt  dieser  Bücher  zerstört  oder  herausgerissen 
oder  unleserlich  gemacht  worden  ist.  7J  —  In  allen  diesen  Fäl- 


alle  Falle  anzuwenden.    Demol.  I,  326.   Valette  8.  Proudhon  II, 

S.  102.    Demante,  Cours,  I,  91  bis,  n.  V.  (Art.  1348  n.  4).    S.  auch 
ir.  XXII,  I,  242. 

3)  S.  einen  merkwürdigen  Fall  dieser  Art  bei  Sirey  VU,  I,  281. 
Vgl.  Locre*  ad  Art.  32.  —  Ueber  den  Beweis  des  Todes  im  Felde  ge- 
bliebener Müit&rpersonen  s.  unten  von  den  Sterbeakten.  —  Vorzüglich 

fut  hat  den  Art.  46  erläutert  Merlin  m.  Itat  civil.  §.  II.  Pj  Beson- 
ere  Vorschriften  im  Dekret  v.  S.Jan.  1813  wegen  Todesfällen  bei  dem 
Betriebe  eines  Bergwerkes.  (Bull.  d.  1.  4.  Ser.  No.  5754.)  Wenn  die  Lei- 
chen der  Verunglückten  nicht  aufgefunden  werden  oder  nicht  mehr  er- 
kennbar sind,  so  sind  die  behördlichen  Erhebungen  über  den  Unfall  zu 
den  Beilagen  zu  nehmen  und  im  Todtenbuch  ist  darauf  zu  verweisen. 

4)  Auch  der  Art.  4  tit.  20  der  Ord.  v.  J.  1667,  aus  welchem  der 
Art.  46  des  C.  c.  entlehnt  ist,  wurde  ausdehnend  ausgelegt.  Merlin 
qu.  m.  däces.  §.  1. 

5)  Maleville  ad  Art.  46.  Tonil.  I,  350.  Merlin  m.  legitimite 
Sect.  I.  §.  II.  qu.  m.  deck  §.  I.  Sir.  XII,  II,  89.  XX,  I,  281.  XXX,  I, 
213.  XXXI,  I,  361.  XXXII,  II,  610.  P.)  Die  Frage  ist  bestritten;  De- 
molombe,  I,  324.  Der  K.H  nimmt  an,  der  Art.  46  stelle  die  Zulas- 
sung anderer  Beweismittel  in  das  richterliche  Ermessen.  Sir.  LXIV,  I, 
407.  Ebenso  ist  die  Frage  zu  entscheiden,  wenn  der  Akt  nicht  in  das 
Register,  sondern  auf  ein  einzelnes  Blatt  geschrieben  ist.  8-  60  nt.  *. 

6)  Oder  eine  Beilage.  Der  Verlust  der  Beilage  kann  wie  der  des 
Registers  selbst  auch  durch  Zeugen  bewiesen  werden,  wenn  nur  die  Bei- 
lage im  Akte  erwähnt  ist. 

7)  Locre*  und  Grolman  ad  Art.  56.  Tonil.  I,  349.  Merlin  m. 
mariage.  Sect.  V.  §.  2.    Favard  in.  acte  de  l*6tat  civil.  Sect.  I.  |.  IV. 
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len  ist  zuvörderst  die  Thatsache,  welche  den  Ausnahmen  zum 
Grunde  liegt,  z.  B.  die  Thatsache,  dass  an  dem  Orte  keine 
Bücher  des  C.-St  gehalten  worden  sind,  in  die  erforderliche 
rechtliche  Gewissheit  zu  setzen.  Der  Beweis  dieser  Thatsache 
kann  in  der  Regel  sowohl  durch  Zeugqu  als  durch  Urkunden 
geführt  werden.  Art.  46.  8)  —  Wenn  und  nachdem  nun  der 
Beweis  dieser  Thatsache  geführt  worden  ist,  kann  der  Gegen- 
stand, welcher  durch  einen  Akt  des  C.-St.  zu  beweisen  ge~ 
weseu  wäre,  z.  B.  ein  Todesfall,  nicht  blos  durch  Urkunden, 
sondern  schon  durch  Zeugen  erwiesen  werden. 9)  Unter  den 
Urkunden,  die  für  diesen  Zweck  benutzt  werden  können,  ver- 
dienen vorzugsweise  die  Schriften  und  Hausbücher  der  Eltern 
und  der  übrigen  Ascendenten 10),  vorausgesetzt,  dass  die,  von 
welchen  sie  herrühren,  mit  Tode  abgegangen  sind11),  Berück- 
sichtigung.11) Art.  46. 


u.  m.  d&es.  (acte  de)  §.  14.  Sir.  XIV,  I,  291.  P.)  Demolombe.  T, 
323;  derselbe  nimmt  eine  Ausdehnung  des  Art.  46  auch  auf  den  Fall 
au,  wenn  das  Standesbuch  ganz  unordentlich  geführt  ist,  z.  B.  weisse 
Blätter  oder  leere  Zwischenräume  hat 

8)  In  der  Regel.  —  Denn,  insbesondere  in  den  im  Art.  46  nicht 
ausdrücklich  angegebenen  Fällen,  wird  nach  Befinden  allerdings  ein 
Urkundenbeweis  oder  der  Anfang  eines  schriftlichen  Beweises  etc.  erfor- 
derlich sein.  Merlin  m.  ätat  civil.  §.  II.  Delvincourt  ad  Art.  46. 
Toullier  I,  346.  Durant.  I,  293.  *  Welche  Urkunden  können  cu  die- 
sem Beweise  produziert  werden  und  genügen  Protokolle  der  Verwaltungs- 
behörden?   Coin-Delisle  Art.  46  n.  10. 

d)  PJ  Die  beschränkende  Ansicht  der  früheren  Auflagen  wider- 
streitet der  in  nt.  5  mitgetheilten  Entscheid,  des  K.H.  ~  Art.  46  be- 
handelt einen  Nothfall  und  Art.  1347  non  obstat  arg.  1348  No.  4:  Auch 
Vermuthungen  sind  zulässig.    Art.  1353. 

10)  Vazeille  a.  a.  0.  I,  197. 

11)  Um  den  Verdacht  eines  Betruges  auszuschliessen.  Daher  fällt 
diese  Bedingung  weg,  wenn  der  Beweis  gegen  die  Eltern  geführt  wird. 
Groll  man  a.  a.  0     P.)  Art.  46  sagt  j,d6ceMesu;  indessen  s  nt.  12. 

12)  Der  Art.  46  nennt  zwar  nur  die  Papiere  der  verstorbenen  El- 
tern als  Beweisurkunden.  Er  ist  jedoch  so  auszulegen,  dies  er  diese 
Papiere  nur  als  die  Haupt  Urkunden  für  diesen  Beweis  anfahre.  Obss. 
du  tribunat  ad  Art.  46.  Delaporte  und  Grolman  zu  demselben 
Artikel.  Merlin  m.  e"  tat  civil.  §.  II.  Sir.  XXI,  I,  402.  *Diese  Auslegung 
ist  um  so  richtiger  als  die  Eltern  auch  als  Zeugen  gehört  werden  Kön- 
nen. Der  Richter  kann  in  solchen  Fällen  auch  auf  die  Kirchenbücher 
Rücksicht  nehmen  und  auf  die  in  Art.  80  erwähnten  Speoialregister. 
Das  Gesetz  vom  18.  Germ.  X,  Art.  55,  verbietet  nur  den  Ersatz  der 
Standesbücher  durch  die  Kirchenbücher. 
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§.  66. 

Von  den  Gewährleistungen  für  die  gehörige   Führung  und  Aufbewah- 
rung der  Bücher  des   bürgerlichen  Standes. 

Ein  jeder  Beamte,  welchem  die  Beglaubigung  oder  die 
Führung  oder  die  Aufbewahrung  der  Bücher  des  C.-St.  oder 
die  Aufsicht  über  diese  Bücher  von  den  Gesetzen  übertragen 
ist,  —  also  beziehungsweise  der  Präsident  des  Gerichts  der 
ersten  Instanz  oder  dessen  Stellvertreter,  der  Staatsanwalt1), 
der  Beamte  des  Givilstandes,  der  Gerichtsschreiber  des  Ge- 
richts der  ersten  Instanz,  —  soll,  wenn  er  den  ihn  betreffen- 
den gesetzlichen  Vorschriften  zuwider  handelt8),  von  dem 
kompetenten  Gerichte  der  ersten  Instanz,  welches  in  so  fern 
als  Givilgericht,  (mit  Vorbehalt  der  gewöhnlichen  Rechtsmittel 8) 
Art.  54)  und  nicht  als  Gericht  der  Zuchtpolizei  erkennt4), 
verfolgt  und  von  diesem  Gerichte  mit  einer  Geldstrafe  be- 
legt werden,  welche  jedoch  in  der  Regel  (vgl.  Art.  68.  166. 
192.)  nicht  die  Summe  von  100  Francs  übersteigen  darf« 
Art.  50.  In  dem  Falle  des  Art.  156  kann  das  Gericht  der 
ersten  Instanz  den  Beamten  des  C.-St.  noch  überdiess  zu  ei- 
ner Geiängnissstrafe  verurtheilen.  Ausserdem  aber  enthält  der 
C.  p.  noch  besondere  Strafdrohungen  für  einzelne  pflichtwidrige 
Handlungen  jener  Beamten.  Art  57.  C.  p,  Art.  145  ff.  192  ff. 
340.  —  Der  Staatsanwalt  bei  dem  Gerichte  der  ersten  Instanz 
hat  die  Pflicht  auf  sich,  die  Standesbücher  alljährlich ,  wenn 


1)  Vergl.  Discuss.  ad  Art.  50.  —  Rief f,  95.  Toullier,  I,  312. 
Maleville  ad  Art.  50.  P.)  And.  Mein.  Demolombe,  I,  288.  Coin- 
Delisle  No.  1  zu  Art.  50.  Marcade*  zu  Art.  50.  Die  allgemeine  Fas- 
sung des  Art.  50  und  die  Diskussionen  im  Staatsrathe  sprechen  ent- 
schieden für  die  erstere  Ansicht.    Aubry  et  Kau,  I,  nt.  1  zu  §.  62. 

2)  Der  Art.  50  spricht  zwar  nur  von  der  Verletzung  der  Vorschrif- 
ten des  Art.  34—49.  Er  dürfte  jedoch  (ob  paritatem  rationis)  auf  die 
sämmtlichen,  die  Führung  etc.  der  Bücher  des  CSt.  betreffenden  Vor- 
schriften auszudehnen  sein.  Locrl  ad  Art.  50.  Vazeille  tr.  du  ma- 
nage I.  209.  —  Ueber  die  Verjährung  dieser  Strafe  s.  Favard  m.  acte 
de  T*tat  civil.  Sect.  I.  |  ffl. 

3)  Maleville  ad  Art.  54. 

4)  GA.  des  StB.  v.  30.  Niv.  und  4.  Pluv.  XII.  (Das  Gutachten  han- 
delt zugleich  de  foro  competente,  welches  das  Art.  43  genannte  Gericht 
ist.)  8ir.  XIII,  II,  296.  —  Gegen  das  Urtheil  ist  die  Appellation  zu- 
lässig.   Favard  a.a.O.    *Sir.  XLIV,  II,  680.    A.  M.  Bie  ff,  99. 

Zaoharll,  Frais.  Cirilxtoht.    «.  Aifl.    L  18 
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sie  in  der  Kanzlei  des  Gerichts  niedergelegt  werden,  zu  un- 
tersuchen, ein  Protokoll  über  den  Zustand,  in  welchem  er  sie 
gefunden  hat,  aufzunehmen,  und  —  nachdem  er  über  die  in 
den  Büchern  entdeckten  Fehler  die  Entscheidung  des  Justiz- 
minister*  eingeholt  hat 6)  —  bei  dem  Gerichte  auf  die  wegen 
dieser  Fehler  nach  dem  G.  c.  verwirkten  Strafen  (vrgl.  Art. 
166  f)  gegen  die  Beamten  des  G.-St.  anzutragen.1)  Art  53. 
.  Ein  Beamter  des  G.-St ,  welcher  sich  bei  der  Aufnahme 
eines  Aktes  des  C.-St.  eines  Falsums  schuldig  gemacht  oder 
welcher  einen  solchen  Akt  auf  ein  fliegendes  Blatt  oder  sonst 
auf  eine  andere  Weise,  als  in  das  dazu  bestimmte  Buch 7)  nie- 
dergeschrieben hat,  ist  den  betheiligten  Personen  zu  Schaden- 
ersatz gehalten.  Ueberdiess  ist  sowohl  der  Beamte  des  C.-St, 
als  auch  ein  jeder  andere  Beamte,  welcher  die  Bücher  des 
C.St.  aufzubewahren  hat,  nicht  nur  für  die  Veränderungen, 
die  er  selbst  mit  diesen  Büchern  vorgenommen  hat,  sondern 
auch  während  der  Zeit,  da  die  Bücher  ihm  anvertraut  sind 
für  die  von  Andern  geschehenen  Veränderungen  derselben  8) 
zu  Schadenersatz  verantwortlich.  Alles  dieses  mit  Vorbehalt*) 
der  diesen  Beamten  sonst  dem  gemeinen  Civilrechte  nach  ob- 
liegenden Verantwortlichkeit.  Art  51.  52.  1382.») 


5)  Rundschreiben  dei  Justizministers  v.  22.  Brum.  XIV.  und  ▼.  10. 
Sept.  1806.  Sie  gründen  steh  auf  swei  Gutachton  des  ßtR.  S.  Blau  - 
chard's  Uebers.  t.  Maleville's  Komment,  ad  Art.  53.  S.  auch  Ord. 
t.  96.  Not.  182».  PJ  Locre\  Legisl  III.  8.  807,  308.  «Die  Untersuch- 
ung hat  eich  auf  beide  Exemplare  zu  erstrecken.    Sir.  XL VII,  I,  861. 

6)  Der  Art.  58  sagt:  Contraventions  ou  delits.  Man  Tergease  bei 
dieser  und  bei  andern  Stellen  des  C.  o.  nicht,  dass  der  unterschied, 
welchen  späterhin  der  Code  criminel  zwischen  contraventions,  delits  und 
crimes  gemacht  hat,  dem  G.  N.  unbekannt  ist.  Wegen  der  Vergehungen, 
deren  sich  der  Beamte  des  GSt.  gegen  die  Vorschriften  des  C.  p.  schul- 
dig gemacht  hat.  bleibt  es  bei  dem  gemeinen  Bechte. 

7)  Z.  B.  in  das  Buch,  das  zwar  für  Akten  des  C8t.,  aber  nicht  für 
die  wra  der  Art  des  in  Frage  stehenden  bestimmt  ist.  Delaporte 
ad  Art.  51. 

8)  Zu  den  Veränderungen  gehört  s.  B.  auch  das  Herausreiasen  eines 
Blattes.  Malerille  ad  Art.  51.  Das  Wort  attention  ist  latissime  au 
interpretiren. 

*)  P.)  Auch  Laurent,  II,  28  nimmt  an,  dass  neben  der  specialen 
Vorschrift  der  Art  51,  52  die  allgemeine  Haftbarkeit  aus  Art.  1882  ff. 
eintrete.  Dagegen  darf  man  aus  Art.  1882  nicht  ableiten,  dass  s.  B.  für 
Art.  51  auch  noch  dolus  oder  culpa  zu  erweisen  seien. 

9)  Die  Art.  51  und  52  sind  in  der  Redaktion  etwas  Temachlassigt 
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§.  67. 

Von  den  Klagen  und  Einreden,  welche  den  Ciyifctand  mm  Gegen- 
stande haben. 

Die  Rechtssachen,  welche  den  C.-St.  einer  Person  zum 
Gegenstande  haben,  werden  Standessachen  (questions  d'ätat; 
genannt. l)  In  der  engern  Bedeutung  jedoch  wird  dieses  Wort 
nur  von  den  Sachen  gebraucht,  welche  die  eheliche  Abstam- 
mung eines  Kindes  betreffen.  Art.  326.  327.  Die  Rechts- 
grundsätze, welche  sich  auf  Standesklagen  beziehen,  werden, 
nach  dem  Vorgange  des  C.  c,  bei  den  einzelnen  unter  die- 
sem Gattungsbegriffe  enthaltenen  Klagen  aulgestellt  werden. 


Erster  Abschnitt. 

Von  der  Erwerbung  des  bürgerlichen  Standes« 

C.  c.  L.  I.  tit.  I.  cbap.  I.  tit.  IT.  chap.  2.  -  Q.  L01  vom  22.  September 
1792.  P.)  Loi  vom  3.  Dezember  1849  und  vom  29.  Juni  1867,  beide 
über  die  Naturalisation.    Literatur  8.  vor  8.  52. 

§.  68. 

Einen  Oivilstand  in  der  weiteren  Bedeutung  (§.  54) 
hat  der  Mensch  als  Mensch.  —  Man  erwirbt  den  Civil  st  and 
in  der  engeren  Bedeutung  (man  wird  ein  Franzose)  1)  durch 
die  Geburt,  entweder  unbedingt  oder  bedingt  (§.  69); 
2)  durch  die  Naturalisation,  d.  i.  durch  eine  Erklärung 
der  Regierung,  3)  wenn  das  Land,  in  welchem  man  die  bür- 
gerlichen Rechte  gemesst,  mit  Frankreich  vereinigt  wird, 
und  4)  was  Frauenzimmer  betrifft,  durch  die  Ehe.  Ausser- 
dem ist  5)  den  Nachkommen  der  Franzosen,  welche  vormals 
ihr  Vaterland  der  Religion  wegen  verlassen  haben,  in  Bezie- 


worden.  Die  im  §.  angenommene  Auslegung  scheint  mit  der  Diakusaioo 
and  mit  der  Wortfassang  am  besten  übereinzustimmen. 

1)  Praejndiciales  actionee  —  in  rem  ease  Tidentor.  §.  13.  J.  de  aet 
—  Merlin  m.  questions  d*ltat  und  in  den  qu.  unter  demselben  Worte, 
Vgl.  nt.  2  au  f.  64. 
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hang  auf  die  Erwerbung  des  G.-St.  in  der  engern  Bedeutung 
ein  Vorrecht  (jus  singulare)  zugesichert  worden*)  (Seitdem 
die  loi  vom  14.  Juli  1819  Franzosen  und  Fremde  in  Bezie- 
hung auf  Erbschaften  einander  gleichgestellt  hat,  hat  die  Lehre 
von  dem  C.-St.  in  der  e.  B.,  als  Lehre  des  Civilrechts,  von 
ihrem  praktischen  Interesse  nicht  wenig  verloren. ') 

•§  69.  - 
I.    Von  den  geborenen  Franzosen. 

Geborene  Franzosen  und  zwar  von  Rechtswegen  sind  die, 
welche  yon  Eltern,  die  selbst  Franzosen  sind, l)  sei  es  in  Frank- 
reich oder  im  Auslande,  erzeugt  worden  sind. ')  Art.  10. 

Gleich  als  geborene  Franzosen8)  werden  yon  den  Ge- 
setzen, jedoch  nur  bedingungsweise,  betrachtet:  1)  Die  in 
Frankreich  zur  Welt  gekommenen4)  Kinder  eines  Fremden 
in  so  fern  diese  Kinder  in  dem   Jahre   nach  erlangter  Voll- 


*)  P.)  Dies  gründet  sich  auf  Art.  22  des  Ges.  v.  22.  Sept.  1790; 
bestätigt  in  der  Verf.  v.  14.  Sept.  1791  und  jetzt  noch  giltig.  Locrä, 
Legisl.  IL  S.  39  No.  7.  Sir.  LXVI,  II,  171.    S.  unten  §.  74. 

1)  *Für  die  deutschen  Länder  sind  die  Fragen  über  Entstehung  und 
Aufhebung  der  Eigenschaft  eines  Inländers  regelmässig  nach  den  beson- 
dern Landesgesetzen  zu  entscheiden,  so  dass  diese  Lehre  für  sie  noch 
weniger  Interesse  hat.    P.)  Für  das  deutsche  Reich  ist  hiernach  mass- 

Sebend  das  Ges.  v.  1.  Juni  1870  über  die  Erwerbung  und  den  Verlust 
er  Reichs-  und  Staatsangehörigkeit. 

1)  Zu  Gunsten  der  minder  dürfte  anzunehmen  sein:  Sive  tempore 
partus  editi,  sive  tempore  partus  conceuti.  Vgl.  Duranton,  I,  128. 
P.)  Vgl.  Demolombe,  I,  151.  Art.  10  ist  schlecht  redigirt;  im  ersten 
Abs.  sollte  es  heissen  —  ineme  en  pars  ärtranger;  um  so  mehr  ist  es 
erlaubt,  das  Wort  „neu  nicht  mit  „geboren44,  sondern  mit  „erzeugt44  zu 
erklären.  Nasciturus  habetur  pro  nato  quoad  jura  sua44  §.  55,  nt.  1. 
§.  80.  Der  Wechsel  der  Nationalität  der  Eltern  nach  der  Konzeption 
schadet  also  dem  Kinde  nicht.  Aus  dem  gleichen  Grunde  genügt  es 
auch,  wenn  die  Eltern  erst  nach  der  Konzeption  Inländer  geworden  sind. 
Quid  juris,  wenn  die  Ehegatten  eine  verschiedene  Nationalität  haben? 
Laurent,  I,  326.  Meistens  nimmt  man  an,  das  Kind  folge  der  Natio- 
nalität des  Vaters     Demante,  I.  S.  64. 

2)  Die  Definition  enthält  allerdings  einen  Girkel,  der  jedoch  schwer 
zu  vermeiden  war.  Der  Satz  gilt  übrigens  auch  von  den  Fällen,  da 
die  Kinder  liberi  adulterini  oder  iicestuosi  sind.    Guichard,  51  ff. 

8)  Von  Andern  werden  diese  Fälle  als  Fälle  einer  Naturalisation 
par  la  loi  aufgestellt.    So  Delvinc.  Durant. 

4)  Hier  ist  (ex  ratione  l^gis)  allein  tempus  partus  editi  tu  berück- 
sichtigen.   VgL  Diskuse.  Durant.  I,  180*    Lagrange  I,  80. 
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jahrigkeit,  das  ist  nach  zurückgelegtem  21.  Jahre»6)  erklären,«) 
dass  sie  die  Absicht  haben,  in  Frankreich  ihren  Wohnsitz  zu 
nehmen,  auch  diese  Absicht,  wenn  sie  sich  nicht  schon  in  Frank- 
reich aufhalten,  in  Jahresfrist,  von  dem  Tage  jener  Erklärung 
an  gerechnet,  ausfuhren.  Art.  9. 7)  1  bis)  P.)  Das  in  Frank- 
reich geborene  Kind  eines  Fremden,  welcher  selbst  dort  ge- 
boren ist,  wird  Kraft  Gesetzes  Franzose,  doch  kann  dasselbe 
seine  fremde  Nationalität  beibehalten,  wenn  es  binnen  des 
Jahres  nach  erreichter  Volljährigkeit  eine  Erklärung  vor  der 
Ortsbehörde  seines  Domizils  oder  vor  einem  in  Frankreich  be- 
glaubigten diplomatischen  Agenten  oder  Consul  des  betreffen- 
den Staates  abgibt.  —  Loi  v.  7.  Febr.  1851  Art.  1.  2)  Die 
Kinder,  die  von  einem  Franzosen,  nachdem  er  die  Ei- 
genschaft eines  Franzosen  verloren  hat»  in  Frankreich  oder  im 
Auslande 8)  erzeugt  worden  sind,  in  so  fem  sie  zu  irgend  einer 
Zeit9)  die  so  eben  angeführten,  im  Artikel  9  enthaltenen,  Be- 


5)  Du  ran  t.  c.  I,  129.  Dalloz  m.  toanger.  Sect.  II.  Art  I.  8. 
jedoch  Grolman  ad  Art.  9  und  Lagrange  I,  29.  P.)  Demol. 
L  165,  welche  bezüglich  der  Volljährigkeit  das  heimathliche  Hecht  des 
Kindes  für  massgebend  halten.  —  *Ein  Dekret  Tom  22.  Man  1849  hat 
den  Art.  9  C.  c.  dahin  modificirt,  dass  die  Erklärung  auch  spater  noch 
gegeben  werden  kann  in  2  Fällen:  1)  Wenn  der  Fremde  in  der  französ. 
Armee  gedient,  2)  wenn  er  sich  bei  der  Konskription  gestellt  hat,  "ohne 
sich  auf  seine  Befreiung  als  Ausländer  zu  berufen.  F.)  Früher  wurde 
jedes  in  Frankreich  geborene  Kind  als  Franzose  angesehen.  Lau- 
rent, I,  821. 

6)  Diese  Erklärung  wird  am  besten  vor  dem  Beamten  des  CSt.-  der- 
jenigen Gemeinde  geschehen,  in  welcher  sie  ihren  Wohnsitz  zu  nehmen 
gedenken.  Vgl.  Discuss.  (Der  Entwurf  der  Sektion  erklärte  diesen  Be- 
amten ausdrücklich  für  den  zur  Annahme  dieser  Erklärung  kompetenten 
Beamten.)  P.)  Aber  auch  ein  anderer  geeigneter,  französischer  Beamter 
z.  B.  ein  Gesandter  ist  dazu  kompetent.  Demol.  I,  162.  —  Eine  Au- 
torisation  der  Regierung  ist  in  diesem  Fall  nicht  erforderlich.  P.)  Demol. 
L  171.  Sir.  XLIV,  I,  776.  A.  M.  ist  Dalloz  m.  oranger.  8ect.  II. 
Art.  I.  arg.  des  Dekrets  v.  17.  März  1809. 

7)  Durch  diesen  Artikel  wird  der  Art.  2  der  Konstitution  vom  22. 
Frim.  VIEL  aufgehoben.  Lagrange  I,  26.  —  Kommt  der  Art.  9  auch 
den  in  Frankreich  gebornen  Kindern  derer  zu  statten,  welche  durch  die 
Vereinigung  ihres  Vaterlands  mit  Frankreich  Franzosen  geworden  waren, 
und  dann  durch  die  Trennung  des  Landes  von  Frankreich  jene  Eigen- 
schaft wieder  verloren  haben?  S.  Sir.  XXXII,  II,  641.  (Hier  findet 
man  eine  Abhandlung  über  diese  Frage.)  XXXIV,  I,  501.  IL  197  und 
die  am  letztern  Orte  a.  Rechtssprüche.  Die  Frage  ist  bestritten.  — 
♦Ges.  v.  7.  Febr.  1851  über  die  Auslegung  des  Art.  9.  PJ  Für  das  Reichsland 
Elsass-Lothringen  bestehen  hierwegen  bes.  Staatsverträge  und  Gesetze. 

8)  Du  ran t.  c.  £  128. 

9)  Also  können  sie  die  im  Art  9  vorgeschriebene  Erklärung  auch 
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difigangen  erfüllen.  Artikel  10.  Jedoch  tritt  zwischen  den  Kin- 
dern eines  Fremden,  die  in  Frankreich  zur  Welt  gekommen 
sind,  und  zwischen  den  Kindern  dessen,  der  die  Eigenschaft 
eines  Franzosen  verloren  hat,  der  Unterschied  ein,  dass  die 
enteren,  nachdem  sie  die  ihnen  durch  den  9.  Art  auferleg- 
ten Bedingungen  erfüllt  haben,  so  zu  betrachten  sind,  gleich 
als  ob  sie  von  ihrer  Geburt  an  die  Eigenschaft  eines  Franzo- 
son  gehabt  hätten,  wogegen  die  letzteren  erst  von  der  Zeit 
an,  da  sie  diese  Bedingungen 10)  erfüllen,  in  den  Genuss  der 
Civilrechte  eines  Franzosen  treten.    Arg.  Art.  9.  10.  20. n) 

Eheliche  Kinder  folgen  in  allen  diesen  Beziehungen  dem 
Stande  des  Vaters,  uneheliche  dem  Stande  der  Mutter.  Jedoch 
dürfte  in  favorem  partus  anzunehmen  sein,  dass  ein  uneheliches 
Kind,  welches  ein  Franzose  mit  einer  Fremden  erzeugt  hat, 
wenn  ee  von  dem  Vater  anerkannt  worden  ist,  als  ein  geborner 
Franzose  zu  betrachten  sei.  ") 

F)  Das  Kind,  welches  vor  der  Naturalisation  der  Eltern 
geboren  ist,  ist  durch  Loi  v.  7.  Febr  1851  Art.  2  den  in 
Art  9  C.  Nap.  bezeichneten  Kindern  gleichgestellt,  §.  71.  nt.  3. 


später,  als  in  Jahresfrist  nach  erlangter  Volljährigkeit,  thun,  vorausge- 
setzt jedoch,  dass  sie  nicht,  als  geborne  Franzosen  betrachtet,  die  Eigen- 
schaft eines  Franzosen  verloren  haben  würden.  Arg.  (a  fortiori)  Ar- 
tikel 17.  18. 

10)  Beide  im  Art.  9  enthaltenen  Bedingungen.    Arg.  Art.  20. 

11]  Also  in  dem  ersteren  Falle  hat  die  Erwerbung  des  CSt.  rück- 
wirkende Kraft  nicht  in  dem  letzteren.  Der  Art.  9  gebraucht  das  Wort: 
reclamer.  Der  Art.  10  das  Wort:  recouvrer.  Der  Art.  20  gedenkt  nnr 
des  10.  and  nicht  des  9.  Art.  Tonllier  I,  251.  Andere  z.  B.  Brauer 
Ad  Art.  9.  Grolman  I,  94.  Durant.  I.  199  nehmen  an,  dass  auch 
in  dem  Falle  des  Art.  9  die  Erwerbung  aes  CSt.  ohne  rückwirkende 
Kraft  sei.  *Der  C.  H.  hat  neuerdings  dem  Art.  9  rückwirkende  Kraft 
beigelegt.    Sirey  XLVIII,  I,  529  (und  die  Note).    Siehe  auch  Sirey 

12)  Vgl.  über  diese  Frage  Proudhon  I,  68.  Lassaulz  1,  §•  40. 
ToulL  I,  259f.  Durant  c.  I,  123 f.  Lagrange  I,  27 f.  Abh.  v.  Du- 
▼ergier  bei  Sir.  XXXTT,  II,  641.  Dalloz  a.  a.  0.  Demol.  I,  151.  S. 
Kote  1.  —  P.)  Laurent,  I,  328—831;  derselbe  meint,  das  natürliche 
Kind,  welches  gar  nicht  anerkannt  wird,  habe  kein  Vaterland,  und  jenes, 
das  von  beiden  Eltern  mit  yerschiedener  Nationalität  anerkannt  wird, 
habe  die  Wahl  Dem  Ersteren  widerspricht  Art.  341,  dem  Letzteren  wider- 
streitet die  allgem.  Meinung ;  oben  nt.  1.  —  In  dem  Falle  des  Art.  10  wird 
noch  ein  Unterschied  zwischen  den  Kindern,  die  in  der  väterlichen  Ge- 
walt stehen,  und  denen,  die  dieser  Gewalt  entlassen  sind,  zu  maohen  sein. 
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§.  70. 

Von  den  Geburtsaktan. 

Die  Vorschriften,  die  der  C.  c.  aber  die  Geburtsakte 
enthält,  sind  theils  allgemeine,  theils  besondere  Vor- 
schriften. 

Allgemeine  Vorschriften:  Ueber  eine  jede  Nieder- 
kunft ist  eine  Urkunde  (acte  de  naissance)  Von  dem  Beamten 
des  CSt  desjenigen  Orts,  wo  das  Kind  geboren  worden  ist» 
aulzunehmen.  Art.  55.  —  Es  sind  daher  der  Vater1)  oder, 
wenn  der  Vater  abwesend*)  oder  das  Kind  ein  uneheliches  ist, 
die  Aerzte  oder  Wundärzte,  die  Hebammen,  die  Gesundheits- 
beamten oder  andere  Personen,  die  bei  der  Niederkunft  zu- 
gegen gewesen  sind,  und,  wenn  die  Mutter  ausserhalb  ihres 
Wohnsitzes  niedergekommen  ist»  auch  die  Person,  bei  welcher 
sie  geboren  hat**),  bei  Strafe  C.  p.  Art  346*)  verbunden, 
dem  Beamten  des  CSt  die  Anzeige  von  der  erfolgten  Nieder- 
kunft, und  zwar  in  den  nächsten  drei  Tagen  nach  dem  Tage 
der  Niederkunft  zu  machen.  Ueberdies  ist  dem  Beamten  das 
Kind  vorzuzeigen.»)  Art.  56.  66.  §.  1.  C.  p.  Art  846.  — 
Hierauf  hat  der  Beamte  den  Geburtsakt  sofort4)  in  Gegen- 


1)  Nicht  der  Matter  legt  das  Gesets  diese  Verbindlichkeit  auf; 
aas  8chonung  für  Kindbetterinnen.  Diseass.  *Sir.  XLVIL  I,  768. 

*)  P.)  Der  Abwesenheit  steht  die  Handlungsunfähigkeit  gleich. 
Demolombe,  I,  293. 

**)  P.)  Der  iweite  Sati  des  Art.  W  ftgt  aar  einen  Verpflichteten 
hinzu,  ohne  die  Anderen  sa  befreien. 

2)  Diese  8trsfe  ist  allen  denen,  welche  bei  der  Niederkunft  zugegen 
gewesen  sind,  in  solidum  gedroht.  S.  jedoch  Durant  I,  812.—  wenn 
die  Matter  ausserhalb  ihres  Wohnsitses  niedergekommen  ist,  so  bleiben 
gleichwohl  diese  Personen  wegen  der  Unterlassang  dieser  Anzeige  ver- 
antwortlich,   P.)  Sir.  LXYII,  I,  267.    And.  Mein.  DemoL  I,  299. 

8)  Vorneigen  —  damit  einem  jeden  Betrage  vorgebeugt  werde.  — 
Den  Ort,  wo  das  Kind  vorzuzeigen  ist,  lfisst  das  Gesetz  absichtlich  an- 
bestimmt; der  Beamte  kann  sich  also  auch  in  die  Wohnung  der  Matter 
begeben.  Diseass.  Demol.  I,  295.  —  Verliert  der  Akt  seine  Beweis- 
kraft, wenn  das  Vorzeigen  unterblieben  ist?  6.  Sirej  Xu,  II,  TO. 
XXTTT,  IL  106.  (Nein!)  -  »Können  die  im  Art.  66  genannten  Personen 
zur  Angabe  der  in  Art.  57  verlangten  Namen  gezwungen  werden?  Der 
Art  846  C.  p.  erwfihnt  nur  des  Art.  66  C.  c.  and  ist  darum  nicht  aus- 
zudehnen.   8.  nt.  8  zu  §.  59. 

4)  Wenn  der  Akt  nicht  in  den  nächsten  drei  Tagen  nach  der  Ge- 
bort aufgenommen  worden  ist,  so  wird  das  im  Art  99  n.  Torgeschriebene 
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wart  zweier  Zeugen,  aufzunehmen.  Art.  56  §  2.  —  Dieser 
Akt  muss  den  Tag,  die  Stunde5)  und  den  Ort  der  Geburt, 
das  Geschlecht  des  Kindes,  die  Vornamen,  die  ihm  gegeben 
werden,  die  Vornamen,  die  Geschlechtsnamen,  den  Stand  und 
den  Wohnsitz  der  Eltern6)  enthalten.  Art.  57.  —  Uebrigens 
können  zu  Vornamen  nur  solche  Namen  gewählt  werden, 
welche  im  Kalender  stehen  oder  von  bekannten  Männern  der 
Vorzeit  geführt  worden  sind.  Eine  Veränderung  des  Namens 
kann  nur  mit  Bewilligung  der  Regierung  geschehen.7) 

Die  Vorschriften,  welche  der  C.  c.  für  gewisse  Arten 
der  Geburtsakte  enthält,  beziehen  sich  1)  auf  den  Fall,  da 
ein  neugebornes  Kind  gefunden  worden  ist,  Art.  58.  vgl. 
C.  p.  Art  347,  2)  auf  die  während  einer  Seereise  gebornen 
Kinder,  Art.  59— 61, 8)  3)  auf  die  Kinder  der  Militärpersonen, 
die  im  Felde  geboren  werden,  Art.  92.  93. 9)  —  Wenn  dem 
Beamten  des  GSt.  der  Leichnam  eines  Kindes  vorgezeigt  wird, 
über  dessen  Geburt  kein  Akt  aufgenommen  worden  ist,  so 
hat  er  in  dem  Akte  bloss  anzuführen,  dass  ihm  das  Kind  todt 
vorgezeigt  worden  ist  (und  nicht,  dass  es  z.  B.  gestorben  oder 
todt  zur  Welt  gekommen  sei),  übrigens  zugleich  die  Namen 
etc.  der  Eltern  anzugeben.    Dekret  v.  4.  Juli  1806. 10) 

Verfahren  anzuwenden  sein,  urii  die  Aufnahme  der  Urkunde  nachzuholen. 
GA.  des  StR.  v.  12.  Brum.  XI.  Demol.  I,  292.  Sir.  XXIX,  II,  28.  S. 
jedoch  Malev.  ad  Art.  55.  Sir.  XXIII,  II,  105.  Wegen  Beweiskraft 
8.  nt.  12  zu  59.  —  Die  Taufe  kann  nach  Gefallen  vor  oder  nach  der 
Aufnahme  des  Aktes  geschehen. 

5)  Noch  genauer  wird  die  Zeit  bei  Zwillingsgeburten  («.  B.  wegen 
der  Erstgeburtsordnung)  zu  bestimmen  sein.  S.  auch  Chabot  ad  Art. 
722.  Durant.  VI,  52.  -  Fehlt  in  dem  Akte  der  Tag  der  Geburt,  so 
ist  anzunehmen,  dass  das  Kind  an  dem  Tage  geboren  sei,  von  welchem 
der  Akt  datirt  ist.  Merlin  m.  naissance  (acte),  §.  2.  P.)  Sed  aalva 
reprobatione! 

6)  VgL  jedoch  oben  §.  59.  —  Ein  partus  adulterinus  darf  nicht  den 
Namen  des  Vaters  führen.    Sir.  XXIX,  II,  75. 

7)  Oben  §.  54  nt.  8.  Ueber  die  von  den  Juden  anzunehmenden 
Vor-  und  Geschlechtsnamen  s.  das  Dekret  vom  20.  Juli  1808.  (Dieses 
Dekret  wurde  durch  ei'i  anderes  vom  12.  Januar  1813  auf  die  Hansea- 
tischen Departements  ausgedehnt.)  —  S.  über  die  Entstehung  etc.  der 
Geschlechtsnamen:  Favard  m.  nom.  D  a  11  oz  unter  demselben  Worte. 

8)  Vgl.  Ord.  de  la  marine,  L.  II,  tit.  III. 

9)  Vgl  über  die  besonderen  Vorschriften  dieser  Art.  Locre*  zu  die- 
sen Art  Grolman  I,  830. 

10)  Vgl.  Durant.  I,  516.  Sir.  IV,  II,  732.  Merlin  Re>  unter 
Naissance  §.  4. 
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§.  71. 
II.    Von  der  Naturalisation. 

P.)  Das  neueste  Gesetz1)  (Loi  y.  29.  Juni  1867)  bestimmt 
Der  Fremde ,  welcher  nach  zurückgelegtem  21.  Jahre  nach 
Massgabe  von  Art.  13.  C.  Nap.  die  Erlaubniss  erlangt  hat, 
seinen  Wohnsitz  in  Frankreich  zu  nehmen  und  dort  drei  Jahre 
lang  residirt  hat2),  kann  zum  Genüsse  aller  Rechte  eines  fran- 
zösischen Bürgers  zugelassen  werden.  Die  drei  Jahre  begin- 
nen von  dem  Tage,  an  welchem  die  Bitte  um  jene  Erlaubniss 
des  Art  13  bei  dem  Justizministerium  einregistrirt  ist.  —  Dem 
Aufenthalte  (residence)  in  Frankreich  steht  gleich  jener  im 
Auslande  als  Beamter  der  französischen  Regierung.  Ueber  die 
Bitte  um  Naturalisation  entscheidet  nach  Erhebungen  über  die 
Sittlichkeit  (moralite)  des  Fremden  das  Staatsoberhaupt  auf 
den  Bericht  des  Justizministers  nach  Anhörung  des  Staats- 
rates. —  Die  Frist  von  drei  Jahren  kann  auf  ein  Jahr  her- 
abgesetzt werden,  zu  Gunsten  von  Fremden,  die  sich  um  Frank- 
reich besondere  Verdienste  erworben  haben. 

Die  zur  Naturalisation  erforderliche  Einleitung  liegt  also 
in  der  Ermächtigung,  welche  ein  Fremder  von  der  Regierung 
erhält,  seinen  Wohnsitz  in  Frankreich  zu  nehmen.  Diese  Er- 
mächtigung hat  zugleich  die  Folge,  dass  der  Fremde  schon 
vermöge  derselben  der  Civilrechte  eines  Franzosen  theilhaftig 
wird,  jedoch  nur  unter  der  Voraussetzung,  dass  sich  der  Fremde 
wirklich  in  Frankreich  niederlässt,  und  nur  so  lange,  als  er 
sich  in  Frankreich  aufhält,  auch  die  Regierung  nicht  die  er- 


1)  P.)  Gate  historische  Darstellung  bis  s.  J.  1867  in  Anbry  et 
Rau  8.  71. 

2)  P.)  Zeitweilige  Abwesenheit  cum  animo  redeundi  schadet  nicht. 
Maleville  zu  Art.  19. 

3)  P.)  Kommt  die  Naturalisation  auch  den  vorher  geborenen  Kin- 
dern an  statten?  Nein!  eheliche  Kinder  müssen  die  Förmlichkeit  des 
in  §.  69  a.  £.  angeführten  Ges.  erfüllen,  wenn  sie  nicht  mit  den  Eltern 
gleichseitig  nnd  ausdrücklich  nataralisirt  worden  sind.  Ebenso  für  Bel- 
gien Laurent,  I,  352.  Selbst  die  Ehefrau  wird  weder  ipso  iure,  noch 
gegen  ihren  Willen  von  der  Naturalisation  ihres  Mannes  berührt.  Lau- 
rent, I,  349.  Doch  ist  diese  Frage  bestritten.  Dalloz,  Bep.  „Droits 
civilstf  No.  lia  Foelix,  Revue  de  droit  fr.  et  etranger  1843.  S.  447. 
nt.  2  u.  flg. 
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theilte  Bewilligung  zurücknimmt4)  Art.  13.  Ein  solcher 
Fremder  kann  also  in  denselben  Fällen,  wie  ein  Franzose,  vor 
den  französischen  Gerichten  eine  Klage  anstellen  oder  mit 
einer  Klage  belangt  werden. 6)  Er  kann  Schulden  halber  nur 
in  den  Fällen  verhaftet  werden,  in  welchen  auch  gegen  einen 
Franzosen  dieses  Zwangsmittel  zulässig  ist*6)  Stirbt  er  in 
Frankreich,  so  ist  sein  Nachlass  nach  den  französischen  Ge- 
setzen zu  beurtheilen  und  so  sind  die  Gerichte  Frankreichs  in 
den  diesen  Nachlass  betreffenden  Rechtssachen  kompetent.7) 
Uebrigens  werden  mit  einem  solchen  Fremden  zugleich  auch 
dessen  Ehefrau  (arg.  Art  12)  und  Kinder,  letztere  jedoch  nur 
in  so  fern,  als  sie  noch  in  der  väterlichen  Gewalt  stehen,8) 
der  Civilrechte  theilhaft  —  Hat  dagegen  ein  Fremder  ohne 
Bewilligung  der  Regierung  seinen  Wohnsitz  in  Frankreich  (de 
facto)  genommen ö)  oder  ist  er  in  Frankreich  kriegsgefangen, |0) 
so  begründet  das  zwischen  ihm  und  andern  Fremden  in  civil- 
rechtlicher  Hinsicht  keinen  Unterschied.11) 

§.72. 

III.    Von  der  Vereinigung  eines  Landes  mit  Frankreich,  diese  in  Be- 
ziehung auf  die  Erwerbung  des  Civilstandes  betrachtet. 

Wenn  ein  Land  mit  Frankreich  vereinigt  wird  —  sei  es 
bloss  mittelst  einer  Erklärung  der  Regierung  und  kraft  des 

4)  P.)  Kurse  Abwesenheit  schadet  nicht;  obennt.2.  Wegen  Zurück- 
nahme der  Erlaubniss  s.  Discuss.  Durant.  I,  144.  Demol.  I,  270. 
Aubry  et  Bau,  I,  §.  79.  nt.  7.  Ebendort  Ober  gewisse  civilrechtliche 
Beschränkungen  des  autorisirten  Fremden. 

5)  *Er  kann  vor  ein  fr.  Gericht  geladen  werden  auch  wegen  Angele- 
genheiten, die  der  Erlaubniss zum  Aufenthalt  vorhergingen.  Sir.  XL VII, 

6)  Vgl.  Sir.  XXXIV,  II,  494.  (Ein  Fremder  war  als  solcher 
Schulden  halber  verhaftet  worden.  Nachdem  er  die  Art.  13  erwähnte 
Erlaubniss  erhalten  hatte,  wurde  erkannt,  dass  er  aus  der  Haft  tu  ent- 
lassen sei.)  *Sir.  XLIV,  II,  617.  P.)  Die  Schuldhaft  ist  allgemein 
aufgehoben  durch  Gesets  vom  22.  Juli  1867. 

7)  Sir.  XXVII,  L  250.  Cit. 

8)  Merlin  m.  legitimus  Sect.  III.  §.1  n.  9  Dalloz  m.  e*tranger. 
Sect.  II.  Art.  I.    *Sir.  XLVI,  II.  394. 

9)  GA.  des  StB.  v.  20.  April  XI.  Merlin  m.'  oranger.  §.  1  n.  9 f. 
m.  domicile.  §.  13. 

10)  GA.  des  StB.  vom  21.  Sept.  1805.  (Dieses  Gutachten  enthält 
einige  Beschränkungen  des  im  §.  aufgestellten  Satzes.)  Vgl.  Prondh. 
a.  a.  0.  Merlin  m.  aubaine  §.  4.    Sir.  VI,  I,  225. 

11)  Die  frans.  Gerichte  halten  sich  jedoch  nicht  immer  mit  Strenge 
an  diese  Begel.    S.  Sir.  XXVIII,  I,  212. 
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Eroberungsrechts*,  oder  zu  Folge  eines  Vertrages  —  sind  die 
Einwohner  eines  solchen  Landes  von  der  Zeit  der  Vereinigung 
an  schon  von  Rechtswegen,  sowohl  ihrem  Civil-  als  ihrem 
politischen  Stande  nach,  Franzosen.  *)  Sie  verlieren  aber  diese 
Eigenschaft,  so  wie  das  Land  wieder  von  Frankreich  abge- 
treten wird.8)  Zufolge  eines  Gesetzes  vom  14  Oki  1814 
können  jedoch  die  Einwohner  derjenigen  Länder,  welche,  seit 
dem  Jahre  1791  mit  Frankreich  vereiniget,  späterhin  aber 
von  Frankreich  wieder  abgetreten  worden  sind,  wenn  sich  die 
Einwohner  dieser  Länder  auf  dem  dermaligen  französischen 
Gebiete  niedergelassen  haben,  die  Eigenschaft  eines  Franzosen 
unter  gewissen  in  demselben  Gesetze  bestimmten  Bedingungen 
durch  eine  von  dem  Staatsoberhaupte  zu  erlangende  „Döcla- 
ration  de  naturalis"  beibehalten  oder  erlangen.8) 

§.  73. 

IV.    Von  der  Abschliessung  einer  Ehe,  als  einer  Art,  den   Civilstand 
zu  erwerben.  S.  a.  nt.  3  su  §.  70. 

Eine  Fremde,  welche  einen  Franzosen  heirathet,  erlangt 
den  GSt.  ihres  Mannes.*  Art  12.  (Uxor  sequitur  statum  mariti. 
Art  19.)    Sie  behält  diesen   Stand   auch   als   Wittwe   oder, 


•)  P.)  Die  einfache  Okkupation  durch  die  fransöBiBche  Armee  hat 
diese  Folge  nicht.    Daranton  I,  138. 

1)  Darant  I,  133.  Merlin  m.  pays  rlunis  n.  reunion.  Sir.  X, 
I,  65.    P.)  Dali  ob,  Rej>.  unter  Droits  civils.  No.  124. 

2)  Sir.  XXXIV,  I,  501  P.)  Für  die  Bewohner  der  an  Deutschland 
abgetretenen  Provinzen  Elsass-Lothringen  bestehen  gewisse  Sondervor- 
schriften wegen  Beibehaltung  des  franaös.  Staatsbürgerrechts  theils  in 
8taatsvertragen  theils  in  Gesetzen. 

3)  Beibehalten,  wenn  sie  schon  10  volle  Jahre  in  dem  alten 
Gebiete  Frankreichs  ihre  Niederlassung  gehabt  haben;  erlangen,  in 
dem  entgegengesetzten  Falle.  Sir.  XXXI,  1,  256.  XXXVI,  1,  850.  868. 
8.  auch  das  GA.  des  StR.  vom  17.  Mai  1823  Aber  die  Mitglieder  der 
Ehrenlegion,  welche  durch  die  Verträge  vom  J.  1814.  1815  Fremde  ge- 
worden sind.  —  Das  altere  Französ.  Recht  kannte  ähnliche  Declarations 

.  de  naturalis.  Pailliet  ad  Art.  13.  —  *Das  Gesetz  v.  21.  November 
1849  (Artikel  4)  hat  jenes  vom  14  Oktober  1814  für  die  Zukunft  auf- 
gehoben. S.  oben  Anm.  2. 

*)  P,)  Ipso  jure  in  Folge  der  Heirath;  die  Frau  kann  dies  auch 
nicht  durch  gegentheilige  Erklärung  verhindern.  Laurent,  I,  848. 
Demol.  IV,  111.  In  letzterer  Hinsicht  and.  M.  Blonde  au,  Revue  de 
dr.  fr.  et  6tr.  1844-45.  IL  S.  142. 
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wenn  sie  von  dem  Manne  geschieden  wird. ')  Uebrigens  hat 
eine  Ehe  diese  Wirkung  auch  dann,  wenn  sie,  obwohl  gesetz- 
widrig, doch  bonna  fide  abgeschlossen  worden  ist. 1). 

§.  74. 

V.    Von  denen,  welche  Frankreich  wegen  ihrer   Glauben sm ein ungen 
verlassen  haben.  (§.  68  nt.  *) 

Ein  Dekret  der  konstituirenden  Versammlung  v.  15.  De- 
cember  1790  hat  die  Nachkommen  derer,  welche  Frankreich 
wegen  ihrer  religiösen  Meinungen  verlassen  haben,  als  geborne 
Franzosen  sowohl  in  Beziehung  auf  die  bürgerlichen  als  in 
Beziehung  auf  die  politischen  Rechte  anerkannt,  so  dass 
sie,  wenn  sie  sich  in  Frankreich  niederlassen,  *)  dieser  Rechte 
gemessen  sollen,  gleich  als  ob  sie  und  ihre  Voreltern  niemals 
Frankreich  verlassen  hätten.9) 


Zweiter  Abschnitt. 

Von  den  Rechten  des  Civilstandes. 


Art.  8.  11.  —  Q.  Das  ältere  Recht.  (Le  droit  d'aubaine,  jus  alibi  na- 
torum.)  —  Traitä  snr  le  droit  d'aubaine  et  de  dfohlrence.  Par  Bac- 
quet.  In  dessen  Werken,  von  welchen  die  neueste  Aasgabe  Cl. 
und  CL  J.  de  Ferriere  besorgt  haben;  Lyon  1774.  II  Vol.  fol. 
—  Tratte*  des   droits  civils  ou  notions  analytiques  sar  lear  natare  et 


1)  Bousquet  ad  Art.  12. 

2)  Dalloz  m.  oranger.  Sect.  II.  Art.  I.  P.)  Es  wurde  strafrecht- 
lich —  für  den  Thatbestand  der  Bigamie  —  angenommen,  dass  auch 
durch  eine  bigarae  Heirath  die  Fremde  zur  Französin  werde.  Sir.  XIX, 
L  848.  Abgesehen  von  den  Folgen  der  Putativ-Ehe  für  die  gutgläubige 
Frau  wird  die  Ungiltigkeit  der  Ehe  auch  die  Folgen  für  die  Nationali- 
tät aufheben.    Demolombe,  I,  168.  183.    Sir.  XLV,  II,  215. 

1)  Das  Gesetz  fügt  hinzu  —  und  den  Bürgereid  leisten.  Dieser  Eid 
wird  jedoch,  zu  Folge  späterer  Gesetze  nicht  mehr  geschworen. 

2)  Vgl.  Sir.  XI,  I,  290  und  die  Verhandlungen  der  Kammer  der 
Abgeordneten  über  den  Abgeordneten  Benjamin  Constant  im  Jahr  1824. 
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definition.  Par  Guichard.  Paris  1821.  (Eine  Schrift  von  sehr  ge- 
ringem Werthe.)  —  Farard  ni.  droits  civils.  —  Code  des  Prangers 
oq  traite*  de  la  legislation  Franc,  concernant  les  «Strangers.  Par  Le- 
gat. 1832.  —  Cr us ins  de  finibus  juris  retorsionis  regundis.  Lps. 
1812.  4.  —  Jouissance  et  priration  des  droits  civils.  Par  Coin- 
Delisle.  2.  6d.  1853.  —  Hist.  de  la  condition  civile  des  Itrangers  en 
Fr.  Par  Demangeat.  1844.  —  Rossi,  BncyolopeMie  de  droit,  m. 
Droit  d'aubaine.    S.  Literatur  yor  §.  52. 


§.  76. 

Einleitung. 

Die  Frage :  Welche  Civilrechte ])  stehen  ausschliesslich 
den  Franzosen  und  mithin  nicht  den  Fremden  zu?  ist  nicht 
mit  der  Frage  zu  verwechseln:  Wann  sind  die  Fremden  in 
bürgerlichen  Rechtssachen  nach  den  französischen  Gesetzen  zu 
beurtheilen?  Bei  der  erstem  Frage  wird  schon  vorausgesetzt, 
dass  man  in  Beziehung  auf  ein  gewisses  Recht  die  Fremden 
nach  den  französischen  Gesetzen  zu  beurtheilen  habe  Z.  B. 
also;  Die  Grundsätze,  welche  das  Französische  Recht  von  der 
Gewalt  des  Ehemannes  über  die  Frau  und  von  der  elterlichen 
Gewalt  enthält,  werden  allerdings  nicht  auf  Fremde  anwend- 
bar sein;8)  aber  nur  desswegen  nicht,  weil  der  Stand  eines 
Fremden  nach  den  Gesetzen  seines  Vaterlandes  (Art.  3)  zu 
beurtheilen  ist. ') 

Eben  so  hat  man,  um  verwandte  Begriffe  scharf  von  ein- 
ander zu  sondern,  von  den  Civilrechten,  welche  der  Franzose 
vor  einem  Fremden  voraus  hat,  die  Einschränkungen  (diepri- 
vilegia  odiosa)  zu  unterscheiden,  welchen  die  Fremden  in  Be- 
ziehung auf  gewisse  an  sich  nicht  blos  durch  die  positiven 
Gesetze  begründete  bürgerliche  Rechte  (s.  Art.  16.  loi  vom 
10.  Sept.  1807)  unterworfen  sind.   Jedoch,  zur  Abkürzung  der 


1)  Die  Worte:  Civilstand,  CiYÜrecht,  bürgerliche  Bechte  etc.  sind 
in  diesem  Abschnitte  jederzeit  in  ihrer  engeren  Bedeutung  an  nehmen. 
Vgl  §.  54  nt.  2. 

2)  Las aan lx  I,  309.  Entscheidung  des  Justiiministers  in  Las  - 
sau lx  Annalen  der  Gesetzgebung  Napoleons.  1.  Jhrg.  1.  Bit  S.  250. 
Sir.  XIL  n,  67. 

8)  Vgl.  oben  §.  64  und  §§.  81,  32. 


Digitized  by 


Google 


206  §<  76.  Cmlstand.  II.  Abschnitt. 

Darstellung  soll  dieser  Unterschied  in  der  Folge  weiter  nicht 
hervorgehoben  werden. 

Wegen  des  entscheidenden  Einflusses,  den  die  loi  vom 
14.  Juli  1819  auf  die  Lehre  von  den  Rechten  des  Gmlstan- 
des  hat,  wird  in  den  folgenden  §§.  dieses  Abschnittes  zwischen 
dem  im  G.  c.  enthaltenen  und  zwischen  dem  neuesten  Rechte 
unterschieden  werden. 

L   Nach  dem  Code  civil.1)1*) 

§.  76. 

Grundsatz.    Ueber  die  Auslegung  dieses  Grundsatzes. 

Ein  Eremder  kann  auf  die  bürgerlichen  Rechte 
welche  bloss  auf  dem  positiven  Rechte  beruhen, 
(welche,  in  der  Sprache  der  römischen  Rechtsgelehrten,  nicht 
juris  gentium  sind)  nur  in  so  fern  Anspruch  machen, 
als  sie  ihm'  durch  einen  völkerrechtlichen  Ver- 
trag8) oder  durch  ein  besonderes  französisches 
Gesetz8)   eingeräumt    worden    sind,    Art.    II4)    und 

1)  *Für  die  deutschen  Länder,  in  welchen  das  Fr.  Recht  gilt  sind 
die  Vorschriften  des  C.  N.  über  die  Rechte  der  Auslander  nicht  schlecht- 
hin massgebend.  Die  Frage  Aber  die  Rechtsfähigkeit  der  Fremden  ist 
ein«  Frage  des  Staatsrechts,  sie  betrifft  das  rechtliche  Verhältniss  des 
Staats  zu  andern  Staaten,  welches  in  allen  Theilen  nach  denselben  Grund- 
sätzen beurtheilt  werden  muss.  Mit  der  Rechtsfähigkeit  sind  aber  nicht 
die  prozessualischen  Nachtheile  der  Ausländer  zu  verwechseln.  P)  Ffir 
Rheinpreassen  Bauerband,  Inst.  §.  17.  Ffir  Baden  Behaghel.  Bad. 
barg.  Recht.  §.  24. 

la)PJ  Das  deutsche  Reichsbfirgerrecht  und  das  Reichs-Gesets  über 
gegenseitige  Rechtshilfe  der  deutschen  Staaten  modificirt  den  C.  Nap. 
noch  weiter.   S.  oben  §.  68  alin.  1. 

Rechtshistorische  Uebersicht  in  Aubrv  et  Rau,  I.  §.  76.  Ueber 
die  Entstehungsgeschichte  des  Art.  11   C.  N.    Laurent,  I,  405—429. 

2)  Ueber  die  Auslegung  solcher  Verträge  s.  Merlin  m.  heritiar. 
Sect.  VI.  §.  1.  Ein  berühmter  Vertrag  dieser  Art  ist  der  mit  der  Schweiz 
abgeschlossene.  (Vom  4.  Vend.  X.  etc.)  Vgl.  Sir.  X,  II,  288.  P.)  Ueber 
das  Erforderni8s  der  Publikation  s.  nt.  2  zu  §.  31. 

8)  Der  Art  11  gedenkt  zwar  der  Gesetre  nicht  ausdrücklich.  Aber 
diese  Ausnahme  tritt  schon  von  Rechtswegen  ein.  S.  auch  Art.  726.  — 
So  wurden  durch  ein  Dekret  Tom  19.  Februar  1819  die  Einwohner  des 
E.  Italien,  ferner  die  Einwohner  der  Herzogtümer  Parma,  Piaoenza  and 
Guastalla  ?on  dem  Heimfallsrechte  befreit,  ebenso  die  Einwohner  yon 
Lucca  und  Piombino  durch  ein  D.  Tom  6.  Aug.  1811.  S.  Locre*  legisl. 
ciY.  etc.  II,  880. 

4)  Die  Auslegung  des  11.  Art.  ist  besonders  schwierig.    Er  ist  in 
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Arg.  Artikel  8,  jedoch  mit  Vorbehalt  der  im  13.  Artikel  ent- 
haltenen Ausnahme.  S.  oben  $.71.  —  Es  geht  also  das  Fran- 
zösische Recht,  was  die  Givilrechte  der  Fremden  betrifft,  nicht 
von  dem  Grundsätze  der  Gegenseitigkeit  (der  Recipro- 
cität)  aus,  so  dass  dem  Fremden  die  Civili echte,  welche  dem 
Franzosen  in  dem  Vaterlande  des  Fremden  zustehen,  schon 
von  Rechtswegen  auch  in  Erankreich  zuständen.  Sondernder 
Fremde  kann  auf  den  Genuss  dieser  Rechte  nur  zu  Folge 
eines  völkerrechtlichen  Vertrags  oder  eines  besondern  Gesetzes 
Anspruch  machen.  Jedoch  dürfte  von  dieser  Regel  das  Recht 
zu  erben,  sowie  das  Recht,  kraft  einer  freigebigen  Verfügung, 
kraft  einer  Schenkung  oder  eines  Vermächtnisses  zu  erwerben, 
eine  Ausnahme  machen,  so  dass  auf  das  eine  und  auf  das 
andere  Recht  der  Grundsatz  der  Reciprocität  anzuwenden  sein 
möchte.  Art  726.  912. 5)  —  Wenn  übrigens  die  Rechte  eines 
Fremden,  sei  es  kraft  eines  völkerrechtlichen  Vertrags  oder 
zu  Folge  der  Gesetze,  nach  dem  Grundsätze  der  Gegenseitig- 


der  Fassung  offenbar  vernachlässigt.  Vgl.  Merlin  m.  oranger.  Locre* 
ad  Art.  11.  In  dem  Entwürfe  war  für  die  Civilrechte  der  Fremden 
der  Grandsatz  der  Gegenseitigkeit  angenommen  worden.  Das  Tribunat 
sehlug  folgende  Redaktion  vor:  L'ltranger  jouira  en  France  des  droits 
civils  dlterminäs  par  les  traites  avec  la  nation  a  laqaelle  il  appartient 
ou  par  les  lois  Francaises ;  —  in  Betracht  d'une  part,  que  la  nouvelle 
rldaction  ne  prejuge  rien  sur  la  question  da  droit  d'aubaine,  et  de 
l'aatre,  qu'elle  ne  feit  point  dependre  la  legislation  Francaise  a  retard 
des  Strängen  de  la  legislation  particuliere  des  ätrangers  a  l'egard  des 
Francais.  Auf  diese  Bemerkung  erhielt  der  Artikel  (aus  den  Diskussio- 
nen ist  nicht  zu  ersehen,  wie  und  warum  ?)  seine  heutige  so  schwankende 
Fassung.  Im  Texte  bin  ich,  mit  andern  Auslegern,  der  Bemerkung  des 
Tribunates  gefolgt.. 

5)  Den  Art.  726  und  912  liegt  offenbar  dasPrincip  der  Reciprocität 
zum  Grunde,  also  dasselbe  Princip.  welchem  die  Sektion  des  Staatsrathes 
bei  der  Fassung  des  11.  Art  gefolgt  war.  Nun  hätte  man  wohl,. nach- 
dem im  Art.  11  der  ursprüngliche  Entwurf  abgeändert  worden  war, 
auch  die  Fassung  der  Art.  726,  912  verändern  sollen.  Auch  machte  der 
Consul  Cambaclres  bei  dem  726.  Art.  die  Bemerkung,  dass  man  sich 
darauf  beschränken  solle,  wegen  des  Erbrechts  der  Fremden  auf  den 
Art  11  zu  verweisen,  und  es  wurde  diese  Bemerkung  von  dem  Staats- 
rate gebilligt.  Gleichwohl  liess  die  Sektion  den  Art,  wie  er  war,  sich 
mit  dem  Zusätze  begnügend :  „conformement  aux  disposions  de  l'article 
1LU  Der  Art.  912  wurde  sogar  ohne  dass  irgend  eine  Einwendung  da- 
gegen gemacht  worden  wäre,  angenommen.  —  Soll  man  nun  das  Recht, 
au  erben  oder  kraft  einer  freigebigen  Verfügung  zu  erwerben,  den  Frem- 
den nur  unter  der  Bedingung  zusprechen!  dass  es  ihnen  durch  einen 
völkerrechtlichen  Vertrag  zugesichert  worden  ist?  So  a.  B.  Merlin  m. 
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keit  zu  beurtheilen  sind,  so  ist  dieser  Grundsatz  in  der  ganzen 
Strenge,  die  er  zulässt,  durchzuführen. 6) 

Die  Frage  ist  also  die:  Welche  Rechte  sind  Civilrechte 
im  Sinne  der  Art.  8  und  11?  Sind  nur  die  Rechte  Civil- 
rechte in  der' engeren  Bedeutung,  welche  die  Gesetze  aus- 
drücklich den  Franzosen  vor  den  Fremden  beilegen?  oder 
sind  zu  den  Civilrechten  in  der  engeren  Bedeutung  alle  die 
Civilrechte  zu  rechnen,  welche  ihrem  Wesen  nach,  d.  h.  nach 
den  Grundsätzen  des  philosophischen  Rechts  (des  Naturrechta) 
als  Rechte  zu  betrachten  sind,  welche  den  Menschen  nicht 
schon  im  Stande  der  Natur,  sondern  alleiu  kraft  positiver  ge- 
setzlicher Vorschriften  zustehen?  Für  die  letztere  Meinung 
spricht  allerdings  die  allgemeine  Wortfassung  der  Art  8  und 
11,  ferner  die  einstimmige  Meinung  der  französischen  Rechts- 
gelehrten, endlich  der  Gerichtsgebraucb.  (In  diesem,  so  wie 
in  den  Schriften  der  Rechtsgelehrten,  herrscht  ein  fast  feind- 
seliger Geist  gegen  Fremde.)  Da  aber  diese  letztere  Meinung 
der  Willkür  Thür  und  Thor  öffnet,  da  diese  Meinung  über- 
diess  mehr  den  Ansichten  des  Mittelalters,  als  denen  der  Ge- 
genwart entspricht,  so  dürfte  gleichwohl  die  erstere  Meinung 
den  Vorzug  verdienen,  eine  Meinung,  die  auch  den  Geist  des 
Gesetzes  vom  14.  Juli  1819  für  sich  hat. 7) 


snccession  Sect.  I.  §.  2  Art.  2.  To ullier,  IV,  102  und  der  Gerichts- 
gebrauch Vgl.  Sir.  XIX,  I,  807.  Oder  schon  unter  der  Bedingung  der 
Gegenseitigkeit?  S.  z.  B.  Lassaulx  I.  §.  37  Anm.  4  und  Ebend.  Iu- 
troduction  a  l'ätude  du  C.  N.  tit.  II.  Die  letztere  Meinung  ist  als  die 
billigere  im  Paragraphen  angenommen  worden. 

6)  Z.  B.  ein  Mönch,  der  in  seinem  Vaterlande  nicht  erbfähig  ist, 
ist  auch  in  Frankreich  nicht  erbfähig.  Sir.  IX,  I,  332.  Merlin  und 
Tonil.  a.a.O.  Du  ran  t.  VI,  82.  S.auch  Sir.  XIV,  I,  3.  XXXI,  I,  415. 

7 )  P.)  Zwei,  nicht  unbedeutende  Autoritäten  haben  sich  der  Ansicht 
von  Z.  angeschlossen:  Valette  sar  Proudhon  I.  S  5  nt.  a.  S.  119 nt. a; 
derselbe  Eiplicat.  somm.  du  titre  I.  S.  408 u. f.  Demangeat,  Hist.  de 
la  cond.  civ.  des  ötrangers.  S.  260.  Allein  die  communis  opinio  hält  fest 
an  der  alten  Ansicht  und  nach  den  Vorarbeiten  cum  C.  N.  kann*in  der 
That  nicht  bezweifelt  werden,  dass  „droits  civilsu  in  Art.  8,  11  die  im 
alten  Rechte  fest  begründete  Ansicht  reproduzirt,  wonach  den  Fremden 
alle  Rechte  in  Frankreich  versagt  sind,  welche  nicht  auf  dem  natürlichen 
Rechte  beruhen  d.  h  droits  naturels  sind.  Dies  hat  Laurent,  I,  405 ff. 
unwiderleglich  nachgewiesen,  obwohl  er  (I,  422-426)  die  Falschheit 
dieses  Prinzips  vom  allgemeinen  Standpunkt  selbst  darthut  und  es  streng 
tadelt  Darüber,  welche  die  den  Fremden  gebührenden  droits  naturels 
sind,  herrscht  keine  Einigkeit.    S.  Laurent,  I,  430—451. 


Digitized  by 


Google 


§.  77.  Rechte  de«  Citilstaodes.  209 

§•  77. 

Von  den  Civilrechten ,  welche  das  Gesets  ausdrücklich  den  Franzo- 
sen vor  den  Fremden  beilegt 

1)  Ein  Fremder  kann  nicht  in  das  Vermögen  ab  inte- 
stato  folgen,  welches  sein  Verwandter  in  Frankreich  hinterlas- 
sen hat  Er  ist  von  der  Erbfolge  ausgeschlossen,  sowohl  .wenn 
der  Verstorbene  ein  Franzose  war,  dieser  mag  übrigens  in 
Frankreich  oder  im  Auslande  mit  Tod  abgegangen  sein,  als 
auch  wenn  der  Verstorbene  nicht  die  Eigenschaft  eines  Fran- 
zosen hatte;  vorausgesetzt,  dass  in  diesem  letzteren  Fallender 
Erblasser  in  Frankreich  verstorben  ist. l)  Der  Nachlass,  zu 
welchem  der  Fremde  berufen  war,  fällt  an  die  Erben,  welche 
Franzosen  sind,  (der  Verstorbene  mag  ein  Franzose  oder  ein 
Fremder  gewesen  sein,)  und  in  deren  Ermangelung  an  den 
Staat. ')  Art.  726.  2)  Man  kann  nicht  zum  Vortheüe  eines 
Fremden  eine  freigebige  Verfugung,  sei  es  unter  den  Leben- 
digen oder  auf  den  Todesfall,  treffen;  der,  welcher  die  Ver- 
fugung trifft,  mag  übrigens  ein  Franzose  oder  ein  Fremder 
sein.  Art.  912.  —  Diese  Einschränkungen  (Z.  1.  u.  2.)  stehen 
mit  dem  droit  d'aubaine  (dem  Heimfallsrechte)  der  Vorzeit  in 
einem  geschichtlichen  Zusammenhange.9)  Man  verstand  unter 
dem  droit  d'aubaine,  in  der  weiteren  Bedeutung,  das  be- 
sondere Recht  der  Fremden  (des  aubains)  überhaupt,  und,  in 
der  engeren  Bedeutung,  den  Inbegriff  der  gesetzlichen  Be- 
schränkungen, welcher  die  Fremden  in  Beziehung  auf  das 
Erbrecht  und  in  Beziehung  auf  das  Recht,  freigebige  Verfü- 
gungen zu  treffen  oder  mittelst  desselben  zu  erwerben,  unter- 


1)  Merlin  m.  saccession  Sect.  I,  §.  11  Art.  2.  —  Das  droit  d'au- 
baine erstreckte  sich  nur  in  d  e  m  Falle  auf  den  Nachlass  eines  im  Aus- 
lande verstorbenen  Fremden,  wenn  der  Erblasser  ein  geborner  Franzose, 
sich  im  Auslande  hatte  naturalisiren  lassen.    Merlin  m.  aubaine. 

2)  Schon  nach  dem  älteren  Rechte  beerbten  den  Fremden  die  Kin- 
der und  Verwandten,  die  in  Frankreich  wohnten.  Merlin  m.  aubaine. 
Der  C.  c.  sagt  nirgends,  dass  der  Nachlass  nicht  den  Verwandten, 
welche  Franzosen  sind,  sondern  dem  Staate  gehöre. 

3)  Vgl.  die  Vorr.  zum  XV.  Bande  der  Ordonnance«  du  Louvre.  — 
P.)  Ueber  das  droit  d'aubaine  oder  jus  albinagii  vergl.  Gerber,  deut- 
sches Privatrecht  §.48  —  11.  Auflage  1873  —  und  dortige  Literatur. 

Zaah»r!i,  Fnuu.  OWilreeht.    6.  kuL    L  J4 
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worfen  waren.  Ein  Hauptgrundsatz  dieses  Rechtes  war,  dass 
der  Nachlass  eines  Fremden,  der  in  Frankreich  verstirbt,  dem 
Staate  anheimfalle,  sollte  auch  der  Erblasser  einen  letzten  Wil- 
len hinterlassen  haben.  (Unter  dem  droit  d'aubaine  versteht 
man,  das  Wort  in  seiner  engsten  oder  gewöhnlichen  Bedeu- 
tung genominen,  allein  dieses  Heimfallsrecht.)  Jedoch  litt  die- 
ser Grundsatz  mehrere  Ausnahmen,  z.  B.  bei  fremden  Kauf- 
leuten, welche  die  französischen  Messen  bezogen  und  während 
der  Messe  starben. 4)  Durch  die  Gesetze  der  Nationalversamm- 
lung vom  6.— 18.  August  1790  und  v.  13.— 17.  April  1791 
wurde  das  droit  d'aubaine  (in  jener  engeren  Bedeutung)  auf- 
gehoben. Der  C.  c.  stellte  es  wieder  her,5)  jedoch  einerseits 
nicht  in  dem  Umfange,  den  es  früher  gehabt  hatte,  da  er  nir- 
gends den  Fremden  das  Recht,  ein  Testament  zu  errichten, 
benimmt;  andererseits  aber  mit  dem  Zusätze,  dass  ein  Frem- 
der auch  nicht  durch  eine  Schenkung  unter  den  Lebendigen 
bedacht  werden  kann. 6)  —  3)  ffur  die  Franzosen,  nicht  aber 
die  Fremden, 7)  können  von  der  Rechtswohlthat  der  Güterab- 
tretung Gebrauch  machen;  dagegen  steht  diese  Rechtswohlthat 
den  Franzosen  auch  gegen  Fremde  zu.6j  C.  de  pr.  Art.  905. 
C.  de  c.  Art.  575.  —  4)  Wenn  ein  Fremder9)  vor  einem 
französischen  Gerichte,  sei  es  ein  Civil-  oder  ein  Kriminalge- 
richt;10) als  Kläger  oder  als  Intervenient !1)  auftritt,  so  hat 


4)  Vgl.  Merlin  a.  a.  0. 

5)  Locr6Mgi*L  II,  113.    Sir.  XXVI,  I,  281. 

6)  Nach  dem  älteren  Rechte  kennte  ein  Fremder  allerdings  durch 
Schenkungen  erwerben.  Peregrinus  Kber  Tivit,  servus  moritar.  Merlin 
a.  a.  0.  —  Da  das  noteste  Recht  den  Fremden  in  Beziehung  auf  Schen- 
kungen dem  Franzosen  wieder  gleichgestellt  hat,  so  können  die  Aas- 
nahmen von  der  Regel  des  Art.  912  (bei  Heiratsvertragen,  Handgeecnen- 
ken)  hier  übergangen  werden. 

7i  PJ  Laurent,  I,  448. 

8)  Sir.  VI,  n,  778. 

9)  Wäre  er  auch  ein  Sou verain.  Merlin  qu.  m.  caution  judicatura 
solvi  |.  IL 

10)  Vor  einem  Kriminalgerichte  —  als  partic  civile.  Sirey 
XIV,  I,  116.  ' 

11)  Nicht  also  als  Beklagter;  und  «war  auch  dann  nicht,  wenn  der 
Fremde,  der  der  Beklagte  ist.  appellirt.  Sir.  XXXII,  II.  6Ö4.  XXXV, 
II,  82.  Rh.  Arch.  XXVII,  I,  40.  Eben  so  wenig  also  (nach  Merlin  a. 
a  0  },  III.)  dann,  wenn  der  Fremde  einen  Beschlag  als  nichtig  anfleht. 
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ordern  Beklagten,  dieser  mag  ein  Franzose  oder  ein  Fremder  ") 
sein,  auf  dessen  Verlangen,18)  Bürgschaft  wegen  der  Kosten 
und  Schäden,  zu  deren  Ersatz  er  verurtheilt  werden  könnte, 
zu  bestellen.  Art.  16  C.  de  pr.  Art.  166.  423.  Jedoch  lei- 
det diese  Regel  eine  Ausnahme  a)  in  Handelssachen,14)  Art 
16  b)  wenn  ein  Fremder,  kraft  einer  zur  Vollziehung  geeig- 
neten Urkunde,  (d'un  titre  parä  ou  exäcutoire,)  Beschlag  an- 
legen will15);  c)  wenn  der  Fremde  in  Frankreich  genugsam 
angesessen  ist. 1G)  Art.  16.  Franzosen  sind  zur  Stellung  die- 
ser Bärgschaft  (der  cautio  judicatum  eolvi)  in  keinem  Falle 


8.  jedoch  loi  v.  10.  Sept.  1807  Art.  3.  —  «Aach  nicht  bei  der  Wider- 
klage.   Boitard.  Proc.  civ.,  424. 

12)  Maleville  and  Delvinc.  ad  Art.  16.  Merlin  m.  caation 
judicatum  solvi.  §.  1  n.  7.  Sir.  XXXII,  II,  388.  XXXIV.  II,  434.  8. 
jedoch  Daran t.  I,  166.  Sir.  XXVIII,  II,  193.  P.)  Es  ist  sehr  bestrit- 
ten, ob  die  französischen  Gerichte  überhaupt  zuständig  sind  für  Prozesse 
«wischen  Fremden.  Laurent,  I,  440-444.  Nimmt  man  dies  auch  an, 
so  ist  doch  dem  Verkl.  das  Hecht,  Kaution  zu  verlangen,  versagt.  De- 
molombe,  I.  255.  Marcade\  No.  II.  zu  Art.  16.    Laurent,  I,  450. 

13)  Dieser  Antrag  muss  „avant  toutc  exceptiona  gemacht  werden. 
C.  de  pr.  Art.  166.  Delvinc.  ad  Art.  16  Also  nicht  erst  in  der  Ap- 
pellationsinstanz. *Sir.  XXXIV,  II,  59.  240.  Rh.  Ar  eh.  VIII,  I,  124. 
XI,  I,  46.  Dem ol.  I,  258.  A  M.Sir.  XXXI,  II,  177.  XXXVIII,  II,  182. 
XL,  II,  429.  Rh.  Ar  eh.  XXIII,  I,  175,  hier  wurde  diese  dilatorische 
Einrede  (Sir.  LI,  II,  254)  für  die  Appellationskosten  zugelassen. 

14)  Sir.  XXIII,  n,  126.  *Auch  dann,  wenn  die  Handelssache  vor 
einem  Civilgericht  geführt  wird.  Favard,  Rep.,  m. Exzeption §.  1  n.  2. 

15)  Merlin  ra.  caution  j.  s.  §.  I.  n.  23.  Sir.  VII,  I,  308.  XXXV, 
II,  267.  *Rh.  Archiv,  XI,  I,  91.  Siehe  jedoch  das  Dekret  vom  7. 
Februar  1809. 

16 J  Genugssun  —  s.  den  C.  de  pr.  Art.  167  und  Favard  m.  ex- 
ception  §.  I.  Ein  blosser  Niessbrancn  an  einem  Grandstücke  befreit 
nicht  von  dieser  Bürgschaftsstellung,  L  15.  D.  qui  satisdare  cognntur. 
Proudhon  de  l'usufruit  I,  19.  —  *Der  Fremde  rauss  nachweisen,  dass 
der  Kaufpreis  der  Grundstücke  gezahlt  ist.  Rhein.  Ar  eh.  IX,  I,  73. 
Foelix,  117.  Er  kann  auch  die  Cautionssumme  gerichtlich  deponiren. 
C.  de  pr.  Art.  167.  -  Eine  Hypothek  braucht  der  Kläffer  dem  Beklagten 
nicht  sn  bestellen.  Tonil.  I,  212.  Doch  kann  kraft  des  Urtheiles.  wel- 
ches erklärt,  dass  der  Kläger  mit  seinen  Liegenschaften  für  Schäden 
und  Kosten  (bis  zu  einem  gewissen  Betrage)  harte,  Inskription  auf  diese 
Liegenschaften  genommen  werden.  La  prange  I,  36.  —  *Auch  dies 
kann  nur  dann  geschehen,  wenn  das  Urtheil  die  Haft  wirklich  ausspricht, 
wenn  es  ein  verurteilendes  ist,  Art.  2123,  keineswegs  schon  dann,  wenn 
es  erklärt,  dass  wegen  genügenden  Grundbesitzes  keine  Bürgschaft  er- 
forderlich sei.  —  Es  versteht  sich  von  selbst  (s.  §.  76),  dass  auch  völ- 
kerrechtliche Verträge  eine  Ausnahme  von  der  Regel  machen  können. 
Ein  Beispiel  findet  man  in  dem  Vertrage  mit  der  Schweiz.  Sir.  X,  IL 
288.  P.)  Genügt  es,  wenn  das  Urtheil  im  Auslande  vollstreckbar  ist? 
Sic  Marcadl,  I.  S.  111.  No.  3.   Dagegen  Laurent,  I,  439.  —  Immo- 


Digitized  by 


Google 


212  §•  78.   Ciyüstand.   II.  Abschnitt. 

verbunden.  u)  —  5)  Fremde ,  welche  durch  ein  Urtheil  eines 
französischen  Gerichts  zu  einer  einem  Franzosen  zu  lei- 
stenden Zahlung  verurtheilt  worden  sind,  können  zu  dieser 
Zahlung,  wenn  die  zu  zahlende  Summe  160  Fr.  oder  mehr 
beträgt,  durch  persönliche  Haft  angehalten  werden.  Sie  kön- 
nen sogar,  wegen  einer  solchen  Schuld,  ohne  dass  eine  Ver- 
urteilung vorausgegangen  ist,  provisorisch  (kraft  einer  Ver- 
fugung des  Präsidenten  des  kompetenten  Gerichts)  verhaftet 
werden,  wenn  die  Schuld  fällig  und  klagbar  ist  und  sie  nicht 
wegen  der  Zahlung  Sicherheit  zu  leisten  vermögen.  Dagegen 
kann  ein  Franzose  nur  in  gewissen  durch  die  Gesetze  bestimm- 
ten Fällen  wegen  eines  Givilanspruches  zur  Haft  gebracht 
werden.  Lois  v.  10.  Sept.  1807  und  vom  17.  April  1832. 18) 
5bia)  P.)  Die  Fremden  können  nicht  Testamentszeugen  sein.*) 
—  Endlich  6)  sind  auch  die  Franzosen  in  Beziehung  auf  das 
Recht,  ihre  Schuldner  vor  den  französischen  Gerichten  zu  be- 
langen, vor  den  Fremden  begünstigt**)  Vgl.  Art.  14.  und  un- 
ten das  praktische  Givilrecht. 

R)  Ueber  die  Stellung  der  zum  Aufenthalte   in   Frank- 
reich autorisirten  Fremden  S.  §.  71. 

§.  78. 

Von  den  CWilrechten ,   welche  man  ohne  eine  ausdrückliche  Vorschrift 
der  Gesetze  (ex  ratione  legis)  als  solche  zu  betrachten  pflegt. 

Die  Rechte  welche  man,   nach  der   zweiten   der   §.    76. 
aufgestellten  Meinungen,  zu  den  Civilrechten,  welche  an  sich 

biliar-Bechte  stehen  den  Liegenschaften  gleich.  Krit.  Zeitschr.  für 
Ansl.  Bd.  28.  S.  240  nt.  22.  —  Abh.  von  Ben  and.  — 

17)  *Die  Bezeichnung  dieser  Burgschaft  als  Cantio  judicatum  solvi 
ist  ungenau,  wie  es  der  Wortlaut  des  Art.  16  zeigt.  Pr.  Inst  de  satisdat. 
IV.  11.  Der  Schadensersatz,  für  welchen  Bürgschaft  geleistet  werden 
soll,  muss  sich  auf  einen  durch  den  Prozess  selbst  erlittenen  Nachtheil 
beziehen,  s.  B.  auf  Injurien.  S.  Boitard,  Proc.  civ.  I,  428. 

18)  S.  unten  M,  §.585;  P.)  das  im  Text  Gesagte  ist  antiquirt  durch 
die  Aufhebung  der  Schuldhaft.    S.  unten  III.  §.  584  Anm.  *. 

*)  P.)  Art.  980.  Anders  bei  Civilstandsakten.  Art.  37.  Gewöhnlich 
wird  das  Prinzip  des  Art.  980  auf  alle  notarielle  Urkunden  ausgedehnt 
S.  oben  §.  54. 

**)  P.)  Welches  Gericht  ist  tust&ndig?  Laurent,  I,  436.  Wenn 
der  Fremde  kein  Domizil  in  Frankreich  hat  und  auch  kein  forum  speciale 
begründet  ist,  hat  der  Kläger  die  Wahl. 
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den  Fremden  versagt  sind  —  %.  76  nt.  7  —  vornehmlich  zu 
rechnen  pflegt,1)  sind  folgende:  1)  Das  Recht,  zu  adoptiren 
oder  von  einem  Franzosen  adoptirt  zu  werden.  *  j  2)  Das  Recht 
eine  freigebige  Verfügung  unter  den  Lebendigen  oder  auf  den 
Todesfall  zu  treffen. *)  6)  Das  Recht,  eine  gesetzliche  Hypo- 
thek in  Anspruch  zu  nehmen. 4)  4)  Das  Recht,  zu  verjähren. 6) 
5)  Das  Recht,  von  einer  Gemeinde  Ersatz  für  den  in  ihrer 
Gemarkung  bei  einem  Auflauf,  verursachten  Schaden  zu  for- 
dern6) u.  s.  w.  Uebrigen8  ist  es  keinem  Zweifel  unterwor- 
fen, dass  Fremde  ein  Grundeigentum,  eine  gerichtliche  oder 
eine  Vertragshypothek7)  an  den  in  Frankreich  liegenden  Grund- 
stücken, ganz  so  wie  die  Franzosen,  erwerben  und  besitzen 
8) 


1)  Die  Civilrechte  vo-llständig  aufzuzählen,  ist  unter  der  Voraus- 
setzung dieser  Meinung  eine  Unmöglichkeit.  Von  einigen  Rechtslehrern, 
z.  B.  von  Guichardin  dem  S.  178  a.  Werke  n.  6 ff.  werden  daher, 
ausser  den  im  Paragraphen  genannten,  noch  eine  grosse  Anzahl  anderer 
Rechte  als  bürgerliche  Rechte  in  dor  engeren  Bedeutung  aufgeführt. 

2)  Tonil.  I,  988.  Ton  liier  erklärt  sich  in  der  ersten  Ausgabe 
für,  in  der  zweiten  gegen  die  Zulässigkeit  der  Adoption  eines  Fremden. 
Durant.  III,  287.  Sir.  XXIII,  I,  353.  XXIV,  II,  205.  313.  XXVI,  I. 
142.  330.  (Der  hier  entschiedene  Fall  betraf  unsern  Landsmann  S.  Er 
war  von  einem  Franzosen  adoptirt  worden ;  die  Adoption  wurde  für 
ungütig  erklärt.  —  Aber  ist  denn  die  Adoption  wesentlich  von  einem 
Erb  vertrage  verschieden?  Ertheilt  sie  die  Eigenschaft  eines  Franzosen  ?) 
—  *Der  Ansicht  Zachariä's  folgen  Valette  s.  Proudhon  p.  177. 
Deroangeat,  Hist.  de  la  condit.  p.  362.  Es  handelt  sich  in  derThat 
nur  nm  Erbrechte,  die  Adoption  ist  daher  für  Ausländer  zuzulassen. 
P.)  Vom  Standpunkte  der  communis  opinio  —  §.  76  n.  7  —  kann  es 
nicht  zweifelhaft  sein,  daas  bei  der  Adoption  beide  Theile  entweder 
Franzosen  oder  autorisirte  Fremde  —  §.  71  —  sein  müssen.  Laurent, 
I  446.  IV  194. 

8)  Gren.  tr.  des  donat.  I,  90.  S.iedoch  Sir.  XIV,  II,  10.  P.)  Diese 
Frage  bat  gemäss  §.  79  nur  noch  Bedeutung  für  die  Zeit  vor  der  Loi 
vom  14.  Juli  1819  und  ist  gerade  wegen  dieses  Gesetzes  pro  praeterito 
zum  Nachtheile  der  Fremden  zu  entscheiden. 

4)  Vgl.  über  diese  (unter  den  Rechtsgelehrten  bestrittene)  Fraget 
oben  §.  31  nt.  8. 

5)  P.)  Es  ist  jetzt  —  freilich  inkonsequent;  §.  76  n.  7  —  sententia 
reeepta,  dass  den  Fremden  sowohl  die  Üsucapio  (Ersitzung)  als  auch 
die  Praescriptio  (erlöschende  Verjährung)  nützt  und  schadet.  Demol. 
1,  242.  Laurent,  I,  433  Demangeat,  S.  831.  Troplong,  Preecr.  I, 
36.  S.  nnten  §.  210  Anm.  2. 

6)  Sir.  XXXII,  II,  485.  -  *Auch  dieses  Recht  wird  dem  Ausländer 
zugestanden.   Sir.  XLI,  I,  544.    Valette  s.  Proudhon  I,  p.  89. 

7)  Merlin  m.  oranger  §.  1  n.  8.  Troplong  in  dem  a.  W.  II, 
392.  429. 

8)  *Der  Ausländer  kann  nicht  Vormund  werden  (munus  publicum). 
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IX    Nach  dem  Gesetae  vom  14.  Juli  1819. 

§.  79. 

Durch  ein  Gesetz  vom  14.  Juli  1819.  ist  der  Unter- 
schied zwischen  Franzosen  und  Fremden,  in  Beziehung  auf 
das  Recht  (ab  intestato)  zu  erben,  und  in  Beziehung  auf  das 
Recht,  freigebige  Verfügungen  zu  treffen  oder  vermöge  der- 
selben zu  erwerben,  (§.  77.  n.  1.  2.  $.  78.  n.  2.)  aufgehoben 
worden.  Das  Gesetz  lautet  so:  Art.  1.  Les  articles  726.  et 
912.  du  C.  c.  sont  abrogäs;  en  cons£quence,  les  ätrangers 
auront  le  droit  de  succäder ,  de  disposer  et  de  recevoir  de  la 
m&ne  maniere  que  les  Francais,  dans  toute  l'£tendue  duroyaume. 
Art  2.  Dans  le  cas  de  partage  d'unejoa&ne  succession  entre 
des  cohöritiers  6trangers  et  Francais,  ceux-ci  pr&fcveront  sur 
les  biens  situäs  en  France  nne  portion  egale  ä  la  vateur  des 
biens  situis  en  pays  Prangers  dont  ils  seraient  exclus,  a 
quelque  titre  que  ce  soit,  en  vertu  des  bis  et  coutumes  loca- 
les.  *)   —   Dagegen  besteht  in  allen  andern  Beziehungen  der 


Dem ol.  L  25.  Sir.  XVIII,  IL  250.  XXX VIII,  II,  439.  S.  §.  104  nt.  9. 
8.  jedoch  De  mang.  p.  365.  Er  kann  nicht  die  Advokatur  aasüben. 
Sir.  XXXII,  11,96.  XL,  II,  533.  (Beschlüsse  der  Anwaltskamraem  von 
Grenoble  und  Marseille.)  Kann  er  Schiedsrichter  sein?  es  liegt  kein 
Grand  vor,  sie  zu  verneinen;  die  Wahl  des  Schiedsrichters  ist  reine 
Vertraaenssache.  —  Steht  dem  Ausländer  eine  Klaffe  wegen  Nachahmung 
•eines  Fabrikzeichens  im  Inlande  zu?  P.)  Vormals  nein!  Sir  XLIV,  I, 
756.  LVIH,  I,  199.  Die  Loi  v.  23.  Jnni  1857  —  Roger  et  Sorel  Lois 
usuelles  anter  Marques  de  fabrique  —  hat  Fremde,  welche  in  Frankreich 
Fabriken  besitzen,  den  Franzosen  gleichgestellt;  für  Fabriken  der  Fran- 
sosen  and  Fremden  im  Auslande  ist  Schutz  nur  dann  gewahrt,  wenn 
Staatsvertr&ge  die  Gegenseitigkeit  garantiren. 

P.)  Das  literar.  Eigenthum  gebahrt  auch  den  Fremden.  Dekret,  v. 
28.  Min  1852.  Sir.  LIV,  2,  109.  LVIII,  I,  145 ;  ebenso  das  Recht  auf 
Erfindungspatente.  Loi  v.  5.  Juli  1844.  Sir.  Lln.  I,  234.  Literatur. 
Waelbroeck,  Cours  de  droit  industriel.  Paris.  1863-67.  n.  Vol. 
Calmels,  De  la  propriäte  et  de  la  contrefacon  desoeuvres  de  l'intelli- 
gence.  1856.  Blanc,  Tratte*  de  la  contrefacon.  1855.  Laboulaye  et 
Guiffrey,  La  proprilte  littlraire  au  XVIII.  siede.  Code  general  de  la 
proprio  industrielle,  litteraire  et  artistique.  1854.  Weitere  Literatur 
unten  bei  §.  193  b. 

1)  Vgl.  Delvinc.  ad  Art  11.  P.)  Es  war  ein  Werk  der  Notwen- 
digkeit, am  dem  damals  entvölkerten  and  verarmten  Frankreich  neue 
Kräfte  an  Menschen  and  Kapital  su  verschaffen.  Locre*,  Legislat.  X. 
8.  500  ff. 
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emirechtliche  Unterschied  zwischen  Franzosen  und  Fremden 
fortdauernd  und  so  wie  er  §.  76—78  bestimmt  werden  ist  *) 


Dritter  Abschnitt. 

Von  der  physischen  Verschiedenheit  der  Menschen, 

in  wie  fern  sie  Einfluss  auf  den   Civilstand   hat, 

insbesondere : 

Ton  der  Vormundschaft 

§.80. 

1)  Nati,  iiascituri. 

In  Beziehung  auf  ihre  physische  Beschaffenheit  sind  die 
Menschen  1)  entweder  Geborene  oder  Kinder,  die  noch 
im  Mutterleibe  sind.  —  Die  er  st  er  en  können  entweder 
lebendig  oder  todt,  und  im  ersteren  Falle  entweder  lebens- 
fähig oder  nicht  lebensfähig  zur  Welt  gekommen  sein. ')  Die 
Kinder,  welche  todt  oder  nicht  lebensfähig  zur  Welt  kommen, 
sind  in  Beziehung  auf  das  Civilrecht  ganz  so  zu  betrachten, 
als  ob  sie  nie  gelebt  hätten.  Arg.  Axt,  314.  725.  906.  Von 
einem  Kinde,  das  lebendig  geboren  worden  ist,  ist  anzuneh* 


2)  Merlin  m.  oranger.  §.  1.  n.  7.  Locre\  Legislation.  X.  Seite 
500  No.  3. 

1)  Der  C.  c.  gedenkt  nicht  der  Missgeburten.  Die  Älteren  franaös. 
Rechtsgelehrten  (s.  6.  Lebrnn  in  dem  tr.  des  succes.)  beurtheilen  die 
Reohtfähigkeit  der  Missgeburten  nach  den  Grundsätzen  des  Komischen 
Rechts.  1.  14.  I).  de  statu  hom.  1.  88.  de  V.  S.  Riehtiger  dürfte  die 
Ansicht  sein,  dass  auch  eine  Missgeburt,  fehlte  ihr  selbst  das  Haupt, 
die  Rechte  eines  Menschen  habe.  Brauer  I,  368.  8.  jedoch  Dnrant. 
VI,  75.  Chabot  Jr.  deB  succes.  ad  Art.  725  n.  18.  P)  Vateillc, 
No.  9  Art.  725.  —  Es  kommen  eigentliche  Monstra  vor  —  Schauen- 
stein, Gerichtliche  Median  S.  227  —  und  es  sind  keine  Menschen  — 
qui  contra  formam  humani  generis  converso  more  proereantur;  1.  14.  <L 
1,  5.  —  Eine  blosse  Abnormität  ist  für  die  Frage  der  Rechtsfähigkeit 
unerheblich.  1.44  cit.  1.  38.  d.  50,  16.  —  P nobel t,  Ztschr.  II.  S.  151. 
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men,  dass  es  lebensfähig  gewesen  sei  bis  dass  das  Gegentheil 
erwiesen  wird.  *)  Die  Frage,  ob  ein  Kind  lebensfähig  zur  Welt 
gekommen  sei  oder  nicht?  ist  nach  dem  Gutachten  der  Kunst- 
verständigen zu  entscheiden.  Jedoch  kann  man  aus  den  Arti- 
keln 312.  314.  die  Folgerung  ziehen,  dass  ein  Kind,  welches 
vor  dem  180sten  Tage,  vom  Tage  der  Empfängniss  an  ge- 
rechnet, zur  Welt  gekommen  ist,  nicht  für  lebensfähig  zu 
halten  sei.8)  —  Zur  Bestimmung  der  Rechte  der  letzteren 
(der  nasciturorum)  kann  man  aus  den  Gesetzen  den  Grund- 
satz ableiten :  Eine  Leibesfrucht  ist  in  civilrechtlicher  Hinsicht 
einem  lebenden  Menschen  gleichzustellen,4)  Arg.  Art.  323. 
725.  906.  jedoch  kann  nicht  ein  Dritter  für  seine  Person 
auf  das  Dasein  einer  Leibesfrucht  ein  Recht  gründen.  Arg. 
Art.  135.  436.  437. 

§.  81. 
2)  Männer.    Frauen. 

In  Beziehung  auf  ihre  physische  Verschiedenheit  sind  die 
Menschen  2)  entweder  männlichen  oder  weiblichen  Ge- 
schlechts 1)  Beide  Geschlechter  haben  in  der  Regel  die- 
selben Civilrechte.  *)  Es  können  z  B.  Weiber  alle  die  Rechts- 
geschäfte abschliessend  welche  von  Männern  abgeschlossen 
werden  können,  ohne  dass  sie  der  Zustimmung  eines  Geschlechts- 


2)  Chabot  tr.  des  succes.  ad  Art.  725  n.  12.  Tonil.  IV,  97.  Sir. 
Xm,  II,  261.  XXIII,  IL  105.  XXX,  II,  164.  -  Vgl.  Art.  814. 

8)  Chabot  a.  a.  0.  Tonil.  IV,  97.  Gren.  tr.  des  donat.  I,  100. 
Durant.  VI,  74.  Merlin  an.  m.  vie  §.  1  n.3  n.  die  Anm.2  a. Rechts- 
sprüche. P.)  Gnte  Verteidigung  in  Aubry  et  Ran,  I.  8.  53  nt.  4. 
And.  M.  Demol.  XIIL  187.  -  Üeber  die  Zeichen  der  Lebensfähig- 
keit s.  Merlin  a.  a.  0.  Tratte  de  la  meMecine  lägale.  T.  IL  p.  141 
und  überhaupt  die  Schriften  über  die  Staatsarzneikunde.  (Medicina 
forensis.) 

4)  1.  26.  D   de  statu  homin.  L  8.  C.  de  postnmis  etc.    §.  69.  nt.  1. 

1)  Ueber  Zwitter  s.  Merlin  m.  hermaprodite.  Brauer  I,  864. 
—  üeber  die  Rechte  der  Frauen:  Cubain"  Tratte'  des  droits  des  fem- 
mes.    1842. 

2)  Proudhon  II,  307.  Merlin  m.  femme.  —  Daher  ist  die  Regel 
des  Römisch.  Rechts:  Genus  mascnlinum  compleotitnr  et  foemininum  „Si 
qnistt  complectitnr  „si  qua,"  (1.  3.  §.  1.  D.  de  negotiis  gestis  L  1.  §.  1. 
D.de  constituta  pecunia)  anch  dem  Frans.  Reohte  nach  gütig.  P.)  Mer- 
lin, Re>  unter  Soeur.  §.  1.    Sir.  LV,  II,  767. 
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Beistandes  bedürfen  —  Jedoch:  1)  Da  die  Weiber  nicht  des 
Staatsbürgerrechtes  fähig  sind,  so  sind  sie  auch  von  den  Ver- 
richtungen ausgeschlossen,  welche,  wenn  sie  auch  in  das  Ci- 
vilrecht  einschlagen,  dennoch  als  staatsbürgerliche  Dienste, 
oder  wenigstens  als  officia  virilia,  zu  betrachten  sind ;  also  nament- 
lich von  der  Tutel  und  der  Kuratel.  S.  Art  442.  S.  aber  Art.  507. 

—  2)  In  der  Ehe  ist  der  Mann  der  Herr  des  Hauswesens.  Da- 
her kann  z.  B.  eine  Ehefrau  nicht  ohne  die  Zustimmung  (auto- 
risation)  ihres  Ehemannes  eine  Rechtsverbindlichkeit  auf  eine 
gültige  Weise  eingehen.  Vgl.  das  Eherecht.  3)  In  einigen  we- 
nigen Fällen  haben  die  Gesetze  den  Weibern  überhaupt  ge- 
wisse besondere  Rechte  verliehen ;  Rechte  welche  auf  den  be- 
sonderen Interessen  und  Pflichten  des  weiblichen  Geschlechts 
beruhen»)  VergL  Art  148.  151.  152.  2066  C.  N.  und  0.  de 
oomm.  Art.  113. 

§.  82. 
3)  Volljährige,  Minderjährige. 

In  Beziehung  auf  ihre  physische  Beschaffenheit  sind  die 
Menschsen  3)  entweder  volljährig  oder  minderjährig.1) 

—  Die  Volljährigkeit  tritt  mit  zurückgelegtem  21sten  Jahre 
ein.2)  Art.  388.  488.  Die  Volljährigkeit  ist  dasjenige  Le- 
bensalter ,  in  welchem  der  Mensch,  in  Beziehung  auf  seine 
Alterebeschaffenheit,  berechtiget  ist,  alle  und  jede  Rechtshand- 
lungen des  bürgerlichen  Lebens  allein  und  auf  eine  giltige 
Weise  vorzunehmen,  insofern  nicht  die  Gesetze  ausdrücklich 
eine  Ausnahme  von  dieser  Regel  machen.  Art.  488.  Der  G. 
c.  enthält  nur  drei  Ausnahmen   von  dieser  Regel;  die  erste 

8)  Das  Pctum.  Vellojanum  ist  in  den  C.  c.  nicht  aufgenommen  wor- 
den.  Vgl.  Merlin  m.  Set.  Velleien.    S.  auch  Art  6  des  deutsch.  H.G.6. 

1)  Hier  ist  nur  von  der  Volljährigkeit  in  Beziehung  auf  das  Civil- 
recht  die  Bede.  Ueber  den  Eirifluss,  den  das  Alter  auf  die  Ausübung 
der  staatsbürgerlichen  Rechte  hat,  s.  Proudhon  II,  164.  Tonil.  L 
188.  Die  auf  diesen  Gegenstand  sich  beziehenden  Verfassungsgesetze  sind 
durch  den  C.  c.  nicht  aufgehoben  worden     Sir.  VII,  II,  126. 

2)  Loi  v.  20.  Sept.  1792  Art.  2.  Vor  diesem  Gesetee  war  der  Zoit- 
pnnkt,  mit  welchem  die  Volljährigkeit  begann,  in  dem  grösseren  Theile 
von  Frankreich  das  zurückgelegte  25.  Jahr.  P.)  Rechtsgeschichtliches 
Bevne  historique.  1861.  S.  205.  Ueber  Berechnung  der  21  Jahre  siehe 
nt.  4c  su  5.  49. 
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bezieht  sich  auf  das  Hecht,  eine  Ehe  abzuschliesse» ,  Artikel 
148—153.  die  zweite  auf  das  Recht,  die  Ehe  mit  Ueberein- 
stimmung  des  andern  Ehegatten  aufzulösen ,  Art.  275.  die 
dritte  auf  die  Adoption  Art.  346.*)  Man  kann  daher  die  Voll- 
jährigkeit in  die  allgemeine  und  in  die  besondere  (oder 
relative)  eintheilen.  —  Unter  den  Volljährigen  findet  wie- 
derum der  Unterschied  statt,  dass  die  Gesetze  den  bejahrte- 
ren Personen  bald  gewisse  Rechte  absprechen,  bald,  eingedenk 
der  Schwäche  des  Greisenalters,  gewisse  Vorrechte  beilegen. 
(Majores  21  annis  sunt  vel  juvenes  vel  senes.)  Der  erstere 
Fall  tritt  bei  der  Ehescheidung  durch  die  Uebereinstimmung 
beider  Ehegatten  ein,  als  welche  nicht  weiter  zulässig  ist,  wenn 
die  Ehefrau,  das  45ste  Jahr  ihres  Alters  zurückgelegt  hat. 
Art.  277.  Die  Vorrechte  des  GTeisenalters  treten  bald  mit 
dem  50sten,  vgl.  Art.  343.  361.  bald  mit  den  66sten,  vgl. 
Art.  433..  bald  mit  dem  70sten  Lebensjahre,  vgl.  Art  433. 
2066.  C.  de  pr.  Art  800.  P.)  bald  mit  dem  60.  Lebensjahre 
Loi  v.  22.  Juli  1867  über  die  persönliche  Haft.  Art.  14.  ein. 
—  Die  Minderjährigen  stehen  als  solche  unter  einem  be- 
sondern Rechte,  dessen  Grundlage  die  Schwäche  des  jugend- 
lichen Alters  ist 3)  Vgl.  die  Lehre  von  der  Vormundschaft, 
die  von  der  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  etc.  — 
Die  Minderjährigen  sind  wiederum  entweder  mannbar  oder 
nicht  mannbar.  (Mündige;  Unmündige.  —  Puberesj  im- 
puberes.)  Die  Mannbarkeit  ist  dasjenige  Alter,  in  welchem 
Einer  von  den  Gesetzen  als  zur  Abschliessung  einer  Ehe  phy- 
sisch fähig  betrachtet  wird  Frauenzimmer  haben  dieses  Al- 
ter, wenn  sie  das  fünfzehnte,  Mannspersonen,  wenn  sie  das 
achtzehnte  Lebensjahr  zurückgelegt  haben.  Art.  144.  Auch 
haben  die  Minderjährigen  noch  in  andern  Beziehungen  nach 
der  Verschiedenheit  der  Jahre,  in  welchen  sie  stehen,  und 
zwar  bald  mit  dem  löten,  vergl.  Art.  477.  bald  mit  dem  16- 


*)  P.)  Als  weitere  Ausnahme  kann  man  ansehen,  dass  zum  Eintritt 
in  religiöse  Orden  ein  höheres  Alter  gefordert  ist.  Dekret  v.  28.  Febr. 
1810.  Art.  4. 

8)  Die  besonderen  Rechte  der  Minderjährigen  hat  mit  besonderer 
Sorgfallt  zusammengestellt  Proudhon  II,  p.  267 ff. 
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ten,  vgl  Art.  377.  904  P.)  Art.  13  des  oben  alleg.  Ges.  über 
persönl.  Haft,  bald  aber  mit  dem  18ten  Lebensjahre,  vgl.  Art. 
384.  C.  de  c.  Art.  2.  verschiedene  und  besondere  Rechte.  Man 
kann  daher  auch  die  Mündigkeit  in  die  allgemeine  und  in 
die  besondere  eintheilen. *) 

§.  83. 

4)  Gesunde,  Kranke. 

In  Beziehung  auf  ihre  physische  Beschaffenheit  sind  die 
Menschen  4)  entweder  gesund  oder  krank.  Eine  Krank- 
heit ist  entweder  nur  ein  vorübergehender  Zustand,  (eine  Krank- 
heit in  der  engern  Bedeutung,)  oder  ein  Gebrechen.1)  Ein 
Gebrechen  ist  entweder  ein  körperliches  oder  ein  Gemüthsge- 
brechen.  —  Die  Civilgesetae  ertheilen  den  Kranken  und 
Schwachen  gewisse  Vorrechte,  weil  und  in  wie  fem  diese 
Personen  durch  ihren  Zustand  an  der  Erfüllung  ihrer  Pflichten 
oder  an  der  Verteidigung  ihrer  Rechte  behindert  sind.  Vgl. 
Art.  236.  434  982.  C.  de  pr.  Art.  266.  Dieselben  Gesetze 
sorgen  überdiess  für  die  Pflege  dieser  Personen,  indem  sie 
z.  B.  den  Kosten  der  letzten  Krankheit  ein  Vorrecht  vor  an- 
dern Forderungen  verleihen.  Art.  2101.  S.  auch  Art.  385. 
510.  Auch  suchen  sie  dufch  besondere  Verbote  zu  verhin- 
dern, dass  nicht  von  der  Krankheit  einer  Person  Andere  einen 
unerlaubten  Vortheil  ziehen.  Vgl.  Art.  909.  1975.  —  Durch 
ein  körperliches  Gebrechen  wird  die  bürgerliche  Frei- 
heit desjenigen,  welcher  an  dem  Gebrechen  leidet,  in  einzelnen 
Fällen  und  zwar  insofern  beschränkt,  als  ihn  das  Gebrechen 
ausser  Stand  setzt,  die  Bedingungen  der  Zulässigkeit  einer 
gewissen  Rechtshandlung  zu  erfüllen.  Vergl.  Art.  936.  978. 
979.  Ein  Gebrechen  dieser  Art  ist  das,  mit  welchem  die  Taub- 
und Stummgeborenen  behaftet  sind.  Es  kann  dieses  Ge- 
brechen zugleich  auf  die  Geistesfähigkeiten  des  Menschen  einen 


4)  Auf  eine  ähnliehe  Weise  unterscheiden  die  Aueleger  des  Rom. 
Rechte  zwischen  der  pubertas  plena  und  minus  plena.  P.)  Wegen  Be- 
strafung ton  Kindern  s.  Art.  845  C.  pen.  und  dessen  Modifikation  in 
Loi  t.  13.  Mai  1808.    Deutsches  Strafgesetzbuch  §§.  55-57. 

1)  Morbus  —  Vitium.  1.  101.  §.  2.  D.  de  V.  8. 
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so  Tiachtheiligen  Einfluss  haben,  dass  es  nothwendig  wird, 
dem  Taub-  und  Stummgebomen  einen  Kurator  zu  bestellen. 
Und  wenn  schon  derC.  c.  einer  allgemeinen  Huratel  über 
Taub-  und  Stummgeborne  (s.  Art.  936)  nicht  erwähnt,  so 
dürfte  doch  die  Anordnung  einer  solchen  Kuratel  nöthigen  Falles 
allerdings  für  zulässig  zu  erachten  sein.9)  —  Ein  Gemüths- 
ge  brechen  hat  die  Folge,  dass  der,  welcher  damit  behaftet 
ist,  einen  Vormund  oder  einen  Beistand  erhält.  Ein  Verschwen- 
der wird  von  den  Gesetzen  einem  Gemüthskranken  in  einem 
gewissen  Grade  gleichgeachtet.  Vgl.  die  Lehre  von  der  Vor- 
mundschaft und  die  von  den  Nichtigkeitsklagen. 

§.  84. 
5)  Blutsverwandte.  Verschwägerte.1) 
Die  Blutsverwandtschaft  (la  parentä)  ist  dasjenige 
Rechtsverhältniss,  welches  durch  die  Abstammung  des  einen 
Menschen  von  dem  andern  oder  durch  die  Abstammung  Meh- 
rerer von  einem  gemeinschaftlichen  Stammvater  zwischen  die- 
sen Menschen  (dem  Stammvater  und  seinen  Nachkommen,  und 
unter  diesen  gegenseitig)  begründet  wird.  —  Die  Blutsver- 
wandtschaft ist  entweder  eine  eheliche  oder  eine  unehe- 
liche. Uneheliche  Kinder  haben  jedoch,  abgesehen  von  ihrem 
Vater  und  ihrer  Mutter,  und  von  ihren  eigenen  Nachkommen 
nur  in  einzelnen  durch  die  Gesetze  besonders  bestimmten  Be- 
ziehungen Verwandte  in  der  rechtlichen  Bedeutung  dieses 
Worts.  —  §.  567.  —  Eine  Familie  (ein  Geschlecht)  ist  der 
Inbegriff  derer,  welche  in  dem  Verhältnisse  der  Ahnen  und 
der  Nachkommen  zu  einander  stehen  oder  von  einem  gemein- 
schaftlichen Stammvater  (la  souche)  abstammen.  —  Damit  die 
Art  und  die  Nähe  der  Verwandtschaft  sowohl  überhaupt  als 
in  einem  jeden  einzelnen  Falle  mit  der  erforderlichen  Genauig- 


2)  Locre*  legislation,  T.  IV.  p  819.  Merlin  m.  sourd-muot.  Ma- 
leville  ad  Art.  489.  Lasaaulx  II,  404.  Sir.  XI,  II,  378.  P.)  XXXII, 
I,  210.  Demolombe,  VIII,  437—  439.  —  Oder  es  wird  ihm  auch,  nach 
Befinden,  bloss  ein  Beistand  zu  bestellen  sein.  Vgl.  Jpd.  da  C.  c.  XVIII, 
105.  —  *üeber  die  Fähigkeit  der  Taubstummen  zu  Willenserklärungen 
s.  die  Abhandlung  im  Rh.  Arch.  XXXI,  II,  B.  33. 

1)  Vgl.  zu  diesem  Paragraphen  Proudhon  I,  p.  202. 
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keit  und  durch  allgemeine  Regeln  bestimmt  werden  könnte, 
hat  das  Französische  Recht  nach  dem  Vorgange  anderer 
Rechte,  *)  für  die  Darstellung  der  Verwandtschaft  ein  Gemein- 
bild (ein  Schema)  gewählt.  Dieses  Schema,  aus  dem  Römi- 
schen Rechte  entlehnt,  besteht  aus  Linien  und  aus  Stufen  oder 
Graden,8)  welche  an  diesen  Linien  angebracht  sind.  Ein  Grad 
( in  der  metaphorischen  Bedeutung  des  Worts)  ist  eine  einzelne 
Zeugung,  in  wie  fern  durch  sie  die  Nähe  der  Verwandtschaft 
bestimmt  wird  Eine  Linie  ist  eine  Reihenfolge  von  Graden 
oder  Zeugungen.  Eine  Linie  ist  entweder  eine  gerade  oder 
eine  Seitenlinie.  (Linea  directa  —  collateralis;  nach  dem 
Schema  des  Römischen  Rechts  ist  die  erstere  eine  perpendiku- 
läre,  linea  recta,  die  letztere  eine  Querlinie,  linea  transversa 
zu  nennen.)  In  der  geraden  Linie  sind  Ahnen  und  Nachkom- 
men,4) (Ascendenten  und  Descendenten,)  und  in  der  Seitenlinie 
oder  als  Seitenverwandte  diejenigen  mit  einander  verwandt» 
welche  nur  einen  gemeinschaftlichen  Stammvater  mit  einander 
haben.  Die  gerade  Linie  wird  absteigende  genannt,  wenn 
man  bei  der  Bestimmung  der  Verwandtschaft  zwischen  zwei 
Personen  der  geraden  Linie  von  den  Ahnen  zu  den  Nachkom- 
men fortgeht,  und  in  dem  entgegengesetzten  Falle  die  auf- 


2)  Ueber  das  röm.  Verwandtschaftsschema  s.  tit.  J.  de  gradibus 
cognationum;  1.  9.  D.  eod.  tit.  Cajacii  Obss.  VI,  40.  —  Das  Schema 
des  Kanonischen  Rechts,  wahrscheinlich  deutseben  Ursprungs,  ist  ein 
Baum.  Vgl.  das  Dccretum  Grat.  P.  IL  C.  35.  qu.  5.  —  In  der  Art, 
wie  die  heutigen  Rechtsgelehrten  die  Verwandtschaft  bildlich  darstellen, 
ist  der  ursprüngliche  Sinn  oder  die  Quelle  des  Bildes  kaum  zu  entdecken. 

3)  Also  das  Wort :  Gradus,  degrö,  hat  in  dieser  Lehre  eine  doppelte 
Bedeutung  —  die  eigentliche,  in  Beziehung  auf  das  Verwandtschaftsbild 
des  Römischen  Rechts;  eine  uneigentliche  in  Beziehung  auf  den  meta- 
phorischen Sinn  dieses  Bildes.  (In  dem  Art.  728  sollte  statt  degrl,  ligne 
stehen;  in  den  Art.  786.  787  wird  das  Wort:  degr6  für  Erbstufe  ge- 
braucht, d.  i.  für  die,  welche  zunächst  und  zugleich  zur  Erbfolge  beru- 
fen sind.) 

4)  Das  Wort:  Kinder,  enfans,  umfasst,  es  mag  in  einem  Gesetze 
oder  in  einer  Privatverfügung  vorkommen,  in  der  Regel  (s.  ad  Art.  908) 
auch  die  Kachkommen  der  entfernteren  Grade;  Merlin  qu.  ra.  enfant 
§.  1.  Sir.  XXVII,  II,  122.  XXXV,  U,  167.  cit.  eben  so  das  Wort:  Bru- 
der, auch  die  Schwester  und  umgekehrt:  Merlin  qu.  m.  soeur  §.  1 
jedoch  mit  Vorbehalt  des  Gegenbeweises.  —  Das  Wort:  Kinder,  ist 
in  der  Regel  nur  von  ehelichen  Kindern  zu  verstehen.  Sir.  XXX II,  I, 
498.  S  jedoch  ad  Art.  747.  1113  «und  Rhein.  Archiv,  XXVII,  I,  163. 


i  jede 
II,  I, 


XXVIII,  I,  1.    Vgl.  unten  §.  167  a  Anm.  5  a. 
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steigende.  —  Nach  dem  älteren  Französ.  Rechte  bestanden 
für  die  Zählung  der  Grade  zwei  verschiedene  Regeln,  die  Re- 
gel des  Römischen  und  die  des  Kanonischen  Rechts,  so  dass 
in  gewissen  Sachen  z.  B.  in  Erbschaftssachen  nach  der  ersteren, 
in  anderen  Sachen  z.  B.  in  Ehesachen  nach  der  letzteren  ge- 
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reebnet  wurde.5)  Das  neuere  Franz.  Recht  kennt  nur  die  Regel 
dos  Römischen  Rechts.  Diese  Regel,  nach  welcher  übrigens 
sowohl  in  der  geraden  als  in  der  Seitenlinie  die  Grade  zu 
zählen  sind,  lautet  so:  Durch  so  viele  Zeugungen  eine  Person 
mit  der  andern  verwandt  ist,  im  so  vielsten  Grade  ist  sie  mit 
ihr  verwandt.  Quot  sunt  generationes  tot  suntgradus.  Numera 
personas  demto  stipite  communi. 

Der  A.  ist  mit  seinem  Enkel  im  zweiten,  mit  seinem 
Brudersohne  im  dritten  Grade  verwandt.  Denn  die  Verwandt- 
schaft mit  dem  Enkel  beruht  auf  zwei  Zeugungen  u.  s.  w.  — 
Unter  der  väterlichen  Linie  versteht  man  diejenigen  An- 
verwandten, welche  mit  einem  bestimmten  Menschen  (z.  B. 
dem  verstorbenen  A.)  durch  seinen  Vater,  und  unter  der  müt- 
t  er  liehen  Linie  diejenigen,  welche  mit  einem  bestimmten 
Menschen  durch  seine  Mutter  verwandt  sind.  Es  kann  eine 
Person  entweder  nur  in  der  einen  Linie,  d.  i.  entweder  nur 
durch  ihren  Vater  oder  nur  durch  ihre  Mutter,  oder  eben 
sowohl  durch  den  Vater  als  durch  die  Mutter  —  also  durch 
ein  doppeltes  Band  (par  un  double  lien)  —  mit  der  andern 
verwandt  sein.  —  Es  können  zwei  Personen  entweder  bloe 
durch  Mannspersonen,  oder  —  zugleich  oder  allein  — 
durch  Frauenzimmer  mit  einander  verwandt  sein.6)  Diese 
Verschiedenheit  der  Fälle  ist  jedoch  in  dem  Französ.  Rechte 
nur  bei  der  Erstgeburtsordnung,  (nur  bei  den  Majoraten  des 
trüberen  Rechts,  s.  oben  §.  25)  von  praktischem  Interesse. — 
Vgl.  Art.  735—738. 

Die  Schwagers chaft  (raffinite)  ist  das  Rechtsverhält- 
niss,  welches  zwischen  einem  Gatten  und  den  Blutsverwandten 
des  andern  Gatten  eintritt.  Mithin:  1)  Die  Blutsverwandten 
des  einen  und  die  des  andern  Gatten  sind  nicht  mit  einander 
verschwägert    (Affines  inter  se  non  sunt  affines.)7)    2)  Eben 

5)  Argou  Institution  au  droit  Fr.  I,  519.  (Das  jus  canonicum  zählt 
die  Grade  «war  ebenfalls  nach  der  Regel  des  Römischen  Rechts.  Aber 
es  sahlt,  um  die  Verwandtschaft  unter  zwei  Seitenverwandten  sn  be- 
stimmen, nur  die  Grade  in  der  einen  Seitenlinie,  und  »war,  wenn  die 
Seitenlinien  von  verschiedener  Länge  sind,  die  in  der  längeren.) 

6)  Agnati   —  oognati,  §.  1.  J.  de  legit  agnat.  snec. 

7)  »Sir.  V,  II,  341.  XXXII,  II,  386  P./e.  B.  Die  Fraue*  zweier 
Brüder  sind  unter  einander  nicht  verschwägert. 
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so  wenig  sind  die  Schwäger,  die  ein  Gatte  z.  B.  aus  einer 
früheren  Ehe  hat,  mit  dem  andern  Gatten  verschwägert.8)  — 
Man  kann  die  Schwägerschaft,  diese  einstweilen  blos  als  ein 
physisches  Verhältniss  betrachtet,  in  die  eheliche  und  in 
die  uneheliche  Schwägerschaft  eintheilen,  da  sie  in  so  fern 
entweder  auf  einer  ehelichen  Verbindung,  oder  auf  einer  aus- 
serehelichen  Geschlechtsgemeinschaft  beruhen  kann.  Die  un- 
eheliche Schwägerschaft  ist  nur  in  Beziehung  auf  die  Ehe, 
und  zwar  als  ein  Ehehinderniss,  ein  Rechts  verhältniss.9;  — 
Die  Art  und  die  Nähe  der  Schwägerschaft  ist  ganz  so  zu  be- 
stimmen, wie  die  Art  und  die  Nähe  der  Blutsverwandtschaft, 
so  dass  Einer  in  der  Linie  und  in  dem  Grade,  in  welchem 
er  mit  dem  einen  Ehegatten  verwandt  ist,  mit  dem  andern 
Ehegatten  verschwägert  ist.  Z.  B.  eine  Ehefrau  ist  mit  dem 
Bruder  ihres  Ehemannes  in  dem  zweiten  Grade  der  Seitenlinie 
verschwägert.10)  —  Die  Schwägerschaft,  die  eheliche  und  die 
uneheliche,  wird  nicht  dadurch  aufgehoben ,  dass  der  Gatte, 
mit  dessen  Verwandten  der  andere  Gatte  verschwägert  ist,  mit 
Tode  abgeht;  eben  so  wenig  wird  die  eheliche  Schwägerschaft 
durch  die  Auflösung  der  Ehe  aufgehoben;  jedoch  mit  Vorbe- 
halt der  Ausnahmen,  welche  das  Gesetz  (s.  Art  206  C.  de 
pr.  Art  283.  378)  von  der  einen  oder  von  der  andern  Regel 
ausdrücklich  macht11) 

8)  Sir.  XXXII.  II,  385.  Es  giebt  also  dem  Fr.  Rechte  nach  keine 
affhütas  secnndi  vel  tertii  generis.  —  Der  G.  c.  setzt  den  Begriff  der 
Schwägerschaft  aas  dem  bisherigen  Rechte  als  bekannt  voraas.  Vgl. 
Merlin  m.  affinite*  und  empdchcment. 

9)  Selbst  darüber  wird  gestritten,  ob  die  uneheliche  Schwägerschaft 
ein  Ehehinderniss  sei.  Jedoch,  wenn  man  auch  für  die  verneinende 
Meinung  einen  Grund  aus  dem  Art.  161.  162.  entlehnen  kann,  so  spricht 
doch  die  Achtang  für  Austand  und  Sitte  der  bejahenden  Meinung  ent- 
scheidend das  Wort.  (S.  jedoch  über  den  Beweis  der  unehelichen 
Schwägerschaft  ad  Art.  340)  Vgl.  über  diese  Streitfrage:  Merlin  m. 
affinite  u.  m.  empöcheinent  §.  IV.  Art  III.  Vax  ei  He  tr.  du  mariage 
I.  106.  Durant  II,  157  ff.  Sir.  IX,  I,  136,  XII,  IL  438.  L.  II,  593. 
♦Zachariä  stimmen  bei  Marcadö:  Art.  161.  n.  III.,  Demante,  Cours 
I,  217  bis.  Dagegen  folgen  der  verneinenden  Meinung  Demol,  III,  112, 
Valette  s.  Proudhon  I,  p.  402  Du  Caurroy,  Comment.,  Art.  161. 
not.  II. 

10)  Gradus  affinitati  nulli  sunt  sagt  die  1.  4.  §.  5.  D.  de  gradibna 
et  affinibus.  —  Aber  die  Grade  der  Blutverwandtschaft  können  iut  Be- 
stimmung der  Schwägerschaft  benutzt  werden. 

11)  Der  C.  c.  stellt  über  die  Auflösung  des  Rechtsverhältnisses   der 
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Die  rechtlichen  Folgen,  welche  das  eine  oder  das  andere 
Verhälüiiss,  die  Blutsverwandtschaft  oder  die  Schwägerschaft, 
hat ,  werden  unten  bei  den  Lehren,  auf  welche  sie  sich  be- 
ziehen, (z.  B.  in  dem  Ehe-,  dem  Eltern-,  dem  Erbrechte,)  an- 
geführt werden. 

§.  85. 
6)  Lebende,  Todte. 

In  Beziehung  auf  ihre  physische  Beschaffenheit  sind  die 
Menschen,  (die  Gebornen  vgl.  §.  80)  entweder  lebend  oder 
todt.  —  Wer  im  Namen  einer  Person  ein  Recht  in  Anspruch 
nimmt,  hat  zu  erweisen,  dass  diese  Person  lebe.  Art.  135.1) 
Wer  einen  Menschen  beerben  oder  sonst  ein  Recht  ausüben 
will,  das  von  dem  Absterben  eines  andern  Menschen  abhängt, 
hat  in  der  Regel  (s.  Art.  123.  129)  den  Beweis  zu  fuhren, 
dass  dieser  Mensch  mit  Tode  abgegangen  sei.*)  Arg.  Art.  130. 
—  Der  Beweis,  dass  ein  gewisses  Individuum  fortdauernd  lebe, 
oder  zu  einer  bestimmten  Zeit  gelebt  habe,  kann  durch  eine 
jede  Art  der  Beweismittel  und  nicht  blos  durch  Urkunden  ge- 
führt werden.8;  Der.  Beweis,  dass  ein  Mensch  gestorben  (oder 

Schwägerschaft  nirgeuds  eine  allgemeine  Regel  auf.  Die  im  Paragra- 
graphen  angenommene  Meinung  beruht  arg.  Art.  161.  162  und  (exceptio 
firroat  regulam  in  casibua  non  exceptis)  206.  §.  2.  Mit  ihr  stimmt  auch 
der  Gerichtsgebrauch  überein.  S.  Sir.  XIII,  II.  220.  XXV.  II,  273. 
XXVII,  II,  85.  XXXI,  II,  292.  XXXIV.  I.  729.  XXXVI.  I,  510.  Vrgl. 
Carre,  loia  de  la  procldnre,  L  p.  173  P.)  Aber  auch  entgegengesetzte 
Urtheile  liegen  vor  Sir.  X,  I,  355.  LIII,  II,  143.  Ausführliche  Litera- 
tur pro  et  contra  bei  Aubry  et  Bau,  I,  §.  67  nt*  11.  *  Chauveau 
s.  Carrä,  qu.  341.  Ca r not  de  Tinstruct.  crim.  sur  VArt  156.  des  C. 
d'instr.  crim.  Delvinc.  I.  n.  432.  Vaseille  tr.  du  mariage  I.  111. 
Durant.  III.  458  Die  Frage  ist  z  B.  in  Beziehung  auf  den  Art.  975 
von  grosser  Wichtigkeit.  —  *Eine  Meinung  geht  dahin,  die  Schwägerschaft 
bei  Kinderlosigkeit  des  überlebenden  Ehegatten  nur  als  Ehehindemiss 
fortbestehen  zu  lassen.  Marc  ad  4  und  Du  Caurroy  zu  Art  407,  die 
sich  auf  Pothier  stützen,  Cout.  d'Orleaos  Art  183.  Diese  Ansicht, 
ist  zu  verwerfen ,  weil  der  0.  N.  iene  Beschränkung  des  alten  Rechts 
nicht  aufgenommen  hat.  Unbeschrankt  lasst  sie  fortdauern  Demol  III, 
117,  IV,  2G.  VII,  255. 

1)  Sollte  diese  Person  auch  blos  ein  Vermisster  (ein  absent  pr6- 
sumä)  sein.    Merlin  qu.  m.  vie.  Vgl.  unten  §.  158,  oben  §.  55. 

2)  Lagrange  I,  104.    S.  oben  §.  55  nt.  *. 
8)  Sir.  IX.  I,  221.    S.  oben  ft.  55  nt  • 

z««fa«rti.  Fius.  ciTÜwat    t.  Auü.    L  |5 
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fcodt  eur  Welt  gekommen)  sei,  ist  in  da*  Regel  ftaröh  die  Bü- 
cher *tes  Civilständes  (durch  einen  Sterbeakt)3*1)  tu  fähren.  Vgl. 
eku|  62  und  u.  §.  161  die  Lehre  von  den  Sterbeaktfen.  — 
Besondere  Vorschriften  enthalten  die  Gesetze  für  den  Fall,  da 
zwei  oder  mehrere  Personen,  von  welchen  die  eine  zum  Nach- 
lasse der  andern  ab  intestato  s.  ex  lege  berufen  ist4),  bei 
einem  gewissen  Ereignisse  (z.  B.  bei  einer  Ueberschwemmung, 
bei  einem  Brande),  oder  sonst6)  kurz  hinter  einander  gestor- 
ben sind,  ohne  dass  man  weiss,  welche  zuerst  und  welche  zu- 
letzt gestorben  -sei.6)    Zu  Folge  dieser  Vorschriften  hat  man 


8a)  ?.)  üeber  Recht  und  Pflicht  zum  Eintrage  der  Todesstunde  s. 
§.  161  Anm.  5.  Von  der  Entscheid,  dieser  Streitfrage  hängt  die  weitere 
ab,  ob  die  im  Todtenbuche  eingetragene  Todesstunde  vollen  Beweis  lie- 
fert^ oder  gar  keiren,  und  ob  Gegenbeweis  zulässig  ist.  Vgl.  darüber 
Dalloz  uutcr  Acte  de  l'&at  civil,  282,   283  und  unter  Succesaion,  48. 

Ueber  die  Eintragungen  in  das  Todtenbuch,  wenn  Mehrere  zusam- 
men sterben,  s.  unten  §.  161  Anm.  8. 

4)  Der  Artikel  (720)  sagt  respectivement  und  nicht  reciproquement. 
Denn  die  folgenden  Regein  gelten  auch  dann,  wenn  nur  die  eine  Per- 
son zum  Nachlasse  der  andern  berufen  wäre.  S.  Dur  an  ton,  VI,  45.  — 
'Welchen  Sinn  hätte  aber  dann  das  respectivement?  Die  Meinung  Za- 
ch ariä's,  welcher  noch  Toull.  IV,  4  und  Vazeillc,  Success.  Art  722 
n.  6  folgen,  wird  mit  Recht  verworfen.  Marcade*  Art.  720  n.  7.  Dn 
Caurroy,  Cominent. ,  II,  401.  Chabot  Art.  720  n.  6.  Merlin  m. 
Wort  eh.  I.  §.  2.  a.  2.  P.)  Ebenso  Demolombe,  XIII,  112,  118.  Re- 
spectivement ist  gleichbedeutend  mit  reeiproquement.  Die  Uebersetzung 
im  Badischen  Land  recht  lautet  „wechselweise."  Ganz  entschieden  spricht 
gegen  Z.  die  ratio  legis.  Aubry  et  Rau,  I,  §.53.  n.  12.  Laurent,  VIII. 

5)  Nämlich  auch  auf  den  Fall  sind  diese  Vorschriften  (per  ratlonem 
legis)  anwendbar,  wenn  z.  B.  zweie  in  demselben  Zimmer  zwar  eines 
natürlichen  Todes,  aber  nicht  unter  den  Augen  dritter  Personen* gestor- 
ben sind.  V.)  Das  Gesetz  sagt  „dans  un  mdme  äveneinent"  nicht 
„par"  etc.  Dies  rechtfertigt  jedenfalls  die  Ausdehnung  auf  den  Fall, 
wenn  mehrere  Personen  zusammen  ermordet  (Jahrbuch  des  Badischen 
Obcihofg.  N.  F.  X.  S.  440)  oder  hingerichtet  werden.  Für  die  Massen- 
hinrichtung  der  Revolution  bestimmt  das  Dekret  vom  20.  Prairial  IV, 
dass  der  Jüngste  al6  überlebend  gilt  Dies  wendet  Tou liier,  IV,  76 
auf  alle  nicht  direkt  unter  Art.  720  gehörige  Fälle  au.  Marcade  IV. 
No.  5  zu  Art.  722  will  alsdann  den  Art.  136  anwenden,  weil  man  eine 
gesetzliche  Vcrmuthung  nicht  ausdehnen  dürfe.  Ebenso  Demolombe, 
Xlll,  114,  Aubry  et  Rau,  I  §.  53.  ut.  11.  Laurent,  VIII,  518.  Im 
Prinzipe  ist  dies  richtig,  aber  die  Fassung  des  Gesetzes  gewahrt  einen 
#ewissen  Spielraum.  Vgl.  Sirey-Gilbert,  Supplement  nt.  1  «u  Art. 
720-722. 

G»  Diese  Vorschriften,  welche  der  C.  c  in  dem  Titel  vom  Erbrechte 
(de  successione  ab  intestato)  aufstellt,  sind  keineswegs  auf  die  Falle 
auszudehnen,  da  zwei  Personen,  von  welchen  die  eine  zum  Nachlasse 
der  anderu  kraft  einer  Verfügung  unter  den  Lebendigen  («.Art.  951) 
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in  Fällen  dieser  Art  zuvörderst  auf  die  besondern  Umstände, 
unter  welchen  der  Tod  erfolgt  ist,  also  auf  die  Vermuthungen, 
die  sich  aus  der  eigentümlichen  Beschaffenheit  des  gegebene* 
Falles  ableiten  lassen,  Rücksicht  zu  nehmen,7)  in  Ermange- 
lung solcher  Vermuthungen  aber  folgende  Regeln  in  Anwen- 
dung zu, bringen:  Im  Allgemeinen  ist  anzunehmen,  dass  <Jer 
Stärkere  den  Schwächeren  überlebt  habe,  der  Vorzug  der 
Stärke  aber  nach  dem  Alter  und  (in  den  mittleren  Lebensjah- 
ren) mit  Rücksicht  auf  das  Geschlecht  zu  bestimmen.  Art  720. 
Ohne  Rücksicht  auf  die  Verschiedenheit  des  Geschlechts  ist 
die  Vermuthung  des  spätem  Absterbens  a)  wenn  beide  noch 
nicht  15  Jahre  alt  waren,  für  den  Aelteren,  b)  wenn  beide 
über  60  Jahre  alt  waren,  für  den  Jüngeren,  c)  wenn  der 
Eine  unter  15,  der  Andere  über  60  Jahre  alt  war,  für  (Jen 
ersteren.*)  Art.  721.  Waren  die  Umgekommenen  über  16,  afcer 
nicht  volle  60  Jahre  alt,  so  ist  anzunehmen,  dass  der  Jüngere 
der  überlebende  Theil  gewesen  sei,  ausgenommen,  wenn  sie 
von  verschiedenem  Geschlechte  und  nicht  über  ein  Jahr  im 
Alter  auseinander  waren,  als  in  welchem  Falle  für  dasüeber- 
leben  der  Mannspersonen  zu  entscheiden  ist.    Art.  722.*) 


oder  auf  den  Todesfall  (*.  B.  durch  eine  mittelst  eines  Hdrathsvertoages 

feschehene  Erbeinsetzung)  berufen  ist,  zugleich  mit  Tode  abgehen,  Ahne 
ass  man  weiss,  welche  von  beiden  Personen  die  andere  überlebt  hat. 
In  den  Fällen  dieser  Art  hat  derjenige  den  Beweis  zu  fuhren,  welcher 
im  Namen  der  seinem  Anfuhren  nach  zuletzt  verstorbenen  Person  ein 
Recht  in  Anspruch  nimmt,  oder  in  dem  Falle  einer  vertragsweise  ge- 
schehenen Erbeinsetzung,  behauptet,  dass  die  in  derselben  enthaltene 
Resolutivbedingung  eingetreten  sei.  Vgl.  Merlin,  Rep.  unter Mort.  §.2. 
Art.  2.  üelvinc.  II,  p.  20.  Chabot  ad  Art.  720.  Durant.  VI,  4dff. 
Irrig  werden  die  Art.  720  ff.  auf  die  Fälle  dies.r  Art  ausgedehnt  von 
Tonil.  IV,  78 f.  *und  Vazeille,  Succ,  Art.  722  n.5.  Für  die  richtig« 
Ansicht  spricht  am  entschiedensten  die  Diskuss.  ö  i  r.  XLIX,  II,  625.  M  at- 
cad£  Art.  720  n.  8,  9.    P.)  Laurent,  VIII,  522. 

7)  Z.  B.  in  dem  zweiten  Stockwerke  eines  Hauses  i^t  Feuer  ausge- 
kommen. Es  ist  anzunehmen,  dass  die  Person,  welche  in  diesem  Stock- 
werke wohnte,  zuerst  gestorben  sei.  Vgl.  Chabot  ad  Art.  725  n.  1. 
Tonil.  IV,  78. 

*)  P.)  Auch  wenn  der  Jüngere  ein  Säugling  war?  Ja!  Chabot, 
No.  5  zu  Art.  *i21.  Vazeille  No.  I  zu  Art.  721.  Nein!  Demo- 
1  o  m  b  e  I,  99.     Sed  lex  non  distinguit. 

8)  Ueber  ähnliche  in  dem  C.  c.  nicht  ausdrücklich  entschiedene  Fälle 
s.  Chabot  ad  Art.  722.  Duranton  VI,  43  und  Gönner's  Archiv 
11,2,258.    JPJ  Laurent,  VIII,  519.    Wo  die  gesetzliche  PriUwtian 
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Von  Vormündern,  Pflegern  und  Beiständen. 

C.  c.  Art.  888-515.  -  Q.  Loi  v.  16.  Aug.  1790.  tit.  III.  Loi  v.  20.  Juni 
1838  sur  les  aliänea.  Das  Römische  und  beziehungsweise  das  Gewohn- 
heitsrecht. Vgl.  über  das  ältere  Recht  in  dieser  Lehre:  Tr.  des  mino- 
rite«, tutelies  et  curatelles  etc.  Par  J.  Mos  16.  Und:  Tr.  des  tutelies. 
Par  J.  A.  Fernere.  Tr.  de  la  tuteile  et  de  la  curatelle.  Par  Ver- 
meil.  -  Literatur  des  neueren  Vormundschaftsrechts:  Analyse  des 
principales  questions  qui  peuvent  s^lever  sur  le  titre  du  C.  N.  de  la 
minorite^  de  la  tutelle  et  de  l'emancipation,  comparees  au  droit  Rom. 
Par  P.  J.  Bloechel.  Strassb.  1808.  4.  (Eine  mit  vieler  Sorgfalt  aus- 
gearbeitete Abhandlung.)  Etudes  du  C.  N.  conaide>e*  particulierement 
en  ce  qui  int^resse  les  tutelies  et  curatelles.  Par  Delahaye.  Paris 
1810.  Tr.  de  la  minorite*,  de  la  tutelle  et  de  Tlmancipation  Par  D  e  s- 
qniron.  1810.  Des  conseils  de  fanrille,  des  avis  de  parens.  Par  Bons- 
quet.  Paris  1813.  II.  Vol.  Tr.  des  minoritls,  tutelies  et  curatelles,  de 
la  puissance  paternelle,  des  emancipations,  conseils  et  interdictions. 
Par  Magnin.  1838.  II.  Vol.  —  Code  de  la  minorite*  et  de  la  tutelle. 
Par  Marchand.  1834.  —  Tr.  de  la  minorite  et  de  la  tutelle.  Par 
Frlminville.  1846.  II. Vol.  —  *Chardon,  Tr.  des  trois  puiasances, 
paternelle,  maritale  et  tutelaire.  III.  Vol.  —  Praeceptorum  C.  N.  de 
administr.  tutelae  cum  jure  Rom.  et  Germ,  collatio.  Auct.  H.  Doe- 
rien.  Lips.  1809.  Handbücher  oder  Wegweiser  für  Vormünder  haben 
in  deutscher  Sprache  herausgegeben:  Lassaulx  (Koblens  1806). 
Willigerod  (Gott.  1809).  Löber  (Hanno?.  1810.  IL  Aufl.  1811). 
Lehsen  (Hannover  1810).  Heine  (Quedlinburg  1811).  Voller 
(Oldenburg  1812}.    P.)  Neue  Monographien  fehlen. 

§.  86. 

Einleitung. 

Diejenigen,  welche  entweder  nicht  das  physische  Vermö- 
gen oder  nicht  das  Recht  haben,  ihre  Angelegenheiten  selbst 
oder  allein  zu  verwalten,  haben,  zu  Folge  der  Vorschriften 
des  Französischen  Rechts,  entweder  einen  Vormund  (tuteur), 
oder  einen  Pfleger  (curateur),  oder  einen  Beistand  (con- 
seil).  Der  Vormund,  der  Pfleger  und  der  Beistand  verwalten 
einen  Staatsdienst,  ein  munus  publicum.    Aber  sie  unterschei- 


det Art.  720,  721,  722  nicht  zutreffen,  kommt  das  allgemeine  Recht  der 
Art.  136  u.  f.  sur  Anwendung.  Art.  1850.  Sed  praeeumtiones  facti  nou 
oeloaM  tont    Oben  Anm.  8. 
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den  sich  von  einander  in  Beziehung  auf  den  Umfang  oder  den 
Grund  der  ihnen  von  den  Gesetzen  ertheilten  Vollmacht 
Der  Vormund  hat  eine  bestimmte  Person  in  den  Angelegen- 
heiten des  bürgerlichen  Lebens  zu  vertreten.  Tutor  personae 
datur.  Der  Pfleger  ist  der,  dessen  Beitritt1)  eine  bestimmte 
Person  bei  ihren  Rechtshandlungen  überhaupt  bedarf  (curator 
minorum  emancipatorum),  oder  welcher  ein  Individuum»  des- 
sen Existenz  ungewiss  oder  unbestimmt  ist  (curator  absentis 
etc.)  in  den  Angelegenheiten  des  bürgerlichen  Lebens  über- 
haupt, oder  welcher  den  Eigenthümer  gewisser  Güter  (cura- 
tor hereditates  vacantis  etc.)  vertritt.  Der  Beistand  ist  der, 
dessen  Beitritt  gewisse  Personen  bei  einzelnen  in  den  Gesetzen 
bestimmten  Rechtshandlungen  bedürfen.  —  Unter  einem  Vor- 
munde stehen  Minderjährige  und  Entmündigte.  —  Uebrigens 
kommen  in  den  Gesetzen  noch  Vormünder  und  Pfleger  für 
ein  bestimmtes  Geschäft  (ad  hoc,  scilicet  negotium)  vor.  Die 
Gesetzstellen,  welche  derselben  erwähnen,  bleiben  nicht  immer 
dem  in  dem  Obigen  angegebenen  Sprachgebrauche  treu. 
Siehe  z.  B.  Art.  2208. 


1)  Der  C.  c.  braucht  das  Wort  assistance  —  in  demselben  Sinne,  in 
welchem  das  Rom.  Recht  den  consensas  curatoris  fordert. 
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Erste  Unterabtheilung. 
Von  der  Vormundschaft. 


Erstes  Hauptstück. 

Voll  i6t  Vormundschaft  der  Minderjährigen. 


Einleitung. 

8.  87. 

Vau  dfrieu,  welche  wegen- ihres  Alters  unter  einer  Vormundschaft  stehen. 

Alle  die,  welche  noch  nicht  das  21.  Jahr  ihres  Alters 
erreicht  haben  (§.  49  Anm.  4c),  stehen  unter  einer  Vormundschaft, 
ausgenommen,  wenn  unter  ihren  Eltern  eine  Ehe*)  und  so 
länge  diese  besteht  (denn  dann  vertritt  die  väterliche  Gewalt 
die  Stelle  der  Vormundschaft,)  Art.  389.  vgl.  §.  99,  oder  wenn 
sie  emancipirt  sind.  Das  Französische  Recht  macht  nicht,  wie 
das  Bömische1),  in  Beziehung  auf  die  Vormundschaft  einen 
Unterschied  zwischen  Unmündigen  und  Mündigen. 

§.88. 

Von  den  Arten  der  Vormünder. 

Die  Vormünder  sind  entweder  Vormünder  in  der  en- 
geren Bedeutung  (tuteurs  schlechthin1),  —  tutores  gerentes), 
welche,  zur  Verwaltung  der  Vormundschaft  ausschliesslich  be- 


*)  PJNach  der  communis  opinio  haben  natürliche  Kinder  von  ihrer 
Geburt  an  —  auch  bei  Lebzeiten  der  Eltern  —  einen  Vormund.  De- 
molombe,  381.  Dali  ob  unter  Minorite  No.  697.  And.  Mein.  Laurent, 
IV,  413.  Sind  die  natürlichen  Eltern  Vormünder?  Vgl.  §.  571  nt.  8. 
Jedenfalls  haben  sie  nicht  die  eigentliche  elterliche  Gewalt. 

1)  Nach  welchem  man  ehemals  auch  in  den  Ländern  des  geschrie- 
benen Rechts  inter  tutelam  impuberum  et  curam  minorum  sed  p liberum 
unterschied.  Male  vi  He  in  der  Einleitung  zum  I.  B.  tit.  X.  Kap.  2. 
des  C.  c. 

1)  Ueberall,  wo  in  dem   C.   c.  das  Wort:  tuteur,  und  in  diesem 
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rechtigt  sind,  oder  Gegenvormünder  (^ubrog^s-rtttteure), 
welche  das  Interesse  des  Mündels  nur  in  so  fem,  ab  e&  mit 
dem  Interesse  des,  Vormunds  in  Widerstreit  mr\  kann,  in 
Obacht  zu  nehmen  haben.  Art.  420.  —  Die  ersteren  sind 
wiederum  entweder  allgemeine  oder  besondere  Vormün- 
der. Die  allgemeinen  Vormünder  vertretep  den  Mündel 
in  der  Regel  in  allen  und  jeden  Beziehungen  upd  Verhält- 
nissen des  bürgerlichen  Lebens ;  die  besonderen  vQrtretQQ 
ihn  nur  entwender  1)  in  Beziehung  auf  gewisse  Rechte  ode* 
Rechtshandlungen  (tuteurs  ad  hoc)*),  vgl.  Art.  159.  318.  838, 
1055  f.  2208,  oder  2)  in  Beziehung  auf  das  Vermögen,  welche 
ein  Mündel,  der  in  Frankreich  seinen  Wohnsitz  ha,t,  ip  dep 
Kolonien,  oder  ein  Mündel,  der  seinen  Wohnsitz  in  den  KoIq-t 
nien  hat,  in  Frankreich  besitzt.  (Protuteurs.)  Art.  417.  We 
ersteren  (die  tutores  ad  hoc),  sind,  was  ihr  Geschäft  betrifft, 
in  der  Regel  nach  denselben  Grundsätzen,  wie  die  &Ugejpeinq# 
Verwaltungsvormünder,  zu  beurtheilen. 2)  Im  übrigen  viflj 
von  ihnen  in  diesem  Handbuches  bei  den  einzelnen  Verhält- 
nissen die  Redo  sein,  auf  welche  sich  ihre  Dienstverrichtungen 
beziehen.  Der  Protutor,  —  dieses  Wort  in  dem  Sinne  des 
Französischen  Rechts  genommen,  welcher  von  dem  Sinne,  in 
welchem  das  Römische  Recht  dasselbe  Wort  gebraucht,  we- 
sentlich verschieden  ist,3)  —  ist  von  dem  an  dem  Wohnorte 
des  Mündels  bestellten  Vormunde  unabhängig  und  in  Bezie- 

Handbuche  das  Wort:  Vormund  ohne  weiteren  Beisatz  verkommt,  iat  es 
von  dem  allgemeinen  Verwaltungs  Vormunde  zu  verateljep. 

•)  P.)  Der  tutor  ad  hoc  kann  auch  nothwendig  werden,  um  den 
Gegenvormund  (subrogö  tutourj  in  ersetzen.  Art.  444  0.  de  prec.  Äi*. 
XXIII,  I,  388. 

2)  Sir.  XXXIV,  II,  42.    P.)  Wer  ernennt  sie?  Laurent,  IV,  4?0. 

3)  Protutor,  im  Sinne  dos  Rom.  Rochts  ist  der,  welcher  ohne  V*** 
mund  «u  sein,  die  Vormundschaft  verwaltet.  Vgl.  den  tit-  D,  de,  ßQ  qn| 
pro  tut.  und  den  tit.  quod  falso  tut.  —  Ein  Protutor  in  diesem  Sinne 
ist,  was  das  Franz.  Recht  betrifft,  nach  den  Grundsätzen  zu  beurtheilen, 
welche  der  C.  c.  von  der  negotiorum  gestio  enthält.  Vgl.  Sir.  XVI,  lf 
416.  Durant.  III,  479.  Mag n in  I,  426.  S.  jedoch  Sir.  XXV,  II,  ftl. 
XXIX,  II,  203.  (Fälle,  in  welchen  der  Verwalter  einer  Vormundschaft 
dem  Vormunde  gleichgestellt  wurde.)  P.)  Falsus  tuter  ist  Bi«b*  der- 
jenige,  welcher  nur  einzelne  Geschäfte  des  bevormundeten  oder  unbe- 
▼ormundeten  Minderjährigen  besorgt;  ein  solcher  ist  einfacher  negotio- 
rum gestor.  —  üeber  die  Verwaltung  eines  Vormundes,  dessen  Ernen- 
nung vernichtet  wird,  s.  §,  115. 
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htrag  auf  das  seiner  Verwaltung  anvertraute  Vermögen  ganz 
nach  den  Grundsätzen  zu  beurtheilen,  welche  von  den  allge- 
meinen Vormündern  gelten.  Art  417.  *) 

§.  89. 
Allgemeines,  besonderes  Vormundschaftsrecht 

Die  Vorschriften,  welche  das  Gesetz  für  Vormundschaften 
überhaupt  aufstellt,  werden  in  einigen  Fällen  durch  besondere 
gesetzliche  Verfügungen  modifizirt.    Zu  diesen  Fällen  gehören 

1)  die  Vormundschaften  über  die  Kinder  eines  Abwesenden; 
Art*  141 — 143.  (Vgl.  unten  die  Lehre  von  der   Abwesenheit) 

2)  Die  über  die  Kinder,  welche  in  die  öffentlichen  Wohlthä- 
tigkeitsanstalten  aufgenommen  worden  sind;  vergl.  loi  vom 
25.  Pluv  XIII.  Dekret  vom  19.  Jan.  1811.  3j  Die  über 
minderjährige  Majoratsherren.  Vergl.  das  GA.  des  StR.  vom 
30.  Jan.  1811.  4)  R)  Loi  v.  30,  Juni  1838  über  Geistes- 
kranke (ali<5n<5s)  Art.  31—40*) 

§.  90. 

Grundsätze  des  Vormundschaftsrechtes. 

1)  Die  Vormundschaft  ist  ein  öffentlicher  Dienst,  ein  mu- 
nus  publicum.  —  2)  Die  Bestimmung  dieses  Dienstes  ist  das 
Interesse  des  Mündels.  (Die  Gesetze  des  Vormundschafts- 
rechtes sind  zu  einem  grossen  Theile  Polizeigesetze,  Gesetze, 
welche  auf  die  Beschützung  des  Mündels  berechnet  sind.) 
Nach  Massgabe  dieses  Zweckes  sind  die  in  das  Vormund- 
schaftsrecht einschlagenden  Gesetze  auszulegen  und  zu  ergän- 
zen; z.  B.  also  die  Fragen:  Kann  Einer  blos  bedingungsweise? 
oder  kann  Einer  blos  auf  eine  bestimmte  Zeit  zum  Vormunde 
ernannt  werden  ?  verneinend  zu  beantworten.  *)  —  3)  So  witf 


4)  Vgl.  über  diesen  Art.  Locre.  Delvhic.  ad  Art.  417.  Tonil. 
II,  1123.    Magnin  1.370 

*)  P.)  Das  Detail  s.  Boger  et  Sorel  unter  Alie'nes  und  Aubry 
et  Bau,  I,  §.  127  w»     * 

\)  P)  Nicht  blos,  was  die  Regel  betrifft,  wie  die  frühere  Auflage 
wegen  der  testamentarischen  Tutel  annimmt,  sondern  im  Prinsipe  tu 
verneinen.  Laurent,  IV,  370.  Das  pro  et  contra  s.  Dal  los  unter 
Minorite'  No.  138,  159,  160. 
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zu  der  gesetzlichen  Vormundschaft  jedesmal  nur  ein  Einziger 
berufen  ist,  so  haben  auch  die  Eltern  und  der  Familienvater 
jedesmal  nur  einen  Einzigen  zum  Vormunde  zu  ernennen.  *) 
Art  403.  404.  454  und  Arg.  dieser  Art.  (lnterest  pupilli. 
ne  tutela  per  plures  spargatur.)  Jedoch  ist  es  den  Eltern  bil- 
lig zu  verstatten,  einen  andern  Vormund  für  die  Erziehung 
einen  andern  für  die  Verwaltung  des  Mündelgutes  zu  ernen- 
nen 8)  Auch  enthält  der  C.  c.  zwei  Fälle  in  welchen  dem 
Vormunde  kraft  Gesetzes  ein  Mitvormund  (cotuteur)  zu  geben 
ist.  Art.  396.  417.  —  4)  Der  Vormund ,  obwohl  unter  die 
Aufsicht  des  Gegenvormundes  und  der  Familie  gestellt,  und 
obwohl  in  bestimmten  Fällen  an '  die  Zustimmung  eines  Fa- 
milienrathes  gebunden,  verwaltet  gleichwohl  alle  vormund- 
schaftlichen Angelegenheiten  auschliesslich  und  allein.4)  Die 
Vollmacht ,  die  der  Vormund  von  dem  Gesetze  hat,  hat  den 
Umfang,  dass  er  den  Mündel  vertritt,  (repräsentirt,)  nicht 
aber  blos  die  Rechtshandlungen  des  Mündels  bekräftiget.*) 
(Factum  tutoris  factum  pupilli.  Tutor  et  pupillus  pro  una 
persona  habentur.)  Art  450.**) 

§.  91. 
Von  der  Obervormundschaft. 

Die  Gesetzgebungen  der  gebildeteren  Völker  beschränken 
sich  nicht  darauf,  für  die  Bevormundung  der  Minderjährigen 
zu  sorgen  und  ihnen  die  Rechtsmittel  zu  ertheilen,  durch  welche 


2)  Tonil.  II,  1123.  P.)  Diskussionen  bei  Locre*  Legis!.  VII.  S. 220. 
Laurent,  IV,  369;  ist  übrigens  bestritten  Dal  los,  unter  Minorite* 
No.  59,  393.  Sir.  LXIV,  I,  21.  Wolil  aber  kann  eine  und  dieselbe  Per- 
son mehrere  Vormundschaften  zugleich  verwalten.    Bloechel  §.  IX. 

3)  P)  Das  ist  keine  wahre  Ausnahme!  Zagelassen  Sir.  LXIV,  I, 
21.  Wirkliche  cotutores  würden  jedenfalls  in  solidnm  haften.  Arg.  Art. 
396.    Anders  im  Falle  des  Art.  417. 

4)  Sir.  XII,  II,  288.    XIX,  I,  17. 

*)  P.)  Der  römische  tutor  interponit  (abgesehen  von  dem  Mündelt 
qui  est  infans)  anctoritatem ;  anctoritas  tntoris  intervenit.  Inst  it.  I,  21, 
ähnlich  wie  bei  der  ehemännlichen  Ermächtigung  des  C.  N. 

**)  1*.)  Der  Minderjährige  tritt  übrigens  in  manchen  Fällen  handelnd 
anf,  i.  B.  bei  dem  Ehevertrage,  —  Art.  1398  —  bei  der  Trauung,  bei 
dem  Lehrrertrage.    Laurent,  IV,  365. 
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sie  einen  durch  die  Fahrlässigkeit  oder  Bosheit  des  Vormun- 
des ihnen  zugefügten  Schaden  von  sieh  wieder  abwenden  oder 
zum  Ersätze  eines  solchen  Schadens  gelangen  können.  So»* 
dem  sie  stellen  noch  überdieas,  um  einer  Beeinträchtigung  des 
Mündels  durch  den  Vormund  vorzubeugen,  den  Vormuad  unter 
die  Aufsicht  und  Kontrole  einer  öffentlichen  Behörde.  (Die 
Sprache  des  deutschen  Rechts  pflegt  diese  Kontrole  die  Ober- 
vormundschaft  des  Staates  zu  nennen.,)  —  Jedoch  unter- 
scheiden sich  diese  Gesetzgebungen  wieder  von  einander,  theils 
in  Beziehung  auf  den  grösseren  oder  geringeren  Umfang,  den 
sie  der  Obervormundschaft  des  Staates  ertheilen,  theils  in  Be- 
ziehung auf  die  Beschaffenheit  der  Behörde,  welcher  sie  die 
Verwaltung  dieser  Obervormundschaft  übertragen.  Nach  dem 
Römischen  Rechte,  (das  sich  überhaupt  weniger  durch  seine 
organischen  upd  polizeilichen  Einrichtungen,  als  durch  seine 
Civilgesetze  auszeichnet,)  besteht  die  Obervormundschaft  des 
Staates  fast  auschliesslich  darin,  dass  der  Vormund  das  Mündel* 
gut  nicht  ohne  Zustimmung  der  Obrigkeit  veräussern  kann.  *) 
Von  einem  weit  grösseren  Umfange  ist  die  Obervormundschaft 
nach  den  deutschen  Landesgesetzen.  Nach  diesen  kann  kein 
Vormund  die  Vormundschaft  verwalten,  ohne  von  der  Obrig- 
keit (von  den  Gerichten  oder,  in  andern  Ländern,  von  einer 
eigenen  Staatsbehörde,  dem  Pupiüencollegio  etc.)  bestellt  oder 
bestätiget  und  in  Pflicht  genommen  worden  zu  sein;  nach 
denselben  Gesetzen  ist  der  Vormund  in  allen  wichtigern  An- 
gelegenheiten an  die  Zustimmung  der  Obrigkeit  gebunden,  hat 
er  der  Obrigkeit  von  Zeit  zu  Zeit  Rechnung  abzulegen  u.  s.  w. 
—  Das  Französische  Recht  hat,  was  den  Umfang  der  Ober- 
vormundschaft betrifft,  einen  Mittelweg  eingeschlagen.  Der 
Vormund  ist  nach  diesem  Rechte  weniger  selbstständig,  als 
nach  dem  römischen,  selbstständiger,  als  nachdem  Rechte  der 
deutschen  Staaten.  Noch  mehr  unterscheidet  sich  das  Fran- 
zösische Recht  von  diesen  beiden  Rechten  durch  die  Behörde, 
welcher  es  die  Verwaltung  der  Obervormundschaft  hauptsäcb- 

1)  Vgl  den  tit.  D.  de  rebus  eorura,  qai  sab  tatela  vel  cara'  sunt, 
sine  decreto  magistratas  non  alienandis  vel  sapponendis  XXVII,  9  and 
tit.  C.  de  praediis  et  aliis  rebas  minor.  V,  71. 
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Hch  übertragen  hat.  Diese  Behörde  ist  der 'Familienrath,  (le 
conseil  de  famille,)  zusammengesetzt  zur  Hälfte  aus  den  Ver- 
wandten der  väterlichen  und  zur  Hälfte  aus  den  Verwandten 
der  mütterlichen  Linie  des  Minderjährigen.  In  Ermangelung 
eines  gesetzlichen  oder  testamentarischen  Vormundes  hat  der 
FR.  den  Minderjährigen  zu  bevormunden.  Ein  jeder  Vormund 
ist  in  den  durch  das  Gesetz  bestimmten  Fällen  an  die  Zu- 
stimmung des  FR.  gebunden.  Jedoch  bedürfen  die  Beschlüsse 
dieses  Rathes  in  einigen  ebenfalls  von  dem  Gesetze  bestimm- 
ten Angelegenheiten  der  obrigkeitlichen  Bestätigung.  DerC.  c. 
hat  den  Familienrath  aus  dem  Gewohnheitsrechte  entlehnt  oder 
beibehalten.  *)  —  Ueberdiess  hat  das  Französische  Recht  den 
Staatsanwalt  gleichsam  zum  Wächter  für  das  Interesse  der 
Minderjährigen  bestellt,  indem  eine  jede  Rechtssache»  die  einen 
Minderjährigen  betrifft,  dem  Staatsanwälte  zur  Stellung  der 
geeigneten  Anträge  mitzutheilen  ist.  C.  de  pr.  Art.  83.  885. 
886.  2bi8)  —  (Die  Frage  ob  der  Familienrath  des  Franzö- 
sischen Rechts  oder,  ob  die  Obervormundschaft  der  Deutschen 
Landrechte,  in  dem  Interesse  der  Minderjährigen,  den  Vorzug 
verdiene,  gehört  in  das  Gebiet  der  Erfahruug.  Jedoch  darf 
hier  bemerkt  werden,  dass  in  den  Sammlungen  der  Rechts- 
sprüche der  französischen  Gerichte  verhältnissmäsig  nur  wenige 
Rechtssachen  vorkommen,  zu  welchen  ein  pflichtwidriges  Be- 
tragen der  Vormünder  Veranlassung  gegeben  hätte.*) 

§.  92. 

Von  der  Beschaffenheit  der  dem  Familienrath  ertheilten  Vollmachten  im 

Allgemeinen.1) 

Der  FR.  ist  von  den  Gesetzen  beauftragt,  in  den  durch 
sie  bestimmten  Fällen  und   Beziehungen   theils  den  Vormund 

2)  Argon  I,  48.  Maleville  in  der  Einleitung  zum  I.  B.  tit.  X. 
Kap.  2.  des  C.  c.  Selbst  in  den  Ländern  des  geschriebenen  Rechts 
wurde  in  einigen  Fällen,  i.  B.  ehe  die  Obrigkeit  einen  Vormund  (einen 
tutor  dativu8)  bestellte,  ein  FB.  zusammenberufen.  Für  ganz  Frankreich 
wurde  der  FB.  durch  das  Decr.  r.  16.  24.  Aug.  1790  eingeführt. 

2  Ms)  P')  Auch  das  Institut  des  Gegenvormundes  dient  zum  Schatze 
des  Mündels. 

*)  P.)  Das  aus  dem  germanischen  Recht  in  dem  C.  Nap.  überge- 
gangene Institut  des  Familienraths  wird  nun  auch  in  Preussen  einge- 
führt, was  sehr  für  dessen  Güte  spricht. 

1)  Die  Hauptstelle  des  C.  c.  von  dem  FR.  (Art.  408-416)  steht  in 
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zu  ernennen,  tbeils  die  Verwaltung  der  Vormundschaft  zu 
leiten,  theils  den  Vormund  zu  gewissen  Rechtshandlungen  zu 
ermächtiget,  theils  bei  gewissen  vormundschaftlichen  Angele- 
genheiten ein  Gutachten  auszustellen.  —  Er  ist  weder  eine 
gerichtliche,8)  noch  eine  verwaltende,  sondern  nur  eine  be- 
ratende Behörde,  eine  Behörde,  welche  über  gewisse  ihr  über- 
tragene Funktionen  der  gerichtlichen  Polizei  Beschlüsse  zu 
fassen  hat.  —  Der  FR.  ist  keine  stehende  Behörde,  sondern 
er  wird  jedesmal  von  Neuem  aus  den  Verwandten  oder  Freun- 
den des  Minderjährigen  zusammengesetzt.3) 

§.93. 
Von  der  Zusammensetzung  des  Familienrat!». 

Die  Mitglieder  eines  Familienraths  sind: 

1)  Der  Friedensrichter1;  und  zwar  von  Amtswegen; 
(er  ist  membre  n£  du  conseilde  famille;)  er  ist  zugleich  kraft 
Gesetzes  der  Vorstand  des  FR.  Art.  407.  416. Ia)  —  Es  ist 
daher  a)  ein  Beschluss  des  FR.  ungiltig,  wenn  sich  aus  dem 
(über  die  Berathung  aufzunehmenden)  Protokolle  ergibt,  dass 
der  Friedensrichter   in  dem   Familienrathe   Mos   den  Vorsitz 


dem  Abschnitte. von  der  tutela  dativa.  Jedoch  sind  die  Vorschriften 
dieser  Artikel  in  der  Regel  auch  auf  alle  andere  Fälle  anwendbar,  in 
welchen  ein  FR.  zusammenzuberufen  ist.  —  P.)  Tratte*  des  conseils  de 
famille.    Par  Jay.  3.  ed.  1854. 

2}  Mithin,  wenn  ein  Beschluss  des  Familienraths  angefochten  wird, 
so  erkennt  das  kompetente  Gericht  nicht  als  Appellationsinstanz,  sondern 
als  Gericht  der  I.  Instanz.  C.  de  pr.  Art.  889.  Bloechel  §.  27.  P) 
Sir.  XLL,  I,  171*  Merlin,  R6p.  anter  Conseil  de  famille  Nro.  3.  Der 
Familienrath  ist  auch  nicht  legitimirt,  gegen  die  gerichtlichen  Bescheide 
in  Vormnndschaft88achen  Rechtsmittel  einzulegen  oder  sie  sonst  anzu- 
fechten.   Sir   LVI,  II,  618. 

3)  Es  braucht  also  der  FR.  nicht  jedesmal  aus  denselben  Mitgliedern 
zu  bestehen.  S.  jedoch  Locre  ad  Art.  439.  —  P.)  Demolombe  VII, 
278.  Für  die  Ansicht  von  Z.  S.  Sir.  LVIII,  TL,  625.  Eine  gewisse  Sta- 
bilität liegt  aber  jedenfalls  im  Interesse  des  Mündels. 

1)  Der  Art.  44  G.  de  pr.  ist  auch  auf  den  Friedensrichter  als  Vor- 
stand des  FR.  anwendbar;  sein  Stellvertreter  ersetzt  ihn  dann.  Mag* 
nin  n.  335.  —  *A.  M.  Encyclop6die  du  dr.  (p.  Sebire  et  Carteret), 
m.  Conseil  de  fam.  Sect.  I.  n.  8.  Er  ist  übrigens  für  die  Beschlüsse  des 
FR.  nicht  verantwortlich.    Mag  nin  n.  353. 

la)  P.)  Zweckmässige  Verbesserungen  für  das  Reichsland  Elsass- 
Lothringen  im  Gesetz  vom  22.  Okt.  1873. 
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geführt,  hingegen  weder  an  der  Berathung  noch  an  der  Ab- 
stimmung Theil  genommen  habe.  *)  b)  Der  Friedensrichter  ist 
und  bleibt  auch  dann  Mitglied  und  Vorstand  des  FR.,  wenn 
ein  Beschluss  des  FR.  für  ungiltig  erklärt  worden  ist  und  der- 
selbe Gegenstand  von  dem  FR.  von  neuem  in  Berathung  ge- 
zogen werden  soll8)  c)  Es  ist  das  Gericht  der  ersten  Instanz 
nicht  befugt,  eines  seiner  Mitglieder  statt  des  Friedensrichters 
zum  Vorstande  des  FR.  zu  besteilem1) 

2)  Sechs6)  andere  Personen,  die  der  Friedensrichter  aus 
den  Blutsverwandten  oder  Schwägern  des  Minderjährigen,  welche 
—  wenn  auch  nur  gelegentlich0)  —  an  Ort  und  Stelle  sind, 
oder  in  einer  Entfernung  von  zwei  Myriametres  (von  dem  Orte 
an  gerechnet,  wo  der  FR.  zu  halten  ist,)  ihren  Aufenthaltsort 
haben,  zur  Hälfte  aus  der  väterlichen,  zur  Hälfte  aus  der 
mütterlichen  Linie  des  Minderjährigen,  und  so,  dass  der  dem 
Grade  nach  nähere  Verwandte  oder  Schwager  dem  entfern- 
teren.7)  unter  Mehreren  aber,  die  mit  dem  Minderjährigen 
gleich  nahe  verwandt  oder  verschwägert  sind,  der  Verwandte 
dem  Schwager8)  und  sodann  der  Aeltere  dem  Jüngeren  vor- 
geht, zu  wählen  hat.  Art.  407.  Verwandte,  die  zu  beiden 
Linien  gehören,  können  nach  Gefallen  als  Verwandte  der  einen 
oder  als  Verwandte  der  andern  Linie  gewählt  werden, 9)  (da- 


2)  Sir.  VIH,  II,  268.  -  P.)  Demolombe  VII.  329. 
8)  Sir.  XV,  11,215. 

4)  Sir.  IV,  II.  150.  P.)  Dal  lor ,  Jurispr.  unter  Tatelle,  XII.  8. 700. 

5)  Nicht  mehrere  und  nicht  wenigere;  vergl.  Sir.  VII,  II,  652. 
XXVII,  II,  196.  Cit.  jedoch  mit  Vorbehalt  der  im  Paragraphen  ange- 
gebenen Ausnahmen. 

6)  Locre  und  Delvinc   ad.  Art.  407. 

7)  Proximior  excludit  remotiorem!  Sonst  ist  der  Beschluss  für  un- 

filtig  zu  erklären.    Sir.  XIII.  II,   289.  XIV,  II.   48.   XXI.   II,   260. 
;XV1I,  II,   196.  XXIX,  II,  313.  S.  jedoch  Sir.  VII.  II,  866.  XII,  II, 
281  und  unten  §  96.  Jpd.  du  C.  c.  VII,  305.  VIII,  29. 

8)  Ist  ein  Beschluss  für  nichtig  zu  erklären,  wenn  gleichwohl  der 
Schwager  dem  Verwandten  vorgezogen  worden  ist ?  S.  Sir.  VII,  I,  319. 
Auch  in  dieser  Beziehung  dauert  übrigens  die  Schwägerschaft  soluto  ma- 
trimonio  fort.  Sir.  X.  I,  355.  Vgl.  oben  §.  84  Anm.  10.  P.)  In  diesen 
und  ähnlichen  Fällen  der  ungehörigen  Zusammensetzung  des  Farn.  Baths 
entscheidet  das  richterliche  Ermessen,  je  nachdem  das  Interesse  des 
Mundeis  genügend  gewahrt  ist  oder  nicht.  Oben  §.  37.  To  ullier,  II, 
1119.  Demolombe  VII,  328  ff.  und  die  neuere  Jurisprudenee  z.  B. 
Sir.  XXXVII,  II,  110  nt.  1,  XLVIII,  U,  177.  8.  §.  96. 

9)  Z.  B.  der  FB.  kann  ganz  aus  den  follbürtigen  Geschwistern 
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gegen  darf  der  Friedensriditer  sieht  die  aus  der  eineii  Linie 
zu  wählenden  Verwandten  aus  denen  der   andern   Linie   er- 
gangen, ,0)  —  Ausser  dieser  allgemeinen  Regel  enthält  jedoch 
das  Gesetz  noch  folgende  bloss  in  besonderen  Fällen  oder  aus- 
nahmeweise  anzuwendende  Vorschriften   über  die  Zusammen- 
setzung des  Familienrathes:  a)  Die  vollbürtigen  Brüder  und 
die  Ehemänner  der  vollbürtigen  Schwestern  des  Minderjährigen 
gehören  insgesammt  zu  dem  Familienrath ,  auch   wenn  deren 
mehr  als  sechs   sein  sollten.     Art.   408.    b)  Zu  dem   Fami- 
lienrath sind  jederzeit  die  Ascendenten,  wenn  sie  anders  nicht 
selbst  die  Vormundschaft  führen,  und,  nach  dem  Absterben 
eines  Ascendenten,  dessen  Wittwe11),  vorausgesetzt,  dass  der 
Minderjährige  von  ihr  abstammt,  zu  berufen. l3)    P.)  Die  As- 
cendenten und  Ascendenünnen  stehen  den  unter  a  genannten 
Peronen  gleich  13)   c)   Wenn  der  Minderjährige  in  dem  oben 
bestimmten  Bezirke  keine  Verwandten  oder  Schwäger  hat,14) 
(beziehungsweise  in  der  einen  Linie  oder   in   beiden  Linien,) 
so  hat  der  Friedensrichter  entweder  andere  Verwandten  oder 
Schwäger,  die  in  einer  grösseren  Entfernung  wohnen,  oder  auch 
nach  Gefallen15)   solche  Personen   in   der   Gemeinde,  welche 
mit  dem   Vater  oder  der   Mutter  des   Minderjährigen16)  in 
freundschaftlichen  Verhältnissen  standen,17)   zu   dem  FB.  zu 


oder  aus  deren  Nachkommen  zusammengesetzt  werden.  Sir.  X,  I,  855, 
XV,  I,  411.  -  *A.  M.  hinsichtlich  der  Nachkommen.  Sir.  XXXVII, 
II,  231. 

10)  Bloechel  §.  24.  Ipd.  du  C.  c,  XVI,  186. 

11)  Im  Artikel  heisst  es:  Les  veuves  d'ascendans.  Aber  ex  ratione 
legis  und  arg.  Art.  442  sind  nur  les  ascendantes  veuves  zu  verstehen. 
Delvinc.  Durant.  III.  459.  P.)  Demolombe,  VII,  259. 

12)  Vorausgesetzt  ferner,  dass  sie  an  Ort  und  Stelle  sind  oder  ihreu 
Aufenthaltsort  in  der  Nähe  haben.    Arg.  Art.  407  jct.  408. 

18)  P.)  Die  abweichende  Ansicht  der  früheren  Aufl.  und  vonToul- 
lier,  II,  1111,  ist  nicht  haltbar  und  widerspricht  der  communis  opinio. 
Demolombe  VII.  258  ff.  Locre,  Legisl.  VII.  S.  200.  Sir.  XIV,  II 
48.  XXIX,  II,  313.  Laurent,  IV.  440. 

14)  Also  nur  unter  dieser  Bedingung.  Sir.  XXL  II,  260.  S.  je- 
doch Art.  410.  ~i       » 

15^  Bloechel  §.  20.  Sir.  IX,  II,  158.  S.  jedoch  Sir.  VII,  U, 
865.    »XVII,  II,  76.    Chardon,  Tr.  des  trois  puiss.  HI,  317. 

16)  Oder,  wenn  wegen  einer  Entmündigung  oder  wegen  eines  Ent- 
mündigten der  FB.  zu  berufen  ist,  mit  dem  Betheüigten  selbst. 

17)  L  223.  §.  1.  D.  de  V.  S. 
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berufe».  Art  409.  d)  Selbst  dann,  mm  der  Minderjährige 
in  dem  oben  bestimmten  Umkreise  Verwandte  oder  Schwäger 
hat,  kann  der  Friedensrichter  auch  entfernter  wohnende  Ver- 
wandte oder  Schwäger  vorzuladen  gestatten,  1ÖJ  vorausgesetzt 
dass  sie  mit  dem  Minderjährigen  näher  oder  eben  90  nahe 
verwandt  sind,  als  die  gegenwärtigen.  Art  410. 19)  e)  Wenn 
wejgta  eines  natürlichen  Kindes  ein  FR,  zusammenberufen  isft, 
so  ist  dieser  —  in  Betracht,  dass  die  §.  84  von  den  unehe- 
lichen Verwandtschaften  aufgestellte  Regel  auf  den  vorliegen- 
den Fall  schlechthin  anwendbar  ist,  —  schlechthin  nach  der 
Vorschrift  des  Art.  409  zusammenzusetzen.  *°) 

Es  können  jedoch  nicht  Mitglieder  des  FR.  sein:  ^Min- 
derjährige, Vater  und  Mutter  ausgenommen ;  2)  Entmündigte ; 21) 
3)  Frauen  die Ascendentinnen ausgenommen21*);  4)  diejenigen, 
welche  oder  deren  Eltern,  Ehegatten  und  Kinder  einen  Rechtsstreit 
mit  dem  Minderjährigen  haben,  der  den  Stand  oder  das  Vermögen 
oder  einen  bedeutenden  Theil  des  Vermögens  des  Minderjährigen 
gefährdet;  Art.  442.  ;*•)  5)  diejenigen,  welche  von  einer  Vor- 
mundschaft ausgeschlossen,  oder  einer  Vormundschaft  entsetzt 
worden  sind;  (Art.  445. M)  6)  ehemals  die  bürgerlich  Todten;  Art. 

18)  Licet,  non  oportet.    Sir.  XVII,  II,  76. 

19)  Der  Artikel  ist  strictissimae  interpretationis.  Durant.  III 
462.  P.)  Demolombe,  VII,  272. 

20)  Vgl.  Sir.  VI,  I,  474.  XX,  I,  366.  LVII,  II,  83. 

21)  P.)  Als  Kegel  ist  anzuerkennen,  dass  die  Grunde  der  Unfähig- 
keit nicht  über  das  Gesetz  auszudehnen  sind  (Sir.  VII,  I,  478),  dass 
also  auch  die,  welche  nicht  entmündigt  sind,  sondern  aar  einen  Bei- 
stand haben,  nicht  ausgeschlossen  sind,  weil  Art.  442  Nro.  2  nur  die 
„interdits*  nennt.  —  Sir.  XLVIII,  I,  677.  —  Allein  dies  hat  seine 
Grenzen!  Der  Geisteskranke,  welcher  sich  im  Irrenhause  befindet,  der 
notorische  Verschwender,  der  Blödsinnige  u.  dgl.  können  nicht  zugelas- 
sen werden,  mögen  sie  anch  nur  einen  Beistand  haben  oder  auch  ohne 
solchen  sein!  Der  Art.  444  bietet  das  Mittel,  sie  auszuschließen  oder 
abzusetzen.  Vgl.  Laurent,  IV.  514,  515. 

21a)  P.)  8.  jedoch  Art.  507  und  unten  §.  126.  Ob  der  Vormund 
anch  Mitglied  des  FR.  sein  kann,  s.  unten  §.  123  Anm.  2. 

22)  Vgl.  unten  §.  104  ff.  yon  den  Ursachen  aus  welchen  einer  nicht 
Vormund  sein  kann  und  darf;  besonders  §.  104  Anm.  6. 

23)  Die  Mutter,  die  zu  einer  zweiten  Ehe  geschritten  ist,  ohne  einen 
FB.  zusammen  berufen  zu  lassen,  kann  gleichwohl  Mitglied  des  FB.  sein. 
(Der  Art.  396  sagt  nur:  Elle  perdra  la  tateile.)  Sir.  X.  II,  397.  A. 
M.  ist  Del v ine.  ad  Art.  445.  Noch  weniger  kann  eine  Mutter,  welche 
von  dem  FB.  nur  nicht  in  der  Vormundschaft  bestätiget  worden  ist, 
Y<ra  dem  FB.  ausgeschlossen  werden.    Durant.  III,  511. 
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25.  §.  162  7)  die,  welche  zu  einer  peinl.  Strafe  verurtheilt  worden 
sind,  mit  welcher  das  Gesetz  den  Veilost  des  Rechts,  in  dem 
FR.  eine  Stimme  zu  führen,  verbunden  hat;  Art.  442.  vgl. 
C.  p.  Art.  28. 34.  §.  167.  8)  diejenigen,  welchen  durch  das  Urtheil 
eines  Gerichts  der  Zuchtpolizei  die  Ausübung  dieses  Rechts 
untersagt  worden  ist.  C  p.  Art  42. 43.  Endlich  9 )  dürften  diejeni- 
gen nicht  Mitglieder  des  FR  sein  können,  welche  in  der  Sache, 
die  der  Gegenstand  der  Berathung  ist,  als  Partei  zu  betrachten 
sind.  ")  Arg.  Art  426.  495.  Vgl.  unten  §.  123  ■*)  —  Auch  kön- 
nen, wenn  der  Beschluss  eines  F.R.  für  ungiltig  erklärt  wird, 
dieselben  Mitglieder,  welche  diesen  Beschluss  fassten,  zu  einem 
neuen  FR.  über  diesen  Gegenstand  zusamraenberufen  werden.16) 

§.94. 

Vom  der  Zusammenberufung  des  Familienraths  und  von  der  Form  seiner 

Berathung. 

Die  Zusammenberufung  des  FR.  geschieht  durch  den  Frie- 
densrichter, l)  welcher  auch  die  Liste  der  Mitglieder,  nach  Mass- 
gabe der  §.  93  aufgestellten  Regeln,  und  nachdem  er  z.  B. 
bei  dem,  welcher  auf  die  Zusammenberufung  anträgt,  die  er- 
forderlichen Erkundigungen  eingezogen  hat,  zu  entwerfen  be- 
rechtigt ist.*J  —  Der  kompetente  Friedensrichter  ist  der  Frie- 
densiichter  desjenigen  Kantons,  in  welchem  der  Minderjährige 
zu  der  Zeit,  da  er  zuerst  unter  eine  Vormundschaft  gestellt 
wird,  seinen  Wohnsitz  hat;  Art.  406;  und  zwar  ist  dieser 
Friedensrichter  nicht  blos  in  Beziehung  auf  die  erste  Bevor- 
mundung oder  Vormundschaft,  sondern  auch  in  Beziehung  auf 
eine  zweite  etc.  Bevormundung  und  Vormundschaft  ausschliess- 
lich kompetent.9)    Jedoch  dürfte  von  dieser  Regel  die  Aus- 


24)  Lassaulz  II,  435.    Bloechel  §.  25.   Sir.  XLI1,  I,  493.  PJ 
LIII,  I,  299.  Demolombe  VII,  516. 

25)  P.)  Die  Ausschliessucg  der  Gründe  des  /rt  444  in  den  frohe- 
ren Aufl.  ist  nicht  gerechtfertigt.    Art.  445  und  oben  nt.  21. 

26)  8ir.  V,  II,  603.  VII,  I,  473  XX,  II,  293. 

1)  Nicht  also  durch  den,  welcher  die  Haltung  eines  FB.  betreibt. 
Sir.  IX,  U,  158. 

2)  Durant  III.  456. 

8)  Jpd.  du  C.  c.  XV,  283.  Sir.  X,  I,  62.  XIX,  I,  825.    *XXXV,  II, 
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nähme  zu  machen  sein,  dass,  wenn  der  Mündel  unter  der  ge- 
setzlichen Vormundschaft  des  Vaters  oder  der  Mutter  oder  der 
übrigen  Ascendenten  steht,  die  Kompetenz  des  Friedensrichters 
durch  den  Wohnsitz  des  Vormundes  bestimmt  wird.4)  —  Der 
Friedensrichter  ist  verpflichtet,  den  FR.  zusammenzuberufen, 
nicht  nur  auf  Antrag  und  Betreiben  der  Verwandten"  oder  der 
in  einem  gegebenen  Falle  bei  der  Zusammenberufung  bethei- 
ligten Personen,  sondern  P)  auch  von  Amtswegen.6)  Art.  406! 
—  Die  Vorladung  geschieht  in  der  gewöhnlichen  Form  P.)  der 
aussergerichtlichen  Ladung,  mit  Einräumung  der  P.)  durch 
das  Gesetz  bestimmten  Fristen,0)  jedoch  kann  der  FR.  auch 
zu  Folge  einer  gütlichen  Uebereinkunft  oder  auf  eine  Einla- 
dung durch  Briefe  zusammentreten.7)  —  Die  gehörig  Vorgela- 

406.  XLVI,  II,  580.  XL VIII,  II,  295.  Magnin  J,  78.  Ohardon  a.  a. 
0.  m,  290.  Vergl.  Bloechel  §,  19 

4)  Die  Ausnahme,  wie  die  Regel,  beruht  auf  dem  Interesse  des 
Minderjährigen.  Vgl.  Du  ran  t.  III,  453,  Sir.  XXVI,  I,  139  —  *Die 
im  Text  aufgestellte  Ansicht  war  früher  die  allgemeine.  Sir  XXXV,  II, 
556.  Rh.  Arch.  XII,  I,  164.  In  Sir.  XLII ,  I,  244  wurde  die  Aus- 
nahme auch  auf  den  tuteur  ad  hoc  ausgedehnt;  Marcade\  Art.  410 
n.  III.,  der  Zachariä  missversteht,  Hill  sie  auf  den  testamentarischen 
und  auf  den  gesetzlichen  Vormund  angewandt  wissen,  da  beide  früher 
vorhanden  seien  als  der  FR.  Nach  einem  Schwanken  (Sir.  XLVL  I, 
465)  hat  sich  aber  der  Gerichtsgebrauch  für  die  entgegengesetzte  An- 
sicht entschieden:  es  wird  jede  Ausnahme  von  der  Regel  verworfen, 
weil  der  Art.  407  keinen  Unterschied  macht.  Sir.  XLII,  1.661.  XL  VI  II, 
II,  295.  L,  I.  299.  Demol.  VII,  348 f.  Valette  s. Proudhon  II,  p.  314. 

P.)  Vgl.  Aubry  et  Rau,  I,  §.  92 M>.  Die  Beschlüsse  des  inkom- 
petenten Familienrath8  6ind  ungiltig,  können  aber  aufrecht  erhalten 
werden,  wenn  es  sich  nur  um  einen  Verwaltungsakt  des  Vormundes 
handelt  und  das  Interesse  des  Mündels  gewahrt  ist.  Sir.  XLLL  I,  244, 
661.  XLVI,  I,  465.  S  a.  §.  96. 

5)  Der  Staatsanwalt  ist  nicht  berechtigt,  von  Amtswegen  die  Zu- 
saromenberufung  des  FR.  zu  verlangen.  Sir.  XIX,  I,  17.  —  *Carr£, 
Complt.  civ.,  I,  117.  Magnin  I,  323.  Dagegen  kann  der  Friedensrich- 
ter den  FR.  immer  berufen,  wenn  er  es  im  Interesse  des  Minderjährigen 
für  nöthig  hält.    Demol.  VII.  280. 

6)  Pisreau  II,  349.  P.)  Früher  entschied  Art.  411;  durch  Loi  v. 
3.  Mai  1862  Art.  4  und  den  damit  eingeführten  neuen  Art.  1033  C.  de 
Proc.  ist  dies  geändert,  der  Zusatztag  tritt  nur  ein  bei  einer  Entfernung 
von  fünf  Myriametern;  doch  gelten  vier  M.  und  darüber  für  voll;  gerin- 
gere Bruchtheile  bleiben  ausser  Betrachtung. 

7)  Alsdann  aber  trifft  die  Nichterscheinenden  nicht  die  im  Art.  413 
gedachte  Strafe.  Lassau lx  II,  819.  Jpd.  du  C.  c.  VIII,  29.  Auch  ist 
der  in  ihrer  Abwesenheit  gefasste  Beschluss  ungiltig.  Sir.  XXVII,  II, 
196.  XLVIII,  II,  527.  -  *Uie  unförmliche  Einladung  bildet  der  Kosten- 
ersparnis» wegen  in  Frankreich  die  Regel.  S.  auch  Art.  17  des  Ges.' vom 
25.  Mai  1838. 

ZftObftHS,  Frau,  chrlkseht.    6.  In«.    X.  10 
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ladeuen  haben  sich  an  dem  bestimmten  Tage  entweder  in 
Person,  oder  durch  einen  Bevollmächtigten,  welcher  jedoch 
nur  für  eine  einzelne  Angelegenheit  oder  für  eine  bestimmte 
Versammlung  beauftragt  sein,8)  auch  nicht  Mehrere  zugleich 
vertreten  kann,  einzufinden.  Art.  ,412,  Ueberdiess  dürften  die- 
jenigen, welche  für  ihre  Person  (nach  §.  93)  nicht  Mitglieder 
des  FB.  sein  können,  auch  nicht  als  Bevollmächtigte  zu  einem 
FR.  zuzulassen  sein.9)  —  Wer,  gehörig  vorgeladen, 
ohne  einen  rechtmässigen  Entschuldigungsgrund10)  weder  in 
Person,  noch  durch  einen  Bevollmächtigten  erscheint,  oder  wer 
sich  ohne  einen  genügenden  Grund  weigert,  an  der  Berathung 
Theil  zu  nehmen,11)  kann  von  dem  Friedensrichter  in  eine 
Geldstrafe,  welche  jedoch  nicht  über  50  Fr.  betragen  darf, 
verurtheilt  werden,  ohne  dass  gegen  das  Straferkenntniss  das 
Rechtsmittel  der  Berufung  stattfände.19)  Art.  413.  Auch  kann 
der  Friedensrichter  in  diesem,  so  wie  in  einem  jeden  andern 
Falle  die  Versammlung  auf  unbestimmte  Zeit  aussetzen  oder 
auf  einen  bestimmten  Tag  verlegen.11)  Art.  414.  Der  F.R. 
hat  sich  kraft  Gesetzes14)  bei  dem  Friedensrichter  zu  versam- 
meln, wenn  dieser  nicht  bei  der  Vorladung  einen  andern  Ort 
für  die  Zusammenkunft  bestimmt.15)  —  Art.  415.  Die  Sitzun- 


8)  Par  qh  mandataire  special.  —  Dieser  Ausdruck  ist  hier  nicht 
von  dem  Inhalte  der  abzugebenden  Stimme  zu  verstehen.  Vielmehr 
kann  man  Ober  die  Giftigkeit  einer  Vollmacht  Zweifel  erheben,  welche 
dem  Bevollmächtigten  vorschreibt,  wie  er  stimmen  soll.  Proudh.  II, 
182.  Durant.  111,  456.  Bloechel,  §.22.  8ir.  VI,  11,5.  Demolombe, 
VII,  295.  »Chardon  III,  320.  Du  Caurroy,  Comment  Art.  412.  In 
der  Disc.  des  StB.  wurde  vorausgesetzt,  dass  das  Votum  des  Bevollmäch- 
tigten ein  freies  sei.  Diec.  zu  Art.  413.   Locre*  VII,  p.  1*1. 

9)  Paillet  ad  Art.  412.  Sir.  L,  II,  60.   Demolombe,  VII,  296. 

10)  Ob  der  Entschuldiguugsgrund  rechtmässig  sei,  ist  dem  Ermessen 
des  Friedensrichters  Oberlassen.    Bloechel  §.  28. 

11)  Sir  XXIX,  I,  »20. 

12)  Ist  gegen  ein  solches  Erkenntniss  auch  nicht  das  Rechtsmittel 
der  Opposition  zulässig?  Bejaht  wird  diese  Frage  von  Lassaulz  11,332. 
♦und  v.  Dem ol.  VII,  298. 

13)  Das  ist  der  Sinn  der  Worte:  Ajourner,  proroger.  Duranton, 
m,  457. 

14)  Also  dieser  Versammlungsort  braucht  in  der  Vorladung  nicht 
bezeichnet  zu  werden. 

15)  8.  Ober  den  Ort,  wo  der  FR.  wegen  einer  Entmündigung  ge- 
halten werden  kann.   Sir.  XIV,  II,  28. 
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gen  sind  nicht  öffentlich. tÄ)  Ein  giltiger  BescHluss  kann  von 
dem  FR.  nur  unter  der  Bedingung  gefasst  werden,  da«s, 
ausser  dem  Friedensrichter,  in  den  gewöhnlichen  Fällen  (Art. 
407)  wenigstens  fünf  Mitglieder  und,  wenn  der  FR.  (Art.  488) 
aus  mehr  als  sechs  Personen  besteht,  wenigstens  drei  Vier- 
theile der  Mitglieder17)  gegenwärtig 1R)  sind.  Art.  415.  — 
Per  Beschluss  P.)  muss  bei  Strafe  der  Ungiltigkeit  nach  der 
absoluten19)  Mehrheit  der  Stimmen  gefasst  werden,  und  .so, 
dass  nur  die  Stimmen  der  in  Person  oder  durch  einen  Bevoll- 
mächtigten Erschienenen  gezählt  werden.  Die  Stimme  des 
Friedensrichters  wird  mitgezählt  und/  gibt  bei  eintretender 
Stimmengleichheit  den  Ausschlag  20)  Art.  416.  Wird  der  Be- 
schluss nicht  einstimmig  gefasst,  so  "ist  die  Abstimmung  eines 
jeden   einzelnen  Mitgliedes  im  Protokolle  anzuführen.     C.  de 


16)  Duraut.  III.  454.  P.)  Deniolombe,  VII,  301.  Art.  8C.  de 
proc.  Bteht  nicht  entgegen. 

17.  Der  Art.  415  spricht  nar  von  drei  Viertheilen  der  Mitglieder. 
S  jedoch  Locre  a«l  Art.  415.  P.)  Wohl  mit  Recht  and.  Mein.  De- 
molorabc,  VII,  304-306.  m 

18)  Gegenwartig.  —  Wenn  ein  zum  FR.  Berufener  «war  erscheint, 
aber  einen  En'schuldigungsgrund  anführt,  warum  er  nicht  Mitglied 
eines  FR.  sein  könne,  so  ist  er  bei  dieser  Zahl  nicht  mitzurechnen.  Sir. 
XI,  II,  87.  Dagegen  ist  das  Mitglied  mitzurechnen,  welches,  gegen- 
wärtig,  an  der  Berathung   nicht  Theil  nehmen  will.    Sir.  VII,  II,  866. 

19;  Delvinc.  und  Boileux  ad  Art.  416  Doranton,  III,  46«. 
Favard  m.  tutelle.  §.  4  n.  6.  Sir.  XII,  II,  389.  XL,  II,  346.  A  M. 
sind  d.  i  relative  Stimmenmehrheit  erachten  für  genügend:  Locre 
ad  Art.  415.  Proudhon  IL  p.  491.  Toullier  II,  1121.  Die  im  Para- 
graphen angenommene  Meinung  beruht  darauf,  dass,  wo  die  Gesetze  von 
Stimmenmehrheit  sprechen,  im  Zweifel  die  absolute  zu  verstehen  sein 
dürfte.  Vgl.  C.  de  proc.  Art.  117  f.  —  *Die  relative  Stimmenmehrheit 
wird  jetzt  allgemein  verworfen.  Marc  ade*  und  Du  Caurroy  Art.  416. 
Valette  s.  Proudhon  IL  323.  Duvergier  zu  To  ul  ii  er-a.  a.O. 
Demolombe,  VII,  311  ff.  (Die  französische  Uebersetzung  des  ^acha- 
riä   sagt   indess   das   Gegentheil    des  deutschen  Textes,  daher  die  Wi- 

erS 20.'  Z  B  wenn  der  FR.  ans  7  Mitgliedern  besteht,  drei  sind  mit 
dem  Friedensrichter  für  die  eine,  vier  für  die  andere  Meinung,  so  geht 
die  erstere  Meinung  vor.  A.  M.  ist  Delvinc.  ad  Art  415  und  : Da- 
ran ton  a.  a.  0.—  Wie,  wenn  es  auch  durch  die  Stimme  des  Friedens- 
richters «u  keiner  entscheidenden  Stimmenzahl  kommt?  P)  Die  Mino- 
rität muss  sich  einer  der  Mehrheits- Ansichten  anschlössen ;  dies  folgt 
aus  allgemeinen  Prinzipien.  Art.  117.  C.  de  proc.  Weigert  sich  die  Min- 
derheit, so  ist  mit  deren  Ausschliessung  ein  anderer  FB.  zu  berufen; 
fl.obennt.il.  Vgl.  Sir.  XL,  II,  346.  Aubry  et  Bau,  «•  »4  nt.  15, 
16  und  Citate. 
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pr.  Art  883.*  Der  Beschluss  braucht  in  der  Regel  (s.  je- 
doch Art.  447)  nicht  durch  Gründe  unterstützt  zu  werden.21) 
Arg.  Art.  447.  —  Wenn  übrigens  auch  dem  FR.  keine  Art 
von  Gerichtsbarkeit  zusteht,  so  versteht  es  sich  doch  von  selbst 
dass  er  diejenigen  Nachrichten  und  Erkundigungen  einziehen 
so  wie  diejenigen  Massregeln  ergreifen  kann,  welche  zu  einer 
gehörigen  Berathung  über  den  zu  fassenden  Beschluss  erfor- 
derlich sind. 

§.  95. 

Von  den  Beschlüssen  des  Familienraths. 

Die  Beschlüsse  des  FR.  —  les  avis  du  conseil  de 
famille  !)  —  sind  1)  Beschlüsse  in  der  engeren  Bedeu- 
tung, (les  d£lib£ration8  du  conseil  de  famille,  s.  z.  B.  Art  447. 
458.  G.  de  pr.  Art.  882 f.)  Beschlüsse,  welchen  (schlechthin 
oder  bedingungsweise)  die  Eigenschaft  der  Vollziehbarkeit  zu- 
kommt. Dahin  gehören  theils  die  Beschlüsse,  welche  die  dem 
FR.  übertragenen  Ernennungen  betreffen,  theils  diejenigen, 
durch  welche  der  Vormund  oder  auch  der  Mündel  (s.  z.  B. 
Art.  160)  zu  einer  gewissen  Handlung  ermächtiget  oder  ver- 
pflichtet wird.  —  Sie  sind  2)  Gutachten,  (avis  in  der  en- 
geren Bedeutung,  s.  z.  B.  Art  494.  G.  de  pr.  Art.  892.  893.) 
mittelst  welcher  der  FR.  über  eine  die  Vormundschaft  betref- 
fende Frage  bloss  seine  Meinung  dem  Gerichte  eröffnet  (In 
den  folgenden  Paragraphen  wird  das  Wort :  Beschluss  von  dem 
FR.  gebraucht,  stets  in  seiner  engeren  Bedeutung  gebraucht 
werden.)  —  Die  Fälle,  in  welchen  der  FR.  zur  Fassung  eines 
Beschlusses  oder  zur  Stellung  eines  Gutachtens  zusammenzu- 
berufen  ist,  bestimmt  das  Gesetz.2)  Jedoch  steht  es  dem  Vor- 


21)  Sir.  XIV,  I,  74  P.)  Merlin,  ße*p.  anter  motife  de  jagement 
No.  20.    Demolombe,  VII,  318. 

1)  Aach  das  Wort:  Avis  du  conseil  de  f.  wird  bald  in  dieser  wei- 
teren Bedeutung,  vgl.  z.  B.  die  Ueberschrift  des  tit  X.  P,  II.  Liv.  L 
des  C.  de  pr.  bald  in  der  engeren  Bedeutung  genommen. 

2)  Sie  werden  in  diesem  Handbuche  gelegentlich  angeführt  werden. 
Zusammengestellt  findet  man  sie  bei  Proudhon  II,  186  bei  Toullier 
II,  1120  bei  Duranton,  III,  470.  PJ  vDemolombe,  VII,  822. 
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munde  allerdings  frei,  auch  in  andern  Fällen  den  FR.  znsam- 
menberufen  zu  lassen,  um  sich  bei  diesem  wegen  der  Verwal- 
tung der  Vormundschaft  Rathes  zu  erholen,  wenn  ihn  auch 
alsdann  der  Beschluss  des  FR,  nicht  von  der  eigenen  Verant- 
wortlichkeit befreit.8) 

Die  Beschlüsse  des  FR.  können  entweder  sofort  oder  nur 
unter  der  Bedingung,  dass  sie  von  dem  Gerichte,  von  dem 
competenten  Gerichte  der  ersten  Instanz,  bestätiget  worden 
sind,  in  Vollziehung  gesetzt  werden.  In  der  Regel,  d.  i.  mit 
Vorbehalt  der  in  den  Gesetzen  ausdrücklich  ausgenommenen 
Fälle,  s.  Art.  457  458.  466.  467.  511.  C.  de  pr.  Art.  984 
können  sie  ohAe  die  Bestätigung  dos  Gerichts  (Thomologation) 
vollzogen  werden. 4)  Der  C.  de  pr.  Art  885  —  889  bestimmt 
das  Verfahren,  welches,  um  für  einen  Beschluss  die  Bestäti- 
gung des  Gerichts  zu  erlangen,  einzuschlagen  ist  5) 

§.  96. 

Von  dem  Rechte,  die  Beschlüsse  des  Familienraths  anzufechten.1) 

Die  Beschlüsse  des  FR.  können  1)  aus  dem  Grunde  an- 
gefochten werden,  weil  bei  der  Zusammensetzung  oder  Zusam- 
menberufung des  FR.  oder  bei  der  Berathung  oder  Beschluss- 
nahme  nicht  die  den  Gesetzen  nach  erforderlichen   Formen 


8)  Bloechel  §.  67.  —  Jedoch  in  Fällen  dieser  Art  ist  weder  der 
FB.,  einen  Beschluss  so.  fassen,  noch  der  Vormund,  einem  Beschlüsse 
des  FR.  Folge  an  leisten ,  verpflichtet.  —  Auch  die  Gerichte  können, 
um  sich  in  einer  Vormundschaftssache  Aufklärungen  su  verschaffen,  die 
Zusaromenberufung  eines  FB.  verfügen.  Vgl.  Gilbert  ad  Art.  885  des 
C.  de  pr. 

4)  Durant.  III,  474.  577.    P.)  Demolombe,  VII,  325. 

5)  P.)  Das  Gericht  kann,  wenn  es  einem  Beschlüsse  des  FB.  nicht 
beistimmt,  nur  die  Bestätigung  versagen,  nicht  aber  reform iren  d.  h. 
factisch  modifisiren  §.  102  nt.  2.    Sir.  LXIII,  I,  113.  Gegen  alle,  auch 

fegen  die  bereits  bestätigten  Beschlüsse  des  FR.  ist  nach  G.  de  pr. 
.rt.  883,  885  keine  Appellation  gestattet,  sondern  es  ist  Haupt-  oder 
Incident' Klage  su  erheben  bei  dem  euständigen  Tribunal  I.  Inst.  Sir. 
XXVII,  1,  57.  L,  II,  299.  S.  unten  nt.  8  und  Text 

1)  Die  Aufgabe  dieses  Paragraphen  bietet  mehrere  Schwierigkeiten 
dar,  besonders  weil  der  Art.  8*3  des  C.  de  pr.  nicht  mit  der  gebühren- 
den Genauigkeit  redigirt  xu  sein  scheint.  Vgl  Delvinc.  I,  270.  Du- 
rant. DI.  475  ff. 
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beobachtet  worden  sind.  Jedoch  ist  die  Frage,  welche  von 
diesen  Formen  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  zu  beobachten  sind, 
in  das  richterliche  Ermessen  gestellt  »Bei  der  Beantwortung 
dieser  Frage  wird  der  Richter  theils  im  Allgemeinen,  welche 
von  diesen  Formen  in  Beziehung  auf  ihren  Zweck,  —  das  In- 
teresse des  Mündels  zu  wahren,  -*-  für  mehr  oder  weniger 
wesentlich  zu  erachten  sind,8)  theils  die  Beschaffenheit  eines 
jeden  einzelnen  Falles,  (ob  in  dem  gegebenen .  Falle  das  Inte- 
resse des  Mündels  gefährdet  oder  beeinträchtiget  worden  ist?) 
zu  untersuchen  haben.  Vergl.  §.  37  und  62.  —  Das  Recht, 
die  Beschlüsse  des  FR.  aus  diesem  Grunde  anzufechten,  steht 
dem  Vormunde  und  dem  Gegenvormunde,  und  in  den  geeig- 
neten Fällen  dem  Pfleger,  ingleichen  den  Mitgliedern  des  FR. 
zu,  und  zwar  sowohl  denen,  welche  in  dem  FR.  gegenwärtig 
gewesen  sind,  sollten  sie  sich  auch  bei  dem  gefassten  Be- 
schlüsse ausdrücklich  oder  stillschweigend  beruhiget  haben.*: 
als  denen,  welche  in  dem  FR.  nicht  gegenwärtig  gewesen  sind, 
sei  es,  weil  sie  es  nicht  für  gut  fanden,  an  der  Berathung 
Theil  zu  nehmen,  oder  dass  sie  dazu  gegen  die  Vorschrift  des 
Gesetzes  nicht  berufen  worden  sind.4)     C.  de  pr.  Art.  883. 

Die  Beschlüsse  des  FR.  können  2)  aus  dem  Grunde  an- 
gefochten werden,  weil  sie,  obwohl  ihrer  Form  nach  recht- 
mässig, ihrem  Inhalte  nach  mit  dem  Interesse  des  Min- 
derjährigen im  Widerspruch  stehen,5)   sie  mögen  übrigens 

2)  P.)  S.  §•  93  nt.  «.  8-  94  nt.  4 

3)  Sir.  XIII,  II,  289.  XIV,  II,  48.  XXI,  II,  261.  Sunt  nullitates 
juris  publici.  -  *Hieraus  folgt  aber  nicht,  das9  auch  die  Staatsbehörde 
das  Recht  der  Anfechtung  habe.  Sir.  VII,  1,437.  XIV,  I  278.  XXXVIII, 
II,  69.  P.)  Auch  der  Vorsitzende  Friedensrichter  hat  kein  Anfechtungs- 
lecht;  er  ist  nicht  Partei.  S    unten  Text  und  nt.  9. 

4)  Delvinc  a.  a.  0.  Oemolombe,  VII,  339.  Hingegen  kann 
man  nicht  behaupten,  dass  ein  jeder  Anverwandte  des  Mündels,  oder 
dass  der  Mündel  selbst  iwer  sollte  ihn  repräsentiren?),  die  Klage  an- 
custellen  berechtiget  wäre.  Diese  Bemerkung  ist  auch  auf  den  zweiten 
Klagsrund  anwendbar. 

5)  P.)  Bestritten  ist,  ob  -  abgesehen  von  Formfehlern  und  von 
Gründen  der  Unfähigkeit  oder  Auschli^ssung  —  die  Ernennung  eines 
Vormundes  oder  Gegenvormundes  anfechtbar  ist.  Demolombe  VIL 
836,  336,  Sir.  XV,  II,  215,  LXVII,  II,  114,  Aubry  et  Ran,  I,  §.  96 
nt  11,12  verneinen  es!  Dagegen  ist  es  bejaht  von  Merlin,  Ron.  unter 
Tutelle,  Sect.  II.  §.  3.  Art.  3.  Sir.  LVII,  II,  362.  LXII.  II,  449  und 
Zachariä  in  der  IV.  Aufl.    -  Letzteres  durfte  richtig  sein. 
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einstimmig  oder  nur  durch  Stimmenmehrheit  gefwt  worden 
sein  e)  8.  jedoch  Art  160  und  nnten  das  Eberecht  —  Das 
Recht,  die  Beschlüsse  des  FR.  ans  diesem  Grande  anzufech- 
ten, steht  dem  Vormunde  und  dem  Gegen  Vormunde,  und  in 
den  geeigneten  Fällen  dem  Pfleger,  ingleichen  den  Mitgliedarn 
des  FR,  diesem  ganz  so  wie  in  dem  rorigen  Falle7)  zu.  C. 
de  pr.  Art  883. 

Endlich  können  die  Beschlüsse  des  FR.  3)  auch  Ton  de- 
nen angefochten  werden,  deren  Rechte  durch  den  Inhalt 
des  Beschlusses  beeinträchtigt  worden  sind,  z.  B.  von  dem 
Vormunde,  welcher  Ton  der  Vormundschaft  ausgeschlossen  oder 
abgesetzt  worden  ist.    Art.  448. 

In  allen  diesen  Fällen  ist  die  Klage  bei  dem  Gerichte 
der  ersten  Instanz,  in  dessen  Bezirk  der  FR  gehalten  wor- 
den ist,  anzubringen.  *)  —  Die  Klage  ist  RJ  gegen  die  Mit- 
glieder zu  richten,  welche  dem  angefochtenen  Beschlüsse  bei- 
gestimmt haben.*)  In  keinem  Falle  kann  der  Friedensrichter 
mit  vorgeladen  werden.9)  Wenn  insbesondere  die  Klage  von 
dem  Vormunde  gegen  einen  Beschluss  angestellt  wird,  durch 
welchen  der  Vormund  von  der  Vormundschaft  ausgeschlossen 
oder  abgesetzt  worden  ist,  so  ist  sie  gegen  den  Gegenvormund 
zu  richten  *°J  Art  448.  —  Das  Verfahren  ist  summarisch.  n) 
G.  de  pr.  Art  884.  889. 

6)  Delvinc.  a.  a.  0.  Der  C.  de  pr.  Art  888  spricht  Dar  im  1.  and 
nicht  im  2.  §.  blog  von  den  Beschlossen  per  majora.    Die  im  Texte  an« 

fenommene  Meinung  entspricht  übrigens  atwsrtdiesslich  dem   Interesse 
es  Mündels. 

7)  Par  est  ratio,  wie  in  dem  erstem  Falle. 

8)  Sie  kann  auch  ineidenter  angebracht  werden,  wenn  der  Beschlass 
der  Bestätigung  des  Gerichts  unterworfen  ist.  C.  de  pr.  Art.  888.  8. 
oben  nt.  5. 

*>  P.)  Die  Unterscheidung  in  den  früheren  Auflage*  ist  unhaltbar, 
Art.  883  C.  de  proc  —  Lex  non  distingait.  Vgl.  Art.  441  C.  Nap. 

9)  Sir.  XIII,  1,  32.    Demolombe,  YH,  343. 

10)  Die  Vorschrift  dieses  Artikels,  eine  lex  specialis  ratione  speeieü 
nixa,  ist  durch  den  C.  de  pr.  Art.  883  keineswegs  aufgehoben  worden. 
Darant.  a.  a.  0.  n.  476.  Carre*  loie  de  la  proc.  III.  p.  265.  Sir. 
XXXIV,  II,  118.  *Demol.  VII,  344.  Marcade*  Art.  448.  n.  I.  8. 
nnten  §.  130.  A.  M.  ist  Toullier  II,  1176.  —  Während  de»  Verfahr- 
ens kam;  das  Gericht  nach  Befinden  einen  Verwalter  des  Mindelgvts* 
bestellen.    Favaid  m.  tutelle.  §.  VIII.  n.  4. 

11)  Vgl.  über  dieses  Verfahren  Pigeau  II,  350.  Delvinc  I  p. 
2*L    •Carre\  Lola  de  pr.  *,  n.  2997.  Berriat  8t  Prix.  H.  p.  679. 
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Für  dio  Ausübung  des  Rechts,  einen  Beschluss  des  FR. 
anzufechten,  ist  zwar  in  den  Gesetzen  keine  besondere  Ver- 
jährungszeit festgesetzt.  Wenn  jedoch  der  Vormund  zu  Folge 
eines  Beschlusses  des  FR.  ein  Rechtsgeschäft  abgeschlossen 
hat,  so  kann  jenes  Recht  nur  noch  von  denen  ausgeübt  wer- 
den, welche  dieses  Rechtsgeschäft  nach  andern  Vorschriften 
des  Gesetzbuches  anzufechten  berechtigt  sind,  und  nur  noch 
so  lange,  als  dieses  Rechtsgeschäft  angefochten  werden  kann. 
Vgl   Art.  1304.  1305.    S.  auch  Art.  160. 

§.  97. 

Von  der  Verantwortlichkeit  der  Mitglieder  des  Familienraths. 

Das  Gesetzbuch  legt  den  Mitgliedern  des  FR.  wegen  der 
von  ihnen  gefassten  Beschlüsse  l)  keine  besondere  Verantwort- 
lichkeit auf.  Und  wenn  ihnen  schon  die  Verantwortlichkeit 
des  gemeinen  Rechts  (Art.  1382.  1383.)  allerdings  (in  thesij 
obliegt,  so  wird  doch  mit  einer  auf  diese  Verantwortlichkeit 
gegründeten  Klage  (in  hypothesi)  kaum  in  einem  andern  Falle, 
als  in  dem  einer  Gefährde,  auszulangen  sein. s) 


L    Von   den  verschiedenen  Arten,   wie   einem 

die  Vormundschaft  übertragen  wird.   (De 

delatione  tutelae.) 

•  A.  Dem  Vormunde. 

§.  98. 
Von  diesen  Arten  im  Allgemeinen. 

Es  wird  Einem  die  Vormundschaft  übertragen  entweder 
durch  das  Gesetz  oder  durch  die  Wahl  der  Eltern l) 
oder  durch  die  Ernennung  des  Familienrathes.    (Tu- 


1)  Locr6  Vf  66.  -  Die  actio  subaidiaria  advereas  magistrantm 
des  Römischen  Rechts  ist  dem  Französischen  Rechte  überhaupt  unbe- 
kannt.   Locrl,  VII.  S.  276.  Nro.  10 

2)  Vgl.  Prondhon  IL  p.  194.  Durant.  in,  473.  PJ  Merlin 
anter  Arts  de  parents.   Deraolombe,  VII,  S52. 

1)  Eine  tutela  pactitia  findet  dem  Franxös.  Rechte  nach  nicht  statt. 
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tela  est  vel  legitima,  vel  testamentaria,  vel  dativa.)  In  so  fern 
die  gesetzliche  Vormundschaft  den  Eltern  zusteht,  geht  sie 
den  beiden  andern  Arten  der  Vormundschaft  vor,  in  so  fern 
sie  den  übrigen  Ascendenten  zukommt,  nur  der  dritten.  — 
Der  Vormund,  er  mag  von  dem  Gesetze  oder  von  den  Eltern 
oder  von  dem  Familienrathe  zur  Vormundschaft  berufen  sein, 
ist  zur  Verwaltung  seines  Dienstes  verpflichtet  und  berechtiget, 
ohne  dass  er  (wie  nach  den  Deutschen  Landrechten,)  vor  dem 
Antritte  der  Vormundschaft  von  dem  Gerichte  oder  von  einer 
andern  Vormundschaft  zu  vereiden  oder  zu  bestätigen  wäre,  und 
ohne  dass  er  eine  Bärgschaft  oder  eine  andere  Sicherheit  zu 
stellen  hätte. *)  Die  Gesetze  ertheilen  dem  Mündel,  zur  Wah- 
rung seiner  Interessen,  nur  ein  Unterpfandsrecht  an  den  Lie- 
genschaften des  Vormundes. 

$.99. 

1)  Von  der  P.)  elterlichen  Verwaltung*)  and  von  der  Vormundschaft  der 

Eltern. 

Eheliche  Kinder1)  stehen,  so  lange  beide  Eltern  am  Le- 
ben sind,*!  vorausgesetzt,  dass  die  Ehe  unter  ihnen  nicht  — 
durch  eine  Ehescheidung3)  oder  (P.)  ehemals)  durch  den  bür- 


Arg.  Art.  398.  1388.  P.)  Im  Falle  des  Art.  396  handelt  es  sich  nra  ein 
Gemisch  von  tutela  dativa  und  t.  legal is. 

2)  Blouchel  §.  53.  Sir.  XI,  II,  37.  XIII,  II,  71.  P.)  Locrö, 
VIL  S.  276  Nro.  10.  Demolombe  VII.  527. 

*)  P.)  Das  Lehrbach  verbindet  zwei  verschiedene  Materien;  die  el- 
terliche Verwaltung  nach  Art.  389  —  l'administration  legale  in  der 
französischen  Rechtssprache  nnd  die  gesetzliche  Vormundschaft  des  über- 
lebenden Elterntheils  nach  Art.  390.  -  Die  elterliche  Verwaltung  be- 
zieht sich  nur  auf  das  Vermögen:  die  persönlichen  Verhältnisse  sind 
dnrch  Art.  371  ff.  als  Ausflüsse  der  väterlichen  Gewalt  geregelt.  Zwar 
steht  Art  389  an  der  Spitze  des  Titels  „Von  der  Vormundschaft'4  aber 
die  Entstehungsgeschichte  beweist,  dass  man  nicht  daran  dachte,  den 
Vater  pls  Vormund  anzusehen,  sondern  in  Art  389  nur  ein  Attribut  der 
vaterlichen  Gewalt  feststellen  wollte.  Laurent,  IV,  302. 

1)  Von  der  Vormundschaft  i  ber  natürliche  Kinder  s.  unten  die 
Lehre  von  den  natürlichen  Kindern.  §.  571.  Vgl.  nt.  *  zu  §.  87. 

2)  S.  jedoch  Art.  141,  142,  143  und  unten  die  Lehre  von  den  Ab- 
wesenden. 

8)  Ueber  die  Folgen,  welche  eine  Ehescheidung  für  die  Vormund- 
schaft hat.  s.  Grolmann  III.  390  ff.  Tonil.  II,  1094  und  unten  die 
Lehre  von  der  Ehe. 
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gerlichen  Tod  aufgelöst  worden  ist,  nicht  anter  einer  Vor- 
mundschaft, sondern  auch  in  Beziehung  auf  ihr  Vermögen, 
allein4)  unter  der  väterlichen  Gewalt;  oder,  in  der  Sprache 
des  Gesetzes,  der  Vater  hat  .während  der  Ehe  die  Verwal- 
tung (radministration)  des  Vermögens  seiner  Kinder.  Art. 
389. 5)  Vgl  Art.  227.  —  Hieraus  folgt:  1)  Der  Vater  eines 
ehelichen  Kindes  ist  während  der  Ehe  als  Vater,  und  nicht 
in  der  Eigenschaft  eines  Vormundes,  berechtiget,  Alks  das 
aum  Besten  und  im  Namen  seiner  Kinder  zu  thun,  was  ein 
Vormund  zum  Besten  und  im  Namen  seines  Mündels  zu  thua 
berechtiget  ist,  so  dass  ein  eheliches  Kind  (immer  unter  den 
obigen  Voraussetzungen)  überall  keinen  Vormund,  sondern  in 
dem  Vater  allein  seinen  Vertreter  und  Beschützer  hat,6)  aus- 
genommen, dass  dem  Kinde,  wenn  zwischen  demselben  und 
dem  Vater  ein  Rechtsstreit  zu  schlichten  oder  entgegenge- 
setzte rechtliche  Interessen  (z.  B.  in  einer  Erbschaftssache) 
auszugleichen  sein  sollten,  ein  tutor  ad  hoc  zu  bestellen  ist.7) 
—  Obwohl  der  Vater  eines  ehelichen  Kindes  die  Stelle  eines 
Vormundes  in  Beziehung  auf  dessen  Rechte  vertritt,  so  ist  er 
doch  auf  der  andern  Seite  nicht  denselben  Einschränkungen, 
wie  der  Vormund,  unterworfen.     Es  wird  ihm  z.  B.  nicht  ein 


4)  Wenn  jedoch  den  Kindern  gewisse  Güter  anter  der  Bedingung 
legirt  sind,  dass  der  Vater  die  Administration  nicht  hat,  so  ist  diese 
Bedingung  gültig.  P.)  Die  Frage  ist  bestritten  —  Laurent,  IV,  29t 
u.  fl.  Derselbe  verneint  sie,  weil  es  sich  am  einen  Eingriff. in  die  dem 
off.  Rechte  aoerehörige  väterl.  Gewalt  handle.  Indessen  hat  sier  der  r. 
H.  Sirey  LVI,  I,  682  mit  Recht  bejaht.  Puchelt,  Zeitschrift  I.  & 
M&,  366. 

5)  Dieser  Artikel  wurde  erst  auf  Antrag  des  Tribunates  dem  Enfe* 
würfe  einverleibt.  Die  Auslegung,  deren  dieser  vereinzelt  darstehend* 
Artikel  gar  sehr  bedarf,  ist  hauptsächlich  aus  den  Bemerkungen  des 
Tribanatea  zu  entlehnen.  Vgl.  Locre*  ad  Art.  389.  Lassanlz  II,  197. 
Merlin  m.  puissance  paternelle.    Sect.  IV.  n.  11.  14. 

P.)  Die  Kontroverse  über  den  Charakter  der  elterlichen  Verwaltung 
itt  jetzt  im  Sinne  von  Z.  entschieden.  K.  H.  Sir.  LXVI,  I,  205.  LXVÜ 
1,273.  Puchelt,  Zeitschr.  I.  354-369.  III.  S.  10.  HU  gard,  Bhein- 
bairische  Annalen,  II.  S.  314. 

6)  Siehe  §.  103  nt.  1.  Sir.  XXIr  I,  253.  XXII,  II,  8.  Siehe  jedoch, 
unfein  §.  549. 

7)  Proudhon  II,  p.  170.  Duranton  III,  415.  Sir.  XL  H,  184* 
Jpd.  da  C.  e.  XVI,  193.  XVII,  161.  -  *Die  Ernenn«»*  erfolgt  auch 
hier  dureh  den  F.R»,  nicht  durch  das  Gericht  Sit.  XI,  II  184.  S.  auch 
Art.  318. 
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Gegenvormund  gegeben,  der  Fainilienrath  ist  nicht  berechti- 
get, über  ihn  dieselbe  Kontrole,  wie  über  den  Vormund  (vgl* 
Axt.  454),  auszuüben.  Es  dürfte  sogar  das  Recht  des  Vaters, 
das  Vermögen  seines  Kindes  zu  verwalten  und  das  Kind  in 
den  Handlungen  des  bürgerlichen  Lebens  zu  vertreten,  in  der 
Regel  —  d.  i.  mit  Vorbehalt  der  in  den  Gesetzen  ausdrücklich 
enthaltenen  Ausnahmen  8j  —  als  schlechthin  unbeschränkt  zu 
betrachten  sein.  Jedoch  ist  der  Vater  verpflichtet,  dem  Kinde, 
nachdem  dieses  das  Alter  der  Volljährigkeit  erlangt  hat  oder 
emancipirt  worden  ist,9)  Rechnung  über  die  Verwaltung  des 
dem  Kinde  gehörenden  Vermögens  abzulegen  und  demselben 
dieses  Vermögen  sammt  den  erhobenen  Nutzungen,  in  so  fern 
diese  nicht  dem  Vater  kraft  der  elterlichen  Nutzniessung  ver- 
bleiben,1') auszuantworten. u)  Art.  389.  —  Das  in  Frage  ste- 
hende Verwaltungsrecht  des  Vaters  hört  in  denselben  Fallen 
auf,  in  welchen  die  väterliche  Gewalt  aufhört  *;  Auch  kann 
dem  Vater  diese  Verwaltung  wegen  kundbarer  schlechter  Auffüh- 
rung oder  wegen  bewiesener  Unfähigkeit  oder  Untreue  von  dem 
Familienrathe  entzogen  werden.  ")     Arg.  Art.  444.    Dagegen 


8)  Enthält  der  Art.  457  eine  solche  Ausnahme  ?  Seiner  Wortfassung  nach 
nicht:  wohl  aber,  scheint  es  seinem  Grande  nach.  Vgl.  die  Anra.  5  a. 
Schriftsteller.  P.)  Laurent  IV,  303—305,  313,  314  gewährt  dem  Tatet 
nur  Verwaltungsrecht  („administrateur"  in  Artikel  389),  kein  Dispoai- 
ii ausrecht;  indessen  am  das  Interesse  des  Kindes  zu  wahren,  hält  er  im 
Anschlüsse  an  die  Praxis  solche  dann  für  zulässig,  wenn  sie  vom  Ge- 
richte bestätigt  werden.  Allein  aus  dem  Worte:  „administrateur"  folgt 
gar  nichts,  da  es  im  C.  N.  eine  ganz  verschiedene  Bedeutung  hat.  Art. 
1421,  1426.  Unten  §.  120  Anm.  4.  Richtiger  und  konsequenter  nimmt 
man  an,  dass  der  Vater  als  gesetzlicher  Verwalter  weder  der  Bestäti- 
gung des  Gerichtes  noch  des  FB.  bedarf.  K.  H.  Sir.  LXVH,  I,  273. 
Puchelt  a.  a.  0.  Doch  kann  er  weder  selbst  an  das  Kind  verkaufen, 
noch  von  diesem  kaufen  u.  s.  w.,  da  hei  einem  Vertragsabschlüsse  nicht 
ein  Kontrahent  beide  Parteien  repräsentiren  kann.  Niemand  kann  mit 
sich  selbst  kontrahiren.  Entscheid,  des  Reichs- Oberhandels -Gerichts 
Bd.  9  8   431. 

9)  Duranton,  III,  417. 

10)  Proudhon  de  l'usufruit  I,  232 ff.  IV.    Laurent,  IV,  306. 

11)  Ueber  die  Frage,  ob  dem  Kinde  wegen  dieser  Verwaltung  ein 
gesetzliches  Unterpfandsrecht  an  den  Liegenschaften  des  Vaters  zustehe, 
s.  §.  264. 

*)  P.)  Die  elterliche  Verwaltung  geht  m  gewissen  Fällen  der  Ver- 
hinderung des  lebenden  Vaters  auf  die  Mutter  über.    S.  §§.  549,  160. 

12)  Sir.  XXVI,  IL  44.  XXX,  I,  156  P.)  Demol.  VI, 424.  Anbry 
et  Bau,  L  |.  123.  nt.  13.    Puchelt,  Zeitschr.  III.  S.  22. 
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erlischt  jenes  Recht  nicht  schon  desswegen;  weil  die  elterliche 
Nutzniessung  an  dem  Vermögen  des  Kindes  aufhört18) 

Wenn  die  Ehe  durch  den  physischen  oder  (P.)  ehemals) 
durch  den  bürgerlichen  Tod  des  einen  oder  des  andern  Ehe- 
gatten getrennt  wird, 14)  so  ist  der  überlebende  Ehegatte,  mit- 
hin entweder  der  Vater  oder  die  Mutter,  je  nachdem  der  Va- 
ter oder  die  Mutter  der  überlebende  Theil  ist,  und  zwar  von 
Rechtswegen  der  Vormund  der  in  der  Ehe  erzeugten  Kinder; 
(Art.  390)  sollte  übrigens  auch  der  überlebende  Theil  minder- 
jährig sein.lß)  Art.  442.  Jedoch  findet  in  dieser  Beziehung 
zwischen  dem  Vater  und  der  Mutter  der  Unterschied  statt» 
dass  der  Vater  schlechthin  verbunden  ist,  die  Vormundschaft 
über  seine  Kinder  zu  führen,16)  die  Mutter  hingegen  sich  von 
dieser  Verbindlichkeit  befreien  kann,  wenn  sie,  ehe  sie  die 
Vormundschaft  —  entweder  ausdrücklich  oder,  indem  sie  ein 
Rechtsgeschäft  als  Vormündcrin16*)  abschliesst,  stillschweigend 
—  annimmt,17)    einen  Familienrath  zur  Ernennung  eines 


13)  Locre*  ad  Art.  389.  Vazeille  tr.  da  mariage  .11,  457. 

14)  Mithin,  wenn  der  Vater  oder  wenn  die  Matter  entmündigt  wird, 
tritt  die  Vorschrift  des  Artikels  nicht  ein. 

15)  P.)  Der  parens  minor  kann  als  tator  keine  grössere  Gewalt 
haben,  als  in  seinen  eigenen  Angelegenheiten;  dies  ist  anbestritten! 
Für  die  Fälle,  in  denen  er  also  nicht  ohne  seinen  Kurator  für  sich  selbst 
handeln  kann,  verlangen  die  Einen  —  Blöchel  §.  2,  —  einen  tator  ad 
hoc,  die  Anderen  die  Mitwirkung  des  Gegenvormundes' —  Demol.  VII, 
276,  Aubry  et  Rau  I.  §.  99  nt.  1;  die  Dritten  fordern  die  Mitwirkung 
des  Kurators  des  parens  minor.  Laurent,  IV,  375.  Die  letztere  An- 
sicht ist  in  den  früheren  Auflagen  des  Lehrbuches  angenommen  und  die 
richtige.  Die  Beschränkung  trifft  den  parens  minor  nur  als  solchen, 
nicht  als  tutor;  also  genügt  die  Mitwirkung  seines  curator. 

16)  Doch  kann  er  die  Vormundschaft  niederlegen  und  er  ist  an 
seinen  Abtritt  von  der  Vormundschaft  gebunden,  wenn  er,  um  seine 
Absetzung  zu  vermeiden,  die  Vormundschaft  aufgegeben  hat.  Sirey 
XXXV.  I,  81. 

16a)  P.)  Dazu  genügt  aber  nicht  jeder  Akt  der  Geschäftsführung;  zu 
dieser  ist  sie  provisorisch  verpflichtet.  Art.  394.  Demolombe  VII, 
113,  114. 

17)  Locre' ad  Art.  394.  Bloechel  §.  7.  D  uranton  III,  423 f. 
Der  Artikel  sagt  nur:  La  mere  n'est  point  tenue  d'accepter  la  tutelle. 
Jedoch  dürfte  die  Mutter  auch  nach  der  Annahme  der  Vormundschaft 
sn  hören  sein,  wenn  sie,  obwohl  nicht  kraft  eines  gesetz massigen  Ent- 
schuldigungsgrundes, doch  sonst  aus  einem  genügenden  Gründe  die 
Fortführung  der  Vormundschaft  von  sich  ablehnt.  Interest  pupilli. 
Vgl.  Bibl.  du  barr.  1808,  II,  194  Lassa  alz  IL  §.  125.  P.)  And.  M. 
Demolombe  VII,  111,  112.    *Nur  ist  dann  die  Entlassung  für  den 
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Vormundes18)  zusammenbenifen  lässt.  Jedoch  hat  sie  bis  zur 
Ernennung  eines  andern  Vormundes  alle  Pflichten  eines  Vor- 
mundes ?u  erfüllen.  Art.  394.  Wegen  des  Beistandes  der 
Mutter  s.  §.  138. 

§.  100. 
2)  Yod  dem  Vormunde,  den  die  Eltern  zu  wählen  berechtigt  sind. 

Beide  Eltern,  sowohl  der  Vater  als  die  Mutter, r)l haben 
das  Recht  für  ihre  ehelichen  Kinder  einen  Vormund  zn  wählen 
(choisir) ;  und  es  kann  weder  die  Mutter  den  Vater,  noch  der 
Vater  die  Mutter  in  der  Ausübung  dieses  Rechts  beschrän- 
ken. %)  —  Jedoch  kann  nur  der  zuletzt  mit  Tode  abgehende 
Theil,  also  der  Vater  nur  nach  dem  Tode  der  Mutter,  die 
Mutter  nur  nach  dem  Tode  des  Vaters,8)  von  diesem  Rechte 
Gebrauch  machen.4)  Art.  397.  —  Gleichwohl  kann  der  über- 
lebende Ehegatte  in  folgenden  Fällen  dieses  Recht  nicht  aus- 
üben: 1)  Wenn  er  für  seine  Person  von  der  Vormundschaft 
ausgeschlossen  oder   abgesetzt  worden  ist ; 5)  Arg.  Art.  399« 


FB.  rein  fakultativ.  Marcade\  394  n.  I.  Sir.  Collect  nouv.  II,  389. 
8ir.  XXXV,  II.  405.  (Herzogin  v.  Berrv.)  Magnin.I,  434.  Wann  hat 
aber  die  Mutter  angenommen?  Das  sicherste  Kennzeichen  ist  das,  wenn 
sie  die  Ernennung  des  Gegenvormundes  betrieben  hat.  Du  Caurroy 
ad  Art.  394. 

18)  Also,  die  gesesetzliche  Vormundschaft  der  übrigen  Ascen- 
denten  hat  in  diesem  Falle  nicht  statt.    Duranton  III,  422. 

1)  Nicht  aber  steht  andern  Personen,  s.  B.  auch  nicht  den  Gross- 
eltern das  Recht  zu,  einem  Minderjährigen  einen  Vormund  zu  ernennen. 
8  jedoch  die  Lehre  von  der  elterlichen  Nutzniessung  und  oben  §.  99 
n.  4.  Wegen  des  Erziehungsvormundes  s.  §.  90  nt.  3. 

2)  Es  hat  z.  B.  die  Mutter  dieses  Recht  auch  dann,  wenn  ihr  der 
Mann  einen  Beistand  für  die  Verwaltung  der  Vormundschaft  gegeben 
hat.    Bloechel  §.  5. 

3)  P.)  Also  nicht  wegen  Entmündigung.  Marcade  No.  I.  Abs.  5 
su  Art   397.    Demolombe  VII,  160.    Laurent,  IV,  396. 

4)  P)  Da  es  sich  um  eine  tutela  testamentaria  handelt  und  Art. 
897  nicht  sagt  „au  survivant4*  sondern  j,au  dernier  mourant",  so  kann 
der  überlebende  Elterntheil  nicht  für  seine  Lebensdauer  einen  Vormund 
wählen  z.  B.  wenn  er  die  Vormundschaft  ablehnt  Art.  394  —  oder  wegen 
Excusationes  voluntariae  davon  befreit  wird.  Sirey-  Gilbert  nt.  2 
su  Art.  897.    Laurent  IV,  396. 

5)  Delvinc.  ad  Art.  398.  *Marcade  Art.  398.  Chardon  III.  37. 
Dagegen  geht  Durant.  III,  436  zu  weit,  wenn  er  diess  auch  auf  die 
Absetzung  von  einer  andern  Vormundschaft  als  von  der  der  eigenen 
Kinder  besieht«    Der  Art.  446  spricht  nur  vom  FR, 
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445.  2)  wenn  er  für  seine  Person  die  Vormundschaft  von  sich 
abgelehnt  (Art.  394)  oder  sich  von  der  Führung  der  Vor- 
mundschaft entschuldigt  hat;6)  3)  wenn  er  aus  irgend  einem 
Grunde ,  z.  B.  wegen  Verbrechen ,  der  elterlichen  Gewalt 
verlustig  geworden  ist;7)  4)  wenn  die  /Mutter  der  überlebende 
Theil  ist,  und  ihr,  als  sie  zu  einer  zweiten  Ehe  schritt, 
die  Vormundschaft  über  die  Kinder  der  vorigen  Ehe  nicht  von 
dem  Familienrathe  gelassen  worden  ist,8)  Art.  399.  Selbst 
dann,  wenn  ihr  in  dem  Falle  einer  /weiten  Heirath  die  Vor- 
mundschaft gelassen  worden  ist,  ist  die  Wahl  eines  Vormun- 
des, die  sie  für  die  Kinder  der  vorigen  Ehe  getroffen  hat,  nur 
in  so  fern  giltig ,  als  sie  von  dem  Familienrathe 9)  bestati  et 
wird.  Art.  400.  ^Dagegen  kann  der  überlebende  Ehegatte  von 
diesem  Rechte  auch  dann  Gebrauch  machen,  wenn  er  für  seine 
Person  minderjährig  ist.10)  —  Der  überlebende  Ehegatte  kann 
diese  Wahl  eines  Vormundes  entweder  mittelst  einer  letzten 
Willenserklärung,  in  irgend  einer  von  den  überhaupt  zuläs- 
sigen Testamentsformen, l  l)  oder  vor  dem  Friedensrichter  des 
Wohnsitzes  des  Ehegatten,12)  oder  in  einer  Notariatsurkunde 

6)  P.)  Die  Frage  ist  bestritten.  Demolombe  VII,  161—163. 
Aubry  et  Bau,  I.  g.  100  nt.  6.  Laurent  IV,  396  u.  f.  Die  Genannten 
stimmen  sämmmtlich  der  Ansicht  des  Lehrbaches  bei. 

7)  Durant  III,  436. 

8)  Maintenue.  —  Also  dem  strengen  Hechte  nach  nicht  in 
dem  Falle,  da  die  Mutter  nach  Art.  395  §.  2  die  Vormundschaft  ver- 
loren, jedoch  von  dem  FR.  wieder  in  die  Vormundschaft  eingesetzt 
worden  ist 

9)  Nach Gatbefinden.  Durant.  III,  437.  P.)  Demungeachtet  bleibt 
es  eine  tutela  testamentaria  und  im  Falle  der  Entschuldigung  des  ge- 
wählten Vormundes  tritt  nicht  die  tutela  legitima,  sondern  die  t.  dativa 
ein.    Laurent,  IV,  398.    S  a.  unten  §.  101  nt.  1. 

10)  Bloechel  §.  15.  P.)  Er  bedarf  nicht  der  Mitwirkung  seines 
Kurators.    Demolombe  VII,  152 

11)  Mithin,  z.  B.  die  Wahl,  welche  der  überlebende  Ehegatte  in 
einem  eigenhändig  geschriebenen  und  unterzeichneten  und  datirten  Auf- 
satze getroffen  hätte,  wurde,  wenn  auch  der  Aufsatz  keine  anderen  Ver- 
fügungen enthielte,  aufrecht  zu  erhalten  sein.     Art.  970. 

12 )  Also  nicht  vor  einem  jeden  Friedensrichter.  iDer  Artikel  sagt, 
devant  le  juge  de  paix;  und  nicht,  wie  das  Tribunat  in  Vorschlag  ge- 
bracht hatte,  devant  un  juge  de  paix.)  Locre  ad  Art.  392.  Las* au lx 
II,  309.  P.)  Die  Frage  ist  zweifelhaft  —  Aubrv  et  Kau  L  §.  99  bis 
nt.  5  — ;  doch  spricht  für  die  Ansicht  von  Z.  der  Wortlaut  des  Gesetzes 
nnd  der  Umstand,  dass  es  sich  um  eine  ausnahmsweise  Befugniss  des 
Friedensrichters  handelt. 


Digitized  by 


Google 


fr  101.  üebertragung  der  Vormundschaft.  Tutela  datWa.      265 

treffen.  Axt  396.  jct  Art  392.  —  Der  von  den  Eiterauge* 
wählte  Vormund  ist  in  so  fern  und  nur  in  so  fern  verbunden, 
die  auf  ihn  gefallene  Wahl  anzunehmen,  als  er,  von  dem  Fa- 
milienrathe  ernannt,  zur  Annahme  der  Vormundschaft  verbun- 
den sein  würde»  Art  401.  jct.  Art.  432.*)  —  Die  von  dem 
Vater  oder  von  der  Mutter  getroffene  Wahl  eines  Vormundes 
kann  beziehungsweise  von  dem  Vater  oder  von  der  Mutter 
ganz  so,  wie  eine  jede  andere  Verfügung  auf  den  Todesfall 
nach  Gefallen  widerrufen  oder  abgeändert  werden.  n) 

§-  101. 
8)  Von  der  gesetzlichen  Vormundschaft  der  übrigen  Ascendenten. 

Wenn  der  überlebende  Ehegatte  verstorben  ist,  ohne  für 
seine  Kinder  einen  Vormund  gewählt  zu  haben, ')  so  fällt  die 
Vormundschaft  kraft  Gesetzes  zuvörderst  an  den  Grossvater 
der  väterlichen  Linie  des  Minderjährigen,  sodann,  wenn  dieser 
nicht  mehr  am  Leben  ist6  an  den  Grossvater  der  mütterlichen 
Linie,  endlich,  wenn  auch  dieser  nicht  mehr  am  Leben  ist, 
an  die  entfernteren  Ascendenten  der  väterlichen  und  der  müt- 
terlichen Linie,  an  diese  jedoch  so,  dass  jederzeit  die  Ascen- 
denten von  der  Seite  des  Vaters  denen  von  der  Seite  der 
Mutter,  wenn  beide  in  demselben  Grade  mit  dem  Minderjäh- 
rigen verwandt  sind,  vorgehen.  Wenn  in  der  väterlichen  Linie 
zwei  Urgrossväter  noch  am  Leben  sind,  so  geht  der  Urgross- 


*)  P.)  Laurent,  IV,  899. 

13)  Locrl  V,  53.  M agnin  n.  476.  Hinc  et  cum  testamento  cor- 
rait.    Bloechel  §.  44. 

1)  Abo  die  gesetzliche  Vormundschaft  der  Grosseltern,  tritt  nicht 
ein,  (sondern  vielmehr  die  tutela  dativa  ,  wenn  die  gesetzliche  Vormund* 
schaft  der  Eltern  ans  irgend  einem  andern  Grunde,  als  wegen  des  Ab- 
sterben« der  Eltern  aufhört,  oder  wenn  der  von  den  Eltern  gewählte 
Vormund  die  Vormundschaft  nicht  annehmen  kann,  oder  sie  ableint, 
oder  abgesetzt  wird.  Lassaulx  II,  316.  Durant.  III,  446.  Sir.  VII, 
I,  166.  XXXII,  II,  470.  XXXV,  II,  405.  (Der  in  der  zuletzt  a.  Stelle 
erzählte  Fall  betraf  die  Herzogin  v.  Berry.)  XL,  II,  178.  P.)  Laurent, 
IV,  402.  Die  Sache  ist  nach  Art.  405  so  klar,  dass  die  gegenteiligen 
Ansichten  keine  Beachtung  verdienen.  Auch  ist  es  jetzt  sententia  recepta, 
-  Dalloz  unter  Minorite*  No.  149.  S.  oben  §.  100  nt  9.  Unwirksam- 
keit des  Testamentes  s.  B.  durch  den  früheren  Tod  des  erwählten  Vor- 
mundes bewirkt  den  Eintritt  der  gesetzlichen  V.  nt.  13  tn  f.  100.  Lau- 
rent, am  ang.  Ort. 
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vater,  der  zur  väterlichen  Linie  des  Vaters  gehört,  dem  an* 
dern  vor:  tritt  dieser  Fall  in  der  mütterlichen  Linie  ein,  so 
entscheidet  der  Familienrath,  welcher  von  beiden  Urgroßvätern 
die  Vormundschaft  verwalten  soll.  Dieselbe  Regel  würde  bei 
den  entfernteren  Graden  analogisch  in  Anwendung  zu  bringen 
sein.  Art.  402 — 404.  Wenn  der  Ascendent,  an  welchen  die 
Vormundschaft  gefallen  ist,  die  Vormundschaft  nicht  annehmen 
kann  oder  sie  kraft  eines  rechtmässigen  Entschuldigungsgrun- 
des von  sich  ablehnt,  so  tritt  an  dessen  Stelle  nicht  schon 
von  Rechtswegen  der  nach  ihm  zu  dieser  Vormundschaft  be- 
rufene Ascendent;  sondern  es  hat  der  Familienrath  einen  Vor- 
mund zu  ernennen. ')  —  Den  Ascendentinnen  spricht  das  Ge- 
setz diese  Vormundschaft  nicht  zu. 3) 

§.  102. 

4)  Von  dem  Vormunde  den  der  Familienrath  ernennt. 

Wenn  der  Minderjährige  weder  kraft  Gesetzes  noch  kraft 
einer  von  den  Eltern  getroffenen  Wahl  einen  Vormund  hat, 
oder,  wenn  der  gesetzliche  oder  der  von  den  Eltern  gewählte 
Vormund  die  Vormundschaft  nicht  verwalten  kann  oder  sich 
entschuldiget,1)  so  hat  der  FR.8)  dem  Minderjährigen  einen 
Vormund  zu  ernennen.  Art  405.  —  Der  Friedensrichter  hat 
zu  diesem  Zwecke  einen  FR.  zusammenzuberufen,  nicht  nur 
auf  Antrag  und  Betreiben  der  Verwandten  des  Minderjährigen  s) 


2)  Non  est  locus  edicto  successorio.  Das  Gesetz safft  nur:  a  däfaut. 
Da  ran  t.  III,  477.  S.  auch  Art.  405.  P.)  Ebenso  mit  Recht  und  zwar 
auch  für  den  Fall,  dass  der  Berufene  nach  Antritt  der  Vormundschaft 
zurücktritt.  Laurent,  IV,  405.  Aubry  et  Bau  I,  §.  101  nt.  8.  A.  M. 
Dem  ol.  VII,  187. 

3)  Der  Art.  442,  welcher  die  Ascendentinnen  für  vormundschafts- 
fähig erklärt,  ist  nur  von  der  tutela  testatnentaria  und  dativa  zu  ver- 
stehen. Malev.,  Delvinc  u.  Marcade*  ad.  Art.  402.  P)  Dies  folgt 
klar  aus  Art.  405  „ni  ascendants  mäles"  Demolombe  VII,  183. 

1)  Vgl.  §.  101  Anm.  1,  2,  3  und  Du  ran  t.  III,  440  f. 

2)  Und  nicht  das  Gericht,  auch  wenn  es  die  von  dem  FB.  geschehene 
Ernennung  eines  Vormundes  für  ungiltig  erklärt  haben  sollte.  Sir. 
XVII,  If  33.  S.  ?.  96  nt.  5. 

3)  Absichtlich  droht  das  Gesetz  den  Verwandten  weder  Nach- 
theile noch  Strafe,  wenn  sie  diesen  Antrag  zu  machen  unterlassen.  Vgl. 
die  Discuss.  ad  Art.  406.  P)  Doch  ist  die  überlebende,  eheliche  Mutter 
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oder  der  sonst  bei  der  Bevormundung  betheiligten  Personen 
z.  fi.  der  Gläubiger  oder  Schuldner  des  Minderjährigen  (3. 
auch  Art  409),  sondern  selbst  von  Amtswegen.  Ein  Jeder 
ist  berechtiget»  dem  Friedensrichter  die  Thateache  anzuzeigen, 
welche  die  Ernennung  eines  Vormundes  noth wendig  macht.4) 
Art.  406.  —  Die  Ernennung  geschieht  in  der  Form,  welche 
bei  den  Berathungen  und  Beschlüssen  des  FR.  überhaupt  zu 
beobachten  ist.  ß)  Sie  bedarf  nicht  einer  Bestätigung  von  Sei* 
ton  des  Gerichts.*)  —  Ist  der  Beschluss  nicht  in  Gegenwart 
des  ernannten  Vormundes  ge&sst  worden,  so  ist  er  diesem  in 
der  durch  den  C.  de  pr.  Art.  882.  1033.  bestimmten  Frist 
förmlich  bekannt  zu  machen. 6) 

B.    Dem  Gegenvormunde. 

§.  103. 

Einem  jeden  Vormunde,  —  auch  dem  Vater,  wenn  er, 
nach  dem  Tode  der  Mutter,  das  Vermögen  der  Kinder  als 
Vormund  verwaltet,1)  auch  der  Mutter,  selbst  wenn  ihr  von 
dem  verstorbenen  Manne  ein  Vormundschaftsbeistand  gegeben 
worden  wäre,')  jedoch  nicht  dem  tutor  ad  hoc,8)  —  ist4)  ein 


nach  Art.  894  und  der  Gegenvormund  nach  Art.  424  cur  Betreibung  der 
Ernennung  des  Vormundes  verpflichtet;  Letzterer  sous  peine  des  dom- 
mages-interdts. 

4)  In  diesem  Masse  und  nur  in  diesem  Masse  kann  auch  der  Staats- 
anwalt die  Ernennung  eines  Vormundes  veranlassen.  Merlin  m.  minis- 
tcrc  public.  §.  7  n.  2. 

6)  Sirey  XV,  IL  215. 

•)  P.)  8.  §.  95.  nt.  4.  und  Text.  Wegen  der  Anfechtung  der  Er- 
nennung des  Vormundes  s.  §.  96  und  insbesondere  nt.  6. 

6)  Fi ge au  II,  848.  P.)  Art.  882  ist  abgeändert  bezüglich  des  Zu* 
satitages  durch  den  neuen  Art.  1033  C.  de  proc.  S.  oben  %  94  nt.  6. 

1)  P.)  Nicht  im  Falle  der  gesetzlichen  Verwaltung.  §.  99  nebst 
Anm.  6. 

2)  Ferner  auch  dem  protutor,  dem  tuteur  officieux.  Delvinc.  ad 
Art.  420.  8.  unten  n.  III.  §.  662. 

8)  Du  ran«.  III,  517.  M  agnin  n.  560.  *8ir.  XXXIII,  II,  89.  PJ 
Demolombe,  VII,  858. 

4)  Der  C.  c.  hat  den  Gegenvormund  aus  dem  Gewohnheitsrechte 
entlehnt.  In  den  Ländern  des  geschriebenen  Rechts  wurde  dem  Mün- 
del, wenn  dessen  rechtliches  Interesse  mit  dem  des  Vormundes  im  Ge- 
gensatse  stand,  ein  curator  ad  hoc  bestellt.  Male  Tille  ad  Art  420 
P.)  Loere  VII.  8.  276.  Nr.  11.  Demolombe  VII,  854. 

Zaikarift,  rms.  OiTÜfMfct.    •.  Art.    I.  17 
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ftpwwtti  hriaaerdnan.  Axt.  4Ä0.  —  Dec  fkgenTOmuttd 
wird  vq»  dpa  Farittenrathe  ernannt*)  Art  420.  —  Hat  der 
Mtadeiöäkrigft  einen,  gesetzlichen  oder  einen  ihm  wn  dan  EHawn 
g**ttdta  V^mttüd,  (§.  99.  100.  101)  so  bat  d**er,  che  er 
sick  der  Vegraaltnae  de»  Vomnadscheft  unteraeht,  «m  FE. 
W9  Eraewtwg  des  QegenTOrmundöa  auÄWttnenberufen  «a  luv 
Mn.  Wem  er  diese»  zu  thun  uaierKeet,  so  ist  er  nicht  nw 
dem  Mängel  m  Sehadenessats  verpflichtet,  sondern:  et  hm 
ihn»  nopk  üherdiesa,  wenn  ihm  wegen  dieser  Unterlassung  eine 
6kei&krde<)  beigevesasB  werde»  kam,  ton  dem  FR.,  wet- 
eher  aaöh  in  diesem  Falle  (s.  $,  102)  nicht  nur  auf  Anfang 
und  Betreiben  der  Verwandten  des  MuMkrjäJuDgen  oder  dar 
sonst  bei  der  Ernennung  eines  Gegenvormundes  betheiligten 
Personen»  sondern  selbst  von  Amtswegen  von  dem  Friedens- 
richter zusammenberufen  ist,  die  Vormundschaft  genommen 
werden.  Art.  421.  Wird  der  Vormund  von  dem  FB.  ernannt» 
s»  ist  der  Gegenvormund  unnrittelta*  nach  dem  Vormunde  zu 
emenaeiit  Art.  422;  —  Das  waa  §.  98  von  der  Zusammen- 
setzung de»  FR.  gesagt  worden  ist,  gilt  auch  rat  dem  FfcHe 
dfc  dftr  FfL  den  Gegenroraund  zu  ernenne  hat.  fcdoeh  law» 
dir  Vormund  nie  bei  cter  Ernennung  des  Gegenvormund« 
mitstimmen.7)  Art.  423.  —  Uebrigens  sind  die  Rechtshandlun- 
gen dftf;  VomHwde^  wqiht  schon  deswegen  ungütig*  weil  km 
Gegenvormund  bestellt  worden  ist.8) 


5)  Diese  Vormundschaft  ist  also  nie  eine  tutel*  lagitia*  neL  teste- 
mentaria,  —  wenn  ancb  der  FB.  billig-  anf  die*  WahJ.  «inta  Öegeevor- 
Bum4Mi  w*kb*  tq*  d*m  ^a$ejv  oder  der  Matter  getfpffcn  wor.^  wir«, 
Backsicht  nehmen  wircL  Lasaauli  II,  34.  P.)  Wegen  Ajrt.  4»  s, 
MOfc 

7)  Auf  diea*Y<Mssthrift  wird  bei  4er  Züsaronwn wtiu^r  cfeaFB.  schon 
vorläufig  Backsicht  zu  nehmen  sein.  Locre"  ad  Art.  428.  Blee- 
ebel^tl 

8)  Es  kann  daher  z.  B.  ein  Schuldu»  des  MinderjuhsigeB,  der  t*b 
dem  Sonnende.  auf  Zahlung  Mang«  wirf,  diesem  nicht  die,  Einrede  ent- 
gegensetzen, dass  noch  kein  Gegenvormund  ernannt  wowkn  sei  &ir. 
XTOL  H,  9».  —  *3ni  BeofctskmO,  eines  TMheüs  gegen»  de»  Mtoderj&h- 
sigM  ist  abec  ZnsteUnng  an  den  Gegenvormund  ntthig;  Äir.  &f>,  U, 
»6.  Ist  also  noch  kein  Gegenvormund  ernannt,  a*  hat  die  oMegende 
Kalte»  für,  die.,  Ernennung  za  sorgen,  am  dse.  Znsteilung  bewirten  in 
kdnnen.    Bh.  Aren.  X,  \  16a    P.)  Aber  die  Gegenpartei  hei  daran 
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IL    Von  dem  Rechte  eine  Vormundschaft  su 
übernehmen« 

§.  104. 
Von  der  Vormundschaft  in  der  engeren  Bedeutung. 

Zur  Uebenmhme  einer  Vormundschaft  ist  ein  Jeder  be- 
rechtigt, welchen  nicht  die  Gesetze  ausdrücklich1)  entweder 
ftr  unfäüg  zur  Verwaltung  der  Vormundschaft  erklären, 
oder  als  einen  Unwürdigen  von  der  Führung  der  Vormund- 
schaft ausschliessen.9)  Die  Ursachen,  aus  welchen  Einer 
unter  der  einen  oder  der  andern  Ausnahme  enthalten  sein  kann, 
werden  von  einigen  Rechtsgelehrten  (uneigentlich)  excueationes 
neces88riae  genannt 

Unfähig  zur  Verwaltung  der  Vormundschaft  sind:  1) 
Minderjährige,  die  Eltern  allein  ausgenommen8):  2)  Entmün- 
digte ;  und  (arg.  Art.  442.  n.  2)  die,  welchen  wegen  ihres  Ge- 
mütszustandes (nach  Art.  499)  ein  Beistand  gegeben  worden 
ist4);   3)   Frauenzimmer,   ausgenommen   die   Mutter   und  die 

doch  kein  Anfechtungsrecht,  wu  dem  Dritten  überhaupt  nicht  gebührt 
Art.  1135.  Dali  ob  anter  Minoritä  Nr.  298.  Der  Minderjährige  selbst 
kann  die  vom  Vormunde  allein  vorgenommenen  Akte  wegen  mangelnder 
Form  anfechten,  sofern  die  Intervention  des  Gegenvormundes  vom  Ge- 
setze erfordert  wird.    Laurent  IV,  428. 

1)  Hxousationes  necessaTiae  sunt  strictissimae  interpretationis  8ir. 
XII,  II,  206.  XIII,  II,  67.  2.  B.  die  Religionseigenschaft  hat  keinen  Eftfc- 
fuss  auf  das  Recht,  die  Vormundschaft  zu  führen.  Jpd.  du  G.  c.  II,  289. 
He  Matter  kann  auch  ihren  zweiten  Mann  sum  Vormunde  wfihlen.  Ma- 
le v.  ad  Art.  397.  Proudh.  II,  174.  S.  jedoch  unten  Anm.  4,  6  urfd 
Tonil.  II,  1167.  1171. 

2)  Der  Unterschied,  den  der  C.  e.  zwischen  den  incapaoites  und  den 
osmscs  d'exelusion  macht,  beruht  auf  der  Natur  der  8ache.  Der  gesets- 
Hehe  Sprachgebrauch  ist  billig  auch  in  den  Beschlüssen  des  FR  beizu- 
behalten. Vgk  Loere  ad  Art.  446.  Durant.  III,  600.  (Die  Aus- 
schliessung von  der  Vormundschaft  besieht  sich  auf  die  tutela  defe- 
renda  vet  delata,  sed  nondum  administrata,  die  Absetzung,  1»  de- 
stitution,  auf  die  tutela  delata  et  administrata.  Von  der  letzteren 
unten.) 

8)  Eine  weitere  Ausnahme  wird  jedoch  in  dem  Falle  des  Art.  896 

Sfena  der  zweite  Mann  der  Mutter  minderjährig  ist)  suaulaesen  sein, 
avard  m.  tuteUe.  |.  1.  n.  2. 
4)  Durant.  III,  608.  Magnin  n.  887.  Der  Fall  des  Art.  499  ist 
in  dem  Art.  442  offenbar  nur  ans  Vergessenheit  übergangen  worden. 
Vgl.  §.  98  nl  21. 
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übrigen  Ascendentinneu5) ;  4)  alle  die,  welche  oder  deren  Eltern 
oder  Kinder  oder  Gattinnen6)  einen  Prozess  mit  dem  Minder- 
jährigen haben,7)  der  den  Stand  oder  das  gesammte  Vermögen 
des  Minderjährigen  oder  ejnen  bedeutenden  Theil  des  Mündel- 
guts8) trifft;  Artikel  442.  5)  (R)  ehemals)  bürgerlich  Todte. 
Art  2b.9) 

Ausgeschlossen  von  der  Vormundschaft  sind:  1)  die- 
jenigen, welche  zu  einer  Leibes-  oder  zu  einer  entehrenden 
Strafe  yerurtheilt  worden  sind;  Art.  442.  vgl.  C.  p.  Art.  7. 
28.  34  8.  jedoch  eine  Beschränkung  dieses  Satzes  in  dem  a. 
Art  28. 10)  2)  diejenigen,  welche  ein  Gericht  der  Zuchtpolizei 
des  Rechts,  Vormundschaften  und  Pflegschaften  zu  verwalten, 
für  verlustig  erklärt  hat;  C.  p.  Art.  42.  43.  jct.  Art.  335. 
376.  401  desC.  p.*)  3)  Leute  von  einem  offenkundig  schlech- 
ten Betragen,11)  Art.  444.  In  dem  ersten  Falle  tritt  dieAus- 


5)  S.  jedoch  §.  101  Anm.  3.  Durant.  III,  442.  —  «Darum  kann 
namentlich  nicht  die  Stiefmutter  testamentarisch  zur  Vormünderin  ihrer 
Stiefkinder  ernannt  werden.  Rh.  Ar  eh.  VII.  I,  115.  P.)  S.  unten  §.  126. 

6)  Der  Artikel  gedenkt  nur  der  Eltern.  S.  jedoch  Male  vi  He  und 
Delvinc.  ad  Art.  442.  (Per  argumentum  a  fortiori.)  Bloechel  §,  43. 
Durant.  III,  505.  —  P.)  Freminville,  I,  143.  Aubrj  et  Bau  I. 
S.  92  nt  9.    A.  M.  Dem ol.  VII,  476.    Laurent,  IV,  517. 

7)  „Ontu  —  also  tempore  tutelae  delatae.  LassaulxII,  367. 
—  Proces.  —  Also  der  Rechtsstreit  muss  bereits  anhangig  gemacht 
worden  sein,  d.  i.  der  Artikel  ist  nicht  auf  blosse  Ansprüche  auszu- 
dehnen. 

8)  Viel  ist  hierbei  dem  Ermessen  des  Richters  überlassen.  Vgl.  Sir. 
XII,  U,  347. 

9)  Ein  Fremder,  der  nicht  die  borgerlichen  Rechte  in  Frankreich 
hat,  kann  nicht  Vormund  sein.  Sir.  XXXVIII.  II,  439.  P.)  Siehe  ft. 
78  nt.  8. 

10)  VgL  Delvinc.  I,  290. 

*)  P.)  Nach  Art.  34  No.  4  C,  peo.  ist  den  Gerichten  gestattet,  hin- 
sichtlich der  Vormundschaft  der  Eltern  über  ihre  Kinder  eine  Ausnahme 
su  machen,  sofern  es  der  FR.  bevorwortet.  —  Was  ist  eine  peine  affec- 
tive et  infamante?  Vgl.  Art.  232  und  su  diesem  Puchelt,  Zeitechr. 
IV.  S.  435-440. 

11)  Locre  ad  Art  444.  Bloechel  §.45.46.  Tonil.  II,  1164.  Jpd. 
du  C.  c  II,  817.  Auch  die  Eltern  sind  aus  diesem  Grunde,  (jedoch  mit 
Vorbehalt  der  elterlichen  Nutzniessung,)  von  der  Vormundschaft,  aus- 
suschliessen.  Bloechel  §.  49.  Sirey  XIII,  H,  290.  XXXI,  II,  246. 
XXXII,  II,  470.  LXVII,  I,  264.  P)  Ebenso  Puchelt.  Zeitschr.  I,  S.  362 
mit  der  Literatur  über  die  ganse  Frage.  —  Aber  aas  Betragen  muss 
offenkundig  schlecht  sein.  In  eine  Untersuchung  darf  sieh  der  FB. 
nicht  einlassen  Locr6  a.  a.  0.  S.  jedoch  Sir.  XIII,  II,  290  und  XXX, 
I,  826.    »Marcade  Art.  444.    Demol.  VII,  486,   welch«    zwar   keine 
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Schliessung  von  Rechtswegen,  in  dem  zweiten  kraft  eines  rich- 
terlichen Urtheiles,  in  dem  dritten  kraft  eines  Beschlusses  des 
FR.  ein.  Von  diesem  Beschlüsse  gelten  dieselben  Grundsätze, 
wie  von  dem  Beschlüsse,  durch  welchen  ein  Vormund  der 
Vormundschaft  entsetzt  wird  Vgl.  Art.  446 — 149  und  unten 
über  die  Entsetzung  des  Vormundes.**) 

Die  Rechtshandlungen,  welche  ein  zur  Verwaltung  der 
Vormundschaft  Unfähiger  oder  ein  von  der  Vormundschaft 
Ausgeschlossener  in  der  Eigenschaft  eines  Vormundes  vorge- 
nommen hat,  sind  als  Rechtshandlungen  eines  Vor- 
mundes nicht  zu  Recht  beständig*1  *) 

§.  105. 

Von  dem  Gegen  vor  munde.    (Subrogfo  tuteile.) 

Wer  unfähig  oder  unwürdig  ist,  die  Vormundschaft  zu 
verwalten,  ist  auch  beziehungsweise  unfähig  oder  unwürdig, 
Gegenvormund  zu  sein.  Art.  426.  *)  —  Insbesondere  aber 
darf  der  Gegenvormund  nicht  aus  der  Linie  genommen  wer- 
den, zu  welcher  der  Vormund  gehört;  jedoch  mit  der  Aus- 
nahme, dass,  wenn  der  Minderjährige  zwei  oder  mehrere  voll- 
bürtige  Brüder  hat,  der  eine  Bruder  Vormund  der  andere 
Gegenvormund  sein  kann.  Art.  423.*)  Aus  dieser  (im  Art.  423 


förmliche  Untersuchung  anlassen,  aber  doch  eine  Beweisaufnahme.  — 
Dar  Paillit  oder  Verbeist&ndete  anf  Grund  des  Art  444  ist  nicht  ipso 
jure  ausgeschlossen,  er  wird  durch  den  F.B.  abgesetat.  Durant.  III, 
509.  Demo  1.  VIL  492.  Magnin  I,  411.  Par  dessus,  Dr.  commerc. 
IV,  1117.   Sir.  XXXII,  II,  470.  XXXIV,  II,  683. 

•*)  P.)  Ein  weiterer  Ausschliessungsgrund  lieft  in  der  früheren 
Ausschliessung  oder  Absetsung  von  einer  Vormundschaft.  Arg.  Art.  446. 
Magnin,  I,  406. 

12)  Er  handelte  als  Mandatarius  und  war  doch  sine  mandato.  Das- 
selbe gilt  von  den  Rechtshandlungen  eines  abgesetzten  Vormundes.  Vgl. 
Locre  ad  Art.  445.  Lassau lx  II,  863.  Jedoch,  wenn  auch  als  Rechts- 
handlungen eines  Vormundes  ungiltig,  können  sie  doch  aus  einem  andern 
Grunde,  s.  B.  si  negotia  pupilfi  geeta  sunt,  giltig  sein.  8irey  XVIII, 
II,  250.    And.  M.  Aubry  et  Rau  I.  §.  115  Anm.  11,  12. 

1)  Magnin  n.  564. 

2)  P.)  Nicht  blos  dies  folgt  aus  Art  423,  sondern  auch  daas  der 
Gegenvormund  ans  der  Täterlichen  oder  mütterlichen  Linie  genommen 
werden  darf.  Laurent,  IV,  425.  Die  Verschwägerten  sind  wie  die 
Verwandten  su  bebandeln.  Laurent,  IV,  426.  Marcade*  No.  I  au 
Art.  428. 
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aufgestellten)  Begel  folgt  übrigens:  1)  Wenn  der  Minderjäh- 
rige nur  in  der  Linie,  za  welcher  der  Vormund  gehört»  Ver- 
wandte hat,  so  ist  ein  Fremder  (ein  non-parent)  zu  ernen- 
nen,0) und  es  kann  der  Ernannte  alsdann  nicht  von  dem  im 
432sten  Art.  enthaltenen  Entschuldignngsgrunde  Gebnunh 
machen.4)  2)  Wenn,  z.  B.  nach  dem  Tode  des  bisherigen  Vor- 
munds, ein  neuer  Vormund  ernannt  und  dieser  aus  der  Linie 
genommen  wird,  zu  welcher  der  Gegenvormund  gehört,  so  ist 
auch  der  Gegenvormund  durch  einen  andern  zu  ersetzen.*) 

IIL    Von  der  Verbindlichkeit,  eine  Vormund- 
schaft eu  übernehmen. 

§.  106. 

Von  dieser  Verbindlichkeit  im  Allgemeinen. 

Die  Verbindlichkeit,  eine  Vormundschaft  zu  übernehmen 
oder  (Art.  426)  Gegenvormund  zu  werden,1)  liegt  zwar  einem 
jeden  Franzosen  ob,  er  mag  übrigens  ein  Verwandter  oder 
Schwager  des  Minderjährigen  oder  demselben  fremd  sein. 
(Tatela  est  munus  publicum,)*)  Jedoch  1)  nur  den  Verwandten 
und  Schwägern  des  Minderjährigen  liegt  diese  Verbindlichkeit 


8)  Muse,  wenn  der  Minderjährige  in  beiden  Linien  Verwandte  hat, 
nnd  der  Vormund  tu  der  einen  Linie  gehört,  der  Gegenvormund  schlecht- 
hin am  der  andern  Linie  genommen ,  oder  kann  nach  ein  Fremder  tu 
Gegenvormunde  genommen  werden?  In  einem  Rechtfälle  hei  Sir.  XI, 
II,  479  wurde  das  entere  angenommen.    8.  dagegen  Bloechelf.  28. 


Weder  die  eine  noch  die  andere  Meinung  dürfte  unbedingt  su 
sein.  P.)  Aus  Art.  423  folgt  nur ,  dass  der  Gegenvormund  nicht  ans 
der  Linie  des  Vormundes  sein  darf.  Auch  wenn  Verwandte  in  beiden 
Linien  sind,  darf  der  FB.  nach  der  Praxis  einen  Nicht-Verwandten  smn 
Gegenvormnnde  wfihlen.  Dallos  et  Yergl,  C.  annot.  No.  6  im  Art. 
428.  Laurent,  IV,  424. 

4)  Locre*  und  Delvinc.  ad  Art  428.  P.)  Dalloi  et  Verge\ 
No.  6  su  Art  423. 

5)  Tonil.  II,  1132.    Sir.  XXVI,  II,  188. 

1)  In  Betiehung  auf  diese  Lehre  tritt  in  der  Berel  kein  Unter- 
schied iwischen  dem  Vormunde  und  dem  Gegenvormnnde  ein.  Art.  426. 
nnd  J.  107  am  Ende.    DemoL  VII,  395. 

*)  P.)  Laurent,  IV,  407.  Ausländer  können  nicht  Vormund  sein. 
S.  oben  §.  78  Anm.  8.  «.  104  Ann.  9. 
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unbedingt  ob,1)  so  dass  sie  rieh  z.  B.  nicht  mit  der  Entfer- 
nung ihres  Wohnsitzes  von  dem  Wohnsitze  des  Minderjährigen 
von  der  Uebernahme  der  Vormundschaft  entschuldigen  kön- 
nen^) und  dass  eben  fco  wenig  ein  &bw*gw  An*  deä  (Stande, 
*eil  der  Minderjährige  Blutsverwandte  tot*  ede*  ein  fcfttfettH 
feter  Verwandter  oder  Schwager  weil  *§*  MindörjÄtfg*  Vtt* 
wandle  öder  Schwäger  eines  nähern  tiradfes  tat,  dieVähnnnifc- 
Schaft  ton  sich  ablehnen  kann.4)  Dagegen  kfönbeö  i*  einem  jeden 
einzelnen  Falle  Nichtverwaftdte  und  NiefetvertthwBgerlfe  nur  nntet 
der  Bedingung  tsur  Uebernahtee  eine*  (ihnen  vtfa  de«  filtern  bder 
ton  dem  FR.  übertragenen)  Vormnndfchaft  Afcgöhalteh  werden, 
ah  ntoht  in  einer  Entfernung  ton  vier  Mytfftmetrea,  (*M  fletti 
Wohnorte  des  Minderjährigen  aus  gerechnet,)  BtateVerWÄhdte 
oder  8chw*ger  des  Minderjährigen,  ihren  WohiwJtt  hfcbfctt. 
Art  401.  493,  2)  Die  Getetee  enthalten  gewfei*  Eütöehtil* 
digungagründe,  (excHsattanes,  etciisätiöhes  vdltatUftee»  tgl. 
§.  104)  Grinde,  Aus  welchen  ein  «üt  VömtiüdsAAft  (lege* 
teetamento  vel  nominatione)  Berufetier,  det*  Mt  Vifttitttfag 
der  Vormundschaft  berechtigt  und  zu  Folge  der  so  eben  taffce» 
stellten  Hegeln  verpflichtet  sein  würde,  kraft  bttttflättto  je^ 
setzlicher  Vorschriften,  (beneficio  legis,)  die  Vormundschaft 
von  sich  abzulehnen  berechtigt  ist.  Nut  die  in  den  Gesetzen 
ausdrücklich  angegebenen  Gründe  entschuldigen  von  4er 
Vortnündschaft.6) 


2)  8.  jedoch  eine  Aaftnahme  im  Art.  394.  Vgl-  ••  •*  Dar  tut.  IHi 
504  fifft  hinin,  dass  auch  die  ftbrigen  Asceadentinaen  die  VbrmmidaclMft 
nach  Gefallen   von  sich  ablehnen  können.    Arg.  Art*  891  (a  fortiori.) 

8)  Bloeehel  §.  84.    Delrinc.  ad  Art.  4». 

4}  Locre*  ad  Art  442.  Sir.  XXV.  I,  385.  P.)  Laoreat-  IV,  801. 
Jadoen  werden  allerdings  sogleich  die  besonderen  Umstftade  de«  Falles 
in  berücksichtigen  sein.  S«  Sir.  XII«  II,  56. 

5)  Z.  B.  also  nicht  Armnth.nieht  imperiti*  Hterarato,  Bldechel 
f.  40.  8.  auch  Sir.  XX»  I,  888.  XLVH,  B,  184.  P.)  Die Eatselmldigüm^ 
grfthde  erzeugen  weder  Unfähigkeit  noch  Antcfalieasang;  ei*  vefletfSA 
—  abgesehen  von  Art  394  —  kein  Weigeriagsrecht  s.  04  f.  108;  die- 
selben stammen  aas  dem  römischen  Rechte.  Laurent.  IV,  4M* 
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§.   107. 

Von  den  einzelnen  Entschuldigungsgrttnden. 

Kraft  eines  gesetzlichen  Entschuldigungsgrundes  können 
die  Vormundschaft  von  sich  ablehnen:  1)  Gewisse  in  den  Ge- 
setzen benannte  Beamte,1)  Art.  427.  —  2)  Beamte  überhaupt, 
auch  die  bei  einer  Kirche  angestellten  Geistlichen,8)  wenn  sie 
in  einem  andern  Departement  angestellt  sind,  als  in  dem,  in 
welchem  die  Vormundschaft  zu  verwalten  ist8):  Art.  427.  — 
3)  Die  Militärpersonen,  die  in  Dienstthätigkeit  sind4);  Art. 
428.  —  4)  Diejenigen,  welche  ausserhalb  des  Französischen 
Staatsgebietes5)  einen  von  dem  Staatsoberhaupte  erhaltenen 
Auftrag  besorgen.6)  Art.  426.  Jedoch  ist  in  diesen  vier  Fällen 
der  £ntschuldigungsgrund,  bei  Strafe  des  Verlustes  desselben, 
vor  Uebernahme  der  Vormundschaft  vorzuschützen;  es  wäre 
denn,  dass  der  Vormund  erst  nachher  Kenntniss  von  der  Ent- 
schuldigungsursache erlangt  hätte,7)  in  welchem  Falle  er  in 
Monatsfrist,  von  der  Zeit  seiner  Wissenschaft  an  gerechnet, 
auf  die  Zusammenrufung  eines  F.R.  zur  Ernennung  eines  an- 
dern Vormundes  anzutragen  hat.    Auch  sind  diese  vier  Ent- 

1)  Vgl.  über  die  Beamten,  welchen  der  C.  c.  dieses  Vorrecht  er» 
theilt.  Locre*  ad  Art.  427.  Lassaulx  II,  348.  P.)  Laurent.  IV,  4%. 
Die  jetzigen  Verfassungssust&nde  in  Frankreich*  sind  noch  nicht  konso- 
lidirt.  Wegen  der  Zeit  des  II.  Kaiserthums  vgl.  Anbry  et  Bau, 
I.  §.  107. 

2)  Qui  habent  beneficium,  quod  ad  resident] am  obligat.  GA.  des 
StB.  v.  4.  u.  20.  Not.  1806.  P.)  Ob  die  angestellten  Geistlichen  in  den 
öffentlichen  Beamten  gehören,  hangt  von  dem  Verfassungsrechte  ab,  nnd 
wird  desshalb  von  Laurent,  IV,  406  für  Belgien  verneint.  Das  Gleiche 
gilt  von  den  Notaren. 

3)  Also  z.  B.  die  Eltern  können  von  diesem  Entschuldigungsgrunde 
nicht  Gebrauch  machen. 

4)  Also  nicht  die,  qui  ont  obtenu  leur  retraite  ou  qui  ont  M  rö- 
formes  d.  i.  die  schlechthin  oder  bedingungsweise  ihren  Abschied  erhal- 
ten haben.  Locre*  ad  Art.  428.  S.  jedoch  Lassaulx  II,  851.  P.)  Die 
Fassung  „et  tous  autres  .  .  .  darf  nicht  auf  die  Militärpersonen  bezogen 
werden;  diese  sind  entschuldigt,  auch  wenn  sie  in  Frankreich  sind.  Wer 
gehört  su  den  Milit&rpersonen  ?  s.  oben  §.  61  Anm.  1. 

5)  Des  Staatsgebietes,  das  Frankreich  in  Europa  hat.  Delvinc.  ad 
Art.  429.    *Demol.  VII,  448. 

6)  Auf  die  Dauer  des  Auftrages  kommt  es  zwar  nicht  in  thesi,  wohl 
aber  in  hypotbesi  an.  Locre  und  Maller,  ad  Art.  428.  Bloechel  §. 
82.  —  Ueber  den  für  den  Auftrag  su  fahrenden  Beweis  s.  Art.  429. 

7)  Malev.  ad  Art.  480.  Bloechel  9.  88. 
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gchtddigungsgründe  nur  so  lange  giltig,  als  die  Amtsführung  etc. 
dauert.8)  Tritt  eine  von  diesen  Entschuldigungsursachen  erst 
nach  übernommener  Vormundschaft  ein,  so  kann  der  Vormund 
diese  einstweilen  niederlegen;  jedoch  ebenfalls  nur  unter  der 
Bedingung,  dass  er  in  Monatsfrist  auf  die  Ernennung  eines 
andern  Vormundes  anträgt.  —  5)  Die,  welche  das  65.  Jahr 
ihres  Alters  zurückgelegt  haben.9)  Der,  welcher  vor  dem 
65.  Lebensjahre  zum  Vormunde  ernannt  worden  ist,10)  kann 
sich  im  70.  Jahre11)  von  der  Vormundschaft  (durch  den  Fa- 
milienrath)  entbinden  lassen.  Art  433  —  6)  Die,  welche  er- 
weislich an  einer  schweren  Gebrechlichkeit  oder  Schwachheit 
leiden11);  auch  können  sich  die,  welche  damit  nach  übernom- 
mener Vormundschaft  befallen  werden,18)  von  der  Vormund- 
schaft wieder  entbinden  lassen.  Art.  434.  —  7)  Die,  welche 
bereits  zwei  Vormundschaften  verwalten,  wenn  auch  die  Mün- 
del Geschwister  sind  ")    Art  435.  —  Bei  diesem  Entschuldi- 


8)  S.  unten  §.  120. 

9)  Zn  welcher  Zeit?  Vgl.  Bio ec hei  8.  35. 

10)  Vor  dem  65.  Jahre  —  also  nioht  wenn  er  erst  später  Vor- 
mund geworden  ist.  Delvinc.  ad  Art.  433.  A.  M.  ist  Darant.  III, 
489.  —  Ernannt  fnommö)  —  also  anf  die  gesetzlichen  Vormünder 
ist  dieser  Entschuldigungsgrund  nach  der  Wortfassung  des  Gesetzes 
nicht  anwendbar.  Jedoch  in  allen  den  Fällen,  in  welchen  diese  und 
ähnliche  Fragen  zur  Sprache  kommen .  wird  auf  die  besondere  Beschaf- 
fenheit des  Falles  eine  billige  Rücksicht  zu  nehmen  sein.  —  *Es  ist  hier 
mehr  anf  den  Sinn  als  auf  die  Worte  zu  sehen,  das  n  o  m  m  e*  ist  gleich- 
bedeutend mit  accepte*  zu  nehmen.  Derselbe  Grund  spricht  auch  gegen 
die  Auslegung,  dass  bei  der  Annahme  der  Vormundschaft  nach  dem 
65.  Jahre  das  Alter  kein  Entschuldigungsgrund  sei.  Doch  ist  die  Ent- 
lassung hier  für  den  FB.  facultatir.  Marc  ade*,  Du  Cauroy  Art.  433. 
484.  Demol.  VII,  423.  Magnin  I,  372.  P.)  Laurent.  IV,  508. 

11J  Annus  coeptus  habetur  pro  completo.  Locrl,  Delvinc.  und 
Marcade  ad  Art.  433.  Der  entgegengesetzten  Meinung  ist  Dnrant. 
III,  489.  —  *Ein  Arg.  a.  contrario  aus  Art.  433  ist  kaum  «ulässig.  Volle 
70  Jahre  verlangen.  Valette  s.  Proudhon  II,  p.  886.  Demol.  VII. 
422.  Magnin  I,  372.  P.)  Laurent,  IV,  502.  —  Hiermit  stimmt 
1.  2.  D.  de  excusat,  und  die  oben  §.  49  a.  E.  aufgestellte  Regel  überein. 

12)  1.  40.  D.  de  ezcus.  Lassaulz  IL  353.  Durant.  III,  490.  P.) 
Sir.  XX,  I,  366. 

13)  Nach  Befinden  auch  die,  welche,  ungeachtet  ihr er£ Gebrechlich- 
keit oder  Schwachheit,  die  Vormundschaft  übernommen  haben.  Delvinc, 
*Marcad6,  Du  Caurroy  ad  Art.  434. 

14)  Jy  Das  Gesetz  sagt  „dem  tutelies";  es  kommt  also  darauf  an, 
ob  im  einseinen  Falle  die  Vormundschaft  über  Geschwister  eine  einheit- 
liche ist.  Demolombe.  VII,  42a 
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gUBgagm&de  (dem  7.)  wird  von  das  QeeetMi  vprantgrtetei, 
dam  4er,  welcher  yon  demselben  Gebrauch  macht,  weder  rar- 
heimthet  noch  Vater  sei.15)  Wer  dagegen  verheirathet  üt* 
obwoU  kinderlos,  oder  wer,  obwohl  verwittwet,  ehelich*)  oder 
legitimirte  Kinder  am  Leben  hat,  ist  nicht  gehalten,  mehr  alfc 
eine  Vormundschaft,  die  Vormundschaft  über  seine  eigenen 
Kinder  nicht  mitgerechnet,  zu  übernehmen  Art.  435« 16).  — 
8)  Die,  wekhe  fünf  oder  mehr  eheliche  oder  legiümirte  Kin- 
der am  Leben  haben,  können  eine  jede  Vormundschaft,  die 
über  ihre  eigenen  Kinder  ausgenommen,  yon  sich  ablehnen. 
Verstorbene  Kinder  sind  nur  in  so  fern  mitzuzählen,  als  sie 
im  Dienste  bei  dem  Heere  verstorben  sind17)  oder  als  sie  ehe- 
liche oder  legitimirte  Kinder  hinterlassen  haben.  In  dem  letz- 
teren Falle  werden  die  Enkel  statt  des  Kindes,  also  für  einen 
Kopt  au  rechnen  sein.18)  Art  436.  —  Wer  eine  Vornrand* 
schaft  übernommen  hat,  kann  nicht  aus  dem  Grunde,  weil  er 
nachher  Kinder  erzeugt19)  oder  nachher  sich  verheirathet» 
die  Vormundschaft  niederlegen.  Art.  437.  —  Uebrigens  ist 
es  zweifelhaft,  ob  der  7.  und  8.  Entschuldigungsgrund  auch 
von  dem,  welcher  zum  Gegenvormunde  ernannt  worden,  ge- 
braucht werden  könne.10) 


15)  Irrig  nimmt  Durant.  III,  491  an,  das*  der,  welcher  awei  Vor* 
mundachaften  verwalte,  selbst  die  über  seine  Kinder  ablehnen  könne. 
Der  &  L  des  Art.  435  setst  offenbar  voraus,  dass  der  Vormund  weder 
Ehegatte  noch  Vater  ist;  er  wird  durch  den  ft.  2  desselben  Art.  be- 
schränkt —  «Dasselbe  Missverstindnias  wie  bei  Durant.  findet  sieh 
bei  Maroadä  Artikel  435.  n.  I. 

16)  Locre*  und  Malev.  ad  Art  485.  —  Aach  emancinirte  Kinder 
ad  hanc  excusationem  prosunt.  Delvinc  zu  dems.  Artikel.  —  Nicht 
aberliberi  nascituri,  ?el  il legitim i.  veladoptivi.  L  ocröa  a.  a.  0.  Bloe- 
chel  §.  37.  39.  —  Alles  dieses  gilt  auch  von  dem  folgenden  Entschul- 
digungsgrunde. 

17)  P.)  Das  röm.  Recht  ist  beschränkter.  Inst.  I,  XXV.  Eingang 
—  verlangt  den  Tod  in  der  Schlacht.  Nach  Art.  436  kommt  es  auf  die 
Todesart  nicht  an,  sofern  nur  der  Tod  im  Dienste  erfolgt.  Laurent 
IV.  607.  Manche  nehmen  das  Duell  und  die  Hinrichtung  ans;  es  kommt 
auf  die  Umstände  an,  Andere  verwerfen  jede  Ausnahme.  DemolOmbe 
VIII  487 

18)  Der  Satz  folgt  unmittelbar  aus  der  Wortfassung  des  Artikels, 
Loor*  und  Malev.  ad  Art  436.  P.)  L.  2  §.  7,  d.  de  excus,  (27,  1) 

19)  Auch  wenn  das  Kind  zur  Zeit  der  Eröffnung  der  Vormundschaft 
bereits  coneipirt  war.  L  2.  %.  6.  D.  de  excna.  P.)  Laurent.  IV,  607. 

20)  Die  Worte  des  Gesetzes  (Art.  408)  siidftr  den  OegenTormnad ; 
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fi.  108. 

WanB?  and  vor  welcher  Behörde  sind  die  Entschaldigungsgrunde  vor- 

susch&tsen  ?  —  Von  den  Rechtsstreitigkeiten  über  die  Zulfisslgkeit  eines 

Entschuldigungsgrandes. 

Der  Vormund  und  der  Gegenvormund  haben  überhaupt 
dm  Entschuldigungsgrund,  mittelst  dessen  sie  sich,  sei  es  von 
skr  Uebernahme  oder  (in  den  §.  107.  Z.  1—6  »gegebenen 
Ffellen)  toü  der  Fortführung  einer  Vormundschaft  befreien 
können  und  wollen»  baldmöglichst1)  vorzuschütten,  indem  ihnen 
tonst  die  Einrede,  dass  sie  auf  ihre  Entschuldigung  stillschwei- 
gend Verzicht  geleistet  haben,  entgegengesetzt  werden  kann.  Arg. 
Art.  488.  489. 8)  —  Wenn  insbesondere  der  Vormund  von  dem 
Famitienrathe  ernannt  wird,  so  ist,  was  die  Vorschützung  der 
Entschuldigungsgrände  betrifft,  folgender  Unterschied  zu  ma- 
chen. Ist  der  Vormund  in  dem  FB.,  von  welchem  er  zum 
Vormonde  ernannt  worden  ist,  in  Person8)  gegenwärtig,  so 
hat  or  seine  EntschulcKgungsgründe,  (insofern  sie  ihm  bekannt 
sind,)  sofort,  bei  Verlust  derselben,  vorzuschützen.  Art.  488. 
Ist  er  in  diesem  FR.  nicht  gegenwärtig,  so  hat  er,  bei  dem- 
selben Rechtsnachtheile,  in  der  Regel  (vgl.  Art.  439)*)  binnen 
3  Tagen  von  der  Zeit  an  gerechnet,  da  ihm  seine  Ernennung 
formlich  bekannt  gemacht  worden  ist,  den  FR.  zusammenbe- 
rufen zu  lassen,  und  diesem  seine  Entschuldigungsgründe  vor- 
zulegen.   Art  439.  G.  de  pr.  Art  882.  —  Auf  den  Oegen- 

gegen  ihn  ist  ratio  legis  (Art.  485.  436)  et  fons,  das  Römische  Recht. 
Magnin  I,  375.  P.)  Die  Gegenvormundschaft  steht  der  Vormundschaft 
gleich.  Die  Entstehungsgeschichte  and  die  Billigkeit  spricht  dafür 
Locrä,  Ug.  VII.  S.  220,  226,  Aubr v  et  Ran,  I,  &  107.  st.  20.  Sir. 

xxvni,  n;  253. 

1)  Innerhalb  der  Fristen  des  Art.  439,  auch  wenn  er  gesetzlicher 
oder  von  den  Eltern  gewählter  Vorm  and  ist.  M  agnin  I,  381. 

2)  Locrc*  nnd  Delvinc.  ad  Art.  439.  Lassanlz  IL  841  ff.  P.) 
Andere  s.  B.  Demolombe  VII,  464  wollen  den  Art.  439  direkt  auf 
den  tator  legalis  et  testamentarius  anwenden ;  sed  ratio  et  verba  legis 
obstant )  dagegen  lässt  sich  die  im  Texte  aufgestellte  Ansicht  nach  aU~ 
gemeinen  Pnnsipien  rechtfertigen. 

3)  Male?,  ad  Art'  488.  Hagnin  I,  379.  -  P.)  Die  Anwesenheit 
eines  Handatars  genügt  nicht.  Demolombe.  VII.  462,  And.  M.  M ag- 
nin I,  879.  Hätte  aer  Repräsentant  Specialmandat  sam  Vortrage  der 
Entschuldigungen,  so  dürfte  er  dem  Vormund  gleichzustellen  sein. 

*)  P.)  Wegen  der  neuen  Bestimmungen  aber  Berechnung  des  Zn- 
satstages  vgl  eben  |.  94  nt.  6. -und  den  neuen  Art.  1038  C.  de  proc. 
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vormund  sind  die  Vorschriften  der  Art.  438.  439  schlechthin 
anwendbar,  da  der  Gegenvormund  jederzeit  von  dem  FR  er- 
nannt wird. 

Ueber  die  vorgeschützten  Entschuldigungsgründe  entschei- 
det unter  einer  jeden  Voraussetzung  der  FR,  jedoch  so,  dass 
der  Vormund,  wenn  er  mit  seinen  Entschuldigungsgründen  von 
dem  FR  abgewiesen  worden  ist,  sich  an  das  Gericht  der  ersten 
Instanz  wenden  kann.4)  Art.  440.  Das  Gericht,  welches  die 
Sache  summarisch  (mit  Vorbehalt  der  Appellation)  zu  ent- 
scheiden hat,  G.  de  pr.  Art.  883.  889  kann,5)  wenn  es  den 
Vormund  von  der  Verwaltung  der  Vormundschaft  loszahlt»  die 
Mitglieder  des  FR.,  welche  den  Entschuldigungsgrnnd  verwor- 
fen haben,  (die  Gegenpartei,)  in  die  Kosten  der  Instanz  yer- 
urtheilen.  Ist  der  Vormund  der  unterliegende  Thefl,  so  hat 
ihn  das  Gericht  zu  verurtheilen ,  diese  Kosten  aus  eigenen 
Mitteln  zu  tragen  Art.  440.  441.  Bis  zur  Beendigung  der 
Sache  hat  der  Vormund  einstweilen  die  Verwaltung  der  Vor« 
mundschaft  zu  fuhren  oder  fortzusetzen.  Art.  440. 

IV.    Von  den  Pflichten  und  Rechten   des  Vor- 
mundes und  des  Gegenvormundes. 

A.    Des  Vormundes. 

§.109. 

Von  welcher  Zeit  an  ist  überhaupt  der  Vorm  and  verantwortlich? 

Die  Verantwortlichkeit  des  Vormundes  sammt  ihren  Fol- 
gen, (z.  B.  also  das  Unterpfandrecht,  welches  der  Mindeijäh- 

4)  Eine  Frist  ist  der  Anstellung'  dieser  Klage  nicht  gesetit.  Iptius 
tutoris  negotium  a^itur.  Del  v  ine.  ad  Art  440.  Der  -Art  439  ist  hier 
nicht  (analogisch)  m  Anwendung  zu  bringen.  P.)  Demolombe.  VII, 
456.  Laurent.  IV,  512.  Der  Vormund  ist  zwar  zur  provisorischen  Ver- 
waltung verpflichtet;  aber  längere  Unterlassung  der  Anfechtungsklage 
wird  doch  als  Verzicht  angesehen.  Dal  los,  unter  Minorite\  Nro.  944. 
Ebenso  die  obigen  Allegate  A.  M.  sind  Bloechel  §.  42.  Lassau lx 
II,  430.  —  Im  übrigen  hat  es  auch  in  diesem  Falle  bei  den  §.  96  auf- 
gestellten Regeln  sein  Bewenden.  P.)  Desshalb  kann  auch  gegen  die 
Zulassung  der  Entschuldigungsgrunde  der  an  Stelle  des  Entschuldigten 
berufene  Vormund  die  Anfechtungsklage  anstellen.  Laurent,  IV,  512. 

b)  Pourront  —  nach  Befinden,  Locre*  ad  Art  441. 
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rige  an  den  Liegenschaften  des  Vormundes  hat.1)  Art.  2136. 
2194)  fangt  von  dem  Augenblicke  an,  da  der  Vormund  von 
der  Thatsache,  dass  die  Vormundschaft  an  ihn  gefallen  ist,  die 
erforderliche  Kenntniss  erlangt  Auch  dann  ist  der  Vormund 
von  diesem  Augenblicke  an  verantwortlich,  wenn  er  einen 
Entschuldigungsgrund  für  sich  hat,  den  er  jedoch  nicht  sofort 
vorschützen  kann,  oder  welcher  erst  später  als  giltig  anerkannt 
wird.     Vgl.  Art  394.  418.  419.  440.  1370. 

In  Gemässheit  des  aufgestellten  Grundsatzes  verordnen 
die  Gesetze  ausdrücklich,  dass  der  Vormund,  welchen  der 
Familienrath  ernennt,  wenn  er  bei  der  Ernennung  ge- 
genwärtig ist,  von  dem  Augenblicke  seiner  Ernennung  an,  in 
dem  entgegengesetzten  Falle  aber  von  dem  Augenblicke  an 
verantwortlich  sein  soll,  da  ihm  seine  Ernennung  förmlich  be- 
kannt gemacht  worden  ist.  Art.  418.  438.  439.  440  vgl.  C. 
de  pr.  Art.  882.  Nach  der  Analogie  dieser  Verfügung  wird 
anzunehmen  sein,  dass  der  gesetzliche  Vormund,  wenn  er  zu 
der  Zeit,  da  der  Vater  oder  die  Mutter  des  Minderjährigen 
mit  Tode  abgeht,  an  Ort  und  Stelle  ist,  sofort,  sonst  aber  erst 
von  der  Zeit  an  verantwortlich  ist,  da  er  von  dem  Todesfälle 
erweislich  Kenntniss  erlangt  hat,8)  ferner,  dass  der  von  den 
Eltern  gewählte  Vormund,  wenn  er  bei  der  Eröffnung  des 
Testamentes  gegenwärtig  ist,  sofort,  sonst  aber  erst  von  der 
Zeit  an  verantwortlich  ist,  da  ihm  die  von  den  Eltern  getrof- 
fene Wahl  erweislich  bekannt  gemacht  worden  ist8) 

§.  110. 

Von  den  Pflichten  and  Rechten  des  Vormundes  im  Allgemeinen. 

Der  Vormund  hat  theils  für  das  persönliche  Interesse  des 
Minderjährigen  gleich  als  ein  Vater  zu  sorgen,  theils  das  Ver- 


1)  Per  sil  regime  hypothlcaire  ad  Art.  2134.  n.2.  8.  ad  Art.  2121. 
n.  12.  S.  nnten  §.  264. 

2)  P.)  Demol.,  VII,  523,  524.    Laurent,  V,  6.    Dagegen  Las 
s an lx  II,  437  fordert  auch  in  diesem  Falle  eiue  förmliche  Notification. 

3)  8.  die  Alleg.  in  nt.  2.  Vgl.  Aber  diesen  §.  überhaupt  Lassaulx 
a.  a.  0  Merlin  m.  inscription  hypothecaire.  §.  III.  n.  6.  (Der  Artikel 
ist  Ton  Tarible.; 
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mögen  d»  Minderjährige*  als  ein  guter  Hauswirth  (tanqw«i 
braus  paterfaT  ilias)  zu  verwalten.  Wenn  der  Vormund  die- 
sen Pflichten  zuwider  handelt,  ist  er  zu  Schadenersatz  verant- 
wortlich. l)  Damit  er  aber  diesen  Pflichten  vollständig  Genüge 
Meten  könne,  vertritt  er  den  Mündel  in  allen  RechtehandUra- 
gm  des  bürgerlichen  Lebens.9)  Art  460.  Vgl.  &  89.  — 
Wenn  auch  die  Gesetze  über  die  Art,  wie  der  Vormund  in 
allen  einzelnen  Fällen  oder  Beziehungen  seine  PfBehten  er« 
füllen  oder  seine  Rechte  ausüben  soll,  mehrere  besondere  Be- 
stimmungen enthalten,  so  sind  doch  die  so  eben  arigesteüta» 
Sätze  das  allgemeine  Princip,  nach  welchem  diese  besonderen 
Bestimmungen  theils  auszulegen  theils  zu  ergänzen  sind.*) 

§.  111. 

1)  Von  den  Pflichten  des  Vormundes  bei  Uebernahme  der  Vormundschaft 

Der  Minderjährige,  über  welchen  eine  bestimmte  Person 
die  Vormundschaft  übernimmt,  kann  entweder  bisher  schon 
unter  Vormundschaft  gestanden  haben  oder  nicht.  —  In  dem 
erstem  Falle  hat  der  neue  Vormund  in  der  Begel  nur  von 
dem  bisherigen  Vormunde  oder  von  dessen  Erben  die  Able- 
gung der  Vormundschaftsrechnung l)  und  die  Ausantwortimg 
des  Mfindeljgutes  zu  fordern.  —  In  dem  letzteren  Falle  aber 


1)  Praestat  culparo  le?em.  Vgl.  Durait  III,  606  ff.  i.  An.  im. 

2)  S.  oben  §.  90. 

8)  Das  Franz.  Recht  stimmt  in  dem  Satse  —  tntorem  tanquam  bo- 
num  patrem  familias  res  pnpilli  administrare  debere  —  mit  dem  Rö- 
mischen Rechte  übercin,  aus  welchem  es  daher  erläutert  werden  kann. 
Vgl.  L  o  c  r  <§  ad  Art.  450.  T  h  i  b  a  u  t  System  des  Pandektenrechts  VII.  Aufl. 
8.517.  518.  Magirin  n.  618.  P.)  Die  neue Doctrin i. B.  Windscheid, 
Pand.  II.  §.  438  nt.  5  nimmt  für  das  Rom.  Recht  nur  diligentia,  quam 
in  suis  an,  und  löset  den  Vormund  für  levis  culpa  nur  vorbehaltlich  des 
Gegenbeweises  haften ,  dass  er  geringere  Sorgfalt  aufzuwenden  pflegt. 
Vgl.  Thibaut  Vm.  Aufl.  §.  410. 

1)  Die  Rechnung  ist  ihm  in  Gegenwart  des  Gegenvormundes  abzu- 
legen. Tonil.  II.  1240.  —  Hat  der  neue  Vormund  unterlassen  ton  dem 
vorigen  die  Ablegung  der  Rechnung  su  fordern,  so  ist  er  desshalb  dem 
Mündel  sum  Schadenersatz  gehalten.  Sin  XXVIII,  II,  128.  —  P)  Nur 
wenn  der  frühere  Vormund  gestorben  und  dar  Mündel  an  dessen  Brb* 
scbaft  betheiligt  ist,  tritt  die  Notwendigkeit  des  Inventars  ein  und 
wird  AU.  2 von  Art. 451  anwendbar.  Demolombe,  VII,  567.  Aubrv 
et  Rau  I  §.  112  Text  n.  nt.  17'  A.  M  Mareftd*  in  Art  451. 
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hat  der  Vonnund  1)  binnen  10  Tagen  wo  der  Zeit  an  ge- 
rechnet, da  seine  Verantwortlichkeit  ihren  Anfang  genommen 
hat»1)  auf  die  Entriegelung  der  Erbschaft,  wenn  diese  anders 
versiegelt  worden  ist,  *)  anzutragen.  Art  451.  —  Hierauf  hat 
er  2)  sofort  ein  Inyentarium*)  über  das  Vermögen  des  Minder- 
jährigen, in  Gegenwart  des  Gegenvormundes,4)  fertigen  zu  las- 
ten. Art.  451.  G.  de  pr.  Art  941  ff.  Diese  Verbindlichkeit 
kann  dem  Vormunde  yon  dem  Erblasser  nur  in  dem  Falle 
erlassen  werden,  da  der  Minderjährige  nicht  der  Voctahatta- 
ecbe  des  Erblassers  ist. 6)  Wenn  der  Vormund  dieser  Verbind» 
lichkai*  weht  nachkommt,  so  kann  gegen  ihn  der  Bestand  des 
Nachlasses  selbst  durch  den  gemeinen  Ruf6)'  und,  nach  Be- 
findan,  mittelst  eines  Eides  in  Gewissheit  gesetzt  weiden.7) 
Aig.  Alt  1415.  1442.  Hat  der  Vormund8)  eine  Forderung 
an  den  Minderjährigen,,  so  hat  er  diese  in  dem  Inventare  anr* 
angehen,  und  zwar  —  wenn9)  er  zur  Angabe  seiner  Farder- 


2)  Vrgl.  §.  108v  Der  Art.  451  sagt  «war  nur :  Dans  les  dix  joars 
qui  suivront  celai  delanomination;  er  spricht  also  nur  von  dem 
tutor  dativus.  Aber  man  vgl.  die  Obss.  da  tribanat  ad  Art.  461.  — 
♦Die  lOtagige  Frist  ist  immer  einzuhalten,  die  Art  795  n.  1442  machen 
keine  Ausnahme.  Demol.  VII.  560. 

8)  Vgl.  C.  de  pr.  Art  907  ff. 

•)PJ  Arg.  Art  451.  Abs.  2  „Tofficier  public"  in  öffentlicher  Urkunde. 
Toullier,  fl,  1293.  Demolombe  VII,  553. 

4)  Oder  eines  von  dem  Gegenvonnunde  bestellten  SperialbeTollmach- 
tigten.  P)  Dalloa  J.  G.  unter  Minorite*  Nro.  414. 

5)  P.)  Diese  Ansicht  ist  unhaltbar.  Die  communis  opinio  sieht  ein« 
solche  Dispensation  mit  Becht  als  non  scripta  an,  wen  sie  gegen  die 
öffentliche  Ordnung  verstösst.  Dalloz  unter  Minorate*  Nro.  416.  Lau« 
rent,  V.  10.  —  flinterlasst  der  Vater  etc,  nichts,  so  ist  ein  proces-verbal 
de  carence  aufsusetsen. 

6)  P.)  Marcadä  Nr.  IIl  in  Art.  451.  Est  communis  opinio.  And. 
M.  Laurent,  V,  IL  —  S.  über  diese  Art  des  Beweises:  Bellot  des 
Minieres  tr.  du  contrat  de  mariage  II,  80. 

7)  Tonil.  II,  1197.  P.)  Demolombe  VII,  569.  Juramentnm  in 
lttem  Art  1369. 

8)  Auf  den  Gegenvormund  ist  diese  Vorschrift  nicht  auszudehnen» 
Sir.  XVIII,  II,  59.  P.)  Sic!  Laurent  Vf  107.  Demolombe  VI]. 
166.  Ob  die  Forderung  des  Vormundes  liquid  oder  nicht,  macht  keinen 
Unterschied,  doch  genügt  im  letsteren  Falle  die  Angabe  des  ungefähren 
Betrages.    Sir.  LH,  II,  840. 

9)  Also  nur  unter  dieser  Bedingung  tritt  die  Strafe  ein.  Locr6 
ad  Art.  451.  Bloechel  §.  54.  Sir.  XXXV,  II,  128.  P.)  Doctrin  und 
Praxis  sind  darüber  einig.  Laurent,  V,  12.  —  *Hat  der  Beamte  die 
Aufforderung  unterlassen,  so  ist  er  dem  Mandel  verantwortlich,  wenn 
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ungen  von  dem  Beamten,  der  das  Inventarium  aufnimmt»  auf- 
gefordert worden  ist,  (was  der  Beamte  thun  und  wovon  er 
im  Protokolle  Erwähnung  thun  soll,)  —  bei  Strafe  des  Ver- 
luste der  Forderung.  Art.  45h  1J)  — -  3)  In  dem  nächsten  Mo- 
nate nach  dem  Schlüsse  des  Inventariunis  hat  der  Vormund 
die  sämmtlichen  Fahrnissstücke11)  des  Mündels  in  Gegenwart 
des  Gegenvormundes  durch  einen  öffentlichen  Beamten  i8j  ver- 
steigern zu  lassen,13;  widrigenfalls  er  dem  Mündel  zu  Scha- 
denersätze, z.  B.  wenn  die  Sachen  im  Preise  fallen,  gehalten 
ist1  )  Ait.  452.  Jedoch  kann  sl)  der  Familienrath  den  Vor- 
mund ermächtigen,  gewisse  Fahrnissstücke  oder  auch  die  sämmt- 
lichen Fahrnissstücke  des  Mündels  in  natura  aufzubewahren. 
Art  452.  Es  können  ferner  b)  die  Eltern,  wenn  und  so  lange 
sie  die  gesetzliche  Nutznießung  an  dem  Vermögen  der  Kin- 
der haben,  die  Fahrnissstücke  die  ihren  Kindern  gehören,  nach 
Gefallen  in  natura  heh alten. lö)  Wenn  sie  jedoch  die  Sachen 


diesem  ein  Nachtheil  daraas  entstanden.  Art.  1382.  Da  Caurroy 
Art.  461. 

10)  P.)  Sed  salvn  probatione  erroris.  Art.  1356.  Laurent,  V,  14. 
Demolombe  VII,  563. 

11)  Das  Wort:  Meubles,  ist  in  dem  Art.  452  nicht  in  der  Bedeu- 
tung su  nehmen,  welche  der  Art.  593  damit  verbindet,  sondern  von 
allen  meubles  corporels  zu  veratehn,  welche  nicht  Zubehör  einer  Lie- 

Senschaft  sind  Geld,  Schuldverschreibungen,  Staatsrenten  sind  unter 
er  Vorschrift  des  Ait.  452  nicht  begriffen.  Locre*  ad  Art.  452.  Va- 
zeille  tr.  du  mariage  II,  418.  Loi  vom  24.  März  1806.  S. jedoch  Las- 
sau lx  II,  421  127.  P.)  Ausgenommen  sind  auch  Forderungen  und  Waa- 
ren,  die  als  Bestandteil  eines  Handlungsgeschäftes  (Fonds  de  com- 
merce) sum  täglichen  Verkaufe  bestimmt  sind.  Sir.  LXXIII,  I,  446, 
—  *Die  Frist  «um  Verkauf  kann  auch  verlängert  werden.    S  i  r.  XXVI, 

I,  190.  Ueber  den  Verkauf  der  im  Art.  452  nicht  in  begriffenen  Hobilien 
s.  §.  113.  Anm.  6. 

12)  Den  der  Vormund  ru  wählen  berechtigt  ist.  Sir.  XII,  II,  372. 
P.)  Demolombe  VII,  580. 

13)  Ueber  die  Art  der  Versteigerung  s.  Proudhon  II,  216ff.  Tonil. 

II,  1200.  —  *Es  sind  die  Vorschriften  des  Code  de  pr.  anzuwenden. 
Demol.  VII,  581.  Magnin  I,  653,  656.  A.  M.  Carre\  Lois  de  la 
pr.  H  3155. 

14)  Delvinc.  ad  Art  452.  P.)  Auch  wegen  der  Zinsen  des  Kauf- 
preises und  selbst  wegen  zufälligen  Unterganges  der  Sache.  Da  Hot, 
unter  Minorit^  Nr.  431. 

15)  Mit  Vorbehalt  der  Rechte  derer,  welche  eine  Forderung  an  das 
Kind  haben.  Locre*  ad  Art.  453.  Die  Gläubiger  der  Eltern  werden 
nicht  berechtiget  sein,  die  Versteigerung  dieser  Sachen  zu  verlangen.  C. 
de  pr.  Art.  0Q§.  S.  u.  fl.  649. 
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in  natura  behalten  wollen,  so  haben  sie  diese  ")  durch  einen 
Sachverständigen,  welchen  der  Gegenvormund  17)  zu  ernennen 
und  der  Friedensrichter  zu  beeidigen  hat,  nach  dem  wahren 
Werthe,  **)  den  die  Sachen  haben,  auf  eigene  Kosten  würdern 
zu  lassen.  Die  Eltern  haben  dereinst,  bei  der  Beendigung 
ihrer  Nutzniessung,  diejenigen  Sachen,  die  sie  nicht  in  natura 
zurückgeben  können,  nach  jener  Taxe  zu  ersetzen.  ")  Art  453. 
Uebrigens  werden  die  Vorschriften  der  Artikel  452.  453.  auch 
dann  anwendbar  sein,  wenn  dem  Mandel  während  der  Vor- 
mundschaft ein  Mobilarnachlas3  anfällt. 20)  Endlich*)  c)  wird 
die  Regel,  dass  die  Fahrnisstücke  des  Mündels  zu  versteigern 
sind,  auch  dann  eine  Ausnahme  leiden,  wenn  der  Erblasser 
verordnet  hat,  dass  sie  aufbewahrt  werden  sollen.  Das  Hecht 
des  Erblassers,  eine  Verfugung  dieser  Art  zu  treffen,  ist  nach 
den  von  den  Verfugungen  auf  den  Todesfall  überhaupt  gel- 
tenden Grundsätzen  zu  beurtheilen.  ")  —  4)  Der  Familienrath 
hat  dem  Vormunde,  so  wie  dieser  die  Vormundschaft  antritt, 
eine  (jedoch  nach  Zeit  und  Umständen  wiederum  abzuändernde) 
Weisung  (eine  Instruktion)  wegen  der  Verwaltung  seines  Am- 

16)  Von  dem  Falle,  da  sich  die  elterliche  Nutzniessung  auf  einen 
Kaufladen  besieht,  s.  Sir.  IV,  I,  29.  XIV,  I,  288.  XXV,  II,  182.  Siehe 
unten  II.  §.  225  Anm.  2. 

17)  P.)  Nach  seinem  freien  Ermessen.  —  Sir.  XXXIX,  I,  176  not. 
XL,  II,  100.  223.  P.)  And.  M.  Demolombe  VII,  577. 

18)  A  juste  valeur.  —  Diese  Worte  (die  in  mehreren  ähnlichen 
Stellen  des  C.  c.  vorkommen,)  beziehen  sich  auf  den  Gebrauch  der  Vor- 
zeit, die  Sachen  unter  ihrem  Werthe  su  taxiren  und  dann  die  Taxe  um 
einen  so  vielsten  Theil,  (welcher  crue  oder  plus  value  genannt  wurde,) 
zu  erhöhen.  Merlin  in.  crue.  —  *Nach  einem  Edict  v.  Febr.  1556  haf- 
teten die  Experten  für  den  angegebenen  Werth,  man  trennte  desshalb  die 
eigentliche  Taxe,  die  möglichst  niedrig  war,  und  den  Aufschlag.  P.)  Die 
Abschätzungspflicht  gilt  auch  dann,  wenn  die  Sachen  schon  im  Inventar 
taxirt  sind. 

19)  Habon  sie  auch  für  die  Sachen  zu  stehen,  welche  durch  einen 
Zufall  untergegangen  sind?  stehen  sie  auch  für  einen  Schaden,  den  sie 
den  Sachen  durch  Missbrauch  oder  Fahrlässigkeit  zugefügt  haben? 
Vgl.  Art  589  und  unten  f.  227  und  Proudhon  de  Vusufr.  V,  2636 ff. 
Durant.  III,  548. 

20)  Locr*  ad  Art.  452. 

3P.)  Die  Verfiusserungspflicht  besteht  nur  salvo  jure  tertii  s.  B. 
utsniessung  anderer  Personen,  als  der  Eltern,  oder  eines  Mieth- 
und Pfandvertrages. 

21)  P.)  Die  gegenteilige  Ansicht  von  Demolombe,  VII,  579, 
Dal  los  unter  Tutelle  Nro.  735  hat  keinen  vernünftigen  Grund:  es  han- 
delt sich  dabei  nicht,  wie  bei  dem  Inventar  um  die  öffentliche  Ordnung. 

Sseaarii,  Fnas.  Civitotcat.   f.  aal.   t  18 
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t»  zu  ertheilen.  In  dieser  Weisung  ist  a)  die  Summe,  nach 
einem  Uebenchlage  und  nach  den  Vermögensumständen  dee 
Mündels,")  zu  bestimmen,  bis  auf  welche  sich  die  jährliche 
Ausgabe  des  Mündels  und  die  Kosten  der  Verwaltung  seines 
Vermögens  belaufen  dürfen  *8)  Dieselbe  Weisung  hat  b)  zu 
entscheiden,  ob  der  Vormund  ermächtiget  sein  soll,  sich  bei 
der  Führung  der  Vormundschaft  von  einem  oder  von  einigen 
besonderen  und  besoldeten  Verwaltern,  (für  welche  er  jedoch 
verantwortlich  bleibt,)  Beistand  leisten  zu  lassen.  Art  464. 
Eben  so  ist  in  dieser  Weisung  c)  die  Summe  festzusetzen,  mit 
welcher  für  den  Vormund  die  Verbindlichkeit  anfangen  soll, 
den  Ueberschuss  der  Einnahme  über  die  Ausgabe  nutsbar  an- 
zulegen. ")  Der  Vormund  hat  alsdann  das  Geld  in  den  nächs- 
ten sechs  Monaten,  nachdem  die  Summe  voll  ist,8*)  gegen  hin- 
längliche Sicherheit  anzulegen;  und  wenn  er  dieses  ohne  einen 
genügenden  Entschuldigungsgrund96)  zu  thun  unterlägst,  das 
Geld  selbst  zu  verzinsen.  Art  455.  Hat  der  Vormund  die 
Summe,  mit  welcher  für  ihn  die  Verbindlichkeit  das  Geld  an- 
zulegen, eintreten  soll,  nicht  durch  den  FR.  bestimmen  lassen, 
so  hat  er  eine  jede  auch  noch  so  geringe  Summe  selbst  zu 
verzinsen,  wenn  er  sie  nicht  in  6  Monaten,  von  der  Zeit  an 
gerechnet,  da  sie  eingegangen  ist,  nutzbar  angelegt  hat. 2T) 


22)  Delvinc.  ad  Art.  454.  Durant.  in,  660.  1.  n.  2.  8.  D.  uki 
pupillae  edacari  etc. 

23)  P.)  Vgl.  §.  122  nt.  8.  —  Es  ist  dies  aar  ein  Voranschlag,  dessen 
Ueberschreitung  dann  entschuldigt  ist,  wenn  sie  sich  ans  den  Umstan- 
den rechtfertigt  x.  B.  wegen  Krankheit  des  Mündels.  Der  FB.  kann  aber 
auch  mit  dem  Vormunde  einen  Vertrag  in  Bausch  und  Bogen  abschlies* 
sen ,  dass  dieser  um  eine  gewisse  Summe  oder  für  die  Gesammtheit  der 
Einkünfte  die  Verwaltung  und  Erziehung  besorgt.  Sir.  LXII,  II,  4tt. 
LXIV,  I,  21.  Abgesehen  von  diesem  Falle  muss  der  Vormund  die  ein- 
lebe Aasgabeposten  rechtfertigen,  und  ein  anderer  Nachtheil  trifft  ihn 
auch  dann  nicht,  wenn  er  den  Beschluss  des  FB.  einzuholen  unterlassen  hat 

24)  Die  Art,  wie  er  das  Geld  ansulegen  hat,  ist  seinem  Ermessen 
überlassen.  In  zweifelhaften  Fällen  wird  er  klüglich  dea  FR.  befragen. 
Durant.  III,  568.  8.  auch  über  die  Vorsichtsmassregeln  bei  Anlegung 
der  Mündelgelder.  Pigeau  II,  426 ff.  P.)  Aubry  et  Bau  1  ».  118. 
Seite  459. 

25)  Bousquet  ad  Art.  455.  n.  2. 

26)  Vgl.  Haler,  ad  Art  455.    Bioechel  |.  56. 

27)  PJ  Die  Zinspflicht  des  Vormundes  beginnt  erst  mit  dem  Ab- 
laufe der  seebe  Monate.    Demolombe  VII,  614.  —  Bat  er  das  Geld 
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Art.  456.  Uebrigens  werden  die  Vorschriften  der  Art  455. 456. 
auch  auf  die  Kapitalien  anwendbar  sein,  welche  dem  Mündel 
zurückbezahlt  werden  oder  von  dem  Vormunde  selbst  zurück- 
zuzahlen sind.98)  Endlich  d)  können  in  jener  Weisung  auch 
Regeln  für  die  Art,  wie  der  Mündel  erzogen  oder  dessen  Ver- 
mögen verwaltet  werden  soll,  aufgestellt  werden.  Arg.  Art  454  *9) 
—  Dem  Vater  kann  der  FR.  die  im  464- 465s ten  Artikel  ge- 
dachte Weisung  nicht  ertheilen ; 80)  und  eben  so  wenig  der 
Mutter,  Art.  454,  ausgenommen  in  dem  Falle,  da  sie  zu  einer 
zweiten  Ehe  schreitet31)  Arg.  Art  395.  396.  Auch  behält 
es  bei  den  Verfugungen,  welche  der  Erblasser  über  die  Ver- 
waltung des  Mündelgutes  getroffen  hat,  bilKg  sein  Bewen- 
den. 3*) 


im  eigenen  Nutzen  verwendet,  so  schuldet  er  von  da  an  Zinsen.  Art. 
1996.  —  Von  der  Verbindlichkeit  des  Vormundes,  Zinsen  von  Zinsen  su 
entrichten,  s.  Bloechel  §.  58.  Del v ine.  ad  Art.  456.  456.  Tonil. 
IL  1217 f.  Pailliet  ad  Art.  456.  Sir.  XXXV,  II,  310  Cit.  -  Der 
Art.  456  ist  jedoch,  (als  eine  Ausnahme  von  dem  gemeinen  Rechte,) 
nicht  auf  den  Fall  ausiudehnen,  da  der  Vormund  nach  Beendigung  der 
Vormundschaft  Geld  in  Händen  behalt.  Dann  tritt  vielmehr  der  Art. 
1906  ein.  Sir.  XXX,  II,  845.  *XLHI,  1,323.  XLV,  I,  458.  Magnin  I, 
828.  —  Die  Verjährung  der  Zinsen  unterliegt  nicht  dem  Art.  2278; 
Marcade*  Art.  456.  n.  III. 

28)  Malev.,  Locre*  und  Delvinc.  ad  Art.  455.  456.  Tutor  a 
semet,  ipse  exigere  debuit.  P.)  Auch  da  beginnt  die  Zinsfrist  erst  nach 
Ablauf  der  sechs  Monate  —  Demol.  VII,  616  —  sofern  nicht  der  in 
nt.  27  gedachte  Fall  vorliegt,  oder  er  sonst  ez  lege  Zinsen  schuldet  — 
Art.  16*2. 

29)  Vgl.  Durant.  in,  528.  Toull.  II,  1205.  Sir.  XV,  I,  321.  S. 
nt.  1  iu  §.  112.  -  *Die  Befugnis*  des  FR.,  die  gesetslichen  Regeln 
über  die  Verwaltung  unter  Einschränkung  des  Vormundes  tu  modifiziren, 
wurde  anerkannt  Sir.  XLU,  I,  587.  XL  VI,  II,  355.  Chardon  III, 
25.  A.  M  Sir.  XLVI,  II,  621  nnd  Demol.  VII,  144,  der  jene  Regeln 
als  im  Interesse  der  öffentlichen  Ordnung  betrachtet,  daher  auch  die 
Zustimmung  des  Vormundes  ihn  nicht  bindet,  Art.  6.  (Ausnahmen  in 
Art.  391.  507.)  Gleicher  Meinung  in  Besug  auf  die  wiederverheirathete 
Mutter  als  Vormftndorin  ist  Magnin  I,  455.  —  Der -Grund,  warum 
man  su  solchen  Beschränkungen  des  Vormundes  geneigt  ist,  liegt  in 
dem  ökonomischen  Fehle?  des  C.  N.,  daes  er  das  Kapitalvermögen  für 
weniger  werthvoll  als  da«  Immobiliarvermögen  hält  und  über  erster« 
dem  Vormund  zu  grosse  Freiheit  läset.    S.  auch  Sir.  XLIII,  I,  651. 

80i  Sir.  XXII,  II,  10.  —  PJ  Ohne  Unterschied,  ob  sie  den  gesetz- 
lichen Niesabraach  haben  oder  nicht    Aubrv  et  Bau  I,  §.  112  nt.  42. 

81)  8ir.  XXX,  IL  84  XXXI.  II,  291.  8.  jedoch  Sbend.  XXXIII, 
L  76.  ♦XLVI,  IL  621.   Magnin  L  465.    Vgl.  oben  nt.  21  und  Text. 

82)  Sir.  VH,  n,  711.  Siehe  jedoch  1.  2.  |.  &  D.  ubi  pupillae  edu- 
cari  etc 
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2)  Yod  den  Pflichten  des  Vormundes  bei  Verwaltung  der  Vormundschaft, 
a)  In  Besiehung  auf  das  persönliche  Interesse  des  Mündels. 

Der  Vormund  ist  verpflichtet,  1)  für  den  Unterhalt  und 
für  die  Erziehung  des  Mündels  als  Vater ')  zu  sorgen,  —  nicht 
aber,  die  Kosten  des  Unterhalts  oder  die  der  Erziehung  aus 
eigenen  Mitteln  zu  tragen,2)  oder  selbst  das  Kind  zu  erziehen  *) 
Art.  450.  Jedoch  darf  der  Vormund  kraft  seines  Rechts»  die 
Erziehung  des  Mündels  zu  leiten,  nicht  den  Rechten  der  elter- 
lichen Gewalt  Eintrag  thun,  so  dass  z.  B.  der  Mutter,  auch 
wenn  sie  die  Vormundschaft  über  ihre  Kinder  nicht  verwaltet 
und  selbst  wenn  sie  (im  Falle  des  Art  395.)  dieser  Vormund- 
schaft verlustig  geworden  ist,  die  Erziehung  der  Kinder  in  der 
Regel  verbleibt.9)  —  Der  Vormund  ist  2)  verpflichtet,  für  das 
Unterkommen  des  Minderjährigen,  wenn  dieser  zu  reiferen 
Jahren  gelangt  ist,  die  Sorgfalt  zu  tragen,  welche  den  Um- 
ständen nach  nothwendig  und  zweckmässig  ist,  z.  B.  den  Mün- 
del in  einer  Handlung  oder  bei  einem  Handwerksmanne  an- 
zubringen. Art.  450.  —  3)  Der  Vormund,  der  triftige  Ur- 
sachen hat,  mit  der  Aufführung  seines  Mündels  missvergnügt 
zu  sein,  kann  seine  Beschwerden  dem  Familienrathe  vorlegen 


1)  Da«  Französische  Recht  enthalt  nicht  bestimmtere  Regeln  über 
die  Art,  wie  der  Vormund  diese  Pflicht  zu  erfüllen  hat,  namentlich 
nicht  über  die  dem  Mündel  za  gebende  religiöse  Erziehung.  Vergleiche 
über  diese:  Jpd.  da  Code  civil  II,  289  IV,  23.  Lassaalz  III,  405. 
P.)  Laurent,  V,  4.  Sirey  LVIII,  II,  81.  üeber  die  gemeinrecht- 
lichen Grundsätze  siehe  Windscheid,  Pandekten  II.  §.  526.  —  Der 
Familienrath  kann  nur  wegen  der  finanziellen  Seite  der  Erziehung 
—  Art.  454  —  oder  nach  Art.  444  einschreiten.  S.  §.  111  nt.  29.  Die 
8ache  ist  bestritten.  Laurent,  V,  2.  Demolombe,  VII,  537.  Dal- 
los  unter  Minorite*  No.  395,  396.  Jedenfalls  können  Vater  und  Mutter 
als  Vormund  vom  FR.  nicht  beschrankt  werden.  Demolombe  VI, 
384,  385. 

2)  Male v.  ad  Art.  454.  P.)  Natürlich  abgesehen  von  der  elter- 
lichen Vormundschaft  oder  von  der  Alimentationspflicht. 

3>  Sir.  XV  I,  321. 

4)  Vaseille  tr.  du  mariage  H  469.  Merlin  m.  Iducation  g.  1. 
n.  4.  Sir.  XXX,  II,  387.  (Hier  steht  eine  Abh.  über  diese  Frage.)  — 
Jedoch  ist  der  im  §.  aufgestellte  Satz  nur  die  Regel,  unter  beson- 
deren Umständen  können  die  Gerichte  auch  von  dieser  Regel  abwei- 
chen. Salus  liberorum  suprema  lex  esto.  Siehe  Sir.  XXVII,  II,  119. 
XXVIII,  U,  66 
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und,  von  diesem  ermächtiget,  bei  dem  Präsidenten  des  Gerichts, 
in  dem  durch  den  Art  377.  378.  vorgezeichneten  Wege, 5) 
auf  die  Einsperrung  des  Mundeis  antragen.  Artikel  468.  — 
Endlich  ist  der  Vormund  4)  berechtiget,  die  Entlassung  des 
Mündels  aus  der  vormundschaftlichen  Gewalt  zu  betreiben. 
Art.  478.  479.  Vgl.  unten  §.  119.  P.)  und  5)  der  Heirath 
des  Mündels  unter  Umständen  zu  widersprechen.  Art.  175. 

§.  113. 

b)  In  Beziehung  auf  das  Mündelgut. 

Der  Vormund  ist  verflichtet  und  berechtiget,  das  Ver- 
mögen des  Mündels  zu  verwalten*)  d.  i.  alles  das  zu 
thun,  was  zur  Erhaltung  und  zur  Vermehrung  des  Mündel- 
gutes oder,  um  von  dem  Mündelgute  ein  der  Beschaffenheit 
und  dem  Betrage  desselben  entsprechendes  Einkommen  zu  be- 
ziehen, zweckdienlich  ist.  Hei  der  Erfüllung  dieser  Pflicht  und 
bei  der  Ausübung  dieses  Rechts  ist  er,  —  ausgenommen  in 
einigen  wenigen  Fällen,  für  welche  die  Gesetze  besondere 
Bestimmungen  enthalten)  —  nur  an  die  allgemeine  Regel  ge- 
bunden, dass  ein  Vormund  das  Gut  seines  Mündels  als  ein 
ehrlicher  M$nn  und  als  ein  verständiger  Wirth  verwalten  soll. 
Art.  450.  Vgl.  §.  109  —  Es  ist  also  der  Vormund  verpflich- 
tet und  berechtiget,  z.  B.  die  Gelder  und  Fahrnissstücke  (vgl. 
§.  110.)  des  Mündels  gehörig  aufzubewahren ,  die  aussenste- 
henden  Schulden  nach  Befinden  einzutreiben,1)  die   auf  dem 


5)  Locrö  ad  Art.  468.    Vgl.  unten  §.  549. 

*)  P.)  Die,  auch  gemeinrechtlich  hergebrachte  (vgl.  Windscheid, 
Pand.  JI.  §.  440)  Unterscheidung  «wischen  Administration  und  Disposi- 
tion bezüglich  des  Mündelgates  ist  nicht  haltbar;  das  dem  Vorm  an  de 
Gestattete  geht  über  das  Verwalten  hinaas,  and  das  ihm  Verbotene  fällt 
theilweise  unter  das  Verwalten.  Aach  hat  „administrer"  nach  Art 
1421,  1426  C.  N.  einen  sehr  schwankenden  Begriff.  —  Der  Vormund  ist 
gesetzlicher  Repräsentant  and  nicht  weiter  beschränkt,  als  das  Gesets 
ausdrücklich  oder  folgenweise  bestimmt. 

1)  Aach  kann  er,  ohne  Aatorisation  des  FB.,  die  Mobiliarforderangen 
des  Mündels  cediren.  Sir.  XXVIII,  II,  21.  P.)  Aach  dann,  wenn  sie 
hypothekarisch  gesichert  sind.  Vgl.  u.§.  171  Anm.  2,  9  and  Pachelt  in 
Annalen  des  Bad.  Ger.  1854.  S.  119.  Aubry  et  Bau,  I.  §.  113.  nt.  67. 
üeber  das  Vorkaufsrecht  des  Vormundes  im  Allgemeinen  s.  Demol. 
Vn,  588*  590,  595.    Sir.  XLIII,  H,  586.    S.  a.  unten  Anm.  6. 
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Vermögen  haftenden  Schilden  und  Last**  abzutragen, *)  die 
Verjährungen,  die  gegen  den  Mündel  laufen  könnten,  su  un- 
terbrechen,8) die  Gebäude  in  baulichem  Wesen  zu  erhalten 
P.)  und  gegen  Feuersgefahr  zu  versichern,  die  Gruadsttiete 
in  verpachten  oder  auch  bewirthschaften  zu  lassen,*)  auf  den« 
selben  nutzbare  Anlagen  zu  machen»4)  die  Einkünfte  des  Min- 
derjährigen in  Empfang  zu  nehmen  and  darüber  za  quittiren*) 
a.  8.  w.  _  Jedoch  1)  Staaterenten ,  welche  über  50  Fr.  be- 
tragen, und  Aktien  der  französischen  Bank  können  von  dem 
Vormund  nur  mit  Zustimmung  des  Familienraths  veräussert 
werden.  Loi  v.  24.  März  1806.  Dekret  v.  25.  Sept.  1813. 
Dieselbe  Vorschrift  wird  der  Vormund  auch  bei  den  von  Pri- 
vatpersonen zu  entrichtenden  Renten  zu  beobachten  haben,  um 
sich  gegen  Verantwortung  desto  besser  zu  sichern.  •)  2)  Wenn 
der  Vormund  die  Liegenschaften  des  Mündels  in  Bestand  gibt, 
so  ist  er,  was  die  Zeit  betrifft,  auf  welche  der  Vertrag  abge- 
schlossen werden  kann, 7)  denselben  Einschränkungen,  wie  der 
Ehemann  in  Beziehung  auf  die  Liegenschaften  seiner  Frau, 

2)  Auch  sich  selbst  kann  er  (ohne  Zuziehung  des  Gegenvormundes,) 
wegen  der  Forderungen  bezahlt  machen,  die  er  an  den  Mündel  hat. 
Sir.  XXXII,  II,  494.  P.)  Wegen  Yerj&hrnng  der  Forderung  des  Mün- 
dels an  den  Vormund  s.  unten  |.  211  Anm.  11. 

3)  Durant.  III,  571. 

•)  P.)  Die  Wahl  gebührt  dem  Vormunde.  Ist  er  verpflichtet,  die 
nicht  verpachteten  Felder  etc.  selbst  su  bestellen?  Aubry  et  Bau  I. 
S   112  nt.  22. 

4)  Jedoch  ist  es  dem  Vormunde  wenigstens  su  rathen,  bedeutendere 
Baue  oder  Verbesserungen  nicht  ohne  einen  Beschluss  des  FB.  vonu- 
nehmen.  Sir.  III,  II,  287.  *Bathsam  ist  es  nur  für  den  Vormund  wegen 
seiner  Verantwortlichkeit.  Die  juristische  Frage  ist  diese,  ob  Dritte  mit 
dem  Vormund  allein  über  einen  solchen  Bau  giltig  kontrahiren  konnten. 
Dem ol.  VII,  660.    P.)  Ja!  ausser  bei  doloser  Kollusion. 

5)  Sir.  HI,  IL  288.  VIII,  I,  275. 

6)  Proudh.  II,  222.  Durant.  III,  665.  Vgl.  G.  de  pr.  Art.  886. 
P.)  Vgl.  oben  Anm.  1  und  Sir.  LXXIU,  I,  441.  Hier  hat  der  JC.  H. 
ausgesprochen,  der  Vormund  könne  alle  „meubles  ineorpore]stf  des  Mün- 
dels ohne  Genehmigung  des  FB.  veräussern  und  deshalb  auch  die  Namen- 
Aktien  in  Inhaber-Aktien  umwandeln  lassen  —  von  Beiden  allein  ans* 
genommon  die  Staatsrenten  und  die  Aktien  der  Bank  von  Frankreich. 

7)  Anderen  Einschränkungen  ist  der  Vormund  bei  der  Vermiethung 
oder  Verpaehtung  dieser  Liegenschaften  nicht  unterworfen.  Z.  B.  es 
Ist  nicht  nothwendig,  dass  er  eine  Versteigerung  vornehme.  Proudh. 
IL  214.  Bh.  Ar  eh.  XXV,  I,  250.  P)  Die  nach  Art.  1718  unhaltbare 
Ansicht,  dass  aueh  durante  tutela  der  Pacht  auf  mehr  als  neun  Jahre 
anfechtbar  sei,  hat  der  K.  H.  verworfen.    Sir.  LXV,  I,  67. 
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unterworfen.8)  Art  1718.  vgl  Art  1420.  1490.  S)  Obwohl 
m  dem  Verwaltungsreehte  des  Vormundes  auch  das  Recht, 
die  Fahrninsstücke  des  Minderjährigen  zu  veräussern,  enthal- 
ten ist,  so  hat  er  doch  bei  der  Ausübung  dieses  Rechts  ifc 
den  §.  111.  angegebenen  Fällen  die  in  demselben  §pben  an» 
geführten  Vorschriften  zu  beobachten.  Endlich  4)  stellen  auch 
die  Gesetze  gewisse  Rechtshandlungen,  welche  an  sich  oder  in 
der  Regel  nur  die  Vermehrung  des  Mündelgutes  betreffen, 
dennoch  den  Verfügungen  über  das  Vermögen  schlechthin 
gleich.  Vgl  Art  461.  462.  463, 

Anlangend  das  Recht  des  Vormundes,  über  das  Mün- 
delgut zu  verfügen,  (oben  nt  *)  so  liegt  den  besonderen 
Vorschriften,  welche  der  C.  c.  über  dieses  Recht  enthalt,  (und 
er  enthält  über  dieses  Recht  nur  besondere  Vorschriften,)  das 
Princip  zum  Grunde,  dass  der  Vormund  nur  mit  Beobachtung 
gewisser  Förmlichkeiten  und  beziehungsweise  nur  unter  ge- 
wissen Bedingungen  die  Liegenschaften  des  Mündels  veräussern 
oder  diejenigen  Verbindlichkeiten  eingehen  darf,  welche  ent- 
weder die  Grenzen  einer  gewöhnlichen  Verwaltung  übersteigen 
würden  oder  das  gesammte  Vermögen  des  Mündels  gefährden 
könnten.9)  —  In  Gemässheit  dieses  Grundsatzes  kann  der 
Vormund  1)  nicht  ohne  eine  ihm  von  dem  Familienrathe  et- 
theilte  Ermächtigung  ein  Darlehn  aufnehmen, 10)  noch  die  Lie- 
genschaften des  Mündels  veräussern11)  oder  mit  einem  Unter- 


8)  Tonil.  II,  1206.  S.  jedoeh  Durant.  III,  54öff.,  welcher  be- 
merkt, que  le  tuteur  ne  peut  passer  ni  renouveler  les  bau,  dont  l'exl- 
oution  ne  devrait  commencer  au*a  la  majorite*  da  minear  qnelqo'en  fnt 
la  duree.  Denn  es  sei  «war  die  Dauer  der  ehelichen  Gütergemeinschaft 
(siehe  Art.  1480),  nicht  aber  das  Ende  der  Minderjährigkeit  uhgowies. 
*Duranton's  Ansicht  wird  nicht  getheilt.  Demolombe  VII,  641. 
M agnin  II,  672.  Es  steht  ihr  der  Wortlaut  der  Art.  1430  und  1718 
entgegen.    P.)  Aubry  et  Bau,  I.  §.  118  nt.  61. 

9)  Berriat  St.  Prix,  Memoire  sur  la  legisl.  relatiTe  a  la  rente 
du  mobilier  du  mineur.  1887. 

10)  Auch  der  Fall  dürfte  unter  der  Vorschrift  des  Artikels  begrif- 
fen sein,  wenn  der  Vormund  die  Kapitalien  des  Mündels  angreift.  Las* 
saulz  II,  428.   P.)  Ist  mit  der  obigen  nt.  1,  6  P.)  unvereinbar. 

11)  Also  auch  nicht  die  Frist  verlängern,  in  welcher  der  Wieder* 
kauf  in  Besiehung  auf  eine  Liegenschaft  des  Mündels  ausgeübt  werden 
kann«  8  ir,  XIII,  1,  806.  Eben  so  wenig  einen  Vertrag  aufheben,  Termüfe 
dessen  der  Mündel  eine  Liegenschaft  erworben  hat.  Sir.  XXVÜ,  I«  WO. 
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pfandsrechte  belasten. ")  Diese  Ermächtigung  ist  nur  wegen 
eines  unabwendbar  dringenden  Bedürfnisses  (z.  B.  Schulden 
halber)  oder  wegen  eines  augenscheinlichen  Vortheiles  zu  er- 
theilen.  In  dem  erstem  Falle,  *  (d.  h  wenn  die  Massregel  ans 
Noth  zu  ergreifen  ist,)  hat  Ter  FR.  vor  allen  Dingen  von  dem 
Vormunde  eine  Uebersicht  von  dem  Zustande  des  Vermögens 
des  Minderjährigen  zu  fordern,  um  z.  B  die  Notwendigkeit 
einer  Veräusserung,  wegen  der  Unzulänglichkeit  der  Einkünfte 
nnd  der  Fahrnissstücke  zur  Deckung  der  Schulden,  in  Gewiss- 
heit zu  setzen.  In  einem  jeden  Falle  aber  hat  der  FR,  wenn 
er  eine  Veräusserung  beschliesst,  die  Liegenschaft  oder  die 
Liegenschaften,  die  vor  andern  verkauft  werden  sollen,  zu  be- 
stimmen, auch  die  Verkauisbedingungen  festzusetzen.  Art  457. 
Der  Beschluss  des  FR.,  welcher  die  Aufnahme  eines  Darlehens 
oder  die  Veräusserung  einer  Liegenschaft  oder  die  Bestellung 
einer  Hypothek  verordnet, u)  bedarf  zu  seiner  Vollziehbarkeit 

—  Auch  ist  (vielleicht  nicht  ans  hinreichenden  Gründen)  der  FaU  unter 
die  Vorschrift  des  Artikels  gebracht  worden,  wenn  der  Vorm  and  eine 
dem  Mandel  snstehende  Hypothek  von  dem  einen  Grundstücke  auf  das 
andere  verlegt  hat.  Sir.  XXV,  n,  329.  Grenier,  Hypoth.  II,  521.  — 
Kann  der  Vormund  für  sich  allein  in  Aasstreichung  oder  Beschrankung 
einer  zum  Vortheile  des  Mündels  genommenen  Inskription  willigen? 
8.  Grenier  in  d.  a.  W.  II.  521.  Magnin  II,  1347.  Sir.  XIX,  I,  111. 
(Die  Frage  ist  cum  distinctione  zu  beantworten.)  *Der  Mandel  muss 
▼or  der  Löschung  befriedigt  sein.  Sir.  XLIII,  I,  788.  Pardessus, 
Dr.  commerc,  n.  1237.  Und  ausserdem  ist  die  Zustimmung  des  FB. 
nftthig.  P.)  Den  Liegenschaften  gleich  stehen  die  Immobihar-Rechte. 
Demolombe  VII,  735.    Vgl.  übrigens  oben  Anm.  6. 

12)  Oder  eine  Dienstbarkeit  an  einer  Liegenschaft  des  Mündels  be- 
stellen. (Eadem  est  ratio.)  *Oder  eine  Antichrese.  Sir.  XXXVIII,  II, 
250.  Diese  Frage  hangt  allerdings  auch  mit  der  zusammen,  ob  die 
Antichrese  ein  dingliches  Recht  sei;  hier  genügt  aber  der  Umstand,  dass 
bei  der  unbestimmten  Dauer  der  Antichrese,  Art.  2087,  der  Vormund 
•eine  Befugnisse  überschreiten  würde. 

13)  Also  nicht  Mos  der  Beschluss,  welcher  die  Veräusserung  einer 
Liegenschaft  verordnet.  Pigeau  II,  453.  Merlin  (Tarrible)  m. 
hypoth.  Sect.  IL  §.  3  Art.  ö  n.  2.  Merlin  qu.  m.  hypoth.  §.  IV.  Fa- 
rard  m.  tutelle  §.  IX.  n.  13.  A.  M.  ist  Locre\  (Für  Locrö's  Mei- 
nung lässt  sich  ein  sehr  triftiger  oder  ein  sehr  scheinbarer  Grund  aus 
der  über  den  Art.  458  stattgefundenen  Beratung  entlehnen.  Jedoch 
ist  die  im  Texte  des  Paragraphen  angenommene  Meinung  certe  sententi* 
tutior.)  Ton  Hier  II,  1223  bemerkt,  dass  zur  Aufnahme  eines  Darlehns 
ein  decretum  judicis  alsdann  nicht  erforderlich  sei,  wenn  mit  dem  Gelde 
eine  andere  liquide  Schuld  oder  eino  Hypothek  getilgt  werde.  S.  dage- 
gen Favard  m.  tutelle  §.  IV.  n.  5.  (Der  8treit  hängt  mit  der  Frage 
zusammen,  ob  eine  Verletsung  des  Art.  458  die  Nichtigkeit  des Ge- 
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der  Bestätigung  des  Gerichts. ")  Art.  458.  2126.  Hat  der  FR. 
bescillossen ,  dass  eine  Liegenschaft  des  Mündels  veräussert 
werden  soll,  so  ist  diese  in  Beisein  des  Gegenvormundes  öf- 
fentlich mit  Beobachtung  der  durch  den  G.  depr.  genauer  be- 
stimmten Formen16)  zu  versteigern16)  Art  459.  S.  auch  Art. 
1684.  Jedoch  sind  die  Vorschriften  der  Art  457.  458.  nicht 
auf  den  Fall  anwendbar ,  wenn  der  Mandel  eine  Liegenschaft 
mit  einem  Andern  gemeinschaftlich  besitzt,  und  auf  Antrag 
des  Miteigentümers  die  Versteigerung  der  Liegenschaft  der 
Theilung  wegen  (la  licitation)  durch  ein  richterliches  Erkennt- 
nis verfugt  wird, 17)  Art.  460.  vgl.  Art.  827,  ingleichen  nicht 
auf  den  Fall,  da  eine  Liegenschaft  auf  Betreiben  der  Gläubi- 
ger zu  versteigern  ist. 18)  Art.  2206.  2207.  Jedoch  sind  auch 
in  diesen  beiden  Fällen  gewisse  von  den  Gesetzen  vorgeschrie- 
bene Formen  bei  der  Versteigerung  zu  beobachten.  Vgl.  Art. 
460.  809.  1687.  C.  de  pr.  Art  954  ff.  und  Art.  673  ff.  —  2) 
Der  Vormund  darf  ohne  einen  Beschluss  des  FR.  eine  dem 
Mündel  eröffnete  Erbschaft  weder  annehmen  noch  aufgeben.19) 
Die  Annahme  der  Erbschaft  muss  mit  der  Rechtswohlfhat  des 


Fchfifts  Eur  Folge  habe.  8.  unten  $.  334)  Sir.  XXXVII,  II,  354.  424. 
XXXIX,  II,  178.  *LocreMs  Meinung  ist  nicht  rezipiert,  auch  die  Aus- 
nahme, welche  T  o u  1 1  i e r  a.  a.  0.  macht,  wird  verworfen.  Demolombe 
VII,  729. 

14)  Nicht  der  judex  rei  sitae  kann  diese  Bestätigung  ertb eilen. 
Bousquet  ad  Art.  458.  P.)  Arg.  Art.  954  Abs.  2  C.  de  pr.  Demol. 
TU,  731.    Ueber  das  Verfahren  des  Gerichtes  s.  oben  §.  95  a.  E. 

15)  0.  de  pr.  Art  954 ff .  Vgl.  Pigeau  II,  476ff.  Delvinc  und 
Palliet  ad  Art.  459.  Sir.  XXI,  I,  274.  »Rhein.  Aren.  XII,  I,  60. 
XXXIX,  II,  A,  17.  In  Frankreich  sind  die  Formen  rereinfacht  durch 
das  Ges.  v.  2.  Juli  1841. 

16)  Also  x.  B.  der  FB.  kann  nicht  gestatten,  eine  Liegenschaft  des 
Mündels  gegen  eine  andere  zu  vertauschen.  Und  der  Gerichtsge- 
brauch hält  streng  auf  die  Beobachtung  der  gesetslichen  Vorschriften, 
welche  das  VerfQgungsrecht  des  Vormundes  betreffen.  S.  Sir.  VII,  L, 
437.    And.  M.  Demol.  VII,  737.    Dalloz  unter  Minorite  No.  545. 

17)  Also  es  bleibt  bei  der  Regel,  wenn  der  Vormund  selbst  auf 
Licitation  antragen  will.  Bloechel  §.  59.  Male  Tille  und  dessen 
Uebersetzer  Blanchard  ad  Art.  460. 

18)  Jpd.  du  C.  c.  II.  409. 

19)  Der  gerichtlichen  Bestätigung  bedarf  jedoch  der  Beschluss  des 
FR.  in  diesem  Falle  nicht.  Sir.  XXX,  II,  15.  *Sir.  XLHL  II,  290. 
Wohl  aber  bei  der  Wiederaufgabe  einer  schon  angenommenen  Erbschaft. 
Sir.  XXXVII,  n,  109.  XXXIX,  I,  274.  XL,  I,  46?. 
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Inventariams  geechehn.  *°)  Art.  461.  462.  Dieselbe  Vorschrift 
wixd  auch  dann  in  Anwendung  zu  bringen  sein,  wenn  der 
Mündel  mit  einem  Geaammtvermächtnisße  oder  mit  einem  Erb- 
theüsvermächkusse  (iegs  universal  ou  ä  titre  universal)  bedacht 
worden  ist.  *')  —  3)  Der  Vormund  kann  nur  zu  Folge  eines 
Beschlusses  des  FB.  eine  Schenkung,  welche  dem  Mttndd  ge- 
macht wird,  annehmen,  so  dass  eine  von  dem  Vormunde  allem 
angenommene  Schenkung  selbst  für  den  Geber  nicht  verpflich- 
tend ist. lf)  Art.  462.  Wenn  jedoch  ein  Ascendent  die  Vor- 
mundschaft verwaltet,  so  ist  dieser  als  Ascendent  berechtiget, 
eine  solche  Schenkung  auch  ohne  einen  Beschluss  des  FR. 
statt  des  Mündels  anzunehmen.83)  Art.  935.  Uebrigens dürfte 
die  Vorschrift  des  Artikels  462.  auch  auf  Erbstücksvermäeht- 
nisse9  (legs  particuliers ;)  mit  welchen  der  Mündel  bedacht 
worden  ist,  anwendbar  sein.84)  4)  Eine  jede  Theilung,  bei 
welcher  ein  Minderjähriger  Partei  ist,  —  sie  mag  bewegliche 
oder  unbewegliche  Güter  zum  Gegenstande  haben,  *5)  der  Min- 
derjährige mag  Kläger  oder  Beklagter  sein , ")  —  muss  ge- 
richtlich und  in  der  durch  den  Art.  466.  bestimmten  Form, 
vgl.  Art  822  ff.  C.  de  pr.  Art  966  ff.*v)  geschehn,  so  dass 
z.  B.  die  zu  theilenden  Gegenstände  durch  Sachverständige*8) 


20)  Wie  wenn  der  Vorm  and  gleichwohl  die  Erbschaft  unbedingt 
angenommen  hätte?  Dem  Mündel  wird  die  Wiedereinsetsung  in  den 
vorigen  Stand  zustehen,  der  Vormund  nach  Befinden  den   Erbschaft- 

f laubigem  etc.  zu  Schadenersätze  gehalten  sein.  Vgl.  Jpd.  du  C.  c.  Fr. 
57.    P)  Vgl.  Anhry  et  Bau  VI,  S.  882. 

21)  Dur  an  t.  III,  581.  Proudhon  de  Tusufr.  I,  138.  Demol. 
VII,  703.  —  Vgl.  unten  das  Erbrecht.  P.)  Auch  den  retrait  successoral 
—  Art.  841  C.  N.  —  kann  der  Vormund  nur  mit  Genehmigung  des  FB. 
ausüben.    D  e  m  o  1  o  m  h  e,  VII,  678.    S  i  r.  LIX,  II,  289. 

22)  Merlin  m.  mineur.  §.  7.  n.  1.1    S.  unten  g.  655 f. 

23)  Sir.  XII,  I,  400.  »XLVIII,  II,  130. 

24)  P.)Vg\.  Duranton  III,  582.  Demolombe  VII,  708.  Aubrj 
et  Bau,  I,  §.  113  S.  448.  Letzter  lehrt  mit  Recht,  die  Annahme  stehe 
dem  Vormunde  allein  zu,  ausser  wenn  das  Legat  belastet  ist.  Ausschla- 
gung bedarf  der  Genehmigung  des  FR.    S.  oben  nt.  19. 

25)  Locre*  ad  Art  465.  Ghabot  tr.  des  succes.  ad  Art.  817.  ».  3. 
Pigeau  n,  618.  Jpd.  du  C.  c.  1  285. 

26)  Durant.  III,  673. 

27)  lieber  die  Antinomie,  die  zwischen  dem  Art.  466  und  dem  Art. 
824  einzutreten  scheint.    8.  unten  %.  624. 

28)  Annalen  der  bad.  Gerichte  VII,  161. 
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fett  würdern  and  hierauf  unter  die  Parteien  mittelst  einer  Ver- 
korang  zu  vertheilen  sind;  jedooh  mit  Vorbehalt  der  Aus- 
nahme» welche  sich  aus  dem  Art  467.  ergibt29)  Wenn  dio 
Theilung  nicht  mit  Beobachtung  aller  ihre  Form  betreffen- 
den Vorschriften  vorgenommen  worden  ist,80)  so  ist  sie,  (den 
Fall  der  Ausnahme  abgerechnet,)  nur  ab  eine  vorläufige 
Theilung  zu  betrachten,81)  und  es  können  daher  die  s&mnrir 
liehen  Parteien,  nicht  nur  der  Minderjährige,  sondern  auch  die 
volljährigen  Miteigentümer,  auf  eine  neue  und  endgültige 
TheOung  antragen.88)  Art.  466.  §.  2.  Art.  840.  —  6)  Der 
Vormund  kann  über  irgend  eine  Angelegenheit  des  Mündels88) 
nur  kraft  einer  ihm  von  dem  FR.  ertheilten  Ermächtigung  ei- 
nen Vergleich  abschliessend4)  und  diese  Ermächtigung  ist  ihm 
nur  unter  der  Bedingung  zu  ertheilen,  dass  drei  Rechtsgelehrte 
in  einem  Gutachten  für  den   Vergleich  stimmen.35)    Der  *u 

29)  d.  i.  die  Theilung  kann  auch  per  modum  transactionis  geschehen. 
Sir.  XV.  I,  404.  8.  jed.  Sir.  XXXVII,  II,  478. 

80)  Sir.  XXVII,  II,  188.  XXXIII,  II,  62.  »XXXV,  I,  253.  XXXIX, 
II,  162  (hier  über  die  Verloosung}.    XLIII,  II,  384. 

31)  Sir.  XXX,  II,  7.  (£in  Fall,  der  die  Folgen  einer  solchen  Thei- 
lung betrifft.) 

82)  Bousquet  und  Delvinc.  ad  Art.  840.  Sir.  XXXIX,  I,  615. 
XLVL  L  461.  Dagegen  wird  der  voll  j -ihrigen  Partei  dieses  Recht  abge- 
sprochen bei  Sir.  XIII,  IL  290.  XVII,  U,  145.  XXV,  II,  71.  XXXVU, 
288.  Die  Vertheiaiger  der  letzteren  Meinung  berufen  sich  auf  Art.  1125. 
f.  2.  Eine  dritte  Meinung  geht  dahin,  dass  «war  auch  die  volljährige 
Partei  eine  neue  Theilung  verlangen  könne,  jedoch  mit  dem  Vorbehalte, 
dass  es  dem  Vormunde,  oder  dem  Mündel  nach  erlangter  Volljährigkeit, 
freistehe,  die  provisorische  Theilung  in  eine  definitive  bu  verwandeln. 
Magnin  II,  976.  Sir.  XXVI,  H,  187.  -  *DerArt.  466safft  nur:  pour 
obtenir  a  l'ägard  du  mineur  tout  reffet  — ,  es  bandelt  sich  also  nur 
darum,  ob  der  Minderjährige  die  Theilung  anfechten  könne;  die  gross- 
jfihrigen  Parteien  sind  gar  nicht  in  Frage,  sie  können  also  aus  dem 
Art.  466  keine  Anfechtungsklage  herleiten.  Windscheid,  Ungiltigkeit 
der  Bechtsgeschäfte,  S.  218.  Marcade'  Art.  466  n.  II,  Sir.  XL11I,  II, 
149.  PJ  Die  Fassung  von  Art.  840  und  von  Art.  466  Abs.  8  sowie  die 
Gleichheit  der  Partoienrechte  spricht  sehr  su  Gunsten  der  Ansicht  von 
35.  Sic  —  Aubrv  et  Bau  VI.  §.  628  nt.  15.  Demolombe  XV,  690. 
8ir.  XL  VI,  I,  451.    LXX,  II,  123 

88)  Auch  nicht  aber  eine  Mobiliarklage.  Delvinc.  ad  Art.  467. 
Sir.  XXXV,  n,  158.    Demol.  VII,  747. 

84)  Doch  ist  der  Artikel  nicht  ultra  casum  suum  auszudehnen. 
Sir.  XXX,  I,  235.  XXXIII,  H,  845.  -  Ueber  das  Recht  des  Vormunde«, 
dem  Gegentheile  einen  Eid  anzutragen,  s.  Delvinc.  ad  Art.  467.  (Sr 
beurtheüt  dieses  Becht  nach  der  Vorschrift  des  Art.  464.) 

85)  Marbeau  des  transactions  n.  54 ff.  VgL  C.  de  pr.  Art.  495. 
P.)  Art.  467  sagt  „de   l*avisu  und  dies  hat  Z  richtig  ubersetat. 

Demol.  Vit,  746. 
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Folge  einer  solchen  Ermächtigung  abgeschlossene  Vergleich 
ist  jedoeh  überdiess  nur  in  so  fern  billig,  als  er  von  dem  Ge- 
richte der  ersten  Instanz,  welches  in  der  Sache  den  Staats- 
anwalt zu  hören  hat,  bestätiget  worden  ist. 8e)  Art  467.  2045. 
Es  gibt  jedoch  gewisse  Rechtshandlungen,*)  in  Ansehung 
derer  der  Vormund  den  Mündel  zu  vertreten  nicht  berechtiget 
ist.  Denn  es  kann  der  Vormund  1)  nicht  eine  freigebige  Ver- 
fügung statt  des  Mündels  oder  über  das  Mündelgut  treffen;97) 
arg.  Art.  457  jedoch  sind  herkömmliche  Ehrengeschenke 
und  kleine  Erkenntlichkeiten  billig  von  dieser  Regel  auszuneh- 
men.88) Eben  so  wenig  wird  der  Vormund  2)  berechtiget 
sein,  solche  Verbindlichkeiten  im  Namen  des  Mündels  einzu- 
gehen, welche  diesen  für  seine  Person  zu  einer  gewissen  Hand- 
lung verpflichteten,  ausgenommen,  wenn  der  Vormund  das  Recht, 
eine  solche  Verbindlichkeit  einzugehen,  durch  die  Pflicht,  für 
die  Erziehung  und  für  das  Unterkommen  des  Mündels  zu  sor- 
gen, begründen  kann.  Arg.  Art.  450.  vgl.  die  Lehre  von  der 
Ehe.  3)  Der  Vormund  kann  in  den  Angelegenheiten  des  Mün- 
dels nicht89)  ein  Kompromiss  errichten,  Arg.  Art.  1004.  des 
C.  de  pr.  jct.  Art.  83.  desselben  Gesetzbuches;  jedoch  steht 
es  ihm  frei,  im  Laufe  eines  Processes  mit  Uebereinstimmung 
der  Gegenpartei,  ein  von  Rechtsgelehrten  oder  von  Kunstver- 
ständigen ausgestelltes  Gutachten  dem  Gerichte  zu  dem  Ende 
vorzulegen,  dass  das  Gutachten,  nachdem  der  Staatsanwalt 
seine  Anträge  gestellt  haben  werde,  in  einen  richterlichen 
Spruch  verwandelt  werde.40) 


36)  Ueber  die  rechtlichen  Folgen,  welche  die  Nichtbeobacbtung  die- 
ser Förmlichkeiten  hat,  s.  Merlin  m.  transact.  §.  1.  n.  3.  Marbeau 
a,  a.  0.  n.  58 f.  Sir.  VII,  I,  437.  X,  II.  225.  XVIII,  II,  113.  XXXHI, 
II,  106  Die  Grandsätze,  die  von  der  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen 
Stand  gelten,  werden  auch  auf  diesen  Fall  anwendbar  sein.  Siehe  unten 
§.  332  f. 

*)  P.)  Beschränkungen  des  Vormundes  in  seinen  persönlichen  Be- 
siehungen 8.  u.  §.  116. 

37)  Locrö  ad  Art.  457.  Sir.  XIX,  I,  111.  P)  Auch  unentgelt- 
licher Verzicht  ist  unstatthaft,  z.  B.  auf  Verjährung.  Art.  2222  C.  N. 
Dero  ol.  VII,  777. 

38)  1.  12.  §.  3.  1.  22.  D.  de  administr.  tut.    Demol.  VII,  776. 
89)  Dur  an  t.  III,  597. 

40)  To  ulli  er  II,  1242.  ürtheile  dieser  Art  nennt  man  jugemens 
convenus,  passäs  d'acoord  oder  par  expädient.    (Der  Gebrauch,  der  sich 
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§.  114. 

c)  Von  der  Pflicht  und  dem  Beohte  des  Vormundes,  den  Mündel  vor 
Gericht  zu  vertreten. 

Der  Vormund  vertritt  den  Mündel,  so  wie  in  den  ausser- 
gerichtlichen  Rechtshandlungen,  so  auch  vor  Gericht,  so 
dass  der  Vormund  allein,  und  nicht  der  Mündel  bloss  mit  Bei- 
tritt des  Vormundes  in  allen  den  Mandel  betreffenden  Civil- 
Sachen  die  Partei  ist,  welche  klagt  oder  belangt  wird.1)  — 
In  der  Regel  kann  der  Vormund  statt  des  Mündels  klagen 
und  belangt  werden,  ohne  dass  er  einer  Ermächtigung  von 
dem  Familienrathe  bedarf.  Er  kann  z.  B.  ohne  eine  solche 
Ermächtigung  eine  Mobiliarklage  anstellen,  *)  den  Mündel  ge- 
gen eine  Immobiliarklage  oder  gegen  eine  Theilungsklage  ver- 


keineswegs  auf  Saohen  beschränkt,  in  welchen  die  eine  oder  andere 
Partei  minderjährig  ist,  verdient  auch  in  Deutschland  angenommen  zu 
werden.)  P.)  Ohne  die  Formen  des  Art.  467  ist  ein  solcher  Akt  ungiltiy, 
mit  denselben  aber  rechtsverbindlich,  die  Sache  ist  bestritten.  Sic 
Aubry  et  Rau  I.  §.  113  nt.  33,  49.  Vgl.  Dal  los  unter  Arbitrage  I. 
S.  605  nt.  2.    Carrö,  Proc.  III,  3251.    Demol.  VII,  781. 

1)  Selbst  dann,  wenn  in  einer  Kriminalsache  der  verletzte  Theil 
(als  partiB  civile)  Schadenersatz  von  dem  Mündel  verlangt,  ist  der  Vor- 
mund mit  vorzuladen.  Sir.  XXIX,  II,  289.  XXXIII,  II,  182.  S.  jedoch 
Ebend.  XXXV,  II,  208.  *XXXIX,  I,  232.  XL  VI,  I,  489.  L,  1,  77.  De- 
mol. VII,  804.  Für  Zachariä's  Ansicht  sind  ChauveauetP.  HeMie, 
Th.  du  C.  p.,  II,  p.  192.  Umgekehrt  aber  kann  der  Vormund  auch 
8chadenersats  Namens  seines  Mündels  vor  einem  Kriminalgerichte  for- 
dern, ohne  Ermächtigung  des  FR.  Sir.  XXXVI,  II,  357.  P.)  Distinguas! 
Handelt  es  sich  um  die  Adhäsion  des  Damnifikaten,  so  wird  dessen  Recht 
illusorisch,  wenn  man  die  Vorladung  des  Vormundes  für  nöthig  erklärt; 
auch  schützen  die  Formen  des  Strafprocesses  genügend  den  Minderjäh- 
rigen.  Dies  ist  auch  die  Ansicht  des  K.H.  Sir.  XLV1,  I,  489.  844.  Zu 
weit  geht  aber  derK.H.  Sir.  L,  I,  78,  wenn  er  auch  die  Prinzipal-Klage 
auf  Entschädigung  wegen  Vergehen  und  Uebertretungen  bei  dem  Straf- 

r rieht  gegen  den  Mündel  allein  zulässt.  Hier  überwiegt  der  Civilpunkt. 
ubry  et  Rau,  I,  §.  109  nt.  8,  9.  —  Kann  der  Minderjährige  allein 
den  Strafantrag  stellen  ?  Vgl.  §.  65  des  Strafgesetzbuches  für  das  deutsche 
Reich.  Soweit  er  dazu  legitimirt  ist,  darf  er  auch  als  Beschädigter  ad- 
häriren  —  arg.  a  maj. 

2)  Joris pr.  du  G.  c.  4808.  II,  485.  Die  actiones  possessoriae  gehören 
au  den  Mobiliar-  oder  su  den  Immobiliarklagen,  je  nachdem  sie  beweg- 
liches Gut  oder  Liegenschaften  sum  Gegenstande  haben.  Delvinc.  ad 
Art.  464.  A.  M.  ist  Durant.  III,  571,  welcher  diese  Klagen  arg.  Art. 
1428.  schlechthin  su  den  Mobiliarklagen  rechnet.  *Duranton*s  Mein- 
ung ist  die  richtige.  Sir.  XLIX,  I,  757.    Unbeweglich  sind  nur  diejeni- 

gen  Klagen,  durch  welche  ein  dingliches  Recht  an  einer  unbeweglichen 
ache  geltend  gemacht  wird.  Dazu  gehören  die  Besitzklagen  nicht,  die 
sich  überdiess  im  fr.  R.  auch  nur  auf  Immobilien  beziehen. 
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theidigen,  8>  Arg.  Art.  464.  465.  wegen  einer  Schuldforderang 
die  Versteigerung  der  Liegenschaften  des  Schuldners  betrei- 
ben.4) Arg.  Art.  464.  465.  Ausnahmeweisse  aber  muss  der 
Vormund  von  dem  FR.  ermächtiget  sein,  1)  um  eine  Immo- 
Mliarklago6)  oder  (arg.  Art  464.)  2)  eine  den  Stand  des  Man- 
del* betreffende  Klage  anzustellen,6)  oder  3)  um  sich  bei  einer 
Klage  der  einen  oder  der  andern  Art,  die  gegen  den  Mündel 
angestellt  worden  ist,  (unmittelbar  oder  mittelbar)  zu  beruhi- 
gen, Tj  Art.  464.  oder  4)  um  auf  eine  Theilung  anzutragen. 
Axt  465.  Vgl.  §.  113.  Anm.  24.  —  In  so  fern  der  Vormund 
einer  Ermächtigung  von  dem  FR.  bedarf,  um  statt  des  Mün- 
dels tot  Gericht  zu  stehn,  kann  die  Gegenpartei  fordern,  dass 
der  Vormund  vor  allen  Dingen  jene  Ermächtigung  beibringe.  *) 
Nach  entschiedener  Sache  aber  kann  nur  der  Minderjährige 
das  Verfahren  aus  dem  Grunde  anfechten,  weil  der  FR.  dem 
Vormunde  nicht  die  Ermächtigung,  deren  er  in  der  Sache  be- 
durft hätte,  eriheilt  gehabt  habe, »)  Arg.  Art.  1125.  —  Uebri- 


8)  Bloechel  §.  62.  Sir.  V.  II,  280.  XIV,  I,  101.  Auch  gegen  eine 
Klage  auf  Licitation.  Sir.  V.  II,  598.  P.)  Ersteres  ist  communis  opinio 
Laurent  V,  66.  Dal  los  unter  Minorite*  Nro.  525,  527. 

4)  Sir.  YII.  n,  1242.  S.  aber  C.  de  proc.  Art.  744  mit  743. 

5)  Vgl.  Art.  526.  Sir.  VII,  II,  1259.  XXIX,  II,  23.  XXXI,  IL  169. 
XXXII,  fi,  448. 

6)  Also  —  um  eine  Immobiliarklage  fort  »stellen,  oder  sie  wieder 
aufzunehmen  oder  um  in  der  Sache  eine  Appellation  einzuwenden,  be- 
darf der  Vormund  nicht  einer  Ermächtigung.  Durant  III,  588.  Sir. 
VII,  IL  1242.  XIV.  I,  101.  XXX,  II,  81.  -  »Standesklagen  sind  weder 
beweglich  noch  unbeweglich.  In  Sir.  XII,  II,  79.  XXV,  II,  296.  XLL 
IL  488  wurde  für  solche  Klagen  die  Ermächtigung  durch  den  FR.  nicht 
gefordert.  Gleichwohl  ist  der  Ansicht  des  Textes  beizutreten,  Standes- 
klagen sind  wichtiger  als  Immobiliarklagen.  —  P.)  Demol.  VTL  694. 
Dies  gilt  auch  von  den  Eheklagen  Namens  eines  Entmündigten,  Puehelt 
Ztechr.  IV.  S.  454. 

7)  DelYinc-  ad  Art.  464.  Durant.  III,  584.  Sir.  VII.  II,  1242. 
XXI,  II,  117.  XXXIX,  II,  521.  S.  jedoch  Sir.  XLV,  II,  224.  ChauTeau 
s.  Carrl,  II,  1452.  P.)  Kolmar  in  Puehelt  Ztschr.  IV.  S.  618  n.  ff.  Be- 
züglich Mobiliarklagen  hat  der  Vormund  zwar  das  Becht  des  acquies- 
cement,  nicht  aber  des  desistement,  sofern  darin  ein  Verzicht  auf  das 
Becht  liegt.  Laurent,  V.  67.  68. 

8)  Jedoch  kann  die  Ermächtigung  auch  w&hrend  des  Verfahren« 
nachgeholt  werden,  ohne  dass  dieses  von  neuem  anzufangen  wäre.  Sir. 
XII,  II,  274.  XIV,  I,  5,  XXXII,  H  566. 

9)  Sir.  XL  I,  52.  XIX.  I,  240.  XXXIV,  II,  201  P.)  Diese  Anfech- 
tung ist  abgesehen  ron  den  ordentlichen  Rechtsmitteln  nur  alt  requdte 
cirfle  nach  Art.  481  C  d  proe.  zulässig.  Laurent  V,  106. 
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gen*  enthält  das  Französische  Proeessrecht  noch  mehrere  an- 
dere besondere  Vorschriften  über  die  Rechtsstreitigkeiten,  in 
welchen  ein  Minderjähriger  Partei  ist.  8.  z.  B.  C.  de  pr.  Art. 
49.  83.  481.  484. 


§.  115. 

Von  den  rechtlichen  Folgen,  welche  die  Verwaltung  der  Vormundschaft 

in  Beiiehnng  auf  dritte  Personen  hat. 

So  wie  die  Hechte,  welche  der  Vormund  im  Namen  des 
Mündels  erwirbt,  nicht  dem  Vormunde  für  seine  Person  son- 
dern dem  Mündel  und  diesem  allein  zustehn,  so  liegen  auch 
die  Verbindlichkeiten,  welche  der  Vormund  eingeht  nicht  dem, 
Vormunde,  sondern  dem  Mündel  und  diesem  allein  ob.  *)  Art. 
1998.  (Mandans  et  mandatarius  habentur  pro  una  persona.) 
Es  kann  daher  wegen  dieser  Verbindlichkeiten  nicht  der  Vor- 
mund für  seine  Person,  sondern  nur  als  Vormund,  so  wie  der, 
welchen  der  Vormund  vertreten  hat,  dereinst  nach  erlangter 
Volljährigkeit  belangt  werden;  es  fallen  z.  B.  die  Processko- 
sten,  in  welche  der  Mündel  oder  der  Vormund  als  Vormund 
verurtheilt  wird,  nicht  dem  Vermögen  des  Vormundes,  son- 
dern dem  des  Mündels  zur  Last  Wenn  jedoch  der  Vormund 
pflichtwidrig  gehandelt  oder  die  andere  Partei  nicht  von  sei- 
ner Eigenschaft  oder  von  den  Schranken  seiner  Vollmacht  (s. 
z.  B.  $.  111.)  in  Eenntniss  gesetzt  hat,  so  kann  er,  (wie  in 
denselben  Fällen  ein  Bevollmächtigter,)  wegen  seiner  vormund- 
schaftlichen Handlungen  auch  von  Dritten  belangt  werden.8) 
Arg.  Art.  1997  und  1998.  §.  2.  Es  kann  z.  B.  ein  Vormund, 
welcher  einen  Rechtsstreit  muthwillig  angefangen  oder  durch 
eine  pflichtwidrige  Handlung  veranlasst  hat,  verurtheilt  wer- 


1)  Daher  die  Regel:  Pactum  tutoris  factum  pnpilli.  Sir.  XXXII, 
II,  566.  P)  Dies  gilt  aber  nur  von  den  faetis  Ileitis  aut  rite  peraetis 
Art.  1814.  Im  Uebrigen  s.  u.  II  §.  835b,  Wie  bei  jedem  Repräsentan- 
ten so  auch  beim  Vormund  haftet  der  Minderjährige  bezüglich  Vertrags* 
Verhältnissen  für  Dolus  and  Vis  des  Vormundes,  wie  ihm  error  and  me- 
to* des  Vorm.  sowie  der  gegen  diesen  verübte  Betrug  nfitsen.  Entscheid, 
des  Reiehe-Oberhandelsg.  vi,  S  408. 

2)  Vgl.  Delrino.  %  p.  293» 
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den,  die  Processkosten  aus  eigenen  Mitteln  zu  tragen.  •)  C.  de 
pr.  Art.  132. 

Uebrigens  sind  die  Grundsätze,  welche  in  den  vorstehen- 
den §§phen  über  die  Pflichten  und  Rechte  des  Vormundes  auf- 
gestellt worden  sind,  zwar  auch  auf  die  Eltern,  in  wie  fern 
diese  die  Vormundschaft  verwalten,4)  jedoch  nur  mit  Vorbe- 
halt der  Einschränkungen  anwendbar,  welche  denselben  kraft 
der  den  Eltern  an  dem  Vermögen  ihrer  Kinder  zustehenden 
Nutzniessung  zu  geben  sind.*) 

§.  116. 

Von  dem  rechtlichen  Verhältniss,  welches  zwischen  dem  Vormunde  and 
dem  Mündel,  abgesehen  von  der  Vormundschaft  eintritt. 

Abgesehen  von  der  Vormundschaft  tritt  zwischen  dem  Vor- 
munde und  dem  Mündel  in  der  Regel  ganz  dasselbe  einbrecht- 
liehe  Verhältniss,  wie  zwischen  dem  Mündel  und  dritten  Per- 
sonen, ein.  Es  kann  also  z.  B.  der  Vormund  in  der  Regel  alle 
die  Rechte  an  der  Person  und  an  dem  Vermögen  des  Mündels 
erwerben,  welches  ein  Dritter  an  der  Person  oder  an  dem 
Vermögen  eines  Mündels  erwerben  kann;  und  umgekehrt1) 
Und  eben  dieses  gilt  von  dem  gewesenen  Vormunde  und  dem 
gewesenen  Mündel.  (Mit  andern  Worten:  Zwischen  dem  Vor- 
munde und  dem  Mündel  findet  in  dieser  Beziehung  nicht  eine 
Einheit  der  Personen  statt.)    Vgl.  §§.  117,  122. 

Jedoch:  1)  Es  gibt  gewisse  Rechtsgeschäfte  und  Rechts- 
titel, mittelst  welcher  der  Vormund  überall  nicht  von  dem 
Mündel  oder  gegen  den  Mündel  ein  Recht  erwerben  kann.1) 
Denn  so  kann  der  Vormund  a)  die  Sachen  des  Mündels ,  es 
seien  Fahrnissstücke  oder  Liegenschaften,  nicht  kaufsweise, 
selbst  nicht  in  einer  öffentlichen  Versteigerung,  an  sich  brin- 

3)  Sir.  XXX,  II,  31. 

4)  So  s,  B.  Journ.  du  Palais  XXX,  208.  PJ  Anders  hei  der  väter- 
lichen Verwaltung  des  Art.  389.  S.  oben  §.  99. 

*)  P.)  Was  ist  Rechtens  mit  Handlangen  des  vermeintlichen  Vor- 
mundes oder  bei .  nachtraglicher  Verniohtnng  der  Bestellung  »um  Vor- 
munde? S.  oben  §.  104  nt  12. 

1)  Br  an  er  ad.  Art.  472.    S.  jedoch  oben  g.  99  Anm.  8.  P.) 

2)  P.)  Ueber  die  Folgen  der  Zuwiderhandlung  a.  Windscheid, 
Ungiltigkeit  S.  110  ff.  Vgl.  unten  II.  §§.  384a,  351  nt  14. 
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gen.8)  Art.  450.  1596.  Er  kann  sich  b)  nicht  Rechte  oder 
Forderungen,  welche  einem  Dritten  gegen  den  Mündel  zu- 
stehen, titulo  sive  oneroso  sive  gratuito  —  abtreten  (cediren) 
lassen.4)  Art.  450  Er  kann,  c)  ausgenommen  wenn  er  ein  As- 
cendent  des  Mündels  ist,0)  nicht  von  diesem  mit  einer  Schen- 
kung oder  mit  einem  Vermächtnisse  bedacht  werden.  Art.  907. 
S.  auch  Art.  911.  Bei  der  Anwendung  dieses  Verbotes,  wel- 
ches übrigens  auch  den  Protutor,  femer  den  tutor  ad  hoc, 
wenn  und  in  wiefern  dieser  Rechnung  abzulegen  hat,6)  in  glei- 


3)  DieseB  Verbot  dehnt  Delvinc.  ad  Art.  1596  (wohl  nicht  mit 
Grand)  theils  auf  den  Gegenvormund  in  dem  Falle  einer  freiwilligen 
Versteigerung, 'theils  auf  den  Pfleger  eines  Minderjährigen  aus  *Auf 
den  Gegenvormund:  Sir.  XXVI,  I,  200.  XLIII,  II,  217.  Magnin  II, 
1185.  Troplong,  Ventel,  187.  Deraol.  VII,  375.  A.  M.  Sir.  XXXVII, 
I,  114  XL,  II,  367.  LIII,  I,  13.  Verbote  sind  strict  zu  interpretiren. 
P.)  Die  Sache  ist  sehr  bestritten;  AubryetRau,  IV.  §.  351  nt.  12. 
Laurent  V,  107  —  doch  ist  mit  Beiden  die  obige  Ansicht  für  richtig 
zu  erachten.  Vgl.  unten  §.  351  nt.  6  —  Dagegen  ist  es  auf  den  Protutor, 
auch  in  besonderen  Fällen  auf  den  tutor  ad  hoc  allerdings  auszudehnen. 
—  Andere  nehmen  dagegen,  (mit  der  1.  5.  C.  de  contrah.  emt.  vend.) 
den  Fall  von  dem  Verbote  aus,  da  die  Sachen  des  Mündels  auf  Betrei- 
ben der  Gläubiger  versteigert  werden.  Sir.  X,  II,  565.  P.)  Als  Princip 
ist  dies  unrichtig.  Laurent,  V.  97.  Dagegen  sind  Ausnahmen  zu  ge- 
statten, wenn  der  Vormund  selbst  der  betreibenden  Gläubiger  ist  und 
der  Gegenvormund  den  Mündel  vertritt,  oder  wenn  es  sich  um  eine  im 
Miteigenthume  von  Vormund  und  Mündel  befindliche  Liegenschaft  oder 
um  eine  solche  handelt,  deren  Eigenthum  dem  Einen,  deren  Niesbrauch 
dem  Andern  gehört.  Sir.  XXV,  II,  147.  LVI,  II.  406.  LXII,  II,  401. 
Vgl.  Demolombe  VII,  753,  754. 

4)  Auf  die  Subrogatio  in  locum  creditoris  ex  lege  (Art.  1251.) 
wird  das  Verbot  nicht  anwendbar  sein.  Durant.  III,  603.  Magnin  I, 
663.  Auch  wird  durch  dieses  Verbot  nicht  die  actio  negotiorum  ges- 
torum  ausgeschlossen.  Vgl.  To ullier  II,  1282. sq.  Durant.  III,  604 ff. 
Eben  so  wenig  verliert  der  Cedent  seine  Forderung.  P.)  Es  heisst,  das 
Wesen  des  Verbotes  resp.  der  Oession  verkennen,  wenn  man  die  unent- 
geltliche Cession  oder  die  Subragatio  ex  contractu  ausnehmen  will,  wie 
z.  B.  Demolombe  VII,  760.  774.  Dagegen  ist  Erwerb  einer  Forderung 
durch  Erbschaft,  Testament,  Universal-  Succession  keine  Cession.  —  Den 
Verlust  der  Forderung  nach  Nov.  72  Cap.  5  anzunehmen,  wie  D el  Vin- 
co urt  zu  Art.  450  —  Bd.  I.  S.  119  nt.  2,  Marcad<§  Nro.  III  su  Art. 
450  wollen,  ist  zwar  konsequent  quoad  legem  ferendam,  aber  unmöglich, 
weil  es  nicht  im  Art.  450  steht  und  Strafen  nicht  hineininterpretirt  werden 
dürfen.  Demolombe  VII,  766,  767.  Verwirft  man  diese  Ansicht,  to 
sind  die  Folgen  der  Zuwiderhandlung  nach  allgemeinen  Grundsätzen  su 
bestimmen;  s.  oben  nt.  2.  —  Urtheile  der  Gerichte  über  die  Kontroverse 
fehlen.    Dal  loa  unter  Minorite\   No.  573. 

5)  Der  Stiefvater  (Art.  896)  ist  unter  dieser  Ausnahme  nicht  be- 
griffen.   Sir.  XXII,  II,  362. 

6)  Ferriere  III,  1287. 

ZaoharU,  fnns.  eivtlitoat    e.  Aal,    L  \Q 
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eben  den  Mann  der  Mutter  in  dem  Falle  des  396.  Art.,7)  nicht 
aber  den  Gegenvormund8)  oder  den  Pfleger9)  unter  sich  be- 
greift, ist  nicht  auf  die  Zeit,  zu  welcher  die  Schenkung  (z.  B. 
eine  bedingte )  wirksam  wird  oder  der  Erblasser  mit  Tode  ab- 
geht, sondern  auf  die  Zeit  der  gemachten  Schenkung  und 
beziehungsweise  des  errichteten  Testamentes  Rücksicht  zu 
nehmen. lu) 

2)  Auch  nachdem  der  Mündel  die  Jahre  der  Volljährig- 
keit erlangt  hat  oder  der  vormundschaftlichen  Gewalt  entlas- 
sen worden  ist,11)  kann  er  a)  zum  Vortheile  seines  gewesenen 
Vormundes  nicht  eher  eine  freigebige  Verfügung  treffen,  als 
bis  der  Vormund  die  Schlussrechnung  abgelegt  hat  und  diese 
als  richtig  anerkannt  worden  ist.12)  Art.  907.  S.  auch  Art. 
911.  Das,  was  über  den  Umfang  und  die  Anwendimg  des 
andern  im  907.  Artikel  enthaltenen  Verbotes,  so  eben  gesagt 
worden  ist,  ist  auch  auf  dieses  Verbot  anwendbar.  Auf 
Verfugungen,  welche  nach  dem  Tode  des  Vormundes  zum  Vor- 
theile der  Erben  des  Vormundes  getroffen  werden,  ist  weder 
das  eine  noch  das  andere  Verbot  anwendbar,  sollten  auch  die 
Erben  noch  die  Vormundschaftsrechnung  abzulegen  haben.1*) 
(Weiteres  zu  1,  c  und  zu  2,  a  siehe  unten  IV.  §.  649  No.  1) 
—  b)  Eine  jede  Uebereinkunft,  welche  zwischen  dem  gewese- 


7)  Sir.  XXII, 265.  362.  XXXVII,  I,  88.  XXXVIH, H, 390.  8. jedoch 
Sir.  XXXIV,  II,  117. 

8)  Grenier  tr. des  donat. I,  308.  Delaporte  ad  Art  907.  Jedoch 
ist  von  diesem  Satze  der  Fall  auszunehmen,  da  der  Gegenvormund  an 
der  Verwaltung  (de  facto)  Theil  genommen  hat.  Sirey  XXIX,  II,  28. 
S.  §.  117  a.  E. 

9)  D  e  1  v  i  n  c.  ad  Art.  907.  Er  ist  nicht  zur  Ablegung  einer  Rech- 
nung gehalten.  Eben  so  wenig  ist  das  Verbot  auf  einen  Beistand  (con- 
seil)  auszudehnen.     Durant.  VIII,  200 ff. 

10)  Ferriere  III,  1288  sqq.  Grenier  I,  307.  Der  Grund  des 
Gesetzes  ist  die  Vermuthung,  dass  der  Wille  des  Verfügenden  nicht 
frei  war. 

11)  Dalloz  m.  dispos.  entre  vifs  etc.  Chap.  IL  Sect  V. 

12)  Sir.  XXVII,  I,  335.  —  Dass  er  auch  den  Rechnunffsrfckstand 
bezahlt  habe,  ist  nicht  erforderlich.  Grenierl,  304.  Pailliet  ad  Art. 
907.    Durant.  VIII,  199.    Dalloz  m.  dispos.  entre.  vifs.  etc.  a.  a.  0. 

13)  Grenier  I,  808.  -  *^uf  die  Rechtsnachfolger  des  Mündels 
ist  das  Verbot  nicht  anzuwenden.  Sir.  XXX,  II,  146.  XLII,  II,  124. 
Rh.  Ar  eh.  XXI,  I,  16.  Ob  auf  die  Erben  des  Vormunds?  Für  die  be- 
jahende Antwort  spricht,  dass  sie  gleiche  Verantwortlichkeit  haben. 
Demoi  VIII,  87.    S.  Sir.  L,  I,  542. 
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nen  Vormunde14)  und  dessen  ehemaligen  Mündel16)  zu  dem 
Ende  getroffen  wird,  um  den  Vormund  von  der  Verbindlich- 
keit der  Rechnungsablegung,  unmittelbar  oder  mittelbar,  zu 
befreien,1*)  ist  für  den  gewesenen  Mündel  nicht  bindend,17) 
wenn  nicht  wenigstens  10  Tage  vorher  der  Vormund  seinem 
gewesenen  Mündel  eine  genaue  Vormundschaftsrechnung  sammt 
den  Belegen  zugestellt  hat,  was  durch  eine  besondere  Quittung 
des  Rechnungsabnehmers  bescheinigt  sein  rauss18);  Art.  472. 
vorausgesetzt  jedoch ,  dass  der  Mündel  überhaupt  etwas  im 
Vermögen  hatte.19)  Die  Nichtigkeit  einer  mit  dem  Art.  472 
in  Widerspruch  stehenden  Uebereinkunft  wird  auch  dadurch 
nicht  gedeckt,  dass  die  Uebereinkunft  von  dem  gewesenen 
Mündel  P.)  ausdrücklich  oder  stillschweigend  durch  Vertrags- 
vollzug genehmigt  worden  ist,  sofern  und  bevor  nicht  nach- 
träglich die  Vorschriften  des  Art.  472   erfüllt  worden  sind.80) 


14)  Das,  was  über  den  Umfang  der  Vorschrift  des  Art.  907  gesaj 
worden  ist,  wird  auch  hier  anwendbar  sein.    Sir.  XXX,   II,  146.    *R 
Ar  eh.  XVIII,   I,  105  (Art.  895).    Auf  den  Gegenvormund  ist  der  Art. 
472  nicht  anwendbar.   Rh.  A.  XXIX,  I,  215.  S.  jed.  Sir.  XXIX,  II,  28. 

15)  Er  mag  volljährig  oder  emaneipirt  worden  sein.  Par  est 
ratio.  A.  M.  ist  Marbeau  tr.  des  transact.  n.  67  P.)  jedoch  ohne  ge- 
nügenden Grund!  Demol.  VIII,  76.  Aubry  et  Ran  I.  §.  121  nt.  24. 
Paris  2.  Aug.  1821  bei  Dalloz  anter  Minorite*  No.  644  Abs.  4. 

16)  Das  ist  der  Sinn  des  Wortes  traite\  Vgl.  Marbeau  n.  64. 
Sir.  XXII,  I,  284.  Eine  jede  Uebereinkunft,  welche  den  im  Texte  an- 
gegebenen Zweck  hat,  ist  nichtig;  auch  eine  Schenkung,  auch  eine  con- 
stitutio  dotis.  Delvinc.  ad  Art.  472.  Durant.  XV,  343.  Sir.  XII, II, 
434.  XXVIII,  II,  170.  XL,  II,  422  L,  I,  714.  -  P.)  Der  Mündel  kann 
aber  nicht  das  Geschenk  bebalten  und  im  Uebrigcn  den  Vertrag  um- 
stossen;  der  Vertrag  gilt  ganz  oder  gar  nicht.  Sir.  LXVIII,  I,  54.  LXX,  I, 
180.  Puch  elt,  Zeitschr.  I.  S.  42.  —  Dagegen  sind  die  Vergleiche  zwischen 
dem  gewesonen  Vormunde  und  Mündel,  welche  jenen  Zweck  nicht  haben, 
unter  der  Vorschrift  nicht  begriffen.  Durant.  III,  638.  Sir.  X,  I,  380. 
XXII,  I,  284.  XXXI,  I,  201.  XLIX,  I,  406.  L,  I,  714.  S.auch  Sir.  Coli, 
nouv.  VII,  1,  76.    Demol.  VIII,  74. 

17)  Durant.  III,  639.  Sir.  XXX,  II,  121.  XXXI,  II,  83.  P.)  Est 
sententia  reeepta,  tutorem  esse  obligatum,  Dalloz  unter  Minorite'  No. 
662.  Demolombe  VIII,  92.  Laurent  V,  162.  Beerbt  aber  der 
Mündel  den  Vormund,  dann  kann  er  auch  gegen  die  Miterben  nicht  an- 
fechten. Sir.  LIX,  I,  304. 

18)  Also  die  Quittung  darf  nicht  in  der  Uebereinkunft  selbst  stehen. 
P.)  Dalloz,  Minorite  No.  656.  Ueber  Einzelnheiten  s.  Dalloz  et 
Verge\  C.  ann   nt.  40-46  zu  Art.  472. 

19)  Sir.  XV,  II,  83.    Magnin  n.  717.    P.)  Laurent,  V,  154. 

20)  Sir.  XXXUI,II,178.  XXXVIII,  II,  180.  L,I,  714.  P.;  Demol. 
VIII,  94.    Laurent  V,  166.   Dalloz  unter  Minorite  661. 
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B.    Des  Gegenvormundes.1) 
§.  H7. 

Der  Gegenvormund  hat  1)  überhaupt  ein  wachsames  Auge 
auf  die  Verwaltung  des  Vormundes  zu  fuhren,  damit  er  den 
ihm  obliegenden  (sofort  anzuführenden)  besonderen  Verbind- 
lichkeiten gehörig  nachkommen  könne.2)  Damit  der  Gegen- 
vormund diese  Aufsicht  mit  desto  besserem  Erfolge  ins  Werk 
setzen  könne,  kann  dem  Vormunde,  jedoch  nicht  dem  Vater 
oder  der  Mutter, 3)  die  Verbindlichkeit  von  dem  Familienrathe 
auferlegt  werden,  dem  Gegenvormunde  zu  bestimmten  Zeiten, 
jedoch  nicht  mehr  als  einmal  des  Jahres,  eine  Uebersicht  von 
der  Lage  der  vormundschaftlichen  Angelegenheiten  auszuant- 
worten.  *)  Vrgl.  Art.  470.  Uebrigens  ist  der  Gegenvormund, 
wenn  er  diese  Aufsicht  über  den  Vormund  gehörig  zu  fuhren 
unterlässt,  in  so  fern  und  nur  in  so  fern  zu  Schadenersatz 
verantwortlich,  als  diese  seine  Fahrlässigkeit  die  Nichterfüllung 
der  ihm  obliegenden  besonderen  Verbindlichkeiten  zur  Folge 
hat.6) 

Der  Gegenvormund  hat  2)  den  Mündel  in  allen  den  An- 
gelegenheiten (s.  jedoch  Art.  1055.)  zu  vertreten,*)  in  welchen 
das  rechtliche  Interesse  des  Mündels  mit  dem  des  Vormundes 


1)  Die  Hauptgeschäfte  des  Gegenvormundes  zählt  auf  M agnin  I, 
p.  444. 

2)  Locr£  ad  Art.  420.  P.)  Obwohl  es  das  Gesetz  nicht  ausdrück- 
lich sagt,  wird  aus  Art.  446  zu  folgern  sein,  dass  der  Gegenvormund 
den  Vormund  zu  überwachen  hat.  Laurent  IV,  427;  er  kann  aber 
nicht  selbständig  einschreiten  —  abesehen  von  No.  2  —  sondern  muss 
sich  an  den  FB.  wenden,  er  kann  namentlich  auch  nicht  appelliren,  ob- 
wohl nach  Art.  444  C.  de  proc.  das  Fatale  erst  läuft,  wenn  ihm  das 
Urtheil  signifizirt  ist.  Laurent,  V,  104.  Uebrigens  gilt  Art.  444  C.  de 
proc.  nicht  für  die  Kassationsfrist.    S  i  r.  LXII,  I,  25. 

3»  Jedoch  wird  die  Mutter  im  Falle  des  Art.  396  unter  der  Vor- 
schrift des  Art.  470  allerdings  begriffen  sein.    Delvinc.  ad  Art.  470. 

4)  *Diese  Uebersichten  sind  keine  formliche  Rechnungslage,  ßhein. 
Ar  eh.  IX,  I,  295.  Sie  sind  kostenfrei  und  nicht  den  Formen  des  Art. 
527  f.  C.  de  pr.  unterworfen. 

5)  Vgl.  über  die  Verantwortlichkeit  des  Gegenvormundes  überhaupt: 
Bloechel  §.  26.    T o u  1 1.  II,  1132 f.    Demo!  VII,  391. 

*)  P.)  Darf  der  Gegenvormund  ex  mandato  tutoris  vormundschaft- 
liche Geschäfte  besorgen?  Obstat  ratio  legis.  Laurent  V,  105.  S.  u. 
».  118  nt.  1. 
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im  Gegensätze  steht,  in  welchen  also  der  Mündel  und  der 
Vormund  im  Verhältnisse  zu  einander  als  Parteien  zu  betrach- 
ten sind;  z.  B.  in  den  Rechtsstreitigkeiten,  welche  der  Vor- 
mund mit  dem  Mündel  haben  kann,  oder  wenn  der  Vormund 
dem  Mündel  eine  Schenkung  machen  will.6)  In  den  Fällen 
dieser  Art  hat  der  Gegenvormund  dieselben  Vorschriften  zu 
beobachten,  die  der  Vormund,  wenn  er  nicht  Partei  wäre,  zu 
beobachten  haben  würde.  Will  jedoch  der  Vormund  eine  Lie- 
genschaft des  Mündels  in  Bestand  nehmen,  so  kann  der  Ge- 
genvormund noch  überdies  nur  zu  Folge  einer  ihm  von  dem 
FR.  ertheilten  Ermächtigung  den  Bestandvertrag  mit  dem 
Vormunde  abschliessen. 7)  Art.  450.  In  den  Fällen  dieser  Art 
ist  ferner  der  Gegenvormund  eben  so  verantwortlich,  ale  ob 
er  der  Verwaltungsvormund  wäre.8) 

Endlich  3)  verpflichten  die  Gesetze  den  Gegenvormund 
zu  gewissen  besonderen  Dienstverrichtungen.  Vgl.  Art.  424. 
446.  448.  451.  jct.  Art.  1442.  Art.  452.  jct.  Art.  459.  Art. 
453.  2137.  2143.  S.  auch  C.  de  pr.  Art.  444.  •)  Der  Gegen- 
vormund, welcher  sich  diesen  Dienstverrichtungen  entweder  über- 
all nicht  oder  nicht  mit  der  gebührenden  Sorgfalt  unterzieht, 
ist  dem  Mündel  zu  Schadenersatz  verantwortlich. 10)  Arg.  Art 
424.  1442.  2137. 


6)  Lassaulx  II,  439.  8.  andere  Fälle  dieser  Art  Sir.  XXXII,  II, 
289.  291.  380.  *XL1II,  II,  424.  XLIV,  I,  547.  In  solchen  Fallen  kann 
dann  ein  Gegenvormund  ad  hoc  ernannt  werden,  der  Gegenvormund 
selbst  tritt  an  die  Stelle  des  Vormundes.  Sir.  XLIV,  II,  153.  P.)  Lau- 
rent IV,  424.  Vgl.  Laurent  V,  108  ff.  über  Kollision  awischen  Vor- 
mund und  Mündel. 

7)  Diese  Vorschrift  wird  zur  Sicherung  des  Geschäfts  auch  dann  zu 
beobachten  sein,  wenn  der  Vormund  z.  B.  einem  seiner  Kinder  eine 
Liegenschaft  des  Mündels  in  Bestand  geben  will,  obwohl  die  prae- 
sumptio  juris,  welche  der  Art.  911  enthält,  als  solche  auf  den  vor- 
liegenden Fall  keineswegs  anwendbar  ist.  S.  jedoch  D  u  r  a  n  t.  III,  587  f. 

8)  Dagegen  ist  er  auch  berechtigt,  Ersatz' für  die  Auslagen  zu  for- 
dern, die  er  in  Fällen  dieser  Art  gemacht  hat.  Dasselbe  Recht  steht 
ihm  auch  dann  zu,  wenn  er,  wegen  der  Nachlässigkeit  des  Vormundes, 
auf  die  Güter  des  Mündels  impensas  necessarias  vel  utile*  verwendet 
hat.    Sir.  XXXL  I,  261. 

9)  Vgl.  zudiesem  Artikel  Del  vinc.  I,  205.    Sir.  XXXIII,  n,  88. 

10)  Malev.  ad  Art.  475.  Durant.  III,  522.  A.  M.  ist  Lassaulx 
11,  464,  welcher  den  Gegenvormund  nur  ob  dolum  vel  culpam  latam 
für  verantwortlich  hält. 


Digitized  by 


Google 


294    §•  H8.  III.  Abschnitt.  I.  Unterabtheilung.   I.  Hauptstück. 

Uebrigens,  wenn  auch  der  Gegenvormund  weder  ver- 
pflichtet noch  berechtiget  ist,  sich  in  die  Verwaltung  der 
Vormundschaft  einzumischen,  so  ist  er  doch,  wenn  er  es  ge- 
than  hat,  eben  so  wie  der  Verwaltungsvormund  verantwortlich. u) 


V.    Von  der   Beendigung    der  Vormundschaft. 

A.    Der  Vormundschaft  in  der  eigentlichen 
Bedeutung. 

§.  H8. 
Im  Allgemeinen. 

Die  Arten,  wie  die  Vormundschaft  aufhört,  beziehen  sich 
entweder  auf  die  Person  des  Mündels  oder  auf  die  Person  des 
Vormundes.  In  den  Fällen  der  ersteren  Gattung  hört  die 
Vormundschaft  in  der  Regel  (s.  jedoch  Art.  486.)  für  immer 
auf,  in  denen  der  zweiten  Gattung  tritt  an  die  Stelle  des  bis- 
herigen Vormundes  ein  anderer,  der  von  dem  FR.  zu  ernen- 
nen ist,  so  dass  also  weder  der  gesetzliche  Vormund  noch  der 
Gegenvormund1)  den  bisherigen  Vormund  ersetzt.  Art.  419. 
424.  Vgl.  §.  101.  102.  Die  Ernennung  des  neuen  Vormundes 
ist  der  Gegenvormund ,  unter  dem  Rechtsnachtheile  eigener 
Verantwortlichkeit,  zu  betreiben  verpflichtet.  Art.  424.  S.  je- 
doch Art.  406.  Wenn  wegen  des  Absterbens  des  bisherigen 
Vormundes  ein  neuer  Vormund  zu  ernennen  ist,  so  sind  über- 
diess  bis  zu  dessen  Ernennung  die  Erben  des  bisherigen  Vor- 
mundes (ohne  Unterschied  des  Geschlechts),*)  wenn  sie  an- 
ders volljährig  sind,  die  Vormundschaft  fortzuführen  verbun- 
den.8) Art.  419. 


11)  Sir.  XXVIII  II,  93.  AubryetRauL  §.  88.  S.  auch  oben 
§.  U&  Anm.  8. 

1)  Auch  in  dem  Falle  ersetzt  der  Gegenvormund  den  Vormund 
nicht,  wenn  dieser  vorübergehend  verhindert  ist,  die  Vormundschaft  iu 
verwalten.    Bloechel  §.  29.  8.  oben  §.  117  Anm.  * 

2)  Sir.  XVIII,  II,  269. 

3)  Es  wird  diese  Verbindlichkeit  als  eine  auf  er  Erbschaft  ruhende 
Last  su  betrachten  sein.  Der  Artikel  sagt  nicht,  daas  die  Verbindlich- 
keit den  Erben  für  ihre  Person  oder  auch  dann,  wenn  sie  auf  die  Erb- 
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§.  119. 

Wie  die  Vormundschaft  in  der  Person  des  Mündels   (also  für  immer) 

anfhört. 

Die  Vormundschaft  wird  beendigt  1)  durch  den  physischen 
P.)  ehemals  auch  durch  den  bürgerlichen  Tod  des  Minderjährigen 
2)  durch  die  Verschollenheitserklärung  des  Minderjährigen  *)  3) 
durch  die  Volljährigkeit  des  Mündels,  4)  durch  die  Emanci- 
pation, (die  Gewaltsentlassung  oder  Mündigsprechung ) 

Die  Emancipation  l)  ist  diejenige  Rechtshandlung,  durch 
welche  ein  Minderjähriger  aus  der  elterlichen  und  der  vor- 
mundschaftlichen Gewalt  entlassen  wird,  —  aus  beiden,  wenn 
er  unter  beiden  zugleich  steht,  nur  aus  der  einen  dieser  Ge- 
walten, wenn  er  entweder  allein  der  elterlichen  (Art,  389.) 
oder  allein  der  vormundschaftlichen  Gewalt  (Art.  397.  402.) 
unterworfen  ist.  (Der  Emancipirte  steht  also  weder  unter  der 
elterlichen  noch  unter  der  vormundschaftlichen  Gewalt  Aber 
wenn  der  Minderjährige  bisher  nur  unter  der  ersteren  oder 
nur  unter  der  letzteren  Gewalt  stand,  so  befreit  ihn  und  so 
kann  ihn  die  Emancipation  nur  von  der  einen  dieser  Gewal- 
ten befreien.**)  Es  steht  also  die  Emancipation  in  einer  dop- 
pelten Beziehung,  von  welchen  hier  nur  die  eine,  die,  in  wel- 
cher sie  auf  die  Vormundschaft  steht,  in  Betrachtung  kommt. 


schaft  (sine  fr  au  de)  verzichten,  obliege.  *Ueber  die  Verwaltung  der  Erben. 
8.  D  e  m  o  1.  VIII,  7—  26.  Es  finden  die  Grandsätze  des  Mandats  An- 
wendung. P.)  Das  persönliche  Vermögen  der  Erben  wird  nicht  von  der 
Legal-Hvothek  ergriffen.  Daranton  III,  613. 

#)  P.)  Hat  der  Minderjährige  einen  Vormund,  so  ist  er  nach  Art. 
121  zu  beurtheilen;  dies  hindert  aber  nicht  seine  Verschollenheitserklä- 
rung und  die  fürsorgliche  Besitzeinweisung  der  Verwandten  —  Art.  121 
—  und  mit  dieser  muss  nothwendig  die  Vormundschaft  aufhören.  Der 
Ablauf  der  zehn  Jahre  wird  zwar  selten  vor  Eintritt  der  Volljährigkeit 
des  Mündels  stattfinden,  aber  möglioh  ist  es,  und  rechtlich  liegt  dann 
die  Sache  in  der  obigen  Weise. 

1)  Vgl.  über  das  ältere  Recht;  Jpd.  du  C.  c.  I,  225.  Argon  I,  27. 
Merlin  m.  emancipation  Der  C.  c.  folgt  in  dieser  Lehre  grösstenteils 
dem  ehemaligen  Gewohnheitsrechte.  —  Der  C.  c.  kennt  weder  die  venia 
aetatis,  (die  Emancipation  durch  einen  Akt  der  Regierung,  vgl.  tit.  C. 
de  his  qui  veniam  aetatis  etc.)  noch  eine  emancipatio  ad  certum  actum. 
Bloeohel  §.  7o. 

**)  P.)  Dies  ist  nur  für  die  emancipatio  expressa  dann  wahr,  wenn 
dar  vom  FR.  emancipirte  Minderjährige  spater  per  subsequens  matrimo- 
nium  legitimirt  wird. 
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Vgl.  das  Elternrecht.  §.  553.  Aber  die  Arten,  die  Bedingungen 
und  die  Formen  der  Emancipation  sind  in  beiden  Beziehungen 
dieselben.  —  Man  kann  die  Emancipation  in  die  ausdrück- 
liche und  in  die  stillschweigende  eintheilen.  Die  erstere 
geht  aus  einer  ausdrücklichen  Erklärung  derer  hervor,  welche 
den  Minderjährigen  zu  emancipiren  berechtiget  sind.  Die  letz- 
tere tritt  dann  ein,***)  wenn  sich  ein  Minderjähriger  oder  eine 
Minderjährige  verheirathet,  *)  sollte  auch  der  Mündel  noch 
nicht  das  löte  Jahr  seines  Alters  zurückgelegt  haben.  8J  Und 
zwar  hat  die  Ehe  die  Emancipation  von  Rechtswegen  zur 
Folge;  also  ohne  irgend  eine  andere  Bedingung,  und  ohne  dass 
diese  Folge  der  Ehe  vertragsweise  aufgehoben  oder  modificirt 
werden  könnte.  Art.  476.  vgl.  Art.*  145.  Der  auf  diese  Weise 
Emancipirte  tritt  nicht  bloss  auf  die  Zeit,  während  welcher  die 
Ehe  besteht,  sondern  für  immer  aus  der  vormundschaftlichen 
(und  der  elterlichen)  Gewalt  heraus. 4)  Nur  wenn  die  Ehe  für 
nichtig  erklärt  wird,  kehrt  der  Minderjährige  wieder  unter  die 
Gewalt  des  Vormundes  zurück.5;  (Die  folgenden  Sätze  des 
§.  beziehen  sich  allein  auf  die  ausdrückliche  Emancipation.) 
—  Das  Recht  zu  emancipiren  steht  1)  den  Eltern  zu.  Sie 
haben  dieses  Recht  kraft  der  elterlichen  Gewalt,  arg.  Art  478. 
mithin  auch  dann,  wenn  sie  die  Vormundschaft  nicht  verwal- 
ten; z.  B.  die  Mutter  auch  in  dem  Falle,  da  sie  zu  einer 
zweiten  Ehe  geschritten  und  nicht  in  der  Vormundschaft  be- 


***)  P.)  Eine  andere  Art  der  tacita  emancipatio  gibt  es  nicht ;  selbst  der 
minderjährige  Kaufmann  bedarf  der  ausdrücklichen  Emancipation.  Art.  487 
C.  N.  und  Art.  2,  3  G.  de  comm.  Verfehlt  und  ohne  Nachahmung  ist 
der  Versuch  des  Pariser  Appellhofes,  dem  selbständigen  Gewerbebetriebe 
eines  Minderjährigen  (einer  Schauspielerin!)  die  Wirkung  der  Emancipa- 
tion beizulegen.  —  Dalloz  unter  Minorite  Nro.  765.  JFür  Baden  ist 
dies  übrigens  durch  den  Zusatz-Art.  476a  ausgesprochen. 

2)  Sie  ist  Deutschen  Ursprungs.  Vgl.  Kunde's  Grundsätze  des  ge- 
meinen D.  Privatrechts.  §.  620. 

3)  Also  sollte  er  sich  auch  ex  dispensatione  ab  impedimento  aeta- 
tis  verheirathet  haben.  Sir.  XXI.  I,  188. 

4)  Bloechel  §.  67.  Grenier  des  hypoth.  I,  611.  Sir.  a.  a.  0. 
Demolombe  VIII,  186. 

5)  Aber  während  des  Processes  über  die  Giltigkeit  der  Ehe,  ist  z. 
B.  die  minderjährige  Ehefrau  als  emaneipirt  za  betrachten.  Merlin  m. 
mariage  Sect.  VI,  §.  4.  Sir.  VIII,  II,  43.  P.)Aubry  et  Bau  I.§  129 
8.  541  wollen  der  Putativ- Ehe  —  Art.  201,  202  —  auch  hier  ihre  Wir- 
kung wahren. 
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stätiget  worden  ist. 6)  So  lange  der  Vater  am  Leben  und  nicht 
ausser  Stande  ist,  die  elterliche  Gewalt  auszuüben,7)  kann 
das  Recht  zu  emancipiren  allein  von  dem  Vater  ausgeübt  wer- 
den.8)  Die  Mutter  also  kann  erst  nach  dem  Tode  des  Vaters 
oder  in  dem  Falle  eines  dem  Vater  entgegenstehenden  Hin- 
dernisses von  diesem  Rechte  Gebrauch  machen.  Die  Eltern 
können  das  Kind,  schon  wenn  dieses  15  volle  Jahre  alt  ist, 
emancipiren.  Zu  dieser  Emancipation  genügt,  dass  der  Vater 
oder  die  Mutter  vor  dem  Friedensrichter,  im  Beisein  des  Ge- 
richtsschreibers, erklären,  dass  das  Kind  emancipirt  sein  solle. 9) 
Art.  477.  Ueber  diese  Erklärung  ist  ein  Protokoll  aufzuneh- 
men. 10)  —  2)  Wenn  die  Eltern  nicht  mehr  am  Leben  oder 
wenn  sie  nicht  im  Stande  sind,  ihren  Willen  zu  erklären,  so 
kann   der   Minderjährige,  jedoch   erst    nach   zurückgelegtem 


6)  Locre*  ad  Art.  477.  Proudhon  H,  252.  Sir.  IX,    IL  56.  XV, 

II,  164.  XXXIX,  II,  73.  —  S.  jed.  Bloechel  §.  71.  Delvinc.  ad 
Art.  477.  Dieser  Rechtegelehrte  spricht  dieses  Recht  den  Eltern,  wenn 
sie  von  der  Vormundschaft  ausgeschlossen  oder  angesetzt  worden  sind, 
und  der  Mutter,  wenn  sie  zu  einer  zweiten  Ehe  geschritten  ist,  ab.  Aller- 
dings dürften  die  Gerichte  ermächtigt  sein,  in  allen  Fällen  dieser  Art 
die  Emancipation  ans  besondern  Gründen  für  unzulässig  zu  erklä- 
ren. 8.  die  Entscheidungsgründe  zu  Sir.  XIII,  II,  230.  P.)  Vgl.  weiter 
im  Sinne  von  Z.  Demolombe  VIII,  204.  Sir.  LH,  II,  276.  LVI,  I,  408. 

7)  Z.  B.  wenn  der  Vater  mundtodt  ist  oder  vermisst  wird  Vgl.  C. 
de  c.  Art.  2  und  Art.  873.  S.  jedoch  (über  die  Nutzniessung  des  Va- 
ters): Durant.  III,  655.  *D  uranton  behält  dem  Vater  die  Nutznies- 
sung vor.  Dies  widerspricht  dem  Zweck  der  Erna»  cipation,  durch  welche 
der  Minderjährige  die  selbständige  Verwaltung  bekommen  soll.  Diese 
Einschränkung  wird  verworfen  von  Demo).  VIII,  210.  DuCaurroy 
Art.  477.  P.)  Die  Frage  ist  bestritten.  Dalloz  unter  Min orite*  No.  772. 
Doch  verdient  die  letzte  Ansicht  den  Vorzug.  Aubry  et  Kau  I.  g.  129. 
nt.  10.    Nicht  absence  declaree  ist  erforderlich.    Laurent  V,  113. 

8)  Ihm  verbleibt  dieses  Recht  und  er  kann  es  ohne  Zustimmung 
der  Mutter  ausüben,  wenn  auch  die  Ehe  durch  Scheidung  aufgelöst 
worden  ist.  Sir.  XIII,  II,  230.  P.)  Vgl.  übrigens  Art.  302  und  Lau- 
rent V,  199. 

9)  Eine  emaneipatio  per  testamentum  verstattet  das  Gesetz  nicht; 
sie  ist  also  für  unzulässig  zu  halten.  P.)  Demol.  VIII,  196.  A.  M. 
ist  Bloechel  §.  69. 

10)  Haben  die  Gläubiger  der  Eltern  das  Recht,  die  von  diesen  ge- 
schehene Emancipation  anzufechten?  S.  Art.  1167.  Bejaht  wird  diese 
Frage  von  Merlin  qu.  m.  usufruit  paternel.  §.  1  verneint  von  Tonil. 

III,  368.  Die  Frage  dürfte  nach  (1er  Analogie  des  Art.  788  §.  2  zu 
entscheiden  sein. 

P.)  Einer  gerichtlichen  Bestätigung  bedarf  es  nicht;  dagegen  haben 
die  Gerichte  wiederholt  sich  das  Recht  beigelegt,   darüber  zn  entschei- 
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18ten  Jahre, ")  zu  Folge  eines  Beschlusses  des  Familienrathes 
emancipirt  werden»  Der  FB.  wird  zu  diesem  Zwecke  entwe- 
der auf  Antrag  des  Vormundes,  oder,  wenn  dieser  den  An- 
trag zu  machen  unterlasse  auf  Ansuchen  der  Verwandten  oder 
Schwäger  des  Minderjährigen,  (eines  oder  mehrerer,)  bis  zu 
und  mit  dem  Grade  der  Geschwisterkinder,  oder  auch  auf  An- 
suchen des  Minderjährigen  selbst,19)  zusammenberufen.  Der 
Frieden8richer  ist  verbunden,  diesem  Suchen  statt  zu  geben. 
Wenn  nun  der  FR.  den  Minderjährigen  für  reif  zur  Emanci- 
pation  erachtet, 13)  und  daher  die  Ermächtigung  zur  Emanzi- 
pation ertheilt.  so  geschieht  diese,  indem  der  Friedensrichter, 
in  dem  über  die  Berathung  zu  fertigenden  Protokolle,14)  als 
Vorstand  des  FR.  erklärt,  dass  der  Minderjährige  eman- 
cipirt sei. 15)  Art.  478.  479. 

Von  den  besonderen  rechtlichen  Folgen,  von  welchen  die 
Emancipation,  indem  sie  die  elterliche  und  die  vonnundechaft- 
liche  Gewalt  aufhebt,  begleitet  ist,  wird  weiter  unten  in  den 
Lehren  von  dem  Elternrechte  und  von  der  Pflegschaft  gehan- 
delt werden. 


den,  ob  die  Emancipation  als  dem  Wohle  des  Kindes  widersprechend 
aufzuheben  sei.  S.  oben  nt.  6  und  Dal  los  Recueil  1852,  5,  231.  Vgl. 
derselbe  Re>  unter  Minorite  No.  771.    Laurent  V,  199,  203. 

11)  Wenn  ein  Kind  beim  Ableben  der  Eltern  schon  Ober  18  Jahre 
alt  ist,  so  kann  es  sofort  emancipirt  werden,  ohne  dass  ihm  zuvor  ein 
Vormund  zu  ernennen  wäre.    Locre*  ad  Art.  479. 

12)  Proudhon  U,  253.  Toull.  II,  1290.  Magnin  n.  751.  A.  M. 
ist  Delvincourt  ad  Art.  479.  —  Favard  m.  emancipation  §.  1  n.  3b 
P.)  Gegenüber  den  vielen  Streitfragen  halt  man  sich  am  Besten  an  das 
Gesetz  und  versagt  den  nicht  im  Art.  479  Genannten,  also  auch  dem 
Mündel  selbst,  das  Recht,  auf  Zusammenberufung  des  FR.  anzutragen. 
Laurent,  V,  206. 

13)  Ueber  die  Gründe,  aus  welchen  die  Emancipation  zu  versagen 
ist,  s.  Sir.  I,  II,  618. 

14)  Die  Beweisurkunde  für  die  geschehene  Emancipation.  S.  jedoch 
Art.  46.    Sir.  XIX,  I,  436  und  oben  §.  65. 

15)  Das  Gesetz  fordert  zwar  zur  Emancipation  nicht  die  Einwillig- 
ung des  Minderjährigen.  Jedoch  wird  dieser  von  den  Gerichten  aller- 
dings mit  seinen  Einsprüchen  zu  hören  sein.  Lassaulx  II,  469.  P.) 
Ueber  die  Anfechtung,  Ertbeilung  oder  Verweigerung  der  Emancipation 
durch  den  FR.  gilt  das  allgemeine  Recht,  s.  oben  §.  96  und  die  vorher- 
gehende nt.  7.  Demolombe  VIII,  215  will  jede  materielle  Anfechtung 
ausschliessen ;  vgl.  dagegen  Laurent  IV,  470.  8.  586. 
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Besondere  Vorschriften  enthält  das  Französische  Recht 
1)  über  die  Emancipation  der  Kinder,  die  in  den  öffentlichen 
Wohlthätigkeitsanstalten  unterhalten  werden,  Loi  v.  5.  Pluv. 
XIII.  2)  über  emancipirte  Minderjährige,  welche  Handlung 
treiben  oder  Handelsgeschäfte  vornehmen  wollen.  C.  de  comm. 
Art.  2.  3, 

§.120. 

Wann  die  Vormundschaft  in  der  Person   des  Vormundes  aufhört,  — 
wann  also  der  bisherige  Vormund  durch  einen  andern  in  ersetien  ist. 

In  der  Person  des  Vormundes  endiget  sich  die  Vormund- 
schaft: 1)  Durch  den  physischsn  und  ehemals  den  bürgerlichen 
Tod  des  Vormundes.*)  Art.  419. 25.  —  2)  Wenn  der  Vormund 
wegen  einer  Gemüthskrankheit,  in  die  er  verfällt,  zur  Fort- 
führung der  Vormundschaft  unfähig  wird  l)  oder,  weil  seine 
Verwaltung  beweist,  dass  er  der  Stelle  nicht  gewachsen  sei, 
von  der  Vormundschaft  zu  entfernen  ist.  Art.  442.  n.  2.  Art. 
444.  n.  2.  Die  Vorschriften,  welche  der  C.  c.  Art  446  ff. 
über  das  bei  der  Absetzung  eines  Vormundes  zu  beobachtende 
Verfahren  enthalt,  werden  auch  auf  den  Fall  anwendbar  sein, 
da  der  Vormund  als  untauglich  von  der  Vormundschaft  zu 
entfernen  ist.8)  —  3)  Wenn  die  Vormundschaft,  weil  der  Vor- 
mund vermisst  wird,  als  aufgegeben  zu  betrachten  ist.  3)  Art. 
424.  Vgl.  Art.  141—143.  und  unten  §.  160.  —  4)  Wenn  der 
Vormund  von  der  Vormundschaft,  als  der  Verwaltung  der- 
selben unwürdig,  abgesetzt  wird.  Die  Absetzung  des  Vor- 
mundes tritt  entweder  von  Rechtswegen  ein,  wenn  der  Vor- 
mund zu  einer  Leibes-  oder  zu  einer  entehrenden  Strafe  ver~ 
urtheilt  wird,  Art,  443.  oder  kraft  eines  richterlichen  Urthei- 
les,  wenn  der  Vormund  des  Hechts,  Vormundschaften  zu  ver- 


*)  PJ  Da  der  Ausländer  nicht  Vormund  sein  kann  —  s  oben  §. 
78  Anm.  9  —  so  endigt  mit  dem  Verluste  des  franiös.  Staatsbürger  rechts 
auch  die  Vormundschaft. 

1)  Der  Vormund  des  Interdicirten  ist  nicht  schon  von  Rechtswe- 
gen auch  der  Vormund  dessen,  Aber  welchen  der  Interdicirte  die  Vor- 
mundschaft hatte.    Brauer  ad  Art.  510. 

2)  LoQre  ad  Art.  446. 

3)  De  Moly  tr.  des  absens  n.  196  ff. 
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walten,  zur  Strafe  für  verlustig  erklärt  wird,  vgl.  §.  104. 167 
oder  zu  Folge  eines  Beschlusses  des  Familienrathes,  wenn 
der  Vormund  sich  notorisch  schlecht  auffuhrt,  oder  sich  bei 
der  Verwaltung  der  Vormundschaft  treulos  beweist.*)  Art.  444. 
S.  auch  Art.  421. 

In  allen  den  Fällen,  in  welchen  ein  Grund  vorliegt,  den 
Vormund  seines  Dienstes  durch  einen  Beschluss  des  FR.  zu 
entsetzen,  kann  der  Friedensrichter  den  FR.  von  Amtswe- 
gen zusammenberufen.  Wenn  der  Gegenvormund,  (wie  er  in 
den  fraglichen  Fällen  zu  thun  verpflichtet  ist,)  oder  wenn  einer 
oder  mehrere  Verwandte  oder  Schwäger  des  Mündels  bis  zu 
und  mit  dem  Grade  der  Geschwisterkinder  auf  die  Znsammen- 
berufnng  eines  FR.  zu  diesem  Zwecke  antragen,  so  ist  der 
Friedensrichter  gehalten,  dem  Suchen  statt  zu  geben.  Art. 
446. ö)  In  diesem  FR.  kann  der  Gegenvormund,**)  wenn  er 
anders  Mitglied  des  FR.  ist,  auch  dann  mitstimmen,  wenn  er 
selbst  auf  die  Absetzung  des  Vormundes  angetragen  hat;6) 
auf  jeden  Fall  wird  der  Gegenvormund  zum  Miterscheinen  vor- 
zuladen sein.7)  Der  FR.  kann  die  Absetzung  des  Vormundes 
nicht  eher  beschliessen,  als  nachdem  der  Vormund  gehört  oder 
zum   Erscheinen   vorgeladen    worden    ist.8)    Der    Beschluss, 

4)  Auch  dem  Vater  und  eben  so  der  Mutter  kann  ans  diesem  Grunde 
die  Vormundschaft  genommen  werden.  Sir.  XXXII,  II,  470.  P  )  De- 
molombe,  VII,  495.  Sir.  LXIV,  I,  155.  Vgl  oben  8:  99  —  Aus  die- 
sem letztern  Grunde  wird  auch  den  Eltern,  (dem  Vater,  selbst  während 
der  Ehe,)  die  Verwaltung  des  Vermögens  der  Kinder  genom- 
men werden  können.  Mit  dieser  Einschränkung  aber  ist  die  Unwürdlg- 
keit  der  Eltern  zur  Verwaltung  der  Vormundschaft  über  ihre  Kinder 
vielmehr  nach  den  Grundsätzen  zu  beurtheilen ,  welche  von  dem  Ver- 
luste der  elterlichen  Gowalt  gelten.  Sir.  XXVI,  II,  44.  S.  jed.  Ar- 
tikel 395. 

5)  Vgl.  Ober  die  Auslegung  dieses  Artikels  Lassaulx  n,  263. 
Die  Verwandten  und  Schwäger  haben  das  Recht,  auf  die  Zusammenbe- 
rnfung  des  FR.  in  diesem  Falle  anzutragen,  nicht  blos  dann ,  wenn  der 
Gegenvormund  säumig  ist.  S  jedoch  Jurispr.  du  Co.  IV,  361.  P.)  Vgl. 
Art.  479  und  zu  diesem  Anm.  12,  §.  119. 

**)  P.)  Ebenso  der  den  Antrag  stellende  Verwandte,  selbst  der 
Sohn  des  Vormundes.    Sir.  XXX,  I,  156. 

6)  Delvlnc  ad  Art.  446.  Sir.  XI,  II,  86.  XII,  II,  424.  »XXX, 
I,  326.    Magnin  I,  418. 

7)  Jpd.  du  C.  c.  XVII,  490. 

8)  Die  Vorladung  hat,  nach  der  Verschiedenheit  der  Fälle,  der  Frie- 
densrichter oder  der,  welcher  die  Absetzung  betreibt,  zu  bewerkstelligen. 
Locre  ad  Art.  447. 
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welcher  die  Absetzung  ausspricht,  muss  die  Gründe  angeben, 9) 
Art.  447.  Wenn  der  Vormund  dem  Beschlüsse  beitritt, ,ü)  so 
ist  dieses  im  Protokolle  ausdrücklich  zu  erwähnen,  u)  und  es 
tritt  alsdann  der  neue  Vormund  sofort  seinen  Dienst  an.  In 
dem  entgegengesetzten  Falle  hat  der  Gegenvormund  oder, 
wenn  dieser  säumig  ist,  (Arg.  Art.  887.  des  C.  de  pr.)  ein 
Mitglied  des  FR. 12)  die  Bestätigung  des  Beschlusses  bei  dem 
Gerichte  der  ersten  Instanz  zu  verfolgen.  Vor  demselben  Ge- 
richte hat  der  Vormund  seine  Einwendungen  gegen  den  Be- 
schluss  geltend  zu  machen  1S)  Art.  448.  449.  Die  Verbind- 
lichkeit» die  Kosten  des  Rechtsstreites  zu  tragen,  ist  nach  der 
Vorschrift  des  Art.  441.  zu  beurtheilen. ")  Vergl.  §.  108. 
Bis  zur  Entscheidung  der  Sache  verbleibt  die  Verwaltung  der 
Vormundschaft  dem  bisherigen  Vormunde,  wenn  nicht  das  Ge- 
richt vorläufig  eine  andere  Verordnung  trifft.  15j 


9)  P.)  Sir.  LXII,  I,  698.  Jedoch  Ist  unter  dieser  Vorschrift  der 
Fall  des  Art.  395  nicht  Gegriffen.  Sir.  XIV,  I,  74.  S.  auch  Jpd.  du  C. 
c.  XXII,  161. 

10)  Si  le  tuteur  adhere  a  la  dellberation.  —  Jedoch  dürfte  schon 
das  Stillschweigen  des  Vormundes  als  ein  Beitritt  zu  dem  Beschlüsse 
des  FR.  auszulegen  seit.  Arg.  Art.  438.  8ir.  X,  II,  433.  Demol. 
VII,  506.  —  Zur  Ernennung  des  neuen  Vormundes  kann  der  FR.  alle- 
mal  sofort  schreiten.    Delvinc.  ad  Art  448. 

11)  Das  Protokoll  ist,  zu  mehrerer  Sicherheit,  von  dem  Vormunde 
su  unterzeichnen.    Locre  ad  Art.  448 ff. 

12)  Demol.  VII,  503.  Sir.  VII,  11,  1243.  *Nicht  aher  der  neu 
ernannte  Vormund.  Sir.  XXXI,  II,  58  Er  kann  nur  Interventen.  8ir. 
XXI,  H,  260.    S.  jedoch  Sir.  XLII,  I,  742 

13)  Ueber  das  Verfahren  s.  Tonil.  II,  1178.  Sir.  XXXV,  II,  198. 
Cit.  (Der  C.  c.  ist  die  alleinige  Norm  für  dieses  Verfahren.  Der  C.  de 
pr.  Art.  882 ff.  ist  auf  dasselbe  nicht  anzuwenden.)  —  Der  Vormund  hat 
seinen  Einspruch  gegen  den  Gegenvormund,  (wenn  anders  dieser  die 
Bestätigung  des  Beschlusses  betrieben  hat,)  zu  richten,  nicht  gegen  die 
Mitglieder  des  FR,  welche  den  Beschluss  gefasst  habe  .  Art.  448  §.  3 
0.  de  pr.  Art.  883.  Durant.  III,  476.  A.  M.  ist  Tonil,  a.  a.  O.  — 
*Die  Meinung,  dass  der  Art.  883  C.  de  pr.  anzuwenden  sei,  ist  die 
herrschende.  Carrä,  L.  de  pr.  c.  n.  2997.  Stets  aber  hat  derjenige,  der 
die  Homologation  bei  Gericht  betreibt,  den  Vormund  beizuladen.  Sir. 
XLII,  II,  27  P.)  A.M.  mit  Unrecht  8ir.  XXXV,  II,  198.  Demol.  VII, 
503.  Nach  der  Homologation  steht  dem  Vormund  eine  förmliche  Klage 
bei  dem  Gericht  1.  Instanz  zu,  er  ist  nicht  auf  die  (P.)  ihm  nach 
Art.  889  C.  d.  pr.  allerdings  gestattete)  Appellation  zu  verweisen.  8. 
oben  §.  96. 

14)  Durant.  in,  515. 

15)  Del v ine.  ad  Art.  448.    Vgl.  C.  de  pr.  Art.  135. 
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In  der  Person  des  Vormundes  endiget  sich  die  Vormund- 
schaft 5)  wenn  während  der  Vormundschaft  ein  Grund  eintritt, 
aus  welchem  der  Vormund  die  bereits  übernommene  Vormund- 
schaft wieder  niederlegen  kann.  Vgl.  Art.  427.  428.  jct.  Art. 
431.  ferner  Art.  433.  434.  und  oben  §.  107.  Der  Vormund, 
der  von  einem  solchen  Entschuldigungsgrunde  Gebrauch  ma- 
chen will,  hat  einen  FR.  zusammenberufen  zu  lassen,  welcher 
über  den  ihm  vorzulegenden  Entschuldigungsgrund  entscheidet 
S.  auch  Art.  440.  441.  Der  Antrag  auf  Zusammenberufung 
des  FR  muss  in  den  Fällen  der  Art.  427.  428.  in  Monats- 
frist geschehn,  von  der  Zeit  an  gerechnet,  da  der  Entschul- 
digungsgrund eingetreten  und  zur  Eenntniss  des  Vormundes 
gelangt  ist. 16)  Hat  sich  der  Vormund  wegen  eines  Amtes  oder 
Dienstes  oder  wegen  einer  Sendung,  zu  welcher  er  nach  über- 
nommener Vormundschaft  berufen  worden  ist,  von  der  Vor- 
mundschaft loszählen  lassen,  so  kann*4*)  er,  nach  Beendigung 
seiner  Amtsverwaltung  oder  seines  Dienstes  oder  seiner  Sen- 
dung, jedoch  nur  auf  sein  Verlangen  oder  auf  Antrag  des  Vor- 
mundes, welcher  ihn  ersetzt  hat,  in  die  Vormundschaft  wieder 
eingesetzt  werden.  17)  Art.  431. 

J.  121. 

Fortsetzung.  —  Besondere  Fälle,  In  welchen  der  Vormnnd  durch  einen 
andern  ersetzt  wird. 

Wenn  die  Mutter1)  Vormünderinn  ihrer  Kinder  ist  und 
zu  einer  neuen  Ehe  schreiten  will,  so  hat  sie,  ehe  sie  sich 
verheirathet,  den  FR  zusammenberufen  zu  lassen,  damit  die- 


16)  B 1  o  e c h  el  §.  33.  —  Die  Frist  ist  bei  Verlust  des  Entschuldigung«- 
grundes  einzuhalten.  Locre*  ad  Art.  431.  —In  den  Übrigen  Fallen  kann 
der  Entschuldigungsgrund  an  einer  jeden  Zeit  geltend  gemacht  wer- 
den, P.)  sofern  nicht  sein  Stillschweigen  als  Versieht  interpretirt  wer- 
den kann.    S.  oben  §.  108  nt.  4. 

***)  P.)  Du  Caurroy  I,  627  meint,  auf  Antrag  des  neuen  Vor- 
mundes müsse  der  alte  Vormund  wieder  eingesetst  werden.  8ed  verbft 
legis  obstant.    Demolombe  VII,  414. 

17)  Malev.  ad  Art.  431.  Bloechel  §.  34.  —  Ist  diese  Vorsehritt 
auch  dann  analogisch  anwendbar,  wenn  die  causa  destitutlonls  In 
der  Folge  wieder  gehoben  wird?  8.  Bloechel  §.  50.  Jnrispr.  du  C. 
c.  VIII,  91. 

1)  Dem   Vater  verbleibt   die    Vormundschaft   über   seine   Kinder 
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ser  entscheide,  ob  ihr  die  Vormundschaft  bleiben  solle.*)  Wenn 
sie  dieses  zu  thun  unterlasse  so  ist  sie  der  Vormundschaft  von 
Rechtswegen  verlustig,  so  dass  alles  das,  was  sie  nach  ihrer 
Verheirathung  als  Vormünderinn  gethan  hat,  in  dieser  Ei- 
genschaft, nicht  zu  Recht  beständig  ist.9)  Unter  derselben 
Voraussetzung  haftet  der  zweite  Mann  für  alle  die  Folgen 
sammtverbindlich,  welche  für  den  Mündel  daher  entstehen 
können,  dass  die  Mutter  die  Vormundschaft  widerrechtlich  bei- 
behalten hat ; 3)  und,  wenn  auch  der  Minderjährige  nicht  kraft 
dieser  Sammtverbindlichkeit  ein  gesetzliches  Unterpfand  an  den 
Liegenschaften  des  zweiten  Mannes  in  Anspruch  nehmen  kann, 4) 


schlechthin,  auch  wenn  er  eu  einer  «weiten  Ehe  schreitet.  Vgl.  Disouss. 
ad  Art.  895.    P.)  Locre\  Leglsl.  VII,  S   171  u.f. 

*)  P.)  Der  FR.  bat  freies  Ermessen,  ob  er  der  Mutter  dieV.  lassen 
oder  nehmen  will.  Wegen  Anfechtung«  siehe  oben  §.  96  und  Demol. 
VII,  140,  167. 

2)  In  dieser  Eigenschaft  —  also  aus  einem  andern  Grunde, 
z.  B.  ex  capite  negotiorum  geetionis,  kann  es  allerdings  aufrecht  zu 
halten  sein.  Jpd.  du  C.  c.  V.  75.  Sir.  XII,  II,  417.  XXII,  II,  295. 
XXIV,  I,  7.  Chardon,  III,  16.  P.)  Man  wird  das  Verhaitniss  der 
Mutter,  des  Kindes  und  der  Dritten  zu  unterscheiden  haben.  Der  Erste* 
ren  steht  die  exe.  defl dentis  legitimationis  qua  tutrix  stets  entgegen; 
das  Kind  resp.  sein  Vertreter  kann  ratlhabiren  \  nd  der  Dritte  kann  sich 
dem  Kinde  gegenüber  nicht  auf. die  mangelnde  Legitimation  der  Mutter 
berufen.  Vgl.  Aubry  et  Rau  I.  §.  99  bis  8.  408.  Dalloz  unter  Mi- 
norite  106  und  FaiUite  273. 

3)  Also  die  Verantwortlichkeit  des  zweiten  Mannes  beschrankt  sich 
nicht  auf  das,  was  die  Mutter  nach  Abschlies«ung  der  zweiten  Ehe  ge- 
than oder  su  thun  unterlassen  bat,  sie  erstreckt  sich  auf  die  Verwaltung 
der  Vormundschaft  vor  der  zweiten  Ehe.  Vgl.  die  Obss.  du  tribunat 
ad  Art»  395.  Bloechel  §.  11.  Delvinc.  ad  Art.  395.  Grenier  des 
hypoth.  I,  280.  Dur  an t.  III,  426.  Sir.  XXXD,  II,  139.  XXXIV,  II, 
281.  Marcade*  Art.  395  n.  II.  Für  die  gemeine  Meinung  spricht  das 
alte  Recht.  Pothier  Tr.  de  l'Hypoth.  eh.  T.  S.  I.  a.  3.  L.  6.  C.  In 
quib.  caus.  pig.  P.)  Für  die  communis  opinio  gute  Ausführung  in 
Aubry  et  Rau  I.  §.  99  bis  nt.  26  Da  11  ob  unter  Mlnorite  No.  109. 
Dafür  spricht  auch  ganz  entschieden  die  ratio  legis  d.  h.  das  Tntoresse 
des  Kindes.  A.  M.  Demolombe  VII,  126.  Laurent.  IV,  389.  Du 
Caurroy  I,  594.  595.  Vgl.  Dalloz  a.  a.  O. 

4)  Delvinc.  ad  Art.  395.  Durant.  HI.  426.  A.  M.  sind  Persil. 
regime  hypoth.  ad  Art.  2121  n.81.  Grenier  des  hypoth.  I,  280.  Trop- 
long  des  priv.  et  hyp.  II,  426.  8.  auch  8ir.  XXXII,  II,  139.  XXXIV, 
II,  231.  Cit.  XXXVI,  I,  83.  -  *Der  Gerichts&ebrauch  ist  für  die  An* 
nähme  einer  gesetzlichen  Hypothek  an  den  Gütern  des  Mannes.  Ebenso 
Magnin  1,457.  Chardon  III,  14.  P.)  Pont,  Hyp.  No.  500.  De- 
molombeVII,  128.  Aubry  et  Rau III.  §.264bis  nt.  14.  *Man  stützt 
dies  darauf,  dass  der  zweite  Ehemann  faktisch  Vormund  sei  und  dass 
derselbe  daraus  keinen  Gewinn  ziehen  dürfe,   dass  er  dem  Gesetz  nicht 
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so  verbleibt  ihm  doch,  auch  wegen  der  Fortführung  der 
Vormundschaft,  sein  gesetzliches  Unterpfand  an  den  Liegen- 
schaften der  Mutter. Ä)  Hat  diese  hingegen  den  FR.  für  den 
oben  erwähnten  Zweck  zusammenberufen  lassen,  und  lässt  ihr 
dieser  die  Vormundschaft,  so  muss  er  ihr  nothwendig  den  zwei- 
ten Mann  zum  Mitvormunde  geben,0)  welcher  hierdurch  für 
die  Verwaltung  der  Vormundschaft  vom  Tage  der  abgeschlos- 
senen Ehe  an  solidarisch  verantwortlich  wird.7)  Dieses  Recht, 
der  Mutter,  welche  sich  zum  zweiten  Male  verheirathet,  die 
Vormundschaft  zu  lassen,  dürfte  dem  FR.  selbst  dann  zustehn, 
wenn  die  Mutter  aus  dem  oben  angegebenen  Grunde  die  Vor- 
mundschaft von  Rechtswegen  verloren  hat.R)  Art.  395.  396. 

Endlich,  wenn  ein  Kind  zum  Pflegkinde  angenommen  wird, 
so  geht  die  Vormundschaft  über  das  Kind  auf  den  Pflegvater 
oder  beziehungsweise  auf  die  Pflegmutter  über.  Art.  365. 


nachkomme,  endlich  auch  auf  das  alte  Recht.  8.  Anm.  3.  a.  E.  u.  1.  2. 
C.  quando  mulier.  Gegen  die  gesetzliche  Hypothek  aber  sind  Mar- 
cade Art  395.  n.  II.  Valette  s.  Proudhon  II.  p.  290.  Du  Gaurroy 
Art  396.  In  der  Tbat  sind  die  für  eretere  Meinung  angeführten  Gründe 
mehr  scheinbar  als  stichhaltig. 

5)  Grenier  I,  280.  P.)  Nur  Duranton  XIX,  312  bestreitet  die- 
sen Satz  der  aber  ebenso  richtig,  als  allgemein  anerkannt  ist,  Marcade* 
Nro.  I  zu  Art.  395.  Demolombe  VII,  124.  Pont  Nro.  500.  Sir.  XXVI. 
I,  298.  —  Eine  weitere  Streitfrage  ist,  ob  die  Ungiltigkeitegründe  der 
Art  907.  472  nach  Verlust  der  Vormundschaft  anwendbar  sind?  Lau- 
rent IV,  373,  390.  Die  Praxis  ist  dafür  --  Dali  o  z  unter  Minorite  Nro. 
110—112  —  mit  Recht,  soweit  nicht  die  Mutter  durch  Art  907  ausge- 
nommen ist. 

6)  Der  Mann  ist  sogar  von  Rechtswegen  Mitvormund.  Magnin  n. 
454  f.    P.)  Laurent  IV,  387. 

7)  Mithin  —  mflsste  dieser  Mitvormund  in  der  Folge  abgesetzt  wer- 
den, so  würde  auch  die  Mutter  die  Vormundschaft  verlieren,  Delvinc. 
ad  Art.  396.  Sir.  XI,  II.  433.  Chardon  III,  26.  Laurent  IV.  387.  S. 
Jed.  Magnin  I,  459,  der  den  Fall  der  Gütertrennung  ausnimmt.  —  Vgl. 
über  das  Verhältniss  zwischen  beiden  Ehegatten  beider  Verwaltung  die- 
ser Vormundschaft.  Sir.  VII,  IL  1243«  P.)  Als  cotuteurs  müssen  sie 
gemeinsam  bandeln.  Laurent  IV,  388.  Die  Mutter  bleibt  gesetzliche 
Vormflnderin;  Art.  395,  396  sagen  „eonserver".  And.  M.  Laurent 
IV  386 

1  8)  Discuss.  ad  Art  395.  Durant.  III,  427.  »Chardon  II,  67. 
ßir.XII,  11,378.  XXI,  II,  339  -*MuB8sich  die  Mutter  alsdann  härtere 
Bedingungen  gefallen  lassen?  Die  Frage  betrifft  namentlich  die  Anwen- 
dung der  Art.  454  und  470.  Bejaht  wird  sie  in  Bezug  auf  diese  Artikel 
von  Dem ol.  VII,  146,  allgemein  von  Chardon  III,  25 f.  Verneint  da- 
gegen von  M  agnin  I,  455.  P.)  Die  Wiederverleihung  der  kraft  Gesetze« 
verlorenen  Vormundschaft  est  tutela  dativa.  Vgl.  die  vorhergehende  nt  7. 
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§.  122. 

Von  den  Pflichten  und  Rechten  des  Vormundes  nach  beendigter 
Vormundschaft. 

Nach  beendigter  Vormundschaft  ist  der  Vormund,  oder 
sind  dessen  Erben  oder  Stellvertreter  verbunden,  dem  gewese- 
nen Mündel,1)  dessen  Erben  und  Stellvertretern,  oder  dem 
neuen  Vormunde,  (diesem  im  Beisein  des  Gegenvormundes,)2) 
Rechnung  von  der  Verwaltung  der  Vormundschaft  abzulegen. 
Art  469.  Von  dieser  Verbindlichkeit  kann  der  Vormund  nur 
in  so  fern  befreit  werden,  als  er  auch  von  der  Verbindlichkeit 
das  Mündelgut  inventarisiren  zu  lassen,  befreit  werden  konnte.3) 
Dieselbe  Verbindlichkeit  liegt  auch  denen  ob,  welche  die  Vor- 
mundschaft nur  vorübergehend  zu  verwalten  hatten.  Art.  394. 
395.  419.  440.  —  Die  Vormundschaftsrechnung  kann  in  allen 
jenen  Fällen,  (also  auch  dem  neuen  Vormunde,)  sowohl  ge- 
richtlich —  Art.  527  u  f .  C.  de  proc.  —  als  aussergerichtlich 
abgelegt  werden,4)    Die  Kosten  der  Rechnungsablegung  fallen 


1)  Also  nicht  alljährlich  oder  von  Zeit  eq  Zeit  hat  der  Vormund 
Rechnung  su  stellen.  S.  jedoch  Art.  470.  S.  oben  §.  111  No.  4  u.  §.  117. 

2)  Vgl.  Locre*  ad  Art.  469.  P.)  Hat  der  Mündel  mehrere  Vor- 
münder nach  einander  gehabt,  so  muss  der  letzte  Vormund  über  die 

fanze  Verwaltung,  also  auch  die  seiner  Vormänner  Bechnung  legen,  und 
ieselbe  verantworten.  Ob  der  Mündel  auch  gegen  die  früheren  Vor- 
münder einen  Regress  hat,  beurtheilt  sich  nach  allgemeinen  Principien 
s.  B.  im  Falle  einer  genehmigten  Rechnung  nach  Art.  1314.  La  u  r.  Vf  128. 
8ir.  XXXIX,  1,688.  Demol.  VIII,  106.  —  Die  Notwendigkeit  der  Zuzie- 
hung des  Gegenvormundes  zur  Rechnungslegung  an  den  neuen  Vormund  ist 
bestritten  von  Aubry  et  Rau  §.  121  nt.  2,  und  von  Laurent  V,  131; 
aber  mit  Unrecht,  da  Kollusionen  der  beiden  Vormünder  möglich  sind 
und  die  Haftbarkeit  des  neuen  Vormundes  nicht  immer  genügt  cum 
Schutze  des  Mündels.  Duranton  III,  615.  Proudhon  II,  S. 408.  409. 
Demolombe  VIII,  50. 

3)  Maleville  ad  Art.  469.  Vgl.  oben  §.  111.  -  »Die  Befreiung 
von  der  Rechnungsablage  ist  überhaupt,  so  gut  wie  jene  von  der  Inven- 
tarisirung  su  verwerfen.  Demol.  Vfil,  39.  Marc  ad  6  Art.  469  n.  I. 
L.  5.  §.  7.  D.  de  admin.  et  peric.  tut.  Dasselbe  gilt  vom  Vermächtniss 
des  Rechnungsrückstandes.  P.)  Das  in  Anm.  5  zu  Art.  111  Gesagte 
gilt  auch  hier.  Laurent  V,  124.  Vgl.  Sir.  LXVIII,  I,  208.  üeber  die 
Wahru  g  der  Pflicht  zur  Rechnungslegung  durch  Art.  472  s.  oben  §.  116. 

4)  Merlin  m.  compte.  Lassaulx  II,  459  Durant.  III,  615. 
Sir.  XXXVII,  I,  977.  P.)  Maleville  zu  Art.  473,  Toullier,  II,  1250. 
Sir  XXXVIIf,  II ,  423  nehmen  an,  dem  neuen  Vormunde  müsse  stets 
gerichtliche  Rechnung  gelegt  werden.  Aber  kein  Gesetz  gebietet  dies 
und  die  Verantwortlichkeit  des  letzten  Vormundes  sowie  die  Anwesen- 

2»tfc»rU,  rnu.  Civürteht.    6.  Auf.    L  20 
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dem  gewesenen  Mündel  zur  Last.  Jedoch  sind  unter  dieser 
Regel  nicht  die  Processkosten  begriffen,  welche  durch  Streitig- 
keiten, die  über  die  abgelegte  Rechnung  entstehen,  oder  weil 
der  Vormund  mit  der  Ablegung  der  Rechnung  zögert,  verur- 
sacht werden.  Diese  sind  vielmehr  nach  dem  gemeinen  Rechte 
zu  beurtheilen.  Art.  471.  C.  de  pr.  Art.  130.  131. 5)  —  Der 
Inhalt  der  Vormundschaftsrechnung  ergibt  sich  aus  dem,  was 
in  den  vorigen  §§.  von  den  Pflichten  des  Vormundes  gesagt 
worden  ist,  von  selbst8);  z.  B.  der  Vormund  ist  berechtigt, 
alle  die  Ausgaben  dem  Mündel  in  Anrechnung  zu  bringen, 
von  welchen  er  zur  Genüge  darthun  kann,7)  dass  er  sie.theils 
überhaupt  theils  entweder  nothgedrungen  oder  zum  Besten  des 
Mündeis  gemacht  habe,8)  Art.  471.  Dagegen  ist  der  Vormund 
nicht  berechtigt,  ein  Honorarium,  (ausgenommen  zu  Folge 
eines  Vermächtnisses,)  odör  eine  Vergütung  für  einzelne  Mühe- 
waltungen in  der  Rechnung  anzusetzen.9)  Arg.  Art.  471.  — 
In  der  Verbindlichkeit  des  Vormundes  zur  Ablegung  der  Vor- 
mundschafterechnung liegt  zugleich   die   Verbindlichkeit,   die 


heit  des  Gegenvormundes  nach  der  vorhergehenden  Anm.  2  sehntet  den 
Mündel  hinreichend.  Sic  alle  Anderen  Autoritäten;  vgl.  Demolombe 
VIII,  55,  56. 

5)  Toull.  II,  1251.  Jpd.  du  C.  c.  VII,  46.  »Wurde  der  Vormnnd 
abgesetzt,  so  fallen  die  Kosten  der  Rechnung  ihm  zur  Last.  Art.  1382. 
Dem ol.  VIII,  103.  Marcade  Art.  471  n.  II.  Ueber  die  Prozesskosten. 
Sir.  L,  II,  587. 

6)  Vgl.  Über  den  Inhalt  der  Rechnungen,  sowie  über  das  Verfahren, 
wenn  die  Rechnung  gerichtlich  abgelegt  wird,  Art.  473.  G.  de  pr.  Art 
527  ff.  Merlin  m.  compte.  Proudhon  11,  236.  Toull.  II,  1252 ff. 
Du  ran  t.  III,  610  ff.  Sir.  XI,  II,  122.  XXXVII,  I,  238.  977.  XLIll,  I,  507. 
Magnln  n.  722f.    P.)  Laurent  V,  129.  132  ff. 

7)  Eine  strenge  Beweisführung  ist  nicht  erforderlich.  Malev.  una 
Locre  ad  Art,  474.  P.)  Art.  471  Abs.  2  „suffisament  justiftees"  ttber- 
l&sst  die  Entscheidung  dem  richterlichen  Ermessen.  K.H.  Dalloz  1834, 
1,  235.   Demolombe  VIII,  116.  Laurent,  V,  135. 

8)  Durant.  III,  629  ff.  (Vgl.  1.  3.  §.  7.  D.  de  contr.  tut.  act.  und 
Art  454.)  Sir.  XXXV.  II,  288.  310.  Sollten  auch  die  Ausgaben  das  Ein- 
kommen des  Mündels  übersteigen.  Sir.  XXVIII,  II,  93.  P.)  Vgl.  oben 
§.  111  nt.  23.  Die  Nützlichkeit  der  Ausgabe  bemisst  sich  nach  der  Zeit, 
da  sie  gemacht  wurde,  nicht  nach  den  späteren  Verhältnissen.  Laurent 
V,  133. 

9)  Tutela  est  munus  publicum.     P.)  Doch    kann    der   Familienrath 
^  dem  Vormund  ein  Honorar  bewilligen   und  dieser  selbst  kann  besoldete 

Verwalter,  z.  B.  für  ein  Haus,  aufstellen.  Dalloz  unter  Minoritä,  615. 
Vgl.  Sir.  LV,  I,  120.    Demolombe  VII,  610.  VIII,  115. 
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Sachen  und  die  Urkunden,  die  er  von  dem  Mündel  in  Händen 
hat,  diesem  auszuantworten,*)  ingleichen  demselben  den  Rech- 
nungsrückstand (le  reliquat)  herauszuzahlen.  Dieser  Rech- 
nungsrückstand trägt  von  dem  Tage  des  Abschlusses  der  Rech- 
nung an  schon  von  Rechtswegen  Zinsen10;;  Art.  474  S.  jedoch 
C.  de  pr.  Art,  542  mit  Vorbehalt  übrigens  der  Zinsen,  welche 
der  Vormund  zu  Folge  anderer  besonderer  Vorschriften  der 
Gesetze  (Art  455)  oder  nach  dem  gemeinen  Rechte  zu  ent- 
richten haben  kann.11)  Dagegen  trägt  das,  was  der  Minder- 
jährige dem  Vormunde  schuldet,  erst  von  dem  Tage  an  Zinsen, 
an  welchem  der  Vormund  den  gewesenen,  Mündel,  und  zwar 
nach  gefolgtem  Abschlüsse  der  Vormundschaftsrechnung,  wegen 
der  Zahlung  gemahnt  hat.     Art.  474. 

Eine  jede  Klage,  welche  dem  Mündel  oder  den  Erben 
oder  Stellvertretern  desselben  gegen  den  Vormund  wegen  der 
Verwaltung  der  Vormundschaft  zustehen  könnte,12)  wird  in  10 
Jahren  verjährt,**)   von  dem  Tage  an  gerechnet,  an  welchem 


*)  P.)  Der  Vormund  muss  dem  Mündel  alle  Einnahmen  in  Rech- 
nung stellen,  auch  die  von  Dritten  indebite  gezahlten  Summen.  Sir. 
XLII1,  I,  507.  Vgl.  wegen  der  Einnahmen.  Dallo«  et  Verge  nt.  11—20. 
eu  Art.  471. 

101  S.  jedoch  Sir.  XXXV,  II,  369.  (Die  VRechnung  war  bona  Öde 
abgelegt  worden.  In  der  Folge  wurde  sie  auf  Antrag  des  gewesenen 
MUndeJs  rektiflcirt  und  der  Rückstand  erhöht.  Das  Gericht  nahm  an, 
dass  die  Summe,  um  welche  der  Rückstand  erhöht  worden  sei,  erst  von 
der  Zeit  der  erhobenen  Klage  an  Zinsen  trage.) 

11)  Delvincourt  ad  Art. 474.  Sir. XVIII,  II,  269.  *Demolombe 
VIII,  136. 

P. )  Wegen  der  Verzinsung  des  Zinsrückstandes  aus  dem  Passiv- 
Saldo  gut  Art.  1154.  Demolombe  VIII,  113.  Sir.  LXVI,  II,  301 
Befiuden  sich  im  Passiv-Saldo  des  Vormundes  (Lo  reliquat  genannnt) 
Zinsen,  so  ändert  dies  nichts  an  der  Zinepflieht;  auf  die  BeBtandtheile 
des  8aldo  kommt  es  nicht  an. 

12)  Die  Ansprflche  des  Vormundes  an  den  Mündel,  sie  mögen  aus 
der  Verwaltung  der  Vormundschaft  oder  aus  einem  andern  Grunde  ent- 
stehen, werden  in  der  gewöhnlichen  Zeit  verjährt.  Dnrant.  III,  647. 
Du  Caurrov  Art.  475.  A  M.  sind  Delvino.  ad  Art.  475.  Toull. 
II,  1279.  Vaseille  tr.  des  prescript.  n.  536.  Favard  m.  tutelle  §.  X. 
n.  6.  Diese  Schriftsteller  nehmen  an,  dass  auch  die  actio  tutelae  con- 
traria in  10  Jahren  verjährt  werde.)  —  P.)  Erstere  Ansicht  est  com- 
munis opinlo  —  et  quldem  recte.  Laurent  V,  184.  Dallos  unter  Mi- 
norite  684,  685. 

**)  P.)  Die  Gründe  dieser  au  snabms  weisen  Verjährung  s.  Laurent, 
V,  183. 
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der  Mündel13)  volljährig  geworden  oder  gestorben  ist14)  Art 
475.  Und  diese  Verjährung  wird  auch  nicht  dadurch  für  un- 
terbrochen zu  erachten  sein,  dass  nach  beendigter  Vormundschaft 
der  gewesene  Mündel  mit  seinem  ehemaligen  Vormunde  einen 
Vergleich  gegen  die  Vorschrift  des  Art.  472  abgeschlossen 
hat.15)  —  Unter  der  Vorschrift  des  Art  475  sind  jedoch  nicht 
begriffen:  1)  die  Ansprüche,  die  an  einen  Pfleger  oder  an 
einen  Beistand  gemacht  werden  können16);  2)  die  Ansprüche, 
welche  der  Mündel  an  den  Vormund  abgesehen  von  der  Ver- 
waltung der  Vormundschaft  zu  machen  berechtigt  sein  kann,17) 

13)  Oder  dessen  minderjähriger  Erbe.  Magnin  n.  735.  P.)  8irey 
UV,  II,  433;  oder  dessen  volljähriger  Erbe.    8.  unten  §.  211  Anm.  9. 

14)  Oder  gestorben  ist  —  ob  paritatem  rationis.  Duram.  III,  644. 
Sir.  XXVII,  II,  158  Cit.  P.)  Demolombe  VIII,  154.  Die  Eniancipa- 
tion  des  Mündels  Ändert  am  Beginne  der  Verjährung  nichts.  Du  Caur- 
roy  I,  678.  Sir  LX,  II,  612. 

15)  Maleville  ad  Art.  475.  Bloechel  §.75.  Lassaulx  II,  463. 
Favard  m.  tutelle  §.  X.  n.  6.    Sir.  XX,  I,  43.    XXI,  I.  370.    XLIII,  II, 

«1*3.  Demolombe  VIII,  168.  Chardon  111,  522.  -  A.  M.  sind  Tonil. 

"n,  1278.  Vazeille  a.  a.  O.  n.  581.  *Magnin  I,  737.  Sir.  XL,  II,  484, 
welche  annehmen,  dass  alsdann  die  lOjahr.ge  Verjährung  vom  Tage  des 
abgeschlossenen  Vergleiches  su  laufen  anfange.  -  Eine  dritte  Meinuug 
beschrankt  den  im  Paragraphen  aufgestellten  Satz  in  dem  Falle,  da  ein 
gegen  die  Vorschrift  des  Art. 472 abgeschlossener  Vergleich  abgesehen 
von  dieser  Vorschrift  also  aus  einem  andern  Grunde,  a.  B.  ex 
capite  doli,  angefochten  werden  kann.  Zu  Folge  dieser  Meinung  lauft  in 
einem  Falle  dieser  Art  die  (lOjfthrige)  Verjährung  der  Klage  auf  Ver- 
nichtung des  Vergleiches  erst  a  die  transactionls  initae  an.  Vgl.  Art. 
1304.  §.  2.  Sir.  XXI,  I,  370.  XXII,  I,  143.  XXX,  I,  97.  (Hier  wurde,  Art. 
1304  §.  2  auch  auf  den  Fall  angewendet,  da  die  Genehmigung  einer 
Vormundschaftsrechnung  ex  capite  doli  angefochten  wird.)  —  *Fttr  die 
erste  dieser  Meinungen  spiicht  die  ratio  legis,  den  Vormund  nach  10 
Jahren  von  seiner  Verantwortlichkeit  zu  befreien,  wobei  nur  übersehen 
wird,  dass  der  inzwischen  eingetretene  Vergleich  ein  neues  Factum  mit 
besondern  rechtlichen  Folgen  ist.  Dieselbe  ratio  legis  cpricht  aber  gegen 
die  zweite  Meinung,  wahrend  die  dritte  als  selbstverständlich  den 
Kern  der  Frage  nicht  berührt.  Es  ist  eine  vierte  Meinung  vox ausleben, 
nach  welcher  die  Verjährung  der  Klage  auf  Rechnungslegung  stets  un- 
abhängig von  jener  Klage  aus  Art.  472  ist.  Die  Rechnungslegung  kann 
nach  10  Jahren  nach  beendigter  Vormundschaft  nicht  mehr  gefordert 
werden,  wohl  aber  die  Auflösung  eines  gegen  Art.  472  geschlossenen 
Vertrags  in  10  Jahren  nacn  Abschluss  desselben.  Vallette  s.  Proudh. 
II,  p.  421.  Demolombe  VIII,  169.  Sir.  L,  I,  542.  P.)  Vgl.  aber  Lau- 
rent V,  191. 

16)  Die  Ordonn.  V.  J.  1667  begriff  auch  die  Pfleger  und  Beistande 
unter  dieser  Vorschrift.  Aber  —  exceptio  a  jure  commnni  est  strctis- 
simae  interpretationis.    P.)  Aubry  et  Rau  1,  S.  498. 

17)  Dura nt.  III,  645.  *8ir.  XLVI,  1,545.  LI,  II,  87.  P.) Die  entere 
Entscheidung  des  K.H.  verdient  um  so  mehr  Beachtung,  als  die  Forde- 
rung der  Mündel  eine  doppelte  Eigenschaft  hatte. 
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3)  die  Ansprüche,  welche  zwar  in  der  Verwaltung  der  Vor- 
mundschaft ihren  Ursprung  haben,  jedoch  nach  beendigter 
Vormundschaft  entweder  von  dem  gewesenen  Vormunde  form- 
lich anerkannt  (vgl.  Art.  2274)  oder  in  eine  andere  Verbind- 
lichkeit (novatione)  verwandelt  worden  sind.18)  Endlich  4)  wird 
auch  die  Klage,  welche  die  Verbesserung  der  in  einer  Vor- 
mundschaftsrechnung begangenen  Irrthümer  oder  Unrichtig- 
keiten zum  Gegenstande  hat,  vgl.  C.  de  pr.  Art.  541,  von  Meh- 
reren (wohl  nicht  aus  genügenden  Gründen)  als  unter  der 
Vorschrift  des  Art.  475  nicht  begriffen  betrachtet.19) 

B.    Von   der   Beendigung    der   Verrichtungen   des 
Gegenvormundes. 

§.   123. 

Hört  die  Vormundschaft  schlechthin  auf,  so  endet  auch 
die  Gegenvormundschaft.  Art.  425.  Wenn  ein  neuer  Vormund 
an  die  Stelle  des  bisherigen  tritt,  so  bleibt  dennoch  der  bis- 
herige Gegenvormund;    (s.  jedoch  §.   105)    und  umgekehrt.1; 

—  Das  Recht  oder  die  Pflicht,  Gegenvormund  zu  sein,  erlischt 
in  denselben  Fällen,  in  welchen  das  Recht  oder  die  Pflicht 
zur  Verwaltung  der  Vormundschaft  erlischt   Art  426  Abs.  1. 

—  Vgl.  §.  119.  120  Der  Vormund  ist  verpflichtet,  die  Er- 
nennung eines  neuen  Gegenvormundes  statt  des  verstorbenen 
oder  abgegangenen  zu  betreiben.  Arg.  Art.  421.  Dagegen  ist 
er  nicht  berechtigt,  auf  die  Absetzung  des  Gegenvormundes 


18)  Tonil.  II,  1276.  Durant.  III,  643.  Delvinc.  ad  Art.  475. 
P.)  Demol.  VIII,  158,  159. 

19)  Toull.  II,  1277.  Slr.XXlV,  II,  162.  XXX,  I,  77,  238.  Magnin, 
n.  737.  P.)  Es  bestehen  darüber  drei  Meinungen.  Sirey-Gilbert 
üupplem.  nt.  6—11  au  Art  475.  Die  Ansicht  von  Z.  verdient  den  Vor- 
zug nach  der  Fassung  und  der  Ratio  des  Art.  475  (Schutz  des  Vor- 
mundes); ausgenommen  aber  dessen  fraus,  dolus  und  vis,  wegen  deren 
er  keinen  ausnahmsweisen  Schutz  verdient  also  unter  Art  1304  steht, 
so  dass  die  Verjährung  erst  mit  Entdeckung  des  Betruges  und  mit  Auf- 
hören der  vis  beginnt.    K.H.  Sir.  LVII,  I,  845.    Laurent  V,  190. 

1)  *Doch  kann  im  Interesse  einer  einheitlichen  Verwaltung  auch 
ein  neuer  Gegenvormund  ernannt  werden.  Demol.  VII,  385.  Valette 
■«  Proudh.  II,  p.  300 
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anzutragen,  noch  in  einem  Familienrathe,  welcher  wegen  dieser 
Angelegenheit  zusammenberufen  wird,  mitzustimmen   Art.  426. *) 


Zweites  Hauptstück. 

Von  der  Vormundschaft  über  Entmündigte  oder 
Mundtodte. 


§.  124a. 

Arten  der  Entmündigung. 

Die  Entmündigung  beruht  entweder  auf  dem  Gesetze 
oder  auf  einem  richterlichen  Urtheile.  (I/interdiction 
est  ou  legale  ou  judiciaire.)  —  Kraft  Gesetzes  sind  diejenigen 
entmündigt,  welche  zu  einer  von  den  im  Art.  29  des  G.  p. 
genannten  Leibes-  und  entehrenden  Strafen  verurtheilt  worden 
sind  *)  —  Die  Entmündigung,  welche  auf  einem  richterlichen 
Urtheile  beruht,  wird  von  den  Civilgerichten  ausgesprochen. 
—  Hier  (§.  124b— 127)  ist  einstweilen  nur  von  der  letztern 
Art  der  Entmündigung  die  Rede.    Vgl.  §§.  162—167. 

§.  124b. 
Wer  soll  —  wer  kann  für  mundtodt  erklart  weiden.1) 
Ein  Volljähriger  ist  für  mundtodt  zu  erklären,  wenn  er 
sich  fortdauernd,  (wäre  es  auch  mit  lichten  Zwischenräumen,8) 

m,  V  In  der  Reßel  tet  die  Elgenachaft  des  Vormundes  mit  der  eines 
Mitgliedes  des  FR.  keineswegs  unvereinbar.  Docb  leidet  diese  Regel 
eine  Ausnahme,  wenn  der  Vormund  wegen  seiner  Amtsführung  oder 
für  seine  Person  bei  dem  Gegenstande  der  Berathung  betheiligt  ist. 
g'*x&  26,  welcher  ein«n  Fall  dieser  Art  enthalt.  Vgl.  §.  98. 
*)  P.  Wie  nach  dem  Belgischen  ~  Laurent  V,  §iß  —  so  nach 
dem  deutschen  Reichs-Strafgesetebuch  gibt  es  keine  interdictlon  legale 
J^T  JV10!161*»  das  Steche  St.G.B.  8.  25,  28  -;  auch  nicht  för 
das  Reichsland  Elsass-Lothxingen  —  in  Folge  des  dortigen  Einf.-Ges.  a. 
St.G.B.  v.  30.  Aug.  1871  Art.  II,  V. 

lSölVnV0*26'   8Uf  ^  f°Ue  dÄnfl  BÖS  "PP01*8  tvec  la  «P*«5*4*  civi1«- 
2)  P.)  Sir.  LXV,  I,  158. 
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in  einem  Zustande  des  Blödsinnes*)  oder  des  Wahnsinnes  oder 
der  Käserei  befindet,  also  in  einem  Zustande,  in  welchem  die 
Wirksamkeit  seiner  Geisteskräfte   in  dem  Grade  geschwächt 
oder  gestört  ist,  dass  er  nicht  selbst  seinen  Angelegenheiten 
vorzustehen  vermag.3)  Art.  489.  Aus  denselben  Gründen  kann 
Einer   schon   während   seiner   Minderjährigkeit  für  mundtodt 
erklärt  werden,4)  damit  er  auch  nach  erlangter  Volljährigkeit 
unter  Vormundschaft  bleibe.    Vgl.  auch  Art.  174.  175.    Auf 
jeden  Fall  wird  die  besondere  Vorsorge,  welche  der  Vormund 
unes  Mundtodten  für  dessen  Pflege  zu  tragen  hat,  Art.  410 
uch  eine  Pflicht  des  Altersvormundes  sein,  wenn  der  Minder- 
jährige geistesschwach  oder  gemüthskrank  sein  sollte;  woraus 
%t,  dass  die  Entmündigung  eines  Minderjährigen  in  der  Regel 
eit  dann  ein  praktisches  Interesse  hat,  wenn  der  Minderjäh- 
rig dem  Alter  der  Volljährigkeit  nahe  ist.5)  —  Aus  andern 
Gründen,  als  den  oben  angegebenen,  kann  Niemand  für  mund- 
tod  erklärt  werden.6)  Auch  kann  sich  Niemand  vertragsweise 
denMundtodten  gleichstellen,7)  oder  selbst  auf  seine Entmün- 
digug  antragen.8)    (Dasselbe  gilt  von  der  Ernennung  eines 
Beistndes.) 

*)P.)  L'lmbecillite  umfasst  auch  die  Schwachsinnigen  und  Taub- 
stumme, die  ihre  Angelegenheiten  gar  nicht  zu  besorgen  vermögen. 
D  e  m  o  1 VIII,  437-  489.    S  i  r.  XXXII,  I,  210. 

3)  Sir.  VI,  II,  396.  XXXII,  I,  210. 

4)  «larcade*  Art.  489.  n.  I.  Demol.  VIII,  442.  Magnin,  I, 
824  f.  ß|..  XLVI,  II,  829.  Journal  du  Palais  1851,  p.  320.  Ein  Artikel 
des  Entvtrfs  gestattete  die  Interdiction  nur  beim  emanelpirten  Minder- 
jährigen. P.)  Dali oa  unter  Interdiction,  19,  20.   Laurent.  V,  248. 

5)  L<cre  und  Delvinc.  adArt.489.  Proudhon  II,  313.  Tonil. 
II,  1314.    Hr.  XXV,  II,  315.  XXX,  II,  218.    S.  jed.  Lassaulx  II,  280. 

6)  Sil  V,  II,  94.  XVII,  II,  369.  P.)  Z.  B.  nicht  wegen  habitueller 
Trinksucht  :>  der  wegen  vorübergehendem  Säuferwahnsinn,  so  lang  nicht 
die  in  Art. '89  bezeichneten  Zustände  eingetreten  sind.  Demolombe 
VIII,  432. 

7)  Sir.  III,  I,  468.    P.)  Demolombe  VIII,  471. 

8)  Merln  m.  Interdiction.  §.  3.  n.3.  Demol.  VIII,  474.  Sir. VIII, 
I,  468.  Laur  nt  V,  259.  *Es  wurde  kein  contradictorisohes  Verfahren 
stattfinden  könen.  Einige  indess  lassen  einen  solchen  Antrag  zu.  Mar- 
cade Art.  491n.  IL  Du  Caurroy  Art.  490.  Der  Entwurf  des  C.  c. 
enthielt  sogar  inen  Abschnitt:  Du  conseil  volontaire.  Andere  gestatten 
wenigstens  den  Intrag  auf  Ernennung  eines  Beistandes.  Tonil.  II,  1373. 
Chardon  HI,  &8.  Diese  Unterscheidung,  die  das  Princip  zugesteht,  ist 
indess  unerheblic. 
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§.  125. 

Wer  kann  auf  Entmündigung  antragen?  —  Verfahren. 

Die  Mundtodterklärung  geschieht  vor  den  Gerichten, 
jedoch  nicht  von  Amtswegen,  sondern  nur  auf  Betreiben  derer, 
welche  das  Gesetz,  den  Antrag  auf  Entmündigung  zu  machen, 
ermächtigt1)  —  Diese  Ermächtigung  ertheilen  die  Gesetze 
den  Verwandten*)  überhaupt,  ohne  Rücksicht  auf  die  Art  und 
Nähe  der  Verwandtschaft8)  und  dem  Ehegatten  des  zu  Ent- 
mündigenden,4)   Art.  490  endlich  auch  dem  Staatsanwälte,5 


P.)  Vgl.  Anm.  6  zu  §.  139.  Aus  der  im  Texte  aufgestellten,  rieht- 
gen  Ansicht  folgt  auch,  dass  ein  Versieht  u.  dgl.  auf  die  Appellatto 
gegen  das  Entmündlgungsurtheil  unzulässig  ist.  Ebenso  Ist  ein  versist 
des  Klägers  wirkungslos.    Demolombe  VIII,  474.    Sir.  LXV,  IL,  H. 

1)  P.)  Die  Art.  490,  491  Bind  strictissiroae  interpretationis,  daes 
sich  um  eine  Beschränkung  der  Freiheit  und  am  eine  Vorschrift  icr 
öffentlichen  Ordnung  handelt.  Vgl.  Laurent  V,  248  und  259. 

2)  Nicht  von  Schwägern.  Sir.  XXXV,  11,  342.  *XLUI,  II,  524.  Je- 
mol.  VIII,  568.  S.  jedoch  Delvinc.  a  Art.  490  P)  und  ein  Urthellron 
Gent  v.  27.  April  1835  —  Pasicrisie  beige  1835,  2,  176.  Dalloz  flter 
Interdiction,  35;  gute  Widerlegung  in  Laurent  V,  256. 

3)  Z.  B.  auch  den  Kindern  des  eu  Entmündigenden.  Toulllr  II, 
1315.  Auch  der  Vormund  eines  Verwandten  kann  die  Inter&tlon 
betreiben.  Sir.  VII,  II,  706.  XIII,  II,  319.  *XLII,  II,  432.  XLIII,  \  524, 
M agnin,  I,  832.  —  Delvinc.  ad  Art.  490,  setzt  jedoch  (wob nicht 
mit  Grund,)  die  Bedingung  hinzu,  dass  der  Mündel  der  präsumtiv  Erbe 
des  su  Entmündigenden  sein  müsse.  *Diese  Einschränkung  ist  benso- 
wenig  aus  dem  Gesetz  su  begründen  als  jene,  dass  der  Vormud  den 
FR.  hören  müsse.  Letztere  bei  To ullier II,  p.  104,  undverwoicn.  P.) 
vom  K.  H.  Sir.  LXIII,  I,  16.  —  Eben  so  wird  auch  ein  Verwandter, 
der  ein  Ausländer  ist,  diesen  Antrag  zu  machen  berechgt  sein. 
Dalloz  m.  interdict.  No.  34.  P.)  Auch  der  Gegenvormund  knn  diese 
Entmündigung  gegen  den  Vormund  beantragen,  und  zwar  ohn  der  Er- 
mächtigung des  FR.  zu  bedürfen.  8ir.  LX1I,  II,  484.  LXITI,  ,  16,  Ob 
der  den  Antrag  stellende  Vormund  oder  Gegenvormund  zu  Jen  Ver- 
wandten gehört,  macht  keinen  Unterschied ,  da  derselbe  nie*  für  sich, 
sondern  im  Namen  des  Mündels  handelt.  Dalloz  et  Ve*6  n.  9  zu 
Art.  490. 

4)  P.)  Nicht  mehr  nach  der  Ehescheidung  —  Sir.  IV,  J  65  —  und 
selbst  die  vor  dem  Scheidenrtheile  angestellte  Klage  wüde  hinfallig. 
Laurent  V,  257.  *  Wohl  aber  dann,  wenn  Gütertrennung  o«r  Trennung 
von  Tisch  und  Bett  besteht.  Sir.  XXXVIII,  I,  654.  Der  A*rag  steht  in 
letzterem  Falle  selbst  dem  für  schuldig  erkannten  Ehegattn  zu.  De- 
molombe VIII,  457.  P.)  Die  Ehefrau  bedarf  zu  dieser  Antrage  der 
gerichtlichen  Ermächtigung,  wenn  solcher  gegen  ihren  Tann  gerichtet 
ist  und  der  ehem&nnliohen  Ermächtigung,  wenn  es  sich  u>  einen  andern 
Antrag  handelt.    Art.  215,  218.    Dalloz  unter  Interdioion  41—45. 

5)  #Auch  die  Verwaltungsbehörden  haben  das  Recht  die  Elnschlies- 
sung  eines  Wahnsinnigen   in   die   öffentlichen  Anstaltn   zu  verfügen, 
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diesem  jedoch  nur6)  in  folgenden  zwei  Fällen:  1)  wenn  Einer 
rasend  ist*),  und  weder  der  Ehegatte  noch  die  Verwandten 
auf  die  Entmündigung  antragen;  2)  wenn  einer  geistesschwach 
oder  wahnsinnig  ist  und  weder  einen  Ehegatten  noch  bekannte 
Verwandte  hat.7)  In  dem  ersteren  Falle  ist  es  sogar  die  Pflicht**) 
des  Staatsanwaltes,  die  Entmündigung  zu  betreiben,8)  Art  491. 
—  Der  Antrag  auf  Entmündigung  ist  bei  dem  Gerichte  der 
ersten  Instanz  zu  machen,  in  dessen  Bezirke  der  zu  Entmün- 
digende seinen  Wohnsitz  hat.9)  Art  492.  —  Das  Verfahren  ist 
gegen  den  zu  Entmündigenden  zu  richten.10)  Der,  welcher  den 
Antrag  macht,  hat  in  der  deshalb  bei  dem  Präsidenten  des 
Gerichts  einzureichenden  Schrift,  (requßte)  die  Thatsachen  ein- 
zeln anzuführen,  auf  welchen  das  Suchen  beruht;  auch  hat  er 
allemal  die  Beweisschriften  beizufügen  und  die  Zeugen  nam- 


ohne  Rücksicht  auf  die  Entmündigung.    Ges.  v.  30.  Juni  1838.    Art.  18 
bis  24.    8.  unten  nt.  17. 

6)  Lo er e  ad  Art.  491.  Sir.  VIII,  II,  338.  XI,  II,  336.  -  #Alle  andere 
Personen  haben  das  Recht  nicht,  namentlich  nicht  die  Glaubiger.  Sir. 
XLIII,  II,  394.  XLVIII,  II,  204. 

*)  P.)  Bei  den  anderen  Zuständen  in  Art.  489  wollte  das  Gesetz 
keine  Einmischung  in  die  Familie  gestatten,  und  erforderte  daher  den 
Mangel  von  Gatten  und  Verwandten.    Laurent  V,  258. 

7)  Wie  wenn  der  zu  Entmündigende  behauptet,  dass  er  noch  da 
und  da  Verwandte  habe?  Cui  ineumbit  probatio?  S.  Sir.  XXVII,  I,  111. 
(Dem  Staatsanwälte.) 

*#)  P.)  Der  Art.  489  sagt  zwar  „doit  6tre  interdit",  aber  Art.  491  zeigt, 
dass  dies  eigentlich  nur  bezüglich  des  furiosus  wahr  ist,  tweil  derselbe 
für  Andere  gefährlich  ist. 

8)  Die  Verwandten  und  der  Ehegatte  sind  nur  ermächtigt,  nicht 
verpflichtet,  die  Entmündigung  zu  betreiben.  Jurispr.  du  C.  c.  VII,  316. 
Dalloz  a.  a.  O.  *Jede  der  zum  Antrag  berechtigten  Parteien  kann  aber 
interveniren,  wenn  die  Entmündigung  von  einem  andern  betrieben  wird. 
Demol.  VIII,  467. 

9)  *Nicht  beim  Gericht  des  Aufenthaltsortes,  domicUe  de  residence. 
Demol  VIII,  482.  Sir.  XL,  1,  959.  Letzteres  ist  nur  kompetent  im  Falle 
der  Raserei.  Sir.  XXXIX,  I,  49.  A.  M.  Laurent  V,  260  Doch  hebt 
die  Veränderung  des  Wohnsitzes  die  Kompetenz  des  zuerst  säsirten 
Gerichts  nicht  auf.  Sir.  XXXV,  II,  556.  P)Der  entscheidende  Zeitpunkt 
ist  jener  der  Einreichung  der  Klage  beim  Präsidenten.  Die  Inkompe- 
tenz erzeugt  keine  Nichtigkeit.    Laurent  V,  261. 

10)  Vgl.  Delvinc.  ad  Art.  492.  Darum  ist  es  mit  dem  Tode  des- 
selben beendet.  Sir.  LI,  I,  81.  P.)  Bei  der  Entmündigung  eines  Minder- 
jährigen ist  die  Klage  gegen  ihn  und  seinen  Vormund  resp.  Gegenvor- 
mund zu  richten.  Ist  das  Gesuch  gegen  eine  Ehefrau  gerichtet,  so  kom- 
men Art.  215,  218  zur  Anwendung.    Laurent  V,  260. 
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haft  zu  machen.11)  Der  Familienrath***)  wird  hierauf  mit 
seinem  Gutachten  gehört12);  auch  sind  mit  dem  zu  Entmün- 
digenden von  Gerichtswegen  eine  oder  mehrere  Unterredungen 
zu  halten,13)  entweder  von  dem  Gerichte  selbst,  in  der  Raths- 
kammer,  oder  anstatt  und  in  Auftrag  des  Gerichts  von  einem 
Richter,14)  an  dem  Orte,  wo  sich  der  zu  Entmündigende  auf- 
hält. Gleich  nach  der  ersten  Unterredung1411)  kann  das  Gericht 


11)  Die  Nichtbeobachtung  dieser  Vorschrift  begründet  indeas  keine 
Nichtigkeit.  Chauveau  s.  Uarre"  qu.  3013  bis  P.)  Laurent  V,  263. 
K.H.  Sir.  LXI,  I,  254.    And.  Mein.  Demolombe  VIII,  486. 

***)  P.)  Vorher  hat  der  Präsident  die  requöte  dem  Staatsanwälte 
mitzut heilen  und  einen  Referenten  zu  ernennen,  welcher  am  beieichneten 
Tage  Bericht  erstattet,  und  erst  auf  diesen  Bericht  und  nach  Anhörung 
des  Staatsanwalts  kann,  wenn  nicht  die  Zurückweisung  a  limine  erfolgt, 
das  Verfahren  eingeleitet  werden,  für  das  erst  die  Einvernahme  des  FR. 
unbedingt  nöthig  ist.  Art.  891,  892  0.  de  proc.   Laurent  V,  264.  266. 

12)  Der  FR.  wird  auf  die  gewöhnliche  Weise  zusammengesetzt. 
Sir.  XXXV,  II,  474.  S.  aber  Revue  crit.  de  jurispr.  I,  p.  135.  —  (Der 
zu  Entmündigende  braucht  nicht  zum  Erscheinen  in  dem  FR.  eingeladen 
zu  werden.  S  i  r.  XXXV,  II,  474.  S.  jed.  Art.  495  und  über  diesen  Art, 
Proudh.  IL  p.  317.  Sir.  XXXIII,  1,  257.  XXXVII,  U,  88.  Cit  Die 
Streitfrage,  zu  welcher  der  Art.  495  Veranlassung  gegeben  hat,  ist  die: 
Können  der  Ehegatte  und  die  Kinder  in  dem  FR.  dann  eine  Stimme 
haben,  wenn  sie  nicht  auf  die  Entmündigung  angetragen  haben?  Der 
KQH.  hat  —  billig  —  für  die  bejahende  Meinung  entschieden.  #Der 
bejahenden  Meinung  folgen  Demol.  VIII,  500.  Marcade*  Art  495. 
Valette  s.  Proudhon  IL  p.  523.  A.  M.  Du  Caurroy  Art.  495.  n.  II, 
der  sieh  auf  die  Diskussionen  stützt.  Observat.  du  Trib.  zu  Art.  495. 
Das  Gewicht  des  letztern  Grundes  ist  nicht  zu  verkennen,  für  die  be- 
jahende Meinung  sprechen  aber  die  gewöhnlichen  Regeln  der  Interpre- 
tation.  P.)  So  Aubry  et  Rau  I,  125  nt  12.  Laurent  V,  265. 

13)  Rh.  Aren.  XXVII,  I,  288.  *Die  Unterredung  ist  immer  we- 
nigstens zu  versuchen,  S  i  r.  XXXVIII,  1, 654,  jedoch  dürfen  Zwangsmittel 
nicht  angewandt  werden.  Gegen  den  die  persönliche  Vernehmung  des 
Beklagten  anordnenden  Beschluss  der  Rathskammer  kann  die  Berufung 
vorErlass  des  Endartheils  eingelegt  werden,  es  ist  ein  interlocutorischer 
Beschluss.  Nicht  aber  gegen  die  Verfügung,  wodurch  das  Gutachten 
des  FR.  gefordert  wird,  sie  ist  präparatorisch.  ib.  P.)  Auch  ohne  An- 
hörung des  zu  Entmündigenden  kann  das  Gericht  auf  Grund  des  Gut- 
achtens des  FR.  das  Gesuch  verwerfen;  geschieht  dies  nicht,  so  muas 
das  Verhör  stattfinden  und  nur  die  Konstatirung  seiner  Weigerung  vor 
dem  Gerichte  oder  dessen  Deputirten  zu  erscheinen  kann  diese  Förmlich- 
keit ersetzen.  Laurent  V,  268.  —  K.H.  Sir.  LX,  I,  605,  wo  übrigens 
auch  eine  Zurückweisung  der  einmal  zugelassenen  requdte  ohne  Ver- 
hör etc.  nicht  gestattet  ist. 

14)  *Von  einem  Mitglied  des  Gerichts,  nicht  von  einem  Friedens- 
richter.   P.)  üeber  das  Protokoll  s.  Laurent  V,  269. 

14a)  P.JVor  dem  Verhöre  sind  dem  Beklagten  das  Gesuch  und  das 
Gutachten  des  FR.  zu  significiren  —  Art.  893  C.  de  proc.  —  nicht  aber 
der  Beschluss  des  Gerichts.  Laurent  V,  269.    Das  Gericht  kann  auch 
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dem  Beklagten  einen  Güterverwalter  bestellen,  welcher  zugleich 
für  die  Person  des  Beklagten  Sorge  zu  tragen  hat.15)  Nach 
beendigtem  Verfahren  kann  das  Gericht  P.)  in  öffentlicher 
Sitzung  nach"  Anhörung  oder  Vorladung  der  Parteien  sowie 
nach  Anhörung  des  Staatsanwaltes,  Art.  498,  515  (jedoch  mit 
Vorbehalt  der  Appellation10*,)  entweder  den  Antrag  schlecht- 
hin verwerfen,16)  oder  den  Beklagten  für  mundtodt  erklären, 
oder  ihm  auch  nur  einen  Beistand  (vgl.  unten  §.  139  f.)  er- 
nennen. Art.  493 — 509.17)  DasUrtheil,  welches  den  Beklagten 
für  mundtodt  erklärt,  oder  ihm  einen  Beistand  ernennt,  ist 
in  der  durch  den  Art.  501  bestimmten  Art  und  Frist  mittelst 
öffentlicher  Anschläge  zur  Kenntniss  des  Publikums  zu  brin- 
gen.18)   Die  Nichtbeobachtung  der  im  Art.  501   enthaltenen 

ein  iweites  Verhör  anordnen.  Lex  non  prohibet.  Aubry  et  Ran  I. 
§.  125  Text  vor  nt.  15. 

15)  Ueber  die  Vollmacht  dieses  Güterverwalters ,  s.  Jpd.  du  C.  c. 
VIII,  155.  Sir. XIII,  II,  319.  S.anch  Sir.  XXIX,  II,  137.  XLII,  I,  714. 
LVI,  I,  161.  Der  zu  Entmündigende  hat  nicht  ein  gesetzliches  Un- 
terpfandsrecht an  den  Liegenschaften  dieses  Güterverwalters  S  i  r.  XXIII, 
II,  222.  Kann  aber  vermöge  des  Unheiles,  welches  die  Verwaltung  einer 
bestimmten  Person  überträgt,  eine  Inscription  genommen  werden?  Be- 
jahend wurde  die  Frage  entschieden  bei  Sir.  XXXIV,  II,  103.  Vgl.  un- 
ten §.  264  f.  —  *Dieses  Urtheil  ist  wie  jedes  andere  der  Appellation 
unterworfen.  Sir.  LI,  11,83.  P.)  Es  ergeht  nicht  in  Öffentlichersitzung, 
sondern  in  der  Rathskammer,  wo  auch  das  Verhör  —  in  Gegenwart 
des  Staatsanwalts  —  stattfindet,  Art.  496.  S  i  r.  LVI,  1, 113  —  und  kann 
das  Erkenntniss  über  die  Entmündigung  auf  eine  gewisse  Zeit  vertagen, 
um  den  Geisteszustand  besser  festzustellen.  Dalloz  unter  Interdic- 
tion,  81.    Vgl.  Anm.  4  zu  g.  134. 

15a)  P.)  Wegen  Unzulässigkeit  von  Verzicht  etc.  s.  oben  nt.  8. 

16)  *Demol.  VIII,  502  f.  Demante,  Programme  I,  492.  A.  M. 
Sir.  XIX,  ü,  167.  Durant.  III,  734. 

17)  Die  Lehre  von  dem  Interdiktionsprozesse  ist  hier  nur  des  Zu« 
sammenhanges  wegen  berührt  worden.  Sie  gehört  in  das  Processrecht. 
Vgl.  Art.  516.  und  C.  de  pr.  Art.  49.  890ff.  Proudh.  II,  316,  Piffeau 
II,  pag.  452.  Toull.  II,  1319.  Durant.  III,  726.  Favard  m.  mter- 
dict.  §.  VI.  Dalloz  m.  interd.  Sect.  I.  Art.  III.  P.)  Das  französ.  Ges. 
v.  30.  Juni  1838  Roger  et  Sorel  „Alienes"  und  das  analoge  belg.  v. 
18.  Juui  1850  Laurent  V,  247,  285  haben  wesentliche  Modificationen 
in  die  Lehre  von  der  Entmündigung  gebracht,  soweit  es  sich  um  die  in 
einer  Heilanstalt  befindlichen  Geisteskranken  handelt,  so  in  dem  erste- 
ren  z.  B.  wegen  des  Administrators  nach  Art.  497  C.  N.  durch  Art.  82, 
wegen  eines  Corators  doxch  Art.  38,  wegen  Anfechtung  von  Rechtsge- 
schäften durch  Art.  39. 

18)  Vgl.  Locre*  u.  Delvinc.  ad.  Art.  501.  Lassaulx  II,  410. 
In  den  Audienzsälen  der  Gerichte  und  in  den  Schreibstuben  der  Notaire 
sind  Listen  angeschlagen,  auf  welchen  die  Urtheil e  dieser  Art  anzumer- 
ken sind.  Loi  v.  25.  Vent.  XI.  Art.  18. 
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Vorschriften  thut  jedoch  der  rechtlichen  Wirksamkeit  des  Inter- 
diktionsurtheiles,  welche  übrigens  sofort,  so  wie  das  Urtheil 
gesprochen  worden  ist,  ihren  Anfang  nimmt,19)  keinen  Einhalt 
oder  Eintrag.»0)    Art.  502. 

§.  126. 
Von  der  Vormundschaft  über  Mundtodte. 

DerMundtodte  wird  von  den  Gesetzen,  in  Beziehung  auf 
seine  Person  und  sein  Vermögen,  einem  Minderjährigen  gleich- 
gestellt,1) so  dass  ihm,  nachdem  das  Urtheil,  welches  ihn  für 
mundtodt  erklärt,  die  Kraft  Rechtens  erlangt  hat,*)  eben  so, 
wie  einem  Minderjährigen,  ein  Vormund  und  Gegenvormund 
zu  bestellen  und  diese  Vormundschaft  in  der  Kegel  ganz  nach 
denselben  Grundsätzen,  wie  die  über  Minderjährige*),  zu  be- 
urtheilen  ist.    Art.   505.   509.    Jedoch   ist   diese   Regel   mit 


19)  Also ,  z.  B.  wenn  der  Beklagte  durch  das  Urtheil  der  ersten 
Instanz  für  mundtodt  erklärt,  and  dieses  Urtheil  in  der  zweiten  Instanz 
bestätigt  worden  ist,  von  dem  Tage  an,  an  welchem  das  erstere  Urtheil  ge- 
sprochen worden  ist.  Durant.  III,  770.  Sir.  XLII,  II,  153.  LXVI,  II, 
340.  And.  Mein.  Bertanld  Questions  prat.  et  doctrin.  Nro.  206  n. 
flg.  -  Vgl.  §.  126. 

20 1  Der  Art.  501.  enthält  nur  eine  Vorsichtsmassregel ,  (nur  eine 
disposition  räglementaire ,)  nicht  eine  Bedingung  der  Wirksamkeit  des 
Urtheiles.  S.  Merlin  qu.  m.  tahleao  des  interdits.  §.  1.  Lassa  alz  II, 
410.  III,  407.  Delvinc.  ad  Art.  511.  Demol.  VIII,  550.  Durant.  a. 
a.  O.  Sir.  XIII,  IL  332.  *XL,  II,  314.  XLII,  II,  153.  S.  dagegen  Ma- 
l  e  v.  ad  Art.  501.  S  i  r.  XI,  I,  5.  II,  3.  —  Ehen  so  wenig  ist  die  Inter- 
diktion  blos  in  dem  Arondissement  wirksam,  in  welchem  sie  ausgespro- 
chen worden  ist.  Sir.  XX,  I,  8.  P)  Die  Dritten  können  sieh  auf  den 
Mangel  der  Publikation  nicht  berufen ;  jedoch  haben  sie  unter  Umstan- 
den, einen  Entschädigungsanspruch  gegen  die  an  der  Unterlassang  schul- 
digen. Laurent  V,  283. 

1)  Proudhon  II,  322.  Hier  ausfuhrlich  von  den  Folgerangen,  die 
sich  aus  diesem  Satze  ableiten  lassen.  S.  auch  Sir.  XIX,  I,  17. 

2)  Der  Art.  505.  §.  1  enthält  nur  eine  Anwendung  der  Grundsätze, 
die  Ton  der  Vollziehung  der  Urtheile  überhaupt  gelten.  C.  de  nr. 
Art.  449  f.  (Er  ist  also  nicht  eine  Beschränkung  des  Art.  502.)  Merlin 
m.  interdiction  §.  5.  Lassaulx  II,  387.  Proudhon  II,  332.  TonlL 
IL  1335.  Durant.  III,  749.  8ir.  VII,  I.  473.  *XXXIX  L  49.  Demol. 
Vin,  554. 

*)  P.)   Wenn   Art.   509  den   Entmündigten   einem   Minderjährigen 

fleichstellt,  so  ist  dies  nicht  ganz  richtig,  wie  sich  schon  aas  den  auf 
en  Entmündigten  nicht  anwendbaren  Art.  1308—1311,  1398  ergibt. 
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folgenden  Einschränkungen  und  Modifikationen  in  Anwendung 
zu  bringen: 

I.  Von  den  verschiedenen  Arten,  wie  Einer  zu  dieser 
Vormundschaft  berufen  sein  kann.  —  Zur  Vormundschaft 
über  einen  Mundtodten  kann  man  nur  entweder  von  dem  Ge- 
setze oder  durch  eine  Ernennung  des  Familienrathes 
berufen  sein.  (Tutela  furiosorum  etc.  est  vel  legitima  vel  da- 
tiva.)  Dagegen  ertheilen  die  Gesetze  nicht  den  Eltern  das 
Recht,  für  ihre  volljährigen  Kinder,  welche  blödsinnig  oder 
gemüthskrank  sind,  einen  Vormund  zu  wählen  s)  —  Das  G  e- 
setz  beruft  nur  den  Mann  zur  Vormundschaft  über  seine 
Frau.4)  Art.  506.  In  allen  andern  Fällen,  mithin  auch  dann, 
wenn  der  Mundtodte  Eltern  oder  andere  Ascendenten6)  oder 
eine  Ehefrau6)  hat,  ernennt  der  FR.  den  Vormund.  Arg.  Art 
506.  507.  —  Das,  was  oben  über  die  Ernennung  eines  Alters- 
vormundes,7) über  die  Gründe,  aus  welchen  Einem  die  Alters- 
vormundschaft nicht  übertragen  werden  kann  etc.,  gesagt  wor- 
den ist,  ist  auch  auf  den  vorliegenden  Fall  anwendbar.  Je- 
doch kann  der  FR.  auch  die  Ehefrau*)  des  Mundtodten  zur 
Vormünderin  ernennen.  Uebrigens  hat  der  FR.  in  diesem 
Falle  zugleich  die  Art  und  die  Bedingungen  der  Vormund- 
schaftsverwaltung zu  bestimmen8);  unbeschadet  des  Rechts  der 


3)  Obss.  du  tribunat  ad  Art.  505.  Locre*  zu  deine.  Art.  Sir.  XII, 
I,  217.  XIII,  II,  193.  XXV,  II,  325.  *Deraol.  VIII,  563.  Marcadö 
Art.  506.  S.  jedoch  Lassaulx  II,  389.  Sir.  XII,  I.  111.  (Hier  eine 
Abb.  über  diese  Frage.)  P.)  Laurent  V,  287. 

4)  Vorausgesetzt  übrigens,  dass  die  Ehe  nicht  z.  B.  durch  die  Son- 
derung von  Tisch  und  Bette  getrennt  worden  ist.  *Demol.  VIII,  567. 
S.  §.  125.  Anmerk.  4  P.)  Laurent  V,  288.  Est  sententia  recepta.  Sir. 
LVIII,  I,  289.  Wie  bei  der  Gütertrennung?  Deren  Grund  nach  Art.  1443 
in  Verbindung  mit  Art.  444  kann  zur  Ausschliessung  oder  Absetzung 
führen.  —  Ueber  die  Folgen  dieser  Vormundschaft  s.  unten  Anm.  7. 

5)  Vgl.  die  Anm.  8  a.  Schriften. 

6)  Sir.  XVII,  I,  33.  II,  422.  P.)  Es  hängt  von  dem  Ermessen  des 
F.B.  ab,  ob  er  die  Ehefrau  oder  einen  Andern  ernennen  will.  Demo- 
lombe  VIII,  565. 

7)  Z.  B.  über  die  Zusammensetzung  des  FR.  Z.  B.  auch  der,  welcher 
die  Entmündigung  betrieben  hat,  kann  Mitglied  des  FB.  sein.  Er  ist 
nicht  mehr  (Art.  495.)  Partei.  Jd.  du  C.  c.  III,  374.  V,  264.  »Demol. 
VIÜ,  572  u.  574. 

*)  P.)  Ausnahme  von  Art.  442  Z.  85  oben  §§.  93,  104. 

8)  Magnin  n.  868 f. 
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Frau,  gegen  diesen  Beschluss,  in  so  fern  sie  sich  für  verletzt 
durch  denselhen  erachten  sollte,  bei  dem  Gerichte  einzukom- 
men.9)  Art.  507. 

II.  Von  den  besonderen  Pflichten  dieses  Vormundes. 
—  Der  Vormund  hat  1)  dem  einstweiligen  Güterverwalter, 
wenn  ein  solcher  während  des  Entmündigungsprocesses  ein- 
gesetzt worden  ist,  (§.  125)  die  Rechnung  abzunehmen.  Art. 
505,  Der  Vormund  ist  2)  verpflichtet,  die  den  Umstanden 
nach  zweckmässigsten  und  durch  die  Beschlüsse  des  FR.  ge- 
nauer zu  bestimmenden  Massregeln  zu  ergreifen,  theils  um 
das  Schicksal  des  Mundtodten  zu  mildern,10)  theils  um  die 
Heilung  desselben  zu  bewerkstelligen.  Art.  510.  3)  Wenn 
ein  Kind11)  des  Mundtodten,  das  sich  verheirathen  will,  einer 
Ausstattung  oder  wenn  sonst  ein  Kind  zu  seiner  Einrichtung 
einer  Beihilfe  bedarf,12)  so  kann  ihm  diese  auf  sein  Erb- 
theil13)  von  dem  Familienrathe  bewilligt  werden.    Jedoch  be- 


9)  Welchen  Einfluss  bat  diese  Ernennung  auf  die  Gütergemeinschaft  ? 
auf  die  Rechtsfähigkeit  der  Frau  in  ihren  eigenen  Angelegenheiten?  8. 
Proudhon  ü,  333.  Delvinc.  ad  Art.  507.  Toull.  II,  1340.  Sir. 
XIX,  I.  17.  Die  Frau  verwaltet  dann  die  Gütergemeinschaft  als  Vor- 
münderin,  nicht  jnre  proprio.  8.  auch  Art.  222.  *Demol.  VIII,  598 f. 
Der  Mann  dagegen  behält  als  Vormund  seine  eheherrlichen  Rechte,  wie 
die  väterliche  Gewalt.  Demol.  c.  592. f.  P.)  Laurent  V,  302.  Wird 
die  Frau  nicht  zur  V.  ernannt,  so  hat  sie  zwar  die  elterliche  Gewalt 
Über  die  Kinder  und  steht  personlich  nicht  unter  dem  Vormunde;  wohl 
aber  hat  dieser  die  Vermögensverwaltung.  Laurent  V,  303. 

Ist  der  Mann  Vormund,  so  behält  er  alle  eheherrlichen  Rechte  nnd 
Pflichten;  Art.  510  ist  auf  ihn  nicht  anwendbar  bezüglich  der  Frage, 
ob  die  Frau  in  eine  Heilanstalt  verbracht  werden  soll.  And.  Mein.  Au- 
bry  et  Rau  1.  §.  126  nt.  13,  der  aber  übersieht,  dass  der  Mann  seine 
eheherrlichen  Rechte  nicht  dadurch  verliert,  dass  er  zugleich  Vormund 
wird.  Eigentlich  wird  seine  Stellung  nur  hinsichtlich  des  Vermögens, 
welches  die  Frau  ihrer  eigenen  Verwaltung  vorbehalten  hat,  geändert, 
indem  er  dieses  als  Vormund  administrirt.  —  Wird  der  Ehemann  nicht 
Vormund  seiner  Frau,  so  behält  er  seine  väterlichen  und  ehemännlichen 
Rechte;  aber  überall,  wo  es  sich  um  Rechte  der  Frau  handelt,  hat  sie 
deren  Vormund  zu  vertreten.  Laurent  V,  300,  301. 

10)  Sir.  XXIX,  II,  265.  338.  XXXII,  II,  264,  s.  oben  Anm.  9. 

11)  Oder  ein  Enkel  nach  dem  Tode  des  Kindes.  S.  jedoch  Du  ran  t. 
HI,  766.  "Unter  enfant  ist  in  Art.  511  allerdings  auch  der  Enkel  zu 
verstehen,  weil  er  Pflichtstheüserbe  ist.  Duranton's  Meinung  ist  zn 
verwerfen.    Demol.  VIII,  586. 

12)  Zu  einem  etablissement.  Sir.  XXVI,  II,  173.  *XLII,  II.  485. 
Demol.  Vni,  588.  Marcade'  Art.  511.  A.  M.  Magnin  I,  899. 

13 )  Nicht  alz  ein  Voraus,  nicht  par  pr&iput.  Durant.  III,  763. 
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darf  der  Beschluss  des  FR.,,  welcher  zugleich  z.  B.  wegen  des 
Heirathsvertrages  das  Nähere  zu  bestimmen  hat,  s.  jedoch 
Art.  1398  —  der  Bestätigung  des  Gerichts.  Art.  511.  4)  Der 
Vormund  eines  Entmündigten  dürfte  für  berechtigt  zu  erach- 
ten sein,  wenn  sein  Mündel  verheirathet  ist,  anstatt  und  im 
Namen  desselben-  auf  Scheidung  oder  auf  Sonderung  von  Tisch 
und  Bette  in  allen  den  Fällen  zu  klagen,  in  welchen  eine 
solche  Klage  den  Gesetzen  nach  überhaupt  zulässig  ist14) 

III.  Von  der  Beendigung  dieser  Vormundschaft.  —  Die 
Entmündigung  und  mithin  die  Vormundschaft,  welche  eine 
Folge  desselben  ist,  hört  mit  der  Ursache  auf,  durch  welche 
sie  nothwendig  gemacht  wurde.15)  Jedoch  muss  die  Aufhe- 
bung der  Entmündigung  durch  ein  gerichtliches  Urtheil  in  dem 
für  die  Entmündigung  vorgeschriebenen  Wege  ausgesprochen 
werden.  Art.  512.  C.  de  pr.  Art.  896. 16)  Der  Antrag  darauf 
kann  auch  von  dem  Entmündigten  selbst  ausgehen.17)  —  Mit 
Ausnahme  des  Ehegatten,  der  Ascendenten  und  der  Descen- 
denten,  ist  Niemand  verbunden,  diese  Vormundschaft  länger, 
als  10  Jahre,  zu  verwalten.  Art.  508 18) 

§.  127. 

Von  den  Rechtshandlungen  der  Mundtodten. 

Die  Rechtshandlungen1)  eines  Entmündigten,*)  welche 
von  einem  späteren  Dato  sind,  als  das  Entmündigungurtheil, 2) 


14)  Sir.  XXXII,  II,  612.  *XLV1  II,  353.  P.)  Demolombe  IV, 
428  Anbry  et  Kau  V.  §.  492  nt  4.  Bestritten  ist  es  nur  bezüglich 
der  Ehescheidung  (Keller  in  Puchelt  Zeitschr.  IV.  S  451),  jedoch 
ohne  genügenden  Grund. 

15)  Ueber  den  Fall,  da  ein  Urtheil,  in  welchem  Einer  entmündigt, 
worden  ist,  kassirt  wird.  s.  Journ,  du  Pal.  XVII,  193. 

16)  Ueber  das  Verfahren,  s.  Durant.  III,  790.  Merlin  m.  inter- 
diction.  §.  7.  Chauveau  s.  Carröqu.  3037 ff.  Sir.  XVI,  L  217.  XXXIL 
II,  205.  XLII,  I,  742.  XLV,  I,  784.  LXI,  I,  19.  Dallo«  m.  interdict. 
Sect.  I.  Art.  5. 

17)  Sir.  XVI,  I,  217.  XXIL  II,  205.  XXXIH.  II,  439.  P.)  Tonil. 
II,  1364.  Duranton  III,  791.  S.  unten  §.  193.  Anm.  12. 

18)  *Die  generellen  Entschuldigunragründe ,  Art.  427  ff.,  werden 
hierdurch  nicht  ausgeschlossen.  Chardon  III.  231.  Der  Art.  508  ist 
auch  auf  den  Gegenvormund  anwendbar.  Demol.  VIII,  623. 

1)  „Tons  actes  passto."  Sir.  XLII,  H,  153.  XLIII,  II  394.  PJ  Ue- 
ber den  Unterschied  von  Minderjährigen  s.  Anm.  *  zu  §.  126  und  La  u- 
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sind  von  Rechtswegen,  jedoch  (Art  1125.)  nur  in  Beziehung 
auf  den  Entmündigten,  seine  Erben  und  Stellvertreter,  nichtig.*) 
Art.  502.  Vgl.  Art  174.  442.  —  Die  Rechtshandlungen,»*;) 
welche  von  einem  älteren  Dato  sind, 4)  als  jenes  Urtheil,  kön- 


rent  V,  304.  -  Wenn  Deraolombe  VIII,  639  u.  flg.  and  Laurent 
V,  308—810  gewisse  Akte  des  Entmündigten  von  der  Nichtigkeit  aus- 
nehmen wollen,  so  heisst  dies  dem  Gesetze  Gewalt  anthun ,  da  es  nach 
seiner  Fassung  und  seinem  Grunde  keine  Unterscheidung  gestattet.  —  Daaa 
auch  die  von  Beiden  abgenommene  Anerkennung  eines  natürlichen 
Kindes  unter  Art.  502,  503  fällt,  liegt  zu  Grunde  dem  Erk.  von  Orleans 
7.  u.  8.  Febr.  1852.  Sir.  LH,  II,  6.  Wegen  der  Heirath  s.  u.  III  §.  451 
nt.  2.  Bezüglich  der  Akte  des  Yerbeiständeten  vgl.  Art.  449  und  unten 
§.  140.  —  Ist  auch  das  Testament  eines  Mundtodten  schon  von 
Rechtwegen  nichtig  ?  Bejaht  wird  diese  Frage  von  G  r  e  n  i  e  r  des  donat. 
1,  104.  unöT  Toullier  ad  Art.  931.  verneint  aber  (aus  sehr  triftigen 
Gründen)  von  Merlin  m.  testam.  Sect.  I.  §.  I.  Art.  1.  n.  6.  S.  unten 
|.  648. 

*)  P.)  Wegen  der  nicht  entmündigten  Geisteskranken  die  sich  in 
Heilanstalten  befinden,  s.  Anm.  17  zu  §.  125.  Ueber  das  Anfechtungsrecht 
solcher  Personen  s.  Laurent  V,  380—403.  Aubry  et  Ran  I,  §. 
127  bis. 

2)  S.  §.  125.  Anm.  19. 

3)  *Windscheid,  a.  a.  0.  S.  49 ff.  Das  nul  de  droit  in  Art 602 
hat  nur  den  Sinn,  dass  nichts  anderes  zu  beweisen  ist.  als  die  That- 
sache'der  ausgesprochenen  Interdiction.  P)  Ebenso  Laurent  I,  69  n. 
flg.  V,  304.  S.  oben  §.  37  Text  und  nt.  16,  17.  Wenn  Art.  1125,  1304 
auch  für  die  Entmündigten  das  Prinzip,  der  nur  ihnen  anstehenden  An- 
fechtung und  der  gegen  sie  laufenden  Verjährung  aufstellt,  so  kann  frei- 
lich von  einer  eigentlichen  Nichtigkeit  keine  Rede  sein,  allein  da  man 
von  dem  Gesetzgeber  doch  keine  überflüssige  Bestimmung  erwarten  darf, 
so  möchte  ich  glauben,  dass  im  deutschen  Prozesse  der  Art.  502.  den 
Richter  unter  Umständen  ermächtigt,  die  Klage  a  limine  zurückzuwei- 
sen, sofern  nicht  der  Eintritt  der  Verjährung  im  Wege  steht.  Vgl.  Pu- 
chelt,  Ztschr.  I.  S.  296. 

**)  P.)  Es  ist  hier  immer  nur  die  Rede  von  Entmündigten;  wegen 
der  Yerbeiständeten  s.  unten  §.  140. 

4)  Wer  aber  hat,  in  den  Fällen  der  Art.  502.  503.,  den  Beweis  su 
führen,  dass  die  Rechtshandlung  von  einem  neueren,  oder  beziehungs- 
weise, dass  sie  von  einem  älteren  Dato,  als  die  Entmündigung,  sei,  wenn 
die  über  die  Handlung  aufgenommene  Urkunde  nicht  ein  gewisses  Da- 
tum (vgl.  Art.  1328.)  hat?  Da  das  Gesetz  weder  für  das  eine  noch  für 
das  andere  Datum  eine  Yermuthung  (praesumtio  juris)  aufstellt,  da  mit- 
hin die  Frage  nach  den  von  der  Beweislast  überhaupt  geltenden  Grund- 
sätzen zu  entscheiden  ist,  so  wird  derjenige,  der  aus  dem  Akt  eines 
Entmündigten  klagt,  den  Beweis  zu  führen  haben,  dass  der  Akt  vor  der 
Entmündigung  vorgenommen  worden  sei.  Der  Akt  selbst  wird  nicht  ein- 
mal als  ein  Anfang  eines  schriftlichen  Beweises  (Art.  1347.)  benutzt 
werden  können.  (Allerdings  kann  diese  Entscheidung  in  einzelnen  Fal- 
len zu  grossen  Unbilligkeiten  führen.  Daher  ist  sie  auch  bestritten.) 
Yergl.  Delvinc  ad  Art.  502.  Durant.  III,  722.  •Masse\  Dr.  comm. 
III.  148.  Sir.  XIV,  II,  266.  XVn.  I,  150.  XXIX,  II.  208.  XXXI,  11,288. 
XXXV,  I,  83.  XXXVI,  1, 177.  XXXVII,  1, 150.  XXXVIII,  II,  66.  XXXIX, 
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nen,  (jedoch  allemal  nur  von  dem  Entmündigten,  dessen  Er- 
ben und  Stellvertretern,  Art.  1125.)  in  so  fem  als  nichtig 
angefochten  werden,  als  von  dem  Kläger  erwiesen  werden 
kann,5)  dass  zu  der  Zeit,  zu  welcher  diese  Handlungen  voll- 
zogen worden  sind,  die  Ursache  der  Entmündigung  bereits  no- 
torisch vorhanden  oder  der  andern  Partei  als  vorhanden  be- 
kannt war. 6)  Art.  503/ 7)  Und  diese  Vorschrift  wird  auch  dann 
analogisch  anzuwenden  sein,  wenn  ein  Blödsinniger  oder  Ge- 
müthskranker,  ohne  entmündiget  worden  zu  sein,  wieder  her- 
gestellt worden  ist.  ö)   Arg.  Art.  504.  1108.  —  Nachdem  Tode 


II,  326.  P.)  Umgekehrt  muss  aber  auch  derjenige,  welcher  die  Umstos- 
sungklage  anstelle  das  Datum  darthun  Art.  1315  Abs.  2.  Ebenso  und 
über  die  Beweismittel.  Laurent  V,  320-322. 

5)  Ueber  die  Beweismittel,  s,  Toullier  II,  1359.  Dieser  Beweis  ist 
selbst  dann  erforderlich,  wenn  aus  dem  Interdiktionsprocesse  hervorgeht, 
dass  die  Ursache  schon  tempore  negotii  perfecti  existirte.  S  i  r.  XX,  II, 
82.  Durant.  III,  780.  «Demol.  VIII,  656 

6)  Ist  erwiesen,  dass  die  Ursache  zu  der  gedachten  Zeit  notorisch 
vorhanden  war,  so  ist  der  Gegentheil  nicht  mit  der  Einrede  zu  hören, 
dass  ihm  die  UrBache  nicht  bekannt  gewesen  sei.  Motifs  ad  Art.  503. 
Durant.  III,  775  ff.  —  *A.  M.  Marc  ade  Art.  503  nt.  I.  Eine*  mittlere 
Meinung  vertheidigt  D  emol.  Vlll,  657,  der  die  Zulässigkeit  der  Ein- 
rede in  das  Ermessen  des  Gerichts  stellt.  Art.  503.  Allerdings  ist  der 
Begriff  der  Notorietät  kein  fest  begrenzter,  es  wird  daher  die  Einrede 
des  guten  Glaubens  nach  Umständen  zu  hören  sein.  —  Dasselbe  gilt 
von  der  Einrede,  dass  das  Geschäft  ohne  Gefährde  abgeschlossen  worden 
sei,  Sir.  XXVII,  1.  51.  P.)  Die  Ansicht  von  Demolombe  theilt  Au- 
brv  et  Bau  §.  127  nt.  8  unter  Berufung  auf  Sir.  LXI,  I,  504.  Allein 
Z.  bat  gewiss  Recht,  für  ihn  spricht  die  Eonsequenz  und  der  Satz,  dass 
„Wissen  —  müssenu  dem  Wissen  gleichsteht;  wer  das  Notorische  nicht 
weiss,  ist  in  culpa  lata.  So  Laurent  V,  315.  --  Das  Citat  in  Aubry 
et  Bau  leidet  an  einem  Druckfehler,  das  betr.  Erk.  steht  nicht  LXl, 
sondern  XLIf,  und  spricht  nicht  für,  sondern  gegen  ihn.  Das  Kassations- 
mittel bestand  darin,  dass  der  Appellrichter  nicht  neben  der  Notorietät 
auch  die  Kenntniss  Aller  von  den  Entmündigungsursacheu  konstatirt 
hnbe,  dieser  Angriff  wurde  zurückgewiesen,  weil  es  an  der  Notorietät 
genüge,  um  den  Art.  503  anzuwenden,  —  Nach  Sir.  LX1II.  I,  136  hat 
auch  das  türkische  Recht  den  Grandsatis  des  Art.  503  C.  N. 

7)  »Bezieht  sich  der  Art.  503  auf  alle  Akte?  Sir.  XLIII,  11,  394. 
XLV,  II,  277.  LH,  II,  6.  (Hier  eine  Anwendung  auf  die  Anerkennung 
eines  natürlichen  Kindes)  P.)  Vgl.  oben  Anm.  1. 

8)  Vgl.  Durant.  III,  782.  Sir.  XXXU,  II,  84.  P)  Diese  Analogie 
lässt  sich  schwer  rechtfertigen;  richtiger  sieht  man  hier  -  abgesehen 
von  Art.  504  —  das  allgemeine  Recht  für  massgebend  an ,  also  Art. 
1108  wegen  Mangel  der  Einwilligung  —  Laurent  V,  323,  der  aber 
mit  Unrecht  den  Art.  1304  hier  ausschliessen  will.  Doch  kann  es  zum 
Beweise  des  Willensmangels  genügen,  wenn  dargethan  wird,  dass  der 
Betreffende  vor  nnd  nach  dem  Rechtsgeschäfte  geisteskrank  war,  vorbe- 
haltlich des  Gegenbeweises  eines  dilucidum  intervallum.    Sir.  XXII,  I. 

Z*«h*rH,  Fnn».  Cirilneat    6.  A.ulL    I.  21 
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eines  Menschen  können  dessen  Rechtshandlungen  nicht  weiter 
aus  dem  Grunde  angefochten  werden,  dass  er  geisteskrank  ge- 
wesen sei,9)  ausgenommen,  wenn  noch  bei  dessen  Lebzeiten 
die  Entmündigung  betrieben  10)  oder  ausgesprochen  worden  ist, 
oder  wenn  der  Beweis  der  Geisteskrankheit  aus  dem  Inhalte 
des  Aktes  selbst  hervorgeht.  Art.  504.***)  Freigebige  Verfügun- 
gen sind  jedoch  unter  der  beschränkten  Vorschrift  des  Art* 
504  nicht  begriffen.11)    Art.  901. 


849.  XLII,  I,  937.    Jedenfalls"  genügt  die  Verb  eis  tan  dang  nicht  für  jene 
Analogie,  da  Art.  503  nur  von  der  Entmündigung  spricht. 

9)  „Ponr  cause  de  demence."  Unstreitig  begreift  dieser  Ausdruck 
anch  den  Fall  der  Baserei.  Auch  dürfte  der  Artikel  auf  den  Fall  des 
Blödsinns  auszudehnen  sein.  S.  jedoch  Durant.  a.  a.  0.  P.)  Lau- 
rent Y.  327  stimmt  mit  Z.  überein. 

10)  Jedoch  tritt  diese  Ausnahme  nicht  dann  ein.  wenn  das  Suchen 
der  Verwandten  etc.  abgewiesen  oder  das  Verfahren  tür  erloschen  erklärt 
worden  ist.  Tonil,  II,  1363.  Durant.  III,  786.  G.  de  pr.  Art.  399.  — 
Wie  aber  wenn  das  Verfahren  blos  nicht  fortgesetzt  worden  ist?  (Sana 
däclaration  de  peremtion.)  S.  Sir.  IX,  II,  221.  *Wenn  das  Verfahren 
durch  den  Tod  des  su  Interdicirenden  ßistirt  wurde,  so  hängt  die  Frage 
ob  dasselbe  noch  rechtzeitig  betrieben  war,  von  den  Umständen  ab.  D  e- 
mol.  VIII,  670.  PO  Vgl.  über  diese  Fragen  Laurent  V,  325. 

***)  P.)  Da  Art.  504  sich  auf  alle  Anfechtungen  wegen  Geisteskrank- 
heit —  oben  Anm.  9  —  bezieht,  also  auch  die  in  Anm.  8.  P)  von  Art. 
503  ausgenommenen  Fälle  umfasst  —  Laurent  V,  325  S.  390,  391  — 
so  derogirt  er  wesentlich  dem  allgemeinen  Principe,  dass  alle  Klagen 
auf  Erben  etc.  übergehen.  Ueber  die  Motive  dieser  Ausnahmebestim- 
mung vgl.  Laurent  V,  324.  Aubry  et  Bau  L  §.  127.  Anm.  12. 

Uebrigens  ist  Art.  504  auf  die  in  einer  Heilanstalt  befindlichen 
Geisteskranken  licht  anwendbar  sufolge  Art.  89  des  französ.  Ges.  v.  30. 
Juni  1838. 

Wenn  die  Entmündigung  noch  nicht  rechtskräftig  ausgesprochen, 
sondern  nur  betrieben  wurde  (provoqule),  muss  überdiess  der  Beweis 
der  Geisteskrankheit  —  oben  Anm.  7  —  geführt  werden.  Laurent  V.  326. 

11)  Vgl.  Discuss.  ad  art.  504.  901.  D'Aguesseau  playd.  39.  Gre- 
nier  des  donat.  I,  284.  Durant.  III,  787.  VIII,  156.  ToulL  II,  1363. 
V,  67.  Favard  m.  testament.  Merlin  m.  testam.  Sect.  I,  §.  1.  Art. 
1.  Auch  der  Gerichtsgebrauch  hat  sich  für  diese  Meinung  entschieden. 
8.  s.  B.  Sir.  X,  II,  23.  XI,  II,  70.  XIII,  I,  393.  II,  43.  XXIL  I,  349. 
XXVIII,  I,  187.  -  S.  jedoch  Malev.  und  Delvinc.  ad.  Art.  901.  — 
♦Diese  Frage  ist  nicht  mehr  bestritten.  P.)  Die  Ansicht  von  Z.  ist  allge- 
mein angenommen.  Demol.  VIII,  674.  Laurent  V,  328. 
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Zweite  Unteiabtheilung. 
Von  der  Pflegschaft. 


§.  128. 

Von  der  Pflegschaft  im  Allgemeinen. 

Nach  der  Verschiedenheit  der  Fälle  werden  die  Pfleger 
entweder  von  dem  Familienrathe  oder  von  dem  Gerichte  er- 
nannt. Eine  cura  legitima  oder  eine  cura  testamentaria  kommt 
in  den  Gesetzen  nicht  vor.*)  S.  jedoch  §.  129.  und  Art.  1055. 
—  Ein  Gegenpfleger  (ein  subrogä  curateur)  wird  dem  Pfle- 
ger nicht  bestellt.  Wenn  zwischen  dem  Pfleger  und  seinem 
Pflegbefohlenen  ein  Rechtsstreit  entsteht  oder  wenn  zwischen 
beiden  ein  Rechtsgeschäft  abzuschliessen  ist,  zu  welchem  der 
Pflegbefohlene  des  Beitritts  eines  Pflegers  bedarf,  so  ist  jenem 
entweder  ein  anderer  Pfleger  oder  ein  curator  ad  hoc  zu  er- 
nennen. *)  —  Die,  welche  unfähig  oder  unwürdig  sind,  eine 
Vormundschaft  zu  verwalten,  sind  eben  so  wenig  zu  Pflegern 
zn  ernennen.  Arg.  Art.  28.  34.  42.  des  C.  p.  —  Die  Pfleg- 
schaft ist  allerdings  eben  so,  wie  die  Vormundschaft,  als  ein 
öffentlicher  Dienst  zu  betrachten.  Jedoch  sind  die  Gründe, 
aus  welchen  Einer  den  Dienst  von  sich  ablehnen  oder  ihn 
niederlegen  kann,  in  das  Ermessen  derer  gestellt,  welche  den 
Pfleger  zu  ernennen  berechtiget  sind.2)  —  Die  Pflichten  und 
Rechte**)  eines  Pflegers  sind,  wenn  und  in  wie  fern  sie  von 
den  Gesetzen  nicht  durch  besondere  Vorschriften  (unmittelbar 


*)  P)  Laurent,  V,  208,  210. 

1)  Lassaulx  IT,  469. 

2)  Der  C.  c.  enthält  nirgends  allgemeine  Grundsätze  über  die  Pfleg* 
schaft.  —  Man  kann  die  excusationes  a  tntela  nicht  unbedingt  auf  die 
Pflegschaft  übertragen.  Aber  in  berücksichtigen  sind  sie  auch  bei 
dieser.    *Marcade*  Art.  481  n.  I.    P.)  Laurent  V,  211. 

"*)  P.)  Was  unten  §.  180  am  Schlüsse  von  dem  Pfleger  des  Eman- 
cipirten  gesagt  ist,  gilt  swar  nicht  von  den  Pflegern,  über  welche  M* 
185,  136  handeln  —  s.  jedoch  Anm.  6  zu  §.  185  —  wohl  aber  von  den 
Beistanden  im  Sinne  von  §§.  138,  139;  auch  letztere  haben  nicht,  wie  der 
Vormund  thut,  zu  reprasentiren,  sondern  sie  assistiren  nur. 
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oder  mittelbar)  bestimmt  werden,  aus  dem  Zwecke  abzuleiten 
zu  welchem  eine  jede  einzelne  Art  der  Pflegschaft  von  den 
Gesetzen  verordnet  worden  ist.  Wenn  der  Pfleger  gegen  die 
ihm  obliegenden  Pflichten  handelt,  so  ist  seine  Verantwortlich- 
keit nach  dem  gemeinen  Rechte,  also  wie  die  eines  Bevoll- 
mächtigten, zu  beurtheilen. 3)  Art.  1992.  —  Die  Pflegschaft 
hört  auf;  1)  sobald  der  Grund  wegfällt,  aus  welchem  der 
Pfleger  bestellt  worden  ist ;  2)  in  denselben  Fällen,  in  welchen 
die  Vormundschaft  sich  endiget,  (z.  B.  mit  dem  Tode  des  Pfle- 
gers,) in  so  fern  diese  Fälle,  wegen  der  zwischen  der  Vormund- 
schaft und  der  Pflegschaft  eintretenden  wesentlichen  Verschie- 
denheiten, auch  auf  die  Pflegschaft  anwendbar  sind. 

I.   Von  den  Pflegern  der  emancipirten  Minder- 
jährigen. 

§.  129. 

Von  der  Uebertragung  dieser  Pflegschaft. 

Minderjährige,  welche  (ausdrücklich  oder  stillschweigend)  *) 
emancipirt  worden  sind,  werden  von  den  Gesetzen  den  Voll- 
jährigen nicht  schlechthin  sondern  nur  in  gewissen  Beziehun- 
gen gleichgestellt.  In  andern  Beziehungen  bedürfen  sie  bei 
ihren  Rechtshandlungen  des  Beitrittes  eines  Pflegers.  —  Die- 
sen Pfleger  ernennt  der  Familie nrath.2)  Arg.  Art  480. 
Es  ist  also  der  Vater  oder  die  Mutter  nicht  berechtiget,  dem 
Kinde,  wenn  sie  es  emancipiren,  oder  bei  ihrem  Ableben,  ei- 
nen Pfleger  zu  ernenneu. 8)  Eben  so  wenig  sind  gewisse  Per- 
sonen schon  von  den  Gesetzen  zu  dieser  Pflegschaft  berufen.*) 

8)  Durant.  III,  680. 

1)  Art.  484  f.  gilt  auch  von  den  durch  Heirath  Emancipirten.  Lo- 
cre* V,  293.   Sir.  XXI,  I,  188.    Zum  Theil  a.  M.  ist  Magnin  I,  789f. 

2)  Der  Satz  folgt  aus  dem  Art.  480  nur  schlussweise.  Der  Art., 
der  nur  von  dem  Pfleger  handelt,  welcher  dem  Emancipirten  zur  Ab- 
nahme der  Schiassrechnung  (ad  hoc)  bestellt  wird,  ist  eine  Anwen- 
dung des  im  Paragraphen  aufgestellten  Satzes.  —  D  elvi  nc.  I.  p.  307. 
PO  Locre  VII,  8.  227,  228.  Aubry  et  Kau  I,  §.  131  nt  1.  Lau- 
rent V,  208,  210. 

3)  Locre  ad  Art.  480.  Sir.  XIV,  II,  394.  XXI,  IL  322.  S.  Anui.  5 
zu  §.  138. 

*)  P.)  Nach  §.  5  Abs.  3  v.  15.  Pluviose  XIII  ist  der  Verwalter  des 
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Jedoch  wird  von  mehreren  Rechtsgelehrten  angenommen,  1) 
dass  der  Ehemann  schon  von  Rechtswegen  der  Pfleger  seiner 
minderjährigen  Ehefrau  sei.4)  Arg.  Art  2208. und  dass  ebenso 
2)  den  Eltern  oder  wenigstens  dem  Vater  die  Pflegschaft  über 
ihre  emancipirten  minderjährigen  Kinder  zustehe. 5)  Uebrigens 
verpflichtet  der  C  c.  Niemanden  namentlich  den,  FR.  zur  Er- 
nennung dieses  Pflegers  zusammenberufen  zu  lassen,  da  ohne- 
hin bald  der  Emancipirte  selbst,  (vgl.  Art  480.)  bald  andere 
Personen  ein  dringendes  Interesse  haben,  diese  Ernennung  zu 
betreiben. 8) 

§.  130. 

Von  den  Rechtshandlangen  eines  Emancipirten  —  im  Allgemeinen. 

Der  Minderjährige,  welcher  unter  der  väterlichen  oder 
vormundschaftlichen  Gewalt  steht,  wird  in  Beziehung  auf  alle 
und  jede  Rechtshandlungen  (s.  jedoch  §.  114.)  von  dem  Vater 


Hospitals,  in  welchem   der   vom  Vorstände  emancipirte  Minderjährige 
sich  befindet,  dessen  Curator. 

4)  Man  kann  diese  Meinung  die  Renten tia  communis  nennen.  Siehe 
Annalen  der  bad.  Ger'  VIf  S  36.  XXXIV,  S.  169.  Pigeau  I,  p.  86,11, 
472.  Durant.  II,  505.  III,  678.  Vazeille  tr.  du  mariage  II,  349. 
Demol.  VIII,  2&3.  Sir.  XIII,  II,  1.  *XL,  I,  450.  P.)  Als  sententia 
recepta  nachgewiesen  Dalloz:  unter  Minorite*  792,  und  anerkannt  von 
Laurent  V,  209,  welcher  sie  übrigens  mit  scharfsinnigen,  aber  nicht 
zureichenden  Gründen  bekämpft. 

5)  Bloechel  ß.  72.  Lassaulx  II,  400.  Durant.  III,  678.  Del- 
vinc.  I,  p.  314.  (Dieser  Schriftsteller  nimmt  sogar  an,  dass  die  cura 
minorum  in  denselben  Fällen,  wie  die  tutela,  eine  legitima  sei.)  Vgl. 
die  Di8cuss.  und  die  Obss.  du  tribunat  ad  Art.  480.  —  #Die  cura  legi- 
tima der  Eltern  oder  des  Vaters  kann  sich  auf  keine  gesetzliche  Bestim- 
mung stützen,  der  Art.  480  steht  ihr  vielmehr  entgegen.  Sie  wird  da- 
her von  den  Neuern  mit  Recht  verworfen.  Demol.  VIII,  242.  Du 
Caurroy  I,  687.  Valette  s.  Proudhon  JI,  p.  440.  Nach  Marcade* 
Art.  480  n.  II,  soll  den  Eltern  Je  cura  legitima  dann  zustehen,  wenn 
die  Emancipation  während  der  Dauer  der  Ehe  vorgenommen  wird;  nicht 
dagegen,  wenn  nach  Auflösung  der  Ehe.  Diese  Unterscheidung  ruht  auf 
keinem  haltbaren  Grund,  denn  in  beiden  Fällen  ist  die  Emancipation 
ein  Ausfluss  der  elterlichen  Gewalt.  P.)  Gegen  Marcade*  ist  auch  Lau- 
rent V,  210  Abs.  2. 

6)  *E8  werden  zur  Berufung  des  FB.  dieselben  Personen  berechtigt 
sein,  wie  bei  der  Ernennung  des  Vormunds.  Demol.  VIII,  246.  P.)Der 
K.H.  in  Sir.  L,  I,  299  hält  den  Sitz  der  Vormundschaft  auch  für  den 
Ort  der  Zusammenberufung  des  FB.  zur  Ernennung  des  Kurators.  Lau- 

ent  V,  210  Abs.  3  hält  mit  Becht  das  Domicil  des  Emancipirten  für 
rassgebend.     A.  M.  Sir.  LXV,  II,  13. 
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öder  dem  Vormunde  vertreten;  und,  wenn  ihm  schon  die  Ge- 
setze nicht  schlechthin  das  Recht  versagen,  Verbindlichkeiten 
tmzugekn  oder  Hechte  za  erwerben,  so  hat  er  doch  in  der  Re- 
gel wegen  aller  seiner  Rechtshandlangen  die  Wiedereinsetzung 
in  den  vorigen  Stand.  Dagegen  ist  der  emancipirte  Minder- 
jährige beziehungsweise  sein  eigener  Herr  (sui  juris)  und  be- 
äehungsweise  nicht. ')  Es  gibt  1)  gewisse  Rechtshandlungen, 
die  er  allein  vorzunehmen  berechtiget  ist;  es  gibt  2)  andere 
Rechtshandlungen,  welche  er  entweder  nur  mit  Beitritt  seines 
Pflegers  oder  noch  überdiess  nur  ermächtiget  von  dem  Fami- 
lienrathe  vornehmen  kann.  Endlich  3)  gibt  es  gewisse  Rechts- 
handlungen für  welche  besondere  gesetzliche  Vorschriften  be- 
stehn.  Dahin  gehören:  Freigebige  Verfügungen,  Art  903.904. 
vgl.  Art.  1309.  1398.  die  Abschliessung  einer  Ehe,1)  vgl.  §. 
467.  Handelsgeschäfte,8)  C.  N.  Art  487  1308.  C.  de  c.  Art 
2.  3.  632  f.  —  Auch  in  den  Fällen,  aber,  in  welchen  der 
Emancipirte  nicht  sein  eigener  Herr  ist,  handelt  doch  nicht 
der  Pfleger  statt  seiner,*)  sondern  er  selbst,  wenn  auch  mit 
Beitritt  seines  Pflegers.  Daher  kann  z.  B.  nicht  der  Pfleger 
allem  in  den  Rechtssachen  eines  Emancipirten  vorgeladen 
werden. 4) 


1)  Vgl.  über  diese  Lehre  überhaupt:  Tonil.  II,  1296 ff.  Durant. 
III,  666  f.  *Demol.  VIII,  260.ff.  P.)  Laurent,  V,  212. 

2)  P.)  Der  emancipirte  Minderjährige  kann  weder  adoptiren  noch 
adootirt  werden.  Art.  343,  346.  Laurent  V,  212  tadelt  hier  Demo- 
lomoe's  Leichtfertigkeit,  welcher  lehren  soll,  emancipirte  Kinder  könnten 
vor  21  Jahren  mit  Genehmigung  der  Eltern  adoptirt   werden;  in   Ver- 

fleich  mit  Demolombe  VI,  31,  33-4.  6d.  —  und  VIII,  263  —  4. 
Ä.#  —  hat  dieser  Tadel  keine  Berechtigung  mehr  ausser  dass  im  Som- 
maire  zu  letzterer  Stelle  die  Adoption  genannt  ist. 

3)  Toullier  II,  1299.  Durant.  III,  699.  P.)  Pardessus  C.  de 
droit  comm.  No.  57 u. f.    Demolombe  VIIL  339 u.  f. 

*)  P.)  Vgl.  oben  Anm.  **  zu  §.  128. 

4)  Sir.  X.  I,  40.  P.)  Der  Kurator  kann  auch  nicht  den  Emancipir- 
ten zu  einem  Akte  zwingen.  Demolombe  VIII,  315,  316.  Laurent 
V,  228.  Abs.  2.  Ueber  ein  Oppositionsrecht,  das  der  Kurator  für  sich 
allein  hat,  Tgl.  Art.  175. 
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§.  131. 

Von  den  Rechtshandlungen,  welche  der  Emancipirte  allein  vornehmen  kann. 

Der  Emancipirte  kann  1)  über  seine   Person  verfugen, 
z.  B.  sich  vermiethen,  in  Kriegsdienste  treten.  *)  Arg.  Art.  374. 

—  Er  kann  2)  alle  die  Handlungen  vornehmen,  welche  blos 
die  Verwaltung  seines  Vermögens  betreffen.  Er  kann  also 
z.  B.  seine  Einkünfte31')  beziehn  und  darüber  quittiren,  die  ihm 
gehörenden  Fahrnisstücke  veräussern,*)  seine  Liegenschaften 

—  jedoch  höchstens  nur  auf  9  Jahre8)  —  in  Bestand  geben, 
bewegliches  und  unbewegliches  Gut  erwerben. 4)  Art.  481.  484. 
§.  1.  Ueber  die  Angelegenheiten  dieser  Art  kann  er  auch  ei- 
nen Vergleich  abschliessen  —  arg.  Art  2045  oder  ein  Kom- 
promiß errichten;  ausgenommen,  wenn  der  Streit  eine  Liegen- 
schaft betrifft,  welche  der  Emancipirte  erworben  hat6)  Arg. 
G.  de  pr.  Art  1003.  —  Er  kann  3)  eine  Mobiliarklage  an- 
stellen und  sich  gegen  eine  wider  ihn  angestellte  Mobiliarklage 
vertheidigen,  ausgenommen,  wenn  die  Klage  ein  Kapital  be- 
trifft, das  der  Minderjährige  ausstehn  hat6)  Arg.   Art.   482. 


1)  S.  jedoch  loi  v.  21.  Mars  1832.  Art.  19.  32.  P.)  Vgl.  darüber 
Demolombe  VIII,  264,  265.  Anbrj  et  Bau  I,  §.  130  nt  2,  3.  — 
Wegen  des  Domicils  s.  nnten  §•  143  Anm.  **. 

*)  P.)  Aber  nur  die  verfallenen  oder  falligen  1  Demolombe  VII, 
273.  Laurent  V,  215  Abs.  2. 

-  2)  Dnrant.  des  contrats.  I,  201.  P.)  Diese  Frage  ist  sehr  bestrit- 
ten. Laurent  V,  218  kommt  eigentlichen  keiner  bestimmten  Ansicht. 
Aubry  et  Ran  I  g.  122  nt.  3  vertheidigen  mit  Becht  die  Ansicht  von 
Zachanfi.  Wegen  unkörperlichen  Mobilien  s.  Anm.  7  in  §.  132. 

3)  Die  Abschliessung  eines  Bestandvertrages  auf  längere  Zeit  wird 
von  den  Gesetzen  überhaupt  nicht  zu  den  actes  de  pure  administration 
gerechnet.  —  Der  Art.  1430.  wird  auch  auf  den  vorliegenden  Fall  an- 
wendbar sein.  Arg.  Art.  1718.  Sir.  XXII.  II.  138.  Laurent  V,  215. 

4)  Sir.  XXVI,  II.  212.  XXXIII,  1,687.  P.)  LVII,  I,  729.  Laurent 
V,  717.  *S.  jed.  was  die  Erwerbung  von  Liegenschaften  betrifft,  Coul- 
lonf  Quest.  HI,  p.  543.  Troplong  I,  167.  P.)  Dalloz  unter  Tutelle 
8.  781.  Ob  auf  Kredit?  Art.  483  obstat!  S.  P.)  Laurent  V,  217,  232. 

5)  Dnrant.  in,  668.  P.)  Locre\  XV.  S.  417.  Wenn  Aubry  et 
Bau  I,  §.  132.  nt.  11  glauben,  Z.  gebe  im  Allgemeinen  den  Emancipir* 
ten  das  Becht  zu  Vergleichen  und  Kompromissen,  so  ist  dies  ein  offen- 
bares Missverstandniss;  der  Text  sagt  „Ueber  Angelegenheiten  dieser 
Artu  *Demol.  VIII,  282.  AM.  ist,  was  Kompromisse  betrifft,  Toull. 
II,  1298,  und  für  den  Vergleich  Marcade'  Art.  484  n.  I. 

6)  Bloechel  §.  74.    Durant.  III,   669.    Del v ine.  ad  Art.  488. 
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—  4)  Selbst  ein  Unterpfandsrecht  kann  er  an  seinen  Liegen- 
schaften bestellen,  vorausgesetzt,  dass  er  die  Schuld,  wegen 
welcher  er  das  Unterpfand  bestellt,  auf  eine  zu  Recht  be- 
ständige Weise  gemacht  hat. 7) 

Wenn  jedoch  der  Emancipirte,  als  Verwalter  seines  Ver- 
mögens, übel  gehausst  hat,  so  können  die  von  ihm  gemachten 
Schulden,  welche  Maas  und  Ziel  überschreiten,  nach  Befinden, 
(mit  Rücksicht  auf  die  Vermögensumstände  des  Emancipirten, 
die  Redlichkeit  oder  Unredlichkeit  der  andern  Partei,  den 
Grund  und  Zweck  der  Schulden,)  ermässiget  und  selbst  für 
nichtig  erklärt  werden.  Art  484.  8) 

9.  132. 

Von  den  Rechtshandlungen,  welche  der  Emancipirte  nur  mit  Beitritt 
seines  Pflegers  vornehmen  kann. 

In  folgenden  Fällen  bedarf  einerseits  der  Emancipirte  des 
Beitrittes  eines  Pflegers  i )  und  ist  andrerseits  der  Beitritt  des 


S.  jedoch  Maleville  ad  Art.  484,  und  Marcade*  Art.  481  n.  II,  P.) 
und  L  a  ü  r  e  n  t  V,  220.  Aus  Art.  482  folgt  lediglich,  dass  der  ver artheilte 
Schuldner  an  den  Emancipirten  nur  anter  Assistenz  des  Kurators  zahlen 
darf,  sofern  nicht  Beide  ein  Mandat  ertheilen;  also  nur  mit  einem  sol- 
chen Mandat  darf  der  Huissier,  welchem  die  Insinuation  eines  Zahlbefehls 
anvertraut  ist   das  Geld  erheben.    Vgl.  Aubry  et  Rau  I.  %.  133  nt.  6. 

7)  Accessorium  sequitur  suuui  principale.  Locre"  ad  Art.  484. 
Tonil.  II,  1298.  Durant.  III,  673.  Favard  m.  <§mancip.  §.  II.  n.  4. 
A.M.  sind:  Lassaulx  II,  471.  Proudhon  II,  p. 259.  Coulon,  Qaest. 
I,  dial  8.  *Demolombe  VIII,  290.  Marcade  Art.  484  n.  I.  Mag- 
nin  II,  1270.  *Die  zweite  Meinung  ist  besser  begründet.  Der  Minder- 
jährige, auch  der  emancipirte,  hat  nicht  die  Fähigkeit,  Immobilien  in 
veräussern,  darum  kann  er  auch  keine  Hypothek  bestellen.  Art.  2124. 
P.)  Laurent,  V,  233. 

8)  Vgl.  Discuss.  ad  h.  Art.  und  Durant.  des  contrats.  I,  200.  P.) 
Laurent  V,  222,  241  Abs.  2.  Das  Recht  auf  die  Reduktion  anzutragen, 
kann  agendo  et  excipieudo  von  dem  Emancipirten  selbst  ausgeübt  wer* 
den.  Ob  von  Anderen?  Dies  verneint  Laurent  an  der  letzteren  Stelle; 
die  Jarispradenz  gewährt  es  mit  Recht  auch  den  Eltern  und  dem  FR. 
Dali  oz  anter  Minorite  No.  847.  —  Mit  Recht  hat  Z  keinen  unterschied 
gemacht  zwischen  den  einzelnen  Arten  der  Schulden.  Dalloz  et  Verge 
nt.  1-31  zu  Art.  484. 

1)  'Verweigert  der  Kurator  den  Beitritt,  so  kann  der  Emancipirte 
sich  an  den  FR.  wenden  Demol.  VIII,  514.  P.)  Laurent  V,  228  setit 
dieser  communis  opinio  erhebliche  Zweifel  entgegen  und  meint  mit  Recht, 
nur  die  Hilfe  der  Gerichte  und  die  Ernennung  eines  Kurator  ad  hoc  sei 
zulässig.    S.  Anm.  1  zu  g,  137. 
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Pflegers  zur  Giltigkeit  der  Handlung  hinreichend:  1)  Wenn 
der  Emancipirte  dem  gewesenen  Vormunde  die  Rechnung  ab- 
nehmen, 2)  Art.  480.  oder  2)  eine  Liegenschaft  auf  eine  län- 
gere Zeit,  als  auf  9  Jahre,  in  Bestand  geben,  Arg.  Art  481. 9) 
oder  3)  eine  Immobiliarklage ,  oder  eine  seinen  Stand  betref- 
fende4) Klage  anstellen  oder  sich  gegen  eine  Klage  dieser 
Art  vertheidigen , 6)  Art.  482.  und  arg.  Art.  482.  oder  4)  ein 
Mobiliarkapital6)  erheben  und  darüber  quittiren,  Art  482. 
oder  das  Kapital  cediren , 7)  oder  5)  Staatsrenten  bis  zu  und 


2)  Die  Rechnung  kann  auch  aussergerichtlich  abgenommen 
werden.  Arg.Art.482.  Dnrant.III,  610.  Magnin  1,758.  Sir.XXXVH, 
I,  977.  XLIV,  II,  577.  -  S,  jedoch  Tonil.  II,  1250.  Sir.  XXV,  II,  93. 
•XXXVIII,  II,  423.    Vgl.  oben  §.  122  nt.  4. 

3)  Tonil.  II,  1296. 

4)  Per  argumentum  a  minori  ad  majus.  S  i  r.  VIII,  II,  43.  S.  jed. 
(fber  die  dem  an  de  en  Separation  de  corps).  Vazeille,  du  manage.  II, 
350.  P.)  Die  Einen  wollen  den  Emancipirten  allein,  die  Andern  mit  sei- 
nem Knrator,  die  Dritten  überdies  nur  mit  Genehmigung  des  FR.  für 
legitimirt  ansehen.  Dalloz  unter  Separation  de  corps  No.  225,  unter 
Mariage  No.  457,  unter  Minorite*  No.  828.  Die  Ansicht  von  Z.  ist  die 
richtige.    Laurent  V,  227,  S.  261. 

5)  Ist  also  der  Emancipirte  allein  von  dem  Kläger  vorgeladen 
worden,  so  kann  er  nicht  auf  Ausbleiben  vprurtheilt  werden.  Merlin 
m.  curateur.  §.1  n.  8  m.  Appel.  Sect.  I.  §.  5  n.  9.  -  #Der  Kurator 
kann  selbständig  Opposition  gegen  ein  Kontnmazialurtheil  einlegen, 
was  gegen  ihn  nnd  den  Minderjährigen  erlassen  ist.  Demol.  VIII,  316. 
P)  Was  von  der  Klage  und  Vertheidigung  gilt,  will  Laurent  V,  227 
8.  260  auf  das  acquiesceraent  anwenden ;  aber  dies  ist  ein  Akt  der  Ver- 
änderung, wozu  es  nach  Art.  484  mit  Art.  458  der  gerichtliehen  Ge- 
nehmigung bedarf.    S.  unten  §.  133  No.  5. 

6)  Capital  mobilier.  —  Als  der  Art.  4*2  dekretirt  wurde,  war 
der  Art.  529  noch  nicht  dekretirt.  Daher  der  Beisatz  mobilier.  Siehe 
jedoch  Dur  an  t.  III,  685.  Aber  auch  nach  dem  heutigen  Rechte  kann  * 
man  gewisse  Kapitalien  (die  Staatsrenten  etc.)  iramobiliarisiren.  Diese 
stehen  dann  unter  der  Vorschrift  des  Art.  484.  —  Die  Vorschrift  des 
Art.  482  wird  auch  auf  die  Kapitalien  anwendbar  sein,  die  von  den  Er- 
sparnissen des  Mündels  herrühren.  Proudhon  II,  p.  258.  *Demol. 
VIII,  299.  Marcade*  Art.  482  n.  I.  Der  Art.  482  macht  keine  Unter- 
scheidung. A.  M.  ist  Locre"  ad  Art.  481.  — -  Der  Vormund  hat  ungleich 
darauf  zu  sehen,  dass  das  Kapital  gehörig  angelegt  werde.  Art.  482. 
Vgl.  Maleville  ad  h.  Art.  Toullier  II,  1297.  P.)  Vgl.  über  die  • 
Fragen  Laurent  V,  224.  Wenn  der  Kurator  seine  Ueberwachangspflicht 
versäumt,  so  macht  ihn  dies  gegen  den  Emancipirten  verantwortlich, 
Bchadet  aber  nicht  dem  Dritten  —  Art.  1239  —  abgesehen  vom  Falle 
doloser  Kollusion  des  Dritten  und  des  Kurators.  —  *üeber  den  Fall, 
wenn  das  Kapital  einen  Theil  einer  dem  Minderjährigen  angefallenen 
Erbschaft  ausmacht,  s.  Sir.  XLV7I,  II,  363. 

7)  Durant.  tr.  des  contratsl,  199.  *Sir.  XL,  I,  449.  P.)  Ist  kon- 
trovers!   Laurent  V,  218.  S.  249.  250.    Warum  soll  der  Emancipirte 
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mit  dem  Betrage  von  50  Fr.  veräussern,*)  loi  v.  24.  März 
1806.  oder  6)  eine  Schenkung  annehmen,*)  Art.  935.  vgl  Art 
463.  oder  7)  eine  Theilungsklage  •)  oder,  (anlangend  eine 
minderjährige  Ehefrau,)  eine  Klage  auf  Gütersonderong  an- 
stellen will.*0)  Art  840.  muTarg.  h.  Art. 

§.  133. 

Von  den  Rechtshandlungen,  zu  welchen  der  Emancipirte  noch  überdies**) 
einer  Ermächtigung  von  dem  FB.  bedarf. 

Zu  diesen  Rechtshandlungen  gehört:  1)  die  Aufnahme  ei- 
nes Darlehns; l)  Art  483,  vgl  Art  457.  2)  die  Veräusserung 


hier  beschrankter  sein ,  als  nach  Anm.  2  zu  §.  131  beim  Verkaufe  kör- 
perlicher Mobilien?  Kann  er  Wertpapiere  au  porteur  veräussern  — 
abgesehen  von  No.  5  des  Textes  —  oder  ist  dies  eine  verbotene  Cession  ? 
Wozu  wäre  dann  jenes  Specialgesetz  nöthig?  Meines  Erachten«  kann 
der  Emancipirte  allein  die  körperlichen  und  unkörperlichen  Fahrnisse 
veräussern  —  salvo  juris  reductionis  nach  Art.  484  Abs.  2. 

8)  Die  Vorschrift  dürfte  auch  auf  rentes  sur  particuliers  anwendbar 
sein.  Durant  III,  688.  *A.  M.  Demol.  VIII,  310.  Sir.  XL,  I,  449. 
P.)  Siehe  die  vorhergehende  Anm.  —  Ueber  Bankaktien  s.  das  Dekret 
v.  25.  Sept.  1813.  Art.  2. 

*)  P.)  S.  jedoch  Art.  935  Abs.  3. 

9)  Jedoch  ist  es  nach  der  Fassung  des  Art.  480  jct.  Art.  482  zwei- 
felhaft, ob  die  Klage  nicht  dann  ohne  Beitritt  des  Pflegers  angestellt 
werden  könne ,  wenn  die  Erbschaft  nur  in  beweglichen  Gütern  besteht. 
S.  Durant.  VII,  105  Chabot  ad  Art.  817.  P.)  Dieser  Zweifel  ist 
Angesichts  der  Art.  838,  840,  1476,  1872  unbegründet.  Die  Ansicht,  daas 
es  auch  noch  der  gerichtlichen  Bestätigung  bedürfe  ist  aufgegeben. 
Dalloa  unter  Minorite*  No.  825.    Laurent,  V,  226. 

10)  Durant.  III,  691.  Vazeille  tr.  du  mariage  II,  350.  P.)  Dal- 
los  unter  Minorite*  No.  829.  Laurent  V,  227  S.  262.  *DemoI.  Vm, 
308.  Darin,  daas  die  Frau  die  Erlaubniss  bei  dem  Gerichtspräsidenten 
nachsuchen  muss,  liegt  eine  weitere  Garantie. 

*)  P.)  Zachariä  deutet  durch  „überdies"  an,  daas  auch  die  Mit- 
wirkung des  Kurators  nöthig  sei.  And.  Mein,  sind  Laurent  V,  230, 
Aubry  et  Bau  I.  §.  134  Anm.  9  wohl  mit  Recht,  da  der  Staatsrath 
die  vom  Tribunate  in  Art.  484  aufgenommenen  Worte  „sous  raseistanoe 
du  curatcur"  gestrichen  hat  und  der  Emancipirte  auch  ohne  diese  ge- 
nugsam geschützt  ist. 

1)  Toni  Her  II,  1296.  P.)  Dass  auch  der  Abs.  2  von  Art.  467 
anwendbar  ist,  anerkennt  jetzt  auoh  Aubry  et  Bau  I.  §.  184  nt.  1. 
Ebenso  Demol.  VIII,  324.    Laurent  V,  232. 

P.)  Wegen  Ankäufen  auf  Kredits.  Anm.  4  au  §.  131.  Das  Verbot  er- 
streckt sich  auch  auf  Verbürgung  und  Uebernahme  der  Solidarverbind- 
liehkeit.  Laurent  V,  S. 268.  Die  mit  dem  ungiltigen Darlehnsvertnge 
verbundene  Sicherheitsleistung  in  Form  der  Cession  einer  Forderung  ist 
ebenfalls  ungiltig.    Puchelt,  ZeitBchr.  IV,  S.  636. 
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einer  Liegenschaft,  sollte  auch  die  Liegenschaft  mit  den  Er- 
sparnissen des  Emancipirten  angeschafft  worden  sein;**)  Art. 
484.  vgl.  Art.  457.  458.  3)  Die  Annahme  oder  die  Ausschlag- 
ung einer  Erbschaft,  arg.  Art.  484.  jct.  Art.  461.  467.  4)  die 
Abschliessung  eines  Vergleiches, 2)  arg.  Art.  484.  jct.  Art.  467. 

5)  der  Fall,  da  sich  der  Emancipirte  bei  einer  gegen  ihn  er- 
hobenen Immobiliar-  (oder  Standes-)  Klage  ausdrücklich  oder 
stillschweigend  beruhigen  will,3)  arg.  Art  484.  jct.  Art.  464. 

6)  die  Veräusserung  von  Staatsrenten,  die  über  50  Fr.  betra- 
gen. Loi  y.  24.  März  1806.  Art.  3.***)  In  allen  diesen  Fällen 
sind  noch  überdiess,  (z.  B.  in  Beziehung  auf  die  für  den  Be- 
schluss  des  FR.  zu  erwirkende  gerichtliche  Bestätigung,)  die- 
selben Förmlichkeiten  zu  beobachten,  welche  von  dem  Vor- 
munde in  den  gleichen  Fällen  zu  beobachten  sind.4)  Jedoch 
wird  der  FB.  in  allen  diesen  Fällen  zugleich  auf  die  Pläne 
und  Ansichten  des  Emancipirten  eine  billige  Rücksicht  zu  neh- 
men haben. 5)  Auf  der  andern  Seite  ist  dem  Emancipirten  die 
Beobachtung  aller  dieser  Förmlichkeiten  in  denselben  Fällen 
erlassen,  in  welchen  sie  dem  Vormunde  erlassen  ist.  —  Vgl. 
übrigens  zn  §.  130  bis  133.  die  Lehre  von  der  Wiederein- 
setzung in  den  vorigen  Stand.  (§.  332  ff.) 

§.  134. 

Wie  diese  Pflegschaft  aufhört. 

Die  Pflegschaft  über  emancipirte  Minderjährige  hört  auf: 
1)  mit  dem   Tode   und   2)   mit  der  Volljährigkeit  des 

**)  P.)  Demol.  VIII,  325. 

2)  Ein  Koro  pro mise  kann  der  Emancipirte,  ausgenommen  in  den 
§.  131  n.  2  a.  Fällen,  überall  nicht  errichten.  G.  de  pr.  Art.  1004  jct. 
Art.  83. 

3)  Dar  an  t.  III,  690.  8.  oben  §.  132  nt.  ö.  *A.  M.  Demol.  VIII, 
307.    Sir.  XXXII,  I,  598 

***)  P.)  Wegen  Aktien  der  Bank  von  Frankreich  s.  nt.  8  zn§.132. 

4)  Locre  ad  Art.  484.  —  Da  es  die  Gesetze  in  mehreren  Fällen 
zweifelhaft  lassen,  ob  eine  Handlang  anter  die  Kegel  des  §.  132  oder 
unter  die  des  §.  133  gehöre,  so  wird  es  immer  rathsam  sein,  eher  zu 
viel,  als  zu  wenig  zu  thon. 

5)  Tonil.  II,  1298.  Damm  legt  der  Art.  483  nicht  eben  so,  wie 
der  Art  457  §.  2,  dem  FB.  die  Verbindlichkeit  auf,  seine  Einwilligang 
nur  in  Noth fallen  oder  wegen  eines  augenscheinlichen  Vortheiles 
zn  erthcile».    *A.  M.  Demol.  VIIJ,  322.    P.)  8.  oben  Anm.  1. 
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Pflegbefohlenen;  endlich  3)  wenn  die  Emancipation  widerru- 
fen wird.  —  Wenn  nämlich,  anlangend  den  letzteren  Fall, 
die  von  dem  Emancipirten  gemachten  Schulden,  zu  Folge  der 
Vorschrift  des  Art.  484.  (vgl.  §.  131.),  ermässiget  oder  für 
nichtig  erklärt  worden  sind,1)  oder  wenn  überhaupt  der  Eraan- 
cipirte  übel  gehausst  hat,2)  so  kann  die  Rechtswohlthat  der 
Emancipation,  jedoch  nur  mit  Beobachtung  derselben  Förm- 
lichkeiten, welche  bei  der  Ertheilung  dieser  Rechtswohlthat  zu 
beobachten  sind,8)  wieder  zurückgenommen  werden.  Art  485. 
Der  Minderjährige  tritt  alsdann  von  dem  Tage  an,  an  welchem 
die  Emancipation  widerrufen  worden  ist,  unter  die  vonnund- 
schaftliche*)  Gewalt  zurück,  und  zwar  unter  die  Gewalt  des 
gesetzlichen  Vormundes  und  in  dessen  Ermangelung,  unter  die 
Gewalt  eines  ihm  von  dem  FR  zu  ernennenden  Vormundes,4) 


1)  P.)  Art.  484  sagt  nur  „suivant  les  m&nes  forme»,"  doch  ist  da- 
raus auch  die  Legitimation  zum  Widerrufe  zu  entnehmen,  welche  jedoch 
nach  dem  Tode  der  Ehern  von  der  communis  opinio  dem  FR.  einge- 
räumt wird.  Duranton  111,  675.  Laurent  V,  241.  --  Wegen  der  Be- 
fugniss  zum  Antrage  auf  Reduktion  s.  Anm.  8  zu  §.  131. 

2)  Delvinc.  ad  Art.  485.  Die  Reduktion  der  Schulden  braucht 
nicht  eingetreten  zu  sein.  Demol.  VI  11,  346.  357.  Marcade  Art  485 
n.  I.  P.)  Gegen  diese  Ansicht  spricht  die  klare  Fassung  d°s  Artikels 
485;  nur  die  wirklich  geschehene  Reduktion  der  Verbindlichkeiten  des 
E.  genügt  zum  Widerrufe.  Laurent  V,  239,  240.  Wenn  derselbe  einen 
sehr  herben  Tadel  gegen  Demolombe  richtet,  weil  er  auch  den  unmora- 
lischen Lebenswandel  des  E.  für  einen  Grund  zum  Widerrufe  erklärt, 
so  ist  solcher  hier  wenigstens  nicht  am  Platze  1  Die  ratio  legis  spricht 
immerhin  für  diese  Ansicht,  welche  freilich  gegenüber  dem  Gesetzestext 
unhaltbar  ist. 

3)  Die  Autorisation  zu  Handelsgesellschaften  kann  dem  Minderjäh- 
rigen genommen  werden,  ohne  dass  die  Emancipation  aufzuboren  braucht. 
Demol.  VIII,  352 f. 

*)  P.)  Art.  486  Ist  ungenau  gefasst  und  hat  nur  den  Fall  vor  Au- 
gen, wenn  der  bevormundete  Minderjährige  emanclpirt  worden  ist.  Ex 
ratione  legis  muss  aber  im  Falle  des  Art.  477  die  elterliche  Gewalt  wieder 
aufleben.  Ist  Vater  oder  Mutter  nicht  mehr  am  Leben,  so  kommt  Art 
390  zur  Anwendung.    Laurent  V,  243. 

4)  Lassaulx  II,  474.  Toull.  II,  1303.  Durant.  III,  676.  P.)  Die 
Vormundschaft  des  früheren  Vormundes  lebt  nicht  wieder  auf,  auege- 
nomme  jene  von  Vater  oder  Mutter,  diese  können  von  dem  Rechte  des 
Art  397  Gebrauch  machen,  nach  dem  Widerrufe  der  Emancipation  oder 
vorher  durch  eine  Ernennung  für  diesen  Fall.  Laurent  V,  243.  De- 
molombe VIII,  363  u.  flg.  A.  M.  ist  Bio e che  1  g.  75.  *und  in  Bezug 
auf  die  Ascendenten  Marcade1  Art.  486.  n.  II.  Das  Princip  ist  indess 
ein  allgemeines.  —  Lebt  auch  die  elterliche  Nutsniessung  wieder  auf? 
S.  Bloechel  §.76.  Delvinc.  ad  Art. 486.  ProudhonH,  267.  Tonil, 
a.  a.  O.  Favard  m.  emancip.  g.  2.  n.  6.  P.)  Die  4.  Aufl.  von  ZacharUL 
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und  bleibt  derselben  bis  zu  erlangter  Volljährigkeit  unterwor- 
fen. Art  486.**)  Dieser  Widerruf  der  Emancipation  ist  jedoch 
sammt  seinen  Folgen  auf  die  stillschweigende  Emancipation 
(Art.  476.)  nicht  anwendbar.5)  Arg.  Art.  485. 

II.    Von  den  Pflegern,  welche  ein  Individuum 

vertreten. 

§.  135. 

I.  Einem  Abwesenden,  so  wie  denjenigen,  welche 
das  Gesetz  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  ihres  Vermögens 
den  Abwesenden  gleichstellt,  kann  von  dem  kompetenten 
Gerichte  nach  Befinden  ein  Pfleger  bestellt  werden.  Vgl.  §. 
149.  167.  Art.  28.  C.  d'instr.  crim.  Art.  471. 

IL  Ein  bürgerlich  Todter  kann  nur  unter  dem  Na- 
men und  nur  durch  die  Vermittelung  eines  Pflegers  eine  Sache 
vor  Gericht  fuhren ,  er  sei  übrigens  Kläger  oder  Beklagter. !) 
Diesen  Pfleger  ernennt  ihm  jedesmal  das  Gericht,  vor  welches 
die  Sache  gehört.  Art.  25.  Vgl.  $.  162  ff. 

III.  Wenn  bei  dem  Absterben  des  Mannes  die  Frau, 
ihrem  Anführen  nach,  *)  schwanger  ist,  so  hat  der  FR. s)  einen 

fügt  mit  Recht  bei,  dass  die  bejahende  Meinung  den  Vorsng  verdiene. 
Laurent  V,  244.  Aubry  et  Ran  VI,  §.  550  bie  Anm.  29. 

**)  P.)  Das  „et  y  restera"  des  Art.  486  erläutert  eich  zunächst  ans 
der  obigen  Anm.  *  und  schliesst  nicht  aus,  dass  die  Emancipation  durch 
Heirath  des  ausdrücklich  Emancipirten  nach  dem  Widerrufe  der  Eman- 
cipation eintritt,  dies  ist  allgemein  anerkannt.  Domolombe  VIII.  367, 
368  Proudhon  11.8.443.  Laurent  V,  245.  -  Wegen  der  stillschwei- 
genden Emancipation  s.  nächste  Anm. 

5)  Locre  ad  Art.  485  Lassaulx  II,  474.  Durant.  III.  6?5.  Vi- 
seille  tr.  du  mariage  II.  465.  Favard  unter  d.a.W.  ?.  II.  n,  6.  *De- 
rool.  VIII,  350.  A.  M.  ist  Delvinc.  ad  Art  485.  u.  Marcade  a.  a.  O. 
der  eine  Ausnahme  für  den  verwittweten  kinderlosen  Minderjährigen 
macht.  Diese  Ausnahme  ist  willkürlich  P.)  Art.  485  hat  sichtbar  nur 
emanclpatio  expressa  vor  Augen,  s.  oben  Anm.  * 

1)  Sir.  IX.  I.  43.  s.  Anm   I  su  §.  162 

2)  Es  genügt,  si  uxor  se  praegnantem  esse  dielt;  eines  Beweises 
bedarf  es  nicht;  die  1.  1.  §.  1.  D.  de  ventre  in  poss.  mittendo  wird  nicht 
beobachtet;  propter  castitatem  temporum  nostroruml  Bloechel  §.  6. 
Delvinc.  ad  Art   39B.  Sir.  VII,  II,  167.   P.)  Demolombe  VII,  61. 

3)  Auf  Antrag  der  Frau  oder  der  Erben,  Magnin  577  f.  Demol. 
VII,  62.  P.)  Et  macht  keinen  IJnterschied,  ob  schon  Kinder  vorbanden 
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Pfleger  für  die  Leibesfrucht  zu  ernennen.  (Gurateur  au 
ventre.  Curator  ventris.)  Es  bat  dieser  Pfleger  in  Beziehung 
auf  die  Erbschaft,  welche  der  Nasciturus  zu  erwarten  hat, 
dieselben  Rechte  und  Pflichten,  wie  ein  Vormund,  jedoch  so, 
dass  er  bis  zur  Niederkunft  der  Frau  Alles  möglichst  in  Statu 
quo  zu  erhalten  hat.  Er  hat  überdiess  nach  Befinden  darauf 
zu  sehn,  dass  die  Erbschaft  an  den  wahren  Erben  komme, 
d.  i.  dass  nicht  ein  Kind  untergeschoben  werde.4)  Wenn  das 
Kind  lebendig  zur  Welt  kommt,  so  ist  die  Mutter  Vormiinde- 
rin,  (s.  jedoch  Art.  394.)  und  der  Pfleger  kraft  Gesetzes  Ge- 
genvormund. 5J  Art.  393.  —  S.  auch  §,  83.  167.6) 

in.    Von  den  Pflegern,  welche  zur  Verwaltung 

gewisser  Güter  bestellt  werden. 

§.  136. 

Pfleger  dieser  Art  kommen  in  folgenden  Gesetzstellen  vor: 

1)  In  dem  Art.  811  ff.  (le  curateur  ä  une  sucecession  vacante,) 

2)  in  dem  C.  de  pr.  Art.  996.  (le  curateur  au  ben6fice  d'in- 
ventaire,)  3)  in  dem  Art.  1048  ff  (le  curateur  au  fid&com- 
mis,)1)  4)  in  dem  Art.  2174.  (le  curateur  ä  Timmeuble  de- 
laissä  par  hypotheque.)  *)  —  Von  einem  jeden  dieser  Pfleger 
wird  unten  an  dem  geeigneten  Orte  gehandelt  werden. 

sind  oder  nicht.  Demolombe  VII,  71  u.  flg.  Kann  die  Frau  gegen 
den  Antrag  der  Verwandten  Einsprache  machen?  Magnin  I,  587. 

4)  Vgl.  über  den  eurator  ventris  Locre  nnd  Del v Inc.  ad  Art. 
493.  Tonil.  II,  1100.  Dnran  t.  III,  428ff.  Magnin  n.  592  f.  •De- 
mo 1.  VII,  48-78.  tit.  D.  de  ventre  in  poss.  mittendo  et  curat,  ventris. 

5)  Wenn  nicht  die  Mutter  sonst  noch  minderjährige  Kinder  hat. 
Sonst  ist  der  Gegenvormund  dieser  Kinder  auch  Gegenvormund  des 
Postumi.  Delvinc.  ad  Art.  393.  *Nach  DuCaurroy  Art.  398  ist 
der  Gegenvormund  dann  auch  Kurator  ventris;  indess  ist  diese  Bestim- 
mung des  Entwurfs  ohne  Angabe  der  Gründe  gestrichen  worden.  Der 
Kurator  repr&sentirt  auch  den  Postumus  in  den  einzelnen  Fallen  (Art. 
725.  906.)  Dem ol.  VII,  50. 

6)  PJ  Hinzukommt  der  Kurator  des  Taubstummen  nach  Art.  936 
Code  Nap, 

1)  Das  Geeeizbuch  gebraucht  jedoch  in  diesem  Falle ,  (wenn  ein 
Pfleger  zur  Vollziehung  eines  Fidelcommisses  bestellt  wird,)  das  Wort: 
tuteur,  —  ganz  gegen  den  Sprachgebrauch,  den  es  sonst  beobachtet.  8. 
Art.  1055  f. 

2)  P.)  Hinzu  kommt  der  Kurator  des  in  einer  Heilanstalt  beflnd- 
llefaen  Geisteskranken  Art.  88  des  Ges.  v.  80.  Juni  1839. 
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Dritte  Unterabtheilung. 
Von  dem  Beistande. 


§.  137. 

Im  Allgemeinen. 

Der  Beistand  kann  mit  den  Pflegern  der  Minderjährigen 
verglichen  werden;  nur  dass  seine  Vollmacht  ihren  Gegen- 
ständen nach  beschränkter  ist.  —  Das,  was  oben  (§.  128)  über 
die  Pfleger  im  allgemeinen  gesagt  worden  ist,  gilt  auch  von 
den  Beiständen.*)  Wenn  z.  B.  zwischen  dem  Gemüthskranken 
(Art.  499.)  oder  dem  Verschwender  (§.  139.)  und  seinem  Bei- 
stande ein  Rechtsstreit  entsteht,  so  hat  das  Gericht  einen -Bei- 
stand ad  hoc  zu  ernennen,  wenn  es  nicht  den  Verhältnissen 
und  Umständen  angemessener  sein  sollte,  an  die  Stelle  des 
bisherigen  Beistandes  einen  andern  zu  ernennen. *)  Der  Bei- 
stand jedoch,  welchen  der  Ehemann  seiner  Frau  für  die  Ver- 
waltung der  Vormundschaft  über  die  gemeinschaftlichen  Kin- 
der zu  geben  berechtiget  ist,  (§.  138.)  unterzieht  sich  mehr 
einem  Freundschaftsdienste,  als  einem  Staatsdienste;2)  er  ist 
mehr  der  Rathgeber  der  Frau,  als  ein  Beistand  in  der  eigent- 
lichen Bedeutung.3)  Es  dürfte  daher  der,  welchen  der  Ehe- 
mann zum  Beistande  der  Frau  ernannt  hat,  nicht  für  ver- 


8 


P.)  Der  Beistand  ist  nicht  Repräsentant  8.  oben  §.  128  Anm.  •*. 
Sir.  IX,  II,  243  Demol.  VIII,  314.  —  Wie,  wenn  der  Beistand 
seinen  Beitritt  verweigert,  kann  sich  die  Person  für  welche  der  Beistand 
ernannt  worden  ist,  an  das  Gericht  wenden?  Las 8 au lx  IL  476.  *Ja. 
Sir.  XLV1I,  II,  567.  LI,  IL  75.  Nicht  aber  umgekehrt.  Sir.  XLI,  II,  224. 
XLII,  I,  60.  8.  Anm.  1  su  §.  132. 

2)  lieber haupt  ist  es  bestritten,  ob  die  Beistandschaft,  (in  Besieh u ng 
auf  die  Verbindlichkeit,  die  Ernennung  sn  übernehmen,)  als  ein  munus 
publicum  tu  betrachten  sei.  8.  Merlin  m.  tutclle.  *Demol.  VIII,  710. 
Sie  ist  kein  munus  publicum ,  sondern  ein  Mandat,  was  ausgeschlagen 
werden  kann.  P)  Laurent  IV,  378.  Aubry  et  Ran  I,  §.  99  bis 
Anm.  8.  8.  §.  138  Anm.  8. 

8)  Der  Art.  391.  gebraucht  im  ersten  Paragraphen  von  der  Stimme 
dieses  Beistandes  nur  das  Wort:  Avis.  P.)  Dies  Argument  widerlegt 
sich  aus  §.  2.  des  Art.  391 ;  die  vom  Vater  nicht  ausgenommenen  Akte 
kann  die  Mutter  nur  mit  der  Assistens  des  Beistandes  machen.  Lau- 
rantlV,  380. 
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pflichtet  zur  Annahme  der  Ernennung  erachtet  werden 
können.4)  Auch  wird,  was  die  Rechtshandlungen  der  Mutter 
und  Vormünderin  betrifft,  darauf,  dass  sie  ohne  den  Beitritt 
des  Beistandes  vollzogen  worden  sind,  ein  geringeres  Gewicht 
zu  legen  sein,  wenn  nicht  etwa  der  Mann  seine  Frau  ausdrück- 
lich an  den  Beitritt  des  Beistandes  gebunden  hat5)  —  Es 
gibt  drei  Fälle,  in  welchen  eine  Person  einen  Beistand  hat. 
Vgl.  §.  138—140. 

I.    Von  dem  Beistande,  welchen  der  Ehemann 
seiner  Frau  zu  ernennen  berechtiget  ist. 

§.  138. 

Der  Ehemann  kann  seiner  Frau  für  den  Fall,  dass  sie 
nach  seinem  Tode  die  Vormundschaft  über  die  gemeinschaft- 
lichen Kinder  übernimmt,  einen  Vormundschaftsbeistand  zu- 
ordnen. Die  Gesetze  wollten,  indem  sie  dem  Ehemanne  die- 
ses Recht,  nicht  aber  das  Recht,  die  Mutter  von  der  Vor- 
mundschaft auszuschliessen,  ertheilten,  das  Interesse  der  Kin- 
der mit  dem  Rechte  der  Mutter  möglichst  vereinigen. l)  — 
Die  Ernennung  dieses  Beistandes  kann,  entweder  mittelst  einer 
letzten  Willenserklärung  oder  vordem  Friedensrichter  geschehn.*) 
Vgl.  §.  100.  —  Hat  der  Ehemann  seiner  Frau  einen  Beistand 
ernannt,  so  kann  sie  als  Vormünderin  ihrer  Kinder  überall 
keine  Rechtshandlung  ohne  den  Beirath  ihres  Beistandes  vor- 


4)  Vgl.  Bloechel  §.  3.  Lassaulx  II,  345. 

5).  Del  v  ine.  ad  Art.  391.  Für  die  dem  Satze  beigefügte  Einschrän- 
kung spricht  der  §.  2.  des  Art.  391.  in  welchem  von  dem  Beistande  das 
Wort:  Assistance.  ausnahmsweise,  gebraucht  wird.  Vgl.  Laasaulx 
11.306.  Magnin  1,447,  #A.  M.  Mar c ade  Art.  392.  Demol.  VII, 
1)3 f.  Chardon  III,  11.  Sir.  XL,  II,  303.  Die  Mutter  muss  den  Rath 
des  Beistandes  stets  befolgen,  sie  kann  eich  bei  Meinungsverschiedenheit 
an  das  Gericht  wenden.  P.)  Der  Zweifel  gegen  die  letztere  communis  opinio 
—  Anm.  1  zu  §.  132  —  von  Laurent  IV,  380  und  Marcad*  Nro.  I 
zu  Art.  391  dürften  unbegründet  sein;  das  Interesse  der  Kinder  ist  ent- 
scheidend; doch  videant  consules! 

1)  Vgl.  die  Discuss.  ad  Art.  391. 

*)  P.)  Wer  kann  ernannt  werden?  S.  oben  §.  137  mit  §.  128.  We- 
gen Ablehnungsrecht  *.  §.  137  Anm.  2  und  wegen  Folge  der  Ablehnung 
s.  unten  Anm.  8. 
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nehmen.8)  Jedoch  kann  der  Ehemann  seine  Frau  auch  nur 
in  Beziehung  auf  gewisse  vormundschaftliche  Handlungen  an 
den  Beitritt  des  Beistandes  binden,  und  wenn  er  die  Rechts- 
handlungen, bei  welchen  die  Frau  des  Beitritts  ihres  Beistan- 
des bedürfen  soll,  einzeln  angegeben  hat,  so  ist  anzunehmen, 
dass  sie  alle  anderen  vormundschaftlichen  Handlungen  allein 
vorzunehmen  berechtiget  ist.*)  Das  Brecht  des  Ehemannes,  die 
Vollmacht  des  von  ihm  ernannten  Beistandes  zu  bestimmen, 
erstreckt  sich  jedoch  nicht  so  weit,  dass  er  der  Frau  die  Ver- 
waltung der  Vormundschaft  entziehen, 3)  oder  die  Frau  bei 
der  Ausübung  der  Rechte  der  elterlichen  Gewalt  an  den  Bei- 
tritt des  Beistandes  binden  könnte.4)  Dem  Beistande  liegt,  so 
weit  sich  seine  Vollmacht  erstreckt,  die  Verantwortlichkeit  des 
gemeinen  Rechtes  ob.5)**}  Uebrigens  hat  es,  was  die  Ernennung 
eines  Gegenvormundes,  die  Rechte  des  Familienrathes  etc.  be- 
trifft, bei  den  oben  über  die  Vormundschaft  aufgestellten  Grund- 
sätzen sein  Bewenden. 6)  —  Die  Vollmacht  des  Beistandes  er- 
lischt, wenn  die  Mutter  die  Vormundschaft  ablehnt  oder  nie- 
derlegt oder  verliert.7)  Wenn  der  Beistand  die  Vollmacht 
nicht  übernehmen  kann,  (z.  B.  weil  er  vor  dem  Ehemanne 
mit  Tode  abgegangen  ist,)  oder  wenn  er-sie  nicht  übernehmen 
will,***)  so  kann  nicht  statt  seiner  ein  anderer  Beistand,  von 


2)  Der  Beistand  kann  alsdann  mit  dem  tntor  honorarius  notitiae 
cau*a  datus  des  Römischen  Rechts  verglichen  werden.  1.  32.  §.  1.  D. 
de  teetam.  tut.  1.  14  g.  6.  D.  de  sohlt.  *Sir.  XL.  II,  803.  8.  oben  §. 
137.  Anm.  5. 

*)  Jedoch  nur,  soweit  sie  dies  als  gesetsliche  Vormunderin  Ober- 
haupt kann,  vorbehaltlich  der  Rechte  des  Gegenvormundes,  des  F.R.  und 
der  gerichtlichen  Genehmigung  Laurent  IV,  379. 

3)  81  r.  VI,  II,  301.  *Magnin  I,  450.  P.)  Auch  wenn  die  Mutter 
das  Testament  anerkannt  hai,  est  contra  Jus.  publicum.  Art.  6.  Dal  los 
unter  Minorite  Nro.  89.  Laurent  IV,  378. 

4)  Locre  u.  Delvino.  ad  Art.  891.  Tonil.  11,  1197.  P.)  Der 
Zusatz  cur  vorhergeh.  Anm.  3  gilt  auch  hier. 

5)  Vgl.  §.  128  im  Texte  und  Anm.  3.  Brauer  ad  Art.  391. 

**)  F.)  Der  Beistand  haftet  nur  als  Mandatar  —  aber  nicht  Mos 
wegen  Dolus,  Art.  1992  —  und  Insbesondere  tritt  das  gesetsliche  Pfand- 
recht des  Vormundes  gegen  ihn  nicht  ein.  Laurent  IV,  378.  Demo- 
lombe  VII,  86,  87.  Aubry  et  Rau  I.  §.  99  bis  Anm.  16. 

6)  Sir.  XXI,  II,  127.  «Valette  s.  Proudhon  11,  p.  288.  s.  oben 
Anm.  *. 

7)  Durant.  HI,  421. 

***)  P.)  8.  oben  §.  137.  Anm.  2. 
Saehftrii,  Franx.  CirUrscht.    6.  Aul.    L  22 
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dem  Familienratibe  oder  dem  Gerichte,  ernannt  werden.8)    S. 
Artikel  391.  392. 


IL  Von  den  Beiständen,  welche  einem  Geistes- 
schwachen oder   Gemüthskranken  oder  einem 
Verschwender  ernannt  werden  können. 

§.  139. 

Wenn  und  wie  Einem  wegen  der  Schwäche  seiner  Geisteskräfte  etc.  ein 
Beistand   ernannt  wird. 

In  denselben  Fällen,  in  welchen,  und  von  denselben  Per- 
sonen, von  welchen  auf  die  Entmündigung  einer  Person  an- 
getragen werden  kann,  kann  der  Antrag  auch  gleich  anfangs1) 
blos  darauf  gerichtet  werden,  dem  Geistesschwachen2) 
oder  Gemüthskranken  blos  einen  Beistand  zu  ernennen. 
Ueberdiess ,  wenn  das  oben  (§.  125.)  erwähnte  Verfahren  auf 
Entmündigung  angestellt  worden  ist,  so  kann  das  Gericht,5) 
wenn  es  und  ob  es  wohl  den  Antrag  auf  Enmündigung  ver- 
wirft, gleichwohl  dem  Beklagten  nach  Beschaffenheit  der  Um- 
stände d.  h.  wenn  der  Beklagte  zwar  nicht  schlechthin,  jedoch 
in  einem  gewissen  Grade  unfähig  ist,  selbst  seine  Angelegen- 
heiten zu  verwalten,4)  einen  Beistand  ernennen.     Art  499. 


8)  Durant.  a.  a,  O.  *Demol.  VII,  105.  Die  Ernennung  ist  eine 
rote  persönliche.  P.)  Die  Mutter  führt  dann  allein  die  Vormundschaft. 
Laurent  IV,  380. 

1)  Merlin  m.  testam.  Sect.  1.  $,  1.  Art.  1.  n.  3.  Sir.  XXXVI,  U, 
5G0,  *Marcade  Art.  499.  Demol.  V1U,  532.  P.)  Laurent  V,  338, 
339v  —  A.  M.  ist  mit  Unrecht  Delvincourt  ad  Art  499.  Konventio- 
nelle Verbeiständung  ist  uozulässig.  Scbluss  von  §.  124.  —  Das  Ver- 
fahren wird  dasselbe  sein,  wie  wenn  auf  Entmündigung  angetragen  wird. 

2)  Z.  6.  auch  einer  Alters  halber  geistesschwachen  Person.  Sir. 
XXVI,  II.  118.  P.)  Sir.  LXV,  H,  239.  Laurent  V,  339.  Vgl.  Anm.  * 
su  §.  124  b. 

3)  Der  ersten  oder  der  zweiten  Instana.  Jpd.  du  C.  c.  II,  442.  P.) 
Auch  wenn  der  Staatsanwalt  nach  Art.  491  die  Klag«  erhoben  hat.  Lex 
non  distingnit.  Dcmolombe  VIII.  531-  —  Dann  unterliegt  der  Kläger 
steht  und  darf  nicht  in  die  Kosten  verurtbeüt  werden.  K  EL  Dalloz 
Recueil  1857  I,  354. 

4)  Ein  genügender  Beweis  wird  in  dem  einen  wie  In  dem  an- 
dern Falle  erfordert.  Ist  der  Geisteszustand  des.  Beklagten  sweifelhaft,  so 
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Eben  so  kann  einem  Verschwender  d.  h.  einem  Men- 
schen, welcher  sein  Vermögen  auf  eine  unverständige  oder  un- 
würdige Weise  beharrlich  verthut,5)  von  dem  Gerichte  seines 
Wohnsitzes,  (dem  Gerichte  der  1.  oder  dem  der  2.  Instanz,) 
ein  Beistand  bestellt  werden.  Der  Antrag  auf  die  Ernennung 
dieses  Beistandes  kann  von  denen  gemacht  werden,  welche 
nach  dem  Art.  490.  auf  Entmündigung  anzutragen  berechtiget 
sind;  auch  von  dem  Verschwender  selbst;6)  nicht  aber  von 
dem  Staatsanwälte.7)  Das  Verfahren  ist  dasselbe,  wie  bei  der 
Entmündigung.8)  Art.  513.  514. 


kann  das  Gericht  nur  das  Endurtheil  einstweüen  aussetzen.    Journ.   du 
Pal.  1814.  T.  ü.  p.  514.  P.)  8.  Anm.  15  zu  §.  125. 

5)  To nlli  er  II,  1370  f  —  Erst  nach  einer  langen  Berathung  wurde 
die  cura  prodigi  des  altern  Französischen  Rechts,  jedoch  nicht  in  ihrem 
ehemaligen  Umfange  von  dem  Staatsrathe  beibehalten.  Sie  schien  die 
bürgerliche  Freiheit  zn  gefährden.  (Dem  Englischen  Rechte  ist  sie  un- 
bekannt.) Vgl.  Merlin  m.  prodigue.  Discuss.  ad  Art.  518.  P.)  Lau- 
rent V,  340.  Das  Badische  LR.  Zusatz  513a  hat  die  vom  G.  N.  ab- 
sichtlich beseitigte  Entmündigung  des  Verschwenders  für  den  Fall  ein- 
geführt, wenn  er  sich  durch  die  Verbeiständung  nicht  bessern  16  s  st.  In 
der  Praxis  hat  sich  dies  gut  bewährt!  —  Wer  ist  Verschwender?  Nur 
Thatsachen,  nicht  Befürchtungen  kommen  in  Betracht,  sofern  es  sich 
nicht  etwa  um  Geistesswäehe  handelt.  Laurent  V,  341.  —  Uebrigens 
kann  auch  einer  verschwenderischen  Ehefrau,  Sir.  XLI,  II,  423.  XLII, 
II,  310,  und  einem  Verschwender,  der  kein  Vermögen  hat,  ein  Beistand 
gegeben  werden.  Sir.  XXIX,  I,  178.  —  *Die  Frage  Aber  das  Vorhanden- 
sein von  Gründen  der  Prodigalitätserklärung  ist  als  factische  dem  Kas- 
sationsrekurs nicht  unterworfen.    Sir.  XXXVIII,  I,  654. 

6)  Dieses  gestattete  wenigstens  der  ältere  Gerichtsgebrauch.  Tonil. 
II,  1373.  8.  jedoch  Durant.  III,  803.  *Vgl.  §.  124b.  Anm.  a  P.)  Z. 
weicht  ohne  Grund  von  seiner  am  Schlüsse  des  §.  124b  aufgestellten 
Ansicht  ab.    Laurent  V,  344. 

7)  Obss.  du  tribunat  ad  Art.  514.  Tou liier  II,  1372.  Durant. 
m,  803.  A.  M.  ist  Delvinc.  ad  Art.  514.  *Demol.  VIII,  703.  Mar- 
cade.  Du  Gaurroy  Art  514.  —  *Das  Tribunat  schlug  allerdings  den 
Zusatz  vor:  exceptA  —  le  commissaire  du  gouvernement,  der  Zusatz  ist 
aber  nicht  aufgenommen  worden.  P.)  Auch  Laurent  V,  343  gibt  dem 
Staatsanwälte  das  Antragsrecht,  jedoch  mit  Recht  nur,  wenn  der  Ver- 
schwender weder  einen  Ehegatten  noch  bekannte  Verwandte  hat.  — 
Arg   Art.  491.    Ebenso  Aubry  et  Ran  I.  g    138  Anm.  6. 

8)  P.)  Laurent  V,  347  u.  f.  Da  es  sich  um  Statusrechte  handelt, 
so  tritt  die  gleiche  Strenge  ein,  wie  bei  dem  Entmündigungsverfahren. 
♦Die  Unterredung  des  Richters  mit  dem  Beklagten  ist  hier  eben  so 
nöthig,  wie  beim  Interdiktionsverfahren.  Sir.  XLI,  I,  177.  XLVIII,  I,  177. 
Demol.  VIII,  706.  Hat  aber  der  Beklagte  selbst  die  Unterredung  un- 
möglich gemacht,  so  kann  er  aus  dem  Mangel  derselben  keine  Nichtig- 
keit herleiten.   Sir.  XXXVIII,  I,  651. 
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In  beiden  Fällen,  —  d.  h.  der  Beistand  mag  einem 
Geistesschwachen  oder  Gemüthskranken  oder  einem  Verschwen- 
der ernannt  werden  sollen,  —  ist  in  der  Sache  der  Staatsan- 
walt mit  seinen  Anträgen  zu  hören.  Art  515.  C.  de  pr.  Art. 
83  892.  —  In  beiden  Fällen  wird  der  Beistand  von  dem  Ge- 
richte ernannt;  auch  steht  dem  Gerichte  in  beiden  Fällen  frei, 
sowohl  einen  Fremden  als  einen  Verwandten  zum  Beistande 
zu  ernennen.9)  —  In  beiden  Fällen  ist  das  Urtheil,  welches 
den  Beistand  ernennt,  (wie  das  Entmündigungsurtheil,  vgl  §. 
125.)  auf  die  gesetzlich  vorgeschriebene  Weise  zur  Kenntniss 
des  Publikums  zu  bringen  »°)   Art.  501.  515.  C.  de  pr.  897. 

—  In  beiden  Fällen  kann  der,  welchem  ein  Beistand  ernannt 
worden  ist,  nur  mit  Beobachtung  derselben  Förmlichkeiten,  u) 
wie  bei  der  Ernennung  des  Beistandes,  wieder  in  den  vollen 
Genuss  der  bürgerlichen  Freiheit  eingesetzt  werden.1*)  Art. 
512.  514.  S.  §.  126  Nro.  III. 

§.  140. 

Zu  welchen  Rechtshandlungen,  ist  der  Beitritt  des  Beistandes*) 
erforderlich. 

Der,  welchem  (in  den  §.  139.  angegebenen  Fällen)  ein 
Beistand  ernannt  worden  ist,  kann  in  der  Kegel  alle  Hand- 

9)  Jpd.  du  C.  c.  V,  206.  209.  -  Mit  gutem  Grunde  pflegt  zum  Bei- 
stände ein  Rechtsgelehrter  gewählt  zu  werden.  —  Auch  können  der- 
selben Person  zwei  oder  mehrere  Beistände  gegeben  werden.  Tonil.  11, 
1377.  *A.  M.  Demol.  Vlll,  711  Wie  nur  ein  Vormund,  so  nur  ein 
Beistand. 

10)  *Sir.  LH,  II,  131.  Die  Publikation  ist  auch  hier  nur  Vorsicbts- 
massregel. 

11)  Wenn  ein  Frauenzimmer  einen  Beistand  hat  und  sich  nach  dem 
Recht  der  Gütergemeinschaft  verheirathct,  hört  dann  die  Funktion  des 
Beistandes  auf?  Sir.  XXXIX,  11,283  P)  Die  Frage  wurde  a.  a.  O.  mit  Unrecht 
bejaht.  Laurent,  V,  377.  Aubry  et  Rau  I.  §.  138  Anm.  13.  Das 
Gleiche  gilt  hinsichtlich  der  a  toro  et  mensa  getrennten  Ehefrau,  die 
nach  der  Verbeiständung  zum  Manne  zurückkehrt  —  Laurent  a.  a.0. 

—  und  von  der  im   Vermögen  getrennten  Ehefrau.    S  i  r.  LVH,  II,  572. 

12)  Der  Antrag  kann  auch  von  dem  ausgehen,  weichem  der  Bei- 
stand bestellt  worden  ist  Sir.  VIII,  II,  203.  Auch  von  der  Ehefrau, 
ßir.  XXXIX,  II,  284.  P.)  Da  Art.  514  Abs.  2  suf  die  Entmündigung  ver- 
weist, so  können  nur  die  zum  Antrage  auf  Verbeiständung  Befugten  den 
Antrag  auf  Wiederaufhebung  stellen.  Laurent  V,  378.  Anders  com- 
munis opinio  1  D  a  1 1  o  z  unter  lnterdlction  No.  313.  Demol.  Vlll,  774.  Dass 
der  Verbeiständete  selbst  diesen  Antrag  stellen  darf,  folgt  aus  dem  höheren 
Grundsätze  des  favor  libertatls.  8.  oben  §.  126  Anm.  17.  *Der  Tod 
des  Beistandes  aebt  die  Unfähigkeit  nicht  auf.    Demol.  Vlll,  775. 

*)  P.)  Ueber  den  Beistand  vgl.  oben  §.  137. 
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lungen  des  bürgerlichen  Lebens  allein  d.  h.  ohne  Beitritt  sei- 
nes Beistandes  vornehmen  *)  Er  kann  z.  B.  sein  Vermögen 
verwalten,  mithin  auch  die  ihm  gehörenden  Fahrnissstiicke 
veräussern;2)  er  kann  Käufe  und  andere  Verträge  abschlies- 
sen ; 5)  er  kann  einen  letzten  Willen  errichten. 4)  —  Dagegen 
bedarf  er  ausnahmeweise ß)  von  der  im  Art.  502.  bestimmten 
Zeit  an6J  des  Beitritts  seines  Beistandes  in  folgenden  von 
dem  Gesetze  bestimmten  Fällen :  1)  Um  vor  Gericht  zu  stehn, 
sei  es  in  der  Eigenschaft  des  Klägers  oder  in  der  des  Be- 
klagten ; 7)  2)  um  einen  Vergleich  abzuschliessen ;  *)  3)  um  ein 


1)  Z.  B.  conservatoriscbe  Akte  signiflciren  lassen.  Sir.  XL,  II,  314 
eine  Ehe  schliessen,  Sir.  XXXIX,  II,  275.  P.)  Wegen  des  Ehevertrages 
8.  unten  Anm.  10. 

2)  Durant.  des  contrats  I,  225.  Delvinc.  ad  Art.  518.  P.)  Auch 
Werthpapiere  und  andere  Forderungen  cediren !  Anm.  2  su  §.  131.  Anm. 
7  zu  §.  132.  Du  Caurroy  1,742.  Wegen  Werthpapiere  a.M.  Karlsruhe  in 
P  u  c  h  e  1 1  Zeitschr.  II,  S.  382  o.  f.  und  wegen  Cesslon  überhaupt  Demo!. 
VIII,  727.  —  Wenn  Letzterer  VIII,  729,  Laurent  V,  364  und  A üb ry 
et  Rau  I,  §.  140  Anm.  10  dem  Verbeiständeten  sogar  die  Veräusserung 
körperlicher  Mobilien  versagen,  so  beruht  dies  auf  einem  sichtbaren 
Missveretändniss ;  Art.  499,  513  sagen  „alilner  nl  grever  ses  Mens" 
d.  h.  Immobilien  —  Du  Caurroy  «.  a.  O.  Demol.  VIII,  530  —  ist 
auch  unausführbar. 

3)  Wenn  nicht  unter  dem  Vertrage  ein  ihm  verbotenes  Geschäft 
verborgen  wird.    Durant.  des  contrats  I,  225.   *Sir.  XL,  I,  907. 

4)  Durant.  III,  801.  VIII,  169.  Jedoch  mit  Vorbehalt  der  aus  dem 
Art  901  sieb  ergebenden  Einschränkung.  Merlin  m.  testament.  Sect.  I, 
§.  1.  Art.  1.  n.  3.  Sir.  XXIII.  I  41.  XXXVI,  II,  363.  •XLVIII,  II,  95. 
Dal  los  m.  dispos.  entre-vifs.  Chap.  II.  Sect.  I.  Art.  1.  Demolombe 
VIII,  734,  735. 

5)  Das  Gericht,  welches  den  Beistand  ernennt,  kann  dessen  Beitritt 
nicht  noch  in  andern  Fällen  für  nothwendlg  erklären.  Lassaulx  II, 
476.  Toullier  II,  1374.  P.)  Duranton,  HI,  799.  Demolombe 
VIII,  720. 

6)  8.  oben  §.  125  im  Texte  und  Anm.  19.  Favard  m.  consell  ju- 
dic.  §.  V. 

7»  Plaider  —  Locre*  ad  Art.  499.  P.)  Der  K.H.  hält  die  Assistenz 
des  Beistandes  für  unnöttoig,  wenn  gegen  den  Verbeiständeten  die  Ent- 
mündigung betrieben  wird.  Sir.  LV111,  I,  653.  —  Der  Ehemann,  der  einen 
Beistand  hat,  kann  seine  Frau  nicht  autorislren.  Vgl.  Art.  222.  225. 
Sir.  XL,  I,  858.  II,  423.  »Demol.  IV,  226.  Tn  Sir.  XXXIV,  II,  556 
wurde  nur  die  Assistenz  des  Beistands  gefordert,  womit  Übereinstimmt 
M  agnin  I,  909.  S.  unten  die  Lehre  von  der  Ehe.  P.)  Der  verbeistän- 
dete  Ehemann  kann  seine  Frau  nur  su  den  Akten  ermächtigen,  die  er 
selbst  ohne  seinen  Beistand  vornehmen  darf;  im  Uebrigen  bedarf  die- 
selbe der  gerichtlichen  Ermächtigung  —  der  Beistand  des  Mannes  ist 
nicht  der  ihrige.    P nebelt  Zeitschr.  III,  S.  519. 

*)  P.)  Das  Gleiche  gilt  vom  Kompromiss  Arg.  Art  1989  C.  Nap. 
Art.  1003  G.  de  pr. 
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Anlehn  aufzunehmen;  4)  um  ein  Mobiliarkapital  in  Empfang 
zu  nehmen  und  darüber  zu  quittiren;8)  5)  um  Liegenschaften 
zu  veräussern,  oder  mit  einer  Hypothek  zu  belasten}9)  6) um 
Schenkungen  zu  machen. 10)  Art  499.  513.  —  In  den  Fällen 
dieser  Ausnahmen  wird  der  Beitritt  des  Beistandes  in  dem 
Masse  erfordert,  dass  der  Beistand  bei  der  Handlung  n)  selbst 
gegenwärtig  sein  und  dazu  seine  Zustimmung  geben   muss. ") 

8)  "Hieraus  ist  zu  schllessen,  doss  der  Beistand  auch  die  Verwen- 
dung des  Kapitals  su  beaufsichtigen  hat.  Demol.  VIII,  726.  Sir.  L,  II, 
592.  Ueber  den  Fall,  wenn  das  Kapital  zu  einer  angefallenen  Erbschaft 
gehört,  5.  Sir.  XLVII,  II,  363  u.  d.  Note.  P.)  Dies  Aufsichtsrecht  ist 
bestritten.  Rolland  de  Villargues,  Rep.  du  notariat  unter  Cons.  jud. 
No.  36.    Wegen  Gession  s.  oben  Anm.  2 

9)  Eine  richterliche  und  eine  gesetzliche  Hypothek  kann  an  diesen 
Gütern  erworben  werden.  Durant.  des  contrats  I,  223.  226.  P.)  A.  M. 
Bir.  LXVII,  II,  328.  Widerlegung  in  Aubry  et  Rau  I,  §.  140  Anm.  21. 

10)  Ex  ratione  legis.  Delvinc.  ad  Art.  513.  Durant.  HI,  801. 
Demol.  VIII,  736.  Merlin  m.  testam.  a.  a.  O.  Jedoch  wird  von  dieser 
Regel  der  Fall  auszunehmen  sein,  da  der  mit  einem  Beistande  Versehene 
seinem  Kinde  eine  Mitgift  bestellt  hat.  Sir.  XII,  II,  387.  Eben  so  wird 
ihm  freistehen,  in  seinem  Heirathsv  ertrage  dem  andern  Ehegatten  auf 
den  Fall,  dass  dieser  ihn  überlebt,  gewisse  Vortheile  (gains  de  sur  <*ie) 
auszusetzen.  Merlin  m.  prodigue  §.  5.  (8.  auch  Toull.  und  Durant) 
8.  Jedoch  Delvinc.  ad  Art.  499.  513.  In  beiden  Fällen  handelt  es  sich 
nicht  sowohl  von  einer  Schenkung,  als  von  der  Erfüllung  einer  natür- 
lichen Verbindlichkeit.  *Auch  in  der  Erfüllung  einer  solchen  Verbind- 
lichkeit kann  sich  jedoch  noch  Verschwendung  zeigen,  in  Besug  auf  die 
dos  wurde  daher  die  Ausnahme  mit  Recht  verworfen  bei  Sir.  XL,  IL 
814.  P.)  Ebenso  Demolombe  VIII,  738.  —  Der  KH.  -  Sir.  LVII,  lf 
245  —  hat  nach  dem  Satze  „Habilis  ad  nuptias,  habilis  ad  pacta  nuptia- 
lia"  die  vom  Verbeistftndeten  ohne  seinen  Beistand  im  Ehevertrage  ge- 
machten Freigebigkeiten  für  gütig  erklärt.  Allein  diese  Rechtsregel  hat 
einen  ganz  anderen  Sinn  —  Puchelt  Ztschr.  I.  S.  76,  77  —  und  jene 
Entscheidung  ist  von  Laurent  Y,  371  S.  459  ff.  ausführlich  widerlegt. 
Jede  Verfügung,  welche  den  Verbelst&ndeten  ungünstiger  stellt,  als  die 
gesetzliche  Gütergemeinschaft  bedarf  der  Assistenz  des  Reistandes;  da- 
gegen die  Stipulirung  dieaer  Güterg.  oder  Vortheile  stehen  ihm  allein 
frei.  Aubry  et  Rau  I.  §.  140  Anm.  24.  Rodi6re  et  Pont,  Contr. 
de  mariage  I,  45. 

11)  *Die  Zustimmung  muss  zu  jeder  einzelnen  Handlung  gegeben 
werden,  sie  muss  eine  specielle  sein.  Handelsgeschäfte  machen  da- 
von keine  Ausnahme,  das  Betreiben  derselben  wird  also  Ar  die  in  Rede 
stehenden  Personen  dadurch  factisch  unmöglich  werden,  namentlich  das 
Eingehen  einer  Handelsgesellschaft.  Sir.  LI,  I,  777.  Masse  Dr.  oom- 
merc.  III,  152.  P.)  Demol.  VIII,  752 u. f. 

12}  Die  Ratihabitio  ex  post,  die  von  dem  Beistande  allelu  ge- 
schieht, ist  nicht  hinreichend.  Delvinc.  ad  Art.  513.  Durant.  III»  807. 
•Wohl  aber  kann  der  Beistand  seine  Zustimmung  in  einer  bosondern 
Urkunde  vorher  erklaren.  Demol.  VIM,  757.  S.  auch  Sir.  LI,  II,  75. 
P.)  Auch  können  Beide  zusammen  genehmigen.  Aubry  et  Rau  I.  g.  139. 
S,  568  über  alle  diese  Fragen. 
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In  den  Fällen  dieser  Ausnahmen  ist  ferner  das,  was  der  Geistes- 
kranke oder  der  Verschwender  ohne  Beitritt  seines  Beistandes 
gethan  hat,  relativ  (Art.  1125.)  nichtig. 18)  Art  502  und  arg. 
Art  499.  513.  514.  Dagegen  können  die  Rechtshandlungen, 
welche  der  Geisteskranke  oder  der  Verschwender,  ehe  ihm  ein 
Beistand  ernannt  worden  war,  vorgenommen  hat,  nicht  aus 
dem  Grunde  angefochten  werden,  weil  die  Ursache,  aus  wel- 
cher ihm  in  der  Folge  ein  Beistand  ernannt  worden  ist,  schon 
zur  Zeit  des  abgeschlossenen  Geschäfts  vorhanden  gewesen 
sei.14)    Vgl.  Art.  503. 


Vierter  Abschnitt. 

Von  den  örtlichen  Verhältnissen  der  Kenftohen, 
in  wie  fern  sie  Einflüss  auf  den  Civilstand  haben. 


Erstes  Hauptstück. 

Von  dem  Wohnsitze. 

Art  102—111.  —  Q  Das  ältere  Fransösiscbe  Processrecht  insbesondere 
die  Ordonnance  v.  J.  1667.  fit.  II.  Vgl.  Argou  I,  90.  Jpd.  du  C.  I, 
371.  —  Tratte*  du  domicile  et  de  l'absehce.  Par  A.  T.  Desqulron. 
1812.  Merlin  Rep.  und  Quest.  m.  domicile  und  domicile  elu.  P.) 
Dalloz  Rep.  unter  denselben  Worten.  Proudhon,  Tratte  sur  l'ötat 
des  faommes.  8.  öd.  par  Valette,  1848.  Valette,  Ezplieation  som- 
maire  du  liv.  I  du  C.  N.  1859.   Chergä,  Du  domicile  electoral  1866. 

13)  Von  den  Geisleskranken  stellt  diesen  Bat«  der  Art.  502  aus- 
drücklich auf.  Er  ist  aber,  ob  paritatem  rationis,  auch  auf  einen  Ver- 
schwender anwendbar  Merlin  qu.  m. tableau  des interdicts.  8 ir. XXXIII, 
II.  286.  *XL,  I,  907.    P.)  Sir.  LXVI,  I,  105. 

14)  Vgl.  dieObss.  du  tribunat  ad  Art.  503.  S.auch  ToulL  II,  1383. 
P)  Demo].  VW,  662.  Laurent  V,  375.  —  *Toullier  handelt  von 
einem  Geschäfte,  welches  während  des  gerichtlichen  Verfahrens  abge- 
schlossen ist.  Hier  wird  nach  Umständen  der  Vertrag  wegen  dolus  auf- 
zulösen sein,  der  Art.  503  aber  wird  darum  nicht  anwendbar.  Birey 
XXXVII,  II,  66.  Ueber  den  Mangel  eines  sicheren  Datums  s.  Sir.  XXXVItl, 
II,  437.  XXXIX,  II.  326.  P.)  Das  in  Anm.  4  tu  §.  127  Gesagte  gilt  auch 
hier.  Laurent  V,  376.  Vergl.  K.H,  bei  Dal  loa  unter  Inteldiction 
No.  221  Abs.  6. 


Digitized  by 


Google 


344  §•  Ml-  IV.  Abschnitt.  I.  HanptstBek. 

§•  141. 
Vorbegriffe. 

Der  Aufenthaltsort  (la  r&idence,  l'habitation,)  ist 
der  Ort,  wo  eine  Person  in  der  Regel  (und  nicht  bloss  für  den 
Augenblick)  zu  finden  ist,  wenn  sie  auch  nicht  die  Absicht 
hat,  an  dem  Orte  für  immer  zu  bleiben, l)  Ist  der  Wohnsitz 
einer  Person  nicht  bekannt,  so  vertritt  dessen  Stelle  der  Auf- 
enthaltsort der  Person.8)  Art.  115.  C.  de  pr.  Art.  2.  69.  n.8. 

—  Der  Wohnsitz  (le  domicile)  ist  der  Ort,  an  welchem 
eine  Person  in  Beziehung  auf  ihre  Rechte  und  Verbindlichkei- 
ten als  bleibend  und  ununterbrochen  gegenwärtig  von  dem  Ge- 
setze betrachtet  wird,  selbst  wenn  sie  überall  nicht  an  dem 
Orte  gegenwärtig  sein  sollte.  —  Es  gibt  mehrere  Arten  des 
Wohnsitzes,  da  die  Gesetze  ein  und  dieselbe  Person  in  Be- 
ziehung auf  gewisse  Rechte  und  Verbindlichkeiten  an  dem 
einen  Orte,  in  Beziehung  auf  andere  an  einem  andern  Orte 
als  bleibend  und  ununterbrochen  gegenwärtig  betrachten  kön- 
nen und  betrachten.8)  So  gibt  es  z.  B.  einen  politischen 
Wohnsitz,41)  welcher  sich  auf  die  Ausübung  der  politischen 
oder  staatsbürgerlichen  Rechte  bezieht;4)  einen   Wohnsitz  für 

1)  Z.  B.  Studenten  haben  als  solche  an  dem  Orte  ihrer  Studien  nur 
ihren  Aufenthalt.  Merlin  m.  domicile  §.  IV.  Eben  so  Soldaten  in  ihrer 
Garnison.  Oeuvres  judiciaires.  Par  Mourre  1812.  4.  p.  416.  P.)  Mar- 
cadä  tfo.  2  xn  Art.  108.  Demolombe  I,  354.  Wegen  Matrosen 
8ir.  LXIV,  11,  501.     Wegen  Enfants  de  troupe  —  Demolombe  I,  861. 

—  *Carre,  Lois  de  pr.  c,  n.  851.  —  Auch  Sträflinge  (ausgenommen 
Deuortirte,  C.  p.  Art.  17)  behalten  den  Wohnsitz,  den  sie  vor  der  Ver- 
urtheilung  hatten.    Favard  m.  domicile.  §.  II.  n.  6. 

2)  '"'Ebenso,  wenn  die  Person  keinen  festen  Wohnsitz  hat,  wie 
herumziehende  Schauspieler,  Sir.  IV,  II,  528  u  Colporteure.  Sir.  XLIIL 
II,  327.    P.)  LXVII,  II,  229.    Vgl  Demolombe  I,  348. 

3)  Es  kann  also  dasselbe  Individuum  in  der  einen  Besiehung  den 
einen  Ort  in  einer  andern  Besiehung  einen  andern  Ort  zum  Wohnsitze 
haben.  Jedoch  ist  in  der  Regel  der  bürgerliche  Wohnsitz  zugleich  der 
politische.  Dekret  v.  17.  Jan.  1806.  Loi  v.  5  Febr.  1817.  Art.  3  v.  19. 
April  1831.  Art.  10  v.  22.  Juni  1833.  Art.  29  f.  8.  auch  Locre  ad  Art 
102.    8ir.  VI,  II,  254. 

*)  P.)  Ueber  den  Unterettitsungs- Wohnsitz  nach  dem  deutschen 
Reichsgesetze  v.  6.  Juni  1870  —  Reichs-Gesetzbl.  S.  360  —  s.  Bauer- 
band, Institut.  8.  37,  38.  Nach  frans.  Rechte  genügt  ein  Jahr  des  Auf- 
enthalts.    Ges.  v.  24.  Vendem.  II.  Tit.  V. 


kret 


4)  Vgl.  Proudh.  I,  119.  Toull.  I,  363  n.  1.  Durant.  I,  382.  De- 
v.  17.  Jan.  1806.    Loi  v.  5.  Febr.  1817.  Art.  6. 
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die  Entrichtung  der  öffentlichen  Abgaben;5)  einen  bürger- 
lichen Wohnsitz.  Hier  ist  allein  von  dem  bürgerlichen 
Wohnsitze  die  Bede. 

§.  142. 
Begriff.  —  Arten  des  bürgerlichen  Wohnsitzes 

Der  bürgerliche  Wohnsitz  d.  i.  der  Ort,  an  wel- 
chem eine  Person  in  Beziehung  auf  ihre  bürgerlichen 
Rechte  und  Verbindlichkeiten  als  bleibend  und  ununterbrochen 
gegenwärtig  von  den  Gesetzen  betrachtet  wird,  ist  entweder 
der  allgemeine  oder  ein  besonderer  Wohnsitz  der  Person. 
Der  erste re  bezieht  sich  auf  alle  und  jede  bürgerlichen 
Rechte  und  Verbindlichkeiten  der  Person,  der  letztere  nur 
auf  ein  einzelnes  Verhältniss  des  bürgerlichen  Rechts;  jener 
ist  die  Regel,  dieser  ist  die  Ausnahme.  Niemand  kann  mehr 
als  einen  allgemeinen  Wohnsitz  haben.1) 

Der  allgemeine  Wohnsitz  einer  Person  beruht  entwe- 
der auf  dem  Gesetze,  (le  domicile  de  droit,)  indem  das  Ge- 
setz bei  gewissen  Personen  den  Ort  schlechthin  d.  i.  ohne  Vor- 
behalt des  Gegenbeweises2)  bestimmt,  wo  die  Person  als 
bleibend  und  ununterbrochen  gegenwärtig  betrachtet  werden 
soll,  oder  auf  einer  Thatsache,  (le  domicile  r£el,)  und  zwar 
auf  der  Thatsache,  dass  sich  die  Person  an  einem  Orte  nie- 
dergelassen hat,  mit  der  Absicht,  fortdauernd  daselbst  sich 
aufzuhalten.8)    (Gesetzlicher  —  wirklicher  Wohnsitz.) 

Der  besondere  Wohnsitz  einer  Person  beruht  bald  auf 
dem  Gesetze  in  dem  Sinne,  dass  das  Gesetz  in  gewissen 
Fällen  einen  Aufenthalt,  welcher  zur  Begründung  eines  wirk- 

5)  Merlin  m.  domicile  §.  X. 

1)  Merlin  m.  d*clinatoire  §.  1.  Vazeille  des  presc.  n.  508.  •De- 
mo]. I,  347.  P.)  Anders  nach  röm.  Rechte  —  Windecheld  Panel.  I. 
§.  86  Anm.  7  und  Text  —  und  nach  dem  alten  französ.  Rechte,  von 
welchem  sich  aber  der  C.  N.  absichtlich  entfernte.    Laurent  II,  69. 

2)  Est  praesnmtio  juris  et  de  jure.  Merlin  m.  receveur  de  con- 
tributions  directes  n.  4  und  m.  domicile  §.5.    P.)  Laurent  II,  83. 

3)  Die  neueren  Gesetze  (seit  1814)  gebrauchen  das  Wort  d.  rtfel 
ftr  d.  civil.  8.  z.  B.  die  Anm.  2  a,  Gesetze.  —  Durant.  I.  352  setzt 
den  wirklichen  Wohnsitz  (le  d.  röel)  dem  gewählten  entgegen.  *Ebenso 
Demol.»!,  342  und*dle  Neuern. 
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liehen  Wohnsitzes  unzureichend  sein  würde,  dennoch  in  einer 
bestimmten  Beziehung  zur  Begründung  eines  Wohnsitzes  für 
hinreichend  erklärt,  vgl.  Art.  74.  167./)  bald  auf  der  Wahl 
der  Personen.5)  (Le  domicile  61u,  le  domicile  de  choix.)  Diese 
Wahl  kann  entweder  freiwillig  geschehn  oder  zu  Folge 
einer  Vorschrift  der  Gesetze  geschehn  müssen.6)  In 
diesem  Hauptstücke  wird  von  dem  besondern  Wohnsitze  nur 
in  so  fern  die  Rede  sein,  als  er  auf  der  freien  Wahl  der 
Person  beruht  (Ueber  den  besondern  Wohnsitz  ex  lege,  s- 
unten  das  Eherecht.  Die  Lehre  von  der  Wahl  eines  Wohn- 
sitzes zu  Folge  einer  gesetzlichen  Vorschrift  bleibtdem 
Processrechte  vorbehalten.  Jedoch  kommen  beide,  der  frei- 
willig und  <ler  nothgedrungen  gewählte  Wohnsitz,  ihren  Folgen 
nach  mit  einander  in  der  Regel  überein  ) 

Wer  kraft  seiner  Wahl  einen  besonderen  Wohnsitz  hat, 
behält  dennoch  selbst  in  Beziehung  auf  das  Rechtsgeschäft, 
für  welchen  er  diesen  Wohnsitz  gewählt  hat,  zugleich  seinen 
allgemeinen  Wohnsitz,  so  dass  es  von  der  Willkür  des  Gläu- 
bigers abhängt,  ob  er  seine  Klage  oder  sein  Suchen  in  foro 
domicilii  generalis  oder  in  foro  domicilii  electi  anbringen  will, 7) 
Art.  111.  C.  de  pr.  Art.  59.  wenn  sich  anders  nicht  aus  der 
Vertragsurkunde  ergibt,  dass  die  Wahl  zum  Vortheile  des 
Schuldners  geschehn  sei.8,) 

I.    Von  dem  allgemeinen  Wohnsitze. 

§.  143. 
Von  denen,  welche  kraft  Gesetzes  einen  bestimmten  Wohnsitz  haben. 
Kraft  Gesetzes  haben  ihren  Wohnsitz:  1)  Beamte,  deren 
Anstellung  lebenslänglich*)  ist  und  von  der  Regieuung  nicht 

4)  Vgl.  Merlin  m.  domicile  §.  9. 

5)  Vgl.  1.  29.  C.  de  pactis. 

6)  S.  e.  B.  Art.  176.  2148.  C.  de  pr.  Art.  61.  422.  436.  559.  584. 
609.  634.  637.  673  780.  783.  789.  927.  Der  Zweck  dieser  Vorschriften 
ist,  die  Verfolgung  eines  Rechts  abzukürzen  oder  sonst  zu  erleichtern. 

7;  Nur  die  Prätention  entscheidet.  Lassanlx  I,  158.  Merlin  qu. 
m.  domicile  flu.  §.  2.  Sir.  II,  I,  408.  XXII,  I,  413.  *XL,  II,  269.  F.) 
Demolomhe  I,  376. 

8)  Durant.  I,  382.  *Chauvcau  s.  Carre*  n.  270.  Marcad*  Art. 
111.    Sir.  XXXIX,  U,  196.  XLIII,  H,  72.    P.)  Demolombe  a.  a.  0, 

*)  P.)  Unwiderrufliche  Aemter,  die  nioht  auf  Lebenszeit  verliehen 
sind,  verleihen  keinen  gesetzlichen  Wohnsitz.    Laurent  II,  91. 
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nach  Gutbefinden  widerrufen  werden  kann,1)  andern  Orte,  wo 
sie  ihr  Amt  zu  verwalten  verbunden  sind,  von  der  Zeit  an, 
da  sie  ihr  Amt  angetreten  d.  h.  den  Diensteid  geleistet  ha- 
ben9) Art.  106.  107*  2)  Ehefrauen  da,  wo  ihr  Mann  seinen 
Wohnsitz  hat,  auch  wenn  sie  sich  von  dem  Manne  —  selbst 
mit  dessen  Einwilligung  —  entfernt  hätten9)  oder  wenn  sie 
von  Tisch  und  Bette  gesondert  worden  sein  sollten;4)  Art  108. 
3)  Minderjährige,  welche  nicht  emancipirt**)  sind,  an  dem 
Orte,  wo  der  Vater  oder  wo  (nach  dessen  Absterben  etc.)  die 
Mutter*)  oder  wo,  wenn  die  Kinder  einen  andern  Verwaltungs- 


1)  Also  die  lebenslängliche  Anstellung  allein  ist  zur  Begründung 
dieses  Wohnsitzes  nicht  hinreichend.  Sir.  XIII,  I,  418.  XIV,  II,  148. 
*Für  ersetzbare  Beamte  gelten  die  gewöhnlichen  Grundsätze  über  die 
Veränderung  des  Wohnsitzes.  Demolombcl,  366.  Marcadä  Art.  107 
n.  II,  Sir.  XLIV,  II,  623.  P.)  Boncenne,  Proc.  civ.  II.  S.  201.  Do- 
molombe  I,  357.  —  Dagegen  haben  diesen  Wohnsitz  z.B.  die  Richter, 
nachdem  sie  5  Jahre  lang  im  Amte  gewesen  sind.  Las  sau li  L  163. 
Deläporte  ad  Art.  107.    Vgl.  Charte  v.  1830.  Art.  49.  52. 

2)  Durant.  I,  861.  *Demol   I,  864.  Marcadä  Art.  107. 

8»  Merlin  m.  domicile  n.  5.  Sir.  VIII,  I,  481.  P.)  Auch  im  Falle 
der  Vermögensabsonderung.  Laurent  II,  84. 

4)  Locre'  ad  Art.  108,  Moriin  a.  a.  0.  Sir.  VII,  II,  1151.  A.  M. 
sind  Deläporte,  Delvinc.,  Toull.  Durant.,  Grolman  ad  Art. 
108.  Favard  m.  domicile.  §.  II.  n.  8.  *Demol.  I,  358.  Marcade 
Art.  108.  n.  I,  Sir.  XL VIII,  II,  755.  —  *Die  zweite  Meinung  herrscht 
mit  Recht  vor,  die  separirte  Ehefrau  soll  für  immer  getrennt  vom  Manne 
wohnen.  P.)  Puchelt  Zeitschr.  IV,  S.  464.  Ebenso  Laurent  II,  86 
mit  Bezug  auf  das  alte  Recht  —  Po t hier  ed.  Siffrein  VII,  522  —und 
auf  den  Bericht  dos  Tribunats.  Locrö  II,  S.  186.  —  Dagegen  versteht  es 
sich  von  selbst,  dass  dieser  Wohnsitz,  wegfällt,  so  wie  der  Mann  stirbt 
oder  die  Frau  geschieden  oder  die  Ehe  für  nichtig  erklärt  wird.  Sir. 
XXIX,  II,  349.  Jedoch  während  des  Rechtstreites  de  divortio  vel  nulli- 
tate  matrimonii  behält  die  Frau  den  Wohnsitz  des  Mannes.  Grolman 
I,  390.  Merlin  qu.  in.  raariage.  §.  VI.  —  *Die  Ehefrau  eines  Interdi- 
zirten  hat  ihren  Wohnsitz  bei  dem  Vormund  des  letztern.  Demol.  I, 
363.  P.)  A.  M.  Laurent  II,  99. 

**)  P.)  Der  emaneipirte  Minderjährige  wird  bezüglich  des  Domicils 
dem  Volljährigen  gleich  geachtet.  S.  oben.  §.  131.  Laurent  II,  87. 
Für  ihn  gilt  auch  Nro.  2. 

5)  Der  Minderjährige  behält  den  Wohnsitz  der  Eltern  auch  nach 
deren  Tode,  bis  dass  ihm  ein  Vormund  ernannt  worden  ist.  (Dasselbe 
gilt  von  ähnlichen  Fällen)  Sir.  XXXV,  II,  556.  —  Ueber  den  Wohn- 
sitz d.  natürlich.  Kinder,  s.  Durant.  I,  368.  *Das  vom  Vater  aner- 
kannte natürliche  Kind  hat  seinen  Wohnsitz  beim  Vater,  das  von  der 
Matter  allein  anerkannte  bei  der  Mutter,  das  nicht  anerkannte  bei  der 
Person,  bei  der  es  untergebracht  ist.  Demol.  I,  361.  368.  P.)  Ist  es 
von  beiden  Eltern  anerkannt,  so  kommt  es  auf  den  Sitz  seiner  Vermö- 
gensverwaltung an,  also  in  der  Regel  bei  dem  Vater.  Laurent  IL  88. 
Die  nicht  —  anerkannten  nat.  K.  in  Hospitälern  haben  dort  ihre  Vor- 
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vormund  haben,6)  der  Vormund  seinen  Wohnsitz  hat;  Art 
108.  4)  Entmündigte  an  dem  Orte,  wo  der  Vormund  seinen 
Wohnsitz  hat;7)  Art.  108.  3)  die,  welche  das  Gesetz  CC.  p. 
Art  29.)  wegen  der  Strafe,  zu  welcher  sie  verurtheilt  worden 
sind,  den  Mundtodten  gleichstellt,  an  dem  Orte,  wo  ihr  Vor- 
mund seinen  Wohnsitz  hat; 8)  C.  p.  Art.  29.  6)  diejenigen, 
welche,  ohne  aus  einem  andern  Grunde  kraft  Gesetzes  einen 
Wohnsitz  zu  haben, 9)  bei  einem  Andern  in  Diensten  oder  blei- 
bend in  Arbeit  stehn,  an  dem  Orte,  wo  der  Dienstherr  seinen 
Wohnsitz  hat,  vorausgesetzt,  dass  sie  bei  ihrem  Dienstherm 
wohnen.10)  Art.  109.  —  Der  Wohnsitz,  den  eine  Person  kraft 
Gesetzes  hat,  dauert  in  allen  diesen  Fällen  nur  so  lange  fort, 
als  der  faktische  Grund  besteht,  auf  welchem  er  mittelbar 
beruht.  So  wie  dieser  Grund  wegfällt,  ist  der  Wohnsitz  der 
Person  nach  der  §.  144.  aufzustellenden  Regeln  zu  bestimmen.  n) 

mundscWt  und  ihr  Domicil.  Ges.  v.  15  Pluviöse  XIII.  Dekret  ▼.  19. 
Jan.  1811.  Art.  15. 

6)  Der  Wohnsitz  des  Vormundes  (des  Verwaltungsvormundes,  a.  Jpd. 
du  C.  c.  II,  413.)  geht  dem  Wohnsitze  des  Vaters  oder  dem  der  Matter 
vor,  wenn  auch  diese  am  Lehen  sein  sollten.  Arg.  Art.  450.  Delaporte 
ad  Art.  108.  P.)  Laurent  II,  86. 

7)  Wird  der  Ehemann  entmündiget  und  ihm  seine  Frau  zur  Vor- 
mund er  in  bestellt,  so  hat  der  entmündigte  Ehemann  den  Wohnsitz  sei- 
ner Frau.  Durant.  I,  366  *Demol.  I.  363.  S.  oben  Anm.  4  am  Ende. 
—  P.)  Das  im  Texte  aufgestellte  Prinzip  hat  der  E.  H.  angewendet, 
als  der  Entmündigte  im  Auslande,  sein  Vormund  im  Inlande  wohnte, 
zwar  von  dem  ausländ.  Gerichte  ernannt,  aber  dies  Urtheil  von  den 
inland.  Ger.  für  Yollziebhar  erklärt  war.  Dalloz  unter  Succesaion  Nro. 
91,  Vgl.  unten  §.  145  Anm.  1.  —  Die  Verbeiständung  hat  keinen  Ein- 
fluss  auf  das  Domicil.  Puchelt  Zeitschr.  IL  S.  301. 

8)  Durant.  I.  372.    P.)S. jedoch  Anm.  •  zu  §.  124a. 

9)  Also  auf  Minderjährige,  welche  nicht  emancipirt  sind,  und  auf 
Ehefrauen  ist  der  Satz  nicht  anwendbar.  Delvinc.  I,  p.  374,  Sir. 
XX'X,  II,  348.  P.)  Boncenne,  Proc.  civ.  8.202.  Demolombe  I, 
368.  Laurent  II  97,  99. 

10)  Wie,  wenn  sie  nicht  in  demselben  Hause  mit  dem  Dienstherrn, 
wohl  aber  in  einem  dem  Herrn  gehörenden  Hause  etc.  wohnen?  Vgl 
Locre*  ad  Art.  109.  Durant.  I,  374.  (Multum  arbitrio  judicis  per- 
missum  esse  videtur.)  *Das  Gesetz  verlangt  Zusammenwohnen;  findet 
Letzteres  nicht  Statt,  so  macht  es  keinen  Unterschied,  ob  das  Hans  dem 
Dienstherrn  gehört.  Demol.  I,  369.  Es  wird  dann  noch  su  beweisen 
sein,  dass  der  Dienende  dort  seine  Hauptniederlassung  hat. 

11)  Lassaulz  I,  161.  Merlin  m.  domicile  §.  11.  •Sir.  XXX,  I, 
325.  Ihr  früheres  Domizil  erlangt  die  Person  darum  nicht  ipso  jure 
wieder.  P.)  Demolombe  I,  370.  Laurent  II,  98. 
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§.  144. 

Wie  der  Wohnsitz  einer  Person  durch  die  That  begründet  wird.  —  Von 
der  Veränderung  dieses  Wohnsitzes. 

Alle  anderen  Personen*)  (§,  143.)  haben  ihren  Wohnsitz 
an  dem  Orte,  wo  sie  ihre  Niederlassung**)  haben  d.  h.  wo  sie 
sich  aufhalten,1)  mit  der  Absicht,  fortdauernd  an  dem  Orte 
zu  bleiben.  Arg.  Art.  102.  103.  *)  Wenn  einer  abwechselnd 
an  mehreren  Orten  wohnt,  so  ist  derjenige  Ort  sein  Wohnsitz, 
wo  er  seine  Hauptniederlassung  hat.3)  Art  102. 

Ein  Jeder,  der  einen  nur  faktisch  begründeten  Wohnsitz 
hat,  ist  in  einem  jeden  Augenblicke  berechtiget,  seinen  bis- 
herigen Wohnsitz  mit  einem  andern  zu  vertauschen,  jedoch  so, 
dass  er  durch  diesen  Wechsel  weder  in  einer  bereits  anhängi- 


*)  P.)  Jeder  hat  einen  Wohnsitz  und  jeder  Inländer  muss  im  In- 
lande  einen  Gerichtsstand  haben,  aber  nicht  einen  Wohnsitz.  Auch 
der  Franzose  kann  im  Auslande  8ir.  XXXVII,  I,  701  —  und  der  Aus- 
länder im  Inlande  (Frankreich)  einen  Wohnsitz  haben.  Puchelt,  Zeit- 
schrift II,  S.  300,  301.  Laurent  II,  65  68,  75,  der  Nro.67  gut  wider- 
legt die  Ansicht  von  Demolombe  1,  349,  wonach  jeder  Franzose  im 
Inland  sein  Domizil  soll  haben  müssen. 

•PJ  Wegen  des  Wohnsitzes  des  Staates  und  anderer  juristischer  Perso- 
nen sowie  der  Handelsgesellschaften  s.  Art.  69  C.  de"  pr.  Vgl.  Laurent 
I,  70.  Für  die  Handelsgesellschaften  s.  Allgem.  deutsches  HGB.,  Art. 
111  Abs.  2,  164  Abs.  2  3.  213  Abs  2  und  Puchelt,  Kommentar  zu 
diesen  Artikeln  und  S.  142.  Anm.  6  sowie  S.  193  Anm.  5. 

•*)  P.)  Art.  108  sagt  „son  principal  Etablissement.44  Damit  ist  we- 
sentlich bezwekt  die  im  alten  Rechte  gegebene  Möglichkeit  zweier  Do- 
micile  auszuschliessen.  Anm.  1  zu  §.  142.  —  Was  ist  die  Haupt-Nieder- 
lassung? Laurent  II,  65.  Das  Centruro  des  Lebens!  S.  unten  Anm.  3. 

1)  Sie  mögen  eine  längere  oder  eine  kürzere  Zeit  an  dem  Orte  ge- 
wohnt haben.    Sir.  XIII,  II,  353. 

2)  Der  G.  c.  handelt  nicht  von  der  Begründung,  sondern  nur  ron 
der  Veränderung  des  Wohnsitzes.  In  dem  Entwürfe  der  Sektion  lautet 
der  Art.  103  so:  Le  dorn i eile  se  formera  par  l'intention  jointe  au  fait 
d'une  habitation  reelle  etc.  Allein  man  bemerkte  im  Staatsrathe,  (wohl 
nicht  mit  hinreichendem  Grunde,)  dass  doch  ein  Jeder  ein  forum  ori- 
ginis  haben  müsse.  Der  Grundsatz,  den  der  Entwurf  enthielt,  ist  juris 
communis;  die  Art.  102  und  103  sind  daher  auch  für  die  Begründung 
des  Wohnsitzes  anwendbar,  z.  B.  wenn  die  Kinder  eines  Franzosen,  der 
sich  in  der  Levante  aufhielt,  nach  Frankreich  zurückkehren,  vgl.  Loore* 
u.  Malev.  ad  Art.  102.    P.)  Laurent  II,  65. 

3)a  Wie  wenn  dieser  Ort  zweifelhaft  ist?  S.  C.  de  pr.  Art.  69.  n.  8. 
Merlin  m.  domicile  §.  8.  Durant.  I  354  Lagrange  I,  72.  —  *Das 
Zahlen  der  Steuern  an  einem  Orte  ist  kein  entscheidendes  Zeichen  für 
den  Wohnsitz.  Der  Richter  hat  ganz  nach  den  Umständen  zu  entschei- 
den. Sir.  X LH I,  I,  420.        Oben  Anm.  **. 
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gen  Rechtssache  den  Gerichtsstand  verändern  4)  noch  auch  sich 
der  Rechtsverfolgung  seiner  Gläubiger  betrügerisch  entziehen 
kann. 5)  —  Die  Veränderung  des  Wohnsitzes  geschieht,  wenn 
Einer  seinen  Aufenthalt  an  einen  Ort  wesentlich  verlegt  und 
überdiess  die  Absicht  hat,  an  diesem  Orte  sich  niederzulassen 
oder  seine  Hauptniederlassung  zu  nehmen.  Art.  103.  Dieblose 
Veränderung  des  Aufenthaltsortes  hat  also  die  Veränderung 
des  Wohüsitzes  noch  nicht  zur  Folge,  vielmehr  wird  der  ein- 
mal an  einem  Orte  begründete  Wohnsitz,  ungeachtet  einer 
Veränderung  des  Aufenthaltsortes,  schon  durch  die  Absicht 
an  den  Ort  des  Wohnsitzes  zurück  zu  kehren,  beibehalten;6) 
auch  ist  im  Zweifel  die  Absicht,  einen  andern  Ort  zum  Wohn- 
sitze zu  wählen ,  nicht  zu  vermuthen ; 7)  woraus  weiter  zu  fol- 
gern ist,  dass  der  letzte  bekannte  Wohnsitz  einer  Person  die 
Stelle  des  wahren  aber  unbekannten  Wohnsitzes  vertritt.*) 
Eben  so  wenig  reicht  auf  der  andern  Seite  zur  Veränderung 
des  Wohnsitzes  die  blose  Absicht  oder  die  Erklärung  hin, 
dass  man  seinen  bisherigen  Wohnsitz  verändern  wolle,  sondern 
es  ist  noch  überdiess  erforderlich,  dass  man  seine  Wohnung 
wirklich  an  den  Ort  verlegt  habe,  wohin  man  sie  verlegen 
wollte.9)  —  Der  Beweis  dieser  Absicht  geht  aus  der  Erklär- 
ung hervor,  welche  man  darüber  sowohl  vor  der  Muncipalität 
des  Orts,  den  man  verlässt,  als  vor  der  Municipalität  des 
Orts,  an  welchen  man  seinen  Wohnsitz  verlegt,  ausdrücklich 
gethan  hat. 10)  Art.  104.  In  Ermangelung  einer  solchen  Erklär- 


4)  Practic.  Francis  I,  286.  Favard  m.  action  §.  II. 

5)  Malev.  ad  Art.  105.   Grolman  I.  408. 

6)  In  dem  Entwürfe  der  Sektion  lautete  der  Art.  103.  weiter  (s. 
Anm.  2.)  so:  Le  domicile  se  consenrera  par  la  seule  Intention.  —  Sir. 
XXVI,  I,  460.  XXXIII,  I,  70.  P.)  Dae  hat  seine  Greneen!  Wer  seine 
Hauptniederlassung  an  einen  andern  Ort  verlegt,  kann  sich  nicht  auf 
die  Absicht  der  Rückkehr  berufen.  Est  protestatio  facto  contraria.  Lau- 
rent. II,  79. 

7)  Sir.  XII,  II,  5.  446.    P.)  So  K.  H.  Sir.  LVI,  I,  239. 

8)  Sir.  VIII,  IL  70.  *L,  I,  207.  Merlin  m.  domicile  §.  IL  P.) 
Laurent.  II.  78. 

9)  Sir.  Xu,  IL  73.  XIII,  11,653.  XVII  1,107.  XXX,  1,264.  XXXII, 
I,  822.  *L,  I,  797.  II,  256.  Aber  die  Anm.  6.  ist  auch  auf  diesen  Fall 
anwendbar. 

10)  Jedoch  benimmt  der  Akt,  welchen  die  Municipalität  über  eine 
solche  Erklärung  ausgefertiget  hat,  den  Gerichten  nicht  das  Recht,  auch 
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ung  ist  diese  Absieht  nach  den  Umständen  zu  beurtheilea, 
unter  welchen  man  den  neuen  Aufenthaltsort  gewählt  hat  oder 
mit  welchen  der  Aufenthalt  daselbst  begleitet  ist.11)  Art.  105. 
Allemal  aber  wird  eine  Partei  den  Wohnsitz  gegen  sich  gel- 
ten lassen  müssen,  den  sie  sich  selbst  in  einem  Akte  beige- 
legt hat1*)  —  Uebrigen8  ,***)  wer  die  im  Artikel  104.  er- 
wähnte Erklärung  gethan  und  an  dem  in  dieser  bezeichneten 
Orte  seinen  Aufenthalt  genommen  hat,  ist  nicht  mit  dem  Vor- 
geben zu  hören,  dass  er  dennoch  seinen  vormaligen  Wohnsitz 
habe  beibehalten  wollen.18) 

$.  145. 

Von  den  Rechten,  deren  Ausübung,  and  ron  den  Verbindlichkeiten,  de- 
ren Vollsiehang  an  den  allgemeinen  Wohnsitz  gebunden  ist 

Der  allgemeine  Wohnsitz,  den  eine  Person  —  kraft  Ge- 
setzes oder  durch  ihre  That  —  hat,  ist  überhaupt  der  Ort, 

einen  andern  Ort  für  den  Wohnsitz  der  Partei  zu  erklären.  Merlin 
m.  domicile.  $.2.  *Sir.  XXXVII,  I,  701.  XXXIX,  L  681.  Die  Erklärung 
nur  vor  der  einen  Municipalität  genügt  an  sich  nicht.  Sir.  XL,  1, 
940.  P.)  Wohl  aber  kann  sie  für  die  Umstände  des  Falles  von  Bedeu- 
tung sein.  Art.  105,  Laurent  II,  80. 

11)  Locre*  u.  Maler,  ad  Art.  402.  Toullier  I,  877.  Sir.  X,  IL 
55.  XII,  I,  22.  XXXV,  1. 211.  *XL,  L  959.  XL1I,  I,  348.  XLIX,  II,  568. 
P.)  Beispiele  Laurent  IL  81.  —  S.  Anwendungen  dieses  Satzes  auf 
Beamte  bei  Sir.  XXXI,  I,  362.  XXXII,  I,  694.  *XLIV,  II,  623. 

12)  Lassaulx  I,  157.  Joarn.  du  pal.  1819.  I,  385.  So  Pothier! 
Laurent  II,  81. 

***)  F.)  Was  ist  Rechtens,  wenn  die  Umstände  ans  welchen  Ver- 
änderung des  Domiciles  folgt,  nicht  öffentlich  bekannt  sind?  Laurent 
II ,  82  will ,  der  allgemeinen  Meinung  folgend ,  die  bona  fide  im  alten  ~ 
Wohnsitze  gemachte  Signifikation  als  giltig  erachten ,  obwohl  er  den 
aus  Art.  1382  entnommenen  Grund  bekämpft  und  einen  anderen  nicht 
anfuhrt.  Aubry  et  Bau  §.  144  Anm.  18  berufen  sich  mit  mehr  Becht 
auf  Art.  69  No.  8  G.  de  proc.  für  ihre  Ansicht,  dass  die  am  Aufent- 
haltsorte bona  fide  gemachte  Signifikation  auch  dann  giltig  ist,  wenn 
die  Umstände  nicht  genügen,  um  Verlegung  des  Wohnsitzes  anzunehmen. 
Jedenfalls  steht  das  Eine  oder  Andere  nicht  der  exe.  fori  incompetentis 
entgegen,  wo  nur  der  wirkliche  Wohnsitz  entscheidet,  obwohl  der  Rich- 
ter im  Zweifel  die  Fortdauer  des  einmal  begründeten  Wohnsitzes  anzu- 
nehmen hat.  S.  oben  Anm.  7. 

Hat  die  Signifikation  am  Domicile  einer  Handelsgesellschaft  zu  ge- 
schehen, erfolgt  aber  an  den  im  Gerichtsbezirke  gerade  anwesenden 
socius  gerens,  so  kommen  doch  die  Zusatztage  des  Art.  73  C.  de  proc. 
in  Anrechnung.  Entscheid,  d.  Beichs-OHG.  V.  S.  324,  Puchelt,  Kom- 
mentar z.  deutschen  HGB.  Anm.  5.  zu  Art.  117. 

13)  Sir.  XXVII,  I,  351. 
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durch  welchen  in  der  Regel  die  Kompetenz  der  Staatsbehör- 
den und  Staatsdiener  in  bürgerlichen  Sachen  bestimmt  wird, 
sei  es,  dass  die  Person  zu  einem  Akte  oder  zum  Schutze  ihrer 
Hechte  der  Dazwischenkunft  einer  Staatsbehörde,  oder  eines 
Staatsdieners  bedarf,  oder  dass  gegen  sie  eine  Verbindlichkeit 
mit  Hülfe  der  öffentlichen  Macht  geltend  gemacht  werden  soll. 
—  So  bestimmt  der  allgemeine  Wohnsitz  einer  Person  z.  B. 
ihren  Gerichtsstand,  (forum  domicilii,)  C.  de  pr.  Art.  2.  59. 
68.  den  Gerichtsstand  ihres  Nachlasses , ')  (forum  hereditatis 
jacentis,)  Art.  110.  822.  C.  de  pr.  Art  59.  das  Gericht,  Ton 
welchem  sie,  wenn  sie  gemüthskrank  ist,  zu  entmündigen,  oder 
wenn  sie  vermisst  wird,  für  verschollen  zu  erklären  ist  Art. 
115.  492.*) 

IL  Von  dem  besondern  Wohnsitze  —  dem  er- 
wählten. —  §.  142.  — 

§.146. 

Es  ist  den  Gesetzen  nach  erlaubt,  die  Uebereinkunft  zu 
treffen,  dass  man  zur  Vollziehung  eines  Rechtsgeschäfts  einen 
besondern  d.  i.  nur  für  diesen  Zweck  geltenden  Wohnsitz  er- 
wähle.1) Art.  111. 

Diese  Wahl  kann  entweder  blos  von  der  einen  Partei 
oder  auch  von  beiden  Parteien  geschehen,8)  allemal  aber  nur 


1)  P.)  S.  oben  §.  143  Anni.  7.  Wegen  der  Ausländer  s.  oben  §.  31 
Note  6. 

2)  P.)  Ueber  weitere  Folgen  des  Domicils  s.  Aubry  et  Ran  I.  §. 
145.  Laurent  II,  100-102. 

1)  #Der  erwählte  Wohnsite  ist  nicht  das  forum  contrarius  des  Rom. 
Rechts,  sondern  die  prorogatio  fori  voluntaria.  Das  erstere  war  dem 
Franz  Rechte  unbekannt 

P.)  Der  erwählte  Wohnsitz  ist  nicht  an  die  Thatsache  des  Aufent- 
halts gebunden,  während  der  dayon  nicht  berührte  allgemeine  Wohnsitc 
(§.  142  am  Ende)  nie  ganz  auf  einer  Fiktion  beruht. 

2)  Auch  ein  Fremder  kann  für  die  Vollziehung  eines  Aktes  einen 
Wohnsitz  in  Frankreich  wählen  Merlin  m.  domicile  §.  II.  n.  8.  Sir. 
VII,  IL  853.  *Und  ein  Inländer  diesen  Wohnsitz  im  Auslände.  Foelix, 
Dr.  intern,  pr..  §.  160.  —  Die  Wahl  kann  auch  durch  einen  Bevollmäch- 
tigten geschehen.  Sir.  XLIV,  I,  249.  Die  Vollmacht  muss  aber  diese 
Befagniss  ausdrücklich  ertheilen.  Rh.  Ar  eh.  XI,  I,  201. 
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ausdrücklich3)  und  in  einer  Rechtsurkunde,  wenn  auch  nicht 
blos  in  der  Rechtsurkunde  aut  deren  Vollziehung  sich  die  Wahl 
des  Wohnsitzes  bezieht,  sondern  auch  in  einer  später  aufge- 
nommenen.4) Die  Bestimmung  des  Orts,  welcher  zum  Wohn- 
sitze gewählt  werden  soll,  hängt  von  dem  Gutbefinden  der 
Parteien  ab.  Zugleich  aber  ist  die  Person*)  und  die  Wohnung 
der  Person  zu  bestimmen,  welche  an  diesem  Orte  Vorladun- 
gen und  andere  Zustellungen  statt  der  Partei  anzunehmen  er- 
mächtiget sein  soll.  Jedoch  kann  die  Partei  auch  ihre  eigene 
dermalige  Wohnung  zu  ihrem  Wohnsitze  erwählen.  $) 

Die  Uebereinkunft,  mittelst  welcher  ein  Wohnsitz  erwählt 
wird,  ist  in  drei  von  einander  verschiedenen  Beziehungen  zu 
betrachten.  —  Sie  ist  1)  ein  Vertrag,  durch  welchen  sich  die 
eine  Partei  zum  Vortheile  der  andern  der  Gerichtsbarkeit  der 
Gerichte  des  erwählten  Wohnsitzes  in  Beziehung  auf  die  Voll- 
ziehung**) eines  gewissen  Rechtsgeschäftes,  in  so  fern  es  hierzu 


3)  Z.  B.  die  Wahl  eines  Wohnsitzes  liegt  noch  nicht  in  der  Stipu- 
lation, dasß  die  Erfüllung  an  dem  und  dem  Orte  geschehen  solle.  8.  je- 
doch C.  de  pr.  Art.  420.  Durant.  Xll,  100.  Sir.  X,  I,  378.  P.)  Lau- 
rent. IL  104,  105.  ^Ausgenommen  hei  Handelspapieren.  Sir. ^XXXVT, 
II,  367.  Masse,  Dr.  coramerc.  III,  59.  Laurent.  II,  105. 

P.)  Eine  bestimmte  Form  ist  nicht  vorgeschrieben;  also  kann  ans 
einer  Klausel  des  Aktes  entnommen  werden,  dass  sie  die  Wahl  des 
Wohnsitzes  enthält,  wozu  freilich  die  ohen  and  in  den  folg.  Anm.  be- 
zeichneten Vorkommnisse  nicht  genügen.  Dal  los  unter  Comp.  comm. 
Nro.  416;  unter  Dom.  flu  Nro.  34,  38,  40. 

4j  Delvinc.  ad  Art.  111.  Merlin  ra.  dorn.  61a.  §,  IL  n.  6.  Grol- 
inan  I,  872.  *Demol.  I,  373.  —  A.  M.  ist  Locre*  ad  Art.  UL-mit 
den  Motifs.  P.)  Nicht  aber  gilt  es  schon  als  Wahl,  wenn  dem  Manda- 
tar das  Recht  daza  ertheilt,  aber  von  ihm  in  dem  Akte  kein  Gebranch 
davon  gemacht  worden  ist.  Anders  KH.  24.  Juni  1806.  Da  11  ob  unter 
Domic.  ein.  41.  Dagegen  richtig  K.  H.  Sir.  XXXVII,  L  567.  XXXVIII, 

I,  184.  XXXIX.  I,  510.  XLlVf  I,  249.  Laurent.  II,  106. 

*)  P.)  Die  Bezeichnung  eines  bestimmten  Hauses  an  einem  benann- 
ten Orte  genügt.  AubryetRauI.  §.  146.  S.  588. 

5)  Der  Vortheil,  den  die  Gegenpartei  von  dieser  Stipulation  zieht, 
ist  z.  B.  der,  dass,  wenn  die  Partei  ihren  Wohnsitz  wechselt  oder  wenn 
sie  an  dem  Orte  blos  ihren  Aufenthalt  hat,  dieses  auf  den  Gerichtsstand 
ohne  Einfluss  ist.    Vgl.  über  diesen  Fall:  Merlin  m.  domicile  IIa.  $. 

II,  n.  7.    Sir.  XU,  II,  369.  XVI,  I,   198.   XXIV,  II,  194.  XXXIV,  II, 
560.  »XLVIII,  II,  206. 

P.)  Dies  hat  auch  Bedeutung  für  den  Fall  einer  Aendernng  des 
Wohnsitzes  von  Seiten  der  Erben  and  Rechtsnachfolger,  für  welche  der 
gewählte  Wohnsitz  ebenfalls  gilt.  —  Art.  1122.  -  Laurent  II,  108. 
109.    S.  unten  Anm.  8. 

**)  P.)  Auch  die  Auflösung  des  Vertrages  wegen  Nichterfüllung  — 
Z»o*»rU,  Frans.  Cinlrechi.    6.  Aufl.    I.  23 
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eines  Zwanges  bedürfen  sollte,  unterwirft.*)  Hieraus  folgt  z. 
B.  die  aus  diesem  Vertrage  unter  den  Parteien  entstehenden 
Rechte  und  Verbindlichkeiten  gehen  eben  so,  wie  andere  Ver- 
tragsrechte und  Vertragsverbindlichkeiten,  auf  die  Erben  und 
Rechtsnachfolger  dieser  Parteien  über. 7)  Für  dritte  Personen 
ist  dagegen  der  Vertrag  nicht  verpflichtend. 8)  Er  bezieht  sich 
nur  auf  die  gezwungene  Vollziehung  des  Rechtsgeschäfts;9) 
und,  auch  was  diese  betrifft,  ist  er,  als  eine  Ausnahme  von 
der  Regel,  (von  dem  foro  domicilii  generalis,)  im  Zweifel  mög- 
lichst zu  beschränken.  10)  —  Die  Wahl  eines  Wohnsitzes  ist 
2)  die  Ausdehnung  der  Gerichtsbarkeit,  welche  kraft  Gesetzes 
allein  den  Gerichten  des  gemeinen  Rechts  zustehn  würde,  auf 
die  Gerichte,  welche  an  dem  Orte  des  erwählten  Wohnsitzes 
in  der  Sache  kompetent  sind.  (Est  prorogatio  jurisdictionis  ) 
,Die  Gerichte  dieses  Ortes  sind  kraft  Gesetzes  verpflichtet,  die 
ihnen  so  ertheilte  Vollmacht  anzuerkennen.  So  weit  diese  Voll- 
macht geht,  ist  die  Kompetenz  dieser  Gerichte  der  Kompetenz 
der  Gerichte  des  gemeinen  Rechts  gleich  zu  achten.11).  — 
Die  Wahl  eines  Wohnsitzes  ist  3)  eine  Vollmacht,  welche 
(wenigstens  in  der   Regel)   einer   bestimmten   Person  ertheilt 


Art.  1184  —  gehört  hierher;  ebenso  jene  auf  th  eil  weise  Ums  tossung  oder 
Vernichtung,  nicht  aber  auf  gänzliche.  —  Dalloz  unter  Domicfie  ein, 
85  u.  f.  Für  letztere  Beschränkung  fehlt  ein  innerer  Grund;  Art.  111 
sagt  zwar  „pour  rex£cutionu  —  sed  par  est  ratio.  Vgl.  Badische  Bürg. 
Prozessordn.  g.  31.  Mit  Recht  hat  daher  das  Erk.  in  Sir.  XLI,  I,  178 
auch  hierauf  den  erwählten  Wohnsitz  ausgedehnt. 

6)  Also  zur  Giltigkeit  einer  solchen  Wahl  wird  erfordert,  dass  die 
Partei  rechtlich  befähigt  war,  eine  Vertrags  Verbindlichkeit  einzugehen. 
Sir.  XXXII,  I,  753. 

7)  Toull.  I,  368.  Durant.  I,  381.  Merlin  a.  a.  0.  Grolman 
I,  380  *Marcad<5  Art.  111.  S.  jedoch  Sir.  X,  II,  247.  S.oben  Anm  5. 

8)  Merlin  a.  a.  0.  P.)  Richtig  quoad  Art.  1167  —  Sir.  XLIV,  I, 
122.  Dagegen  die  cessio  ex  lege.  —  S.  unten  II.  §.  312  und  Art.  1166 
umfasst  auch  den  vom  Schuldner  gewählten  Wohnsitz.  Aubry  et  Rau 
I.  §.  146.  Anm.  21.    Dalloz  unter  Dom.  ein,  66  und  51. 

9)  Also  z.  B.  nicht  auf  den  Ort,  wo  die  Zahlung  zu  leisten  ist. 
Durant.  I,  377.  XII,  99.  Lagrange  I,  74.  P.)  Laurent  II,  111. 
*  Anders  in  Handelssachen.    Masse\  Dr.  commerc.  III,  59. 

10)  Pig'eau  1,  119.  Sir.  X,  II,  237.  XV,  I,  430.  XXIX,  IL  194. 
XXXIV,  II,  350.    P)  Laurent  II,  110.    Vgl.  aber  oben  Anm.  **. 

11)  Delvinc.  I,  79.  III,  335.  P.) Dabei  ist  aber  zu  beachten,  dass 
die  Prorogation  von  zwei  ausländischen  Parteien  von  den  Gerichten  nicht 
angenommen  zu  werden  braucht.  Vergl.  auch  oben  §.  142  Text  und 
Anm.  7,  8. 
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wird,  statt  der  Partei  die  Vorladungen  etc.  anzunehmen,  welche 
sonst  an  die  Partei  selbst  oder  in  deren  Wohnsitz  geschehen 
müssten. ")  (Est  mandatum  de  recipiendis  citationibus.)  Auch 
in  dieser  Hinsicht  ist  die  Wahl  eines  Wohnsitzes  strictissimae 
interpretationis.  Arg.  Art.  1988.  1989. 

Aus  dem,  was  hier  über  das  rechtliche  Wesen  einer  sol- 
chen Wahl  gesagt  worden  ist,  ergeben  sich  von  selbst  die  Re- 
geln, nach  welchen  die  Veränderung  dieses  Wohnsitzes  zu 
beurtheilen  ist.  Z.  B.  Der,  welcher  einen  bestimmten  Ort  zu 
seinem  Wohnsitze  erwählt  hat,  kann  nicht  einseitig  die  Wahl 
zurücknehmen  oder  an  die  Stelle  des  gewählten  Orts  einen 
andern  setzen,13)  ausgenommen,  wenn  die  Wahl  blos  zu  sei- 
nem Vortheile  geschehen  wäre.14)  Dagegen  ist  er  allerdings 
berechtiget,  statt  der  Person,  bei  welcher  er  seinen  Wohnsitz 
erwählt  hat,  eine  andere  und  deren  Wohnung  an  demselben 
Orte  zu  erwählen.  u)  Wenn  die  Person,  bei  welcher  die  Partei 
ihren  Wohnsitz  erwählt  hat,  den  Auftrag***)  nicht  annimmt 
oder  ihn  aufkündiget,  (was  ihr  zu  thun  freisteht,)  oder  wenn 
sie  mit  Tode  abgeht,16)  oder  wenn  der  ihr  ertheilte  Auftrag 


12)  Merlin  m.  domicile  61u.  §.  2  n.  11. 

13)  Favard  m.  domicile  §.  III.  n.  2.  Journ.  du  pal.  1812.  III.  107. 
1813.  III,  64.    P.)  Laurent  H,  112. 

14)  P)  Laurent  II,  112.  —  Was  nicht  zu  vermuthen  sein  wird. 
Vgl.  Practicien.  Fr.  If  p.  291.    *S.  aber  Carrä,  Proc.  civ.  I,  271. 

15)  Tua  non  interest.  Merlin  m  domicile  a.  a.  0.  Grolman  I 
381.  Sir.  XIV,  If  68.  P.)  Laurent  II,  113. 

*#*)PjWird  der  Auftrag  angenommen,  —  ausdrücklich  oder  still- 
schweigend s.  B.  durch  Annanme  einer  Insinuation  —  so  übernimmt  der 
Mandatar  die  Pflicht  der  Weiterbeförderung  an  den  Mandanten.  Sir. 
XXXVII,  I,  301.    Demolombe  I,  372. 

16;  Vgl.  über  die  Frage,  ob  dieser  Auftrag  morte  mandatarii  er- 
lösche: Merlin  a.  a.  0.  Pract.  Fr.  I,  292.  Grolman  I,  381.  *S.  aber 
Sir.  XL VIII,  II,  206,  Carre,  Proc.  c.  I,  274.  In  dem  a.  Urtheil  wurde 
angenommen,  dass  die  Verpflichtung  auf  den  Nachfolger  des  Notars 
übergehe,  bei  dem  der  Wohnsitz  genommen  war.  Für  den  Anwalt  wurde 
das  Umgekehrte  entschieden  in  Sir.  XXXI,  II,  265.  —  Eine  Ausnahme 
von  den  im  Paragraphen  aufgestellten  Regeln  enthält  der  Art.  2156. 
Exceptio  flrmat  regulam  etc.  P.)  Dass  das  gewählte  Domicil  nicht  er- 
lischt, ist  unbestritten;  aber  die  Einen  meinen,  nach  dem  Tode  etc. 
des  aufgestellten  Mandatars  könne  doch  noch  in  dessen  Domicil  insi- 
nuirt  werden  s.  B.  Demolombe  I,  372.  Aubry  et  Bau  1.  §.  146 
Anm.  26 ;  die  Anderen  meinen,  der  Domiciliat  müsse  zuvörderst  auf  Er- 
nennung eines  anderen  Mandatars  belangt  werden.  Beide  berufen  sich 
auf  Art  2156,  die  Einen  als  Ausdruck  eines  Principe*,  die  Anderen  als 
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aus  einem  andern  Grande,  unbeschadet  des  Hauptvertrages, 
erlischt,1 7)  so  ist  die  Partei  verpflichtet,  ihren  Wohnsitz  bei 
einer  andern  Person  an  demselben  Orte  zu  erwählen.  Auf  die 
Erfüllung  dieser  Verbindlichkeit  wird  die  Partei  vor  dem  Ge- 
richte ihres  allgemeinen  Wohnsitzes  zu  belangen  sein. 


Zweites  Hauptstück. 

Von  den  Abwesenden. 

Art.  112—143.  —  Der  C.  c.  enthält  in  dieser  Lehre  grösstenteils  neues 
Recht,  bei  welchem  jedoch  der  ehemalige  Gerichtsgebrauch  berück- 
sichtigt worden  ist.  —  Tratte  des  absens.  Par  A.  G.  de  Moly.  1822. 
Tratte*  de  l'absence  et  de  ses  effets.  Par  Biret.  1823.  Nouveau  traite 
des  absens.  Par  Talandier.  1833.  Code  de  tr.  des  absents.  Par 
Pias  man.  1841.  II.  Vol.  Merlin  m.  absent.  Hier  ein  Kommentar 
Ober  die  einzelnen  Art.  des  Titels  des  C.  c.  von  den  Abwesenden. 
S.  auch  oben  S.  843.  —  Allgemeine  Bibliothek  für  Staatskunde  etc. 
7.  H.  Ueber  die  Verschollenen  and  über  die  Abwesenheit  nach  dem 
C.  N.  Von  G.  F.  Denecke.  Hannover  1810.  8.  —  »Demante  in 
der  Encyclopedie  du  dr.  m.  Absent.  P.)  Theorie  de  l'application  des 
lois.  tome  I.    Des  Absents.    Par  Sermet.    1834. 

§.  147. 

Vorbegriffe. 

Ein  Abwesender,  dieses  Wort  in  seiner  weitesten  Be- 
deutung genommen,  ist  der,  welcher  an  einem  bestimmten 
Orte,  (an  einem  Orte,  von  welchem  in  einem  gegebenen  Falle 
die  Frage  ist,)  nicht  wesentlich  gegenwärtig  ist.  —  Die  Ab- 
wesenheit in  dieser  weitesten  Bedeutung  bezieht  sich,  in  wie 
fern  sie  gewisse  rechtliche  Folgen  hat,  bald  auf  den  Ort,  an 
welchem  ein  bestimmtes  Recht  von  einer  Person  oder  gegen 
eine  Person  geltend  gemacht  oder  eine  bestimmte  Handlung 
der  Staatsgewalt  gegen  die  Person  ausgeübt  werden  soll,  bald 

Zulassung  einer  Ausnahme.  Nach  dem  Grundsatze  vom  Mandat  ist  die 
Ansicht  von  Z.  vorzuziehen;  indessen  ist  es  oft  eine  quaestio  facti.  Wird 
b.  B.  das  Geschäftszimmer  des  Notars  für  den  I.  Distrikt  der  Stadt 
N.  N.  gewählt,  so  kommt  auf  den  Inhaber  auch  dann  nichts  an,  wenn 
der  dermalige  Notar  mit  Namen  bezeichnet  ist;  der  Ort,  nicht  die  Per- 
son war  gewählt.    S.  oben  Anm.  * 

17)  Merlin  m.  domic.  elu.  §.  VIII. 
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aui  den  Wohnsitz  oder  den  Ort  des  gewöhnlichen  Aufenthaltes 
der  Person.1) 

Die  Abwesenheit  der  ersten  Art  hat  z.  B.  in  so  fern 
gewisse  rechtliche  Folgen,  als  Einer,  dem  eine  Erbschaft  er- 
öffnet worden  ist,  an  dem  Orte,  wo  der  Nachlass  zu  versie- 
geln, zu  entsiegeln,  zu  inventarisiren  und  zu  theilen  ist,  we- 
der in  Person  noch  durch  einen  Bevollmächtigten  gegenwärtig 
ist;  Art.  819.  840.  C.  de  pr.  Art.  928.  942.  943  —  oder, 
als  Einer  ausserhalb  des  Gerichtsbezirkes  desjenigen  Ge- 
richtshofes wohnt,  in  dessen  Bezirke  das  Grundstück  liegt, 
welches  ein  Anderer  gegen  ihn  durch  Ersitzung  erwerben  will; 
Art.  2265  f.  —  oder,  als  in  einer  Civilsache  der  Beklagte  aus- 
bleibt*); C.  de  pr.  Art.  149  f.  —  oder,  als  in  einer  Krimi- 
nalsache der  Angeklagte  nicht  erscheint.8)  Art.  23 ff.  G.  d'i. 
c.  Art.  465. 

Die  Abwesenheit  der  zweiten  Art,  die  Abwesenheit  vom 
Wohnsitze  oder  von  dem  gewöhnlichen  Aufenthaltsorte  hat 
schon  dann  einige  rechtliche  Folgen,  wenn  sie  blos  augenblick- 
lich ist.  S.  z.  B.  C.  de  pr.  Art.  68.  Mannigfaltiger  und  be- 
deutender sind  die  Folgen  dieser  Abwesenheit,  wenn  der  Ab- 
wesende eine  Militärperson  ist,   und  im   Felde  steht,4)    oder 

1)  Vgl.  Ober  die  verschiedenen  Arten  oder  Beziehungen  der  Abwe- 
senheit: Merlin  m.  absen*.  De  Moly  n.  10.  P.)  Laurent  II,  116 
u.flg.  Puchelt,  Zeitschr.  II.  S.  301.  Distinguas!  &)  non  presents  d.  h. 
solche,  die  an  einem  gewissen  Orte  nicht  anwesend  sind;  übrigens  ist 
der  C.  Nap.  in  seiner  Ausdrucksweise  nicht  konsequent,  da  er  zwar  in 
Art  840  richtig  „non  pr&ents",  dagegen  in  Art.  316  Abs.  2  unrichtig 
„abseilt"  statt  „non  present"  —  gebraucht,  b)  absents,  d.  h.  solche, 
über  deren  Leben  und  Tod  Ungewissheit  herrscht,  und  zwar  a)  absents 
presumäs  oder  Vermisste,  b)  absents  dlclaräs  oder  Verschollene  mit 
fürsorglicher  oder  definitiver  Besitzeinweisung  der  Erbev.  S.  unten  §.  148 
Anm.  2.  Nur  mit  den  absents  d.  h.  mit  den  Vermissten  oder  Verschol- 
lenen beschäftigt  sich  T.  IV  B.  I  C.  N. 

2)  Die,  welche  in  Beziehung  auf  eine  ihnen  eröffnete  Erbschaft  ab- 
wesend sind,  werden  non  presents  genannt.  —  Der  Beklagte,  der  aus- 
bleibt, heisst  la  partie  däfaillante.    Jugement  par  däfaut. 

3)  Er  heisst  le  contumace.  Condamnation  par  contumace.  Vgl.  de 
Moly  n.  782. 

4)  Vgl.  über  die  Vorrechte  der  im  Felde  stehenden  Militarpersonen 
1)  Lois  v.  ll.Vent.  und  ▼.  16.  Fruct.  II.  Sind  diese  Gesetze  auch  jetzt 
nocli,  nach  wiederhergestelltem  Frieden  oder  zu  Folge  der  Gesetze  vom 
21.  Dec.  1814  und  ▼.  13.  Jan.  1817  in  Kraft?  S.  Dali  ob  m.  absent. 
Sect.  IX.  Merlin  m.  absent  ad  Art.  136  des  C.  c.  Durant.  I,  429 ff. 
—  2)  Loi  vom  6.  Brum.  V.    Vgl.  unten  §.  211  Anm.  2.  —  3)  Dasselbe 
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wenn  man  nicht  weiss,  ob  der  Abwesende  noch  am  Leben 
sei,  oder  wo  er  sich  dermalen  aufhalte.  —  Ein  Abwesen- 
der in  der  engsten  Bedeutung  ist  der,  welcher  sich  von 
dem  Orte  seines  Wohnsitzes  oder  seines  gewöhnlichen  Auf- 
enthaltes entfernt  hat,  ohne  dass  man  weiss,  ob  er  noch  am 
Leben  sei.  Von  den  Abwesenden  in  dieser  Bedeutung  wird 
in  dem  vorliegenden  Hauptstücke  allein  die  Bede  sein.  (Die 
Worte:  Abwesende,  Abwesenheit,  sind  sowohl  in  diesem  Haupt- 
stücke, als  sonst  in  diesem  Handbuche,  jederzeit  nach  dieser 
ihrer  engsten  Bedeutung  zu  verstehen.)  Jedoch  ißt  zu  bemer- 
ken, dass  das,  was  von  den  zum  Vortheile  dieser  Abwesenden 
zu  ergreifenden  Massregeln  gesagt  werden  wird,  auch  auf  die- 
jenigen anwendbar  ist,  von  welchen  man  nur  den  Aufenthalts- 
ort nicht  kennt6) 

§.  148. 

Grundsätze,  von  welchen  der  C.  c.  in  der  Lehre  von  den  Abwesenden 

ausgeht. 

Die  Grundsätze,  von  welchen  der  C.  c.  in  dieser  Lelire 
ausgeht,  und  welche  man  daher  zur  Auslegung  der  die  Ab- 
Gesetz, eine  wahre  Suspension  der  Verjährung,  erneuert  durch  das  vom 
21.  Dec.  1814,  ist  seit  dem  14.  März  1816  nicht  mehr  in  Kraft.  Siehe 
Dalloz  a.  a.  0.  —  4)  Das  Rundschreiben  des  Grossrichters  v.  16.  Dec, 
1806.  (Sir.  VIII,  II,  30.)  -  5)  Loi  v.  13.  Jan.  1817.  -  Ausführlich 
handeln  von  diesen  Vorrechten  und  den  sie  betreffenden  Gesetzen  etc. 
Talandier  p.  336ff.  und  *Demolombe  II,    337-353.    P.)Aubrj 

ÄJSa5-L5".  161»  Y*1'  för  dftS  dcufc8che  Reich  das  Gesetz  v.  21.  Juli 
1870,  die  Einstellung  des  Civilprozcssverfahrens  gegen  Militarpersouen 
wahrend  der  Dauer  des  damaligen  Krieges.  B.G.Bl.  S.  493.  Auslegung 
in  Entscheid,  des  Reichs-O.H.G.  XI,  S.  318.  -  Wer  ist  Militärperaoo? 
S  oben  I.  §.  61  Anm.  I.  Deutsche  Reichs-Gesetze  %%.  155—158,  Militär- 
Straf Gesetzbuch  v.  20.  Juni  1872.  §§.  38  ff.  Militär- Ges.  v.  2.  Mai  1874. 
,  O5)proudhon  I»  133.  S.  auch  unten  §.  150.  P.)  Aubvy  et  Fan 
?V  i ig ,  i111!:  4  UD(I  Dörao1-  H,  18.  And.  Mein.  mitBccht  Laurent, 
II,  118  und  die  communis  opinio;  nur  die  besonders  im  Gesetze  vorge- 
schriebenen Massregeln  sind  zulässig  —  Dalloz  unter  Absence32-35 
So  besteht  im  Gesetz  v.  28  Sept.  1791  S.  V.  T.  I.  Art.  1  die  Vorschrift! 
dass  die  Gemeindebehörde  die  Ernte  eines  nicht-anwesenden  Landwirthes 
einheimsen  soll.  Aus  der  anderen  Ansicht  würde  eine  unberechtigte,  oft 
druckende  Einmischung  der  Behördeu  in  Privatangelegenheiten  folgen. 
Uebngens  haben  die  Gerichte  zu  befinden,  ob  Jemand  nur  non-present. 
oder  absent  ist     Dalloz  a.  a.  0.  No.  46.    S.  oben  Anm.  14  zu  §.  151, 
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wesenden  betreffenden  Französischen  Gesetze  anzuwenden  hat, 
sind  folgende1); 

1)  Die  Gesetze  sollten  und  wollten  das  Inte- 
resse der  Abwesenden  mit  dem  Interesse  der  Zu- 
rückgebliebenen möglichst  in  Uebereinstimmung 
setzen.  Sie  sind  gleichsam  die  Bedingungen  eines  Vergleichs, 
welchen  der  Staat  zwischen  dem  Interesse  der  einen  und  dem 
der  andern  Partei  gestiftet  hat. 

2)  Ein  Abwesender  wird  von  den  Gesetzen  we- 
der für  todt  noch  für  lebend  geh  alten,  sondern  nur 
als  ein  Mensch  betrachtet,  von  welchem  es  unge- 
wiss ist,  ob  er  lebe  oder  ob  er  gestorben  sei.  — 
Man  hat  sich  daher  nicht  (durch  den  älteren  Französischen 
Gerichtsgebrauch  oder  durch  die  Deutschen  Landrechte)  zu  der 
Ansicht  verleiten  zu  lassen,  als  ob  der  Abwesende  zu  irgend 
einer  Zeit  oder  in  irgend  einer  Zeit  von  den  Gesetzen  für 
todt  erachtet  werde.8) 

3)  Die  rechtlichen  Folgen  der  Abwesenheit 
sind  in  so  fern  verschieden,  als  entweder  die  Ver- 
muthung,  dass  der  Abwesende  noch  am  Leben  sei, 
oder  die  entgegengesetzte  Vermuthung  die  wahr- 
scheinlichere ist.  So  wie  die  Wahrscheinlichkeit,  dass 
der  Abwesende  nicht  am  Leben  sei,  mehr  und  mehr  zunimmt, 
berücksichtigen  die  Gesetze  mehr  und  mehr  das  Interesse  des 
Zurückgebliebenen.  —  Diesem  Grundsatze  gemäss  unterschei- 
den die  Gesetze  drei  Zeitstufen.  1)  In  den  ersten  Jahren, 
nachdem  der  Abwesende  verschwunden  ist,  oder  nachdem  die 
letzten  Nachrichten  von  ihm  eingegangen  sind,  gehen  die  Ge- 


1)  Vgl.  die  Disease,  und  Locre*  eu  den  Art.  112—145.  (Der  Titel 
des  C.  c.  von  den  Abwesenden  dürfte  unter  denen,  welche  ein  neues 
Recht  einführen,  zu  den  vorzüglichsten  gehören.)  -  P.)  Laurent,  II, 
117.  Das  Lob  von  Z.  ist  nur  für  die  Principien  gerecht;  denn  Laurent 
II,  114  sagt  mit  Recht:  La  matiere  des  absents  est  he'rissö'e  de  diffi- 
culte's. 

2)  P.)  And.  Mein.  Proudhon,  sur  Tetat  d.  p.  I.  S.  277 ff.  und 
nach  ihm  Dolvincourt  I.  8  50.  Duranton  I,  408,  434.  Dalloa 
unter  Absents,  669.  Gute  Widerlegung  in  Laurent,  I,  122.  —  Ueber 
die  gemeinrechtliche  praesumtio  mortis  s.  Windscheid,  Pandekten 
I.  §.|53, 
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setze  von  der  Vermuthung  aus,  dass  der  Abwesende  noch  am 
Leben  sei.  Die  Massregeln,  welche  die  Gesetze  während  die- 
ser Zeit  zu  ergreifen  gebieten  oder  zu  ergreifen  gestatten,  sind 
insgesammt  darauf  berechnet,  den  Abwesenden  bei  dem  Be- 
sitze seines  Vermögens  zu  schützen.  Er  wird  einstweilen  nur 
vermisst.  S.  jedoch  unten  §.  158  2)  Nach  Verlauf  einiger 
Jahre,  (die  Frist  ist  länger  oder  kürzer,  je  nachdem  der  Ver- 
misste  einen  Bevollmächtigten  hinterlassen  hat  oder  nicht,  je 
nachdem  man  also  annehmen  oder  nicht  annehmen  kann,  dass 
er  selbst  ein  längeres  Ausbleiben  beabsichtigte,)  verliert  jene 
Vermuthung  in  den  Augen  des  Gesetzes  ihr  ursprüngliches 
Gewicht  Die  Zurückgebliebenen,  (die  Erben,  etc.)  werden  nun 
in  den  Besitz  des  Vermögens  des  Abwesenden  gesetzt;  jedoch 
nur  vorläufig,  gleich  als  Güterverwalter,  und  nur  nachdem  der 
Abwesende  förmlich  für  verschollen  erklärt  worden  ist  s) 
3)  Endlich,  nachdem  «dieser  vorläufige  oder  fürsorgliche  Besitz 
eine  Reihe  von  Jahren  gedauert  hat,  enscheiden  sich  diese 
Gesetze  für  die  Vermuthung,  dass  der  Abwesende  nicht  mehr 
am  Leben  sei.  Sie  gestatten  daher  den  Betheiligten,  nament- 
lich jenen  vorläufigen  Besitzern,  sich  nunmehr  endgültig  in 
den  Besitz  des  Vermögens  des  Abwesenden  einweisen  zu  las- 
sen. Jedoch,  obwohl  die  endgültig  Eingewiesenen  das  Vermö- 
gen des  Abwesenden  gleich  als  Eigenthümer  besitzen,  so  kann 
doch  noch  immer  der  Abwesende  selbst  oder  dessen  Nach- 
kommenschaft dieses  Vermögen»  in  Anspruch  nehmen.  Nur 
mus8  sich  der  Abwesende  oder  dessen  Nachkommenschaft  jetzt 
mit  dem  begnügen,  was  noch  in  den  Händen  der  Eingewiese- 

3)  Durch  die  Worte:  Vermisste,  Verschollen  r\  kann  man  die, 
welche  noch  picht  and  die,  welche  förmlich  für  abwesend  erklärt  wor- 
den sind,  (mit  dem  Badenachen  Landrechte)  sehr  bezeichnend  von  ein- 
ander unterscheiden.  Aermer  ist  die  Französische  Rechtssprache.  Der 
C.  c.  hat  für  den  Gattungsbegriff  und  für  die  Arten  das  einzige  Wort: 
Absens.  Daher  bei  einigen  Artikeln  (z.  B  bei  dem  Artikel  136)  der 
Zweifel  entsteht,  ob  man  sie  von  den  Abwesenden  überhaupt,  oder  nur 
von  den  Verschollenen  eu  verstehen  habe.  De  Moly  (23.  24)  unter- 
scheidet absens  pr&um&  —  a.  declares  -  a.  definitifs;  ob  sprachrichtig? 
mögen  Andere  beurtheilen.  In  den  Gesetzen  (z.  B.  im  Art.  112)  kommt 
nur  der  Ausdruck  vor:  Une  personne  presumle  absente.  P.)  S.  oben  §. 
147  Anm.  2.  Die  dortigen  französischen  Ausdrücke  sind  jetit  ziemlich 
allgemein  recipirt. 
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nen  ist.  —  Das   ist   der   Grundriss  des  in  dem  Gesetzbuche 
ausgeführten  Baues. 

I.  Von  der  Abwesenheit  in  Beziehung  auf  das  Ver- 
mögen, das  der  Abwesende  zurückgelassen  hat. 

A.    Von  den  Vermissten.     Absents  pr£sum6s. 

§.  149. 

Von  den  zum  Vortheile  eines  YermisBten  zu  ergreifenden  Maasregeln. 

Wenn  eine  Person  vermisst  wird  d.  h.  wenn  sie  aus  dem 
Orte  ihres  Wohnsitzes  oder  Aufenthaltes  verschwindet  oder 
wenn  man,  nachdem  sie  diesen  Ort  verlassen  hat,  keine  Nach- 
richten von  ihrem  Leben  erhält,  so  ist,  was  die  Verwaltung 
ihres  Vermögens  betrifft,  zu  unterscheiden ,'  ob  sie  zur  Besor- 
gung ihrer  Angelegenheiten  einen  Bevollmächtigten  hinterlas- 
sen hat,  (einen  maudatarius  oder  procurator  generalis,)  oder 
nicht.  —  In  dem  ersten  Falle  verbleibt  dem  Bevollmächtig- 
ten die  Verwaltung  des  von  dem  Vermissten  zurückgelassenen 
Vermögens,  jedoch  so,  dass  nach  Befinden,  z.  B.  auf  Antrag 
des  Bevollmächtigten  selbst  oder  wenn  der  Bevollmächtigte 
seinen  Auftrag  nicht  gehörig  erfüllt,  auch  auf  diesen  Fall  die 
Vorschriften  anwendbar  sind,  welche  das  Gesetz  für  den  zwei- 
ten Fall  enthält.1)  —  In  diesem  zweiten  Falle,  ingleichen, 
wenn  jene  Vollmacht  aus  irgend  einem  Grunde  erlischt,  ehe 
der  Vermis8te  für  verschollen  erklärt  worden  ist,*)  bestimmt 
das  Gericht,  was  wegen  der  Verwaltung  des  Vermögens  des 
Vermissten  geschehen  soll.  Das  Gericht,  welches  in  den  Sachen 
dieser  Art,  (so  wie  für  die  Erklärung  der  Abwesenheit  und 
für  die  Einweisung  in  den  Besitz  der  Güter  eines  Verscholle- 
nen,) kompetent  ist,  ist  das  Gericht  der  ersten  Instanz,  in  des- 
sen Bezirke  der  Vermisste  seinen  Wohnsitz  oder,  wenn  der 
Ort  seines  Wohnsitzes  unbekannt  ist,  zuletzt  seinen  Aufenthalt 


1)  Locre*  ad  Art.  112.    De  Moly  n.  100.    Talandier  p.  52  f. 
Dalloz  m.  absent.  8ect.  I.    *Demol.  II,  19.  33.    Sir.  XXIII,  II,  307* 

2)  Locre*  ad  Art.  122.    P.)  Demoi.  II,  20. 
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hatte;  jedoch  so,  dass  man  sich  in  eilenden  Fällen  so  wie 
wegen  der  Vollziehung  der  von  jenem  Gerichte  getroffenen 
allgemeinen  Anordnungen  auch  an  den  judex  rei  sitae  wenden 
kann. 3)  Das  Recht,  auf  Anordnungen  dieser  Art  anzutragen, 
(denn  das  Gericht  schreitet  nicht  von  Amtswegen 8a)  ein,)  steht 
1)  allen  denen  zu,  welche  in  dieser  Beziehung  irgend  ein 
rechtliches  Interesse,  wenn  auch  nur  ein  bedingtes,  oder  even- 
tuelles haben ,  also  z.  B.  nicht  Mos  den  Gläubigern  etc.  des 
Vermissten,  sondern  auch  den  Erben,  desselben.4)  Dasselbe 
Recht  hat  2)  der  Staatsanwalt,  welcher  überhaupt  über  das 


8)  Discuss.  und  Locre*  ad  Art.  112.  —  *  Dieser  Meinung,  welche 
der  ersten  Periode  der  Abwesenheit  am  angemessensten  ist,  folgen  De- 
mol.  II,  20.  Valette  s.  Proudhon  I,  p.  258.  De  Moly  159.  Andere, 
Marcade*  Art.  112  n.V.  Da  Caurroy  Art.  112.  Proudhon  a.  a.  0. 
(I,  133  der  alten  Ausg.)  unterscheiden  zwischen  dem  Gericht  des  Wohn- 
sitzes, welches  die  Vermuthung  der  Abwesenheit  auszusprechen  hat, 
u.  d.  judex  rei  sitae,  der  die  erforderlichen  Massregeln  anzuordnen  hat. 
Dieser  Ansicht  steht  die  Disease,  zur  Seite.  Es  wird  jedoch  dabei  über- 
sehen, dass  das  Gesetz  kein  förmliches  Urtheil  Jtennt,  durch  welches  die 
Vermuthung  der  Abwesenheit  ausgesprochen  wird,  es  ist  desshalb  nicht 
schlechthin  nöthig,  sich  an  zwei  verschiedene  Gerichte  zu  wenden.  P.) 
Ebenso  Laurent  II,  136.  Im  Gutachten  des  Staatsrates  —  Locre*  IT, 
S.  233  —  war  vorgeschlagen,  dass  das  Gericht  des  Wohnsitzes  über  die 
praesumtio  absentiae  entscheide  und  dann  jedes  Gericht  der  belegenen 
Sache  die  Verwaltung  ordne.  Aber  ohne  ersichtlichen  Grund  wurde  die- 
ser zweckmässige  Vorschlag  nicht  in  das   Gesetz  aufgenommen.    Non 

3a)  P.)  Arg.  Art,  113  „a  la  requete." 

4)  Das  Gesetz  (Art.  112)  spricht  von  parties  interessees  überhaupt; 
es  erfordert  nicht  ein  inte>6t  ne  et  actuel.  Auch  scheint  die  im  Para- 
graphen angenommene  Meinung  dem  Interesse  aller  Theile  vorzugsweise 
zu  entsprechen.  Malev.  undDelvinc.  ad  Art  112.  De  Moly  n.  102 ff. 
Talandier  p.  39ff.  Favard  m.  absent.  Sect.  I.  Lagrange  I,  79. 
Andere  lassen  nur  diejenigen  zur  Stellung  eines  solchen  Antrages,  welche 
dabei  ein  inte>6t  ne  et  actuel  haben  So  z.  B.  Locre  ad  Art.  112.  To ul- 
lier I.  394  sq.  Duranfc.  I,  401  sq.  Marcadö  Art.  112.  n.  IIL  Auf 
joden  fall  können  sich  die  Erben  an  den  Staatsanwalt  wenden.  S. 
Toullier  a.  a.  0.  —  *Die  im  Text  entwickelte  Ansicht  ist  heute  die 
herrschende.  Demo].  II,  26 f.,  der  jedoch  die  Legatare  ausnimmt,  De- 
mante in  d.  Encycl.  m.  Absent.  n.  42  ff.,  Valette  s.  Proudhon  I,  p. 
257.  269,  Carre  et  Ohauveau,  Lois  de  la  pr ,  qu.  2906.  Die  anzu- 
ordnenden Massregeln  sind  eben  so  sehr  im  Interesse  des  Abwesenden  als 
der  Betheiligten,  es  ist  anzunehmen,  dass  das  erstere  von  den  Erben 
besser  gewahrt  wird  als  von  Fremden.  PJ  Ebenso  Laurent,  II,  137, 
der  mit  Recht  die  Ansicht  von  Demolombe  bezüglich  der  Legatare 
widerlegt.  Aus  Art.  123  folgt  nur,  dass  die  Eröffnung  des  Testaments 
erst  (s.  unten  §.  151  Anra.  7.  g.  152  Anra.  14)  nach  der  Verschollenheits- 
erklärung stattfindet;  sind  jedoch  die  Legatare  im  Besitze  des  Testa- 
ments, so  gehören  sie  zu  den  parties  interesselos. 
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Interesse  der  Vermissten  zu  wachen  verpflichtet  und  berech- 
tiget ist.  So  wie  er  zu  Folge  dieser  Pflicht  und  dieses  Rechts 
in  einer  jeden  Sache,  die  einen  Vermissten  betrifft,  mit  seinen 
Anträgen  zu  hören  ist,  so  ist  er  aus  demselben  Grunde  be- 
rechtiget, ein  jedes  auf  die  Verteidigung  der  Interessen  des 
Vermissten  gerichtete  Suchen  bei  dem  Gerichte  selbstständig 
(par  voie  d'aotion)  anzubringen.5)  Art  114.  C.  depr.  Art.  83. 
Ob  auf  einen  Antrag  dieser  Art,  er  geschehe  übrigens  von 
den  Betheiligten  oder  von  dem  Staatsanwälte,  gewisse  Massre- 
geln wegen  der  Verwaltung  des  Vermögens  des  Abwesenden 
getroffen  werden  sollen?  und  welche?  hängt  im  allgemeinen 
von  dem  Ermessen  des  Gerichts  ab. 6)  Die  Regel  für  das  rich- 
terliche Ermessen  ist  das  Interesse  des  Vermissten  und  das 
rechtliche  Interesse  dritter  Personen,  z.  B.  das  der  Gläubi- 
ger;7) jedoch  so,  dass  sich  das  Gericht  für  solche  Massregeln, 
zu  Folge  welcher  dem  Vermissten  neue  Verpflichtungen  auf- 
erlegt werden  könnten,  oder  welche  die  ökonomische  Lage  des 
Vermissten,  wesentlich  verändern   würden,  nur  in  besonders 


5)  Locre*  ad  Art.  114.  Proudhon  I,  180.  Tonil.  I,  308.  Pail* 
let  ad  Art.  114.  Merlin  m. abseilt  ad  Art.  114.  u.  m.  testament.  Sect. 
V.  §.  2.  Dnrant.  I,  398.  Lagrange  I,  80.  Talandier  p.  82 f.  95f. 
PI  asm  an  I,  p.  71.  Sir.  XXIII,  II,  307.  —  Eine  andere  Theorie  stellt 
de  Moly  n.  120  ff.  auf.  Nach  diesem  Schriftsteller  beschrankt  sich  das 
Recht  des  Staatsanwaltes  darauf,  in  den  Sachen  der  Vermissten  mit  sei- 
nen Conclusions  gehört  zu  werden.  Dagegen  habe  der  Staatsanwalt,  (au 
Folge  der  loi  v.  20.  April  1810.  Art.  46.)  auch  in  den  Sachen  der  Ab- 
wesenden nicht  la  voie  d'aetion  on  d'appel,  ausgenommen  in  gewissen 
von  den  Gesetzen  ausdrücklich  angegebenen  Fällen.  Vri.  Art,  116  819. 
C.  de  pr.  Art.  930.  Jedoch  dieser  Theorie  scheint  schon  die  Wortfas- 
sung des  Art.  114.  entgegenzustehen.  S.  auch  C.  de  pr.  Art.  69.  §  8. 
Die  Fälle  der  Art.  116.  819.  und  des  Art.  930  sind  vielmehr  Folgerun- 

fea  aus  dem  Grundsatze.  Jene  Theorie  hat  überdies  das  Interesse  des 
bwesenden  gegen  sich.  *Die  Ansicht  De  Moly 's  hat  keinen  Beifall 
gefunden.  Demol.  II,  29.  P.)  Ebenso  Sir.  XXX VII,  I,  809.  Laurent 
II,  138.  Dalloz  unter  Absents.  95,  122.  Aubry  et  Rau  I.  §.  149 
Anm.  5.  Der  Staatsanwalt  kann  übrigens  nicht  die  dem  Vermiesten  su- 
stehenden  Klagen  anstellen,  sondern  nur  die  Ernennung  eines  Pflegers 
beantragen.  Laurent  II,  139,'  Demolombe  II,  30. 

6)  P.)  Art.  112  „SM1  y  a  n&easite."  Laurent,  II,  135;  davon 
hängt  auch  das  wann?  —  ab.  Laurent  II,  140. 

7)  Tonil.  I,  389.  S.  auch  8ir.  XXIX,  I,  178.  (Der  Frau  eines  Ab- 
wesenden wurde  die  Verwaltung  seines  Vermögens  gelassen; 'jedoch  ihr 
ein  Beistand  bestellt.)    P.)  Demolombe  II,  84. 
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dringenden  Fällen  zu  entscheiden  hat.8)  Wenn  daher  auch 
dem  Gerichte  das  Recht  zusteht,  dem  Vermissten  einen  Pfle- 
ger zu  bestellen,  so  wird  es  doch,  in  Betracht,  dass  ein  solcher 
Pfleger  als  ein  tutor  quoad  Patrimonium  zu  betrachten  ist, 
und  dass  mithin  dessen  Rechtshandlungen  den  Vermissten  ver- 
pflichten, nur  ausnahmsweise  von  diesem  ^Rechte  Gebrauch 
zu  machen  haben.9)  Vgl.  Art.  112.  Das  Verfahren,  welches 
von  dem  Gerichte  zu  beobachten  ist,  wenn  an  dasselbe  ein 
Suchen  wegen  der  Verwaltung  der  Güter  eines  Vermissten 
gerichtet  wird,  bestimmt  der  C.  de  pr.  Art  859. 10)  Wenn 
ein  Vermisster  insbesondere  bei  einer  Inventarisirung,  Bech- 
nungsablegung,  Theilung  und  Liquidation,  z.  B.  als  Erbe,  ") 
betheiligt  ist,  so  hat  das  Gericht,  —  allemal  vorausgesetzt, 
dass  der  Vermisste  nicht  einen  Bevollmächtigten  hinterlassen 
hat,12)  —  auf  Antrag  der  Partei,  die  sich  zuerst  meldet, ,8) 
einen  Notar  zu  ernennen ,  welcher  den  Vermissten  jedoch  nur 
zu  dem  Ende  zu  repräsentiren  hat,  um  das  Interesse  des  Ver- 
missten wahrzunehmen.  14i  Art.  113. 


8)  Vgl.  die  Discussions,  die  Motifs  und  Locre*  ad  Art.  112.  Dd- 
rant.  I,  392 ff.    P.)  Laurent  II,  141. 

9)  Vgl.  über  die  cura  absentis:  Ordonn.  v.  J.  1667.  tit.  VIII.  Art 
2.  Lassaulx  II,  391.  III,  407.  Durant.  I,  400.  Talandier  p.  62  ff. 
Merlin,  m.  absent.  Art.  112.  (In  dieser  Stelle  wird  zugleich  von  dem 
curator  a.,  den  ein  auswärtiges  Gericht  bestellt  hat,  ingleichen  von  der 
Frage  gehandelt,  ob  die  Schuldner  eines  Abwesenden  der  Ernennungei- 
nes Pflegers  widersprechen  können  )  *Demol.  II,  36  f.  Demante  a.  a. 

0.  n.  51.  Sir.  Coli.  nouv.  IV,  I,  72  Sir.  XV,  I,  131.    P.)    Sir.  XXIX, 

1,  26,  210.  Laurent  II,  141.  Die  frühere  Uebung,  stets  einen  curator 
absentis  —  §§.  128,  135  —  zu  ernennen,  wurde  bei  den  Diskussionen  aus- 
drücklich missbilligt.  Locre*  II,  S.  223,  253.  Indessen  hangt  es  von 
dem  Ermessen  des  Gerichtes  ab.  Dalloz  unter  Absents,  95.  S.  aber 
Art.  113 

10)  Vgl.  Pigeau  II,  134.  Practicien  Pr.  V,  118.  de  Mol  y  n.  161. 
V.)  Demolombe  II,  21. 

11)  De  Mol  ?  n.  96.  P.)  Dies  bezieht  sich  nur  auf  die  vor  dem 
Vermiest  werden  anerfallene  Erbschaften.    Vgl.  unten  §.  158.  Anm.  2. 

12)  Einen  Procurator  generalis  et  ad  hoc  negotium.  De  Mol 7  n. 
99.  S.  jedoch  Sir.  XXIII,  II,  307. 

13)  Eine  jede  der  im  Art.  112  genannten  Personen  wird  diesen  An- 
trag au  machen  berechtigt  sein.    De  Moly  n.  180. 

14)  Z.  B.  also:  Dieser  Notar,  der  übrigens  nicht  als  Notar,  sondern 
als  Repräsentant  des  Vermissten  gegenwärtig  ist,  (mithin  nicht  in  der 
Sache  einen  Notariatsakt  zu  fertigen  berechtigt  ist,  Favard  m.  absent. 
Sect.  I.)  kann  nicht  selbet  auf  die  Theilung  antragen,  oder  die  Theilung 
definitiv  abschliessen.    Vgl.  Locre*  ad  Art.   113.    Proudhon  I,  188. 
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§.  150. 
Von  der  Rückkehr  —  von  dem  erweislich  erfolgton  Tode  des  Vermissten. 

Wenn  der  Abwesende  zurückkehrt,  ehe  er  für  verschol- 
len erklärt  worden  ist,  so  tritt  er  sofort  wieder  in  die  Ver- 
waltung seines  Vermögens,  jedoch  so,  dass  Alles  das  bei  Kräf- 
ten bleibt,  was  inmittelst,  zu  Folge  der  von  dem  Gerichte  ge- 
troffenen Anordnungen,  auf  eine  rechtsbeständige  Weise  ge- 
schehn  ist.1)  Dasselbe  gilt  von  dem  Falle,  da  Nachrichten 
von  dem  Vermissten  eingehen,  ausgenommen,  dass  alsdann, 
(z.  B.  wenn  gleichwohl  der  Ort  seines  dermaligen  Aufenthal- 
tes unbekannt  bleibt,)  die  Notwendigkeit  fortdauernd  bestehen 
kann  vorläufig  für  die  Verwaltung  des  Vermögens  des  Ab- 
wesenden zu  sorgen.  Art.  131. 

Wenn  der  Abwesende,  ehe  er  für  verschollen  erklärt 
wurde,  erweislich  mit  Tode  abgegangen  ist,  so  beerben  ihn 
die,  welche  zur  Zeit  seines  Absterbens,  die  nächsten  Erben 
oder  Erbfolger  desselben  waren.    Arg.  Art.  130. 

B.     Von  den  Verschollenen.  —  Absents  d6clar£.»;. 

1.    Von   der  Erklärung  der  Verschollenheit  and  der  vor- 
läufigen Einweisung  in  den  Besitz  der  Güter  des 
Verschollenen. 

§.  151. 

Von  der  Erklärung  der  Verschollen heit. 

Nach  Ablauf  einer  gewissen  Anzahl  Jahre  kann  der  Vor- 
misste  von  dem  kompetenten  Gerichte1)  auf  Antrag  der  Bc- 

Merlin  m.  absent.  ad  Art.  113.  Sir.  XIV,  II,  16.  *Demantea.  a.  (). 
n.  58.  Demol.  II,  43,  der  dem  Gericht  die  Befugniss  ertheilt,  dem  No- 
tar diese  Funktion  zu  übertragen.  S.  jedoch  Delvinc.  ad  Art.  113. 
De  M o  1  y  p.  93.  —  *Der  Notar  kann  nur  conservatorische  Handlun jou 
vornehmen.  Er  kann  weder  einen  Vergleich  schliessen,  noch  im  Namen 
des  Abwesenden  vor  Gericht  auftreten.  PI  asm  an  I,  pag.  63.  Er  ist 
aber  für  seine  Nachlässigkeit  verantwortlich.  Sir.  XL,  II,  64.  —  Auch 
hat  man  diesen  Notar  nicht  mit  dem  su  verwechseln,  von  welchem  der 
G.  de  pr.  Art.  931.  942.  handelt.  De  Mol y  n,  168  ff.  •Demol.  II,  42. 
P.)  Vgl.  Laurent  II,  142.  So  gut  das  Gericht  einen  Theilungs-Pfleger 
bestellen  kann,  darf  es  auch  dem  Notar  dessen  —  und  nur  dessen  Be- 
fugnisse übertragen.     Aubry  et  Bau  1.  §.  149  Anm.  12. 

1)  Vgl.  die  §.  149  Anm  9  a  Stellen.  Der  Abwesende  hat  als  sol- 
cher  niefit  die  Bechtswohlthat  der  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen 
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theiligten  für  verschollen  erklärt  werden.2)    Vgl.   Art.  115 — 
119.,  121.  —  Die  Zeit,  nach  deren  Ablaufe  der  Antrag  auf 
die  Erklärung  der   Verschollenheit  allererst  gemacht  werden 
kann,  ist  verschieden,  je  nachdem  der  Abwesende  einen  Be- 
vollmächtigten hinterlasset  hat,  (d.  i.  einen  Generalbevoll- 
mächtigten, wenn  auch  das  Gericht,  zu  Folge  der  Vorschrift 
des  Art.  137.,  die   Erklärung  der  Verschollenheit  schon  des- 
wegen nach  Befinden  aussetzen  wird,  weil  der  Abwesende  ei- 
nen oder  mehrere  Specialbevollmächtigte  bestellt  hatte', 3)  oder 
nicht-    In  dem  ersten  Falle  kann  der  Antrag  erst  nach    10 
Jahren,  in  dem  zweiten  schon  nach  4  Jahren  gemacht  werden; 
—  Art.  115,  121  —  beide  Fristen  von  der  Zeit  an  gerechnet, 
da  der  Abwesende  verschwunden  ist  oder  da  die  letzten  Nach- 
richten von   ihm  (direkt   oder   indirekt;    eingegangen    sind.4) 

Stand.  —  Demo].  II,  30.    *  Irrig  ist  die  Meinung  Talandier's,  der 
dem  Vermiesten  das  Rechtsmittel  der  requSte  c.  verstattet.  G.  de  pr.  Art.  491. 

1)  Vgl.  De  Moly  n.  284  und  oben  §.  149.  P.)  Nicht  das  forum 
rei  sitae  —  §.  149  Anm.  3  —  sondern  nur  jenes  deB  Wohnsitzes  oder 
bei  dessen  Ermangelung  des  letzten  Aufenthaltsortes  ist  kompetent. 
Proudhon  I.  S.  272.    Demolombe  II,  58.    Laurent  II,  159. 

2)  Besondere  Bestimmungen  bestehen  für  die  Verschollenheitserklä- 
rung der  Militarpersonen  und  Seeleute,  die  vom  21.  April  1792  bis  20. 
Nov.  1815  verschwunden  sind.  S.  das  Rundschreiben  des  Justisministers- 
v.  16.  Dec.  1806.  Loi  v.  13.  Jan.  1817.  P.)  Aubry  et  Ran  I.  §.  161. 
Auch  in  Deutschland  bestehen  hierüber  alte  und  neue  Gesetze  der  Ein- 
seistaaten. 

3)  Einige  verstehen  den  hier  einschlagenden  Art.  121  nur  von  einer 
Generalvollmacht;  so  z.  B.  Delvincourt  und  Grolman  ad  Art.  121. 
Andere  auch  von  einer  Special  vollmacht  So  z.  B.  De  Moly  n.  100. 
In  dem  Paragraphen  ist  ein  Mittelweg  eingeschlagen  worden.  Vergl. 
Dnrant.  I,  412.  —  *Eine  feste  Regel  lässt  sich  hierüber  nicht  auf- 
stellen. Marc  ad  6  Art.  722  n.  II.  Die  Frage,  welche  Vollmacht  zur 
Aufschiebung  der  Massregeln  genügt,  ist  dem  richterlichen  Ermessen 
anheimgegeben.  Es  muss  der  Gedanke  an  eine  lange  Abwesenheit  aus 
der  Vollmacht  ersichtlich  sein.    P.)  Ebenso  Laurent  II,  155 

4)  Nicht  das  Datum  der  Nachrichten,  sondern  das  Datum  des  Ei  n- 
gangs  der  Nachrichten  bestimmt  den  Anfangspunkt.  So  lautet  die 
Wortfassung  des  Art.  115.  Delvincourt,  Brauer  ad  Art.  112.  De 
Moly  n.  47.  Plasman  I,  97.  Durant.  I,  414.  S.  auch  Sir.  XII,  I, 
83.  —  *Die  Neuern  nehmen  allgemein  das  Gegen theil  an.  Peraol.  IL 
57.  Marcade*  Art.  115  n.  III.  Demante  a.  a.  0.  n.  66.  Du  Caur- 
roy  Art.  115  n.  II.  Jede  Nachricht  beweist  in  der  That  nur  für  das 
Datum  ihres  Abgangs  und  die  Vorschrift  des  Art.  117  genügt,  um  auf 
die  besondern  Umstände  Rücksicht  zu  nehmen.  P)  Ebenso  Laurent 
II,  156,  der  aus  Art.  120  nachzuweisen  sucht,  dass  die  Auslegung  des 
Art.  115  durch  Z.  unrichtig  sei  —  Jede  dieser  Meinungen  gibt  zu  Zwei- 
feln Anlaas.  Wie  soll  es  sein  mit  einem  undatirten  oder  sichtbar  un- 
richtig datirten  Briefe?  wie  mit  einem  Briefe,  der  erst  lange  Zeit  nach 
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Die  Frist  bleibt  (in  dein  ersteren  Falle)  dieselbe,  wenn  auch 
die  Vollmacht  früher  erloschen  oder  auf  eine  längere  Zeit  ge- 
stellt sein  sollte.5)  Art.  122. ß)  —  In  beiden  Fällen  kann  der 
Antrag  von  allen  denen  gemacht  werden,  welche  aus  irgend 
einem  Grunde  bei  der  Verschollenheitserklärung  rechtlich  be- 
theiliget sind ;  7)  also  z.  B.  von  einem  jeden  Erben,  ohne  dass 
der  Erbe,  welcher  den  Antrag  macht,  zu  beweisen  braucht, 
dass  er  der  nächste  Erbe  sei;8)  nicht  aber  (arg,  Art.  114«) 
von  dem  Staatsanwälte.9)   Dagegen  liegt  Niemandem  die  Ver- 

seiner  Absend ung  eintrifft?  Mir  scheint  eine  quaestio  facti  vorzaliegen, 
die  bald  in  jenem ,  bald  im  anderen  Sinne  zu  lösen  sein  wird.  Ist  der 
Tag  der  Äbsendnng  gewiss,  so  wird  die  communis  opinio  den  Vorzug 
verdienen. 

5)  Maleville  ad  Art.  121.  Locre*  ad  Art.  122.  De  Moly  n.  225. 
Wenn  ;er  Abwesende  die  Vollmacht  auf  eine  kürzere  Zeit  gestellt  hat, 
so  dürfte  nach  Ablauf  dieser  Zeit  die  für  den  zweiten  Fall  bestimmte 
Frist  eintreten.  Vgl.  De  Moly  n.  225.  Durant.  1,  413.  P.)  Der  Fall 
einer  auf  30  Jahre  gestellten  Vollmacht  wurde  bei  den  Diskussionen 
erwähnt  und  von  Tronchet  mit  Recht  die  Ungiltigkeit  derselben  be- 
hauptet. Hinsichtlich  der  auf  kurze  Zeit  gestellten  Vollmacht  kann  man 
sich  nicht  auf  Art.  122  berufen,  der  offenbar  nicht  das  Erlöschen  der 
Vollmacht  wegen  Zeitablauf  im  Sinne  hat.  Eben  deshalb  rauss  aber  Art. 
121  in  gleicher  Weise  ausgelegt  werden;  die  auf  kürzere  Zeit,  als  10  J. 
beschrankte  Vollmacht  gilt  nicht  als  eine  solche  im  Siune  des  Art.  121. 
Laurent  II,  155.  —  Demoiombe  II,  55  betrachtet  es  als  quae- 
stio facti. 

6)  P.)  Die  Vollmacht  erlischt  nicht  schon  durch  die  Verschollen- 
heitserklärung, sondern  erst  durch  die  Einweisung.  Vergl.  Anmerk.  7 
zu  §.  152. 

7)  Ueber  die  Frage:  Wer  ist  im  Art.  115  unter  den  parties  intl- 
r es 6 es  zu  verstehen?  gibt  es  drei  Meinungen.  Nach  der  einen  Mei- 
nung sind  es  blos  die  präsumtiven  Erben  und  der  zurückgelassene  Ehe- 

fatte.  So  Locre*  ad  Art.  115.  ('"Nach  Marcade*  Art.  115  n.  IL  nur 
ie  erstem.)  Nach  einer  andern  Meinung  ist  der  Ausdruck  in  seiner 
weitesten  Bedeutung  zu  nehmen,  so  dass  er  auch  die  Gläubiger  des  Ab- 
wesenden umfassen  würde.  So  De  Moly  n.  262 ff.  Talandier  p.  117. 
♦Pias man  I,  p.  128.  Endlich  nach  der  dritten  Meinung  sind  unter 
den  Betheiligten  1)  die  präsumtiven  Erben,  2)  der  zurückgelassene  Ehe- 
gatte, 3)  die  im  Art.  123  erwähnten  Personen  eu  verstehen.  So  Del- 
vincourt  ad  Art.  115.  Proudhon  I,  143.  Duranton  L  415.  Toul- 
lier  I,  399.  Merlin  m.  absent  ad  Art.  115.  Grolman  I,  427.  ♦De- 
moiombe II,  59.  Demante  a.  a.  0.  n.  62.  Diese  dritte  Meinung  ver- 
dient unstreitig  den  Vorzug.  P.)  Laurent  II,  157,  158,  165.  Aubry 
et  Bau  I  §.  151  Anm.  9;  dieselben  wollen  trotz  Art.  128  den  Lega- 
taren das  Recht  der  Testamentseröffnung  jetzt  schon  einräumen.  Siehe 
unten  §.  152  Anm.  14. 

8)  Aber,  wenn  sich  mehrere  Erben  melden,  so  geht  der  nähere  Erbe 
dem  entfernteren  vor.  Locre*  ad  Art.  115.  (Remotioris  heredis  tum  non 
interest.) 

9)  P.)  Der  Staatsanwalt  ist  nur  über  den  Antrag  zu  hören  und 
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bindlichkeit  ob,  auf  die  Verschollenheitserklärrng  anzutragen. 10) 
—  Der  Antrag  ist  an  das  Gericht  mittelst  eines  Schreibens, 
(requäte,)  mit  Beifügung  der  Bescheinigungsschriften,  zu  rich- 
ten. G.  de  pr.  Art.  860.  n)  Das  Gericht  lässt  sich  in  der  Sache 
durch  eines  seiner  Mitglieder  Vortrag  erstatten.    Hierauf  und 
nachdem  es  den  Staatsanwalt  mit  seinen  Anträgen  gehört  hat, 
verordnet  es,  wenn  anders  nicht  das  Suchen  sofort  als  unbe- 
gründet zu  verwerfen  ist,  dass  in  dem  Bezirke  des  Wohnsitzes, 
auch  in  dem  des  letzten  Aufenthaltes   des    Abwesenden,  (im 
Falle  beide  von  einander  verschieden  sind,)  ein  Zeugen  verhör 
gehalten  werden  soll.  12j  Der  Zweck  dieses  Zeugenverhöres  ist, 
theils  die  Thatsache  der  Abwesenheit  in  Gewissheit  zn  setzen, 
theils   die   Ursachen    der   Abwesenheit   auszumitteln. n)     Die 
Gegenpartei  ist  der  Staatsanwalt. u)     Wenn   aus   den   beige- 
brachten  Papieren   und   aus    den    Aussagen   der   abgehörten 
Zeugen  hervorgeht,  dass  man  von  dem  Vermissten  Nachrich- 
ten weder  erhalten,   noch  zu  erwarten   habe,  so  erklärt  das 
Gericht*)  den  Abwesenden  für  verschollen.    Jedoch  kann  das 
Urtheil,  welches  den  Abwesenden  fiir  verschollen  erkiärt,  nicht 
früher  gesprochen  werden,  als  ein  Jahr**)  nach  dem  Urtheile, 
welche3  auf  das  Zeugenverhör  erkannt  hat.   —    Art    119.  — 
Der  Staatsanwalt  hat  sowohl  das   Urtheil   auf  Zeugenverhör, 


kann  Appell  einlegen.    Art.  114  C.  N.   Art.  83  No.  7  C.  de  proc.  Art. 
116  „contradlctoirement  avec  le  procureur  imperial." 

10)  Daher  kann  z.  B.  nicht  ein  Erhe  den  andern  nöthigen,  an  dem 
Verfahren  Theil  zn  nehmen.    Jpd.  du  C.  o.  I,  220. 

11)  Pigean  II,  839.     De  Moly  n.  293ff. 

12)  Dieses  Zeugenverhör  ist  selbst  dann  zu  verordnen,  wenn  das 
thema  probandum  schon  durch  die  beigebrachten  Papiere  stattsam  er« 
härtet  sein  sollte.  Auch  die  Anverwandten,  die  Erben  und  die  Dknst- 
leute  des  Abwesenden  können  abgehört  werden.  Locr6  u.  Delvinc. 
ad  Art   115.  De  Moly  n.  314.  *Demol.  II,  66.  P)  Laurent  II,  160. 

13)  Delvinc.  ad  Art.  116.  Tonil.  I,  403.  Durint.  I,  423. 

14)  De  Moly  n  333.  *Das  in  Abwesenheit  des  gehörig  vorgela- 
denen öffentlichen  Ministeriums  abgehaltene  Zeugenverhör  braucht  Jedoch 
nicht  wiederholt  zu  werden.    Rh.  Arch.  XXX,  I,  126. 

•)  P.)  Arbitrium  judicis  entscheidet,  ob  genügender  Beweis  für  die 
Verschollenheit  vorliegt.  Laurent  II.  160.  6.  207.  S.  unten  g.  156 
Anm.  1. 

••)  P.)  Art.  119  erklärt  sich  aus  Art  718,  nach  welchem  auch  das 
Erkenntniss  über  die  Zulassung  des  Zeugenbeweises  —  jugement  pre- 
paratoire  —  publicirt  werden  soll     Laurent  II,  161. 


Digitized  by 


Google 


§.  152.   Von  den  Verschollenen. 

als  das  (in  der  ersten  oder  in  der  zweiten  Instanz  gesprochene) 
Endurtheil,  in  so  fern  dieses  die  Verschollenheit  ausspricht, 
an  den  Justizminister  einzusenden,  welcher  die  Bekanntmach- 
ung dieser  Urtheile  zu  besorgen  hat  Diese  Bekanntmachung 
geschieht  gewöhnlich  16J  durch  den  Moniteur.  Art.  118. 

§.  152. 

Von  der  vorläufigen  Einweisung  in  den  Besiti  der  Güter  des  Ver- 
schollenen. 

Diejenigen,  welche  zu  der  Zeit,  da  der  Abwesende  ver- 
schwunden ist,  oder  von  welcher  sich  die  letzten  Nachrichten, 
die  man  von  ihm  hat,  herschrieben,  l)  präsumtiv  die  nächsten 
Erben*)  oder  Erbfolger2)  des  Abwesenden  waren,8)  sind  be- 
rechtiget, bei  dem  Gerichte  auf  die  vorläufige  Einweisung  in 
den  Besitz  des  Vermögens  des  Verschollenen  anzutragen.  Die- 
ser Antrag  kann  von  ihnen  eben  so  wohl  mit  dem  Antrage 
auf  Erklärung  der  Verschollenheit  verbunden,  als  nach  erfolg- 
ter Verschollenheitserklärung  kraft  des  Urtheiles,  welches  den 
Abwesenden  für  verschollen  erklärt  hat,   gemacht   werden.4) 

15)  Gewöhnlich,  nicht  nothwendig.  Vielmehr  ist  die  Art  der 
Bekanntmachung  dem  Ermessen  des  Ministers  Überlassen.  Loore*  ad 
Art  118.    P.)  Laurent  II,  161. 

1)  Jedoch  braucht  der  Erbe  etc.,  nur  so  viel  beizubringen,  dass  er 
Erbe  sei,  nicht  aber,  dass  er  der  nächste  Erbe  sei,  ausgenommen, 
wenn  Über  das  nähere  Recht  unter  den  Erben  selbst  Streit  entsteht. 
Locre  ad  Art.  120.  126  De  Moly  n.  413.  P.)  Dallos  unter  Ab- 
sence  224. 

*)  P.)  Das  Kind,  welches  dreihundert  Tage  nach  dem  Verschwinden 
des  Ehemannes  geboren  ist,  kann  surükgew^esen  werden.  —  Art.  812, 
317.  -  Sir.  XXXV   I,  230.  Duranton  I,  409.  Laurent  II,  162. 

2)  Art.  140.  756  ff.  767  ff.  -  Der  Art.  140.  ist  nicht  etwa  so  au 
verstehen,  als  ob,  wenn  der  Abwesende  keine  ehelichen  Verwandten  hat, 
der  zurück  gelassene  Ehegatte  allein  oder  vor  allen  andern  Erbfolgern 
die  Einweisung  in  den  Besits  verlangen  könne.  Favard  m.  abeenoe 
Sect  III.  P)  Dallos  unter  Absence,  228,  229,  270.  Es  gilt  dies  von 
den  anerkannten  natürlichen  Kindern  und  vom  8taate. 

3)  Hier  kommt  es  nicht,  (wie  oben,  s.  §.  151.  Anm.  4.)  auf  das  Da- 
tum des  Eingangs  der  Nachrichten,  sondern  auf  das  Datum  der  Nach- 
richten eelbst  an.  Arg.  Art.  135.  Auch  sind  die  Art  120.  121.  anders 
gefasst  als  der  Art.  115.  Ble  sprechen  du  jour  des  deroieres  nouvellee. 
Vgl.  Dis'uss.  u.  Locre  ad  Art.  120.  8.  auch  Sir.  XII,  I,  83.  XXXV. 
I,  230.    P.)  S.  oben  §.  151  Anm.  4. 

4)  Durant.  I,  441.  De  Moly  n.  242.  Merlin  m.  absent  ad  Art 
120.    Favard  m.  absent.  Sect.  III.  Sir.  IX,  I,  104,    A.  M.  ist  Loore* 

Zseksrii,  Fnm».  CirUrsekt    6.  Aal.    L  24 
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Sind  diB  nächsten  Erben  oder  Erbfolger  oder  ist  Einer  dersel- 
ben immittelst  verstorben,  so  treten  an  die  Stelle  des  immit 
tekt  Verstorbenen  dessen  Erben 5)  und  Rechtsnachfolger.  <*)  Die 
Einweisung  geschieht,  nach  der  nur  erwähnten  Verschieden- 
heit der  Fälle  entweder  mittelst  des  Urtheiles,  welches  die 
Verschollenheit  erklärt,  oder  mittelst  eines  späteren  Urtheiles  *) 
in  beiden  Fällen  aber  nur  mit  der  Auflage,  dass  der  Einge- 
wiesene für  die  gehörige  Verwaltung  des  Vermögens  des  Ver- 
schollenen Bürgschaft7»)  zu  bestellen  habe. R)  Art.  120.121.  C. 


ä&  Art.  120.  —  In  Praxi  wird  sogar  das  Suchen  gewöhnlich  auf  beiden 
sogleich,  auf  die  Erklärung  der  Verschollenheit  und  auf  die  vorläufige 
Einweisung  in  den  Besitz,  gerichtet. 

5)  *Z.  B.  das  Adoptivkind  des  Verstorbenen,  wenn  auch  der  Vater 
von  seinem  Rechte  keinen  Gebrauch  gemacht  hatte.  Sir.  XLI,  II,  209. 
P.)  Dali os  unter  Absence,  233,  270. 

6)  Proudhon  I,  154.  Durant.  I,  439.  Merlin  m.  absent.  ad 
Art  120.  Bir.  XI,  II,  95.  XIIT,  II,  139.  *XV,  II,  242.  -  Das  Vermögen 
des  Abwesenden  ist  in  dieser  Beziehung  gleich  als  eine  Erbschaft  su 
betrachten,  welche  denen,  die  zu  der  Zeit,  da  der  Abwesende  verschwun- 
den ist,  die  nächsten  Erben  oder  Erbfolger  waren,  eröffnet  worden  ist. 
—  *Unter  den  Rechtsnachfolgern  der  Berechtigten  sind  auch  die  Ces- 
sionare  inbegriffen.  Demo).  II.  131.  Sir.  XLIII,  1,  146.  Dies  gilt  selbst 
für  die  Periode  der  vermutheten  Abwesenheit.  Sir.  XXXVIII,  II,  413, 
welches  Urtheil  aber  fcaBsirt  wurde  durch  Sir.  XUI,  I,  167.  Dagegen 
wird  dasselbe  für  die  Gläubiger  der  Berechtigten  bestritten.  Demante 
a.  a.  O.  p.  53  Anm.  2.  Plasman  II,  p.  295.  301.  8ir.  XXVI,  II,  99. 
XXXVII,  II,  484.  A.  M.  Demol.  I,  78.  Sir.  XXXVII,  II,  484  Die  An- 
wendung des  Art.  1166  in  diesem  Falle  kann  nicht  zweifelhaft  sein,  doch 
'müssen  die  Gläubiger  dieselben  Bedingungen  erfüllen,  wie  ihre  Schuldner, 
dessen  Rechte  sie  ausüben.  P.)  Vgl.  Dal  los  unter  Absence,  237,  462. 
469,  470. 

7)  Vgl.  über  das  in  diesem  Falle  einzuschlagende  Verfahren:  C.  de 
pr.  Art.  860.  De  Mol y  n.  401  ff.  —  ErBt  diese  Einweisung  und  nicht 
schon  die  Verschollenheitserklärung  hat  die  Folge,  dass  die  vorläufige 
Verwaltung  des  Vermögens  des  Abwesenden  aufhört,  Sir,  XXIX,  1,210. 

7a)  P.)  Oder  gleichkommende  Sicherheit.  --•  Art.  2041-  —  Demol. 
II,  93.     Durant    I,  473. 

8)  Ein  jeder  Erbe,  auch  das  Kind  des  Verschollenen,  hat  diese 
Bürgschaft  su  stellen.  Sir.  XXUI,  II,  65.  *Jedoch  nur,  wenn  sie  wirk- 
lich in  Besitz  treten,  nicht  z.  B.  wenn  sie  aufTheilung  angetragen  haben. 
Sir.  XLIV,  II,  23.  —  Wie  wenn  die  Erben  etc.  keinen  Bürgen  finden 
können?  Nach  Merlin  a.  a.  O.  bleibt  dann  das  Urtheil  ohne  Wirkung. 
8.  jedoch  Art.  6  2.  2041.  Locre*  ad  Art.  120.  Demol  II,  93.  —  *Man 
kann  nicht  mit  Merlin,  dem  Plasman  I,  p.  194  und  Dallos,  Dlct 
m.  Absent  n.  184  folgen,  in  der  Bürgschaft  eine  conditio  sine  qua  non 
erblicken;  der  Zweck  der  Bestimmung  wird  durch  Anwendung  der  Art. 
602.  603  völlig  erreicht.  Den  von  den  Eingewiesenen  ausgeklagten 
Schuldnein  des  Abwesenden  ste^t  die  Einrede  der  Unzulänglichkeit  der 
Bürgschaft  nicht  zu.  Bir.  XXXVI,  II,  428  XLVUI,  I».  528.  P.)  Demol. 
II,  93.    Locre  II,  S.  85. 
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de  pr.  Art.  51 7  ff.  Es  hat  jedoch  dieses  Urtheil  nicht  die 
Eigenschaft  eines  Praeclusiybescheides ;  vielmehr  können  die 
Erben,  und  Erbfolger,  welche  vor  oder  mit  den  Eingewiese- 
nen zur  Erbfolge  berechtiget  sind,  auch  nach  jenem  Urtheile 
noch  die  vorläufige  Einweisung  in  den  Besitz  oder  Mitbesitz 
—  veluti  per  hereditatis  petitionem  utilem  —  verlangen, 9)  in 
so  fern  ihnen  nicht  die  Einrede  der  Verjährung  entgegen 
steht10)     Vgl   §.  154.  Anm   21. 

Nachdem  die  Erben  oder  die  Erbfolger  in  den  vorläufi- 
gen Besitz  eingesetzt  worden  sind,  können  alle  die,  welche  an 
den  Gütern  des  Abwesenden  ein  von  dessen  Tode  abhängiges 
Recht  haben,  also  z.  B.  die  Vermächtnissnehmer,  (Art.  1002.) 
die,  welchen  von  dem  Abwesenden  eine  Schenkung  auf  den 
Todesfall  gemacht  worden  ist,  (Art.  1082—84.  1093.)  oder 
welche  ihm  eine  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Rückfalles  ge- 
macht haben,  (Art.  952  f.)  auch  der  zurückgelassene  Ehegatte 
wegen  der  ihm  auf  den  Fall  seines  Ueberlebens  ausgesetzten 
Vortheile , *  l)  die  vorläufige  Ausübung  dieses  Rechts ,  jedoch 
ebenfalls  nur  gegen  Bürgschaft, 1,n)  (mittelst  einer  gegen  die 
eingewiesenen  Erben  oder  Erbfolger  anzustellenden  Klage),12) 
fordern.11)  Daher  ist  auch,  nachdem  die  Erben  oder  die 
Erbfolger  in  den  vorläufigen  Besitz  eingewiesen  worden  sind,  u) 
das  Testament  des  Abwesenden,  wenn  anders  ein  solches  Te- 
stament vorhanden  ist,   zu  eröffnen,   worauf  übrigens  sowohl 


9)  Locro  und  Delaporte  ad  Art.  129.  Grolmanu  I,  518.  Mer- 
lin m.  absent  ad  Art.  120.  P.)  Sir.  XXXV,  I,  230  S.  jedoch  unten 
§.  157  a.  Es  bedarf  alsdann  nicht  eines  neuen  Zeugen  verhöre»  (Art.  112.) 
Die  Klage  wird  gegen  die  Eingewiesenen  gerichtet.     Sir.  XII,  I,  83 

10)  *Sir.  LI,  II,  V.)3.  P.)  Es  ist  die  dreissigjährige  Verjährung. 
Aubry  et  Rau  I.  §.  152.   Text  und  Anm.  10. 

11)  Gains  de  survie.   Sir.  XXXV,  II,  355 
IIa)  P.)  S.  oben  Anm.  7a,  8. 

12)  Sir    VIII,  II,  50.     P.)  Demol    II,  74 

13)  La  posseßsion  provisoire  in  der  weiteren  Bedeutung  ^Art.  125. 
128  13D  begreift  1)  1a  poesession  pro  isoire  der  Erben  und  Erbfolger, 
(Art.  120.  121),  2)  Texercice  provisore  des  droits  subordonne^  a  la  con- 
ditlon  du  d6r.es  de  l'abscnt,  (Art.  123),  3)  l'administratlon  legale  du  con- 
joint.  (Art.  124  )  -  Im  Art.  127  wird  jedoch  durch  das  Wort:  admi- 
nhtration  legale  1  exeTcice  provisoire  des  droits  etc.  bezeichnet. 

14)  Dalloz  m.  absent.  Scct.  III.  In  ausserordentlichen  Fällen  jedoch, 
z.  B.  wenn  der  Abwesende  keine  bekannten  Erben  hat,  wird  die  Eröff- 
nung des  Testamentes  auch  früher  geschehen  können.  P.)  8.  oben  §. 
151  Anm.  7. 


Digitized  by 


Google 


372  §•  153-   IV-  Abschnitt.   II.  Hauptstüek. 

ein  jeder  Betheiligte,  als  der  Staatsanwalt  antragen  kann.  Art 
123. lß)  —  Sollten  die  Erben  oder  die  Erbfolger  um  die  vor- 
läufige Einweisung  in  den  Besitz  nicht  einkommen,  so  wer- 
den sich  die,  welche  ein  von  dem  Tode  des  Abwesenden  ab- 
hängiges Recht  haben,  wegen  der  Ausübung  dieses  Rechts  un- 
mittelbar an  das  Gericht  wenden  können. 16)  Vgl  §.  154. 

§.  153. 

Von  dem  Rechte  dir  zurückgelassenen   Ehegatten,   die  vorläufige    Ein- 
weisung in  den  Besitz  zu  verhindern. 

Es  kann  jedoch  der  zurückgelassene  Ehgatte,  —  der 
Mann  oder  die  Frau, l)  —  wenn  unter  den  Eheleuten  Güter- 
gemeinschaft bestanden  hat,2)  die  vorläufige  Einweisung  in 
den  Besitz  und  die  vorläufige  Ausübung  der  auf  das  Abster- 
ben des  Abwesenden  gestellten  Rechte  (§.  152.)  verhindern,8) 
wenn  er  sich  für  die  Fortsetzung  der  Gütergemeinschaft  er- 
klärt. Der  zurückgelassene  Ehegatte  erhält  oder  behält  als- 
dann  zugleich   die    Verwaltung   des   eigenen   Vermögens  des 

15)  »Plasman  1,  p.  140. 

16)  Obss.  du  tribunat  ad  Art.  123.  Pigeau  II,  p.  540.  Delvinc. 
ad  Art.  123.  Proudhon  I,  163.  De  Moly  n.  356  ff.  Merlin  m.  ab- 
sent  ad  Art.  123.  *Demol.  11,  74ff.  Demante  a.  a.  O.  n.  61.  77-79. 
Sir.  XXXV,  llt  355.  XXXV1H,  II,  415.  Das  Gericht  wird  einen  Kurator 
ernennen.  Die  Klage  ist  jedoch  den  Erben  zuzustellen.  —  A.  M.  ist 
Grolman  I,  447,  welcher  annimmt,  dass  in  diesem  Fall  so  eil  verfahren 
sei,  wie  wenn  ein  Erbe  sich  nicht  wegen  der  Annahme  einer  ihm  eröff- 
neten Erbschaft  erklärt.  P.)  Oute  Begründung  der  Ansicht  von  Z.  in 
Laurent  II,  165. 

1»  Der  Mann  oder  die  Frau  —  daher  die  Worte  des  Artikels  124 
prendre  ou  conserver.    Locre  ad  h.  Art. 

2)  Der  Säte  ist  nicht  blos  von  der  gesetzlichen,  sondern  auch  von 
der  vertragsmftssig  bestimmten  Gütergemeinschaft  und  namentlich  auch 
von  der  Errungenschaftsgemeinschaft  zu  verstehen.  Nur  eine  auf  einen 
einseinen  Gegenstand  beschränkte  GG.  würde  wenigstens  nicht  schlecht- 
hin die  Anwendbarkeit  des  Art  124  begründen  Toull  I,  467.  Du- 
rant.  1,  450.  Beilot  des  Mi  iör es  tr.  du  contrat  de  mariage.  IL 
p.  23.  Dagegen  erstreckt  sich  der  Art.  nicht  und  ist  er  nicht  auszudeh- 
nen auf  die  Falle,  in  welchen  unter  den  Eheleuten  nicht  Gütergemein- 
schaft bestanden  hat.  Lagrange  1,  93.  F )  Laurent  II,  2C&  Gut 
auch  vom Dotal-System  mit  Errungenschaftsgemeinschaft.  Demolombe 
II,  276. 

3)  Der  zurückgelassene  Ehegatte  braucht  also  mit  der  AucßSung 
seines  Rechts  nicht  zu  .warten,  bis  dass  die  Erbon  in  den  vorlaufigen 
Besitz  eingewiesen  wor  en  sind.  Merlin  m.  absent  ad  Art.  124.  P.) 
Laurent  TI,  208. 
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andern  Ehegatten.  —  Jedoch  ist  hierbei  zu  unterscheiden: 
Wenn  der  zurückgelassene  Ehegatte  der  Mann  ist  und  sich 
dieser  für  die  Fortsetzung  der  Gütergemeinschaft  erklärt,  so 
verbleiben  ihm  über  die  Gemeinschaft  alle  die  Rechte,  welche 
er  als  Herr  derselben  hat.3*)  Dagegen  hat  er  in  Beziehung 
auf  das  eigene  Vermögen  der  Frau  einerseits  nur  die  Rechte 
und  andererseits  alle  die  Verbindlichkeiten  eines  vorläufigen 
Besitzers.4)  (§.  154)  Er  ist  daher  z.  B.  verbunden,  dieFahr- 
nissstücke  nnd  die  Urkunden  der  Frau  inventarisiren  zu  las- 
sen. 6)  Art.  126.  §.  1.  Ist  der  zurückgelassene  Ehegatte  die 
Frau  und  erklärt  sich  diese  für  die  Fortsetzung  der  Güter- 
gemeinschaft, so  hat  sie  nicht  nur  in  Beziehung  auf  das  ei- 
gene Vermögen  des  Mannes,  sondern  auch  in  Beziehung  auf 
die  Gütergemeinschaft, r,a)  (in  Betracht,  dass  der  Mann  der 
Herr  des  Gemeingutes  ist  und  bleibt,),  einerseits  blos  die  Rechte 
und  andererseits  (z.  B.  was  die  Inventarisirung 5b)  betrifft,) 
alle  die  Verbindlichkeiten  eines  vorläufigen  Besitzers;  jedoch 
mit  Vorbehalt  der  Rechte,  welche  ihr,  wenn  der  Mann  nicht 


3a)  PJ  Proudhon  I.  S.  318  will  dem  Ehemanne  das  Recht  der 
Veräuaserung  nnd  Verpfändung  der  Gemeinschafts-Liegenschaften  ver- 
sagen, weil  durch  die  Abwesenheit  der  Frau  die  Sachlage  ganz  verändert 
sei.  60  wahr  dies  quoad  legem  ferendam  ist,  erscheint  es  doch  nach 
der  lex  lata  unrichtig.  Laurent,  II,  206.  Auch  bleibt  die  Veräusserung 
und  Verpfandung  giltig,  wenn  später  der  schon  vor  ienen  Akten  einge- 
tretene Tod  der  Ehefrau  bewiesen  wird.  Laurent  II,  206.  Dem  Ol. 
II,  285.  Marcade  LS.  281.  Weder  dem  vermutlichen  Erben  der 
Frau  noch  deren  Gläubigern  steht  das  Recht  auf  Absonderung  an  kla- 
gen zu;  Art.  1443, 1446  —  wohl  aber  haben  sie  das  in  Art.  1446  Abs.  2 
gegebene  Hecht. 

4)  *Nach  Marcade*  Art.  124  n.  15  sollen  in  das  persönliche  Ver- 
mögen der  Frau  die  Erben  etc.,  nicht  aber  der  Mann  eingewiesen  wer* 
den,  weil  er  In  Bezug  hierauf  nicht  commun  en  bienB  sei.  Der  Art.  124 
sagt  a*ber,  dass  die  Ausübung  aller  andern  Rechte  ausgeschlossen 
sein  soll.  S.  auch  Demolombe  II,  277.  P.)  Laurent  11,204,205,208 

5)  *Auch  Ober  das  Vermögen  der  Omeinschaft  ist  ein  Inventar  auf- 
zunehmen. Demol.  II,  281.  Demante  a  a  O.  n.  85.  Du  Caurroy 
Art.  126.  Duranton  I,  458.  460.  Der  Art.  126  erwähnt  in  §.  1  aus 
drücklich  des  Ehegatten,  ohne  eine  Untei  Scheidung  zu  machen.  Dagegen 
beziehen  sich  die  §§.  2  und  3  nicht  auf  den  Ehegatten.  P.)  Art.  126 
Abs.  1  spricht  zwar  nur  von  „mobiliers  etc.  del'absent";  aber  die  Ehefrau 
hat  ein  condominium  dormiens.    Laurent  II,  207. 

5a)  P.)  And.  M.  mit  Unrecht  Mourlon,  Rep&it.  I,  240  Anm.  2, 
wie  gut  zeigt  Laurent  11,  209. 

5b)  P.)  Laurent  II,  209  S.  270. 
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abwesend  wäre,  an  dem  Gemeingute  zustehn  würde.  Sie  be- 
darf noch  überdiess  als  eine  Ehefrau ,  zu  allen  den  Handlun- 
gen, welche  nicht  blos  die  Verwaltung  dieser  Güter  zum  Ge- 
genstande haben,  der  Ermächtigung  des  Gerichts.  6>  —  Weder 
der  Mann  noch  die  Frau  aber  hat  für  die  gehörige  Verwal- 
tung der  Gemeinschaft  und  des  eigenen  Vermögens  des  ab- 
wesenden Ehegatten  einen  Bürgen  zu  stellen. 7)  Arg.'  Art  124- 
—  Die  zu  Folge  der  Erklärung  des  zurückgelassenen  Ehegat- 
ten fortgesetzte  Gütergemeinschaft  wird  theils  in  denselben7*) 
Fällen,  wie  sonst  die  Gütergemeinschaft,  theils  durch  die  end- 
gültige Einweisung  in  den  Besitz  des  Vermögens  des  Abwe- 
senden aufgelöst.8)  Jedoch  wird  der  zurückgelassene  Ehegatte 
in  einem  jeden  Augenblicke  berechtiget  sein,  die  von  ihm  ge- 
thane  Erklärung,  dass  er  die  Gütergemeinschaft  fortsetzen 
wolle,  wieder  zurückzunehmen.1';  Ueberdiess  kann  die  Frau, 
welche  sich  für  die  Fortsetzung  der  Gütergemeinschaft  erklärt 
hat,  in  der  Folge,  wenn  die  Gütergemeinschaft  aus  irgend  ei- 
nem Grunde  aufgelöst  wird,  noch  immer  auf  die  Güterge- 
meinschaft verzichten.  Dasselbe  Recht  wird  auch  den  Erben 
und  Rechtsnachfolgern  der  Frau  zustehen.  Art  1453.  1466  •») 

6)  Del vinc.  ad  Art.  124.  Bellot  des  Minores  II,  p.  28.  La- 
grange 1,  96.  *Demol.  11,  285.  P.)  Proudhon  I,  8.  305,  Laurent 
II,  209  Abs.  2  und  die  communis  opinio  stellen  sie  der  Frau  gleich, 
welche  Gütersonderung  erwirkt  hat.    Art.  217,  1449. 

7)  Delvinc.  ad  Art.  124.  Touil.  I,  466.  Durant.  1,  465.  Bellot 
des  Minieres  H,  p.  23.  Favard  m.  absent  Sect.  HF,  §  1  *Demol. 
IL,  283.  Marcadä  Art.  124  n.  (II.  8  jedoch  Maleville  ad  Art.  124. 
Lagrange  I,  98.  Sir.  XXVI,  II,  2  [)'.  »Auch  De  Moly  p.  580  ist 
gegen  die  Befreiung  des  Ehegatten  von  der  Bürgschaftsstellung,  Arg. 
Art.  129.  Nützlich  wird  die  Bürgschaft  auch  hier  sein,  das  Gesetz  ver- 
langt sie  jedoch  nicht  und  es  begünstigt  den  Ehegatten.  P.)  Für  die 
Ansicht  von  Z.  ist  auch  Laurent  II,  210. 

7a)  P.)  S.  jedoch  oben  Anm.  3a. 

8)  Maleville  ad  Art.  120.  Bellot  des  Minieres  H,  p.  37  ff. 
P.)  Auch  die  Rückkehr  des  Verschollenen  macht  der  Verwaltung  des 
Mannes  reBp.  der  Frau  insofern  ein  Ende,  dass  run  der  gewöhnliche 
Zustand  wieder  eintritt.     Laurent  II,  211. 

9)  Quilibet  juii  in  favorem  suum  introdueto  renunclare potest.  Du- 
rant. I,  462.  P.)  Laurent  II,  211.  Im  Falle  des  Todes  oder  des 
Verzichtes  des  zurückgebliebenen  Ehetheils  ist  nicht  dieser  Zeitpunkt, 
sondern  jener  des  Verschwindens  oder  der  letzten  Nachrichten  mass- 
gebend. Laurent  II,  211.  Marcade  I.  8.  285.    Demolombe  II,  290. 

9a)  P.)  Wegen  des  Rechts  auf  die  während  der  Verwaltung  gewon- 
nenen Früchte  etc.  s.  Laurent,  II,  212—214.  Vgl.  unten  §  154  Anm. 
23  und  §.  155  Anm.  4. 
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—  Wenn  der  zurückgelassene  Ehegatte  die  vorläufige  Auflös- 
ung der  Gütergemeinschaft  verlangt  oder  wenn  die  Eheleute 
nicht  in  einer  Gemeinschaft  der  Güter  gestanden  haben, 10)  so 
treten  die  §,  152.  Abs.  2.  und  §.  154.  angeführten  gesetz- 
lichen Bestimmungen  ein.  Vgl  zu  diesem  §.  den  Art.  124.  u) 

§.  154. 

Von  den  Rechten  und  Verbindlichkeiten   der  in  den  vorläufigen  Besitz 

Eingewiesenen. 

Man  hat  in  dieser  Beziehung  zwischen  dem  Verhältnisse 
zu  unterscheiden,  in  welchem  die  vorläufig  in  den  Besitz  Ein- 
gewiesenen zu  dem  Abwesenden  stehn,  und  zwischen  dem  Veiv 
hältnisse,  welches  theils  unter  den  Eingewiesenen  gegenseitig 
theils  zwischen  ihnen  und  dritten  Personen  eintritt. 

I.  Das  Vermögen  eines  Verschollenen  ist  in 
den  Händen  der  vorläufigen  Besitzer  und  in  Be- 
ziehung auf  den  Abwesenden  nur  ein  anvertrautes 
Gut,  welches  sie,  gleich  als  Pfleger,1)  zu  verwal- 


10)  Also,  s.  B.  wenn  sich  die  Eheleute  nach  dem  Do  talrechte  ver- 
heirathet  haben,  und  die  Frau  verschwindet,  so  können  deren  Erben 
nach  erfolgter  "Verschollenheitserklärung  sofort  restitutionem  dotis  for- 
dern.    Durant.  I,  451. 

11)  Vergl.  Aber  diesen  Art.  Oberhaupt,  welcher  der  Auslegung  so 
viel  überlaset,  ausser  den  bereits  a.  Schriftstellern,  Proudhon  I,  171  ff. 
De  Moly  n.  545 ff.  Grolman  I.  461.  Pigeau  II,  307.  Demolombe 
n,  269ff. 

1)  Toullier  I,  481.  Durant.  I,  478.  Praestat culpam levem.  Aber 
seine  Verantwortlichkeit  wird  mit  besonderer  Nachsicht  zu  beurtheilen 
sein.  8.  auch  1.  8.  D.  de  negot.  gest.  -  P.)  Laurent  IT,  169.  Aubry 
et  Rau  I.  §  153  Anm.  2.  —  BezQgllch  des  Charakters  der  Rechte  des 
Eingewiesenen  hat  Laurent  11,  125—133,  195— 198  viel  Scharfsinn  auf- 
gewendet, um  gegen  die  communis  opinio  zu  beweisen,  dass  die  vor- 
läufig Eingewiesenen  stetB  und  in  allen  Beziehungen  einfache  Verwalter 
seien,  weshalb  er  den  von  Z.  unter  1  aufgestellten  Grundsatz  auch  auf  die 
Fälle  11  und  III  anwendet  und  damit  für  diese  z~  ganz  anderen  Konse- 
quenzen gelangt.  Dies  hat  nun  freilich  die  Logik  und  Einfachheit  der 
Konstruktion  für  sich ;  allein  das  Leben  lasst  sich  nicht  in  Formeln  ban- 
nen, es  sprengt  sie  !  Die  communis  opinio  entspricht  aber  dem  Bedürf- 
niss  des  Lebens ;  es  gehört  zu  den  grössten  Seltenheiten,  wenn  ein  Ver- 
schollener zurückkehrt  und  die  allgemeine  Anschauung  betrachtet  die 
provisorisch  Eingewiesenen  als  provisorische  Erben  oder  Legatare.  Auch 
kann  sich  die  communis  opinio  auf  Art  127,  134  berufen,  die  entschie- 
den gegen  blosse  Verwaltung   sprechen;  endlich   ist  Laurenze;. Ansicht 
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ten  haben,  verpflichtet,  dem  Abwesenden,  wenn 
er  sich  wieder  einfinden  oder  Nachrichten  von 
sich  geben  sollte,  Rechnung  von  ihrer  Verwaltung 
abzulegen.  Art  125.  —  Bei  der  Vollziehung  dieses  gesetz- 
lichen Auftrages  haben  die  Eingewiesenen  noch  folgende  be- 
sondere Vorschriften  zu  beobachten,  welche  theils  auf  den  Ei- 
gentümlichkeiten des  ganzen  Verhältnisses  theils  auf  ausdruck- 
lichen Verfügungen  der  Gesetze  beruhn.  Die  Eingewiesenen 
haben  1)  dem  bisherigen  Pfleger  des  Abwesenden  etc.  Rech- 
nung abzunehmen.  *)  2)  Sie  sind  verbunden,  die  Fahrnisstücke 
nnd  die  Rechtsurkunden  des  Abwesenden,  in  Gegenwart  des 
bei  dem  kompetenten  Gerichte  der  1.  Instanz  angestellten 
Staatsanwaltes  oder  eines  von  demselben  beauftragten  Friedens- 
richters inventarisiren  zu  lassen.8)  Art.  126.  §.  1.  3)  Nach 
Beendigung  des  Inventares  bestimmt  das  Gericht,  ob  die  Fahr- 
nissstücke, oder  welche  verkauft  werden  sollen.  *)  Die  Fahr- 
nissstücke, welche  das  Gericht  nicht  zum  Verkaufe  aussetzt, 
dürfen  von  dem  Eingewiesenen  nicht  ohne  die  Zustimmung 
des  Gerichts  veräussert  werden.  (S.  jedoch  den  Artikel  2279.) 5) 


praktisch  nicht  durchführbar.    Ausbildung  und  Fortbildung  des  Rechts 
gehört  in  den  Pflichten  und  Rechten  der  Jurisprudenz. 

2)  Locre  ad  Art  120.  De  Moly  259.  P.)  Sie  müssen  auch  das 
Rechnungs-ßaldo  einziehen  und  anlegen.    8.  unten  Anm.  6. 

3)  Dieses  Inventarium  ist  nach  denselben  Regeln,  wie  ein  Erbschafts- 
inventarlum,  einzurichten.  C.  de  pr.  Art.  941  ff.  De  Moly  n.  439.  8. 
auch  Tou liier  1,  464. 

4)  Die  Bestimmung  der  Art,  wie  der  Verkauf  geschehen  soU,  über- 
lassen die  Oe8etse  absichtlich  dem  Ermessen  des  Gerichts,  Locre  ad 
Art.  126.  P.)  Dali os  unter  Absence,  299.  »Dasselbe  gilt  für  den  mit 
Genehmigung  des  Gerichts  geschehenden  Verkauf  der  Immobilien.  8. 
oben  Nr.  5.  Hier  werde a  die  Vorschriften  über  die  Güter  der  Minderjäh- 
rigen, eines  vakanten  Nachlasses  u.  s.  w.  analog  zur  Anwendung  kom- 
men.   Demol.  II,  111. 

5)  *Demol.  II,  113.  Marc  ade  Art.  126.  Die  Einrede  aus  Art. 
2279  wird  allerdings  den  dritten  Erwerber  stets  schützen,  die  Frage  be- 
trifft nur  die  Verantwortlichkeit  des  Eingewiesenen  und  hier  wird  darauf 
zu  sehen  sein,  ob  die  Veräusserung  der  Mobilien,  ohne  gerichtliche  Au- 
torisation,  im  Interesse  des  Abwesenden  war.  Der  Verkauf  der  Früchte 
gehört  zu  den  Verwaltungshandlungen.  In  Sir.  XIV,  II,  355.  XL  VI,  II 
376  wurde  entschieden,  dass  der  Eingew.  Mobilien  giltig  ver&ussern  kann. 
P.)  Aubry  ot  Rau  I.  §.  153  Anm.  5,  7,  9.  Die  Frage  ist  bestritten; 
doch  verdient  die  letztere  Meinung  den  Vorzug  —  Dali  ob  unter  Absence, 
296,  297.  And.  Mein.  Laurent  II,  177,  178,  179  —  und  ist  auch  auf 
die  unkörperlichen  Mobilien  auszudehnen*    Dalloz  a»  a.  O.  298.    Vgl. 
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Das  Geld,  welches  aus  den  zu  verkaufenden  Fahrnissstücken 
gelösst  wird,  ist  nutzbar  anzulegon. 6)  Art.  126.  §.  1.  2.  4) 
Die  Eingewiesenen  sind  berechtiget,  den  Zustand  der  Liegen- 
schaften förmlich  (vgl.  Art.  126  §.  3 )  aufnehmen  zu  lassen. 
Wenn  sie  dieses  zu  thun  unterlassen  haben,  so  streitet  gegen 
sie  die  Vermuthung,  dass  sie  die  Liegenschaften  gut  unterhal- 
ten übernommen  haben. 7)  5)  Sie  dürfen  die  Liegenschaften, 
ohne  Zustimmung  des  Gerichts,  weder  veräussern  noch  zu  ei- 
nem Unterpfande  einsetzen.8)  Art.  128.  Die  Unterpfänder, 
welche  kraft  Gesetzes  auf  den  Liegenschaften  der  Eingewiese- 
nen haften  oder  kraft  eines  Urtheües  auf  die  Liegenschaften 
der  Eingewiesenen  eingetragen  werden  können,  erstrecken  sich 
nicht  auf  die   Liegenschaften   des    Abwesenden. 9),    Aber   ein 


oben  Ann?.  1,  6  zu  §.  113  Auch  die  Unterlassung  des  Verkaufes  von 
Mobilien  z.  B.  leicht  verderbenden  und  die  Nicht-Einholung  der  gericht- 
lichen EntSchliessung  Ober  den  Verkauf  macht  verantwortlich.  S.  oben 
Anmerk.  1. 

6)  S.  Durant.  I,  485.  Beilot  des  Minieres  II,  p.  32.  Merlin 
m.  absent  ad  Art.  126.  Wenn  die  Eingewiesenen  der  einen  oder  der 
andern  dieser  Vorschriften  nicht  nachkommen,  so  werden  sie  desshalb 
dem  Abwesenden  etc.  nach  Befinden  Schadenersatz  au  leisten  haben. 

7)  Proudhon  I,  157.    Tonil.  I,  430.    Vgl.  Art.  1731. 

8)  De  Moly  n.  477 ff.  Jedoch  wird  nur  der  Abwesende  berechtigt 
sein,  eine  gegen  dieses  Veiboi  geschehene  Verausserung  anzufechten. 
Locre  ad  Art.  128  S.  auch  8ir.  XXIX,  I,  340.  «Desgleichen  eine 
gegen  das  Verbot  bestellte  Hypothek.  8  i  r.  XL,  11,  415.  —  *Dem  ersten 
wie  dem  zweiten  Satze  liegt  die  Annahme  zu  Grunde,  dass  die  Nichtigkeit  sol- 
cher Verausserung  eine  relative  sei.  (Tonil.  I,  431)  Die  Nichtigkeit 
ist  aber  vielmehr  eine  absolute,  es  liegt  der  Verkauf  einer  fremden 
Sache  vor.  Art.  1599.  Wenn  ferner  auch  Duranton  im  Allgemeinen 
beizustimmen  ist,  dass  Jeder  garant  de  son  falt  sei  (I,  486),  so  folgt 
auch  hieraus  nicht,  dass  der  Eingewiesene  in  unserm  Falle  nicht  klagen 
könne.  Der  Eingewiesene  stellt  die  Klage  für  den  Abwesenden  an, 
dessen  Vermögen  er  zu  verwalten  hat,  es  kann  ihn  daher  jene  persön- 
liche Eimeüe  nicht  treffen.  8.  'Windscheid,  Ungiltigkeit  der  Rechts- 
geschäfte, 8.  93.  N.  33.  34  und  unten  II,  §.351.  P.)  Für  absolute  Nich- 
tigkeit ist  auch  Laurent  II,  182,  183.  Die  Frage  ist  zwar  beatritten; 
doch  verdient  die  Ansicht  von  Z.  den  Vorzug.  Den  E  ngewieaenen  trifft 
bei  der  Anfechtung  die  exe.  doli,  den  nicht  betrogenen  Käufer  trifft 
der  Einwand,  rem  esse  incertam  —  Aubry  et  Ran  I,  g.  153  Anm  29, 
30  — ;  übrigens  kann  der  Käufer  sich  durch  Art.  1653  vor  Schaden 
bewahren.  —  Der  Verschollene  und  dessen  Erben  haben  die  rel  vindi- 
catio.   8.  unten  Anm.  25 

9)  *Als  bedingte  wird  die  Eintragung  solcher  Hypotheken  auf  die 
Güter  des  Abwesenden  allerdings  zulässig  sein.  Art.  2125.  Sir.  XL,  II, 
415.  Demol.  II,  138.  P.)  Aubry  et  Rau  I.  §.  153  Anm.  32.  Est 
sententia  aequlor.   And.  M.  Laurent  II,  198. 
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Urtheil,  das  gegen  den  Eingewiesenen  als  solchen  ergangen 
ist,  kann  auf  die  Liegenschaften  des  Abwesenden  allerdings 
eingetragen  werden.10)  Art.  2126.  6;  Die  Eingewiesenen  kön- 
nen die  ausstehenden  Kapitalien  zwar  eintreiben  uud  darüber 
quiitiren;  nicht  aber  sie  abtreten.  ")  Auch  sind  sie  verban- 
den, diese  Kapitalien,  wenn  sie  eingehen,  wieder  nutzbar  an- 
zulegen.18) Arg.  Art.  126.  §.  2.  7.)  Sie  sind  nicht  blos  berech- 
tigt, sondern  selbst  verpflichtet,  die  dem  Verschollenen  zu- 
stehenden Klagen13)  an-  und  fortzustellen,  so  wie  ihn  in  den 
Sachen,  in  welchem  er  Beklagter  ist,  zu  vertheidigen. ")  Art 
134.  817.  §.  2.  —  Mit  Vorbehalt  der  obigen  Ausnahmen  aber 
ist  dem  Verwaltungsrechte  der  Eingewiesenen  der  umfassendste 
Sinn  unterzulegen,  so  dass  sie  z.  B.  auch  nutzbar  Veränder- 
ungen mit  den  Liegenschaften  des  Abwesenden  vorzunehmen, 
ingleichen  dies  auch  auf  eine  längere  Zeit,  als  auf  neun  Jahre, 
(s.  Art.  1429  f.  1718.)  in  Bestand  zu  geben  befugt  sind.15.) 


10)  Proudhon  I,  158.     Grenicr  tr.  des  hypoth.  I,  40. 

11)  P  )  S.  dagegen  oben  Anna.  5. 

12)  Vgl.  die  Anm.  6  a.  Stellen. 

13)  In  dieser  Beziehung  ist  zwischen  Inimobiliar-  und  Mobiliar- 
klagen kein  Unterschied  zu  machen.  Lagrange  1,  87.  Demol.  II,  114. 
A.  M.  ist  Durant.  I,  492,  welcher  annimmt,  dass  der  Eingewiesene 
zur  Anstellung  einer  Immobiliarklage  der  Ermächtigung  des  Gerichts 
bedürfe.  P.)  Auch  Laurent  II,  188  rheilt  die  Ansiebt  von  Duranton, 
welche  nach  dem  von  Z.  aufgestellten  Prineip  I  den  Vorzug  verdient. 
Eine  Ausuahme  machen  die  JTheilungsklagen.  Art.  817  Abs.  2. 

14)  S.  jedoch  De  Moly  n.  492  ff.  welcher  dieses  Recht  beschränkt. 
(•Zur  Beruhigung  bei  Im moblliar klagen  und  zu  einem  Vergleich  Ober 
dieselben  soll  die  Ermächtigung  des  Gerichts  nöthig  sein.  Ebenso  De- 
mol. II,  115.)  Daher  können  sie  dem  Abwesenden,  wenn  er  eine  Klage 
gegen  sie  hatte,  nicht  die  Einrede  der  Verjährung  entgegensetzen.  Toull. 

I,  429.  S.  unten  §.  211  Anm.  11.  Daher  ist  ein  gegen  den  Eingewiese- 
nen, als  solchen,  gesprochenes  und  rechtskräftiges  Urtheil  auch  gegen 
den  Abwesenden  rechtskräftig.  Proudhon  de  l'usufruit  I,  55.  P.)  Im 
Falle  doloser  Kollusion  zwischen  dem  Eingewiesenen  uud  dem  Gegen- 
theilp  hat  der  Abwesende  das  Recht  der  Dritt-OppoBition.  Art.  474  G. 
de  pr.  —  Aubry  et  Rau.  §    153.     Text  nach  Anm.  17. 

15)  Proudhon  de  l'usufhiit  1,  52 ff.  -  *A.  M.  Duranton  XVII, 
39.    Marcade  Art.  128   n.  V,  Arg.  Art.  481.  1429.  P.)  Auch  Laurent 

II.  176  spricht  sich  gegen  Z.  aus  und  zwar  mit  Recht.  Nach  dem  Prin- 
cipe unter  l  sind  die  Eingewiesenen  nur  Depositare  und  Verwalter ;  der 
C.  N.  schließet  aber  konsequent  die  mehr  als  neunjährigen  Pachtverträge 
von  den  Verwaltungsöef ugnissen  aus.  Art.  481,  595,  1429,  1718.  Indessen 
kann  nun  der  Verschollene  anfechten.     S.  oben  Anm.  8. 
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IL  Sind  der  Erben  oder  Erbfolger,  welche  in 
den  Besitz  eingewiesen  worden  sind,  mehrere,  so 
sind  die  mit  einander  Eingewiesenen  berechtigt, 
das  Vermögen  des  Abwesenden  nach  den  für  Erb- 
theilungen  bestehenden  Vorschriften  unter  sich 
vorläufig  zu  theilen. 16)  Sie  können  diese  Theilung  z. 
B.  auch  durch  eine  Versteigerung  (licitation)  ins  Werk  setzen ; 
jedoch  nur  so,  dass  nicht  dritte  Personen  zur  Versteigerung 
gelassen  werden  dürfen.  Arg.  Art   128. 17) 

IE.  In  Beziehung  auf  dritte  Personen  sind  die 
Eingewiesenen  ganz  so  zu  betrachten,  alsobihnen 
eine  Erbschaft  eröffnet  worden  wäreundsie  diese, 
jedoch  mit  der  Rechtswohlthat  des  Erbverzeich- 
nisses,  angenommen  hätten.18)  —  Hieraus  folgt  z.  B. 
Sie  können  wegen  eines  jeden  Anspruchs  belangt  werden,  den 
ein  Dritter  an  den  Abwesenden  oder  an  dessen  Güter  zu  mä- 
hen hat. 19)  Art.  134.  Sie  stehen  jedoch  für  die  auf  den  Gü- 
tern des  Abwesenden  haftenden  Schulden  und  Lasten  nicht 
mit  ihrem  eigenen  Vermögen.20)  Der  Eingewiesene  kann  ganz 


16)  Purant.  I  503  P)  Eine  wahre  Theilung  kann  dies  nicht  sein 
—  e.  oben  No.  I,  Laurent  II,  128  —  wohl  aber  der  Verwaltung  und 
des  Genusses.  Aubry  et  Rau  I,  §.  153  vor  und  nach  Anm.  18.  ^Solche 
und  andere  Vertrage  der  Eingewiesenen  unter  einander  Bind  nicht  als 
Verträge  über  die  Erbschaft  eines  Lebenden  zu  betrachten  Pemol.  IL 
130.  Sir.  XXIX,  I,  339.  XXXVIII,  II,  413.  Das  letstere  Urtheil  wurde 
zwar  kassirt,  ßir.  XLH,  I,  167,  aber  nur  aus  dem  Grunde,  weil  der  Ver- 
trag zur  Zeit  der  vermutbeten  Abwesenheit  geschlossen  war,  die 
Erkl&rung  der  Abwesenheit  war  erst  nachträglich  erfolgt,  sie  konnte 
nicht  rttckwirken.     Siehe  auch  Sirey  XXXVIII,  I,  545. 

17)  P.)  Demolombe  II,  129.  —  *Nach  Demol.  II,  132  sind  die 
prov  eingewiesenen  Erben  bei  dieser  Theilung  zur  Kollation  verpflichtet. 
Das  einzige  hierfür  beigebrachte  Argument  b<  steht  darin,  das»  derjenige 
Mit  erbe,  der  die  Theilung  verlangt,  sich  auf  die  Präsumption  des  Todes 
atflzt.  Art.  843.  Dies  Argument  ist  unrichtig:  der  Antrag  auf  die  Thei- 
lung entspringt  aus  der  Communio,  nicht  aus  der  Präsumtion  der  eröff- 
neten Erbschaft.  Art  815.  P.)  Weder  von  der  Kollation  noch  von  Re- 
duetion  kann  die  Rede  sein.    Laurent  II,  129,  130 

18)  Merlin  m.  absent  ad    Art.  120.     P.)  A    M.  Laurent  II,  131. 

19)  Malevillead  Art.  134.  Proudhon  I,  p.  158 f.  199.  Tonil. 
I,  434.  —  Der  Art.  877  wird  auch  auf  die  vorläufigen  Besitzer  anwend- 
bar sein.  P.)  Wegen  Beschränkungen  hinsichtlich  Vergleich  etc.  s.  oben 
Anm.  14. 

20)  Delvinc.  ad  Art.  134.  Durant.  I,  492.  Lagrange  I,  83tf. 
•Demol.  I,    136.    8.  jedoch  Proudhon  I,  p.  159ff.  —  *Proudhon 
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so,  wie  ein  Erbe,  gegen  einen  Dritten,  z.  R.  auch  gegen  einen 
nicht  in  den  Besitz  vorläufig  eingewiesenen   Erben  oder   Erb- 
folger, 21)  und  eben  so  kann  ein  Dritter  gegen  ihn  verjähren.  2*J 
Auch  das  ergibt  sich  aus  dem  aufgestellten  Grundsatze,  dass, 
wenn  die  eingewiesenen  Erben  oder  Erbfolger  von  andern  Er- 
ben oder  Erbfolgern  auf  die  Abtretung  des  Besitzes  oder   auf 
die  Aufnahme  in  den   Mitbesitz,   oder  wenn  sie  von  denen, 
welche  ein   von   dem   Absterben  des  Abwesenden  abhängiges 
Recht  haben,  auf  die  Abtretung  dieses  Rechtes  belangt  wer- 
den, (§.  152.)  die  Verbindlichkeit  zur  Erstattung  der  bereits 
erhobenen  Nutzungen,  (nicht  nach  der  Vorschrift  des  Art.  127. 
sondern)  nach  den  Vorschriften  des  gemeinen  Rechts,  gleich 
als  ob  die  Eingewiesenen  das  Vermögen  des  Abwesenden   als 
Erben  besässen ,  zu  beurtheilen  sein  wird.  *3)    Aus  demselben 
Grundsatze  kann  man  überdiess  noch  die  Folgerung  ziehen, 
dass  der  Eingewiesene  über  sein  durch  die  Einweisung  erwor- 
benes Recht  (oder  über  sein  eventuelles  Erbrecht)  eine  frei- 
gebige Verfugung  zu  treffen  befugt   sei.  **)  —   Es   ist  jedoch 
dem  vorliegenden  Grundsatz  nicht  die  Deutung  zu  geben,  als 
ob,  wenn  der  vorläufig  Eingewiesene  Liegenschaften,  (s.  Art 
2279.)  welche  dem   Abwesenden   gehörten,    veräussert   hätte, 
nicht  von   dem  bisher   abwesend  gewesenen   oder  von  dessen 


gibt  su,  dass  der  Eingewiesene  nur  bis  auf  den  Betrag  des  Vermögens 
des  Abwesenden  hafte,  bis  auf  diesen  Betrag  aber  mit  seinem  eigenen 
Vermögen,  weil  er  den  Abwesenden  repr&^entire.  Er  repr&sentirt  ihn 
nicht  weiter  als  der  Beneficiarerbe.  Art.  803.  S.  auch  Valette  sur 
Proudhon  I,  p.  294.  a. 

21)  *Sir.  LI,  II,  93.    P.)  8.  oben  ß.  152  Anm.  10. 

22)  Z.  B.  der  Abwesende  war  volljährig,  der  Eingewiesene  ist  min- 
derjährig. Will  ein  Dritter  eine  Klage  gegen  den  Eingewiesenen  ver- 
jähren, so  kommt  diesem  die  replica  minoris  aetatis  zu  statten.  Art. 
2257.  And.  Mein,  sind  Durant  1,  495,  und  Lagrange  I,  86.  Lau- 
rent II,  189.  Allemal  aber  würde,  wenn  der  Abwesende  zurückkehrte, 
die  Verjährungszeit  in  Beziehung  auf  ihn  zu  beurtheilen  sein.  Merlin 
und  Durant.  a.  a.  O  —  *  Sollte  im  erstem  Falle  die  Verjährung  sich 
nach  der  Person  des  Abwesenden  richten,  so  müsste  dessen  Existenz 
bewiesen  werden.    Demol.  II,  139.  Valette  s.  Proudhon  I,  p.  289.  a. 

23)  Disouss.  ad  Art.  127.  Delvinc.  zu  dems.  Art.  De  Moly  n. 
485.  Durant.  I.  497.  Sir.  XLI,  II,  209.  —  *A.  M.  Demol.  I,  188. 
S.  auch  8ir.  XX,  I,  442.  XXIII,  II,  65.  Für  die  Meinung  des  Textes 
spricht  auch  der  Wortlaut  des  Art.    P.)  Ebenso  Laurent  II,  194. 

24)  8ir.  XXVIII,  n,  51.  Cit.    *S.  §.  152  Anm.  6. 
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Erben  in  den  obigen  beiden  Fällen  die  rei  vindicatio  gegen  ei- 
nen jeden  Besitzer  der  veräusserten  Liegenschaften  erhoben 
werden  könnte.  Vielmehr  behält  es,  was  diese  Klage  betrifft, 
bei  den  von  der  rei  vindicatio  geltenden  Grundsätzen  schlecht- 
hin sein  Bewenden. 25) 

Die  in  diesem  §phen  aufgestellten  Sätze  sind  auch  auf 
diejenigen  anwendbar,  welche  die  vorläufige  Ausübung  eines 
von  dem  Absterben  des  Abwesenden  abhängigen  Rechts  er- 
langt haben,  (§.  152.)  jedoch  mit  Vorbehalt  der  Einschrän- 
kungen und  Ausnahmen,  welche  sich  aus  der  Eigentümlich- 
keit des  Rechtsgrundes  ihres  vorläufigen  Besitzes  ergeben.26) 
Art.  125   134. 

Uebrigens  werden  in  der  Regel  alle  die  Kosten,  welche 
durch  die  Verschollenheitserklärung,  durch  die  vorläufige  Ein- 
weisung in  den  Besitz  und  durch  die  Verwaltung  der  Güter 
des  Abwesenden  verursacht  werden,  dem  Abwesenden,  wenn 
er  zurückkehren  sollte,  zur  Last  fallen. 27)  Vgl.  Art.  126.  und 
arg.  h.  Art.  S.  jedoch  Art.  127.  und  §.  155. 

§.  155. 

Von  der  Bückkehr  —  von  dem  erweisslich  erfolgten  Tode  des  Ver- 
schollenen. 

Wenn  der  Verschollene  (vor  der  endgültigen  Einweisung 
in  den  Besitz)  zurückgekehrt  ist  oder  wenn  von  ihm  während 
dieser  Zeit  Nachrichten  eingehen,  so  haben  diejenigen,  welche 
in  den  Besitz  der  Güter  des  Abwesenden  oder  in  die  Aus- 
übung gewisser  Rechte  vorläufig  eingewiesen  worden  waren, 
dem  Zurückgekehrten  oder  dem  Bevollmächtigten  desselben1) 


25)  Lagrange  I,    136.    Vgl.  unten  §.  616  und  oben  Anm.  8. 

26)  Der  Art.  125  begreift  auch  diese  vorlaufigen  Besitzer  unter  sich. 
De  Moly  n.  421. 

27)  Diese  Kosten  gereichen  zugleich  zum  Vortheile  des  Abwesenden 
Durant.  1,467  Delvinc.  Art.  126.  128.  -  Die  Ausleger  sind  ober 
den  Kostenpunkt  getheilter  Meinung.  De  Moly  n.  430 ff.  Merlin  m. 
absent  ad  Art.  131.  Sir.  XVI,  II,  38.  Pia  am  an  I.  p.  215  will  die  Ko- 
sten getheilt  wissen.  P.)  Für  Z.  sind  Demolombe  II,  99.  Aubry  et 
Bau  §.  154  Anm  3.  —  Ueber  die  droits  de  mutation,  s.  Durant.  I, 
435.  482.    *Demol.  II,  133. 

1)  Oder  seinem  einstweiligen  Vertreter.    8.  Art.  131     P.)  Daa  Oe- 
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Rechnung  von  der  geführten  Verwaltung  abzulegen,  auch  dem- 
selben die  Güter  und  Rechte,  welche  sie  statt  seiner  besassen 
und  beziehungsweise  ausübten,  wieder  auszuantworten  und  ab- 
zutreten.   Art.  131.     Die  Nutzungen  *)  jedoch,  welche  sie  von 
diesen   Gütern   nach  der  vorläufigen  Einweisung  in  den  Be- 
sitz 8)  bezogen  haben, 4)  verbleiben  ihnen,  nach  der  Verschie- 
denheit der  Fälle,  ganz  oder  zum  Theil;  ganz,  —  wenn  der 
Abwesende  erst  nach  30  Jahren,  von  dem  Tage  seines  Ver- 
schwindens  oder  von  dem  Datum  der  letzten  Nachrichten  an 
gerechnet,5)   zurückkehrt;   zum   Theil   —   und   zwar  zu   V*> 
wenn  er  vor  Ablauf  des  fünfzehnten  Jahres  und  zu  9/io,  wenn 
er  nach  dem  Ablaufe  des  fünfzehnten  Jahres,  (von  demselben 
Zeitpunkte  an  gerechnet,)  zurückkehrt.    Art.  127.6)    Dagegen 


rieht  kann  zu folge  Art.  131  für  den  Verschollenen,  dessen  Lehen  er- 
wiesen ist,  einen  Pfleger  bestellen  etc.  S.  ohen  §§.  149,  150.  Das  bis- 
herige Verschollenheitsverfahren  hat  pro  futuro  keine  Wirkung  mehr. 
8.  unten  §.  150  Anm.  **. 

2)  Plasman  1,  p.  158. 

3)  Nur  von  diesen  Nutzungen  ist  der  Art.  127  zu  verstehen.  Die 
früher  bezogenen  au  gen  t  Patrimonium  absentis.  P)  Demulombe  II, 
123,  Laurent  H,  192,  Dalloz  unter  Absence.  414;  natürlich  aber  nur 
deduetis  impensis,  8.  oben  §.  154  Anm.  27  und  unten  Anm.  7.  —  Du- 
rant,  1,  49ü.  Favard  m.  absenec.  Sect  Hl.  §.  1.  —  Ueber  die  fmetus 
ultimi  anni,  8.  Du  ran  t  I,  498.  *Die  Eingewiesenen  haben  kein  Recht 
auf  diese  Früchte.  Plasman  1,  p.  160  f.  Demolombe  II,  121  f.  Sir. 
XL,  I,  884. 

4)  Auf  den  Fall,  da  der  zurückgelassene  Ehegatte  die  Gütergemein- 
schaft fortgesetzt  hat,  sind  die  folgenden  Hegeln  nicht  schlechthin  an- 
wendbar. Vgl.  Delaporte  und  Delvinc.  ad  Art.  127.  Beilot  des 
Minieres  tr.  du  contrat  de  mariage  II,  p.  34 f.  540.  Grolman  1,  497. 
Dem ol.  286— 288  8.  Art.  1401.  P.)  Laurent  11,  212-214.  Dalloz 
unter  Absence  No.  415  referirt  drei  Meinungen.  —  Kommen  die  Nutzun- 
gen auch  dem  vom  Gericht  ernannten  Verwalter  zu  gut?  Ja.  Sir.  XXXI, 
I,  80.  A.  M.  Dem  ol.  II,  123  *Die  Worte  des  Art.  127  administrateur 
16gal  sind  nicht  auf  einen  solchen  Verwalter  zu  beziehen. 

5)  Toullier  I,  432.  De  Moly  n.  487.  Lagrange  I,  88.  Grol- 
m  an  I,  493.  *Demol.  II,  125.  Demante  a.  a.  O.  n.  92.  Valette  s. 
Proudh.  I,  p.  288.  —  Andere  rechnen  die  30  Jahre  erst  von  dem  Tage 
der  Verschollenheitserklärung  an,  z  B.  Delvinc.  ad  Art.  127.  Durant. 
I,  427.  *Marcade  Art  127  n  III.  —  Vgl.  oben  §.  152.  Anm.  2.  »Die 
einheitliche  Berechnung  für  die  drei  Fristen  des  Art.  127  ist  vorzuziehen. 
P.)  Dalloz  unter  Absence,  309. 

6  Hat  der  Verschollene  ein  Testament  hinterlassen,  so  kann  der 
eingewiesene  Erbe  aus  dem  Art.  127  nicht  etwa  die  Folgerung  ziehen. 
dass  er  von  den  Vermächtnissen  einstweilen  die  Nutzungen  zu  beziehen 
berechtigt  sei.    Sir.  XX,  I,  442.    Vgl.  Art.  1014. 
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haben  die  Eingewiesenen  die  Impensas  in  fructus  verhältniss- 
mässig  zu  tragen.7)  Arg.  Art.  548. 

Wenn  nach  der  vorläufigen  Einweisung  in  den  Besitz  (und 
vor  der  cndgiltigen  Einweisung;  erwiesen  wird,  dass  der  Ver- 
schollene mit  Tode  abgegangen  sei,  so  beerben  ihn  die,  welche 
zur  Zeit  seines  Absterbens  die  nächsten  Erben  und  Erbfol- 
ger desselben  waren.  Diese  haben  alsdann  gegen  die  Einge- 
wiesenen dieselben  Rechte  und  (s.  Art.  127.)  nur  dieselben 
Rechte, 8)  welche  in  dem  vorher  erläuterten  Falle  dem  abwe- 
send gewesenen,  welcher  sich  wieder  eingefunden  hat,  zustehn 
Art  130. 

2.    Von  der  endgiltigen  Einweisung  in  den  Besitz. 

§.  156. 

Wenn  and  wie  geschieht  diese  Einweisung? 

Wenn  seit  der  Zeit*),  wo  die  vorläufige  Einweisung  in  den 
Besitz  erfolgt  ist  oder  wo  sich  der  von  dem  Abwesenden  zu- 
rückgelassene Ehegatte  für  die  Fortsetzung  der  Gütergemein- 
schaft erklärt  hat,  dreissig  Jahre,  oder  wenn  seit  der  Geburt 
des  Abwesenden  hundert  Jahre  verflossen  sind,1)  ohne  dass 
der  Abwesende  sich  wieder  eingefunden  hat  und  ohne  dass 
Nachrichten  von  ihm  eingegangen  sind,  so  können  alle  die, 
welche  die  vorläufige  Einweisung  in  den  Besitz  oder  die  vor- 
läufige Ausübung  der  von  dem  Tode  des  Abwesenden  abhän- 
gigen Rechte  zu  fordern  berechtiget  sind,  ingleichen  deren 
Erben  und  Rechtsnachfolger,  sie  mögen  schon  vorläufig  in  den 
Besitz  eingewiesen  worden  sein  oder  nicht,  (vorausgesetzt  je- 
doch,  in   dem  letzteren  Falle,   dass  ihnen  nicht  die  Einrede 

7)Delaportead  Art.  127.  *Demol.  II,  127.  Vgl.  unten  §.  22*. 
P.)  8.  oben  Anm.  3  und  Laurent  II,  193. 

8)  Pias  man  I,  p.  163.  P.)  Dalloz  unter  Absence,  307.  Ist  un- 
bestritten. 

*)  P.)  Ebenso  Plasmann  I.  S.  227.  Laurent  II,  222  Die  ge- 
wöhnliche Ansiebt  rechnet  die  dreissig  Jahre  von  der  Verschollenheits- 
erklärung. Marcade  1.  8.  320.  Dalloz  unttr  Absence  No.  432.  Sed 
verba  legis   -     Art.  129  —  obstant. 

1)  Es  mag  in  diesem  letzteren  Falle  eine  vorläufige  Einweisung  in 
den  Besits  vorausgegangen  sein  oder  nicht.    Loore  ad  Art*  129. 
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der  Verjährung  entgegensteht,  vgl.  §.  154.)  bei  dem  kompe- 
tenten Gerichte**)  auf  die  endgiltige  Einweisung  in  den  Be- 
sitz des  Vermögens  des  Abwesenden  oder  in  die  Ausübung 
ihrer  Rechte  antragen.2)  Art.  129.  —  Das  Gericht  hat  hier- 
auf die  Thatsache  der  Abwesenheit,  beziehungsweise  durch  ein 
neues  Zeugenverhör,  (nach  Massgabe  des  Art.  116.  117.) 
in  Gewissheit  zu  setzen;  auch  ist,  wenn  der  Antrag  auf  das 
hundertjährige  Alter  des  Abwesenden  gebaut  wird,  der  Ge- 
burtsschein beizubringen. s)  Hierauf,  und  wenn  der  Antrag 
gehörig  begründet  befunden  wird,  spricht  das  Gericht  die  end- 
giltige Einweisung  in  den  Besitz  zum  Vortheile  derer  aus, 
welche  den  Antrag  gemacht  haben. 

§.  157a. 

Folgen  dieser  Einweisung. 

Dieses  Urtheil  hat  die  Folge,  dass  von  nun  an,  was  das 
von  dem  Verschollenen  zurückgelassene  Vermögen  betrifft,  zum 
Vortheile  der  endgiltig  Eingewiesenen  alles  in  den  Zustand 
versetzt  ist,  gleich  als  ob  der  Verschollene  erwiesen  mit  Tode 
abgegangen  wäre. *)  Es  können  daher  z.  B.  die  eingewiesenen 
Erben  das  Vermögen  des  Verschollenen  gleich  als  eine  ihnen 


••)  P.)  S.  oben  §.  161  Anm.  1. 

2)  Also  auch  bei  der  endgütigen  Einweisung  ist  hinsichtlich  der 
Berechtigung  auf  definitive  Einweisung  lediglich  und  allein  auf  die  Zeit 
des  VerschwindenB  oder  auf  das  Datum  der  letsten  Nachricht  Rücksiebt 
su  nehmen,  vgl.  §.  152  und  De  Moly  n.  708 ff.,  auch  wenn  der  zweite 
Fall  eintritt,  d.  b.  auch  wenn  100  Jahre  nach  der  Geburt  des  Abwe- 
senden verflossen  sind.  Sir.  XIV,  1,  90.  P.)  Demolombe  IL  150.  Lau- 
rent IL  223. 

3)  Vgl.  Ober  das  Verfahren  Locrö  ad  Art.  129.  Pigeau  IT,  344. 
Toullier  I,  443.  De  Moly  n.  718.  P.)  Laurent  11,  224  hält  es  nur 
für  gestattet,  aber  nicht  für  geboten,  dass  das  Gericht  nach  Massgabe 
des  Art.  116  konstatire,  ob  die  Verschollenheit  fortgedauert  hat.  A.  M. 
Demol.  II,  171.  Ware  eine  Unterbrechung  durch  Einkunft  von  Nach- 
richten eingetreten,  bo  käme  Art.  131  zur  Anwendung  und  nur  das  nach- 
her wiederum  cingelei'ete  Verschollenheitsverfahren  wäre  massgebend. 
8.  oben  §-  155  Anm.  1  und  unten  §.  157a  Anm  3. 

1)  Talandier  p.  227.  Mehr  den  Worten  als  der  Bache  nach  ist 
a.M.  Lag  ränge  I,  100  ff.  P.)  ßo  erlischt  jetzt  auch  die  den  Verschol- 
lenen auf  Lebenszeit  zustehende  Nutzniessung*  Auch  für  Schenkungen 
und  Substitutionen  ist  nun  m Omentum  mortis  da.  Vgl.  Aubrv  et  Rau 
§.  157  nt.  20.  N 
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eröffnete  Erbschaft  unter  sich  eudgiltig  theilen,  *)  and  über- 
haupt über  dieses  Vermögen  und  die  dazu  gehörenden  Liegen- 
schaften und  Fahrnisstücke  nach  Gefallen  verfügen.  Die  von 
ihnen  bestellte  Bürgschaft  ist  als  von  Rechtswegen  erloschen, 
die  eheliche  Gütergemeinschaft  in  dem  §.  153.  angeführten 
Falle  als  von  Rechtswegen  aufgelöst  zu  betrachten.8)  Art. 
129.  2126. 

Das  Eigenthum,  welches  den  endgiltig  Eingewiesenen  an 
den  Gutem  des  Verschollenen  zusteht,  ist  jedoch  nicht  schlecht* 
hin  ein  unwiderrufliches  Eigenthum.  Denn:  1)  Wenn  der 
Abwesende  auch  erst  nach  der  endgiltigen  Einweisung  sich 
wieder  einfindet,  oder  wenn  auch  erst  nach  dieser  Zeit  Nach- 
richten von  seinem  Leben  eingehn,  so  erhält  er  sein  Vermö- 
gen zurück.  *)  Jedoch  erhält  er  es  alsdann  nur  in  dem  Zn- 
stande zurück,  in  welchem  es  sich  dermalen  befindet»  so  dass 
er  z.  B.  nur  die  Güter,  welche  noch  in  dem  Besitze  der  Ein- 
gewiesenen sind,  von  den  veräusserten  aber  nur  das  noch  aus- 
stehende oder  erweislich  wieder  angelegte  Kaufgeld  in  Anspruch 
nehmen  kann,  auch  alle  auf  die  ihm  auszuantwortenden  Güter 
gelegten  Lasten  (z.  R  die  Dienstbarkeiten,  die  Unterpfänder,) 


2)  *Dle  Kollationspflicht  tritt  jetst  ein,  wenn  ihr  nicht  schon  bei  der 
provisor.  Theilung  genügt  ißt.  Demol.  I,  153.  P.)  Ebenso  das  Recht 
auf  Minderung  der  den  Vorbehalt  verlebenden  Freigebigkeiten  des  Ver- 
schollenen.   Demol.  IT,  149.  158. 

3)  P.)  Valette  anr  Proudhon  No.  326.  -  Andere  nehmen  an, 
dass  schon  nach  30  Jahren  etc.  die  Borgen  ipso  jnre  entlassen  sind. 
ßo  s.  B.  De  Moly  n.  656.  Durant.  I,  501  Pigeau  II,  707.  •De- 
mo). II,  160.  P.)  Laurent  II,  229.  Dalloa  unter  Absence  454.  Die 
in  Dalloz  vertretene  communis  opinio  geht  sogar  soweit,  dass  die  Er- 
löschung der  Sicherheit  rückwärts  wirke  und  die  Verwaltung  der  Ein- 
gewiesenen jeder  Kritik  entziehe.  Ebenso  Aubry  et  Rau  I.  §.  156 
Anm.  415.  Demol.  II,  161.  Marcade  I.  tu  Art  129.  In  dieser  Besieh- 
ung e.  M.  Laurent  II,  230.  Jedenfalls  erlöscht  die  Sicherheit  dann 
nicht,  wenn  Nachrichten  von  den  Verschollenen  eingetroffen  sind.  Dal- 
loa unter  Absenoo  455.  Vgl.  oben  §.  156  Anm.  3.  —  Ueber  die  Auf- 
lösung der  ehelichen  Gütergemeinschaft,  s.  Beilot  des  Minieres  II, 
37.    »Demol.  II,  304-306. 

4)  Kann  der  Zurückgekehrte  noch  überdiess  das  Urtheil,  durch 
welches  er  für  verschollen  erklärt  worden  ist,  (par  la  voie  de  tierce  — 
Opposition,)  anfechten?  Die  Frage  durfte  (s.  C.  de  pr.  Art.  474  vgl. 
damit  Art.  114  des  C.  c.  und  oben  §.  149)  su  verneinen  sein.  Sirey 
XVI,  D,  88. 

ZftcharU,  Frans.  CirilrecM.    6.  Aufl.    I.  25 
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zu  Übernehmen  hat.  Art.  132  6)  2)  Alles  dieses  gilt  auch  von 
dem  Falle,  wenn  sich  noch  Kachkommen511)  des  Abwesenden 
melden. 6)  Sie  haben  dieses  Recht  auch  dann ,  wenn  sie  das 
Absterben  des  Abwesenden  nicht  erweisen  können;7)  jedoch 
wird  ihre  Klage  in  30  Jahren,  von.  dem  Tage  der  endgültigen 
Einweisung  an  gerechnet,8)  verjährt.0)  Art.  133.  Ueberdies 


5)  Vgl.  über  die  Auslegung  dieses  Artikels:  Delvinc.  Da  ran  LI, 
5Ö2ff  De  Moly  n.  891  ff.  Lagrange  I,  103.  Grolman  I,  540. 
Plasman  I,  p.236.  *Demol.  II,  164  ff.  Sir.  XXI,  1,825.  In  dem  Texte 
ist  der  Art.  in  dem  Sinne  ausgelegt  worden,  welcher  für  den  Eingewie- 
senen der  günstigste  ist.  Nach  derselben  Auslegungsregel  wird  der 
Artikel  den  Eingewiesenen  nicht  entgegengesetzt  werden  körnen,  wem 
sie  die  impeusaa  necessarias  vel  utiles  zurückfordern.  S.  jedoch  Sir. 
XXI,  I,  325.  (Hier  wurde  angenommen:  Impensae  compeosantur  cum 
fructibus.)  —  Aus  dem  Artikel  132  ergibt  sich  zugleich,  daas  in  den 
Falle  desselben  der  Zurückgekehrte  nicht  berechtigt  ist,  die  von  den  in 
den  Besitz  Eingewiesenen  geschehenen  Veräussermigen  mittelst  der  rei 
vindicatio  anzufechten.  Tal  an  die  r  p.  227  ff.  S.  jedoch  Lagrange  I, 
136.  Vgl.  unten  §.  616.  P.)  Pro udh on  I,  S.  329  stellt  das  richtige 
Frlncip  auf:  Der  definitiv  Eingewiesene  haftet  nur  so  weit  er  bereichert 
ist  und  soll  keinen  Schaden  erleiden.  Daraus  beantworten  sich  leicht 
alle  Detail-Fragen.    Laurent  II,  232-237. 

5a)  Also  nicht  blos  die  Kinder,  sondern  auch  die  Enkel  u.  s.  w. 
(Tgl.  oben  §.  84  Aum.  4);  doch  schliesst  die  allgemeine  Ansicht  sie  aus, 
wenn  sie  nicht  beweisen,  dass  sie  zur  Zeit  der  letzten  Nachrichten  em- 

S fangen  waren.    Dal  loa  unter  Absence,  604.    Ein  stichhaltiger  Grund 
ierfür  ist  aber  nicht  ersichtlich. 

6)  P.)  Laurent  II,  288—240.  Dalloz  unter  Absence  602,  608.— 
Auch  den  natürlichen  Kindern  dürfte  dieses  Recht  nicht  abzusprechen 
sein.    Delvinc.  ad  Art.  188.    Tonil.  I,  461.    *Demol.  II,  188. 

7)  Locre*  ad  Art.  133.  De  Molv  n.  683.  Daran t.  I,  612.  P.) 
Laurent  11,288;  sie  sind  zu  diesem  Beweise  nicht  einmal  verpflichtet 
Da  11  os  unter  Absence,  604. 

8)  Also,  wenn  und  so  lange  diese  Einweisung  nicht  geschehen  ist, 
ist  die  Klage  der  Nachkommen  unverjährbar  —  eine  Ausnahme  von  der 
§.154  aufgestellten  Regel.  S.  unten  §.  157b.  Tonil.  I,  452  P.)  Aubry 
et  Ran  I.  §.  157  Anm.  18.  Dalloz  unter  Absence,  607.  And.  Hein. 
Demolombe  II,  194. 

9)  Malev.  ad  Art.  138.  Toull.  I,  453.  De  Moly  n.  690.  Merlin 
m.  absent.  PI  asm  an  I,  p.  249.  »Demol.  II,  185.  —  Andere  betrachten 
die  80  Jahre  als  eine  Frist.  (Dllaü  So  Proudhon  I,  182.  Delvinc. 
ad  Art.  133.  Durant.  I,  518.  *Talan  dier  p.  288.  Marcade*  Art. 
188  n.  6.  —  Die  Frage  iBt  wessen  der  Anwendbarkeit  des  Art.  2268  auf 
den  vorliegenden  Fall  von  Wichtigkeit.  P.)  Für  die  Anwendbarkeit  äw 
Art.  2252 ist  Dalloz  unter  Absence,  610.  •Veranlassung  zu  der  letztern 
Annahme  bat  der  oft  missverstandene  Art.  2264  gegeben,  der  sich  nur 
auf  den  Zeitablauf  der  verschiedenen  in  den  vorhergehenden  Titeln  er- 
wähnten Verjährungen  bezieht,  nicht  aber  für  dieselben  überhaupt  an- 
dere Regeln  aufstellen  will.    Am  schwächsten  iBt  das  von  Marc  ade* 
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wird  von  mehreren  Auslegern  des  C.  c.  3)  angenommen,10) 
dass  das  Eigentimm  der  endgiltig  Eingewiesenen  auch  von 
allen  denen  widerrufen  werden  könne,  welche  den  Beweis  zu 
führen  im  Stande  sind,  dass  und  wann  der  Abwesende  mit 
Tode  abgegangen  sei,  und  dass  ihnen  in  Beziehung  auf  die 
Zeit  seines  Todes  ein  näheres  oder  ein  gleich  nahes  Erb- oder 
Erbfolgerecht  zustehe j  allemal  vorausgesetzt,  dass  ihre  Klage 
nicht  verjährt  ist.  Allein,  obwohl  diese  Meinung  dem  §.  148. 
aufgestellten  zweiten  Grundsatze  ausschliesslich  zu  entsprechen 
scheint,  so  dürfte  doch,  in  Betracht,  dass  der  Art.  130,  aus 
welchem  diese  Meinung  abgeleitet  wird,  sowohl  seiner  Wort- 
fassung11) als  seiner  Stellung12)  Jiach,  richtiger  auf  die  vor- 
läufige Einweisung  in  den  Besitz  bezogen  wird,  dass  ferner 
nach  dieser  Meinung  die  Lage  der  Nachkommen  des  Abwe- 
senden sogar  weniger  günstig,  als  die  der  übrigen  Erben  sein 
würde,  indem  der  Art.  130  den  Eingewiesenen  die  Heraus- 
gabe des  Vermögens  unbedingt  (und  nicht  blos  in  seinem  der- 
maligen Zustande)  zur  Pflicht  macht, 13)  und  da  überhaupt  die 
Sicherheit  eines  rechtmässig  erworbenen  Eigenthums  möglichst 
zu  begünstigen  ist,  die  entgegengesetzte  Meinung  u)  den  Vor- 


am  ang.  Ort  beigebrachte  Argument,   dass  Ausnahmen  nicht  auszudeh- 
nen seien. 

10)  Toull.  1,455.  Durant.  1,530.  De  Moly  n.  690.  Lagrange 
I,  101.    Grolman  I,  545.    S.  unten  Anm.  14. 

11)  Im  Nachsatze  des  Artikels.  —  In  dem  Entwürfe  war  der  Ar- 
tikel ausdrücklich  auf  die  Einweisung  in  den  vorläufigen  Besitz 
beschränkt.  Er  lautete  so:  „Daus  le  cas  du  deces  prouve"  de  l'absent 
pendant  l'envoi  provisoire  sa  auccession  sera  ouverte  etc.u  Wa- 
rum die  Worte:  pendant  l'envoi  provisoire  in  der  endlichen  Fassung 
übergangen  worden  sind,  ist  aus  den  Discussions  nicht  zu  ersehen. 

12)  Insbesondere  wegen  des  Inhalts  des  auf  den  130.  Art.  unmittel- 
bar folgenden  Artikels. 

13)  Und  mit  welchem  Rechte  könnte  sonst  die  endgiltige  Einweisung 
denen  entgegengehalten  werden,  welche,  obwohl  zur  Zeit  des  Verschwin- 
dens  des  Abwesenden  die  nächsten  Erben,  dennoch  sich  früher  nicht 
gemeldet  haben? 

14)  Welche  z.B.  Maloville  ad  Art.  130  und  Favard  m.  absence. 
Sact.  III.  §.  1  vertheidigen.  Auch  Loere*  und  Proudhon  I.  p.  181 
scheinen  von  dieser  Meinung  bei  der  Auslegung  des  Art.  180  ausgegan- 

Sen  zu  sein«  Ich  darf  jedoch  nicht  unerwähnt  lassen,  dass  auch  die 
[erren  Aubry  und  Bau  in  der  französischen  Bearbeitung  des  vortte- 
§  enden  Handbuchs  der  im  Texte  bestrittenen  Meinung  beigetreten  sind, 
ie  berufen  sich  hauptsächlich  auf  die  im  Art.  789  aufgestellte  Regel 
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zug  verdienen;  mit  andern  Worten,  es  dürfte  von  der  Zeit 
der  endgiltigen  Einweisung  an,  mit  Vorbehalt  der  Ausnahmen 
der  Art.  132.  133,  schlechthin  anzunehmen  sein,  dass  der 
Abwesende  am  Tage  seines  Verschwindens  oder  der  letzten 
Nachrichten  gestorben  sei  und  die  Eingewiesenen  als  seine 
nächsten  Erben  oder  Erbfolger  hinterlassen  habe. 

§.  157  b. 

Von  dem  Falle,  da  Niemand  iu  den  Besitz  des  Vermögens  eines  Abwe- 
senden (vorläufig  nnd  dann  endgiltig)  eingewiesen  worden  ist. 

Der  C.  c.  geht  in  den  Bestimmungen,  die  er  für  den 
Fall,  dass  ein  Verschollener  zurückkehrt,  oder  dass  dessen  Tod 
erwiesen  wird,  aufstellt,  immer  von  der  Voraussetzung  ans, 
dass  die  von  dem  Verschollenen  zurückgelassenen  Anverwand- 
ten in  den  Besitz  seines  Vermögens  (vorläufig  und  beziehungs- 
weise endgiltig)  eingewiesen  worden  -  sind.  Er  gedenkt  also 
nicht  des  Falles,  da  sich  in  den  Besitz  des  Vermögens  eines 
Abwesenden  ein  Anverwandter  oder  ein  Fremder  eigenmäch- 
tig, d.  i.  ohne  dass  eine  Einweisung  in  den  Besitz  vorausge- 
gangen wäre,  gesetzt  hat.    Dieses  Stillschweigen  des  Gesetzes 


de  praescriptione  hereditatis  petitionis.  Diese  Kegel  sei  in  dem  Titel 
von  den  Abwesenden  nirgends  ausdrücklich  aufgehoben  worden.  Viel- 
mehr sei  die,  Anm.  11  erwähnte  Auslassung  sehr  bedeutsam.  —  *Aoch 
aus  der  Stellung  des  Art.  130  ist  kein  Schluss  für  die  Ansicht  Z.  zu 
ziehen.  Art.  130  folgt  auf  Art.  129  und  in  diesem  Art.  ist  von  der 
definitiven  Einweisung  die  Rede,  in  Art.  131  von  der  provisorischen. 
Der  zwischen  beiden  stehende  Art.  130  kann  sich  also  aui  die  eine,  wie 
auf  die  andere  Periode  beziehen,  wenn  überhaupt  aus  der  Reihenfolge 
der  Art.  hier  ein  Schluss  zulässig  ist  Die  im  Texte  bestrittene  Mei- 
nung wird  daher  allgemein  getheilt.  Demol.  II,  192.  Valette  sur 
Proudhon  I,  p.  336  f. 

P.)  Ausführliche  Widerlegung  der  Ansicht  von  Zachariae  in 
Aubry  et  Ran  I,  §.  157  Anm.  15.  Laurent  II,  242:  Cependant 
nn  ezcellent  esprit,  Zuchariae,  soutient,  que  l'article  180  ne  concerne  pas 
la  troisi ferne  periode.    Son  opinion  n'a  pas  trouvö  faveur. 

Natürlich  haben  diese  Erben  kein  besseres  Recht,  als  ihr  Erblasser! 
Nemo  plus  juris  in  alium  transferre  potest,  quam  ipse  habet.  Für  sie 
gilt  daher  auch  das  oben  in  Anm.  5  Gesagte. 

Gegen  diese  Erben  beginnt  die  30jährige  Verjährung  vom  erwie- 
senen Todestage  des  Verschollenen,  oder  von  jenem  der  definitiven  Be- 
sitzeinweisung, je  nachdem  der  eine  oder  der  andere  dem  Eingewiesenen 
fünstiger  ist;  der  Letztere  hat  ein  Recht  auf  beide  Verjährungen, 
ubry  et  Rau  I.  §.  157  Anm.  16,  17.  Vgl.  Dallo«  unter  Absence, 
609.    Laurent  II,  244. 


Digitized  by 


Google 


§.  158.   Von  den  Rechten,  die  einem  Abwesenden  anfallen.    389 

ist  so  zu  deuten,  dass  in  den  Fällen  dieser  Art,  wenn  in  der 
Folge  der  Abwesende  zurückkehrt,  oder  wenn  dessen  Tod  in 
der  Folge  erwiesen  wird,  die  Grundsätze  des  gemeinen  Rechts, 
namentlich  die  von  der  hereditatis  petitio  und  die  von  derrei 
vindicatio,  schlechthin  in  Anwendung  zu  bringen  sind. ')  Vgl. 
unten  §.  616. 

EL  Von  den  Rechten»  welche  einem  Abwesenden 
zufallen  oder  eröffnet  werden. 

§.  158. 
Der  Grundsatz,  dass  Niemand  für  ein  bestimmtes  Indivi- 
duum oder  im  Namen  eines  bestimmten  Individuums  ein  Recht 
in  Anspruch  nehmen  könne,  ohne  zu  beweisen,  dass  das  Indivi- 
daum  zu  der  Zeit,  wo  ihm  das  Recht  eröffnet  worden  ist,  ge- 
lebt habe,  Art.  135  (§.  85;  gilt  insbesondere  auch  von  den 
Abwesenden  d.  i.  sowohl  von  den  Vermissten  als  von  den 
Verschollenen.1)  Z.  B.  Wenn  eine  Erbschaft  eröffnet  wird,  zu 
welcher  ein  Abwesender  berufen  ist,  so  fallt  sie  einstweilen 
an  diejenigen,  welche,  wenn  der  Abwesende  bereits  mit  Tode 
abgegangen  wäre,  ein  Recht  darauf  gehabt  haben  würden,9) 
also,  nach  der  Verschiedenheit  der  Fälle;  auf  die  Miterben 

T)  8.  einen  Fall  dieser  Art  bei  Sir.  XVIII,  I,  149.  XXI,  I,  325. 
P.)  Das  Gleiche  gilt,  wenn  das  Vermögen  herrenlos  geblieben  oder  von 
einem  Mandatar  resp.  Curator  verwaltet  worden  ist. 

1)  Locre  ad  Art.  135  Toull.  I,  477 f.  De  Moly  n\  62.  Merlin 
m.  absent  ad  Art.  145.  Grolman  I,  579.  Sir  VII',  I,  253.  X,  II,  538. 
XIII,  IL  299.  XXX,  II,  432.  PJ  Est  communis  cpinio.  Dalloz  unter 
Absence  479.  Laurent  II,  253.  Puchelt,  Zeitschr.  II,  8  230  Red. 
Note.  —  AubryetRauI.  §.  158Anm.2  geben  scheinbar  dem  Richter 
das  Recht,  bei  kurzer  Abwesenheit  Sicherheitsmassregeln  anzuordnen. 
Allein  das  richterliche  Ermessen  entscheidet  nur  darüber,  ob  ein  *?' 
wesender  als  Vermisster  erscheint  —  §  149  -  ;  ist  dies  aber  der  Fall, 
so  hört  das  richterliche  Ermessen  auf  und  treten  alle  Folgen  des  Vermisst- 
seins  ein.  Vgl.  unten  Anm.  10  und  ohen  §.  151  Anra.  14  und  Laurent  11, 
253  am  Ende.  In  Anra.  5  geben  Aubry  et  Rau  selbst  der  richtigen  Mei- 
nung Ausdruck.  —  Bios  auf  die  Verschollenen  bezieht  den  Grundsatz 
(fälschlich)  Male ville  ad  Art.  135.  S.  Sir.  XXVII,  II,  16. 

2)  Toull.  I,  425.  Merlin  a.  a.  0.  —  Der  Art.  113  ist  also  auf 
diese  Erbschaften  nicht  anwendbar,  sondern  nur  von  den  dem  Abwesenden 
?or  seinem  Verschwinden  eröffneten  Erbschaften  zu  ™wtelieii.  H°Mfi 
ad  Art.  136.  Jpd.  du  C.  c.  I,  247.  Sir.  IX,  II,  160.  R)  S.  oben  8-149 
Anm.  11.  -  Ist  der  Art  135  auch  auf  abwesende  Soldaten  anwendbar? 
S.  Merlin  m.  absent  ad  Art.  136.  Sir.  XXX,  II,  801  f.,  und  die  §.  147 
AJim.  4  a.  Sehr, 
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oder  auf  die  Erben  des  folgenden  Grades  oder  auf  die,  welche 
jure  repraesentationis  an  die  Stelle  der  Abwesenden  treten,8) 
ohne  dass  die,  an  welche  die  Erbschaft  fällt,  eine  Bürgschaft 
wegen  Ausantwortung  der  Erbschaft  an  den  Abwesenden  zu 
leisten  hätten/)  oder  sonst  in  der  freien  Verfügung  über  die 
Erbschaft  auf  irgend  eine  Weise  gestört  werden  könnten.5} 
Art.  13G.  Zu  Folge  desselben  Grundsatzes  kann  bei  der  Be- 
stimmung des  Vorbehaltes  nicht  ein  abwesender  Vorbehaltserbe 
in  Anschlag  gebracht  werden. 6)  S.  auch  Art.  198S.  —  Jedoch 
steht  der  aufgestellte  Grundsatz  weder  dem  Abwesenden  selbst, 
wenn  dieser  zurückkehrt,  noch  den  Erben  und  Rechtsnachfbi* 
gern  des  Abwesenden,  wenn  sie  dessen  Absterben  erweisen 
können,  entgegen.  Vielmehr  kann  alsdann  der  Abwesende  und 

3)  Die  Frage,  ob  man  statt  eines  Abwesenden  jure  repraesentationis 
erben  könne,  ist  streitig.  Für  die  bejahende  Meinung  s.  Delvinc.  I, 
106.  Durant.  I,  546 ff.  De  Moly  n.  640.  *Demol.  11,209.  Marcade 
Art.  744.  Demante  a.  a.  0.  n.  119.    Valette  s.  Proudhon  I,  p.  333. 

—  Bir.  XV,  II,  45.  (Abh.  v.  Delalleau.)  XXVI,  II,  293.  (Abb.  v. 
Birey.)  XII,  II,  292.  (Hier  ein  Urtheil  für  diese  Meinung.)  Für  die 
verneinende:  Locrö  ad  Art.  135.  ProudhonI,  192.  Favard  ra.  absence. 
Beet.  III.  §.  2.  Hohnhorst,  Jahrbücher  III,  35.  Plasman  I,  p.  332 
(*d#r  isdess  gleichwohl  dem  Richter  erlauben  will,  vom  Gesetze  aas 
Billigkeit  abzuweichen.)  Die  erstere  Meiuung  hat  entschieden  die  Bil- 
ligkeit für  sieh,  *raehr  noch  den  klaren  Sinn  der  Schlussworte  des  Art 
136,  die  auch  den  Fall  der  Repräsentation  umfassen.  —  Lagrange  I, 
105  stellt  eine  (schwerlich  haltbare)  Mittelmeinung  auf.  Ein  Abwesen- 
der, sagt  er,  könne  zwar  nicht  repräsentirt  werden;  jedoch  sei  dessen 
Nachkommenschaft  arg.  Art.  123  berechtigt,  die  Rechte  des  Abwesenden 
auszuüben.  P.)  Die  Streitfrage  ist  jetzt  im  Sinne  von  Z.  für  die  Zu- 
lassung der  Repräsentation  erledigt.  Laurent  II,  255  Abs.  2.  Aubry 
et  Bau  I.  §   158  Anm.  3     Dalloz  unter  Absence.  509,  510. 

4^  Sir.  X,  II,  246.  P.)  Demolombe  II,  213.   Laurent  II,  256. 

5 ruDa^er  k-ann  den  &e£enwärtisen  Erben  nicht  angesonnen  werden, 
die  Erbschaft  im  Interesse  des  Abwesenden  inventarisiren  zu  lassen. 
Merlin  a.  a.  0.  oder  einen  Notar  (s.  Art.  113)  bei  der  Erbtheilung 
susnlassen.    Tonil.  I,  480.    •Demol.  II,   213.    Plasman  I,  p.  343. 

-  ßlr.  IX,  II,  106.  X,  II,  538.  XXXII,  II,  432.  A.M.  ist  De  Molj  D, 
68? ff.  S.  auch  Bir.  XVIII,  II,  210.  XXVII,  II,  16.  Aber  aus  dem  Art. 
185.  186  folgt  unmittelbar  die  Rechtsregel:  Absens  quoad  hereditates 
ei.  postquam  abiit,  delatas  pro  mortuo  habend us  est.  P) Dalloz  unter 
Absence,  504 u.  f.  Laurent  II,  255.  Puch  elt,  Zeitschr.  IL  8.281  Red. 
ww?'  ~~  Daher  wurde  mit  Recht  angenommen,  dass,  ungeachtet  der 
Erblasser  verordnet  hatte,  seinen  Nachlass  einem  abwesenden  Sohne  auf- 
zubewahren, die  übrigen  Erben  sich  gleichwohl  in  den  Besitz  setzen 
könnten.    Sir.  XII,  IL  27. 

6)  Sir.  XXIII,  II,  232.  XXXIV,  II,  312.  P.j  Laurent  ü,  251 
Dalloz  unter  Absence,  498.    8.  unten  IV.  §.  680  Anm.  2. 
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ebenso  können  alsdann  dessen  Erben  alle  die  Rechte  geltend 
machen,  welche  dem  Abwesenden  nach  seinem  .Verschwinden 
angefallen  sind;7)  (wenn  ihnen  anders  nicht  die  Verjährung, 
als  welche  auch  gegen  einen  Abwesenden  läuft» 8)  entgegenge- 
setzt werden  kann;)  übrigens  mit  dem  Vorbehalte,  dass  die, 
welche  inmittelst  z.  B.  eine  dem  Abwesenden  angefallene  Erb- 
schaft besessen  haben,  die  Früchte  gewinnen,  welche  sie  in 
gutem  Glauben,  (also  insbesondere  ohne  zu  wissen,  dass  der 
Abwesende  lebe,)  bezogen  haben. 9)  Art.  137.  138>)  —  Eben 
so  wenig  hat  der  aufgestellte  Grundsatz  den  Sinn,  dass,  wenu 
eine  Erbschaft  zum  Vortheile  eines  Abwesenden  eröffnet  wird, 
die  anderen  Erben  nicht  einmal  das  Recht  hätten,  den  Ab- 
wesenden zur  Erbfolge  oder  zur  Erbtheilung  zu  lassen.  Viel- 
mehr können  sie  dieses,  und  zwar  sowohl  unbedingt  als  be- 
dingt (d.  h.  mit  dem  Vorbehalte,  dass  die  Erbschaft  oder  der 
Erbtheil  an  sie  zurückfallen  solle,  wenn  der  Abwesende  nicht 


7)  Man  hat  anf  eine  Klage  dieser  Art  nieht  die  Vorschrift  des  top 
einem  ganz  andern  Falle  handelnden  Art.  132  anzuwenden.  Vielmehr 
ist  eine  Klage  dieser  Art  lediglich  nnd  allein  nach  dem  rechtlichen 
Wesen  ihres  Grundes,  z.  B.  als  eine  hereditatis  petitio  zu  beurtheilen, 
mit  Vorbehalt  der  Vorschrift  des  Art.  138,  P.)  der  übrigens  eigentlich 
keine  Ausnahme  enthalt  Art.  549  und  unten  Anm.  9.  —  Art.  137  nennt 
neben  der  hereditatis  petitio  „d'autres  droits" ;  dahin  gehört  s.  B.  eine 
Leibrente,  die  ihm  während  seiner  Abwesenheit  anerfallen  nnd  wegen 
dieser  nicht  aasgezahlt  worden  ist.  Art.  1983.  —  Laurent  II,  258. 
Demolombe  II,  214. 

8)  Proudhon  J,  p.  141.  179.  S.  unten  §.  211  inm.  4.  P.)  Die 
Dauer  der  Verjährung  ist  in  Art.  137  nicht  angegeben,  weil  sie  je  nach 
dem  betreffenden  Rechte  verschieden  sein  kann  s.  B.  30  Jahre  für  die 
hereditatis  petitio  und  5  Jahre  für  die  in  der  vorhergehenden  Anmerk. 
genannte  Leibrente.    Art.  2271.  —  Laurent  II,  263  Abs.  2. 

9)  Der  Art.  139  enthält  zwei  Sätze:  1)  Man  besitzt  eine  Erbschaft 
nicht  schon  dess  wegen  mala  fide,  weil  man  weiss,  dass  sie  einem  Ab* 
wcsenden  eröffnet  worden  ist.  2)  Fructus  (certe)  hereditatem  absenti 
delatam  non  augent.  (I.  20.  und  40.  D.  1.  2.  C.  de  hereditat.  petitione.) 
Im  übrigen  lässt  er  alles  bei  dem  gemeinen  Rechte.  Vgl.  ad  h.  Art. 
Durant.  I,  585.  Sir.  XXI,  I,  354  und  unten  §.  616.  P.)  Laurent 
II,  259. 

9a)  P.)  Die  Art.  137, 138  sind  auch  anwendbar,  wenn  dem  Abwesenden 
ein  Special-  oder  Universal-Legat  anerfallen  ist.  Doch  modificirt  sich 
Art.  138  durch  Art.  1005,  1014  soweit  diese  dem  Besitzer  günstiger 
sind.  Aubry  et  Bau  I.  §.  158  No.  3. 
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zurückkehre,)  thun.],).)  Im  Zweifel  ist  der  Verzicht  für  bedingt 
zu  erachten. n) 

HL   Von  dem  Einflasse  der  Abwesenheit  auf 

die  Ehe. 

§.  159. 

Durch  die  Abwesenheit  des  einen  oder  des  andern  Ehe- 
gatten wird  die  Ehe  nicht  aufgelöst,  sollte  auch  der  abwesende 
Ehegatte ,  seitdem  er  sich  entfernt  hat,  das  hundertste  Jahr 
seines  Alters  zurückgelegt  haben. l)  Wenn  jedoch  der  zurück- 
gelassene Ehegatte  eine  neue  Ehe  eingegangen  ist,1)  so  kann 
nur  der  abwesende  Ehegatte  (nicht  aber  der  zurückgelas- 
sene Ehegatte,  oder  dessen  zweiter  Ehegatte3)  oder  ein  Drit- 
ter *)  oder  der  Staatsanwalt)  diese  Ehe  als  eine  Doppelehe  an- 
fechten, sei  es  übrigens,  dass  der  Abwesende  zurückkehrt  oder 
dass  er,  während  er  noch  von  seinem  Wohnsitze  entfernt  ist 
einen  Bevollmächtigten  zur  Anstellung  der  Nichtigkeitsklage 
gegen  die  eingegangene  Ehe   ernennt4)    Art.  139.    Da  das 


*  10)  Alsdann  wird  der  Art.  113  in  Anwendung  zn  bringen  sein. 
Locre"  ad  Art.  185.  Merlin  m.  absent  ad  Art.  136.  Favard  bl 
abaence.   Beet.  III,  §.  II. 

11)  Prondhon  I,  155.  Merlin  m.  absent  a.  a.  0.  von  Hobn- 
horst  Jabrb.  d.  GH.  Bad.  Oberhofgerichta,  II,  82.  P.)  Ebenso  Pu- 
chelt,  Zeitschrift  II.  S  229  and  Red.  Note  S.  230.  Das  Appellations- 
Gericht  Zweibrücken  hat  dagegen  in  dem  dort  mitgetheflten  Falle,  wenn 
auch  anter  besonderen  Umständen,  angenommen,  dass  in  der  Zulassung 
des  cnrator  absentis  zur  Theilung  eine  Anerkennung  der  Existenz  des 
Abwesenden  durch  konkludente  Handlungen  liege.  Einigermassen  ist 
es  quaestio  facti. 

1)  Locrä  ad  Art.  116.  139.  P.)  Laurent  II,  245.  Davon  ver- 
schieden ist  die  Frage,  ob  die  Abwesenheit  einen  Scheidungsgrund  geben 
kann,  sofern  die  sich  als  moralisohe  „injure  grave"  darstellt.  Art  231. 
—  8.  unten  III.  S.  475  Anm.  8. 

2)  Schliesst  der  abwesende  Ehegatte  eine  neue  Ehe,  so  bleibt 
es  bei  dem  gemeinen  Rechte,  d.  i.  bei  der  Vorschrift  des  Artikels  184. 
Toullier  I,  629. 

3)  8ir.  XXX,  II,  227.  XXXI,  I,  262. 

*)  P.)  Auch  nicht  die  erstehelichen  Kinder.  K.  H.  vom  18.  April 
1888  bei  Dalloz  unter  Absence,  526  und  vom  7.  April  1869  bei 
Da  Hos,  Recoeil.    1869,  I,  451. 


von 


4)  So  ist  das  zu  verstehen,  was  der  Artikel  von  dem  fonde*  de  pou- 
muni  de  la  preave  de  l'existence  de  l'absentsagt.  Vgl.  Maler,  ad 
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Gesetz  durch  diese  Vorschrift  verhindern  wollte,  dass  die  Ruhe 
der  Familien  ohne  Noth  gestört  werde,  so  dürfte  die  Vor- 
schrift, (und  nicht  die  des  Art.  184)  auch  dann  in  Anwen- 
dung zu  bringen  sein,-  wenn  der  zurückgelassene  Ehegatte, 
während  der  andere  Ehegatte  blos  vermisst  wurde,  eine 
neue  Ehe  eingegangen  ist. 5)  Schon  die  Wortfassung  des  Art. 
139  aber  steht  der  Meinung  derer6)  entgegen,  welche,  wenn 
der  Abwesende  zurückgekehrt  ist,  oder  wenn  Nachrichten  von 
seinem  Leben  eingegangen  sind,  das  Recht,  die  von  dem  zu- 
rückgelassenen Ehegatten  abgeschlossene  neue  Ehe  als  eine 
Doppelehe  anzufechten,  nach  der  Vorschrift  des  Art.  184  be- 
urtheilen. 7) 


Art.  139.  Vazoille  du  manage  I,  227.  *Demol.  II,  268.  A.  M.  Mar- 
cade"  Art.  139  n.  III,  der  keine  Special  vollmacht  verlangt;  hiergegen 
sprechen  die  Grandsätze  über  das  Mandat  Art.  1988. 

5}  Sir.  XXX,  II,  227.  Chardon  I,  184.  *Demol;  II,  265.  Va- 
lette s.  Prondhon  I,  p.  301.  -  A  M.  sind  Proudhon  I,  165.  Del- 
vinc.  I,  801.  Dnrant.  I,  526.  Vazeille  da  mar.  I,  225.  Demante 
a.  a.  0.  n.  145.  Sir.  XXXVII,  II,  488.  V.)  Die  Ansicht  von  Z.  ist  jetzt 
communis  opinio,  da  sie  sich  aus  der  Fassung  und  aus  dem  Zwecke  des 
Art.  139  klar  ergibt.  Der  K.  H.  hat  —  Sir.  XXXVIII,  I,  2%  —  das 
vorher  alleg.  Erk.  vernichtet     S.  auch  Laurent  II,  247. 

6)  Delvinc.  a.a.O.  Durant.  I,  527.  IL  323.  De  Molv  n.  513ff. 
Et  —  lex  non  distinguit.  *Die  im  Text  bestrittene  Meinung  wird  gleich- 
wohl fast  allgemein  getheilt,  Demol.  II,  264.  Marc  ade  Art.  139  n. 
III,  wahrend  mit  Z.  nur  Tonil.  I,  485.  Vazeille  du  mariage  I,  225 
und  Merlin  m.  absent,  Art.  139  übereinstimmen.  Sie  stüzt  sich  nicht 
blos  aaf  das  öffentliche,  sittliche  Interesse,  (siehe  Gilbert  Art.  139 
u.  5),  sondern  namentlich  auf  die  Discuss.  des  St.-K.  In  elfterer  Bezie- 
hung könnte  sich  nach  der  Ansicht  des  Textes  der  Fall  ergeben,  dass 
zwei  Frauen  die  Aufnahme  in  das  Haus  ihres  Mannes  zu  verlangen  be- 
rechtigt wären.  Art.  214.  Einen  Mittelweg  schlägt  Demante  ein,  a.  a. 
0.  n.  123  ff.,  der  im  Fall  des  Todes  des  Abwesenden  den  Art.  139  auf- 
recht erhält.  S.  aber  die  Discuss.  F.)  Die  communis  opinio  ist  freilich 
gegen  Z.j  aber  Laurent  II,  250  hat  sie  vortrefflich  widerlegt;  die 
Diskussionen  sprechen  nicht  dafür,  sondern  dagegen';  und  der  Wortlaut 
des  Gesetzes  ist  so  klar,  dass  er  keinen  Zweifel  übrig  lässi.  Dur  Skan- 
dal, dass  der  eine  Ehetheil  iwei  Gatten  hat,  ist  nicht  allein  z«i  beach- 
ten; er  ist  unter  Umständen  nicht  so  gross,  da  Niemand  mehr  den  Zu- 
rückgekehrten kennen  wird.  Unzweifelhaft  ist  aber  das  Elend,  welches 
aus  der  Nichtigkeit  der  Ehe  wegen  Bigamie  entsteht.  Der  Gesetzgeber 
konnte  es  daher  dem  Ermessen  des  Zurückgekehrten  überlassen  und  er 
hat  es  ausdrücklich  gethan.  —  Aubry  et  Rau  I.  §  159  Anm.  3  be- 
kämpfen Z.  nur  wegen  des  00  genannten  Skandals,  führen  aber  keinen 
Grund  an,  wie  sie  aen  Art.  139  weginterpretiren  wollen,  sobald  der  Ab- 
wesende zurückgekehrt  ist. 

7)  F.)  Wegen  der  ehemännlichen  Ermächtigung  s.  unten  III.  §.  472 
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394  §•  160.  IV.  Abschnitt.  II.  Haoptstüek. 

IV.    Von  dem  Einflüsse  der  Abwesenheit  auf 
die  elterliche  Gewalt.*) 

§.  160. 

Es  sind  in  dieser  Beziehung  folgende  Fälle  m  unterschei- 
den: 1)  Wenn  der  Vater  verschwindet  und  minderjährige 
(nicht  emancipirte)  Kinder  hinterlässt ,  so  tritt,  was  die  Er- 
ziehung und  die  Verwaltung  des  Vermögens  dieser  Kinder  be- 
trifft,1) einstweilen  die  Mutter  in  die  Rechte  des  Vaters,1) 
2)  Wenn  in  demselben  Falle  die  Mutter  bereits  verstorben  ist 
oder  wenn  sie  in  der  Fol&e  mit  Tode  abgeht,  so  hat  der  Fa- 
milienrath  die  Vormundschaft8)  über  die  von  dem  abwesenden 
Vater   zurückgelassenen  Kinder  zuvörderst  den  nächsten  As- 


und  wegen  der  Verleugnung  eines  nach  dem  Verschwinden  des  Abwesen- 
den Vaters  geborenen  Kindes  s.  unten  III.  §.  546. 

*)  P.)  Die  Art.  141—143  behandeln  in  nicht  glücklicher  Fassung 
zwei  Fälle,  nämlich  das  Vermisstsein  (absence  pr£surae*e)  und  die  Ver- 
schollenheit (absence  däclaräe);  nur  für  die  erstere  Periode  geben  sie 
besondere  Bestimmungen,  während  die  Verschollenheitserklärung  die 
Sache  so  gestaltet,  wie  wenn  der  Verschollene  gestorben  wäre,  also  die 
gesetzliche  oder  die  vom  F.R.  übertragene  Vormundschaft  eintritt  etc. 
Aubry  et  Bau  I.  §.  160  Anm.  1,  8.  Demoiombe  II,  835.  Dallos 
unter  Absence,  546.  Laurent  II,  145 u. f.  behandelt  die  Art.  141—143 
nur  mit  Rücksicht  auf  die  absence  preeumee. 

1)  Was  ist  alsdann  wegen  der  elterlichen  Nutznießung  Rechtens? 
S.  Durant.  I,  521.  Marcade  Art.  141  n.  II.  —  *Beide  geben  die 
Nutzniessnng  der  Mutter  schon  vor  der  Verschollenheitserklärung,  Du- 
rant. jedoch  mit  der  Restitutionspflicht  im  Fall  der  Rückkehr  des 
Mannes.  A.  M.  Demol.  II,  318.  Demante  a.  a.  0.  n.  818,  die  das 
Recht  der  Mutter  erst  nach  der  Verschollenheitserklärung  wirksam  wer- 
den lassen.  Letztere  Meinung  ist  vorzuziehen,  der  Art.  141  überträgt 
der  Frau  nur  die  Verwaltung  und  Art.  384  wird  erst  massgebend  von 
jener  Erklärung  an.  P.)  A.  M.  Dailoz  unter  Absence,  555.  Aubry 
et  Rau  VI.  §.  550  bis  nt.  4. 

2)  Also,  die  Rechte  der  Mutter  sind  nach  dem  Art.  389  au  beur- 
theilen.  Durant.  I,  518.  Delvinc.  ad  Art.  141.  P)  Die  Mutter  ist 
nicht  Vormünderin;  sie  bedarf  keiner  gerichtlichen  Ermächtigung  zur 
Verwaltung  des  Kindervermögens  etc.;  mater  fun^itur  loco  patris.  Lau- 
rent II.  145,  146,  147;  doch  ist  das  Recht  auf  Einsperrung  anzutragen, 
durch  Art.  376,  381  beschränkt.  —  A.  M.  ist  Locre*  und  MalevUU 
ad  Art.  141.    De  Mol y  n.  200. 

8)  Der  Art.  142  spricht  zwar  nur  von  einer  surveillance.  Aber  der 
Sache  nach  ist  diese  surveillance  eine  Vormundschaft.  De  Moly  n.  193, 
199«    P.;  Laurent  II,  148,  besonders  8.  188. 
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cendenten  und,  in  deren  Ermangelung,  einem  vorläufigen  Vor- 
munde zu  übertragen.  Jedoch  darf  diese  Uebertragung  der 
Vormundschaft  nicht  früher  geschehen,  als  sechs  Monate  nach 
dem  Verschwinden  des  Vaters  3)  Verschwindet  die  Mutter, 
so  verbleiben  dem  Vater  der  von  ihr  zurückgelassenen  Kinder 
die  Rechte  der  väterlichen  Gewalt  ungeschmälert,  gleich  als 
ob  die  Mutter  noch  am  Leben  und  gegenwärtig  wäre. 4)  4)  Wenn 
unter  derselben  Voraussetzung  der  Vater  bereits  gestorben  ist 
oder  in  der  Folge  mit  Tode  abgeht,  so  sind  die  unter  Z.  2. 
aufgestellten  Regeln  auch  auf  diesen  Fall  anwendbar.5)  Diese 
Regeln  sind  auch  dann  zu  befolgen,  wenn  der  Ehegatte,  der 
verschwunden  ist,  Kinder  aus  einer  früheren  Ehe  zurücklässt. 
Vgl.  Art.  141  — 143.  Die  Fragen,  welche  sich  bei  der  Aus- 
legung der  Art.  141  —  143  noch  überdies  darbieten  können, 
wird  man  in  demselben  Geiste  zu  entscheiden  haben,  in  wel- 
chem diese  Artikel  abgefasst  sind  d.  i.  mit  Berücksichtigung 
der  verschiedenen  hier  eintretenden  und  zu  vereinigenden  In- 
teressen.0) So  wird  z.  B.  der  zurückgelassene  Ehegatte  aller- 
dings für  berechtiget  zu  erachten  sein,  bei  seinem  Absterben 
•inen  Vormund  für  die  gemeinschaftlichen  Kinder  zu  erwählen. 


4)  Uurant.  I,  516. 

5)  Grolman  I,  602.    F.)  Aubry  et  Ran  L   §.  160   Anmerk.  7 
und  Text. 

6)  Vgl.  über  diese  Art.  überhaupt,  ausser  den  bereite  genannten 
Schriftstellern:  ProudhonI,p.  167.    »Demol  II,  307 ff. 
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Fünfter'  Abschnitt. 

Von  den  Arten,  wie  eine  Person  aufhört  einen  Civil- 
stand  zu  haben  oder  wie  sie  desselben  verlustig  wird. 


I.    Von  dem  Civilstande  in  der  weiteren 
Bedeutung. 

§.  161. 
1.  Von  dem  physischen  Tode.*)  —  Akt  über  das  Absterben. 

Der  Mensch  verliert  seinen  bürgerlichen  Stand:  1)  durch 
den  physischen  Tod,  in  dem  Sinne,  dass  er  nicht  weiter 
ein  Recht,  das  erst  nach  seinem  Tode  eröffnet  wird,  erwerben 
kann,  auch  sein  Vermögen  auf  die  Erben  und  Erbfolger  über- 
geht   Art    135,  718. 

Ueber  einen  jeden  Todesfall  ist  ein  Akt  des  Civilstandes, 
(acte  de  d£c&s)  zur  gehörigen  Beurkundung  des  Falles  aufzu- 
nehmen. —  Die  Vorschriften,  welche  der  C.  c  über  die  Ab- 
fassung dieser  Akte  enthält,  sind  theils  allgemeine,  theils 
besondere  d.  h.  nur  für  besondere  Fälle  geltende  Vorschrif- 
ten. Die  Vorschriften  der  einen  und  die  der  andern  Art  sind 
übrigens  aus  denen  zu  ergänzen,  welche  oben  über  die  Ab- 
fassung der  Akte  desCSt.  überhaupt  aufgestellt  worden  sind.1) 


*)  P.)  Ueber  den  Tod  und  dessen  Beweis  s.  oben  §.85.  Aubry 
et  Rau  I.  §.  53  8.  181. 

1)  Ueber  das  Begräbnissrecht,  s.  das  Dekret  vom  23.  Prair.  XII. 
(Das  Hauptgesetz.)  C.  c.  Art.  77  (und  zu  diesem  Art.  ein  Dekret  v.  4. 
Therm.  XIII.)  C.  p.  Art.  358-360.  P.J  Ordonnanz  v.  6.  Dez.  184a  8. 
Bog  er  et  Sorel  unter  Söpnltures  —  Wegen  der  Pflicht  zur  Tagung 
der  Begräbnisskosten  s.  Puehelt  Zeitschr.  III.  S.  752—774.  —  Fleu  - 
rigeon  Code  administrativ  m.  communes.  Merlin  m.  eimetiere  und 
slpalture.  —  Examen  de  la  question  du  refus  de  slpulture  ecclesiastiaue 
dans  ses  rapports  avec  la  diseipline  de  räglise  cathol.  et  le  droit  publi- 
que de  la  Fr.  (Von  e.  Ungenannten)  1840  P.)  Hörnst  ein.  Les  sepul- 
tnres  dovant  l'histotro,  l'archeologie ,  la  liturgie,  le  droit  ecclesiastique 
et  la  WgisUtion  cmle.  Paris  1868. 
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Allgemeine  Vorschriften:8)  Der  Sterbeakt  ist  von 
dem  Beamten  des  GSt.  nach  der  Aussage  zweier  Zeugen  zu 
fertigen.9)  Diese  Zeugen  müssen,  wo  möglich,  die  nächsten 
Verwandten  oder  Nachbarn  des  Verstorbenen  sein,  oder,  wenn 
die  Person  ausserhalb  ihres  Wohnsitzes  gestorben  ist,  die  Per- 
son, bei  welcher  sie  gestorben  ist,  und  ausser  dieser  ein  Ver- 
wandter oder  ein  anderer.  Art.  78.  Der  Akt  muss  enthalten: 
Die  Vornamen,  den  Namen,  das  Alter,  den  Stand  und  den 
Wohnsitz  des  Verstorbenen;  die  Vornamen  und  den  Namen 
des  Ehegatten,  wenn  die  Person  verheirathet  oder  verwittwet 
war;  die  Vornamen,  die  Namen,  das  Alter,  den  Stand  und 
den  Wohnsitz  derer,  welche  den  Sterbefall  bezeugen,  auch 
wenn  die  Zeugen  mit  dem  Verstorbenen  verwandt  sind,  den 
Grad  der  Verwandtschaft;  überdiess,  in  so  weit  man  es  er- 
fahren kann,  die  Vornamen,  die  Namen,  den  Stand  und  den 
Wohnsitz  der  Eltern  des  Verstorbenen  und  den  Ort  seiner 
Geburt;  endlich  den  Ort  und  die  Zeit4)  seines  Absterbens. 5) 
Art.  79.  Uebrigens  muss  der  Beamte  des  C.  St,  den  Frie- 
densrichter unterrichten,  wenn  unter  den  Hinterlassenen  Min- 
derjährige  sind  und  jedes  Vierteljahr   an  den    Receveur  de 

2)  Die  Haaptqnelle  dieser  Vorschriften  ist  die  loi  vom  20.  Sept.  1790. 

3)  Der  Art.  78  gebraucht  das  Wort;  tfmoins;  der  Art.  79  von  den- 
selben Personen  das  Wort  declarans.  Es  scheint  also,  dass  dieselben 
Personen  Zecgen  nnd  Anzeigepersonen  zugleich  sein  sollen,  —  woraus 
folgen  würde,  dass  6ie  jederzeit  die  Art.  37  bestimmten  Eigenschaften 
haben  mOssten.  So  versteht  auch  den  Artikel  z.  B.  Delvinc.  Jedoch 
dürfte  die  richtigere  Meinung  die  sein,  dass  man  zwar  in  der  Regel  bei 
der  Wahl  dieser  Personen  den  Art.  37  sn  beobachten,  nötigenfalls  aber 
denen  den  Voreng  zu  geben  habe,  welche  allein  von  dem  Sterbefalle 
gehörig  unterrichtet  sind,  wenn  sie  auch  die  nach  Art.  37  erforderlichen 
Eigenschaften  nicht  besitzen  sollen.  P.)  Ebenso  Aubry  et  Bau  I.  §. 
61  Anm.  2.  Dalloz  Acte  de  l'6t.  civ.,  288,  290.  And.  M.  DemoL  I, 
303.    Du  Gaurroy  I,  142. 

4)  Von  Tag  und  Stunde  muss  sich  der  Beamte  versichert  haben. 
Bieff  ad  Art.  79.  S.  einen  Fall  zur  Erläuterung  des  Art.  79  bei  v. 
Hohnhorst,  Jahrb.  1827.  p.  79. 

5)  Die  letztere  Vorschrift  ist  zwar  in  dem  Artikel  nicht  enthalten. 
S.  jedoch  Male v.  ad  Art.  79.  Durant.  1,  323.  Grolman  1.341. 
•Coin-Delisle  Art.  79.  n.  10.  —  P)  Dieselbe  wird  entnommen  aus 
Art.  77,  weil  ohne  Beurkundung  der  Todesstunde  sich  die  dort  bestimmte 
Frist  nicht  berechnen  liesse.  Aubry  et  Bau  1  §.  61  Anm.  3.  And.  M. 
Demolombe  I,  304.  Dalloz  unter  Acte  de  l'6t.  civ.,  282,  288;  unter 
Success.,  43.  In  wie  fern  die  Beurkundung  über  die  Stunde  des  Todes 
Beweiskraft  hat,  s.  oben  §.  85. 
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renregisfrement  eine  Tabelle  aber  die  mit  Tod  Abgegangenen 
einsenden.6) 

Besondere  Vorschriften  enthalt  das  Gesetzbuch  für  die 
Fälle,  da* Einer  in  einem  Hospitale,7)  Art  80,  oder  eines 
gewaltsamen  Todes,  »)  Art.  81  —  83.  85,  oder  im  Gefängnisse, 
Art.  84.  85,  oder  auf  einer  Seereise,  Art  86.  87,  oder  im 
Felde  stirbt,  Art.  96.  97.  S.  auch  oben  §.  70  zu  Ende. 

§.  162. 

2.    Von  dem  bürgerlichen  Tode. ')  —  Begriff,  Fälle  dieses  Todes, 
Literatur. 

Der  bürgerliche  Stand  geht  IL)  durch  den  bürgerli- 
chen Tod  Terloren.  —  Der  bürgerliche  Tod  ist  die  gesetz- 
liche Erdichtung,  dass  ein  Mensch,  der  lebt,  todt  sei.*)  — 
Der  b.  T.  ist   1)   Die   Folge   Ton  der  Yerurtheilung  m  einer 


6)  Rieff  a.  a.  0. 

7)  Vgl.  loi  vom  3.  Mär*.  1822.  Art.  19. 

8)  Unter  einem  gewaltsamen  Tode  ist  hier  nicht  der  zu  verstehen, 
welcher  durch  einen  Unglücksfall  verursacht  worden  ist.  Vgl.  Über  Un- 
glücksfälle in  Bergwerken  ein  Dekret  v.  3.  Jan  1813.  Art.  18.  19.  Lo- 
cre*  u.  Grolmann  ad  Art.  81.  S.  jedoch  Lassa olx  I,  224.  —  *Nach 
der  Analogie  dieses  Dekrets  ist  auch  bei  Ueberschwemmungen  etc.  zu 
verfahren.  Das  aufgenommene  Protokoll  ersetzt  die  Stcrbeorkunde. 
Demol.  I,  308. 

1)  P.)  Der  bürgerliche  Tod  ist  aufgehoben  in  Belgien  darch  Art. 
26  der  Verfassung,  in  Rheinprcussen  durch  Art.  10  der  Verfassungsnr- 
kunde  v.  31.  Januar  1850,  in  Baden  durch  §.  21  des  Ges.  v.  6.  Märt 
1845,  in  Rhein-Bayern  durch  Art.  1  des  Ges.  v.  18.  Nov.  1848,  in  Rhein- 
Hessen  durch  Art.  6  des  Einfuhr.  Ges.  zum  Strafgesetzbuche  v.  17.  Sept 
1841.  —  Die  §§.  162-165  haben  daher  nur  rech  («geschichtlichen  Werlh 
und  ich  sage  mit  Laurent  I,  403  „Nous  sommes  heureux  re  n'avoir 
pas  ä  commenter  cette  loi  barbare  qui  souillait  le  Code  Napoleon."  In 
Frankreich  ist  durch  das  Ges.  v.  31.  Mai  1854  der  bürgerliche  Tod  zwar 
prinzipiell  aufgehoben,  aber  ein  Rest  davon  ist  übrig  geblieben  für  ge- 
wisse Beschränkungen  der  zu  lebenslänglicher,  peinlicher  Strafe  Verar- 
theilten,  darüber  vgl.  Aubry  et  Rau  I  g.  88 bis.  Auch  dies  hat  für 
Deutschland  kein  Interesse  und  ist  für  das  Reichsland  Elsass-Lothringen 
aufgehoben. 

2)  Die  einzige  Einwendung,  die  man  gegen  diese  Definition  machen 
kann,  ist  die,  dass  auch  die  wirkliche  Vollziehung  einer  Todesstrafe  den 
bürgerlichen  Tod  zur  Folge  hat.  Jedoch  man  kann  antworten,  dass 
auch  in  diesem  Falle  der  bürgerliche  Tod  nicht  erst  in  dem  Augenblicke 
des  physischen  Todes  eintrete.  Vgl.  unten  §.  163.  Anm.  4.  S.  auchLo- 
cre  ad  Art.  23. 
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Strafe,  mit  welcher  das  Gesetz  den  b.  T.  ausdrücklich8)  ver- 
bunden hat.  Art.  22.  Der  b.  T.  ist  auch  in  den  Fällen  dieser 
Art  nicht  selbst  eine  Strafe,  sondern  die  Folge  einer  Strafe, 
eine  Folge,  welche  die  Strafen,  mit  denen  das  Gesetz  den  b. 
T.  verbindet,  schon  von  Rechtswegen  haben. 4)  2)  Die  Gesetze 
der  Revolution  sprachen  den  bürgerlichen  Tod  gegen  die  Aus- 
gewanderten aus.  Das  Hauptgesetz  ist  vom  28.  März  1793. 5) 
(Wenn  schon  diese  Gesetze  späterhin  wieder  abgeschafft  wor- 
den sind,  so  sind  sie  doch  noch  jetzt,  in  Beziehung  auf  die 
unter  ihrer  Herrschaft  begründeten  Rechte  und  Verbindlich- 
keiten, von  grosser  praktischer  Wichtigkeit.  In  den  folgenden 
§§.  wird  dieser  Art  des  b.  T.  nicht  weiter  gedacht  werden, 
da  sie  auf  besonderen  Gesetzen  beruht.)  3)  Das  Recht,  das 
vor  der  Revolution  in  Frankreich  bestand,  zählte  auch  die, 
welche  die  Ordensgelübde  abgelegt  hatten,  zu  den  bürgerlich 
Todten.  Dem  G.  c.  und  dem  neuesten  Französischen  Rechte 
ist  diese  Art  des  b.  T.  unbekannt.6)  Nur  bei  Fremden  kann 
sie  auch  jetzt  noch  zur  Sprache  kommen.7) 

Literatur:  Das  ältere  Französische  Recht  beruhte  in  dieser 
Lehre  theils  auf  der  Ordonnance  v.  J.  1670.  tit.  7.  theils 
auf  dem  Gerichtsgebrauche.  Eine  unglückliche  Celebrität 
und  eine  grössere  Ausbildung  erhielt  diese  Lehre  in  den 
Zeiten  der  Revolution.  Vgl.  den  Code  v.  3  Brum.  IV.  Der 
C.  c.  ist  zwar,  was  die  Grundansichten  betrifft,  dem  älteren 
und  dem  Zwischenrechte  treu  geblieben,  aber  im  Einzelnen 
erhält  er  mehrere  neue  Bestimmungen.  Zu  besonders  aus- 
führlichen Erörterungen  gab  der  bürgerliche  Tod,  der  in 
contumaciam  statt  hat,  im  Staatsrathe  Veranlassung.  Vgl. 
über  das  ältere  Recht:  Traite  de  la  mort  cifile.    Par  Ri- 


3)  Ein  Gesetz  also,  welches,  (s.  z.  B.  die  loi  v.  12.  Jan.  1816)  ge- 
wisse Franzosen  nur  aller  bürgerlichen  Rechte  für  verlustig  erklärt,  hat 
diese  Folge  nkht.    Bir.  XXI,  I,  172. 

4)  Mithin,  ohne  dass  diese  Folge  in  dem  Verdammungsurtheile  aus- 
gedrückt zu  werden  braucht.    Delvinc.  ad  Art.  22. 

5)  Vgl  Jpd.  du  C.  c.  in,  99. 

6;  Loi  v.  13.-19.  Febr.  1790.  Sir.  XII,  II,  865.  -  Die  religiösen 
Vereine,  welche  das  heutige  Recht  einzugehen  gestattet,  (les  congrega- 
tions  hospitalieres  ou  religienses) ,  sind  in  so  fern  den  geistlichen  Or- 
den nicht  gleich  zu  achten.  Dekret  v.  18.  Febr.  1809.  Loi  v.  24.  Mai  1825. 

7)  Merlin  m.  profession  monastique.  m.  succession  Sect.  I,  §.  2. 
Art.  2.  Ebend.  quest.  in.  mariage.  §.  5. 
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eher.  Par.  1755.   —   Ueber  das  neue  Recht:  Traitä  de  la 
mort  civile  en  Fr.  Par  A.  T.  Desquiron  de  S.  Agnan. 
1821.    Von  dem  bürgerlichen  Tode.    Von  J.  Eder.  Wetz- 
lar, 1812.    *La  mort  civile  en  France.  Par  Benand.  1843. 
Des   cons^quences  des  condamnations  pönales  relativement 
ä  la  capacit6  des  personnes.    Par  Hanin  1848.  —   Ueber 
die  Rechte  der  Ausgewanderten:   Manuel  de  l'&nigrä.     Par 
Allier  et  Cerclet.    Code  des  <5migr&i  ou  recueildes  dia- 
positions  legislatives  concernant  les  biens  des  dmigrds.    Par 
P.  L.  Le  Garon.   1825.    Code  des  emigräs,   d£port£s  et 
condamnäs  rävolutionnairement  etc.    Par  Teste  Lebe  au. 
II.  Ed.  1825.    Recueil  g<n6ral  des  lois   et  arrSts  concer- 
nant les  imigres,  deportäs  et  condamnis  rävolutionnaireinent 
etc.     Par   Taillandier   et  Mongalvy.   1825.   II.     Vol. 
Merlin  m  £migr6  und  in.  mort.  civile.  —  Ueber  die  Ent- 
schädigung der  Ausgewanderten;  s.  das  Gesetz  v.  27.  April 
1825.  eine  k.  Ordonn    die  Vollziehung  dieses  Gesetzes  be- 
treffend vom  1.  Mai  1825.  und  die  Rundschreiben  der  Mi- 
nister v.  28.  Jul.  1825.  b.  Sir.  XXV,  II,  227.    Auch  das 
Gesetz  v.  27.  April  1825.   ist  Veranlassung  zu  vielen  Pro- 
zessen,   (z.  B.  wegen  wiederauflebender  Ansprüche  an  die 
Ausgewanderten,)  geworden.  Vgl.  Nouveau  Code  des  imigrea 
ou  manuel  pour  l'exäcution  de  la  loi  de  l'indemnite  accord£e 
aux  ämigrös.    Par  Naylies.  1825.    Jurisprudence  admini- 
strative concernant  l'indemnite  aecordäe  aux  £migr&.    Von 
demselben  1827,  V.  Vol.    Dalloz  u.  Tables  tricennales 
etc.  Par  Sirey  m.  6migr£. 

§.  163. 

Welche  Strafen  —  und  wie  haben  sie  den  bürgerlichen  Tod  rar  Folge? 

Die  Strafen,  welche  den  Gesetzen  nach  den  b.  T.  (und 
zwar  allein)  zur  Folge  haben,  sind:  1)  die  Todesstrafe.  Arti- 
kel 23.  2)  Die  'Strafe  der  lebenswierigen  Zwangsarbeit  (la 
peine  des  travaux  forzeps  ä  perp£tuit£.  3)  Die  Strafe  der  De- 
portation. Art.  24.  G.  p.  Art.  18.  Jedoch  ist  die  Regierung, 
was  die  letztere  Strafe  betrifft,  ermächtiget,  dem  Deportirten 
an  dem  Orte,  wohin  er  deportirt  worden  ist,  die  Ausübung 
aller  oder  gewisser  bürgerlichen  Rechte  zu  gestatten.  C.  p. 
Art.  18.  —  In  allen  diesen  Fällen  hat  nicht  schon  die  blose 
Verurtheilung  zu  der  Strafe,  sondern  allererst  die  Vollzieh- 
ung der  Strafe  —  die  wirkliche  Vollziehung  oder  die  bild- 
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liehe1)  —  den  b.  T.  zur  Folge*)  Art.  26.  27.;  so  dass  also 
der  Verurtheilte,  wenn  er  vor  der  Vollziehung  der  Strafe  ver- 
stirbt, in  dem  vollen  Genüsse  seiner  bürgerlichen  Rechte  ver- 
storben ist.  *)  Jedoch  ist,  was  den  Zeitpunkt  betrifft,  mit 
welchem  der  b.  T.  eintritt,  noch  folgender  Unterschied  mit 
dem  Gesetze  zu  machen:  Ist  das  Verdammungsurtheil  auf 
Verantwortung  (contradictoirement)  gesprochen  worden,  so  tritt 
der  b.  T.  mit  dem  Tage  ein,  an  welchem  das  Urtheil  vollzo- 
gen worden  ist. 4)  Art.  26.  Ist  das  Urtheil  auf  Aussenbleiben 
fpar  contumace)  gesprochen  worden,  so  hat  es  erst  nach  6 
Jahren,  vom  Tage  seiner  (bildlichen)  Vollziehung  an  gerech- 
net, 5)  den  b.  T.  zur  Folge. 6)  Art.  27.    Es  können  die  Erben 


1)  L'exäcution  par  effigie.  Vgl.  C.  d'i.  crim.  Art.  472.  —  Sir. 
XXXÜ,  I,  708. 

2)  Ueber  den  Augenblick,  mit  welchem  die  Vollziehung  der  Strafe 
der  Zwangsarbeiten  beginnt ,  8.  den  0.  p.  Art.  22  ff.  über  die  Volldeh- 
ung  der  Deportation  quoad  tempus  a  quo,  8.  Delvinc.  ad  Art.  26.  n. 
Merlin  m.  mort  civile  §.  1.  Art.  5.  Durant.  I,  223.  *Maroad6 
Art.  26.-Sir.  XX.  II,  300. 

3)  Auch  wenn  er  sich  entleibt  hätte.  Tonil.  I,  288.  —  Können 
die  Rechtshandlungen,  welche  der  bürgerlich  Todte  vor  der  Volhdehung 
der  Strafe  vorgenommen  hat,  nicht  gleichwohl  aus  dem  Grande  ange- 
fochten werden ,  weil  sie  in  fraudem  heredum  geschehen  sind  ?  8.  Dis  • 
cussions  Locre*  und  Delvinc.  ad  Art.  26.  Tonil.  I,  288.  Durant. 
I,  233.  Merlin  m.  mort  civile  §.  1.  Art.  5  n.  1.  (Die  Frage  dürfte  zu 
verneinen  sein.)    Grolman  I,  180. 

4)  D.  i.  mit  dem  ersten  Augenblick  dieses  Tages.  Tonil.  I,  274. 
Merlin  m.  mort  civile.  g.  1.  Art.  5.  n.  5.  A. M.  ist  Delvinc.  ad  Art. 
26.  *Marcade*  Art.  26.  welche  den  b.  T.  ($egen  den  Wortlaut  des 
Artikels)  erst  mit  dem  Augenblicke  der  Vollziehung  eintreten  lassen. 
S.  auch  Durant.  I,  221.  Jedoch  wird  allemal  vorausgesetzt,  dass  die 
Vollziehung  (wirklich  oder  bildlich)  erfolgt  sei. 

5)  Aber  von  dieser  Zeit  an  (und  nicht  erst  nach  20  Jahren,  s.  C. 

£.  Art.  635.)  treten  alle  rechtlichen  Folgen  des  bürgerlichen  Todes  ein. 
agrange  L  58.  A.  M.  ist  (was  die  Ehe  betrifft)  arg.  Art.  227.  ver- 
bis:  devenue  definitive,  Durant.  I,  253.  *Sir.  XL,  fl,  372.  Der  Ge- 
richtsgebranch hat  sich  neuerdings  auch  hinsichtlich  der  Ehe  des  Ver- 
urteilten für  die  erstere  Ansicht  entschieden.  Sir.  XL VII,  n,  344. 
LI,  341,  LH,  I,  54. 

6)  In  dem  Staatsrathe  wurden  über  den  Gegenstand  des  27.  Art. 
zwei  Systeme  aufgestellt.  Nach  dem  einen  sollte  auch  ein  urtheil  in 
contumaciam  den  b.  T.  sofort  nach  der  Vollziehung  zur  Folge  haben, 
jedoch  so,  dass  diese  Folge  in  den  nächsten  5  Jahren  wieder  aufgeho- 
ben werden  könnte.  Nach  dem  andern  sollte  der  b.  T.  erst  nach  5 
Jahren  eintreten.  Das  letztere  erhielt  den  Vorzug.  Vgl.  Discuss.  und 
Locre*  ad  Art  27.  Grolman  I,  178. 

Zachftrift,  Frau.  CivilfMkt    6.  Ani.    I.  26 
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nicht  vor  Ablauf  der  5  Jahre  verlangen,  in  den  Besitz  der 
Güter  eines  Verurtheilten  gesetzt  zu  werden. 7)  Wenn  daher 
der  Ausgebliebene  in  diesen  5  Jahren  entweder  sich  stellt 
oder  verhaftet  wird  oder  stirbt,  so  tritt  diese  Folge  schon 
von  Rechtswegen  nicht  ein.  Art.  29 — 31. 8)  Vgl.  C.  dl.  crim. 
Art.  465  ff. 

§.  164. 
Von  den  rechtlichen  Wirkungen  des  b.VT. 

Der^bürgerlich  Todte,  —  wo  er  sich  auch  aufhalte, l) 
Art.  3.  §.  3.  —  wird  von  den  Gesetzendem  physisch 
Verstorbenen  gleich  geachtet.  So  wie  das  Ver- 
mögen, das  er  zu  der  Zeit,  da  er  bürgerlich  mit 
Tode  abgeht,  besitzt,  an  seine  Erbenfällt,  so  kann 
er  auch  von  nun  an  nicht  weiter  ein  Vermögen  er- 
werben. Nur  das  physische  Leben  verbleibt  ihm, 
sammt  den  Rechten,  welche  er,  weil  er  physisch 
am  Leben  ist,  und  damit  er  sein  Leben  fristen 
könne,  in  Anspruch  nehmen  kann,2)  Arg.  Art.  25.  — 


7)  Sie  werden  bis  dahin  von  der  Administration  des  domainee  ver- 
waltet nnd  vor  Gericht  vertreten.  Sir.  XXXVI,  II,  201.  819.  *XXXVII, 
I,  171.  II,  221.  XLV,  II,  393. 

8)  Gleich  als  ob  das  Urtheil  nicht  gesprochen  worden  wäre.  La- 
grange I,  52.  —  Die  ausführlichere  Erläuterung  dieser  Artikel  bleibt 
billig  dem  Kriminalrechte  vorbehalten,  mit  welchem  sie  in  der  genaue- 
sten Verbindung  stehen.  Auch  haben  sie  durch  den  C.  d'i.  crim.  Art 
465 ff.  einige  Abänderungen  erlitten.  Vergl.  Carnot  de  l'instrnction 
criminelle  ad  Art.  465  ff.  Legraverend  tr.  de  la  legis1  ation  criminelle 
en  France.  T.  II.  p,  325.  Proudhon  de  Tusufruit  IV,  1994.  Vaaeille 
tr.  du  mariage  I,  125.  De  Moly  tr.  des  absents  n.  783 ff.  Delvinc 
ad  Art.  29  ff.  Durant.  1,224  ff.  Guichard  tr.  des  droits  civilap.  869  ff. 
und  (in  Art.  28  §.  2.)  Sir.  XXXII,  99.  Merlin  m.  sequestre  par  con- 
tnmace.  Grolman  I,  195.  S.  auch  ein  GA  des  St.R.  v.  9.  Aug.,  20. 
Sept.  1809.  Sir.  X,  II,  9.  *XLII,  I,  97. 

1)  Delvinc.  ad  Art.  22.    S.  jedoch  Sir.  VII,  I,  123. 

2)  Dieses  Princip  liegt  offenbar  den  besonderen  Vorschriften  des 
Art.  25  zu  Grunde.  Man  setze  diesem  Principe  nicht  die  Fassung  des 
Art.  22  entgegen.  Denn  m.  vgl.  über  diese  Fassung  dieDiscuss.  Locre, 
Maleville  ,und  Grolman  ad  Art  22.  Tonil.  I,  279.  'Hiernach 
mochte  es  scheinen,  ak  ob  der  Art.  25  nicht  beschrankend  ausgelegt 
werden  durfte;  dies  sagt  auch  die  französische  Uebersetsnng  des  Lehr- 
bach«.   Dagegen  sind  für  die  beschrankende  Auslegung  Marc  ade*  Art 
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Es^wird  daher  z.  B.  1)  durch  den  b.  T.  die  Erbschaft  des 
bürgerlich  Verstorbenen  ganz  so -eröffnet,  als  ob  dieser  phy- 
sisch mit  Tode  abgegangen  wäre.  Art.  718.  Es  beerben  ihn 
diejenigen,  welche  zur  Zeit  seines  bürgerlichen  Absterbens  seine 
nächsten  Erben  sind. 3)  Die  Rechte  oder  Vortheile,  welche 
durch  seinen  physischen  Tod  zu  Gunsten  dritter  Personen  er- 
öffnet worden  oder  erloschen  sein  würden,  werden  eröffnet  oder 
erlöschen  auch  durch  seinen  b.  T.,  (s.  Art.  617.  1053.)  es 
wäre  denn,  dass  die  Gesetze  ausdrücklich  eine  Ausnahme  von 
dieser  Hegel  machten,  (Art.  1982.)  oder  dass  einem  Dritten 
ein  Recht  auf  den  Kopf  des  b.  T.  (d.  i.  bis  zu  dessen  physi- 
schem AblebenJ  bestellt  worden  wäre.  S.  Art.  1982. 4)  Jedoch 
ist  ein  letzter  Wille,  den  der  b.  T.  gemacht  hat,  als  nicht  ge- 
macht zu  betrachten. 5)  2)  Der  b.  T.  kann  nicht  erben,  noch, 
was  die  von  ihm  später  erworbenen  Güter  betrifft,  beerbt 
werden.  Vielmehr  fallen  diese,  wenn  der  b.  T.  dereinst  phy- 
sisch verstirbt,  als  erbloses  Gut'  an  den  Staat.  Jedoch  steht 
es  dem  Staatsoberhaupte  frei,  diese  Güter  der  Wittwe  oder 
den  Kindern  oder  den  übrigen  Verwandten  des  b.  T.  zu  über- 
lassen. Art.  33.  3)  Der  b.  T.  kann  nicht  eine  freigebige  Ver- 
fügung treffen, ß)  noch  kraft  einer  solchen  Verfügung,  ausge- 
nommen, wenn  sie  seinen  Lebensunterhalt  zum  Gegenstande 
hat, 7)  oder  nur  ein  Handgeschenk  (don  manuel)  ist, 8)  erwer- 


22  n. 2.  Dem ol.  1,  206.  Der  Art.  22  spricht  in  derThat  nur  von  droits 
civils  ci-apres  exprime's. 

8)  Von  den  vor  dem  b.  T.  empfangenen  Kindern  gilt  die  Regel: 
Nasciturus  habetur  pro  nato  etc.    Sir.  Uli,  II,  117. 

4)  Merlin  m.  raort.  civile  §.  1  Art.  3  n.  11. 

5^  Civiliter  mortuus  semper  intestatus  decedit.  Sir.  IV,  I,  304. 
XII,  I,  209,  357.  Jedoch  Bind  unter  dieser  Regel  nicht  Schenkungen 
auf  den  Todesfall  begriffen.  Del? ine.  ad  Art.  25.  Durant.  I,  248. 
IX,  700.  *Auch  nicht  Erbverträge.  Marcadc  Art.  25  n.  13.  Demol. 
I,  201..   A.  M.  Demante,  Themis  VII,  p.  476. 

6)  S.  jedoch. Lagranjye  I,  62,  welcher  von  dieser  Regel  Schen- 
kungen zur  Ausstattung  eines  Kindes  ausnimmt.  Auch  ein  Handge- 
schenk kann  er  machen  Sir.  XLI,  II,  237.  Es  versteht  sich,  dass  in. 
beiden  Fällen  nur  von  Sachen  die  Rede  sein  kann,  die  der  bürgerlich 
Todte  erst  seit  dem  Zeitpunkt  des  bürgerlichen  Todes  erwarben  hat. 

7)  Kann  er  von  seinen  Erben  etc.  Alimente  fordern?  S.  Proudh. 
de  Tusufruit  IV,  1984 ff.  Sirey  XII,  II,  208.  *Ja.  Marcade*  Artikel 
25.  n.  3. 
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ben.  4)  Dagegen  wird  er  allerdings  berechtigt  jsein.  von  dem 
Ertrag  seiner  Arbeit  oder  von  seinen  Ersparnissen  mittelst 
eines  belastenden  Rechtstitels  eben  Erwerb  zu _ machen,  auch 
das  Erworbene  durch  die  Einrede  der  Verjährung  zu  schüt- 
zen.9) 5)  Er  kann  nicht  Vormund  oder  Pfleger  oder  Mitglied 
eines  Familienrathes  10)  sein;  Art.  443.  445.  noch  Zeuge,  sei 
es  zur  Bekräftigung  einer  Rechtsurkunde  oder  vor  Gericht.11) 
6)  Er  kann  als  Kläger  und  als  Beklagter  nur  unter  dem  Na- 
men und  nur  durch  die  Vermittelung  eines  Pflegers,  welchen 
jedesmal  das  in  der  Sache  kompetente  Gericht  zu  ernennen 
hat,  vor  Gericht  stehen. 12)  7)  Er  kann  nicht  eine  den  bür- 
gerlichen Gesetzen  nach  giltige  Ehe  eingehen;  die  Ehe,  welche 
er  vor  seinem  bürgerlichen  Absterben  eingegangen  ist,  ist  als 
von  Rechtswegen  aufgelöst  zu  betrachten. 1S)  Art.  25.  Ans 
dem  zuletzt  aufgestellten  Satze  folgt  z.  B.  a)  die  Kinder,  welche 
ein  b.  T.  erzeugt  hat,  sind  als  uneheliche  Kinder  zu  betrach- 
ten.H)  b)  Durch  die  Ehe,  die  ein  b.  T.  eingegangen  ist,  wird 
nur  in  so  fern  eine  Schwägerschaft  begründet,  als  eine  ausser- 
eheliche  Geschlechtsgemeinschaft  dieselben  Folgen  haben 
würde.15)  c)  Die  Ehe  eines  b.  T.  wird  auch  dadurch  nicht 
rechtsgiltig,  dass  er  wieder  für  bürgerlich  lebend  erklärt  wird; 


8)  Locre*  ad  Art.  25.  Durant.  I,  263.  S.  jedoch  Lagrange  I, 
60.  *Mit  Recht  macht  Savigny,  System  II,  §.57.  Rg.  gegen  den  ietx- 
tern  Punkt  geltend,  dass  dann  ein  grosses  Vermögen  in  baarem  Gelde 
giltig  geschenkt  werden  könnte. 

9)  1.  15.  D.  de  interd.  et  releg.  Delvinc.  I,  5.  II,  639.  Vaaeille 
des  pr&cr.  n.  253.  Troplong  de  la  prescr.  I,  36.  Locre*  ad  Art.  25. 
Plank  von  der  Verjährung.    S.  15. 

10)  Sir.  I,  II,  618.  —  Noch  weniger  also  bleibt  ihm  die  elterliche 
Gewalt.    Lagrange  I,  63 f. 

11  Nee  solennitatis  nee  probationis  causa.  Siehe  jedoch  C.  p.  Ar- 
tikel 28.  42.  4 

12)  Jpd.  du  C.  c.  VI,  76.  S.  auch  (aber  das  forum  competens)  La- 
grange I,  66  und  (insbes.  über  das  ältere  Recht)  Merlin  qu.  m.mort 
elYile.    §.  3. 

13)  *Der  andere  Ehegatte  kann  eine  neue  Ehe  gütig  schliefiten. 
Sir.  XXXVII,  II,  296.  XLI,  I,  184.  Marcadä  Art.  25  n.  VL  Demo- 
lombe  L  206. 

14)  Merlin  qu.  m.  legitimus  §,  5.  Ebend.  qu.  m.  emigre\  f.  15. 
Sir.  x:  1,224.    XIV,  II,  142.  * 

15)  Merlin  m.  mariage.  Sect  III.    S.  oben  §.  84  Anm.  9. 
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eine  solche  Ehe  steht  daher,  (nach  Aufhebung  des  bürger- 
lichen Todes)  der  Abschliessung  einer  neuen  Ehe  keineswegs 
entgegen. I6)  Jedoch  steht  diese  Lehre  von  den  Ehen  der  b. 
T.  mit  den  Grundsätzen  der  Moral  (und  mithin  der  Religion) 
in  einem  so  auffallenden  Widerspruche,  dass  es  nicht  befrem- 
den wird,  wenn  mehrere  ß^chtsiehrer  die  Strenge  des  positi- 
ven Hechts  durch  die  Auslegung  zu  mildern  versucht  haben.17) 
Auf  jeden  Fall  ist  bei  der  Anwendung  dieser  Lehre  der  Art. 
201  (s.  unten  §.  465)  nicht  ausser  Acht  zu  lassen.18) 

§.  165. 

Wie  der  bürgerlich  Todte  wieder  zum  Genüsse  der  bürgerlichen 
Rechte  gelangt. 

Der  b.  T.  wird  in  den  Genuss  der  bürgerlichen  Rechte 
durch  die  Begnadigung  oder  durch  eine  Amnestie  wie- 
der eingesetzt.  Jedoch  hat  weder  die  eine  noch  die  andere 
rückwirkende  Kraft.  *)  —  Eben  so  gelangt  der  b.  T.  in  dem 


16)  Merlin  am  a.  0.  Sirey  VIII,  I,  297.  8.  jed.  Sir.  XI,  I,  220. 

17)  Consultation  de  plusieurs  anciens  avocats  de  Rennes  bot  la  va- 
lidite*  des  mariages  contractu  par  les  emigrls  Fr.  avant  leur  retour. 
Pohl,  par  Tonil i er.  Paris  1817.  (Diese  Konsultation  steht  auch  bei 
8ir.  XIX,  II,  117.)  Tonil.  I,  285 ff.  'Merlin  m.  mariage.  Sect.  III. 
§.  1.  Rossi  tr.  du  droit  pönal.  I,  57.  Bressoles,  De  la  aissolution  du 
manage  par  la  mort  civile.  In  der  Revue  v.  Wolowski  VII,  Livr.  n, 
p.  132.  Sir.  XXVIII,  II,  334.  XXIX,  I,  261.  (Der  Streit,  der  zwischen 
To ulli er  und  den  Andern  geführt  wird,  betrifft  die  Frage,  ob  das 
Gesetz  nur  die  bürgerlichen  Folgen  der  Ehe  oder  das  Band  der  Ehe 
selbst  durch  den  bürgerlichen  Tod  habe  aufheben  wollen.  Aber  ist  die 
Abschliessung  einer  neuen  Ehe  nicht  auch  eine  bürgerliche  Folge  des 
b.  Todes?)  *In  Sir.  L,  I,  672.  LH,  II.  215  wurde  entschieden,  dass  die 
frühere  Ehe  des  b.  Todes  durch  eine  Begnadigung  ipso  jure  wieder 
auflebe.  —  Bemerkenswert  ist.  dass  sich  Napoleon  entschieden  gegen 
die  Auflösung  der  Ehe  durch  den  b.  T.  erklärte.  Er  legte  (im  Staats- 
rate)  der  Frau  eines  b.  T.  die  Worte  in  den  Mund:  „Mieux  ralnt  lui 
öter  la  vie;  du  moins  me  serait-il  permis  de  cherir  sa  memoire;  mais 
tous  ordonnes  qu'il  vivra,  et  vous  ne  voulez  pas  que  je  le  console." 
*S.  hierüber  Savigny  a.  a.  0.  8.  157 f. 

18)  #Die  Kinder  aus  einer  Putativehe  des  b.  T.  können  zwar  nicht 
ihren  Vater,  Arg.  Art.  25,  wohl  aber  die  Verwandten  des  letztern  be- 
erben, das  Gesetz  spricht  keine  Erbunfabigkeit  gegen  die  Kinder  aus. 
8.  über  diese  bestrittene  Frage  Marc  ade*  Art.  25  n.  8-12. 

1)  Lassanlz  I,  149.    Durant  I,  240.    Sir.  XI,  I,  86,  826.    8. 
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Fall«  des  Art.  30  wieder  zum  Genüsse  seiner  bürgerlichen 
juckte,  —  Die  Verjährung  der  Strafe,  welche  den  b.  T.  zur 
Folge  hat,  hebt  dagegen  in  keinem  Falle  den  b.  T.  auf.  Art 
32.  Der  b.  T.  ist  sogar,  nachdem  die  Strafe  verjährt  ist, 
nicht  mit  dem  Antrage  -zu  hören,  dass  er  (um  vielleicht  von 
der  Strafe,  welche  den  bürgerlichen  Tod  zur  Folge  hatte,  be- 
freit zu  werden,)  noch  gerichtet  sein  wolle.  *)  C.  d'instr.  crim. 
Art.  641. 

II,     Von  dem  Civilstande  in   der   engeren 
Bedeutung. 

§.  166. 

Ein  Franzose*)  verliert  seinen  Civilstand,  er  wird  also  ein 
Fremder:  1)  Wenn  er  in  einem  auswärtigen  Staate  naturali- 
sirt  d.  h.  den  Eingeborenen  vollkommen  gleichgestellt 
wird;1)  2)  wenn  er,  ohne  Erlaubniss  der  Regierung,  einen 
Staatsdienst*)   von   einer   auswärtigen  Regierung  annimmt,5) 


jedoch  Merlin  m.  mort  civile  §.  1.  Art.  6  n.  5  und  §.  2.    Lagrange 

I,  58.  Vgl.  die  Verhandlungen  in  der  Deputlrtenkammer  ▼.  Jahr  1881 
wegen  Abschaffung  des  bürgerlichen  Todes  (Zelts ehr.  für  Rechtsw.  des 
Auslandes  VI,  476.)  —  "Hinsichtlich  der  Begnadigung  ist  an  unteraebei- 
den,  ob  sie  vor  der  Urtbeilsvollstrecknng  oder  später  erfolgt.  Im  ersten 
Falle  tritt  der  borgerliche  Tod  überhaupt  nicht  ein,  im  sweiten  hört  er 
für  die  Zukunft  auf.  Gnichard  n.  833.  Sir.  XXXII,  I,  788.  XLVn, 

II,  586.  (In  diesen  beiden  Fallen  trat  eine  Umwandlung  der  Strafe  ein.) 
XLYI,  D.  428  XLVH,  II,  583.  Dagegen  wurde  in  Sir.  L,  I,  672.  LH  II, 
215  entschieden,  dass  die  Amnestie  des  bürgerl.  Todten  die  frühere  Ehe 
Ipso  jure  wieder  herstelle. 

2)  Locre*  ad  Art  32. 

*)  P.)  Die  Bestimmungen  des  C.  N.  über  den  Verlust,  wie  über 
den  Erwerb  des  Staatebürgerrechts  -  §§.  68,  69,  71-73  —  haben  für 
Deutschland  nur  untergeordnetes  Interesse,  da  sie  durch  die  Reichs- 
und  Landesverfassung  überall  modracirt  sind.    S.  oben  §.  69  Anm.  1. 

1)  Merlin  m.  denlzation.  Sir.  XIX,  I,  174.  XXII,  II,  233.  XXV,  1, 
181.    P.)  Laurent  I,  376  -378. 

2)  *8ir.  XXXIV,  I,  847.  Nicht  aber  einen  Kirchendienst,  der  den 
Eintritt  In  den  geistlichen  Stand  nicht  nach  sich  zieht.  Sir.  XXXVI,  I, 
937;  auch  nicht  die  Advokatur.  Sir.  XXVII,  II,  227.  P.)  Aubry  et 
Raul.  §.  74  S.  271. 

3)  Ein  Dekret  v.  7.  Jan.  1808  begreift  unter  dieser  Vorschrift  auch 
den  Fall,  da  Einer  episcopus  in  partibus  wird. 
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3)  wenn  er  sich  im  Auslande  niederlässt,  ohne  die  Absicht 
zu  haben,  nach  Frankreich  zurück  zu  kehren;  Art.  17, *)  4) 
wenn  er,  ohne  die  Erlaubniss  der  Regierung,  in  auswärtige 
Kriegsdienste 5)  oder  in  eine  auswärtige  Kriegsgenossenschaft 
tritt.  Art.  21.  C.  p.  Art.  75.  Es  verliert  5)  eine  Französin 
diese  Eigenschaft,  wenn  sie  sich  mit  einem  Fremden  verhei- 
rathet.  Art  13.  Endlich  6)  wenn  ein  Theil  des  Französischen 
Staatsgebietes  an  eine  auswärtige  Macht  abgetreten  wird,  bo 
hören  die  Einwohner  dieses  Landestheiles  auf,  Franzosen  zu 
sein. 8)  Vgl.  §.  72.  —  Die  Absicht,  nicht  wieder  nach  Frank- 
reich zurück  zu  kehren,  deren  bei  dem  dritten  Falle  gedacht 
worden  ist,  ist  überhaupt  nicht,7)  am  wenigsten  aber  in  dem 
Falle  zu  vermuthen,  wenn  sich  ein  Franzose  des  Handels  we- 
gen im  Auslande  niederlässt.8)  Art.  17.  —  Uebrigens  bleibt, 
wenn  ein  Franzose  aus  einer  der  ersten  vier  Ursachen  die  Ei- 
genschaft eines  Franzosen  verliert,  der  Givilstand  der  Kinder, 
die  er  vorher  erzeugt  hat,  unverändert.9)  Arg.  Artikel 
10.  §.  2. 


4)  In  der  ersten  Ausgabe  des  C.  c  enthielt  der  17.  Art.  noch  einen 
vierten  Fall,  —  wenn  ein  Franzose  in  eine  auswärtige  Genossenschaft 
trete,  welche  einen  Geburtsunterschied  voraussetze.  Auf  diesen  Fall  bezo- 
gen sich  die  Endworte  des  Art  18,  welche  (aus  Versehen)  auch  In  der 
zweiten  Ausgabe  stehen  geblieben  sind. 

P.)  Ausdrückliche  Aufsage  des  Staatsbürgerrechts  ohne  Verlegung 
des  Wohnsitzes  in  das  Ausland  genügt  nicht.    Laurent  II,  382. 

5)  *In  den  Kriegsdienst  eines  anerkannten  Staats,  nicht  eines  Prä- 
tendenten. Sir.  XLV1I,  I,  582.  (Don  Miguel.)  Tn  Sir.  XL1X,  II,  311.  587 
wurde  auch  der  Beweis,  dass  man  die  Nationalität  habe  aufgeben  wollen, 
verlangt;  in  Sir.  L,  11,  275  wurde  der  Fall  der  Minderjährigkeit  ausge- 
nommen. A.  M.  Sir.  LH,  1,  236,  der  Art.  21  ist  strict  zu  interpretiren. 
P.)  Eintritt  in  die  Nationalgarde  gilt  nicht  als  Kriegsdienst.  Sir.  LH,n, 
561.  Die  Folge  des  Eintrittes  in  fremde  Kriegsdienste  wird  beseitigt 
durch  spatere  Ernennung   eu  einem  Staatsamte.     Sir.  XLIX,  II,  587. 

6)  Merlin  m.  aubaine  §.  X. 

7)  Delaporte  ad  Art.  17.    F.)  Laurent  II,  383. 

8)  Vgl.  die  Dlscussions  ad  Art.  17. 

9)  Locre"  ad  Art.  10.  20.  Was  ist  in  Ansehung  der  Ehefrau  Rech- 
tens? Sequitur  conditionem  marlti.  Arg.  Art.  12.  S.  auch  Art.  19  §.  2. 
Jedoch  ist  die  Frage  bestritten.    Vgl.  Maleville  ad  Art.  19.    Locre 

I,  269.  Durant.  I,  189.  Dalloz  m.  oranger.  Sect.  II.  Art.  II.  Ott.  — 
•Mit  der  Ansicht  des  Textes  stimmen  überein  Sir.  XIX,  I,  193.    XXVII, 

II,  192.  XLIV,  II,  568.  Dagegen  ist  die  grosse  Mehrzahl  der  Schrift- 
steller der  Meinung,  dass  die  Frau  des  Franzosen,  der  seine  Nationalität 
auifeibt,  nicht  desshalb  ihre  Eigenschaft  als  Französin  verlieren  dürfe, 
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Es  können  jedoch**)  die,  welche  aus  dem  ersten  oder  dem 
zweiten  oder  dem  dritten  von  jenen  Gründen  die  Eigenschaft 
eines  Franzosen  verloren  haben,  unter  der  Bedingung,  dass 
sie  erklären,  sich  in  Frankreich  von  Neuem  niederlassen  zu  wollen, 
jene  Eigenschaft  mittelst  eines  Briefes  des  Staatsoberhauptes  wie- 
der erlangen.  Art.  18.  In  dem  vierten  der  obigen  Falle  kann 
der,  welcher  die  Eigenschaft  eines  Franzosen  verloren  hat,  nur 
mit  Erlaubnis  des  Staatsoberhauptes  nach  Frankreich  zurück- 
kehren, auch  nur  unter  der  Bedingung  jene  Eigenschaft  wie- 
der erlangen,  dass  er  alles  das  beobachtet,  was  ein  Fremder, 
um  Französischer  Staatsbürger  zu  werden,  zu  beobachten  hat. 
Art  21. 10)  Eine  Französin,  welche  einen  Fremden  geheira- 
thet  Jiat,  kann,  nachdem  die  Ehe  durch  Tod  oder  Scheidung11) 
getrennt  worden  ist,  schon  mittelst  der  Erklärung,  dass  sie 
sich  in  Frankreich  niederlassen  will,  wieder  zu  ihrem  ehema- 
ligen Civilstande  gelangen,  vorausgesetzt,  dass  sie  in  Frank- 
reich wohnhaft  ist,  oder  dass  sie  mit  Erlaubniss  des  Staats- 
oberhauptes nach  Frankreich  zurück  kehrt. ,s)  Art.  19.  —  In 
keinem  Falle  hat  die  Wiedererlangung  der  Eigenschaft  eines 
Franzosen  rückwirkende  Kraft. 18)  Art.  20. 

Die  Vorschriften,  welche  der  C.  c.  über  den  Verlust  und 
die  Wiedererlangung  der  Eigenschaft  eines  Franzosen  enthalt, 


weil  sie  dem  Art.  212  nachkommt.  Demol.  I,  175.  Marcs  de"  Art.  19 
iL  IL  Valette  s.  Proudh.  I,  p.  126.  Sir.  XVIII,  II,  358.  XL,  II,  747.  S. 
auch  die  Diskussion.  P.)  Anbry  et  Bau  L  §.  74  Text  und  Anm.  21, 
22,  23.  Vergl.  oben  Anm.  S  zu  §.  71.  Anm.  2  zu  §.  72.  Anm.  *,  2 
in  §.  73. 

**)  P.)  üeber  die  Wiedererlangung  s.  in  Anbry  et  Hau  §.  75 
ausführliche  Darstellung. 

10)  Konstit.  v.  J.  VIII.  Art.  3.  Gutachten  des  St.-R.  vom  18.  20. 
PIuy.  XL  —  Der  entnationalisirte  Franzose  ist  in  dieser  Beziehung  so- 
gar in  einer  schlimmeren  Lage ,  als  der  Fremde.  Auf  ihn  ist  nicht  der 
Art  13  anwendbar.    Tonil.  I,  271.    Durant.  I,  194 f. 

11)  Lassaulx  I,  132.    *Demol.  I,  170.  Sir.  XXXV,  II,  191. 

12)  Zu  Folge  eines  Dekrets  vom  22.  Mai.  1812  ist  das  (sofort  an- 
anführende)  Dekret  v.  26.  Aug.  1811  nicht  auf  die  Ehefrauen  der  Fran- 
zosen anwendbar,  die  im  Auslande  Dienste  genommen  haben. 

13)  Gereicht  sie  zugleich  zum  Vortheile  der  Kinder?  Vgl.  oben  §. 
69  u.  L'oor*  ad  Art.  20.  P.)  Duranton  1,  197,  198  gew&hrt  rück- 
wirkende Kraft  für  den  Fall,  der  „lettres  de  relief;u  A.  M.  Anbry  et 
R,au  L  8-  75.  Anm.  7.  Laurent  L  400. 
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(die  in  diesen  §phen  angeführten,)  sind  durch  mehrere  kai- 
serliche Dekrete,  insbesondere  durch  ein  Dekret  v.  6.  April 
1809  und  noch  mehr  durch  ein  anderes  vom  26.  Aug.  1811, u) 
wesentlich  abgeändert  und  mit  einer  an  Grausamkeit  grenzen- 
den Härte  verschärft  worden.  Wenn  nun  auch  diese  Dekrete 
bis  jetzt  noch  nicht  widerrufen  worden  sind, 15)  so  ist  doch 
von  der  Staats  -  Regierung  mit  Gewissheit  zu  erwarten,  dass 
sie  über  kurz  oder  über  lang  Verordnungen  ausser  Kraft 
setzen  werde,  welche  in  das  Glück  so  vieler  achtungswerthen 
Familien  auf  das  feindseligste  eingreifen,  eben  so  wenig  mit 
dem  wahren  Interesse  des  Reichs  als  mit  Herkommen  und 
Sitte  vereinbar  sind,  -überdiess  auch  die  auffallendsten  Beispiele 
gesetzwidrig  geübter  Gewalt  enthalten;  und  es  mochte  daher 
in  diesem  Handbuche  um  so  mehr  von  jenen  Dekreten  nur 
beiläufig  Erwähnung  geschehn. 16) 


14)  Vrgl.  aber  das  letztere  Dekret  ein  Outachten  des  St.  R.  v.  21. 
Jan.  1812.  —  Mit  diesen  Dekreten  stehen  mehrere  andere  in  Verbindung, 
s.  B.  ein  Dekret  v.  24.  April  1809  die  Standes-  und  Gmndherren  In  den 
Staaten  des  Rheinbundes  betr.  (Vgl.  die  Zeitschrift:  Der  Rhein.  Bund. 
50.  Heft  etc.)  ein  Dekret  v.  28.  Aug.  1811  Belgien  betr.,  ein  Dekret  v. 
8.  Febr.  1812,  durch  welches  das  Dekret  v.  26.  Aug.  1811  auf  das  K. 
Italien  ausgedehnt  wurde;  ein  Dekret  v.  22.  Mai  1812,  nach  welchem 
Handels-  und  Gewerbsleute,  Reisende  und  Bediente  nicht  unter  dem 
Dekrete  v.  26.  Aug.  1811  begriffen  sein  sollen,  ein  Dekret  v.  18.  Juni 
1813  die  Auswanderungen  aus  der  82.  Milit&rdivision  betr.,  die  Dekrete, 
durch  welche  die  durch  das  Dekret  v.  26.  Aug.  1811  gesetzten  Fristen 
von  Zelt  an  Zeit  verlängert  wurden,  das  letzte  v.  13.  Aug.  1813. 

15)  Und  mithin  noch  jetzt  in  Kraft  sind.  Sir.  XXXIV,  II,  441.  *XLI, 
II.  417.  Vgl.  oben  §.  5.  P.)  Wenn  auch  einzelne  Autoren  sich  gegen 
die  Giltigkeit  erklärt  haben,  so  ist  doch  die  communis  opinio  jetzt  noch 
dafür  —  Dalloz  unter  Droits  civils,  522.  Aubry  et  Rau.  I.  §.  74. 
Anm.  2  —  und  der  von  Z.  vor  bald  50  Jahren  erstmals  ausgesprochene 
Wunsch  ist  und  bleibt  unerfüllt.  Für  Belgien  sind  die  Dekrete  schon  durch, 
ein  Ges.  v.  80. 8ept.  1814  aufgehoben  —  Laurent  I,  375  —  und  in  dem 
deutschen  Rechtsgi  biete  des  0.  N.  haben  sie  theüs  nie  Geltung  gehabt, 
theils  solche  langst  verloren  —  jedoch  abgesehen  von  dem  Reiobslande 
Elsaas-Lothringen. 

16)  Ausführlich  handeln  von  diesen  Dekreten  Merlin  m.  Francis. 
Durant  I,  173.    *Demol.  I,  186ff. 
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HI.  Von  den  Fällen,  in  welchen  Einer,  ohne 
seines  Civilstandes  schlechthin  oder  überhaupt 
verlustig  zu  werden,  dennoch  entweder  die 
Ausübung  seiner  Civilrechte  auf  eine  gewisse 
Zeit  oder  gewisse  Civilrechte  für  immer 
verliert.*) 

§.  167. 

1)  Wer  wegen  eines  Verbrechens  in  contumaciam  verur- 
theilt  worden  ist,  verliert  einstweilen  (während  der  nächsten 
5  Jahre)  die  Ausübung  seiner  bürgerlichen  Rechte,  die  Strafe 
mag  übrigens  den  bürgerlichen  Tod  zur  Folge  haben  oder 
rieht.1)  Art.  28.  C.  d'i.  crim.  Art.  4(35  ff.  Vgl.  §.  163.  —  2) 
Wer  zur  Strafe  der  Zwangsarbeit  auf  eine  bestimmte  Zeit  (ä 
la  peine  des  travaux  forcis  ä  temps,  vgl.  C.  p.  Art  19)  oder 
zur  Strafe  des  Arbeitshauses  (ä  la  peine  de  la  reclusion,  vgl. 
C.  p.  Art.  21.)  verurtheilt  worden  ist,  ist,  so  lange  die  Straf- 
zeit dauert,  kraft  Gesetzes  entmündiget.  Er  kann  daher  eben 
so  wenig,  als  ein  wegen  einer  Gemüthskrankheit  Entmündig- 
ter, eine  giltige  Rechtshandlung  vornehmen.2)  Arg.  Art  502. 
1124.  1125.  jct.  Art,  29  des  C.  p.  Zur  Errichtung  eines 
letzten  Willens  wird  er  jedoch  allerdings  berechtigt  sein.3) 
Es  ist  ihm  ein  Vormund  und  ein  Gegenvormund,  und  zwar 
ganz  auf  dieselbe  Weise  zu  ernennen,  wie  einem  wegen  einer 
Gemüthskrankheit  Entmündigten  ein  Vormund  ernannt  wird. 


*)  P.)  Vgl.  ttber  diese  Lehre,  welche  in  Frankreich  durch  das  Ges. 
v.  31.  Mai  1854  über  die  Aufhebung  des  borgerlichen  Todes  wesentlich 
modinoirt  ist,  Aubr  y  et  Rau  1,  §§.  84,  85.  In  Deutschland  hat  die- 
selbe keine  Geltung  mehr.  8.  oben  §.  124a.  Anm.  *  Als  Conseqnens 
des  dort  Gesagten  erscheint  auch  die  Nlchtanwendbarkelt  des  Art.  28 
C.  d'instr.  crim.  in  Deutschland,  einschliesslich  des  Reichslandes  Elsass- 
Lothringen. 

Wegen  Entziehung  gewisser  Rechte  durch  Straf  urthell  s.  Deutsches 
Straf  G.B.  §§.  31  u.  flg. 

1)  S.  Über  den  einem  solchen  Verurthellten  su  ernennenden  Pfleger. 
Sir.  XXXII,  IL  556. 

2)  Sir.  XXV,  1,  345. 

3)  Sir.  XXIII,  II,  179. 
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Die  Rechte  und  die  Pflichten  des  einen  und  des  andern  Vor- 
mundes sind,  was  das  Vermögen  der  Bevormundeten  betrifft, 
dieselben.  Nach  iiberstandener  Strafe  tritt  der  Verurtheilte 
wieder  in  den  vollen  Genuss  seines  Vermögens,  über  dessen 
Verwaltung  ihm  der  Vormund  Rechnung  abzulegen  hat  Vgl. 
C.  p.  Art.  29—31. 

Den  Verlust  gewisser  bürgerlicher  Rechte  haben  ^ge- 
wisse Strafen  von  Rechtswegen  zur  Folge.  Vgl.  G.  p.  Art.  28 
und  C.  c.  Art.  443.  —  2)  Eine  Strafart,  welche  das  Franzö- 
sische Recht  die  d6gradation  civique  nennt,  entzieht  dem,  wel- 
cher in  diese  Strafe  Terurtheilt  wird,  unter  andern  Rechten 
auch  gewisse  bürgerliche  Rechte.  Vgl.  C.  p.  Art.  34.  —  3)  Die 
Gerichte  der  Zuchtpolizei  sind  berechtigt,  in  den  durch  die 
Gesetze  bestimmten  Fällen,  dem,  welchen  sie  zu  einer  Strafe 
verurtheilen ,  die  Ausübung  gewisser  bürgerlicher  Rechte  zu 
untersagen.  Vgl.  C.  p.  Art  42.  43.  S.  auch  Art  335.  374. 
401  ff.  desselben  Gesetzbuches. 


Digitized  by 


Google 


Digitized  by 


Google 
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Von  den  Civilrechten  in  Beziehung  auf  äussere 
Gegenstände. 


Einleitung« 

Art.  516—543.  —  Der  grössere  Tbeil  dieser  Artikel  handelt  von  der 
Eintheilung  der  Güter  in  bewegliche  nnd  unbewegliche  Güter.  Der 
C.  c.  folgt  bei  der  Erläuterung  dieser  Eintheilung  grösstenteils  der 
Coutume  de  Paris.  (Art.  88—95.)  Die  Quelle  der  übrigen  Artikel, 
welche  von  den  Sachen  in  ihren  Beziehungen  auf  die  Eigen thümer 
handeln,  ist  das  altere  öffentliche  Recht  des  Französischen  Reichs.  — 
Die  Kommentatoren  über  die  Coutume  de  Paris.  —  Tratte*  de  la  com- 
mnnautä.  Par  Pothier.  Ausg.  Siffrein  Bd.  8.  (Obwohl  die  Einthei- 
lung der  Güter  in  bewegliche  und  unbewegliche  in  mehrere  Lehren 
eingreift,  z.  B.  in  die  von  der  Uebertragung  des  Eigenthumes,  von 
den  Unterpfändern,  von  den  Vermächtnissen,  von  der  Anlegung  eines 
Beschlages,  so  kommt  sie  doch  in  der  Lehre  von  der  ehelichen  Güter- 
gemeinschaft besonders  häufig  zur  Sprache.  Auch  hat  diese  Lehre 
auf  jene  Eintheilung  einen  sehr  wesentlichen  Einfluss  gehabt.  Daher 
handeln  die  Schriftsteller  über  die  eheliche  GG.  «agleich  von  jener 
Eintheilung.)  Von  den  Arten  der  Güter,  den  Erwerbungs-  und  Be- 
schränkungsarten des  Eigenthums  nach  dem  C.  N.  Von  J,  F.  L.  v  o  n 
Döring.  Braunschweig  1808.  —  ♦Tratte'  de  lägislation  et  de  jurispr. 
Deuxieme  livre  du  C.  c.  Par  Hernie  quin.  1838.  II.  Vol.  P.)  Tratte* 
des  choses.  Par  Pothier.  Ausg.  Siffrein  Bd.  13.  S.  472  u.  fl.  Tratte* 
du  domaine  de  propriltä  ou  de  la  distinction  des  biens  considlres 
principalement  par  rapport  au  domaine  prive\  Par  Proudhon.  De 
la  distinction  des  biens  en  droit  romain  et  en  droit  francais.  Par 
Vaugeois  1860.  Essai  sur  la  distinction  des  biens.  Par  Malaperi 
1844.  S.  unten  vor  §.  169. 
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416  §•  168*  n-  Theil.  Einleitung. 

I.    Von  den  äusseren  Gegenständen  der  Civil- 
rechte  im  allgemeinen. 

*      .  g.  168. 

Die  Gegenstände   der   Rechte   einer  Person,  —  oder  die 
Rechte  ihrem  Gehalte  nach  (quoad   materiam)   betrachtet,  — 
werden  Güter  genannt.  Die  Güter,  die  eine  Person  hat  oder 
erwerben  kann,  (das  Wort :  Güter,  in  der  eben  so  bestimmten 
juridischen   Bedeutung  genommen,)    sind   insgesammt  Gegen- 
stände, welche  in  der  Natur,  d  i.  in  der  Körperwelt  existiren 
oder  gegeben  werden  können;  alle  Güter  also  sind  körper- 
liche Gegenstände.1)  Jedoch  bezeichnet  man  mit  dem  Worte: 
Güter,  zuweilen  auch  die  Rechte  an  diesen  Gegenständen,  so 
wie  die  Mittel,  durch  welche  Rechte  geltend  gemacht  werden 
können.2)   Daher  die  Eintheilung  der  Güter  in  körperliche 
und  in  nicht  körperliche.    (In  der  Folge  wird  das  Wort; 
Güter,  jederzeit  in  seiner  engeren  Bedeutung  als  körperliche 
Gegenstände  genommen  werden,   wenn  nicht  ausdrücklich  das 
Gegentheil  bemerkt  oder  hinzugefugt  wird,   dass  das  Wort  in 
der  weiteren  Bedeutung  zu  verstehen  sei.) 

Die  Güter  sind  entweder  persönliche  (angeborne)  oder 
äussere  (erworbene)  Güter,  je  nachdem  sie  mit  der  recht- 
lichen Existenz  derjenigen  Person  auf  deren  Rechte  sie  bezo- 
gen werden,  gesetzt  oder  nicht  gesetzt  sind.  Der  vorliegende 
zweite  Theil  des  theoretischen  Civilrechts  handelt  von  den 
äusseren  Gütern,  welche  eine  Person  dem  Civilrechte  nach 
in  Anspruch  nehmen  kann.  Jedoch  lösen  sich  auch  die  per- 
sönlichen Güter,  wenn  sie  von  Andern  verletzt  werden,  in 
äussere  auf.    Art.  1382.  1383. 

Die  äusseren  Güter,  —  und  mithin  die  äusseren  (mit  der 
rechtlichen  Existenz  einer  bestimmten  Person  nicht  gegebenen) 
Gegenstände   der  Civilrechte,  —  sind   entweder  Personen 


1)  Z.  B.  auch  die  Pressfreiheit  besteht  in  rechtlicher  Hinsicht  nur 
in  einem  bestimmten  Gebrauche,  den  man  von  seinem  Körper  und  von 
•einem  Eigenthnme  machen  kann. 

2)  Qni  actionem  habet,  rem  ipsam  habere  videtnr.  1.  15.  D.  de  R.  J. 
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oder  Sachen,3)  je  nachdem  ihnen  die  Eigenschaft  eines  freien 
Willens  (der  Rechtsfähigkeit)  zukommt,  oder  nicht.  Personen 
können  wiederum  auf  eine  doppelte  Weise  Gegenstände  der 
Civilrechte  sein;  entweder  so,  dass  der  Berechtigte  die  Per- 
son Belbst  zu  besitzen  d.  i.  sie  in  seiner  Gewalt  zu  haben, 
oder  so,  dass  er  sie  nur  zu  einer  Leistung  (zu  einer  Handlung) 
anzuhalten  befugt  ist. 

Eine  Mehrheit  äusserer  Güter,  welche  als  eine  Einheit, 
als  ein  Ganzes  zu  betrachten  ist,  wird  eine  Gesammt- 
heit  genannt4)  Es  sind  aber  mehrero  äussere  Gegenstände 
als  ein  Ganzes  zu  betrachten,  entweder  zu  Folge  der  Ab- 
sicht des  Eigenthümers,  (universitas  facti,)  oder  kraft 
Gesetzes  (universitas  juris)  —  Ein  Ganzes  der  erstem 
Art  ist  z.  B.  eine  Bibliothek,  eine  Heerde.*)  Diese  Einheit 
äusserer  Gegenstände  begründet  jedoch  für  Andere  nicht  schon 
von  Rechtswegen,  sondern  nur  kraft  einer  Verfugung  des  Ei- 
genthümers oder  kraft  eines  Vertrages  oder  kraft  einer  be- 
sonderen gesetzlichen  Vorschrift5)  besondere  Rechte  und  Ver- 
bindlichkeiten. Vgl.  z.  B.  Art.  589.  616.  1800  ff.  Von  Rechts- 
wegen sind  die  durch  die  Absicht  des  Eigenthümers  vereinig- 
ten Gegenstände  In  Beziehung  auf  andere  Personen  als  ein- 
zelne Gegenstände  zu  betrachten.  —  Ein  Ganzes  der  letz- 
teren Art,  (und  zwar,  abgesehen  von  dem  positiven  Rechte, 
die  einzige  Gesammtheit  dieser  Art)  ist  das  Vermögen  einer 
Person.6)    Die  Gegenstände  des   Vermögens  sind  daher  die 


8)  Die  Vieldeutigkeit  des  Worten:  Sache,  res,  chose  —  bat 
gar  manche  Verwirrungen  und  Irrthümer  Aber  die  Rechtswissenschaft 
gebracht  In  diesem  llanelbuche  wird  das  Wort:  Bache,  nur  von  Kör- 
pern, welchen  die  Eigenschaft  eines  freien  Willens  nicht  ankommt,  oder 
von  Rechtssachen  (causae)  gehraucht  weiden.  P.)  Pas  Wort  „blens" 
hat  auch  noch  eine  technische  Bedeutung  für  Liegenschaften.  —  Art.  499. 

4)  Eine  universitas  rerum  cum  Unterschiede  von  der  universitas 
persona  rum. 

•)  P.)  Entscheid,  d.  Reichs-OHG.  IX.  S.  812.  Windscheid, 
Pand.  I.  8.  94,  Anm.  6.  Dazu  gehört  s  B.  auch  eine  Gemälde-Oallerie 
nicht  aber  auch  eine  Reihe  von  aufgesetztem  Scheiter-llols.  Vgl.  Art 
534  Abs  2. 

5)  Wie  das  a.  B.  bei  dem  Zubehören  einer  Sache  der  Fall  ist.  Vgl. 
Tni baut  System  d.  Pandektenr.  8-  178.    8.  Aufl. 

6)  Das  Römische  Recht  unterscheidet  swkehen  dem  pstrlmonio  und 
dem  peculio.    (Der  Gattungsbegriff  war  peeunia,)    Das  erstere  ist  pe- 

laeaari»,  Fzans.  driliscat.    6.  Ab*.    L  27 
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Süsseren  Gegenstände,  die  einer  Person  gehören,  aber  nicht 
als  einzelne  Gegenstände  und  ihrer  individuellen  Beschaffenheit 
nach,  sondern  als  Güter  überhaupt  oder  ihrem  Geldwerthe 
nach  betrachtet.7)  Man  kann  und  man  nrass  daher  die  Sus- 
seren Gegenstände  der  Civilrechte  aus  einem  doppelten  Stand- 
punkte betrachten;  theils  als  einzelne  Gegenstände,  theils  ak 
Gegenstände  des  Vermögens  Vgl.  unten  die  Lehre  vom  Ver- 
mögen. §.  573  ff.  Uebrigens  kann  eine  Gesammtheit  der  zwei- 
ten Art  in  gewissen  Fällen  und  Beziehungen  durch  eine  Ver- 
fügung des  Eigentümers  in  eine  Gesammtheit  der  ersten  Art 
verwandelt  werden;  z.  B.  auf  die  Weise,  dass  ein  Erblasser 
über  einen  so  vielsten  Theil  seines  Nachlasses  (legatarras  pai* 
tiarius)  oder  über  eine  Erbschaft,  die  ihm  eröffnet  worden 
ist,8)  titulo  singulari  verfügt 

IL    Eintheilung  der  Sachen. 

1)  Eintheilung  der  Sachen  —  diese  für  sich 
betrachtet. 

8.  169. 

A.    Bewegliche  —  unbewegliche  Sachen.  —  Von  dieser  Eintheflung  im 

allgemeinen. 

Literatur :  «De  la  distinction  des  biens  mobiliers  et  Immobiliers.  Par Koe 
aigswarter.  In  d.  Revue  v.  Foelix  VII,  44&  —  Du  droit  de  pro- 
prtete*  mobiliere.  Par  Bataillard.  1840.  Tr.  de  la  propr.  mobfliere. 
Par  Cbavot.  1839.  II.  Vol.  —  »Essai  aur  la  propr.  territoriale.  Par 
Dupuynod*.  1843.  —  Die  Lehre  von  der  Eintheiluag  der  Sachen 
In  bewegliche  und  unbewegliche  nach  französischem  Rechte  aus  Ihrer 
germanischen  Grundlage  erläutert.  Von  Renaud.  In  der  kritischen 
Zeitschrift  für  Rechtswissenschaft  und  Gesetzgebung  des  Auslands. 
ÄXIM,  8.  83  ff.  229  ff.    P.)  8.  oben  vor  §.  168. 

Die  Sachen  sind  A.  entweder  Fahrnissstücke  oder 
Liegenschaften,  je  nachdem  sie  ihren  Ort  verändern  kon- 


eunia  hominis  sui  juris,  das  letstere  Ist  p.  hominis  alienl  juris.     Aber 
die  Lehre  de  peenlio  Ist  dem  Fransös.  Rechte  fremd. 

7)  Durant.  IV,  3  f. 

8)  Tonil! er  Y.  510. 
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1,  okne  ihr  Wesen  zu  verändern,  oder  nicht  Art  516*)  — 
Eine  und  dieselbe  Sache  gehört  in  der  Regel  entweder  nur  zu 
der  ersten  oder  nur  zu  der  zweiten  dieser  Gattungen.  Jedoch 
betrachten  die  Gesetze  gewisse  Sachen  ausnahmsweise  in  der 
einen  Beziehung  als  bewegliche  und  in  einer  andern  Beziehung 
als  unbewegliche  Sachen.1)  —  Eine  unbewegliche  Sache  kann 
mittelst  eines  Vertrages  einer  beweglichen  Sache  gleichgestellt 
werden  und  eben  so  eine  bewegliche  Sache  einer  unbeweg- 
lichen, jedoch  unmittelbar  nur  was  das  Verhältniss  unter  den 
Parteien  betrifft8,)  —  Die  Gesetze  gestatten,  gewisse  beweg- 
liche Güter  unter  bestimmten  Bedingungen  schlechthin  d.  h. 
auch  in  Beziehung  auf  dritte  Personen  in  Liegenschaften  zu 
verwandeln.8)  Bewegliche  Sachen  dieser  Art  sind:  Staatsren- 
ten, die  Aktien  der  französischen  Bank,    P.)  und  waren  ein- 


*)  P.)  Der  Unterschied  zwischen  den  bewegliehen  nnd  unbeweg- 
lichen Sachen  zieht  eich  durch  den  ganzen  C.  N.  hindurch;  nach  den 
Anschauungen  der  alten  Zeit  waren  die  Liegenschaften  das  Hauptver* 
mögen;  auf  ihnen  beruhte  das  StaaUbürgerrecht;  —  oben  §.  42  —  also 
war  es  natürlich,  dass  das  alte  Recht  ihnen  besondere  'Wichtigkeit  bei- 
legte und  für  sie  besondere  Schutzmassregeln  schuf.  Diese  Auflassung 
ist  in  den  C.  N.  Q bergegangen ;  in  der  Lehre  von  den  Vormundschaften, 
von  der  Verjährung,  im  Erbrechte,  im  ehelichen  Güterrechte,  im  Pfand- 
rechte und  selbst  im  Obligationerecbte  (z.  B.  laesio  enormis;  Art  1074; 
ferner  Art  1718)  —  kurz  überall  finden  sich  die  Spuren  dieser  Bevorzu- 
gung des  liegenschaftlichen  Vermögens.  1 8.  auch  Art.  S.)  Ist  auch  zu- 
gegeben, dass  manche  dieser  Vorschi  iften  sich  aus  der  Natur  der  Dinge 
ergeben,  und  dass  für  die  Liegenschaften  vielfach  ein  Schutz  möglich 
ist,  der  für  das  Mobiliarvermögen  unthunlich  erscheint,  so  ist  doch  der 
Tadel  begründet,  dass  der  C.  N.  bierin  au  sehr  den  historischen  Tradi- 
tionen gefolgt  und  dem  Mobiliarvermögen  zu  wenig  Beacitung  geschenkt 
hat;  dies  um  so  mehr,  als  schon  zur  Zeit  seiner  Erlassung  das  Mobiltar- 
vermögen den  weitaus  bedeutenderen  Theil  des  Nationalreichthums  ge- 
bildet bat  Vgl.  Laurent  V,  525—529.  Spuren  der  acht  germanischen 
Auffassung  des  C.  N.  über  die  Mobilien  finden  sich  in  modernen  Gesetzen 
z.  B.  in  Art.  275  dt  s  Deutschen  Hand.G.B. ,  welcher  die  Vertrage  über 
Liegenschaften  von  den  Handelssachen  ausschliesst. 

1)  Z.  B.  die  Früchte,  die  ein  Acker  trägt,  sind  nach  der  Verschie- 
denheit der  Falle  bewegliches  oder  unbewegliches  Gut.  Art  520  Vgl. 
Lassaulx  III,  30.  Pothier  tr.  de  la  comm.  n.  84.  Ausg.  8iffrein 
Bd.  8.  (Die  Citate  aus  Pothier  ad  §.  170.  171  sind  insgesammt  auf 
dieser  Abh.  entlehnt)  —  'Hierher  gehören  auch  die  Catheux  des  alten 
Rechts,  Immobilien,  welche  in  Bezug  auf  die  Thellung  einer  G.-Ge- 
meinschaft  oder  Erbmasse  für  fahrende  Habe  erklärt  wurden.  Siehe 
Schaffner  III,  298. 

2)  Z.  B.  durch  den  Heirathsvertrag.    Art.  1505  ff. 

3)  Sir   XXXIII,  I,  517. 
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stena  die  Aktien  der  Gesellschaft  der  Kanäle  Ton  Orleans  und 
von  Loing.4) 


Welche  Sachen  gehören  in  den  unbeweglichen,  und  welche  zu  den 
beweglichen. 

Eine  Sache  hat  die  Eigenschaft  einer  unbeweglichen  Sache 
entweder  ihrer  Natur  nach  oder  zu  Folge  der  Bestimmung 
des  Eigentümers. a)  Art.  517.*)  —  Die  Liegenschaften, 
welche  ihrer  Natur  nach  diese  Eigenschaften  haben,  sind  die 
Grundstücke.  (Fonds  de  terre;  heritages. ) 3)  Art  518. 
Zu  einem  Grundstücke  in  der  rechtlichen  1  edeutung  des  Wor- 
tes, gehört  aber  nicht  blos  die  Oberfläche  von  einem  bestimm- 
ten Theile  des  Erdbodens,  sondern  auch  der  Grund  und  Bo- 
den, welche  unter  der  Oberfläche  ist,   (und  zwar  bis  zu  einer 


4i  Dekret  v.  16.  Jan.  1808.  Art.  7  v.  1  März  1808.  Art  2 f.  v.  a 
März  1810  Art.  34  f.  v.  16.  März  1810.  Art.  18.  8.  auch  Lassaulx 
111.  43  und  Sir.  XXXill  I,  317  F.)  Die  Aktion  der  Kanäle  von  Orleans 
und  Lohn;  bestehen  nicht  mehr;  der  Staut  hat  sie  zurückgekauft.  Ge- 
setze v.  1.  April  1860  und  vom  20.  Mai  1863. 

1)  Das  Ältere  Französische  Reiht  i heilte  die  Llegerachaften  nach 
flherdiPSB  ein  in  propres  ide,  succcsslon)  und  acquta*,  in  Siammgflter 
und  Errungenschaften.  Vgl.  Merlin  m.  acqudts  uiul  m.  propre««  Diese 
Eimheilung,  welche  pich  auf  das  Erbrecht  bezog,  ist  dem  neuen  Rechte 
unbekannt.  Art.  732  Jedoch  haben  die  Majorau-göter  eine  Aehnltrbkeit 
mit  den  propres  de  succcsMon.  -  *Die  genannte  Eintheilcng  seiet  »ich 
noch  deutlich  in  der  ehellben  O.OemeinHchaft. 

2)  Der  Art.  5i7  enthält  noch  eine  dritte  Art.    8   aber  §.  171. 

8)  Der  Art.  518  rechnet  zu  den  rebus  immobil ibus  natura  taltbus 
noch  die  Gebäude.  Auch  «ind  die  Gebäude  allerdings,  in  Beziehung 
auf  die  res  per  destinationem  dumini  immobiles,  als  res  immobiles  na- 
tura sna  Immobiles  zu  betrachten.  An  sich  aber  sind  sie  als  Zubehör 
der  Grundstflcke  zu  betrachten.  Qnnd  aol<>  inaedificatur,  solo  cedit.  §.  29. 
J.  de  rer.  divis.  8.  auch  Art.  552.  —  *Aus  diesem  Grunde  macht  es 
keinen  Unterschied,   ob  das  Gebäude  von  dem  EigenthOmer  des  Bodens 

S*.6*  l?n..ei,nem.,An<lp.ril:  *•  B*  von  dem  Pachter  errichtet  worden  fot. 
Blr.  XLI1,  1,  101.  XLIV,  I,  682.  708.  II,  354.  P.)  Von  den  einzelnen 
Bcstandt  heilen  eines  Gebäudes  sind  nur  jene,  welche  sich  nicht  ohne  Auf- 
hebung der  Integrität  davon  trennen  lassen,  ihrer  Natur  nach  un beweg»  h; 
die  anderen  sind  es  lediglich  per  destinationem.  Sir.  XXIV,  1,  19»  Der 
Verkauf  eines  Hauses  auf  den  Abbruch  ist  in  ahnlichem  Sinne  ein  Kauf 
über  bewegliche  Sechen,  wie  jener  von  stehendem  Holze;  er  wird  nicht 
transBkribirt  und  ist  frei  von  der  RegistrirungseehOhr;  aber  dem  Vor- 
mund etc.  gegennher  ist  es  doch  ein  Geschäft  über  ein  Immobile.  De- 
molombe  IX,  180.    8.  unten  Anm,  16,  38 
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unbestimmbaren  Tiefe 0*)  ferner  auch  alles  das,  was  in  den 
Grund  und  Boden  eingeschlossen,  oder  was  in  oder  auf  dem- 
selben fest  oder  befestiget  ist,  jedoch  nur  so  lange  es  diese 
Eigenschaft  hat.  In  Gemässheit  dieser  Regel  gehören  zu  ei- 
nem Grundstücke  nnd  mithin  zu  den  unbeweglichen  Sachen: 
1)  Die  Bergwerke,  Gruben  und  Steinbrüche,  die  sich  auf  ei- 
nem Grundstücke  befinden,  nnd  überhaupt  die  Mineralien,  die 
auf  einem  Grundstücke  gefunden  werden;  die  Mineralien  je- 
doch nur  so  lange,  als  sie  nicht  zu  Tage  gefördert  worden 
sind.*)  Vgl.  loi  v.  21.  April  1810.  Art.  8  f.  2)  Der  Saame, 
der  ausgesäet  worden  ist.5)  3)  Die  Früchte,  die  auf  Wiesen 
oder  Feldern  oder  in  Gärten  stehen,  und  die  Früchte,  die  an 
Bäumen  oder  Sträuchern  hängen.  So  wie  aber  diese  Früchte 
von  dem  Boden  getrennt  oder  beziehungsweise  von  den  Bäu- 
men etc.  abgenommen  (wenn  auch  noch  nicht  eingeheimst) 
sind,  werden  sie  Fahrniss.  Vgl.  Art.  520.  •)  Jedoch  können 
Früchte,  die  auf  dem  Halme  stehen,  für  sich  mit  Beschlag 
belegt  werden.')  Auch  ist  ein  Kauf,  der  über  Früchte,  die 
auf  dem  Halme  stehen,  abgeschlossen  wird,  unter  den  Parteien 
als  ein  über  bewegliche  Sachen  abgeschlossener  Kauf  zu  be- 

*)  P.)  Pas  Eleenthum  unter  der  Frde  lit  bcschrtnkt  durch  das 
Bericht.  Francs.  Ges  v.  21.  April  1810;  -  unten  §.  IM f  Anm.  6  - 
dasselbe  enthalt  In  Art.  8  besondere  Bestimmungen  über  die  Jmmobllicn- 
Katnr  der  «um  Bergwerke  gehörigen  Oebiude,  Maschinen  und  »*"" 
Zubehör.  Für  das  Reichslaml  Elwiss-Lothringen  i,l .an  Stelle  dieses  Ow. 
getreten  das  Oes.  v.  16.  Des  1873.  Gi*.Bl  No.  35.  Wegen  des  Deiit- 
sehen  Bergreehts   im  Allgemeinen   s.  Gerber,  Deutsches  Privatrecht 

A^ch  die  Lufts&ule  über  dem  Grundstöcke  gehört  in  diesem.  8. 
unten  S.  174.  ~  Wind  scheid,  Pand.  1   ?.  1*9  Anm.  8. 

4 { Werden  Minernlien  verkauft,  die  erst  au  Tage  gefördert  werden 
sollen,  so  ist  der  Vertrag  gleichwohl  als  eine  emtlo  veiulHU>  rerum  mo- 
billum  su  betrachten.  Öir.  XVII,  1,  7.  8.  unten  Anm.  8  de  emüone 
vend.  fruetuum. 

5)  ?.  32.  J.  eod.  Pothlor  n.  83.  ».Ä„a 

6)  Ueber  Fische  in  fliessenden  oder  stehenden  Wassern,  s.  rroua- 

h°%1ei5Äiyk2letocArtd«r(»WerbÄ,  wird  ..tal^don 
genannt.  8.  C.  de  pr.  Art  626.  Vgl.  8ir.  V.  II,  28  und  120.  XX,  L  «7. 
S  weh  Ebend.  XXIX,  II,  153.  -  «Die 8.We-br.ndon  w*»""**"; 
626  C.  de  pr.  6  Woeben  vor  der  Zelt  der  Reife  ««"*«♦«"  *■"">' •/"*«••* 
.leb  .n  die ,  Bestimmung  der  Contumes  (nnd  de«  i™int*?**'*"J  £ 
wornscb  die  FeldfrOchte  rti  bestimmten  Fristen  MbonfBr  reif  und  go- 
erntet  galten,    Cont.  de  Normnndle  Art.  605.    8.  §•  169  Anm.  1. 
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trachten. 8)  4)  Die  Pflanzen,  Bäume 9)  oder  Höker,  welche  auf 
einem  Grandstücke  stehen;  solange  sie  auf  demselben  stehen.  l°) 
Der  Satz,  dass  Holz,  so  lange  es  nicht  geschlagen  ist,  zu  dem 
Grundstücke  und  mithin  zu  den  unbeweglichen  Sachen  gehört, 
so  wie  es  aber  geschlagen  wird,  Fahrniss  wird,  gilt  sowohl 
von  dem  Falle,  da  das  Holz  in  ordentliche  Schläge  eingetheüt 
ist»  als  von  dem  entgegengesetzten  Falle.  u)  Jedoch  bat  diese 
Verschiedenheit  der  Fälle  mittelbar  d.  h.  in  so  fern,  als  sich 
nach  dieser  Verschiedenheit  der  Falle  das  Recht  richtet,  das 
auf  einem  Grundstücke  befindliche  Holz  zu  schlagen,  auch  auf 
die  Eigenschaft  des  Holzes,  als  einer  beweglichen  oder  unbe- 
weglichen Sache,  Einfluss.  Denn  Holz,  das  in  ordentliche 
Schläge  eingetheüt  worden  ist,  gehört,  so  wie  es  schlagbar 
wird,  zu  den  gewöhnlichen  Nutzungen  des  Grundstückes.  Es 
kann  daher  z.  B.  der  Unterpfandsglaubiger  dem  Eigenthümer 
des  zum  Unterp&nde  eingesetzten  Grundstückes  nicht  ver- 
wehren, das  so  eingetheilte  Holz,  so  wie  es  schlagbar  wird, 
zu  schlagen  (s.  jedoch  C.  de  pr.  Art.  689.)  ;1f)  es  kann  ferner 


8)  8ir.  VI,  1,  66.  XX,  I,  217.  P.)  Hier  ist  auch  Ar  den  Vormund 
nur  ein  Mobiliargesehaft  ansunehmen.  DemolombelX,  180.  Lau- 
rent V,  421. 

9)  Ueber  Pflaneen  in  Töpfen,  s.  Delvinc.  ad  Art  521.  Durant 
iV,  45.  —  #8le  sind  beweglich,  n.B.  die  Orangenbäume,  HennequinL 
p.  30.  A.  M.  Dnrant  a.  a.  O.  Unbeweglich  können  sie  durch  Bestim- 
mung dee  Eigentümers  werden.  P.)  ßolche  Blumen  oder  Baume  In 
Töpfen  etc.  sind  per  deetinationem  unbeweglich,  a.  B.  wenn  nie  an  einer 
Handelsgftrtnerel  oder  au  einem  Gasthofe  gehören.  Laurent  V,  457.  — 
Ueber  Baume  in  Baumschulen.  Pothier  n  34  Duranton  IV.  44. 
«Marcade  ad  Art.  521.    P.J  Laurent  V,  420. 

10)  Vorzüglich  gut  erläutert  diesen  Sats  Durant.  IV,  32  ff.  -  8. 
auch  Noisot,  Manuel  des  proprietairee  et  regisseurs  de  bols  et  foreta 
1825.  12.  Ordonnance  v.  4.  Des.  1836  relative  aux  ventea  de  eoupes 
ordinairee  et  eztraordinaires  dsns  les  bois  soumis  an  regime  foreatier. 
8lr.  XXXVn,  II,  47. 

11)  Der  Art.  521  ist  nicht  etwa  so  (a  contrario)  au  verstehen,  ab 
ob  Hole,  das  nicht  In  Schlage  eingetheüt  ist,  nicht,  so  wie  es  geschlagen 
wird,  Fahrniss  werde.  Er  will  nur  so  viel  sagen,  dass  selbst  das  in 
ßchlÄge  eingeteilte  Hole  unter  die  Regel  gehört  Durant  IV,  33.  P.) 
Artikel  521  wollte  nur  gewissen  Goutumes  deroglren.  Demolombe 
IX ,   136. 

12)  Sir.  IX,  I,  65,  XV,  I,  335.  Wenn  der  Eigenthümer  eines  anm 
Unterpfande  eingesetsten  Grundstückes  Hols  schlagt,  das  nicht  in  Söhlige 
f^*/11,*  tet|  ,0  l8t  nA0h  Bünden  der  Art.  2131  anwendbar.  Durant 
IV,  35  f.  Die  auf  dem  8tamm  verkauften  Hölaer  unterliegen  so  lange  sie 
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auf  das  so  eingetheilte  Holz,  so  wie  es  schlagbar  wird,  der* 
jenige  Beschlag  gelegt  werden,  mit  welchem  man  die  Früchte 
eines  Grundstückes  überhaupt  belegen  kann. 1S)  Auf  der  an- 
dern Seite  hat  der  Satz,  dass  Holz,  so  lange  es  auf  dem 
Grundstücke  steht,  zu  den  unbeweglichen  Sachen  gehört,  nicht 
den  Sinn,  als  ob  ein  Kauf,  der  über  Holz,  das  noch  steht, 
aber  zum  Vartheile  des  Käufers  gefällt  werden  soll,  u)  abge- 
schlossen wird,  als  der  Kauf  einer  Liegenschaft  zu  betrachten 
wäre.  Vielmehr  ist  ein  solcher  Kauf  unter  den  Parteien, 
—  also  abgesehen  sowohl  von  den  Rechten  dritter  Personen,15) 
als  von  dem  Rechte  des  Verkäufers, ")  —  ein  über  beweg- 
liche Sachen  abgeschlossener  Kauf. 17)  Vgl.  Art.  521.  5)  Ge- 
bäude, die  auf  einem  Grundstücke  aufgeführt,18)  oder  Baue, 
die  unter  der  Erde  angelegt  werden ,  allen  ihren  Bestand- 
teilen nach  ")  Art.  518.  523.  552.    Als  Bestandteile  eines 

noch  nicht  geschlagen  sind,  der  Hypothek  am  Boden.  8ir.  XLI,  I,  884. 
8.  auch  Troplong,  des  Hypoth.  404.  834. 

13)  8.  Anm.  7.    Dnrant.  IV,  38. 

14)  8.  81*.  XVI,  I,  15.  XXVII,  I,  440.  In  den  hier  erzählten  Reobta- 
Ollen  wurde  angenommen,  daae  der  Verkauf  dee  auf  einem  Grundstücke 
stehenden  Holses,  ungeachtet  au  gleicher  Zeit  das  Grundstück  selbst 
(jedoch  für  einen  besondern  Preis)  demselben  Käufer  verkauft  worden 
war,  In  Beziehung  auf  die  droits  d'enregietrement  als  eine  vendkio  rei 
mobilia  su  betrachten  sei. 

15)  P.)  Insbesondere  der  Hypothek  englau  biger;  e.  oben  Anm.  12. 
Vgl.  Laurent  V,  429-432. 

16)  Denn  a.  B.  ein  Emancipirter  kann  zwar  Holz,  das  in  ordentlich* 
Schlage  eingeteilt  ist,  so  wie  es  schlagbar  ist,  nicht  aber  anderes  Holt, 
das  auf  seinem  Grundstücke  steht,  nach  Gefallen  verkaufen.  Dur  ans. 
IV,  37.  P.)  Weder  Art.  1622  noch  Art.  1674  ff.  sind  auf  einen  solchen  Kauf 
anwendbar,  üeber  Ereteree  s.  Sir.  XIII,  I,  465.  XV,  I,  180,  335.  Lau- 
rent V,  428.  Dieselben  Gründe  gelten  für  die  laesio  enormls.  8.  unten 
IL  §.  358  Anm.  2.  Ob  paritatem  rationis  ist  Art.  1674  überhaupt  ausge- 
schlossen, wenn  der  Verkauf  die  MobiLsirung  des  Kaufobjektes  beaweckt 
8.  oben  Anm.  3,  4  und  Anm.  *. 

17)  Sir.  XV,  I,  335.  XXI,  I,  119  -  *Gleichwohl  hat  der  Kaea.-IIof 
in  Beaug  auf  die  Frage,  welchen  öffentlichen  Beamten  die  Vornahm« 
eines  solchen  Verkaufs  zustehe,  ohne  Ausnahme  entschieden,  dass  hier 
ein  Immobiliarverkauf  vorliege ,  su  dessen  Vornahme  nur  die  Notare, 
sieht  aber  die  Gerichtsschreiber  und  Gerichtsvollzieher  berechtigt  seien. 
8ir.  KXVII,  I,  98.  XXIX,  I,  256.  283.  XXXI,  I,  225.  XXXVII,  I,  V» 
JCXXVIH,  J,  808.  XLI,  I,  402.  XLU,  I,  522.  XLV,II,209  und  XL1X,  If,  KL 
P.)  Ebenso  6ir.  LXIV,  1,  286.  Diese  Kompetenz-Entscheidungen  treffen 
nicht  die  Frage  in  anderen  Beziehungen.  Vgl.  oben  Anm.  16  u.  Autor* 
et  Bau  I.  §.  164  Anm.  8. 

18*  1.  18.  D.  de  acL  emti.    Vgl.  Anm.  3. 

19)  Von  den  Bestmdtheilen  (denpaxties  integres*»)  als»*  Gebäude« 
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Gebäudes  sind  übrigens  auch  die  in  dem  Gebäude  befindlichen 
Wasser-  und  Windmühlen  und  überhaupt  die  in  dem  Gebäude 
befindlichen  Werke,  wenn  sie  auf  Pfeilern  befestiget  sind  oder 
ruhen,10)  zu  betrachten. *!)  Art  519.  —  Zu  Folge  der  Be- 
stimmung, welche  einer  beweglichen  Sache  von  dem  Ei- 
gentümer einer  Liegenschaft  gegeben  worden  ist,  ge- 
hören zu  den  unbeweglichen  Sachen,  erstens  die  an  sich  be- 
weglichen Sachen,  welche  der  Eigen thümer ")  eines  Grund- 
stücks*3) auf  sein  Grundstück  zur  Benutzung  und  Bewirth- 
schaftung  desselben  gebracht  oder  mit  dem  Grundstücke  zu 
demselben  Zwecke  in  Bestand  gegeben  hat.  Art  524.  §.  1.") 


Bind  diejenigen  Thetle  (die  ftxa  vlncta)  tu  unterscheiden,  welche  einer- 
seits nicht  wesentlich  nothwendig  sind,  um  das  Gebäude  für  seist  Be- 
BtltntnuDg  tauglich  tu  machen,  und  andererseits  ohne  Na  cht  heil  für  ihr 
Wesen  und  für  ihren  Wenn  von  dem  Oeb&nde  gesondert  werden  kön- 
nen. Vgl.  Art.  525.  1.  15.  D.  de  act.  emti.  Po t hier  n.  53-61-  8pan- 
genberg  II,  6.    8    oben  Anm.  8. 

20)  8 Ire y  XXXIV,  I,  489.  P.)  Artikel  519  sagt  „fixes41  nicht 
fixes;  also  genfigt  es,  wenn  die  Maschine  nur  durch  ihr  eigenes 
Gewicht  auf  dem  Pfeiler  etc.  ruht.  Demolombe  IX,  125.  Wenn  Art. 
519  fortfahrt  „et  falsant  partie  du  batiment",  so  Ist  dies  nur  von  der 
begrifflichen,  nicht  von  der  faktischen  Per tinens/ Eigenschaft  an  verstehen. 
Marc  ad«  I.  tu  Art.  519. 

21)  Vgl.  Ober  den  abgesonderten  Verkauf  solcher  Werke.  Slrey 
XXIV.  I,  199.  P.)  8.  oben  Anm  8. 

22)  Der  Artikel  ist  mlti.ln  nicht  auf  den  Fall  anwendbar,  da  ein 
Anderer,  s.  B.  der  Pachter,  die  Sachen  angeschafft  hat,  ausgenommen, 
wenn  er  verbunden  war,  sie  statt  des  Grundeigentümers  anxnschafTen. 
Ferriere  I.  1368.  Pothler  n.  87 sq.  Sir.  XXV,  11,  877.  XXIX,  II,  79. 
•XLTH,  II.  11.  —  8.  jedoch  (de  usufructuario  et  emphyteuta)  Durant. 
IV,  59.  *A.  M.  für  den  letstern  Fall  Marcade  Art.  525,  n.  IV,  der 
auch  den  Usnfructoar  und  den  Emphyteuta  nicht  auenimmt.  Beiden 
geht  der  anlmus  domlnl  ab.  P.)  Auch  Laurent  V,  437  beschrankt  den 
Art.  524  Abs.  1  auf  den  Eigentümer  und  dessen  Repräsentanten,  stellt 
aber  mit  Recht  dem  Eigenthfimer  Jenen  gleich,  qui  animo  dorn  tot  poesi~ 
det  sive  mala  eive  bona  flde.  —  •Ucbri^ens  verlieren  ree  per  desttna- 
tionem  immobiles  diese  Eigenschaft  nicht  durch  den  Tod  des  Eigen* 
thfimers.  Sir.  XXXVI,  I,  55.  P.)  Nur  der  Eigentümer  kann  immobili- 
•Iren,  aber  auch  der  condominus  pro  Jndiviso.  8if.  LXVIU,  I,  9.  Pu- 
chclt,  Zeitschr.  I,  8.  820. 

28)  Der  Art  524  handelt  von  praediis  rustlcis,  der  Art.  525  von 
nraedils  urbanls.  Vgl.  Discues.  8.  unten  Anm.  84.  -  *Di«  Immobiliar- 
beschlagnahme  erstreckt  sich  stillschweigend  auch  auf  die  Immobilien 
durch  Bestimmung  des  Eigentümers.  8ir  LI.  II,  686.  A.  M.  8irey 
XLVIH,  II,  35.   P.)  Vgl.  Da  11  ox  unter  Blens,  121. 

24)  Der  Artikel  enthalt  neues  Recht.  Nach  der  1.  2.  §  1.  D.  de 
Instrum.  legato:  Instrumentum  fundl  qon  est  pars  fundl.  Diese  Regel 
wurde  durch  dieOrdonn.  des  substitutions  v.  J.  1747.  I,  6  in  Besteoung 
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Es  sind  daher  z.  B.  * 5)  als  unbewegliche  Sachen  zu  betrachten. 
1)  Die  Thiere,  welche  der  Eigentbümer  auf  das  Grandstück 
zu  dessen  Baue  und  Besserung  * 6)  gebracht  oder  (Art.  522.) 
mit  demselben  zugleich  zu  demselben  Zwecke  verpachtet**4) 
hat  2)  Die  Ackergeräthschaften.  *«b)  3)  Die  Saatfrucht, 
welche  der  Eigenthfimer  dem  Pachter  oder  Theilbauer  mit  dem 
Grundstücke  zugleich  überlassen  hat.*7)  4)  Die  Tauben  in 
einem  Taubenhause,  wo  die  Tauben  frei  aus-  und  einfliegen.  • *) 
5)  Die  Kaninchen  in  einem  Gehäge  **)  6)  Die  Bienenstöcke.  *°) 

auf  Substitutionen  aufschoben.  Der  Art  524  hat  die  Ausnahme  cur 
Regel  erhöhen.  (Der  Artikel  1064  ist  daher  in  der  That  überflüssig) 
Dnrant.  IV,  50.  P.)  8.  unten  Anm.  34  darüber,  dasa  hier  eine  stan- 
dige Widmuns  erforderlich  i*t. 

25)  Die  Falle,  welche  der  Art.  524  aufzahlt,  sind  nicht  die  einzigen 
ihrer  Art.  So  a.  B.  von  Weinpfllhlen  und  P)  Hopfenetangen :  Male- 
ville  ad  Art.  524.    Lassaulx  III,  37 ff.   #Henneqnin  I,  p.  29.  P.) 

Demolombe  IX,  220.    Laurent  V,  442. 

26)  Der  Sata  ist  keineswegs  bloa  von  dem  Zugviehe  an  verstehen. 
Lassaulx  111.  34.  (#Aber  er  besieht  sich  rieht  anf  Lnznspferde.  Dn  % 
Canrrov  IT,  22)  Kr  erstreckt  sich  auch  anf  das  Vieh,  deinen  Dnftg* 
aur  Pesserung  der  Felder  bestimmt  ist.  Sir.  XXIX,  II,  '9.  XXX.  II,  70. 
XXXV1I1,  II,  108  Vgl.  über  das  Vieh  aum  Fettmacheu.  Dnrant.  IV,  56. 
P.)  Veher  die  verschiedenen  Arten  von  Vieh  s.  Laurent  V,  443-447. 
Das  Vieh  anm  Fettmachen  gehört  dann  aum  Oute,  wenn  es  mit  dessen 
Produk  en  gefüttert  wird  und  einen  regelmassigen  Bestand  der  Bewirt- 
schaftung des  Oute«  bildet. 

26a)  P.)  Auslegung  von  Artikel  522  bei  Laurent  V,  444  8.  560 
und  652. 

26b)  P;  Laurent  V,  451-453  über  Elnaelr  helfen. 

27)  P.)  Der  ausgesaete  Säumen  est  pars  fundi;  s.  oben  Anm.  5. 
Also  handelt  es  sich  hier  von  anderem  Saamen.  Daau  gehört  aveh  die 
Paatfrneht,  welche  der  Pachter  In  den  folgenden  Jahren  statt  der  vom 
Elgenthümer  empfsngenen  bereit  au  halten  und  nach  dem  Ende  der  Pacht- 
aeit  an  erstatten  hat.  Laurent  Y,  454.  —  Du  ran  t.  IV,  57  rechnet  die 
ßaatfrucht  'wohl  nicht  aus  hinreichenden  Gründen)  sogar  dann  Mcrher, 
wenn  der  Eigentümer  selbst  das  GrundctOck  baut.  —  *Der  Meinung 
Du  ranton  's  folgt  Henne  quin  I.  p  19.  Die  Bestimmung  ist  nicht 
fBr  bestimmte  Personen,  sondern  eu  Gunsten  des  Ackerbaues  erlassen. 
In  diesem  Sinne  8lr.  XLIX,  II,  366.  P.)  Est  communis  oplnio.  Lau* 
rent  V,  455.  Blumen-Zwiebeln ,  die  msn  Im  Winter  herausnimmt,  um 
sie  im  FrüMahr  wieder  au  pflanzen,  stehen  der  Saatfrucht  gleich.  Lau- 
rent V,  455.  Wegen  Blumentöpfen  u.  dgl   s.  oben  Anm.  9. 

28^  Les  pigeone  des  eolombiers.  Nicht  die  in  einer  vollere,  wo 
daa  Flugloch  mit  einem  Schlage  verschen  ist.  Ferrlere  I,  1365.  P.) 
Laurent  V,  450. 

29)  P.)  Kaninchen  in  Behältnissen  gelten  als  beweglich.  Laur'ent 
V,  450.  —  Nicht  das  Wild  Überhaupt,  ausgenommen,  wenn  es  in  einen 
Thlergarten  eingeschlossen  ist.  Marl  in  m.  anlmaux  und  garenne.  P.) 
Marcade  No  4  an  Art  524. 

80)  Seidenwtlrmer  sind  nicht  Zubehör  dea  Grundstücks.    Dlseuas. 
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7)  Die  Fische  in  Teichen.  »*)  8)  Kelter,  Kessel,  Brenakelbaa, 
Bottiche  und  Fässer. 3S)  9)  Stroh  und  Dünger. 83)  Art  624. 
§.  2.  —  Aus  denselben  Grunde  sind  zweitens  in  Gebäu- 
den diejenigen  an  sich  beweglichen  Sachen  als  unbeweglich 
(und  als  ein  Zubehör  des  Gebäudes)  zu  betrachten,  weiche  der 
Eigentümer  in  dem  Gebäude  mit  der  Absicht  hat  festmachen 
lassen,  dass  sie  in  dem  Gebäude  für  immer  verbleiben  sollen. M) 
Art.  524.  §  3.  Vgl.  Art.  526.  —  Drittens:  Sowohl  bei 
Grundstücken  als  bei  Gebäuden  sind  diejenigen  Ban  sich  be- 
weglichen Sachen  für  ein  Zubehör  der  Liegenschaft  zu  halten, 
Yon  welchen  anzunehmen  ist,  dass  sie  der  Eigenthümer  nur 
als  Eigenthümer  dieser  Liegenschaft  besessen  oder  angeschafft 
hat,  wenn  sie  auch  weder  zur  Bewirtschaftung  des  Grund- 
stückes dienen,  noch  in  dem  Gebäude  befestiget  sind;  also  z, 
B.  Rechtsurkunden,   welche  die  Erwerbung  des  Grundstuckes 


und  Maleville  ad  Art.  524.  P.)  Demolombe  IX,  267.  Zweifel  bei 
Laurent  V,  449,  die  meines  Dafürhaltens  zur  entgegengesetzten  An- 
sieht führen  müssen.  Bei  den  Diskussionen  bat  man  die  Frage  nicht 
entschieden,  sondern  nnr  bis  zum  C.  de  pr.  vertagt,  dort  aber  nicht  gelöst 

31)  Nicht  aber  die  Fische  in  Behältern.    Ferriere  I,  1363.  1365. 

32)  Allemal  vorausgesetzt,  dass  sie  in  einer  wesentlichen  Beziehung 
auf  die  Bewirtschaftung  des  Grundstücks  stehen.  Du  ran  t.  1Y.  65. 
P.)  Laurent  V,  453. 

33)  8.  jedoch  1.  17.  §.  2.  D.  de  act.  emt.  Pothier  n.  40.  —  Auf 
den  Dung  in  städtischen  Gebäuden  Ist  der  Satz  nicht  zu  beziehen.  J)u- 
rant.  IV,  67.  P.)  Nur  das  zur  Erzeugung  von  Dunger  bestimmte  Stroh 
Ist  gemeint,  nieht  das  Futter  für  das  Vieh;  ebenso  nicht  der  zum  Ver- 
kaufe bestimmte  Dünger.    Laurent  Y,  458,  459. 

34)  1.  21.  D.  de  fundo  instructo  et  instrum.  legat.  Lassaulx  IQ, 
42.  Sir.  XXXIV,  II,  80.  223.  *XLIII,  II,  319.  L,  I,  523.  (Hier  die  Streit- 
frage ober  die  Spiegel.)  —  Dalloz  m.  choses.  P.)  In  der  obigen  Anm, 
33  i>t  der  Art.  524  auf  praedia  rustica  und  der  Art.  525  auf  praedia 
urbsna  bezogen;  dies  ist  zwar  richtig,  aber  der  letzte  Abs.  von  Art.  524 
wird  offenbar  in  Art  525  auch  für  die  praedia  rustica  erläutert.  Lau- 
rent V,  440.  lieber  die  verschiedenen  Systeme  hinsichtlich  dieser  Art 
der  Immobili8irung  durch  Bestimmung  s.  Aubry  et  Rau  II,  §.  164 
Anm.  62.  Vgl.  oben  Anm  3.  Dieselbe  erfordert  die  Absicht  standiger 
(h  perp&uelle  demeure)  Widmung,  nicht  so  die  Widmung  zu  Zwecken 
der  Land wirtbschaft  und  der  Industrie.  Laurent  V,  441.  Streitig;  ist 
namentlich  wegen  der  Spiegel,  ob  der  Art.  525  beschränkend,  oder  nur 
beispielsweise  spricht?  Die  erstere  Ansicht  wird  lebhaft  vertheidigt  von 
Laurent  Y,  469 u. f.  letztere  wird  vom  K.H.  festgehalten.  Sir.  L,  I, 
523.  L1II,  I,  570.  LIX,  I,  519.  Wenn  man  erwagt,  dass  der  C.  N.  nur 
von  der  zur  Zeit  seiner  Erlassung  üblichen  Befestlgungaart  spricht,  so 
muss  schon  die  Analogie  dazu  führen,  der  gleichartigen  Befestigungs- 
weise der  Gegenwart  die  gleiche  Wirkung  beizulegen. 
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betreffen;  (vgl.  Art.  1605)  die  Schlüssel;35)  Ger&thschafteft 
zum  Feuer/löschen,  insbesondere  wenn  der  Eigenthümer  diese 
Geräthschaften  anzuschaffen  gesetzlich  verpflichtet  war. 86)  — 
Endlich  viertens  ist  bei  der  Bestimmung  des  Zubehöros  einer 
Liegenschaft  auf  den  besonderen  Zweck  Rücksicht  fcu  nehmen» 
2a  welchem  die  Liegenschaft  bestimmt  oder  eingerichtet  ist 
So  gehören  z.  B.  zu  einem  Hammer-  oder  Hüttenwerke  oder 
zu  einer  Papiermühle  und  zu  ähnlichen  Gewerbsanlagen  die- 
jenigen Geräthschaften,  welche  zur  Betreibung  des  Werkes 
nothwendig  sind. 57)  Art  524.  $.  2.  -  Die  Sachen ,  die  als 
Theile  eines  Gebäudes,  oder  zu  Folge  der  Bestimmung,  welche 
ihnen  der  Eigenthümer  einer  Liegenschaft  gegeben  hat,  zu  den 
unbeweglichen  Sachen  gehöreu,  verlieren  diese  Eigenschaft, 
so  wie  der  Grund  wegfällt,  auf  welchem  die  Eigenschaft  be- 
ruht. Hieraus  folgt:  1)  Wird  ein  Gebäude  eingerissen,  so  sind 
die  Materialien  bewegliches  Gut.  Art.  532.  Werden  jedoch 
Sachen  dieser  Art  von  einem  Grundstücke  oder  Gebäude  nur 
vorübergehend  und  mit  der  Absicht  gesondert,  die  Sachen  wie- 
der zu  ihrem  vorigen  Zwecke  zu  benutzen,  werden  also  z.  B. 
von  einem  Gebäude  Steine  oder  Balken  mit  dieser  Absicht 
weggenommen,  so  behalten  sie  mit  ihrer  bisherigen  Bestimmung 
ihre  bisherige  Eigenschaft.98)  Wenn  Sachen  dieser  Art  von 
dem  Eigenthümer   für  sich  d.  h.  ohne  die  Liegenschaft  ver- 


35)  1.  17.  pr.  D.  de  act.  emti.  Pothler  n.  63.  #Marcade  Art. 
525  n.  V. 

36)  P.)  Weiterer  Fall  e.  unten  Anm.  41. 

87)  Ueber  das  Zubehör  eines  Bergwerkes,  s.  die  loi  v.  11.  AprÜ 
1810  Art.  8 f.  —  eines  Theaters,  LasBaulx  in,  42.  Sir.  VI,  II.  93 
("Hier  eine  ministerielle  Entscheidung,  s.  aber  Marcadä  4.  eo\  II,  p. 
337  il  2)  —  eirer  Fabrik,  Sir.  IX,  IT,  124.  XXI,  I,  327.  XXVII,  II,  206 
—  eteer  Brauerei,  Durant.  IV,  66.  Jpd.  du  C.  c.  X,  189.  Sir.  VII, 
IL  1010.  1052.  XVII,  II,  359  —  einer  Mühle,  ßir.  XXVil,  I,  145.  - 
♦Eines  Badhau  ses,  Sir.  XLVI,  I,  78  —  einer  Druckerei,  Hcn- 
nequin  I,  p.  38.  P.)  Vgl.  oben  Anm.  34.  Wegen  Einzelnheiten  s.  Lau- 
rent V,  463-468. 

38)  Ea  quae  ex  aedincio  detraeta  sunt,  ut  reponantur,  aedificii  sunt. 

I.  17.  §.  10.  D.  de  act.  emtl.  Mit  diesem  Satre,  der  auf  den  Grundsätzen 
dieser  Lehre  beruht,  steht  der  Art.  532  keineswegs  im  Widerspruche. 
Er  hat  den  Fall  vor  Augen,  da  ein  Baus  gans  niedergerissen  wird.  Vgl. 
Pothler  n.  89.  62.  63.  Maleville  und  Delvlnc.  ad  Art.  525.  Las- 
eaulz  111,  41.  Toull.  111,  19.  Durant.  IV,  111  ff.   S.  jedoch  Sir.  XIII, 

II,  807.    P.)  Vgl.  oben  Anm.  3  und  unten  Anm.  43. 
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kauft  werden ,  so  sind  sie  in  Beziehung  anf  den  Kauf  beweg- 
liches Gni  **)  Uebrigens  ist  das,  was  in  dem  Obigen  roa  Sa- 
chen gesagt  worden  ist,  welche,  an  sich  beweglich,  dennoch 
als  Zubehör  .oder  Bestandteile  eines  Grandstacks  za  betrach- 
ten sind,  mit  Vorbehalt  der  Rechte  zu  verstehen,  welche  an 
diesen  Sachen,  so  lange  sie  noch  ihre  ursprüngliche  Eigenschaft 
hatten,  von  dritten  Personen  erworben  worden  sein  können.40) 
Die  beweglichen  Sachen40*)  sind  entweder  solche, 
welche  durch  eine  ihnen  innewohnende  Kraft,  oder  solche, 
welche  nur  durch  eine  äussere  Kraft  ihren  Ort  verändern  kön- 
nen. Art  528.  (Res  sese  moventes  —  mobiles  in  specie.)  Je- 
doch sind  die  einen  von  den  andern  nur  physisch,  nicht  aber 
rechtlich  verschieden.  —  Alle  Sachen,  welche  nicht  zu  Folge 
der  obigen  Regeln  zu  den  unbeweglichen  zu  rechnen  sind,  ge- 
hören zu  den  beweglichen.  Es  hat  also  z.  B.  und  behalt  eine 
Sache  auch  dann  die  Eigenschaft  einer  beweglichen,  wenn  sie 
bestimmt  ist,  fortdauernd  an  einem  gewissen  Orte  za  bleiben, 
wie  z.  B.  Nachen,  Nahen,  (Fahren),41)  Schiffmühlen,  Schiffe, 
die  zur  Reinigung  der  Wäsche  dienen;**)  Art.  531.  S.  jedoch 
C.  de  pr.  Art  620.  621.  0.  de  c.  Art.  190ff.  oder  wenn  der 
Eigenthümer  die  Absicht  hat,  die  Sachen,  (z.  B.  Baumateria- 
lien) über  kurz  oder  lang  zum  Zubehöre  einer  Liegenschaft 
zu  machen, 48)  Art  532  oder  wenn  mehrere  bewegliche  Sachen 
zusammen  ein  Ganzes  (eine  universitär  facti)  bilden,  sollte  auch 


•39)  Fernere  I,  1363  Sir.  XXXII.  1.594.  XXXIII,  I,  632.  XLIV, 
II,  67.  P)  8.  obpn  Anna.  3,  16.  Puchelt,  Zeitschr.  I.  S.  321    323. 

40)  Sir.  XXXVI,  I.  177  II,  S47.  «Der  in  der  ersteren  Stelle  ent- 
schiedene Fall  war  der:  Zu  dem  Zubehöre  einer  Fabrik  gehörte  eine 
Dampfmaschine,  für  welche  der  Kaufpreis  noch  unbezahlt  war.  Der 
Verkäufer  klagte  ex  Art.  1654.  Seine  Klage  wurde  —  irrig  —  abge- 
wiesen. S.  die  Anm.  des  Herausgebers  zu  diesem  Falle.)  P.)  S.  oben 
Anra  15.  Anders  wäre  zu  entscheiden,  wenn  die  bewegliche  Sache  inte- 
grirender  Bestand theil  geworden  wäre.    Arg.  Art.  554. 

40a)  P)  Ueber  die  Immobilisirung  von  Mobilien  and  über  die  Mo- 
bilisirung  von  Immobilien  s.  oben  §.  169.  Wegen  der  Mobilien  npar  U 
dätermination  de  la  loi  —  Art.  527  —  vgl.  unten  §.  171. 

41)  Jedoch  werden  s.  B.  die  Fahrzeuge  zu  einem  Grundstücke  ge- 
hören, welche  ein  für  allemal  bestimmt  sind,  die  Bewohner  des  Gates 
über  einen  Fluss  za  setzen.    Male*,  ad  Art.  531. 

42)  Sir.  IV,  II,  738. 

43)  Quae  parata  sant  at  imponantar,  non  sunt  aedifleü  1.  17.  $.  10. 
D.  de  act  emti.    P.)  S.  oben  Anm.  38  and  Laurent  V,  498. 
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die  Absicht  die  sein,  diesem  Ganzen  eine  bleibende  Daner  zu 
geben  ")  —  Uebrigens  erläutert  der  G.  c.  in  dem  Hauptstficke 
von  den  bewegliehen  Gütern  noch  die  Bedeutung  der  Worte: 
Meuble,  Art  533  *")  Meubles  meublans,  Art,  534.  Biens  meu- 
bles, xuobilier,  effets  mobiliers,  Art  535. 46j  Maison  aveo  tout 
ce  qui  a'y  trouve.  Art.  536. 47) 

§.  171. 
Ausdehnung  dieser  Eintheilung  auf  Rechte. 

An  sich  —  und  nach  dem  Römischen  Rechte1)  —  kommt 
die  Eigenschaft  der  Beweglichkeit  oder  die  der  Unbeweglich- 
keit  nur  den  Sachen  zu.  Jedoch  nach  dem  Franz.  Rechte  sind 
auch  die  einer  Person  zustehenden  Rechte  und  Klagen,  ent- 
weder bewegliches  oder  unbewegliches  Gut 

Liegenschaftliche  Rechte  (Immobiliarrechte)  sind*; :  1)  Das 
Nutzniessungs-  und  das  Gebrauchsrecht,  in  wie  fern  diese 
Rechte  eine  Liegenschalt  zum  Gegenstande  haben,  und  das 
Wohnungsrecht;  jedoch  mit  dem  Unterschiede,  dass  (vgl.  Art 
2118)  nur  an  dem  usufructu  rei  immobilis  ein  Unterpfands- 
recht   bestellt    werden   kann'J;    2)    die   Grunddienstbarkeit 

44)  Z.  B.  eine  Handlang  ist  bewegliches  Gut.  Sir.  I,  1.  79.  IV,  I, 
29.  P.)  Der  Kauf  einer  Handlang  ist  Handelssache  und  nach  Handels- 
recht su  beurtheilen.  Entscheid,  des  Reichs  Oberhandelsgerichts.  XL  8. 
149.    Wegen  universitatis  facti  s.  oben  §.  163  Anna.  *. 

45)  In  dem  C.  c.  kommt  das  Wort:  Meuble,  nirgends  in  der 
engeren  Bedeutung  ?or,  welche  ihm  der  Art.  beilegt  S.  s.  B.  Art  452. 
458.  805.  825.  2101  2119.  2279.  Aber  bei  der  Auslegung  eines  Vertrages 
oder  eines  Vermächtnisses  ist  allerdings  ron  der  Bedeutung  des  Artikels 
auszugehen.  Vgl.  Del  vi  nc.  ad  Art.  533.  Toull.  III,  24f.  Durant 
IV,  170 ff.   Sir.  XXV,  II,  71. 

46t  Ueber  den  Ausdruck:  Meubles  et  effets,  s.  Sir.  XXV,  II,  429. 

47)  Alle  diese  Worterklfirungen  (Art.  538—536)  sind  mit  dem  Vor- 
behalte in  Anwendung  zu  bringen,  wenn  sich  nicht  aus  dem  Zusammen- 
hange eine  andere  Bedeutung  ergibt  (P.)  Dies  ist  jetst  sententia  recepta.) 
Durant.  IV,  179ff.  Sir.  VI.  II,  129.  VII,  II,  1052.  XXXII,  I,  246. 
•XXXVI,  I,  760.  XL,  I.  8n9.  XLL  I,  539.  XLIV,  II,  258.  XL  VI,  II,  SS5. 
XLV1JI,  II,  513.  LH,  IL  248  (Falle,  welche  Vermachtnisse  von  Mobi- 
len oder  ?on  samratlichen  Mobüien  betreffen.)  P.)  DemolombelX, 
442  u.  f.    Laurent  V.  520  u.  f. 

1)  1.  7  §.  4  D.  de  peculio.  P.j  Windscheid  Pandekten.  I.  §.  189. 
Text  u  Anm.  5. 

*)  P.)  Der  G.  N.  nennt  in  Art.  526  auffallender  Weise  nicht  das 
Eigentumsrecht  an  Immobilien;  dasselbe  ist  zweifellos  unbeweglich. 
Laurent  V,  484,488. 

2)  Dieser  Unterschied  dürfte  der  Grand  sein,  dass  der  Art  526  nur 
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tai») ;  3)  die  Klagen8*),  mittelst  welcher  ein  dingliche»4)  Recht 
einer  Liegenschaft  in  Anspruch  genommen  wird,  welches 
der  Grand  der  Klage  sein  möge.5)    Art:  526. 

der  Nutzniessung  gedenkt.    Vrgl.  Po t hier  n.  68.    Lassanlx  m,  43. 
Dmrant.  IV,  72.  80.    Merlin  qn.  nu  rente  constit.  P.)  Laurent  V, 
485.  Ren  and,  krit.  Zeitschr.  für  Rw.  and  Gg.  desAusL  Bd.  23.  S.  23a 
234.  #Marcade*  Art.  526.  n.  IL  —  A.  M.  ist  Brauer  ad  /rt.  525,  wel- 
cher das  Gebrauchs-  und  das  Wohnungsrecht  nicht  zu  den  Liegenschaf- 
ten rechnet.  —  *Der  Grund,  war  am  Art.  526  nur  der  Nutzniessung  ge- 
denkt, liegt  vielmehr  in  dem  Umstände,  dass  der  C.  N.  hier  aus  den 
Coutumes  schöpfte,  in  diesen  aber  von   Usas  und  Habitatio  nicht  die 
Bede  war.    Die  Aufzählung   der  Grunddienstbarkeiten  in  Art.  526  be- 
weist, dass  dieser  Art.  ohne  Rücksicht  auf  die  Hypotheken  abgefaast 
worden  ist.  (Renaud  a.  a.  0.  S.  233.  nt.  2.)  Marcade*  a.  a.  0.  n.  III 
rechnet  auch  die  Emphyteuse  zu  den  unbeweglichen  Rechten;  dies  hangt 
von  der  Vorfrage  ab,  ob  die  Emphvteuse  nach  dem  C.  M.  zu  den  ding- 
lichen Rechten  gehört.    S.  unten  diese  Lehre.    Dagegen  ist  die  Hypo- 
thek an  sich  ein  unbewegliches  Recht,  s.  §.  258,  nur  folgt  sie  als  Aeees- 
sorium  der  Natur  der  Forderung.  Was  Marcade  a.  a.  0.  gegen  den  er- 
sten Satz  vorbringt,  beruht  auf  dem    bekannten  Missverstanduiss,  dass 
die  Hypothek  überhaupt  kein  dingliches  Recht  sei.  P.)  Die  Hypthekar- 
forderung  ist  beweglich.    Puchelt  in  Annal.  d.  Bad.   Ger.   Bd.  21.  S. 
119.  Renaud  a.  a.  0.  S.  238  Text  u.  Anra.  18.  Troplong,  oontrat  de 
mariage  I,  713.    S.  unteu  Anm.  9  und  oben  §.  113  Anm.  1.    And.  M. 
Aubry  et  Rau  IL  §.  165  Anm.  4.    Zu  Vereinigung  der  widerstreiten- 
den Meinungen  dient  vielleicht,  wenn  man  mit  Laurent  V,  486  die 
Hypothek  auf  Seiten  des  Schuldners  als  Belastung  und  Beschränkung 
seines  Eigenthumes  für  unbeweglich  ansiebt,  nicht  aber  auf  Seiten  des 
Gläubigers.    S.  unten  Text  vor  Anm.  9. 

3)  Sie  sind  zugleich  (in  einer  andern  Beziehung)  ein  Zubehör  des 
herrschenden  Grundstücks.  Art.  637   687. 

3a  l  P)  Art.  526  sagt  „actions",  der  Art.  529  sagt  „obligations  et 
action8u,  beide  Ausdrucks  weisen  sind  gleichbedeutend.  Vgl.  Laurent, 
V,  487.  500.  —  Der  Art.  526  ist  überhaupt  schlecht  gefasst,  da  er  nur 
von  revendiquer  spricht,  während  er  eine  viel  weitere  Bedeutung  bat. 
Laurent  V,  488. 

4)  Z.  B.  die  actio  cendueti  ad  fundum  tradendum  ist  nicht  eine 
Immobiliarklage.  Del  vi  nc.  III,  188.  —  *  Unter  den  fr.  Schriftstellen 
herrscht  noch  wenig  Uebereinstimmung  über  den  Begriff  des  dinglichen 
Rechts.  Wie  die  Coutumes  und  das  gormanische  Recht  überhaupt  das 
Recht  nicht  von  dem  Gegenstand  zu  trennen  vermochten,  auf  aen  ei 
sich  bezieht,'  so  erklärt  noch  heute  Marcade  a.  a.  O.  n.  6  auch  die 
persönlichen  Klagen  für  unbeweglich,  wenn  sie  sich  auf  Immobilien  be- 
ziehen. Und  doch  war  die  richtige  römische  Unterscheidung  theilweis 
auch  schon  in  das  coutuminäre  Recht  eingedrungen.  Die  Cent  de  Pa- 
ris Art.  96  spricht  von  einem  droit  reol  rlpute*  irameuble.  S.  Renaud 
a.  a.  0.  S.  100.  Schaffner  III,  S.  289ff.  P)  Richtig  Laurent,  V, 
490,  der  sehr  gut  zeigt,  wie  die  gewöhnliche  Ansicht  aus  dem  alten 
Rechte  herstammt,  das  ein  ganz  anderes  System  über  den  Eigenthumt- 
erwerb  hat,  und  der  die  Klage  des  Käufers  auf  Erfüllung  des  Verkau- 
fes eines  Immobile  für  beweglich  erklärt.  Ueber  den  Begriff  von  ding- 
lichem Rechte  s.  u.  §.  177. 

5)  Zu  B.  die  Klage  ex  Art.  1654.  die  ex  Art.  1659.  die  ex  Art,  1674 


Digitized  by 


Google 


§.  171.   Eintheiloog  der  Sacken  und  der  Güter.  4& 

Alle  andere  Rechte  sind  Mobiliarrechte.6)  Arg,  Art,  517. 
586.  Es  gehören  also  z.  B.*ft)  zu  den  Mobiliarrechten :  1)  alle 
die  Klagen,  welche  eine  Summe  Geldes  oder  irgend  eine  an- 
dere bewegliche  Sache  oder  (vgl.  Art.  1142)  eine  Handlung7) 
zum  Gegenstande  haben.  Und  nicht  nur  die  Kapitalien,  welche 
der  Gläubiger  aufzukündigen  berechtigt  ist,  sondern  auch  die 
der  entgegengesetzten  Art  sind  bewegliches  Gut,  mithin  auch 
Renten,  diese  mögen  übrigens  Leib-  oder  Erbrenten  sein,  es 
mag  sie  der  Staat  oder  eine  Privatperson  zu  entrichten  ha- 

sind  Immobiliarklagen.  Pothier  n.  66ff.  Sir.  VII,  II,  1259.  XXXII, II, 
556.  In  einem  ürtheile  b.  Sir.  VI,  I,  881.  (s.  auch  Sir.  XXVII,  I, 
809)  wurde  die  letztere  Klage  für  eine  Mobiliarklago  erklärt.  Siehe 
dagegen  Grenier  des  donat.  I,  825.  Duranton  IV,  94 ff.  Mar- 
cade Artikel  526.  P.)  Laurent  V,  498  erklärt  es  für  einen 
offenbaren  Irrthum.  Ebenso  Aubry  et  Bau  IL  §.  165  Ad  merk.  10. 
—  *Pfir  beweglich  wird  die  Bescissionsklage  wegen  laesio  enormis  (o. 
jene  aus  Art.  1654),  auch  von  Renan d  gehalten,  a.  a.  0.  S.  286,  aus 
dem  Grunde,  weil  mittelst  derselben  keineswegs  das  Eigen thum  an  der 
▼erkauften  Liegenschaft  in  Anspruch  genommen,  sondern  Bescission  des 
Kaufgeschäfts  bezweckt  werde.  Hiergegen  spricht:  1)  dass  das  Judicium 
rescindens  mit  dem  rescissorium  verbunden  wird,  2)  dass  die  Wirkung 
der  Resolutivbedingung  eintritt.  Aas  dem  letztern  Grunde  nimmt  auch 
Benaud  den  Art.  1656  aas;  es  ist  aber  für  den  Effekt  gleichmütig,  ob 
der  Eintritt  der  Resolutivbedingung  ipso  jure  oder  nach  gerichtlicher 
Klage  erfolgt.  —  Eine  Klage,  die  bewegliche  und  unbewegliche  Güter 
sogleich  zum  Gegenstande  hat,  hat  beziehungsweise  sowohl  die  eine  als 
die  andere  Eigenschaft.  Pothier  n.  69.  73.  S.  auch  über  alternative 
und  facaltative  Verbindlichkeiten  Dens.  n.  74.  und  unten  §.  800. 

6)  Der  Satz  steht  zwar  nicht  mit  so  viel  Worten  in  dem  Gesetz- 
buchs Er  geht  aber  aus  der  Vergleichuug  der  einzelnen  Vorschriften 
des  tit.  I.  L.  II.  unter  sich  hervor.  *Nur  ist  der  Satz  nicht  dahin  zu 
verstehen,  dass  der  Art  526  strict  zu  interpretiren  sei.  S.  den  in  Ann. 
2  und  3a  angeführten  Grund.  —  Die  Frage :  Zu  welcher  Gattung  gehö- 
ren 8tandesk lagen?  hat  kaum  ein  anderes  Interesse,  als  das,  weiches 
sich  auf  das  Recht,  die  Klage  anzustellen,  bezieht.  Vgl.  oben  |.  114. 
182  und  Du  Boi  D.  qui  filii  sint  legitim i  p.  85.  P.)  Die  Standesklagen 
sind  sui  generis  und  werden  von  dieser  Eintheilung  nicht  berührt.  De- 
mo lombe  IX,  877. 

6a)  P)  Das  „z.  B."  ist  wichtig!  Man  darf  ans  dem  Text  nicht  fol- 
gern, dass  Klagen  auf  Uebergabe  eines  Immobile  stets  unbeweglich 
seien;  es  kommt  auf  das  Fundament  der  Klage  an.    S.  oben  Anm.  4. 

7)  Tonil.  III,  20.  P.)  Laurent  V.  495  verthe5difft  gut  diese  schon 
von  Pothier  (Ausgabe  Siffrein  Band  13  S.  480)  aufgestellte  Ansicht 
gegen  Du  Caurrov.  II,  81.  Proudhon  I,  186.  'Dieselben  hal- 
ten nämlich  eine  solche  Klage  dann  für  unbeweglich,  wenn  durch  die 
Handlung  etwas  Unbewegliches  hervorgebracht  werden  soll.  Dann  würde 
auch  die  Klage  des  Pächters  gegen  den  Verpächter  auf  Herausgabe  des 
Grundstücks  eine  unbewegliche  sein.  Es  hegt  dieser  Meinung  die  in 
Anm.  4  gerügte  Verwechslung  von  dinglichen  und  persönlichen  Bechten 
an  Grande. 
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ben.8)  S.  jedoch  §.  169.  VergL  unten  §.  198.  398.  Auch 
das  verändert  die  Eigenschaft  eines  Kapitals,  als  einer  beweg- 
lichen Sache»  nicht,  dass  dafür  eine  Liegenschaft  unterpfand- 
lich haftet9)  —  2)  Die  Aktien  oder  die  Antheile1')  in  Finanz-, 
Handels-  oder  Gewerbskoinpagnien,11)  wenn  auch  zu  dem 
Vermögen  dieser  Kompagnieen  Liegenschaften  gehören  sollten. 
Die  Liegenschaften,  die  einer  solchen  Gesellschaft  gehören, 
sind  zwar  in  Beziehung  auf  die  Gesellschaft,  z.  B.  was  die 
Rechte  der   Gläubiger  der  Gesellschaft  betrifft,  nicht  aber, 


8)  Der  Art  529.  §.  1.  ist  fast  wörtlich  ans  der  Coutume  de  Paris 
Arg.  89  entlehnt  Aas  Versehen  ist  das  Wort  exigibles  beibehalten 
worden.  P.)  „Exigibles*1  dr  ckt  nur  den  Gegensatz  tu  den  in  Abs.  2  des 
Art.  529  und  in  Art.  580  behandelten,  nicht -surückforderbaren  Kapita- 
lien aus,  und  will  natürlich  nicht  die  nur  zur  Zeit  unauffindbaren  Ka- 

r Italien  oder  die  betagten  Forderungen  für  unbeweglich  erklären.  Dal- 
os  unter  Biens,  179.  Laurent  V,  501.  Der  Grund  der  Geldforderang  ist 
gleicbgiltig.  Laurent  V,  502.  —  Der  Art  529.  §.2.  enthalt  ein  ein  meh- 
reren Lehren  wesentlich  eingreifende  Abäuderung  des  älteren  Rechts, 
Nach  diesem  waren  die  Grundrenten  (die  census  reservativi)  Hegenscbaft» 
liehe  Rechte.  Po t hier  n.  81.  Der  Art.  529.  §.  2.  wiederholt  übrigens 
nur  die  Vorschrift  des  Art.  7  der  loi  v.  11.  Brum.  VII.  Sir.  XXIX,  L 
162  XXX,  1,  339.  XXXV,  I,  900.  »XLI11,  I,  257.  XL1X,  I,  151.  Vgl. 
auch  C.  de  pr.  Art.  636  ff. 

9)  Pothier  n.  77.  8.  oben  Anm.  2  P.)     • 

10;  „Actions  ou  interöts."  —  L'actionaire  n'est  jamais  qu'associe 
commanditaire;  il  ne  peut  jamais  perdre  au-dela  de  la  valeur  de  son 
action.  Delvinc.  ad  Art.  529.  Lassaulx  111.  46.  Durant  IV,  lia 
Merlin  m.  action  und  qu.  m.  action  u.  actionaire. 

P.)  Art  8  des  Bergwerks-Ges.  v.  21.  April  1810  erklärt  die  Bergwerks- 
Kuxen  für  beweglich.  —  Was  /.  aus  Delvinc.  entlehnt,  sagt  ausdrücklich 
der  Art.  218  des  deutschen  Hand.G.B.  —  Ueber  die  vom  deutschen  H.G.B. 
konsequent  durchgeführte  Idee  eines  vom  Privatvermögen  der  Gesell- 
schafter abgesonderten  und  selbständigen  Gesellschaf tsvermogens  vgL 
Puchelt,  Komment,  x.  d  H.G.B.  8.  136,  194  ff  Daraus  ergeben  sich 
von  selbst  die  weiteren  im  Texte  aufgestellten  und  noch  manche  weiter- 
gehende Folgerungen.    S.  i.  B.  Art.  121,  122  deutsch.  H.G.B. 

11)  Dans  les  corapagnies  de  tinance  etc.  VgL  über  den  Unter- 
schied zwischen  compagnies  und  socio1  tes.  Merlim  m.  compagnie  finane. 
Tonil.  XII,  96.  —  Jedoch  dürfte  der  Artikel,  ob  er  wohl  nur  von 
Kompagnien  (also  nur  von  Gesellschaften  für  grössere  Unternehmungen, 
die  aus  einer  bedeutenden  Ansaht  von  Mitgliedern  besteben),  spricht 
auf  Handelsgesellschaften  überhaupt  auszudehnen  sein.  Durant.  XIV, 
121.  Troplong  des  hypoth.  n.  410.  434.  «Marcade  Art.  529.  n.  IL 
P.)  Dal  los  unter  Biens,  185;  unter  Contr.  de  mar.  603.  Für  Gesell- 
schaften des  bürgerlichen  Rechtes  gilt  Art.  529  nicht.  Da  Hos  unter 
Biens  185,  Contr.  de  mar.  604  —  A.  M.  ist  Tonil,  a.  a.  0.  8.  auch 
Da  1 1  o  z  m.  choses.  —  *T  o  u  1 1.  verwechselt  einen  faktischen  Unterschied 
mit  dem  rechtliehen;  einen  rechtlichen  Unterschied  zwischen  Aktien  von 
Handelakompagnieen  und  von  Handelsgesellschaften  gibt  es  nicht 
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so  lange  die  Gesellschaft  besteht,  in  Beziehung  1  auf  die  ein- 
zelnen Aktionäre  oder  Gesellschafter  unbewegliches  Gut.  Es 
können  daher  z.  B.  die  Gläubiger  eines  Aktionärs  nicht  auf 
diese  Liegenschaften  einen  Immobiliarbeschlag  legen11)  oder  ein 
Unterpfandsrecht  eintragen  lassen.18)  Aus  demselben  Grunde 
fällt  die  Aktie  etc.  schlechthin  in  die  eheliche  Gütergemein- 
schaft; so  dass  z.  B ,  wenn  die  Gesellschaft,  während  die  ehe- 
liche Gütergemeinschaft  besteht,  aufgelöst  wird  und  auf  den 
Antheil  des  Aktionäres  Liegenschaften  fallen,  diese  Gemeingut 
sind.  u)  Art.  529.  —  3)  Aemter.  Der  Grund,  aus  welchem 
-der  Aemter  hier  zu  gedenken  war,  ist  der:  Vor  der  Revolu- 
tion waren  gewisse  Aemter  im  Verkehre.  Vgl.  Cout.  de  Paris 
Art.  95.  Während  der  Revolution  wurde  die  Käuflichkeit  der 
Aemter  schlechthin  aufgehoben.  Durch  die  loi  v.  28.  April 
1816.  Art.  91.  aber  ist  sie  zwar  nicht  den  Worten,  jedoch 
der  Sache  nach,  nämlich  in  der  Art  wiederhergestellt  worden, 
dass  gewisse  öffentliche  Diener,  z.  B.  die  Notarien,  die  Ge- 
richtssekretarien, die  Huissiers  das  Recht  haben,  einen  Nach- 
folger in  ihre  Stelle  dem  Staatsoberhaupte  zur  Bestätigung  zu 
präsentiren.  Jedoch  sind  desshalb  diese  Stellen  nicht  als  Im- 
mobiliarrechte  zn  betrachten. 16) 

§.  172. 

B.    Vertretbare  -  nicht  vertretbare,  C.  verbranchbare  —  nicht  ver- 
branchbare  Sachen. 

Die  Sachen  sind  B.  entweder  vertretbare  oder  nicht 
vertretbare  Sachen,  je  nachdem  bei  einer  Zahlung  die  eine 


12)  Vgl.  Sir.  XI V,  II,  213. 

13)  Dnrant.  IV,  120.    Grenier  tr.  des  hypoth.  I,  848.    Trop- 

°Df4)#Durant.  IV.  127.  XIV,  122.    A.  M.  ist  Tonil.  XII,  97. 

15)  Bataillara,  dn  dr.  de  propri&e*  et  de  la  transmission  des 
Offices  ministäriels.  1840.  Daranton  rlflexions  sur  la  crlation  et  la 
transmission  des  charges  et  Offices  de  notaires  etc.   1840    Da  Hos  jpd. 

K'nerale  da  royaume.  (Die  Zeitschrift.)  1829.  II,  196.  S.  anch  Sir.  XXX, 
807.  Foelix,  Bevne  VII,  p.  321.  568.  «Marcade  Art.  529.  PJ 
Dard,  Traite  des  Offices ;  derselbe  Da  droit  des  officiers.  1836. 
Jeannest  Saint-Hilaire,  Da  notariat  et  des  Offices.  1858.  —  In 
Deutschland  existirt  die  Verkäaflichkeit  der  Aemter  nicht  mehr,  da  sie 
anch  im  Reichslande  Elsass-Lothringen  nnlangst  aufgehoben  worden  ist. 
Ssshftfift,  frans.  CMbteM.    ft.  AaA.    L  28 
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die  Stolle  einer  andern  von  derselben  Art  (auch  gegen  des 
Willen  des  Gläubigers)  vertreten  kann  oder  nicht.  Nor  die 
enteren  können  z.  B.  der  Gegenstand  einer  Vergleichung  (oder 
Wettechlagung,  compensatio,)  sein.  Art.  1291.  —  Die  Sachen 
sind  C.  entweder  verbrauchbar  oder  nicht,  je  nachdem 
sie  durch  den  Gebrauch  verbraucht  werden  oder  nicht  Die 
Sachen  der  erstem  Art  können  z.  B.  nicht  der  Gegenstand 
einer  Nutzniessung  in  der  eigentlichen  Bedeutung  sein.  Art 
587.  —  Beide  Einteilungen,  obwohl  den  Sachen  nach,  auf 
welche  sie  sich  beziehen,  einander  nahe  verwandt,  sind  den- 
noch auch  in  dieser  Beziehung  von  einander  verschiede» 
Nicht  alle  vertretbaren  Sachen  sind  auch  verbrauchbar  und 
umgekehrt. ') 

§.  173.  (176.) 

D.    Hauptsachen.  —  Nebensachen. 

Die  Eintheilung  der  Sachen  in  Haupt-  und  Nebensa- 
chen bezieht  sich  auf  das  Verhältniss  zwischen  zwei  Sachen« 
vermöge  dessen  die  eine  nach  dem  Rechte  der  andern  zu  be- 


ll Z.  B.  Steck-  und  Nähnadeln  sind  vertretbar,  aber  nicht 
brauchbar.  S.  auch  Durant.  IV,  12  f.  In  dem  C.  c.  kommt  nur  an  ein 
einzigen  Stelle  (Art.  1291)  der  Ausdruck:  Choses  fongibles  vor,  und 
zwar  von  Sachen,  die  durch  den  Gebrauch  verbraucht  werden.  Die  Aus- 
leger des  C.  c.  unterscheiden  eben  so  wenig,  als  die  alteren  Französischen 
Recbt8£elehrten,  zwischen  beiden  Eintheilungen.  Daher  die  fehlerhafte 
Definition,  welche  der  C.  c.  (Art.  1892)  vom  Darlehne  gibt  —  #Die 
richtige  Unterscheidung  hat  Marcade*  Art.  536.  II. 

P)  Vgl-  über  diese  Unterscheidungen  Windscheid,  Pand.  L  §§. 
141,  142.  Puchelt,  Komment,  zum  Deutschen  HG 3.  8.  148.  $35. 
Die  Definition  von  Z.  über  fungibiles  res  ist  nicht  richtig.  Die  von  ihm 
erwähnten  Steck-  und  Nähnadeln  sind  nicht  immer  vertretbar;  sie  waren 
in  alten  Zeiten  und  sind  noch  bei  Wilden  eine  species.  Es  kommt  also 
auf  die  Anschauungen  des  Verkehres  an.  Aber  auch  das,  was  der  Ver- 
kehr für  vertretbare  Sache  hält,  kann  nach  dem  Vertragswillen  im  ein- 
zelnen Falle  specialisirt  sein  z.  B.  in  der  Regel  dann,  wenn  der  Besteller 
eines  Werkes  den  Stoff  dazu  liefert.  Abgesehen  von  dieser  Ausnahme 
ist  eine  Sache  dann  vertretbar,  wenn  nach  der  allgemeinen  Anschauung 
des  Verkehres  bei  der  Zahlung  oder  Erfüllung  die  eine  8ache  die  Stelle 
einer  anderen  von  derselben  Art  vertreten  kann.  Der  Begriff  der  ver- 
tretbaren Sache  ist  die  Grundlage  des  wichtigen  Unterschiedes  zwischen 
dem  Genuskaufe  und  Specieskaufe,  sowie  dem  Genus-  und  Speciee-Ge- 
schäfte  überhaupt  -  s.  s.  B.  Art.  1246.  —  8.  unten  Anm.  *  zu  $.  18a 

Zu  den  vertretbaren  und  verbrauchbaren  Sachen  kommen  hinzu  die 
blos  abnützbaren.  —  Art.  589. 
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urtheilen  ist.  (Acoessorium  sequitur  suum  principale.)  Ein 
solches  Verhältnisö  tritt  ein  1)  zwischen  einer  Liegenschaft 
und  ihrem  Zubehöre;  vgl  §.  170.  2)  zwischen  einer  Sache,  die 
einen  Zuwachs  erhält,  und  zwischen  der  Sache,  welche  ihr 
zuwachst;  vergl  $.  202—204.  3)  wenn  bei  Veräusserungen 
nach  der  Absicht  der  Parteien  oder  bei  freigebigen  Ver- 
fügungen nach  der  Absicht  des  Gebers  die  eine  Sache  als  un- 
ter einer  andern  stillschweigend  begriffen  zu  betrachten  ist. 
Vgl.  Art.  1018.  1019.  1615.  S.  auch  Art.  2210.  —  Auf  eine 
ähnliche  Weise  kann  man  Rechte  eintheilen.  Vgl.  Artikel 
696.  1692.  *) 

2)  Eintheilung  der  Sachen  in   Beziehung  auf  das 

Eigentumsrecht. 

§.  174.  (173.) 

A.    Erwerbliche  —  nicht  erwerbliche  Sachen. 

Die  Sachen  sind  in  dieser  Beziehung  A.  entweder  er- 

werblich  oder  nicht  erwerblich,  je  nachdem  sie  einen 

Eigentümer  haben  können  oder  nicht.  Alle  Sachen,  die  einen 

Eigenthümer    haben    können,    haben   einen   Eigenthümer. 

Denn  alle  Sachen,  die  nicht  einem  einzelnen  Menschen  oder 

einer  Gemeinheit  gehören,  sind,  (dem  Französischen  Rechte 

nach,)  das  Eigenthum  des  Staates.  Art.  539.  713.*)  —  Nicht 

erwerblich  und  mithin  herrenlos**)  sind  allein  die  Sachen, 

1)  Tel.  in  diesem  Paragraphen  Merlin  m.  accessoire.  P.)  Man 
kann  auch  weiter  unterscheiden  theilbare  und  untheilbare  Sachen  und 
Rechte;  Letzteies  ist  wichtig  für  die  Obligationen  —  Art.  1217  — , 
Servituten  —  Art.  709,  710  —  Hypotheken  -  Art.  2114  -  Aubry  et 
Ran  II.  §.  167. 

*)  P.)  Ebenso  Laurent  VIII,  437.  8.  623.  Dieser  Satz  ist  zu 
streng  gefasst;  Z.  selbst  anerkennt  in  §.  200  die  Okkupation  als  Art 
der  Erwerbung,  welche  er  seiner  Definition  zu  Heb  freilich  auf  einen 
eonsensus  tacitus  des  Staates  gründet.  Richtiger  beschränkt  man  die 
Art.  539,  713  auf  die  ?on  der  Okkupation  ausgeschlossenen  Sachen.  De- 
molombe  IX,  461.  —  Dafür  sprechen  namentlich  Art.  716,  717;  siehe 
unten  g.  200  Anm.  3  P.)  Anm.  4  PJ. 

*•}  P.)  „Herrenlos"*  soll  hier  ausdrucken  „einer  Herrschaft  nicht 
fähig";  doch  ist  der  Ausdruck  bedenklich,  weil  er  leicht  verwechselt 
wird  mit  der  hergebrachten  Bezeichnung  „res  nullius,  qnae  cedit  primo 
oeeupanti."  Vgl.  unten  §.  178  Anm.  *.  Die  Lehre  von  dem  öffentlichen 
Eigenthum  (domaine  public)  war  den  Redaktoren  des  C.  N.  unklar  und 
sie  ist  auch  jetzt  noch  nicht  durch  die  Doktrin  festgestellt.  —  Pnch  elt, 
Zeitschrift  II.  8.  295.  —  Folgende  Eintheilung  scheint  mir  richtig  zu 
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welche  dem  gemeinsamen  Gebrauche  der  Menschen  vorbehal- 
ten sind,  (d.  h.  in  der  That,  nur  die  Sachen,  welche  nach 
Naturgesetzen  nicht  der  Gegenstand  einer  alle  Anderen  aos- 
schliessenden  Herrschaft  sein  können,)  das  Weltmeer,***)  die 
Luft,  das  Licht.  *)  Art,  714.  Und  selbst  diese  Sachen  sind  dem 
gemeinsamen  Gebrauche  der  Menschen  nicht  unbedingt  über- 
lassen. Denn  so  gehört  z.  B.  die  Luftsäule,  die  auf  einem 
Grundstücke  ruht,  beziehungsweise  dem  Eigenthümer  des  Grund- 
stückes. Vgl.  Art.  552.  672.  678. «•)  —  Uebrigens  ist  hier  die 
Eintheilung  der  Sachen  in  erwerbliche  und  nicht  erwerbliche 
nur  in  Beziehung  auf  das  Eigenthum  betrachtet  worden.  Eine 
andere  Frage  ist,  ob  auch  eine  jede  Art  der  diu  glichen  Rechte 
an  einer  jeden  Art  der  Sache  erworben  werden  könne.  Von 
dieser  Frage  wird  bei  den  einzelnen  Arten  der  dinglichen 
Rechte  die  Rede  sein. 


sein:  Der  allgemeinste  Begriff  ist  das  Nationalvermögen,  welches 
alle  vermögensrechtlichen  Attribute  des  Staates  d.  b.  der  res  public* 
umfasst.  S.  unten  §.  193a.  —  Theile  davon  sind  a)  das  öffentliche  Ver- 
mögen (domaine  public),  b)  das  eigentliche  Staats  vermögen  oder  das 
fiskalische  Eigenthum  d.  h.  das  Vermögen,  welches  dem  Staate  als  juri- 
stischer Person  gleich  einem  Privateigentum  gehört. 

Die  res  omnium  communes  d.  h.  die  von  der  Natur  tum  allgemeinen 
Gebrauche  bestimmten  Sachen  sind  —  das  Weltmeer,  die  Luft,  das  Licht; 
—  davon  sind  zu  unterscheiden  die  res  quae  in  publico  usu.  s.  B.  die 
öffentlichen  Strassen.  Nur  die  ersteren  Sachen  sind  wahres,  öffentliches 
Vermögen ;  die  letzteren  sind  dies  nur  in  gewisser  Beziehung,  in  anderer 
Beziehung  erscheinen  sie  als  fiskalisches  Eigenthum,  aber  doch  sind  sie 
extra  commercium  und  deshalb  auch  unverjährbar.  Laurent  VI,  54  mL 
Vgl.  unten  §.  175  Anm.  6  am  Ende. 

»,  **?L?1^  weit  eine  Kanonenkugel  vom  Ufer  aus  tragt,  wird  das 
Meer  als  Theil  des  öffentlichen  Eigenthums  des  Staate*  angesehen.  Aubrj 
et  Kau  IL  §.  168  Anm.  2.  Doch  ist  dies  nicht  unbestritten.  Dalloi 
unter  Dom.  publ.  26. 

fl1i  1)  Lasse u lx  jjl,  23.  Vgl.  §.  L  J.  de  rerum  divis.  -  Der  Art. 
714  scheint  jedoch  auch  das  Wild  und  die  Fische  in  Flüssen  an  den 
rebus  communibus  zu  rechnen.   In  praktischer  Hinsicht  parum  interest 

la] )  P.)  Das  Meeresufer  gehört  nach  Art.  538  zu  den  res  quae  in 
usu  publico  sunt.  Daraus  hat  der  K.H  in  Sir.  LIX,  1,  418  gefohrert, 
dass  die  Staatsregierung  nicht  das  Recht  habe,  Jemanden  ein  ausschliess- 
liches Benutzungsrecht  einzuräumen  —  in  concr.  das  Recht  aur  Aufstel- 
lung von  Badehütten.  —  S.  die  Bedenken  gegen  diese  Entscheid,  in  fier 
crit  1870.  S.  81  und  Puchelt  Ztschr.  iL  I.  157.      iMU8ca"a'  in  ***' 

t>    i!?ei*  Sta?J  ,bat  Äucn  füIf  die  rea  omnium  communes  zweifellos  das 
Kecnt.  den   Gebrauch  derselben  im   öffentlichen  Interesse  zu  ordnen: 
man  denke  an  die  Schiffahrtsordnungen!    Art.  714.  — 
Wegen  der  Luftsäule  s.  oben  g.  170  Anm.  3 
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Der  Mensch  ist  und  soll  sein  eigener  Herr  sein.  (Mit 
andern  Worten:  Die  Personen  sind  nicht  so,  wie  die  Sachen, 
entweder  erwerblich  oder  nicht  erwerblich.)  Man  kann  daher 
an  einem  Menschen  nicht  ein  Eigentumsrecht  erwerben.  *)  Kein 
Mensch  ist  der  Gewalt  eines  Andern  unterworfen,  kein  Mensch 
kann  der  Gewalt  eines  Andern  unterworfen  werden,  ausgenom- 
men in  den  durch  die  Gesetze  ausdrücklich  bestimmten  Fäl- 
len; und  auch  in  diesen  Fällen  ist  die  Gewalt  nicht  übertrag- 
bar.3) S.  jedoch  Art.  346.  361.  Eben  so  wenig  kann  sich 
ein  Mensch  dem  andern  nach  Gefallen  dienstbar  machen  oder 
verpfänden.*)  Vgl.  Art.  686.  1780.  2063.  Zwar  kann  ein 
jeder  Mensch  zum  Vortheile  eines  Andern  eine  Verbindlich- 
keit übernehmen;  aber  nur  mit  Vorbehalt  der  Einschränkun- 
gen, welche  sich  aus  den  so  eben  aufgestellten  Sätzen  erge- 
ben oder  durch  besondere  gesetzliche  Vorschriften  festgesetzt 
sind.    S.  z.  B.  Art.  1142. 

§.  175.  (174.) 

Bintheilung  der  Sachen,  welche  erwerblich    sind   —  Sachen,  die   dem 
Staate  —  die  einzelnen  Menschen  gehören. 

Die  Sachen,  welche  einen  Eigenthümer  haben,  gehören 
entweder  dem  Staate  oder  einer  Privatperson.1)    (Die- 


2)  P.)  Aach  an  den  Negern  ist  ein  Eigenthum  nicht  mehr  möglich. 
I/abolition  de  l'esclavage.  Par  Cochin.  1861.  2  Vol.  -  Die  Neger 
werden  frei,  so  wie  sie  das  Kontinentalgebiet  Frankreichs  betreten.  Loi 
t.  28.  Sept.-6.  Okt.  1791  Art.  1.  Merlin  m.  esclavage.  §.  2.  S.  jed. 
arrßtä  da  gouv.  v.  13.  Mess.  X.  *S.  die  neuern  Gesetze  über  Abschaffung 
der  Sklaverei  in  den  französischen  Kolonieen  vom. 27.  April  1848.  80. 
April  15.  24.  Nov.  1849.  Dekr.  v.  80.  Sept.  10.  Okt.  1850.  S.  ohen  §.A54 
Anm.  4. 

8)  Tonil ier  VI,  162 f.  Vergleiche  ohen  §.  124a  und  unten  II. 
§.  372  a. 

4)  Oder  verpfänden.  —  Daher  kann  der,  welcher  sich  bei  einer 
Verurtheilang  zu  persönlicher  Haft  beruhigt  hat,  dennoch  dieses  ürtheil 
anfechten.  Sir.  XXVI,  II,  158.  208.  XXVIII,  II,  160.  XXXIII,  II,  472. 
♦Dieser  Punkt  war  bestritten.  S.  Sir.  XLVI,  II,  369.  370.  Der  Art.  7 
des  Ges.  v.  13.  Dez.  1848  hat  jedoch  für  die  hier  ausgesprochene  An- 
sicht entschieden.    Sir.  LI,  II,  253.    S.  aber  LII,  n,  281.     , 

1)  Vgl.  über  diese  Eintheilung :  Traite*  du  domaine  public  ou  de  la 
distinction  des  biens  considlres  principalement  par  rapport  an  domaine 

Sublic.    Par  Proudhon.  Diion  1844.  V.  Vol.    *Laferriere  Cours  de 
r.  public,  p.  117— 180.  P.)  Garbo  nie  au,  Da  domaine  public.' en  droit 
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selbe  Eintheilung  ist  auf  Rechte  und  Klagen  überhaupt  an- 
wendbar. Der  Staat  hat  ein  Vermögen,  wie  der  qfoyflnf» 
Mensch.)  Die  Sachen,  welche  dem  Staate  gehören,  sind  entwe- 
der Staatsgut  in  der  engeren  Bedeutung  oder  Gemeinde- 
gut.8) Denn  sie  sind  entweder  unmittelbar  oder  nur  aus  dran 
Grunde  Eigenthum  des  Staates,  weil  die  Gemeinde  oder  die 
öffentliche  Anstalt,  welohe  die  Sachen  im  Besitze  und  Ge- 
brauche hat,  nur  durch  den  Staat  die  Eigenschaft  einer  Per- 
son und  mithin  die  Rechtsfähigkeit  hat,  Güter  zu  besitzen. 
Zwar  umgeht  der  C.  c.  die  Frage,  ob  man  die  Güter  der  Ge- 
meinden und  öffentlichen  Anstalten  für  Staats-  oder  für  Pri- 
vateigentum 2a  j  zu  halten  habe ;  als  eine  Frage,  an  welche  sich 
so  viele  und  so  unerfreuliche  Erinnerungen  aus  den  Zeiten  der 
Revolution  knüpften.8)  Aber  so,  wie  die  obige  Beantwortung 
dieser  Frage  aus  dem  rechtlichen  Wesen  einer  Gemeinde  und 
einer  öffentlichen  Anstalt  hervorgeht,  so  stellt  sie  auch  das 
Eigenthum  dieser  Körperschaften  nicht  blos  unter  den  beson- 
dern Einfluss  der  Regierung,  sondern  zugleich  unter  die  be- 
sondere Gewährleistung  der  Verfassung.*)  Art.  537.  542.  Vgl. 
oben  §.  53. 

Die  Staatsgüter  (in  der  engeren  Bedeutung,)  können  in 
Beziehung  auf  den  Zweck  und  Umfang  des  dem  Staate  an 
denselben  zustehenden  Eigenthumes  unter  folgende  vier  Klas- 

romain  et  en  dr.  fr.  1859.  Gaudr  j,  Du  domaine  pnblic,  de  l'ftat,  des 
comraunes,  de>rtemental  3  Bde.  1862.  Pärin,  Da  domaine  public. 
1860.   Duchesne,  Du  domaine  public  maritime.   1856. 

2)  Des  biens  comra.  et  de  la  police  rurate  et  forestiere.  Par  Hen- 
ri on  de  Pansey.  III.  e*dit  1833.  -  *De  la  proprio  com m anale.  Par 
Lauchy.  1848.  P.)  Da8  unten  Anm.  6  citirte  Werk  Ton  Dufoar.  — 
Aucoc,  Des  seetions  de  communes.  2.6d.  1864.  Ducrocq,  Du  partajre 
des  biens  communaux.  1865.  -  S.  oben  §§.  53  Anm.  2.  174  Anra.  •*. 
Vgl  Laurent  VI,  62 ff.  —  Durcb  das  Gesetz  Tom  10.  Mai  1838  Art. 
10  ist  auch  ein  vom  Staatseigentum  gesondertes  Departement*!- Ver- 
mögen anerkannt.    Aubry  et  Bau  II.  §.  170  Anm.  1. 

2a)  P.)  Das  National-Vermögen  im  Sinne  von  §.  174  Arn».  **  nm- 
tast  auch  das  Vermögen  der  öffentlichen  Stiftungen  und  Religionageaeli- 
•chaften  —  s.  unten  Anm.  8a  —  der  Gemeinden  and  Departements; 
aber  Eigenthum  des  Staats  ist  dies  nicht. 

3)  Vgl.  Discuss.  und  Mal e Tille  ad  Art.  516.  637. 

l^^.VJ^?c^hat0le^Äaff^tell,ilGrlXnd8ata  nichfc  don  Sinn,  als  ob 
2üa^Ldl!i  *■!  StaatV«  betreffenden  Gesetae  schlechthin  auch  auf 
das  Gemeindegut  anwendbar  waren.    Vgl.  La*saulxIU,24ff 
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gen  gebracht  werden:  1)  Sachen,  welche  zum  öffentlichen  Ge- 
brauche bestimmt  und  von  dem  Staate  dem  öffentlichen  Ge- 
brauche vorzubehalten  sind.4»)  Dahin  gehören  z.  B.  die  Wege 
und  Strassen, 4b)  (les  routes  et  rues),  welche 'der  Staat  zu  un- 
terhalten hat,5)  die  Ströme  und  Flüsse,  welche  schiffbar  oder 
flossbar  sind, 6)  der  Meeresstrand, 7)  die  Häfen,  Buchten  und  Rhe- 


4a)  P.)  Wegen  des  Aufsichtsrechts  vgl.  oben  §.  174  Anm.  la. 

4b)  Der  OL  in  8ir.  LXI,  I,  888  hat  ans  Art.  1  des  Ges.  aber 
die  Polizei  der  Eisenbahnen  v.  15.  Juli  1845  gefolgert,  dass  auch  die 
von  Koncession&ren  gebauten  Eisenbahnen  «um  domaine  public  gehören. 
Dies  bekämpft  Laurent  VI,  30. 

5)  Die  Nachbarwege  (les  cherains  vicinaux)  sind  Gemeindegut.  P.) 
Auch  die  Departemente  haben  jetzt  —  oben  Anm.  2  —  ihre  eigenen 
Strassen.  Laurent  VI,  28  —  Vgl.  das  Dekret  pour  Fadministration 
et  l'entretien  des  routes  v.  16.  Dec.  1811,  loi  v.  28.  Juli  1824  und  vom 
21.  Mai  1836  relat.  auz  chemins  vicinaux.  —  Sehr  reichhaltig  ist  die 
juristische  Literatur,  welche  den  Weg-  und  Strassenbau  betrifft.  Hier 
nur  die  neuesten  Schriften.  Tr.  des  chemins  de  toute  espece,  suivi  d'an 
appendice  sur  le  regime  des  eaux.  Par  Garnier  4.  Ed.  1834-86.  IL 
Vol.  Von  demselben  Legisl.  et  jorispr.  nouv.  1855.  •Legißl.  et  principes 
de  la  voirie  urbaine.  Par  Davenne  1849.  Servitudes  de  voirie.  rar 
Fe>aad-Giraud  1850.  IL  Vol.  Tr.  de  la  legisl.  des  travaux  pubL  et 
de  la  voirie  en  Fr.  Par  Husson.  2  Ed.  1850.  IL  VoL  —  Sammlungen 
der  in  diese  Lehre  einschlagenden  Gesetze:  Code  de  la  voirie  admini- 
strative et  municipale.  Par  Fleurigeon  V.  ed.  entierement  refondue, 
par  Menestrier.  1833.  P.)  8.  das  unten  Anm. 6  citirte  Werk  von  Du- 
10 ur.  Dumay,  Goromentaire  de  la  loi  du  21.  Mai  1836  sur  les  che- 
mins vicinaux.  1844—53.  Annales  des  chemins  vicinaux  sous  la  direction 
de  Begnault;  erscheint  seit  1845.  —  Barrier,  B6p,  de  voirie  vici- 
nale  1865.  Co  teile  fils.  Cours  de  droit  admin.  applique*  aux  travaux 
puWics.   3  eU  4  Bde.  1859-62. 

Ein  ürtheil  des  K.H.  —  Sir.  LXXIV,  I,  28  -  versagt  dem  An- 
stöaser  einer  Vicinalstrasse  die  possessorischen  Rechtsmittel,  sobald  die 
Verwaltung  im  geordneten  Wege  die  Breite  der  Strasse  festgestellt  hat. 
—  Dagegen  kann  umgekehrt  der  Staat  resp.  die  Gemeinde  zum  Schutze 
der  Strassen  auch  die  Besitzklage  anstellen.  Puchelt,  Ztschr.  IL  S.  419 
Red.  Note.  —  S.  unten  §.  187  b  Anm.  1  a. 

6)  Ueber  die  Frage,  welche  Flüsse  hiernach  dem  Staate  gehören,  s. 
Ordonn.  v.  J.  1669.  Tit.  27.  Art.  41.  Loi  v.  15.  April  1829  (über  die 
Fischerei  in  Flüssen.)  Art.  1.  Proudhondu  dorn.  publ.  HL  867 ff. 
(•Ueber  die  Frage,  ob  ein  Fluss  schiffbsr  sei,  entscheidet  die  Verwal- 
tung.) -  Tr.  de  la  legislation  et  de  la  pratique  des  cours  d'eau.  Par 
Da  viel.  8.  Ed.  1845.  1IL  VoL  Tr.  des  rivieree  et  cours  d'eau  de  toute 
esptee.  Par  Garnier.  8.  Idit  1839.  IV.  VoL  *Du  droit  des  riveraias  a 
la  nroprtttl  des  eaux  courantes.  Par  Championniere  1846.  Rivea, 
de  la  proprio  des  .cours  d'eau.  1844.  De  la  Legislation  de  ceurs^d'ean 
Par  Bordeaux.  1849.  Code  des  irrigaüons.  Par  Bertin.  1862.  Re- 
gime de»  eaux.  Par  Garnier.  1852.  V.  Vol.  —  De  la  Droprifttf  des 
canrs  d'eau  non  navigables  n.  flottables.  Par  Foucart  In  der  Jfeva* 
de  legialat,  etc.  Par  Wolowski.  T.  IV.  S.  194.  Ueber  das  Bteanthun 
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den.  Art.  538»  2)  Sachen,  welche  die  Regierang  selbst  für 
irgend  einen  öffentlichen  Zweck  benutzt  oder  gebraucht  Da- 
hin gehören  z.  B.  Festungswerke,8)  die  Gebäude.8*)  in  wel- 
chen die  öffentlichen  Behörden  ihre  Sitzungen  halten,  Zeug- 
häuser. 9)  Art.  540.   3)  Sachen,  welche  die  Regierung  zur  Be- 

an  den  nicht  schiffbaren  Flössen  and  ihren  Ufern,  s.  auch  Sir.  XXIX» 
IL  291.  XXXII,  II,  411.  XXXIII,  I,  418.  XXXIV,  1,280.  Cit  Vgl.  Ann. 
8  Literatur.  —  *  Diese  Frage  gehört  tu  den  bestrittensten.  8.  die 
Literatur  bei  Gilbert.  Code  c.  538  n.  26—80.  Es  herrseht  die  An- 
sicht vor,  dass  solche  Gewässer  das  Eigenthnm  der  Anlieger  sind.  Mit 
Recht  jedoch  wird  dies  dahin  modificirt,  dass  die  Verwaltungsbehörden 
über  Beschränkung  im  Gebrauch  des  Wassers  solcher  Flüsse  bindende 
Verordnungen  erlassen  können  (Art.  645).  Wie  wenn  ein  nicht  schiff- 
barer Fluss  durch  Kunst  schiffbar  gemacht  wird?  S.  Sir.  XXVIII,  I. 
431.  —  In  dieselbe  Kategorie  der  Staatsgüter,  wie  die  schiffbaren  Flüsse, 
gehören  die  Kanäle,  welche  Staatseigentum  sind.  Dekret  ▼.  16.  Min 
1810.  Merlin m. canal;  curage;  navigntion.  Sir. XXIX, 1, 254.  XXXIIL 
IL  879.  XXXV,  I,  278.  II,  238.  —  üeber  Brüche  und  Wüstungen  siehe 
lois  t.  28.  August  1792.  t.  10.  Juni  1793.  Sir.  XXXIII,  I,  445.  Des  lan- 
des,  friches,  bruyeres,  marais  et  autres  terres  vaines  et  vagues;  des 
däfrichemens  et  dessöchemens ;  traite*  de  jurisprudence  concernant  cea 
matieres.  Par  Guichard.  1831.  S.  auch  unten  9.  194.  P.)  Dufour, 
Tr.  g£ne>al  de  Droit  adminstratif  appliqul,  concernant  .  .  .  .  les  coutb 
d'eau.  3.  e*d.  1869.  8  Vol.  (Hauptwerk.)  Von  demselben:  Police  des  Banz 
1857.  In  Sirey-Gilbert  Supplement  Anm.  6-  18  weitere  Entschei- 
dungen und  vollständige  Znsammenstellung  in  Dallos  et  Verjje"  in 
Art.  538.  Hervorzuheben  ist  bezüglich  dieser  —  von  dem  öffentlichen 
Recht  jedes  Staates  beeinflussten  Fragen  die  klare  Darstellung  in  Lau- 
rent VI,  8-27.  Vgl.  auch  Anbry  et  Ran  ü,  §.  169. 

7)  P.)  Vgl.  oben  §.  174  Anm.  1  a.  —  Wie  weit  erstreckt  sich  der 
Meeresstrand?  S.  1.  96.  D.  de  V.  S.  Merlin  qu.  m.  rivages  de  la  mer. 
Tonil.  IH,  31.  Durant.  IV,  194.  Sir.  XXX,  I,  277.  P)  Laurent, 
VI,  6.  -  üeber  die  Ufer  der  öffentlichen  Flüsse  s.  Art.  566.  650.  »Die 
Frage,  wie  weit  sich  der  Meeresstrand  erstreckt,  ist  eine  Verwaltungs- 
frage. Sir.  XLH,  II,  282.  L,  II,  552.  LI,  II,  124.  LH,  II,  151.  (Ent- 
scheidungen des  St.-R&thfl.j  LH,  II,  107.  Aber  über  die  Entschädigung 
erkennen  die  Gerichte.  Dasselbe  gilt  von  den  Ufern  der  öffentlichen 
Flüsse.  Sir.  XLIV,  H,  48.  275.  L,  II,  273.  LI,  II,  324.  A.  M.  Sirey 
XLIX,  II,  369. 

8)  #Der  Staat  bleibt  auch  dann  noch  Eigenthümer  der  Festangs- 
werke, wenn  durch  dieselben  eine  Eisenbahn  geführt  wird.  Das  Expro- 
priationsverfahren findet  nicht  Statt     Sir.  XfiVII,  I,  815. 

8a)  P.)  Aubrv  et  R&u  IL  §.  169  Anm.  7,  8,  9  u.  Laurent  VI,  37 
rechnen  dazu  alle  Gebäude,  welche  dem  öffentlichen  Gebrauche  bestimmt 
sind,  s.  B.  Nationalmuseum,  Bildergallerien,  Bibliotheken;  auch  die  einer 
Diözese  gemeinsamen  Metropolitankirchen  werden  dam  gerechnet,  siehe 
oben  Anm.  2a.  Die  übrigen  öffentlichen  Kirchen  werden  als  Eigenthum 
der  betreffenden  Gemeinden  angesehen.    S.  unten  Anm.  15. 

9)  Die  Güter,  die  sum  ehemaligen  Kronschatie  gehören,  sind  nach 
.  der  Verschiedenheit  ihrer  Beschaffenheit  and  Bestimmung ,  bald  unter 

der  awetten,  bald  unter  der  dritten  Klasse  begriffen.  Vgl.  §.  25  a.  un- 
ten §.J176  Anm.  18a. 
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streihiDg  der  Staatebedürfnisse  überhaupt  zu  benutzen  oder  zu 
verwenden  berechtigt  und  verpflichtet  ist.10)  Dahin  gehören 
z.  B.  die  Ländereien,  welche  das  Meer,  wenn  es  zurücktritt, 
verlaset,11)  Art  538.  herrenlose  Grundstücke,  (Wüstungen,)1*) 
erbloses  Gut,  die  Erbschaften,  welche  von  den  Erben  oder 
Erbfolgern  aufgegeben  werden,  Art.  539.  die  Inseln  und  He* 
ger  in  den  öffentlichen  Strömen  und  Flüssen, ")  Art  560.  die 
Nationalwaldungen.14)  4)  Sachen,  welche  dem  Staate  nur  in 
dem  Sinne  gehören,  dass  er  die  Bedingungen  zu  bestimmen 
berechtigt  ist,  unter  welchen  es  Einzelnen  verstattet  sein  soll, 
sich  dieser  Sache  zu  bemächtigen.  Vgl.  Art  715.  717.  u. 
unten  §.  200. 14a)  —  Die  Güter  der  Gemeinden  und  öffentli- 
chen Anstalten  kann  man  auf  eine  ähnliche  Weise,  wie  die 
Staatsgüter,  klassificiren. 15) 

§.  176.  (175 ) 

B.  Sachen  die  im  —  ausser  dem  Verkehre,   C.  veräusserUch  —  unver- 
äusserlich sind.1) 

Sachen  sind  nicht  im  Verkehre,  (non  sunt  in  com- 
mercio,  sunt  extra  comm.)  wenn  Niemand,  der  Staat  ausge- 


10)  *Diese  Gegenstände  gehören  nicht  »um  domaine  public,  sondern 
sum  domaine  de  rätat.  Art.  7ia  768.  Der  C.  N.  v.  1804  erklärte  sie 
für  appartenant  a  la  Nation.  P.)  Hier  ist  auch  das  eigentliche  Privat- 
vermögen  des  Staates  zu  nennen  s.  B.  die  Staatsdomänen,  welche  der 
Staat  als  juristische  Person  besitst;  vgl.  oben  den  Eingang  des  §.  175 
nnd  §.  174  Anm.  **.  Laurent  VI.  38,  50  u.  flg.  Aubry  et  Bau. 
IL  §.  170. 

11)  Lais  et  relais  de  la  mer.  S.  über  die  Bedeutung  dieser  Worte 
Sir.  XXXVI,  I,  465.  Proudhon,  Domaine  pubL  HL  707.  Ausnahme- 
weise können  sie  auch  Gemeindegut  sein.  Sir.  XX VIII,  I,  283.  Vrgl. 
loi  v.  16.  Sept.  1807  über  die  Verleihung  dieser  Ländereien  an  Privat- 
leute.   P.)  Laurent  VI,  42-44. 

12)  Vergl.  ein  Bundschreiben  des  Finansministera  v.  16.  Juni  1809. 
b.  Lassaulz  III,  22. 

18)  Sir.  XU  II,  343.  *XLII,  I,  622    P.)  Laurent  VI,  43-47. 

14)  Vgl.  über  den  Verkauf  der  Nationalgüter:  Die  Anm.  7.  8.  176 
a.  Schriften  u.  Merlin  Bep.  n.  qu.  m.  Mens  nationaux. 

14a)  P.)  8.  oben  §.  174  Anm.  • 

15)  Z.  B.  Kirchen  und  Kirchhöfe,  (die  einen  und  die  andern  dürf- 
ten dem  Gemeindeamt  beizuzählen  sein,  obwohl  über  die  Frage  gestritten 
wird,  s»  Sir.  XXXVI, IL  99.  473.  XL,  I,  597.  *L,  1,853)  sind  den  Staats- 
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nomm«n, u)  ein  Eigenthum  an  denselben  erwerben  darf;9)  ne 
sind  unveräusserlich,  wenn  der  Eigenthümer  nicht  be- 
rechtigt ist,  sein  ihm  an  denselben  zustehendes  Eigenthum  auf 
einen  Andern  zu  übertragen.  —  Sachen,  welche  vom  Verkehre 
«»geschlossen  sind,  können  dennoch  veräusserüch  sein,  in 
dem  Sinne,  dass  sie  der  Staat  (unter  den  in  den  Gesetzen  be- 
stimmten Bedingungen)  veräussern  darf.  Eben  so  sind  Sachen» 
welch«  unveräusserlich  sind,  deswegen  nicht  vom  Verkehr  aus- 
geschlossen;3) sie  können  dennoch,  wenn  auch  nicht  immer 
unter  denselben  Bedingungen,  wie  veräusserliche  Sachen,  durch 
Ersitzung  auf  Andere  übergehn. 4)  An  Sachen ,  die  von  dem 
Verkehre  ausgeschlossen  sind,  kann  auch  weder  eine  Dienst- 
barkeit —  §.  249  Anm.  2  —  noch  ein  Unterpfandsrecht  erworben 
werden.  Dagegen  folgt  nicht  schon  aus  dem  Wesen  der  Unveriu»- 
serlichkeit  einer  Sache,  dass  an  einer  unveräusserl.  Sache  Rechte 
der  einen  oder  der  andern  Art  nicht  erworben  werden  können. 
(Die  in  der  Aufschrift  des  §phen  aufgestellten  beiden  Eintei- 
lungen sind  also  keineswegs  gleichbedeutend.)411)  —  Uebrigens 
können  die  Sachen,  welche  unveräusserlich  sind,  entweder 
schlechthin  oder  nur  bedingungs-  oder  beziehungsweise  diese 
Eigenschaft  haben. 

gittern  der  ersten  Klasse  au  vergleichen.  Vgl.  Vaseille  des  prescrip- 
tlons  n.  93.    8.  oben  Anm   8  a. 

1)  Vgl  eu  diesem  Paragraphen:  Dnrant.  XVT,  155 ff.  Tropion g 
tr.  dn  contr.  de  vente.  ad  Art.  1598.    Favard  m.  inalienabilite. 

la)  P.)  8.  oben  §.  174  Anm.  *  nnd  Anm.  **.  Darnach  verwechselt 
Z.  hier  das  Nationalvermögen  nnd  das  Eigenthum  des  8taates.  An  den 
res,  qnae  in  usn  pnblico  sunt,  hat  der  Staat  kein  wahres  Eigenthum, 
sie  gehören  sum  Nationalvermögen.  Res  extra  commercium  sind  jene, 
welche  entweder  ihrer  Natur  nach  oder  kraft  gesetslicher  Bestimmung 
keinen  Herrn  haben.  Damit  modiftcirt  sich  auch  das  weiter  Im  Texte 
Gesagte.    Vgl.  Windscheid,  Pand.  I.  §.  147. 

2)  Die  §.  174  erwähnten  Sachen,  die  res  communes  sind  weder  tn 
commerclo  noch  extra  commercium.    P.)  Vgl,  oben  §.  174  Anm.  ** 

3)  Sir.  XXX,  IT,  113.    Vgl.  Art.  1598. 

4)  S.  s.  B.  Art.  1598. 2226.  Wenn  der  Art.  1561  sagt,  dass  der  fnndus 
dotalls,  so  lange  die  Ehe  besteht,  unverjährbar  sei,  so  Ist  das  nur  von 
der  Einstellung  (Suspension)  der  Verjährung  au  verstehen.  S.  Art  2255. 
8.  Unten  §.  211  Anm.  18. 

4a)  P)  Der  fundus  dotalls  ist  unveräusserlich  und  doch  nicht  ex- 
tra commercium.  —  Laurent  VI,  2  sowie  Aubry  et  Rau  II.  fi.  171 
Anm.  2  und  Text  legen  au  viel  Werth  auf  die  Unver&usserllßhkelt  und 
rechnen  darum  mit  Unrecht  die  Bestandthefle  eines  Majorats  su  den  res 
extra  commercium. 
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Eine  jede  Sache,  an  weicher  ein  Eigenthum 
erworben  werden  kann,  (§.  174.)  ist  auch  im  Ver- 
kehre, in  so  fern  nicht  eine  besondere  gesetzli- 
che Vorschrift  eine  Ausnahme  von  dieser  Regel 
ipacbt B)  —  Sachen,  die  ausnahmsweise  nicht  im  Verkehr 
sfod:  1)  Die  Staats- Departement^-  und  Gemeindegiiter6)  der 
beiden  ersten  §.  175  gedachten  Klassen; 7)  jedoch  nur  so  lange, 
als  sie  die  Bestimmung  behalten,  vermöge  welcher  sie  in  die 
eine  oder  die  andere  dieser  Klassen  gehören.8)  Arg.  Art. 
538.  541.  Auch  ist  diese  Ausnahme  mit  dem  Vorbehalte  zu 
verstehen,  dass  den  einzelnen  Bürgern  und  Gemeindegliedern 
das  Recht  verbleibt,  jene  Güter  in  den  gesetzlich  bestimmten 
Fallen  und  Beziehungen  zu  benutzen.9)     2)  Die  Sachen,9*) 


5)  Also  durch  eine  Privatverf&gung  kann  keine  8achc  dem  Ver- 
kehre entzogen  werden. 

6)  *Der  gante  Raum  swiecben  den  Häuserreihen  einer  Stadtstrasse 
gehört  ra  der  leUtern.  P.)  Dallos,  Recneü  1864.  II.  240.  Das  kann 
eich  auch  andere  verhalten;  z.  6.  die  Vorgarten  sind  ein  Theil  dee  Haue- 
grundstuckes.  VgL  Dalloi  unter  Commune  1799  n.  flg.  1836.  Bs  be- 
ruht daa  Eigenthnm  der  Gemeinden  an  den  8traaeen  und  dem  daneben 
befindlichen  freien  Räume  auf  dem  Oee.  v.  10.  Juni  1793  Seot.  IV,  Art. 
9.  -  Laurent  VI,  194. 

7)Troplongdela  preeerlpt.  I,  158 ff.  P.)  Wegen  des  Ktrchengu- 
tee  vjg.  oben  g.  175  Anm.  2a,  8a,  15.  Nur  die  aum  öffentlichen  Gebrauche 
gestimmten  Kirchen  und  deren  wesentliche»  Zubehör  sowie  die  Kirch- 
höfe sind  extra  commercium.  Dal  los  et  Vergö  su  Art  538  Anm. 
352  u.  flg. 

8)  Tonil.  VI,  157ff.  Vaseille  tr.  des  presor.  n.  80ff.  Trop- 
Ung  a.  a.  O.  I,  171,  174.  Proudhon  du  dorn,  public.  I.  216  ff.  Sir. 
XXXV,  I,  413  Cit.  »XLVII,  I,  81ö.  -  S.  jedoch  8ir.  XXVIII,  I,  146. 
(In  dem  hier  erzählten  Falle  wurde  angenommen,  dass  Platse,  die  au 
einer  Festung  gehören,  nur  durch  eine  ausdrückliche  Erklärung  der 
kompetenten  Behörde  diese  Eigenschalt  *  verlieren  können.  —  *A.  M. 
Sir.  XL,  I,  166.  XLl,  II,  191.  Der  Beweis,  dass  sie  diese  Eigenschaft 
verloren  haben,  kann  auf  anderem  Wege  geführt  werden.)  —  jP.)  Vgl. 
Aubry  ei  Rau  II.  §.  171  Anm.  6,  7.  Laurent  VI,  58  u.  f.  —  Doch 
ist  der  Beweis  zuzulassen,  dass  z.  B.  ein  Platz,  den  der  Staat  oder  eine 
Gemeinde  als  einen  Weg  in  Anspruch  nimmt,  nicht  diese  Eigenschaft 
habe.  Sir.  XXVIII,  II,  181.  XXXVI,  1,  296.  PJ  Die  Eigenschaft  als  res 
egtra  commercium  beginnt  erst  mit  der  wirklichen  Einveileibung  in  das 
öffentliche  Vermögen,  nicht  schon  mit  einem  darauf  abzielenden  Plane. 
8o  ist  *.  B.  das  Grundeigentum,  welches  in  die  Strassen  fällt,  die  spä- 
ter einmal  dort  geführt  werden  sollen,  wenn  die  Stadt  sich  vergroesert, 
dar  Eigenschaft  als  res  in    eommercio  nicht  beraubt.  —  Sirey  LXH, 

9)  Duramt.  V,  2Ö3ff. 

9e)*Da*  Verbot  des  Verkehres  bat  nur  tMlweJse  die  Folge,  dass 
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an  eiche  zu  Folge  polizeilicher  Strafgesetze,  nicht  besessen,  ver- 
kauft oder  verbreitet  werden  dürfen;  wie  z  B.  Gifte,  gewisse 
Waffen, 10)  unsittliche  Schriften,  Lieder  und  Bilder. n) 

Eine  jede  Sache,  welche  im  Verkehr  ist,  ist 
auch  veräusserlich,  in  so  fern  nicht  eine  beson- 
dere gesetzliche  Vorschrift  gewisse  Sachen  ent- 
weder von  dieser  Regel  ausnimmt  oder  sie  durch 
eine  Privatverfügung  dieser  Regel  zu  entziehen 
gestattet.  Abgesehen  aber  von  den  Fällen,  in  welchen  die 
Gesetze  ausdrücklich  eine  Ermächtigung  dieser  Art  enthalten, 
können  'Sachen  nicht  durch  eine  blosse  Privat  Verfügung,  (we- 
der durch  einen  Vertrag  noch  durch  ein  Testament,)  für  un- 
veräusserlich erklärt  werden. lf)  Arg.  Art.  896.  1543.  1598.") 


die  betr.  8achen  extra  commercium  sind;  sie  gehören  der  Substanz  nach 
dem  Efgenthttmer  nnd  er  darf  s.  6.  die  verbotenen  Waffen  einschmelzen 
und  das  Metall  verkaufen.  Ueber  Veräusserungs- Verbote  s.  Anbry  et 
Ran  IV.  &  351.  Nr.  3.  8.  352. 

10)  Taschenpistolen  nach  einer  Ordonnana  v.  23.  Febr.  1837.  8 fr. 
XXXVII,  II.  128. 

11)  G.  p.  Art  283ff.    Loi  v.  24.  Min  1834. 

12)  Doch  dürfte  es  für  zulässig  in  erachten  sein,  die  Unvertusser- 
lichheit  einer  8ache  auf  fünf  Jahre  zu  bedingen  oder  rar  Pflicht  n 
machen.    Arg.  Art.  815.  1660. 

13)  *Die  Frage,  ob  die  Veräusserung  einer  8ache  durch  Privntver- 
fllgung  untersagt  werden  kann,  ist  zunächst  nach  den  allgemeinen  juri- 
stischen Grundsätzen  zu  beantworten.  Das  Verbot  kann  auferlegt  wer- 
den entweder  durch  Vertrau  oder  durch  letztwillige  Verfügung.  In  bei- 
den Fallen  muss  das  Verbot  dem  Rechtsgeschäft  als  Resolutivbedingung 
hinzugefugt  sein,  wenn  es  gegen  Dritte  wirken,  d.  h.  die  Nichtigkeit  der 
Ver&usserung  su  Folge  haben  soll.  Ist  es  keine  Resolutivbedingung,  so 
ist  die  gegen  das  Verbot  geschehene  VerÄusserung  gütig  und  es  kann  nur 
auf  das  Interesse  geklagt  werden,  wegen  Vertragsverletzung,  wenn  an- 
ders Interesse  nachzuweisen  ist.  Eine  weitere  Frage  ist  die,  ob  eine 
solche  Bedingung  mit  den  Grundsätzen  des  C.  N.  über  die  Freiheit  des 
Eigen th ums  in  Widerspruch  steht.  Nun  entzieht  nicht  jedes  Verauaser- 
ungs verbot  eine  Sache  dem  Verkehr,  und  das  Gesetz  untersagt  keines- 
wegs alle  Beschränkungen  des  Eigenthums.  (To ullier  VI,  488.  Mer- 
lin m  heritier  8eot.  VII,  n.  2  bis.)  Der  Gerichtsgebrauch  hat  daher  mit 
Recht  In  eioseloen  Fällen  solche  Bedingungen  aufrecht  erhalten,  nament- 
lich Jene,  dass  der  Donat.ir  ein  Grundstock  während  der  Lebenszelt  des 
8chenkgebers  nicht  ver&ussern  soll.  Sir.  Collect,  nouv.  IV,  II,  172. 
8ir.  XLII,  II.  400  XLVI,  II.  177.  8.  euch  8ir.  XXXI,  I,  77.  XXXIX,  II, 
7L  A.  M.  Sir.  XXXVI,  II,  360.  Dagegen  ist  die  Bedingung  der  Unver- 
äusserliohkeit  während  der  Ehe  bei  der  Schenkung  an  eine  Ehefrau  un- 
giltig.  Arg.  Art.  1543.  8ir,  I,  II,  497.  Die  in  der  vorhergehenden  Anm. 
gezogene  Analogie  aus  Art  815.  1660  trifft  die  hier  In  Rede  stehenden 
Fälle  nicht,  In  beiden  Art.  ist  von  einem  Verbot  der  Veräusserung  als 
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—  Kraft  Gesetzes  sind  unveräusserlich:  1)  das  ehemalige 
Krongut18*)  Das  ältere  französische  Staatsrecht  entzog  das 
Krongut  (le  domaine  de  la  couronne)  sogar  dem  Verkehre.  Das 
Zwischenrecht  bestätigte  diesen  Grundsatz  in  Beziehung  auf 
die  früheren  Veräußerungen  der  Krongüter.  Vgl.  loi  v.  14« 
Vent.  VII.  (Das  Hauptgesetz  über  diesen  Gegenstand.)  Der- 
selbe Grundsatz  ist  auch  von  den  neueren  Gesetzen  in  der- 
selben Beziehung  anerkannt  worden,  wenn  auch  diese  Gesetze 
mehrere  Vorschriften  zum  Vortheile  derer  enthalten,  welche  in 
früheren  Zeiten  Krongüter  erworben  haben. ")  Nach  dem  heu- 
tigen Rechte  ist  das  Krongut,  so  wie  das  Staatsgut  der  drit- 
ten Klasse,  nur  (bedingungsweise)  unveräusserlich.  VgL  Art. 
2227.  2)  Der  fundus  dotalis.  Art.  1554  ff.  3)  Das  liegenschaft- 
liche Mündelgut  Art.  457  ff.  509.  —  Zu  Folge  einer  von  den 
Gesetzen  verstatteten  Privatverfügung  sind  unveräusser- 
lich: 1)  Die  Bestandtheile  eines  Majorates.  VgL  oben  §.  25. 
2)  Die  Bestandtheile  eines  Fideicommisses  in  den  Fällen,  in 
welchen  die  Gesetze  ein  Fideicommiss  zu  bestellen  gestatten. 
VgL  unten  §.  696  f. 

Die  in  diesem  §phen  erörterten  Eintheilungen  der  Sachen 
sind  auch  auf  Rechte  anwendbar.  —  So  gibt  es  z.  B.  Rechte, 
die  entweder  kraft  Gesetzes  oder  zu  Folge  einer  in  den  Ge- 
setzen nachgelassenen  Privatverfügung  unveräusserlich  sind. 
Beispiele  solcher  Rechte  sind:  1)  Aemter  mit  Vorbehalt  der 
§.  171  erwähnten  Einschränkung. 15)    2)  Die  Staatserlaubniss 

Resolutivbedingung  nicht  die  Rede.  Das  Wiederkaufsrecht,  Art. 
1660,  ist  ein  «weiter  Vertrag  aufROckverausserungmit  besondern  durch 
des  Gesets  bestimmten  Wirkungen.    P.)  8   unten  §.  197  Anm.  10. 

18a)  P)  Das  ehemalige  Krongut  —  Dotation  de  la  couronne.  Liste 
civfle  —  gehört  unter  der  jetzigen  Republik  (1874)  zu  den  Staatsdomä- 
nen. Die  früheren  Vorschriften  hierüber  s.  bei  Roger  et  ßorel  unter 
Domaine  de  l'6tat  und  Liste  clvlle.  Vgl.  Aubry  et  Rau  §.  171.  Dal- 
loi  unter  Domaine  public.  ?§.  3,  4.  Uebrigens  gehören  tum  ehemaligen 
Krongute  auch  res  quae  in  nsu  publlco  sunt  —  §.  174  Anm.  **  —  s. 
B.  gevlase  Museums.    8.  oben  §.  175  Anm.  9. 

14)  Lois  v.  28.  Apr.  1816,  v.  15.  Mars  1818,  v.  12.  Mars  1820.  VgL 
Favard  domlnes  engages  ou  ecbanges.  —  Des  domsines  engages.  Par 


opl 

;  v 


Chauffour  aln&  1830.  Bond  et,  des  domsines  engages.  Tropions 
de  la  prescrlption  ad  Art.   2227.    Sir.  XXXHi,  L  540    XXX)" 
XXXV11I,  I,  811.    XXXIX,  I,  58.    *XLIII,  I,  601.    XLV,  I,  371. 

15)  Aber  abgesehen  von  dieser  Einschränkung  bleibt  es  bei  der  Im 
Paragraphen  aufgestellten  RegeL    Daher  ist  ein  Vertrag  nichtig,  durch 
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zum  Buchhandel.  w)  3)  Pensionen  und  RuhegehAlte,*  welche 
die  Regierung  bewilligt  hat,  ")  4)  Das  Nutzungs-  nnd  da» 
Wohnungsrecht.  Art.  631.  634.  —  S.  auch  Art.  1166  md 
unten  $.  312. 

HL  Von  den  Rechten  an  äusseren  Gegenständen 
im  Allgemeinen. 

§.  177. 

Dingliche,  persönliche  Rechte. 

Die  Rechte  an  äusseren  Gegenständen  sind  entweder  ding- 
liche oder  persönliche  Rechte.1)  —  Die  ersteren  sind 
Rechte  an  einem  Gegenstande,  der  existirt;  die  letzteren 
sind  Rechte  auf  eine  Leistung,  also  auf  einen  Gegenstand, 
welcher  durch  eine  Handlung  allererst  verwirklicht  werden 
soll.  Der,  welchem  ein  dingliches  Recht  zusteht,  kann  dessen 
Gegenstand  von  einem  jeden  Besitzer  desselben  vindiciren;  der. 
welchem  ein  persönliches  Recht  zusteht,  (der  Gläubiger,)  kann 
nur  den  belangen,  welcher  zu  der  Leistung  verpflichtet  ist, 
(nur  seinen  Schuldner.)9)    Haben  Mehrere  zu   verschiedenen 


welchen  die  eine  Partei  verspricht,  ihr  Amt  zu  Gunsten  der  andern  Par- 
tei niederanlegen.  Troplongdela  vente.  I,  220.  6.  Jedoch  Sir.  XIV, 
I,  361.  *XXVl,  II,  61.  XLVI,  II,  328.  -  «Diese  UrtheÜe  bilden  indess 
nur  Ausnahmen,  der  Gerichtsgebrauch  hat  sich  mit  der  Doctrin  für  die 
Nichtigkeit  erklärt.    S.  Marc  ad«  Art.  1598. 

16)  Le  brevet  de  libraire.  8.  jedoch  Troplonga.  a.  O.  n.  221. 
•Sir.  XXVIII,  I,  30.  XXIX,  II,  277.  XLfll,  II,  239.  -  *Perner  die  Staate- 
erlaubniss  «nr  Errichtung  eines  Theaters.  Sir.  XL!,  I,  840.  Die  Künd- 
schaft eines  Arztes.  Sir.  XLVI,  II,  142.  XLVIII,  II,  64.  Doch  kann  der 
Arst  einen  Vertrag  schliessen,  dass  er  sich  der  Praxis  enthalten  will 
und  ähnliche.  Sir.  XL1X.  II,  105.  LI,  II,  278.  S.  auch  das  Journal: 
Le  Droit  9.  Aprfl  1846,  hier  eine  Abhandl. 

17)  Durant  XVI,  166.  Troplong  a.  a.  O.  n.  228.  —  Ueber  an- 
dere Nahrungsgehalte  (penslons  alimentaires)  s.  Durant.  1.  o.  n.  165. 
Troplong  1.  c.  n.  227. 

1)  I.  25.  D.  de  obligat,  et  act. 

2)  P.)  Zacharla  folgt  bezüglich  der  dinglichen  Rechte  schon  der 
neuen  gern« inrechtlichen  Doctrin,  'wahrend  früher  als  dingliche  Rechte 
gewöhnlich  jene  galten,  welche  mit  einer  actio  in  rem  geschützt  sind. 
—  Windscheid  Pand.  I.  §§.  40,  41,  42  und  Anm.  1  au  §.  40.  Per- 
sönliche Rechte  wird  man  besser  als  Rechte  ansehen,  deren  Gegenstand 
eine  fremde  Person  tat;  dann  fallen  auch  die  von  2.  besonders  befcaa- 
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Zeiten  an  einem  und  demselben  Gegenstände  ein  und  dasselbe 
dingliche  Recht  erworben,  so  geht  das  früher  erworbene  Recht 
dem  später  erworbenen  vor.  Dagegen  hat  ein  Gläubiger  vor 
dem  andern  keinen  Vorzug.3)  —  Es  gibt  drei  Arten  der 
dinglichen  Rechte:  Das  Eigentumsrecht,  das  Recht  der 
Dienstbarkeit,  das  Unterpfandsrecht.  Art.  543.  2114.  2166. 
—  Die  Gegenstände  der  dinglichen  Rechte  sind  Sachen,*)  Gei- 
steswerke, das  Vermögen.  Das  Eigentumsrecht  an  dem  Ver- 
mögen eines  Versorbenen  wird  das  Erbrecht  (in  der  weiteren 
Bedentang)  genannt.  —  Die  Gegenstände  der  persönlichen 
Rechte  sind  so  verschieden  als  die  Handlungen  der  Menschen 
sein  können. 

Es  gibt  jedoch  gewisse  Rechte,  welche  beziehungsweise 
dingliche  und  persönliche  Rechte  zugleich  sind.  Dahin  gehö- 
ren: 1)  Die  persönlichen  Rechte,  welche  nach  Art  der  ding- 
lichen Rechte  gegen  eine  Person  geltend  gemacht  werden  kön- 
nen, also  das  Recht  des  Ehemannes  in  wie  fern  er  seine  Frau 
anhalten  kann,  bei  ihm  zu  wohnen,  das  Recht  der  Eltern  über 
ihre  Kinder,  und  ein  jedes  persönliche  Recht,  wenn  und  in 
wie  fern  es  mittelst  persönlicher  Haft  in  Vollziehung  gesetzt 
werden  kann.  2)  Die  persönlichen  Rechte,  welche  gegen  einen 
jeden  Besitzer  des  Gegenstandes  der  Leistung  verfolgt  werden 
können.    (Jura  personalia  in  rem  scripta.)5)    VgL  §.  180ff. 


delten  Rechte  ans  der  Ehe  und  der  elterlichen  Oewelt  darunter,  Wind* 
•obeid  g.  41.  Anm.  1.  Dm  wie  Z.  persönliche  Rechte  nennt,  sind 
Forderungerechte  elve  Obligationen. 

8)  &  Jedoch  §.  181.  —  Man  kann  vielleicht  hiniuaetfen:  Bin  Jeden 
dingliche  Recht  ist  seinem  Gegenstände  nach  untheilbar,  d.  h.  es  besieh! 
eich  auf  einen  jeden  Theil  seines  Gegenstandes.  Aber  die  persönlichen 
Rechte  sind  ihrem  Gegenstande  nach  entweder  theUbar  oder  tintheilbar. 
VgL  1.  64  D.  de  contrah.  emt.  (Gewöhnlich  werden  nur  Dieuatbarieiten 
und  Unterpfandsrechte,  und  nicht  das  Eigenthum,  als  untheilbar  betrach- 
tet.   8,  oben  §.  197.  198 )    8.  oben  Anm.  1  su  §.  173. 

4)  Also  die  jura  in  re  sind  nur  eine  epeciea  der  jurium  realium. 

5)  P.)  Das  Recht  ist  auch  hier  ein  persönliches;  nur  hat  „die Obli- 
gatio einen  unbestimmten  Gegner.**  Windscheid,  Pand.  I,  §.  46  Anm. 
t.    Aubry  et  Rau  II.  §.  173  Anm.  2  und  Text. 
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IV.  Von  der  Erwerbung  und  Uebertragung  der 

Rechte  an  äusseren  Gegenständen  im 

Allgemeinen. 

§■  178. 
Rechtsgrund  der  Erwerbung.  —  Erwerbongsart 

Man  bat,  was  die  Erwerbung  äusserer  Gegenstände  be- 
trifft,1) den  Rechtsgrund  der  Erwerbung  (titulus  ad 
acquirendum  habilis,  le  titre,)  und  die  Erwerbungsart 
(modus  acquirendi)  zu  unterscheiden.  (Die  französische  Rechts- 
spräche  gebraucht  das  Wort:  Titre,  gewöhnlich  in  einer  en- 
geren oder  besonderen  Bedeutung.  Sie  versteht  darunter  die 
Urkunde,  —  acte,  —  welche  über  eine  den  Rechtsgrund  einer 
gewissen  Erwerbung  enthaltende  Willenserklärung,  über  einen 
Vertrag  oder  über  ein  Testament  ausgefertigt  worden  ist.  S. 
z.  B.  Art  690.  691.  1607.  Es  sind  also  titres,  das  Wort  in 
dieser  Bedeutung  genommen,  die  schriftlichen  Beweismittel 
für  eine  Art  der  Erwerbungsgründe. 2)  Auch  in  dem  Torliegen- 
den Handbuche  wird  das  Wort  in  dieser  besonderen  Bedeu- 
tung genommen  werden,  zu  welcher  übrigens  die  Lehre  des 
französischen  Rechts  vom  Zeugenbewoise  Veranlassung  gege- 
ben zu  haben  scheint.)  —  Der  Rechtsgrund  der  Erwerbung 
ist  der  Grund,  kraft  dessen  die  Erwerbung  rechtmässig  ist 
Die  Erwerbungsart  ist  die  Thatsache,  mit  welcher  die 
Erwerbung  eintritt.  (Titulus  ad  jus,  modus  acquirendi  ad 
factum  spectat)  —  Es  hat  jedoch  jener  Unterschied  nicht 


1)  Also  die  Lehre  von  dem  Recbtsgrunde  und  von  der  Art  der  Er» 
Werbung  berieht  eich  niebt  etwa  blos  auf  die  Erwerbung  dinglieber 
Rechte  an  äusseren  Gegenständen.  Zu  einer  jeden  Erwerbung  Ist  ein 
Titel  und  eine  E.-Art  erforderlich.  Der  Grund,  warum  diese  Unterschei- 
dung gewöhnlich  nur  bei  der  Erwerbung  dinglicher  Rechte  besonders 
hervorgehoben  wird,  ist  der,  dass  sie  vorzugsweise  bei  der  Erwerbung 
dieser  Rechte  ein  praktisches  Interesse  hat.  —  •Es  bedarf  der  Be- 
merkung nicht,  dass  die  Lehre  vom  titulus  und  modus  acquirendi  heute 
veraltet  ist.  P)  Wind  scheid  Pand.  I.  §.  165  Anm.  2  und  Text. 

2)  Allemal  aber  hat  man  den  Akt  und  das  was  er  enthalt,  (for- 
mam  et  materiam)  bei  der  rechtlichen  Beurtheilnng  eines  Titels  von 
einander  in  unterscheiden,    VgL  Öolon  tr.  den  nullius.  1,  6.  n,  804 
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den  Sinn»  als  ob  der  Rechtsgrund  der  Erwerbung  und  die  Er- 
werbungsart zwei  verschiedene  Handlungen  oder  Thatsachen 
sein  müssten.  Vielmehr  kann  der  Rechtsgrund  der  Erwerbung 
eben  sowohl  unmittelbar  das  Gesetz,  als  eine  rechtlich  ver- 
pflichtende Handlung  sein.  Auch  kann  eine  und  dieselbe 
Rechtshandlung  beide  Eigenschaften,  die  des  Rechtsgrundes  der 
Erwerbung  und  die  der  Erwerbungsart,  zugleich  haben;  wie 
z.  B.  durch  einen  Vertrag  das  Repht  des  Gläubigers  gegen 
seinen  Schuldner  sowohl  rechtlich  als  faktisch  begründet  wird. 
Eben  so  kann  das  Gesetz  an  eine  gewisse  Thatsache  die  Er- 
werbung eines  Rechtes  knüpfen,  ohne  dass  es  irgend  einer 
Handlung  der  einen  oder  der  andern  Partei  bedürfte;  wie  z. 
B.  nach  dem  Absterben  eines  Menschen  die  ehelichen  Bluts- 
verwandten des  Erblassers  von  Rechtswegen  Eigenthümer  des 
Nachlasses  sind.    Art.  724.    S.  auch  Art  551  ff. 

Der  allgemeine  und  oberste  Rechtsgrund  einer  jeden  Er- 
werbung ist  das  Gesetz.  Ihrer  besonderen  Beschaffenheit  nach 
aber  können  die  Rechtsgründe  der  Erwerbung  unter  zwei  Klas- 
sen gebracht  werden.  Sie  beruhen  entweder  auf  einer  Hand- 
lung dessen,211)  von  welchem  oder  gegen  welchen  man  ein  Recht 
erwirbt,  oder  sie  beruhen  auch  mittelbar  nur  auf  dem  Gesetze. 
In  dem  ersteren  Falle  kann  die  Handlung  entweder  eine  recht- 
mässige oder  eine  widerrechtliche  sein. 8) 

Die  Rechtsgründe  der  Erwerbung  sind  überhaupt  ent- 
weder allgemeine  oder  besondere  R.,  (tituli  sunt  vel 
universales,  vel  singulares,)  je  nachdem  vermöge  derselben  ein 
Vermögen  oder  ein  sovielster  Theil  (pars  quota)  eines  Ver- 
mögens oder  aber  nur  ein  einzelner  Gegenstand  erworben  wird. 
—  In  wie  fern  sie  auf  einer  Willenserklärung  beruhen,  sind 
sie  1)  entweder  unentgeltliche  oder  belastende  R., 
(sunt  vel  lucrativi  vel  onerosi,)  je  nachdem  die  Erwerbung 


2a)  P.)  Auch  einseitige  eigene  Handlungen  erzeugen  Rechte  g.  B. 
die  Erfindung,  des  Urheberrecht  an  geistigen  Werken. 

3}  Eine  rechtmässige;  eine  —  einseitige  oder  eine  wechsel- 
seitige. —  Eine  widerrechtliche;  obligatlooes  es  delicto.  Dagegen 
kann  Niemand  durch  seine  eigene  rechtswidrige  Handlung  ein  Recht 
erwerben.  Sirev  XXIX,  I,  219.  P.)  Dieser  Bat»  ist  nur  beschiankt 
wahr.    8.  Art.  2262. 

ZaeharU,  Frau.  ClTltoeht    6.  AU.    I.  29 
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ohnt  odet  flir  eine  Gegenleistung  geschieht. 4)  2)  Die  Erwer- 
tmngsgrilnde  dieser  Art  ermächtigen  entweder  zu  einer  Er- 
werbung unter  den  Lebendigen  oder  zu  einer  Erwerbung 
auf  den  Todesfall,  je  nachdem  sie  ihrem  Wesen  nach  un- 
widerruflich oder  bis  zum  Tode  dessen,  der  die  Verfugung  ge- 
troffen hat,  widerruflich  sind.  In  dem  letztern  Falle  kann  der 
Rechtstitel  (oder  die  Verfugung)  entweder  schlechthin  oder 
nur  in  Beziehung  auf  die  darunter  begriffenen  Gegenstände 
widerruflich  sein.  Vgl.  Art.  1082 ff.  (Eine  Verfügung  der 
letzteren  Art  kann  eine  Schenkung  au!  den  Todestall,  donatio 
mortis  causa,  genannt  werden.) 

Das  Wort:  Verfügung,  (disposition,)  bezeichnet  in  sei- 
ner engeren  Bedeutung  nur  Schenkungen  und  Vermächtnisse, 
s.  z.  B.  Art  896.  900.  909.  Das  Wort:  Veräusserung, 
(alilnation,)  die  Uebertragung  des  gesammten  Rechts,  welches 
Einer  an  einem  Gegenstande  hat,  auf  einen  Andern  mittelst 
eines  belastenden  Rechtstitels. 

Die  Hauptein theilung  der  Erwerbsarten  ist  die  in  allge- 
meine und  in  besondere,  also  in  solche,  mittelst  welcher 
ein  Vermögen  und  in  solche,  mittelst  welcher  einzelne  Gegen- 
stände erworben  werden.  (Modi  acquirendi  sunt  Tel  universa- 
les vel  singulares.)  Durch  die  letzteren  kann  entweder  ein  her- 
renloser Gegenstand  oder  ein  Gegenstand,  der  schon  einen 
Herrn  hatte,  erworben  werden.  (Modi  acqu,  sunt  vel  originarii 
vel  derivativi.)6) 

S-  179. 
Von  den  verschiedenen  Arten  der  Eechtsnachfolger. 

Rechtsnachfolger*)  (oder Stellvertreter  inderweitern 
Bedeutung)  sind  diejenigen,  auf  welche  das  Recht  eines  An- 

4)  Die  Rechtsregel:  Dnae  lucrativae  causae  in  eandem  rem  coneur- 
rere  nequeunt,  §.  6  J.  de  legat.  brauchte  der  C.  c.  nicht  aufzunehmen. 
Denn  ro.  8.  Art.  1021.  1038. 

6)  P.)  Der  abgeleitete  Erwerb  —  der  derivative  setat  eine  Rechts- 
nachfolge voraus,  der  selbständige  oder  originäre  geschieht  obne  solch«, 
aber  nicht  blos  an  herrenlosen  Sachen.  —  Siehe  unten  §.  179  Anm.  **. 
Windscheid  1.  §.  66.  Uebrigens  gebraucht  hier  Z.  den  Ausdruck 
„herrenlos"  in  anderem  Sinne,  als  im  §.  174.  nämlich  als  res  nullius. 
8.  Anm.  **  eu  §.  173. 

*)  P.;  S.  die  Vertheidigung  dieses  Begriffes  gegen  neuer«  Bedenk« 
in  Windscheid  Fand.  I.  £.  64  Anm.  8.    S.  unten  Anm.  2a. 
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dem,  als  solches  übergebt,  so  dass  sie  dieses  Recht  nun  in 
ihrem  eigenen  Namen  auszuüben  berechtigt  sind.  Es  sind  also 
unter  diesem  Begriffe  nicht  enthalten:  1)  diejenigen,  an  welche 
ein  gewisses  Recht  fallt,  weil  es  in  der  Person  seines  bisheri- 
gen Eigentümers  erloschen  ist,  z.  B.  der,  an  welchen  die 
Nutzniessung  einer  Sache  zurückkehrt,**)  2)  diejenigen,  wel- 
che die  Rechte  eines  Andern,  in  dessen  Namen  aber  zu  ihrem 
eigenen  Vortheile,  auszuüben  berechtigt  sind,  mithin  die  Gläu- 
biger einer  Person,  in  wie  fern  ihnen  das  Reht  zusteht,  um 
zu  ihrer  Bezahlung  zu  gelangen,  theils  die  Güter  ihres  Schuld- 
ners mit  Beschlag  zu  belegen  und  verkaufen  zu  lassen,  Art. 
2093.  theils  die  Rechte  und  Klagen  ihres  Schuldners  geltend 
zu  machen.1)    Art.  1166. 

Die  Rechtsnachfolger  sind  1)  entweder  allgemeine  oder 
besondere,  (successores  sunt  vel  universales  vel  singulares), 
je  nachdem  auf  sie  das  Vermögen  oder  ein  so  vielster  Theil 
des  Vermögens  eines  Andern  oder  aber  nur  ein  einzelner  Ge- 
genstand von  einem  Andern  übergeht  oder  übergegangen  ist 
Die  allgemeinen  Rechtsnachfolger  sind  wiederum  entweder  S  tel  1- 
vert reter  (Repräsentanten)  ihres  Vorgängers,  (das  Wort: 
Stellvertreter  in  seiner  engeren  Bedeutung  genommen,)  oder 
nicht,  je  nachdem  sie  mit  ihrem  Vorgänger  in  rechtlicher 
Hinsicht  als  eine  und  dieselbe  Person  zu  betrachten  sind  oder 
nicht.  Stellvertreter  ihres  Vorgängers  sind  die  Erben  d.  i.  die 
ehelichen  Blutsverwandten  des  Erblassers,  Art.  724.  und  die 
Erbnehmer  (les  lögataires  universels)  in  dem  Falle  des  Arti- 
kel 1006.  Alle  anderen  allgemeinen  Rechtsnachfolger  gehö- 
ren in  die  zweite  Klasse.8)  .—  Die  allgemeinen  Rechtsnach- 
folger sind  zugleich  in  Beziehung  auf  die   einzelnen  Gegen- 


**)  P.}  Anch  der  Erwerb  durch  Verjährung  mit  Erlöschen  der 
Rechte  Anderer  oder  durch  Vernichtung  eines  Aktes  ist  keine  Rechts- 
nachfolge.   Aubry  et  Rau  IL  §.  175. 

1)  Vgl.  Sir.  XXX,  II,  131.  S.  unten  §.  312.  »Der  Gläubiger  ttbt 
das  Recht  6eines  Schuldners  als  ein  fremdes  nicht  als  sein  eigenes  aas. 
P.)  Er  ist  procurator  ex  lege  in  rem  suam  und  erscheint  deshalb  als 
ayant-cause  im  Sinne  von  Art.  1328.    S.  unten  IV.  §.  752  Anm.  44. 

2)  Jedoch  ist  die  Frage  bestritten,  ob  nicht  auch  der  in  einem 
Heiraths vertrage  eingesetzte  Erbe  den  (gesetzlichen)  Erben  in  dieser  Be- 
Eichung  gleichzustellen  sei.    Vgl.  unten  §.  736  ff.  —  Davon  unabhängig 
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stände,  welche  zu  dem  auf  sie  übergegangenen  Vermögen  ge- 
hören, als  besondere  Rechtsnachfolger  zu  betrachten. 

2)  Die  Rechtsnachfolger  haben  diese  Eigenschaft  entwe- 
der von  dem  Gesetze  oder  zu  Folge  einer  Willenserklä- 
rung desjenigen,  in  dessen  Rechte  sie  treten  oder  getreten 
sind.  Rechtsnachfolger  der  letzteren  Art  sind  z.  B  die,  welche 
von  einem  eine  Sache  erkauft  oder  in  Bestand  genommen  ha- 
ben, die  Geschenk-  oder  Vermächtnissnehmer,  die  Cessionäre,*) 
die  Gläubiger,  welche  vertragsweise  (Art.  1250.)  an  die  Stelle 
eines  andern  Gläubigers  getreten  sind.*) 


ist  die  Frage,  ob  mit  einer  Universalsuccession  z.  B.  durch  Sehen  tone 
unter  Lebenden  —  auch  die  Schulden  des  geschenkten  Vermögens  auf 
den  Donatar  übergehen.    S.  unten  III.  §.  577. 

2a)  P.)  In  der  neuen,  gemeinrechtlichen  Doktrin  ist  wieder  sehr 
bestritten,  ob  der  Cessionar  zu  den  Singularsuccessoren  gehöre,  oder  ob 
er  nur  vom  Cedenten  als  procurator  in  rem  suam  bestellt  werde.  Dafür 
ist  Windscheid,  Pand.  II.  §.329;  s.  dort  Anm.  10  die  Literatur.  ^ 

Mindestens  kann  man  dafür  ein  Gewohnheitsrecht  —  Windscheid 
a.  a.  0.  Anm.  9  -  annehmen  und  diese  Anschauung  der  alten  commu- 
nis opinio  doctorum  liegt  auch  dem  C.  N.  zu  Grande,  der  ja  nur  aus 
dieser  schöpfte.    Vgl.  unten  die  Einleitung  vor  §.  184. 

3)  Der  C.  c.  stellt  gewöhnlich  mehrere  Worte  neben  einander,  um 
die  sämmtlichen  Rechtsnachfolger  einer  Person  zu  bezeichnen;  z.  B.  die 
repr&entans  ou  ayant-cause,  Art.  137  die  heritiers  et  ayant-canse.  Art. 
1121.  1322.  In  einer  Stelle  (Art  941)  wird  jedoch  das  Wort  ayant- 
cause  von  Rechtsnachfolgern  überhaupt  gebraucht.  Eine  noch  umfassen- 
dere Bedeutung  hat  das  Wort:  Ayant-droit.  Art.  129.  —  Aus  dieser 
Unbestimmtheit  des  gesetzlichen  Sprachgebrauches  sind  mehrere  Miss- 
verständnisse oder  Streitfragen  entstanden.  S.  Le  nouvean  Ferriere 
m.  ayant-cause.  Grenier  tr.  des  donat.  II,  503.  Ders.  tr.  des  hy- 
poth.  II,  354.  Tonllier  VIII,  245 ff.  X,  p.  613 ff.  Durant.  des  con- 
traU  et  obligat.  IV,  1293 ff.  Ebend.  cours  de  droit  XIII,  I32ff.  Mer- 
lin qu.  m.  tiers.  Ducaurroy  Abb.  in  der  Zeitschrift:  Th6mis.  T.  III. 
P.  III.  p.  46.  Das  Sicherste  ist,  die  Sache  und  nicht  die  Worte  ins 
Auge  zu  fassen.  P)  Vgl.  Aubry  et  Rau  IL  §.  175  Anm.  6  und  Text. 
—  *Die  Streitfrage  betrifft  besonders  die  Art.  1322  und  1328.  Siehe 
unten  §.  752.  Die  im  Texte  vertheidigte  Ansicht,  dass  auch  die  Singu- 
larsuccessoren zu  den  ayant-cause  gehören,  ist  indess  jetzt  allgemein 
anerkannt.  Troplong  Hypoth.  II,  530.  Marcade"  Art.  1328  n.  III. 
Dieser  Begriff  ist  auch  in  Art.  1322  zutreffend  und  Art.  1328  steht  da- 
mit nicht  in  Widerspruch.  Denn  wenn  der  Singularsuccessor  die  Rechts- 
handlungen seines  Autors  anerkennen  soll,  so  muss  nachgewiesen  werden, 
dass  die  Rechtshandlung  vor  Eintritt  der  Singularsuccession  erfolgt  war, 
su  diesem  Behufs  muss  die  Urkunde,  die  jene  Rechtshandlung  beweisen 
soll,  ein  sicheres  Datum  haben  und  der  Art.  1328  ist  anwendbar.  Von 
diesem  Grundsatz  machen  Manche  eine  Ausnahme  in  der  Lehre  von  der 
Cession,  (Quittung  des  debitor  cessus  unter  Privatunterschrift. j  S.  unten 
IV.  §.  752  Anm.  46. 
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§.  180. 

Von  der  Uebertraguug  eines   Rechts  auf  Andere.  —  Erster  Grundsatz. 

Alle    Rechte,*)   auch   die   dinglichen,   welche 
Einer   vertragsweise    auf   den    Andern  überträgt, 

*)  P.)  Der  Grundsat«  ist  für  Mobilien  nur  wahr  für  das  Species- 
gescbaft,  nicht  aber  für  das  Genusgeschäft.  —  Anm.  1  zu  §.  172.  — 
Bf  zieht  sich  der  Vertrag  auf  eine  nur  der  Art  nach  bestimmte  Sache 
(Genusgeschäft),  so  ist  der  Uebergang  des  Eigenthumes  bedingt  durch 
vorgängige  Aussonderung  der  Waare  (deren  Specialisirung).  Eine  An- 
deutung hievon  liegt  in  den  Art.  1585,  1587,  obwohl  die  ganze  Lehre 
vom  Genus-  und  Specieskauf  erst  durch  die  neue  deutsche  Doktrin  — 
besonders  durch  Tool  -  festgestellt  nnd  den  Redaktoren  des  C.  N. 
wie  der  franz.  Jurisprudenz,  auch  der  neuesten,  unklar  ist.  Zu  dieser 
Specialisirung  genügt  jedenfalls  Absendung  der  Waare  durch  den  Ver- 
käufer an  den  Käufer  (Puchelt,  Kommentar  zum  Deutschen  H.G.B. 
S.  668  Anm.  2  S.  675  Anra.  g),  nicht  aber  die  Anweisung  des  Käufers 
an  den  Verkäufer,  die  noch  nicht  abgesendete  Waare  zu  verkaufen.  — 
Entsch.  d.  Reicbs-Oberhand.-Ger.  XL  S.  77    - 

Das  constitutum  possessorium  d.  h.  das  Uebereinkommen  zwischen 
dem  Veräusserer  und  dem  neuen  Erwerber,  dass  der  Erstere  für  den 
Letzteren  im  Besitze  bleibt,  also  Namens  des  Erwerbers  besitzt,  ist 
nur  bei  dem  Speciesgeschäfte  oder  nach  vorgängiger  Snecialisirung 
denkbar.  Unrichtig  ist  es  übrigens,  wenn  behauptet  wird,  dass  nach 
Art.  1138,  1583  immer  ein  stillschweigendes  constitutum  possessorium 
vorliege.    Puchelt,  Zeitschr.  I.  S.  186. 

Renan d  in  der  Ztschr.  für  Rechtswissenschaft  und  Gesetzgebung 
des  Auslandes,  Bd.  17  S.  213  u.  f.  nimmt  wegen  Art.  1141  an,  bei 
Fahrnissen  sei  stets  die  Tradition  zum  Eigenthumser werbe  nöthig.  Dies 
ist  gemäss  Art.  1583,  1138  nicht  zulässig.  Dalloz  unter  Oblijj.  697, 
Vente,  175.  Um  diese  mit  Art.  1141  zu  vereinigen,  muss  man  die  Ge- 
nusgeschäfte aussondern  und  zwischen  Erwerb  des  Eigen th ums  und  der 
Erlangung  des  Besitzes  unterscheiden.  Puchelt,  Zeitschr.  I,  8.  187. 
Also  bei  dem  Genusgeschäfte  ist  ohne  Specialisirung  des  Objektes  von 
Eigenthumserwerb  und  von  Anwendung  des  Art.  2279  keine  Bede,  nnd 
die  Specialisirung  ist  nicht  gleichbedeutend  mit  Tradition.  — 

Ist  nun  die  bewegliche  Sache  specialisirt  oder  handelt  es  sich  am 
ein  Speciesgeschäft,  so  geht  zwar  durch  den  Vertrag  das  Eigenthum  auf 
den  neuen  Erwerber  über,  aber  nicht  der  Besitz,  was  trotz  Art.  2279 
noch  von  Bedeutung  ist  (Puchelt  Zeitschr.  a.  a.  0.)  z.  B.  nach  Art. 
313,  343,  355  Deutsches  Hand.-Ges.-Buch.  Puchelt,  Kommentar  S. 
670  Anm.  1.  S  719  Anm.  7.  -  Wenn  Art.  1141  C.  N.  bestimmt,  dass 
bei  zwei  Erwerbern  einer  beweglichen,  körperlichen  Sanhe  t für  Mobiliar- 
rechte  gilt  weder  Art.  1141  noch  Art.  2279;  Sir.  XXXII,  II,  75,  394; 
Dalloz  et  Verge*  Anm.  13,  14  zu  Art.  1141;  s.  unt.  §.  215a  Anm. 5) 
die  Tradition  entscheide  „pourvu  toute  fois,  que  la  possession  soit  de 
bonne  foiu,  so  ist  dies  mit  Art  2279  schwer  zu  vereinigen;  indessen  geht 
der  Art.  2279  als  das  jüngere  Gesetz  vor.  S.  oben  §.  41  Anm.  9,  11. 
Daher  kann  auch  gegen  den  bösgläubigen  Besitzer  —  abgesehen 
von  Abs.  2  des  Art.  2279  —  die  rei  vindicatio  nicht  angestellt  werden; 
die  Folgen  der  bösgläubigen  Erwerbung,  von  denen  Art.  1141  handelt. 
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gehen  auf  den  Erwerber  derselben  schon  durch 
die  blose  Uebereinstimmung  der  Parteien  über,1) 
ohne  da88  es  zu  der  Erwerbung  des  Rechts,  (z.  B. 
zur  Erwerbung  des  Eigenthumes  an  einer  Sache,)  noch  über- 
diess  einer  Uebergabe  (traditio)  oder  einer  äusse- 
ren Feierlichkeit,  (abgesehen  jedoch  von  den  äusseren 
Feierlichkeiten,  welche  zur  Gültigkeit  der  Uebereinkunft 
erforderlich  sein  können),  bedürfte;  mit  andern  Worten: 
Conventio  est  non  solum  titulus  sed  et  modus  ac- 
quirendi.  Art.  711.  938.  1138.  1583.  -  Dieser  Grundsatz, 
—  durch  welchen  sich  übrigens  das  neuere  Französische  Recht 
sowohl  von  dem  Römischen2)  als  von  dem  älteren  Französi- 
schen Rechte3)  wesentlich  unterscheidet,  —  würde  jedoch,  so 
gewiss  er  auch  an  sich  Rechtens  ist  oder  sein  mag,  für  die 
Sicherheit  des  Eigenthumes,  die  bedenklichsten  Folgen  gehabt 
haben,  wenn  er  nicht  von  den  Gesetzen  theils  mehrfach  be- 
schränkt theils  durch  andere  Vorschriften,  insbesondere  durch 


können  nur  nach  dem  allgemeinen  Rechte  bestimmt  werden;  die  Ent- 
schadigungsverbindlichkeit  nach  Art.  1382  a.  f.  verpflichtet  zar  Leistung 
des  vollen  Interesses  und  dies  kann  unter  Umstanden  nach  dem  mass- 
gebenden Ermessen  des  Richters  auch  zur  Restita  irung  der  noch  im 
Besitze  des  Verklagten  befindlichen  Sache  selbst  führen.  —  Siehe 
unten  §.  215a  Anm.  Vgl.  Anbry  et  Rau  II.  §.  174  Anm.  7.  §.  17« 
Anm.  10. 

1)  Also  e.  B.  der  Verkäufer  eines  Grundstackes  kann,  nachdem  der 
Verkauf  abgeschlossen  worden  ist.  nicht  weiter  eine  Dienstbarkeit  aof 
das  Grandstück  legen  oder  für  dasselbe  erwerben.    Daran t.  X,  532 ff. 

2)  Traditionibus  et  usucapionibus  dominia  rerura,  non  nudis  pactis, 
transferuntur.  1.  20.  C.  de  pactis 

3)  Es  war  jedoch  herkömmlich,  dass  den  Notariatsurkunden,  welche 
über  die  Uebertragung  des  Eigen thums  an  einer  Liegenschaft  aufgenom- 
men worden,  die  clausula  quasi  traditionis  einverleibt  wurde.  Dieses 
Herkommen  gab  Veranlassung  zu  der  Aufstellung  der  neuen  (in  mehrere 
Lehren  sehr  tief  eingreifenden)  Regel.  —  Uebrigens  darf  es  nicht  be- 
fremden, wenn  in  demO  e  einige  Steilen  vorkommen,  bei  deren  Fassung 
man  offenbar  mehr  das  ältere  Recht,  als  den  im  Paragraphen  aufgestell- 
ten Grundsatz  des  neuern  Rechts  vor  Augen  gehabt  hat.  8.  z.  B.  Art. 
1B0S.  1867.  —  »Weder  Art  1303  noch  Art.  1867,  noch  auch  Art.  1238 
bilden  Ausnahmen  von  dem  Grundsatz  des  Eigenthumsübergangs  nach 
dem  C.  o.  Man  hat  übersehen,  dass  von  dem  Vertrag,  durch  welchen 
Eigenthum  übertragen  wird,  der  andere  Vertrag  sich  unterscheidet, 
durch  welchen  die  Eigentbumsttbertragung  erst  versprochen  wird.  Auf 
die  letztere  Art  der  Verträge  bez;ehen  sich  die  obigen  Artikel,  über 
welche  im  Einzelnen  unten  §§.  316  und  384  gehandelt  ist 
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diejenigen,  welche  den  für  Verträge  zu  führenden  Beweis  be- 
treffen, unschädlich  gemacht  worden  wäre.4) 

Ausnahmen  und  Einschränkungen,  welche  der  aufgestellte 
Grundsatz  leidet:  1)  Wenn  auch  das  Eigenthum  an  einer 
Liegenschaft  durch  die  blose  Uebereinstimmung  der  Parteien 
auf  den  andern  übertragen  wird,  so  hat  doch  der  Erwerber, 
wenn  die  Liegenschaft  von  der  Art  ißt,  dass  sie  mit  Unter- 
pfändern belastet  werden  kann,  gewisse  Rechte  nur  in  so  fern, 
als  er  seinen  Erwerbungstitel  hat  eintragen  (transscribiren) 
lassen.  Vgl.  Art  2180.  2183.  2185.  C.  de  pr.  Art.  834.  und 
unten  §.  208.  2)  Wenn  Einem  eine  Liegenschaft  dieser  Art 
geschenkt  worden  ist,  so  erwirbt  der  Beschenkte  erst  dadurch 
ein  auch  gegen  dritte  Personen  gültiges  Eigenthum  an 
der  ihm  geschenkten  Liegenschaft,  dass  er  die  Schenkungs- 
urkunde eintragen  (transscribiren)  lässt.  Vgl.  Art.  939  ff.  Art 
1069  ff.  und  unten  §.  G96.  704.  3)  Unterpfandsrechte  haben 
in  Verhältniss  zu  einander  (in  der  Regel)  nur  das  Datum, 
unter  welchem  sie  in  das  Hypothekenbuch  eingetragen  (inscribirt) 
worden  sind.  Vgl.  Art.  2134.  2166.  und  unten  §.  267  ff.  S. 
auch  Art.  2074.  2075.  4)  Wenn  sich  Einer  gegen  Mehrere 
zu  verschiedenen  Zeiten  verbindlich  gemacht  hat,  ihnen  eine 
und  dieselbe  bewegliche  Sache  zu  geben  oder  zu  überliefern, 
so  geht  derjenige  den  Uebrigen  vor,  welcher  zuerst  in  den 
physischen  Besitz  der  Sache  gesetzt  worden  ist, 8)  sollte  auch 
sein  Rechtstitel  der  neuere  sein,  vorausgesetzt  jedoch,  dass  er, 


4)  Vielleicht  hätte  gleichwohl,  zur  besseren  Sicherung  des  Eigen- 
tumes, der  Grundsatz  beibehalten  werden  sollen,  den  die  loi  vom  11. 
Brom.  VII.  enthielt,  dass  ein  gegen  dritte  Personen  giltiges  Eigenthum 
an  Grundstücken  nur  durch  die  Transskription  deB  Erwerbtitels  erwor- 
ben werden  könne.  —  Unbedingt  erklärt  sich  für  den  Grundsat»  des 
C.  c.  Toull.  IV,  54 ff.  P.)  Das  wichtige  Gesetz  v.  23.  März  1855  über 
die  Transskription  schreibt  die  Transskription  vor  als  Erfordernis«  des 
Eigenthumserwerbes  gegen  Dritte  für  eine  Reihe  von  Rechtsgeschäften, 
aber  nicht  für  jeden  Eigenthurasübergang  z.  B.  nicht  für  das  Erbrecht. 
Vgl.  über  dieses  Gesetz  A  u  b  r  y  et  R  a  u  II.  §§.  174, 174  bis,  209.  In  Baden 
ist  die  Transskription  durch  Zusatz  1583a  und  %.  25  des  zweiten  Ein- 
führungs-Ediktes für  jeden  Erwerb  von  Immobilien  vorgeschrieben, 

5)  1.  15.  C.  de  rei  vindicat.  Jedoch  die  Verfügung  des  Axt.  1141 
geht  weiter,  als  die  der  1.  15.  c.  P.)  Wegen  des  richtigen  Verständnisses 
von  Art.  1141  s  oben  Anm.  *. 
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als  ihm  die  Sache  übergeben  wurde,  in  gutem  Glauben  war. 
Art.  1141.  vgl.  Art.  2279.  und  §.  181.  5)  Wenn  Einer  dem 
Andern  eine  Forderung  abtritt  (cedirt),  so  ist  der  Cessionar 
in  Beziehung  auf  einen  jeden  Dritten  erst  dann  Eigenthümer 
der  Forderung,  wenn  der  Schuldner  von  der  geschehenen  Ces- 
don  gehörig  unterrichtet  worden  ist  oder  die  Gession  erweis- 
lich anerkannt  hat.    Art.  1690.  1691.    Vgl.  unten  §.359«) 

§.  181. 
Fortsetsang.    -   Zweiter  Grundsatz. 

Niemand  kann  ein  besseres,  ein  festeres  oder 
ein  umfassenderes,  Recht  an  einem  Gegenstande 
auf  einen  Andern  übertragen,  als  er  selbst  an  die- 
sem Gegenstande  hat;  und  eben  so  kann  Niemand 
ein  besseres  Recht  an  einem  Gegenstande  von  ei- 
nem Andern  erwerben,  als  sein  Gewährsmann  ^seiu 
auctor)  an  dem  Gegenstande  hatte.1)  Arg.  Art  1295. 
1743.  2182.  G.  de  pr.  arg.  Art.  731.  (Nemo  plus  juris  in  ali- 
um  transferre  potest  quam  ipse  in  re  habet)  —  Der  Grund- 
satz hat  jedoch  1)  nicht  den  Sinn,  als  ob  auch  ein  besonde- 
rer Rechtsnachfolger  für  alle  Schulden  seines  Gewährsmannes, 
gleich  als  ein  allgemeiner  Rechtsnachfolger,  zu  stehen  hätte. 
Sondern  der  Grundsatz  ist  nur  von  den  Verbindlichkeiten  zu 
▼erstehen,  welche  dem  Gewährsmanne  wegen  des  übertra- 


6)  Vgl.  oben  Anm.  *.  —  Eine  weitere  Ausnahme  besteht  in  Frank- 
reich nach  Art.  20  Abs.  3  des  Oes.  vom  5.  Juli  1844  für  Erfindungs- 
patente,  deren  Cession  gegen  Dritte  nur  dann  und  von  da  an  wirksam 
ist,   wenn  sie  auf  der  betreffenden  Präfektur  einregistrirt  worden  sind. 

1)  Aas  dem  Standpunkte  des  philosophischen  Rechts  dürften  Bich 
gegen  den  Grundsatz  des  Paragraphen,  der  wenigstens  in  dieser  Allge- 
meinheit dem  röm.  Rechte  unbekannt  war,  (s.  1. 54. 143. 175  §.  1. 1. 177.  D.  de 
&  J.)  gegründete  Zweifel  erheben  lassen.  Es  wird  übrigens  ▼.  den  fr.  Rechts- 
gelehrten einstimmig  angenommen.  S.  i.  B.  Troplong  des  hypoth. 
n.  530  und  die  daselbst  a.  Schrift.  P.)  Aubry  et  Rau  II.  §.176 
Text  und  Anm.  9.  Es  kommt  dabei  wesentlich  auf  den  Begriff  an,  den 
man  mit  der  Successio  verbindet.  Puchta,  Pand.  10.  Auflage.  §.  47. 
Text  und  Anm.  c.  —  Wegen  der  Rechtsverhältnisse  aus  Art.  1166  und 
aus  der  Cession  s.  oben  §.  179.  Uebrigens  ist  das  römische  Recht  aller- 
dings beschrankter.    S.  unten  Anm.  9. 
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genen  Rechtes  oblagen  *)  2)  Auch  diese  Verbindlichkei- 
ten können  nicht  ohne  Ausnahme,  sondern  nur  alsdann  gegen 
den  (besondern)  Rechtsnachfolger  geltend  gemacht  werden,  wenn 
sie  sich  auf  den  Titel  oder  auf  den  Umfang  des  übertragenen 
Rechts  unmittelbar  und  wesentlich  beziehen.  Es  kann  also  aus 
dem  vorliegenden  Grundsatze  zum  Beispiel  nicht  die  Fol- 
gerung gezogen  werden,  dass  eine  Klage  ex  delicto  yel 
quasi  ex  delicto  (zum  Beispiel  eine  possessorische  Klage3) 
oder  die  actio  Pauliana  Art.  1167.  vgl  unten  §.  313.)  oder 
dass  eine  Klage  ex  obligatione  ad  faciendum4)  auch  gegen  ei- 
nen Dritten  angestellt  werden  könnte.  Endlich  3)  ist  derselbe 
Grundsatz  auch  nicht  so  zu  deuten,  als  ob  ein  besonderer 
Rechtsnachfolger  für  diejenigen  Verbindlichkeiten,  wegen  wel- 
cher er  seinen  Gewährsmann  zu  vertreten  hat,  persönlich  (oder 
mit  seinem  eigenen  Vermögen)  verhaftet  wäre.  Diese  Verbind- 
lichkeiten sind  nur  obligationes  in  rem  scriptae.5) 

Aus  dem  obigen  Grundsatze,  (welcher  insbesondere  für 
die  Nachfolger  in  einzelne  Sachen  und  Rechte  von  praktischem 
Interesse  isV  ergibt  sich  z.  B.:  I)  Ein  Vertrag,  durchwei- 
chen Einer  eine  fremde  Sache,  gleich  als  wäre  sie  sein  Eigen- 
thum  veräussert,*)  ist  ungiltig;7)   Art.  1599.   und  arg.  hujus 

2)  Dar  an  t.  des  contr.  I,  162.  —  *  Die  Frage  nach  der  Uebernahrae 
der  Schulden  des  Gewährsmanns  muss  im  Zusammenhange  mit  der 
Uebernahme  fremder  Schnlden  überhaupt  erörtert  werden.  So  weit  die 
Grundsätze  des  romischen  Rechtes  auf  die  einschlagenden  Materien  des 
C.  N.  anwendbar  sind,  findet  sich  eine  gründliche  Erörterung  dieser 
Frage  in  der  Schrift :  Die  Uebernahme  fremder  Schulden  nach  gemeinem 
und  preussischem  Recht.  Von  Delbrück.  Berlin  1853.  P)  (Jener  diese 
Schrift  vgl.  Windscheid  in  Kritische  Ueberschau  der  Deutschen 
Gesetzgeb.  und  Bechtsw.  Bd.  I.  S.  27  ff. 

3)  Vazeille  tr.  des  prescr.  n.  652.    *8.  jedoch  unten  §.  190b. 

4)  S.  f..  B.  Art.  1598.  Art.  1660.  Sirey  XXVI,  H,  277.  Vergl. 
unten  §.  357. 

5)  S.  s.  B.  Art.  2167  und  Sir.  XXX,  I.  291.  P.)  Das  Princip  am 
Schlüsse  von  No.  1  ist  noch  *u  allgemein  geiasst,  und  ist  nach  den  Be- 
schränkungen unter  No.  2,  3  nur  wahr  für  Veränderungen  am  über- 
tragenen Kechte. 

6)  Gleich  als  wäre  sie  sein  Eigenthum.  —  Denn  man  kann  eine 
fremde  Sache  allerdings  bedingungsweise,  (auf  den  Fall,  dass  wir  das 
Eigenthum  daran  erwerben  würden,  *Sir.  XL  VI,  II,  116j  ingleichen  so 
▼eräussern,  dass  man  für  die  Genehmigung  des  Eigentümers  gutsagt. 
Ajrt.  1120.  Delvinc.  ad  Art.  1599.  Troplong  de  la  vente  n.  234. 
Sir.  XII,  II,  55.    XXII,  II,  260. 

1)  Der  Art.  1599  spricht  zwar   nur  von   dem  Verkaufe  einer 
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Art  VgL  unten  §.  351.  nnd  eben  so  ein  Vertrag,  durch  wel- 
chen Einer  das  Recht,  von  einer  Sache  Gebrauch  zu  machen, 
das  er  schon  auf  einen  Andern  übertragen  hatte,  auf  einen 
Zweiten  überträgt.  Wenn  also  z.  B.  der  Eigenthümer  eines 
Hauues  dieses  Mehreren  zu  verschiedenen  Zeiten  vermiethet 
hat,  so  geht  die  ältere  Miethe  der  späteren  vor.8)  —  2)  Die 
Mängel  und  Fehler,  mit  welchen  der  Rechtstitel  des  Gewährs- 
mannes behaftet  war,  (z.  B.  vis,  error,  dolus,)  können  auch 
gegen  den  Rechtsnachfolger  geltend  gemacht  werden.9)  — 
ö)  Wenn  das  Recht  des  Gewährsmannes  schlechthin  (ex  tanc) 
widerruflich  war,  so  ist  und  bleibt  es  auch  in  der  Hand  des 
Kechtenachfolgers  widerruflich.  Art.  1183.  1184.  1664.  Vgl. 
unten  §.  196.  Auch  dürfte  aus  dem  aufgestellten  Satze  zu 
folgern  sein,  dass  in  dem  einen  und  dem  andern  Falle  (2.  und 
H.)  die  Klage  gegen  den  Rechtsnachfolger  direkt  angestellt 
werden  könne.  ,0)  S.  jedoch  §.  196.  —  4)  Die  Verfügungen, 
welche  der  Eigenthümer  einer  Sache  über  die  in  dem  Eigen* 
thum  enthaltenen  Rechte  getroffen  hat,  und  welche  er  den 


fremden  Sachs.  Aber  er  ist  (ob  paritatem  ratlonis)  auf  eine  jede  Ver- 
auseerune  anwendbar;  z.  B.  auch  auf  einen  Tausch;  ßirey  X,  I,  204. 
*XXV,  II,  321.  XXXVI,  I,  70.  XLI,  I,  657.  Eben  so  auf  Schenkungen. 
Sir.  X,  II,  142.    (Gutachten.) 

8)  Delvlnc.  ad  Art.  1743.  D u ran t.  XVIII,  143.  P.)  Die  ge- 
nannten Schriftsteller  wollen  mit  Unrecht  dem  im  Besitze  befindlichen 
Miether  den  Vorrang  einräumen;  der  von  ihnen  angerufene  Art.  1141 
bezieht  sich  nur  auf  res  corporales  mobiles.    8.  oben  §.  180  Anm.  5. 

9)  Dur  an t.  X,  158.  180.  P.)  Die  Wirkung  der  Ungut  igkeitsgrttnde 
gegen  den  dritten  Besitzer  der  Liegenschaft  s.  B.  den  Käufer  —  Art. 
2125  und  unten  II  §  336  Anm.  8  —  ist  eine  dem  römischen  Rechte 
fremde  Ausdehnung  des  an  der  Spitze  von  §.  181  aufgestellten  Princips. 

10)  Dass  also  nicht  dem  judlcio  rescissorio  des  Judicium  rescindens 
vorausgehen  müsse.  Die  Frage  ist  jedoch  bestritten.  Mann  kann  sich 
so  helfen,  dass  man  die  Klage  zwar  gegen  den  Gewährsmann  anstellt, 
jedoch  den  Rechtsnachfolger  adeitiren  lässr,  damit  das  Unheil  gegen 
beide  zusammen  gesprochen  werde.  Vgl.  Durant.  a.  a.  O.  und  Trop- 
ion g  de  la  vente  n.  634 ff.  804  und  die  von  Troplong  a.  Schriften. 
(Troplong  halt  eine  direkte  Klage  gegen  den  Rechtsnachfolger  nicht 
für  zulässig.  Jedoch  scheint  er  sich  einer  Inkonsequenz  schuldig  zu 
machen,  wenn  er  gleichwohl  —  in  der  a.  Sehr.  n.  732  —  In  dem  Falls 
des  Art.  1664  —  das  Gegentheil  annimmt.)  —  *Dle  Praxis  halt  die 
direkte  Klage  gegen  den  Rechtsnachfolger  für  zulässig.  Sir  XLIV,  ü, 
115.  Tn  der  Regel  aber  werden  beide,  Autor  und  Rechtsnachfolger  In 
die  Sache  gesetzt.  Ueber  die  Klage  gegen  den  Autor  ohne  Zuziehung 
4ee  Rechtsnachfolgers,  s.  ßir.  XIJI,  II,  72. 
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Gesetzen  Dach  über  diese  Rechte lx)  zu  treffen  befagt  war, 
sind  auch  für  den  Rechtsnachfolger  bindend.  Es  ist  daher 
2.  B.  der  Käufer  eines  Grundstückes18)  nicht  berechtiget  den 
bisherigen  Pachter  des  Grundstückes,  noch  der  Käufer  eines 
Hauses,  den  bisherigen  Miethsinann  zu  vertreibeu. 1S)  Artikel 
1743.  C.  de  pr.  Art.  691.  UJ  Wenn  dagegen  der  Eigenthümer 
eines  Grundstückes  dieses  mit  einer  Dienstbärkeit  belastet  hat, 
welche  von  der  Beschaffenheit  ist,  dass  sie  den  Gesetzen  nach 
nicht  an  einem  Grundstücke  bestellt  werden  kann,  (Art  686.) 
so  kann  eine  solche  Verfügung  nicht  gegen  den  dritten  Be- 
sitzer geltend  gemacht  werden.  —  S. u.U.  §  247  Anm.  1.  P.J 
Der  vorliegende  Grundsatz  leidet  jedoch,  zu  Folge  be- 
sonderer gesetzlicher  Vorschriften,  mehrere  Ausnahmen. 
Beispiele:  1)  Er  ist  nicht  auf  bewegliche  Sachen  anwendbar. 
Denn  der  Besitzer  einer  beweglichen  Sache  ist  kraft  Ge- 
setzes Eigenthümer  derselben.  Art.  2279.  §.  1.  S.  auch 
Art.  1141.  VgL  unten  §.  215  a.  Es  kann  daher  eine  beweg- 
liche Sache  ihrem  dermaligen  Besitzer  (in  der  Regel)  nicht 
aus  dem  Grunde  entwährt  werden,  weil  sein  Gewährsmann 
nicht  Eigenthümer  der  Sache  war;  und  eben  so  wenig  kön- 
nen gegen  die  dermaligen  Besitzer  einer  solchen  Sache  die 
Verbindlichkeiten  geltend  gemacht  werden,  welche  der  Ge- 
währsmann derselben  wegen  dieser  Sache  auf  sich  hatte.  — 
2)  Man  kann  das  Eigonthum  an  einer  Liegenschaft  ersitzen, 
ungeachtet  der  Besitz  desjenigen,  von  welchem  man  die  Lie- 
genschaft erworben  hat,  zur  Ersitzung  nicht  tauglich  war. 
Art.  2239.  <ö)   S.  auch  Art.    2265.  jct.   Art.  2262.  -  3)  Die 


11)  To ullier  VI,  433.  —  Dasselbe  gilt  auch  von  andern  Rechten, 
als  von  dem  E1gpntntnnsr<»cMe. 

12 1  Dasselbe  gilt  auch  von  dem,  welcher  mittelst  einer  Schenkung 
oder  tauschweise  ein  Grundstück  etc.  erwirbt.  Pothier  du  contrat. 
de  looage  n.  269.    Delvine   ad  Art.  1743.  Durant.  XVII,  142.  145. 

13)  Also  —  Kauf  geht  nicht  vor  Miethe.  (vergl.  8-  369)  Anders 
die  1.  9  G.  loo.  cond.  —  Der  Art.  1743  spricht  zwar  nur  von  dem  Rechte, 
den  Pachter  oder  Miethsmann  zu  vertreiben.  Es  wird  jedoch  (ob  pa- 
rltatem  rationia)  auch  auf  den  Fall  anwendbar  sein,  da  der  Pachter  oder 
der  Miethsmann  noch  nicht  eingezogen  ist  8ir.  XXVII,  II,  116.  A.  M. 
tot  Delvine.  ad  h.  Art  und  Durant.  XVII,  139. 

14)  8.  zu  diesem  Artikel:  Delvine.  a,  a.  0.  Durftet.  XVII,  Ifiöf. 
Sir.  XII,  II,  271. 

16)  1.  88.  8.  4  D.  de  nsnrp.  et  nsneap. 
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Unterpfänder,  welche  der  Eigenthümer  einer  Liegenschaft  an 
dieser  bestellt  hat,  sind  gegen  den  dritten  Besitzer  nur  unter 
der  Bedingung  wirksam,  dass  sie  zu  gehöriger  Zeit  in  die 
hierzu  bestimmten  Bücher  eingetragen  (inscribirt)  worden  sind. 
Vgl.  unten  §.  267  ff. 

§.  182. 
Bedingung  der  Anwendbarkeit  des  §.  181  aufgestellten  Grundsatzes. 

Es  können  jedoch  gegen  einen  Rechtsnachfolger  die  Ver- 
bindlichkeiten, welche  seinem  Gewährsmanne  wegen  des  auf 
jenen  übertragenen  Rechts  oblagen,  nur  unter  der  Bedingung 
(sive  agendo  sive  excipiendo)  geltend  gemacht  werden,  dass 
diese  Verbindlichkeiten  gegen  den  Rechtsnachfolger,  weil  und 
in  wie  fern  dieser  als  ein  Dritter  zu  betrachten  ist,  nach 
Maasgabe  der  (eigenthümlichen)  Grundsätze,  welche  das  fran- 
zösische Recht  von  dem  Beweise  aufstellt,  (vgl.  z.  B.  Art 
1328.)  gehörig  in  Gewissheit  gesetzt  werden  können.  (Von 
diesen  Grundsätzen  wird  in  dem  praktischen  Theile  des  Civil- 
rechts  gehandelt  werden.  S.  unten  §.  749.)  Auf  diesen  Grund- 
sätzen beruht  z.  B.  die  Einschränkung,  mit  welcher  der  Art 
1743.  den  Satz  aufstellt,  dass  der  Käufer  einer  Liegenschaft 
den  von  seinem  Verkäufer  wegen  dieser  Liegenschaft  abge- 
schlossenen Pacht-  oder  Miethvertrag  zu  halten  verbunden  sei 

§.  183. 

Dritter  Grundsatz. 

Uebergang  der  Verbindlichkeiten. 

So  wie  auf  den  besonderen  Rechtsnachfolger 
die  Verbindlichkeiten  übergehen,  welche  der  Ge- 
währsmann wegen  des  auf  jenen  übertragenen 
Rechtes  hatte,  so  gehen  auch  auf  den  besondern 
(und  um  so  mehr  auf  einen  allgemeinen)  Rechtsnachfol- 
ger die  Rechte  über,  welche  dem  Gewährsmanne 
wegen  derselben  Verbindlichkeiten  zustanden.  Arg. 
Art.  1122.  1165.  Es  kann  sich  daher  z.  B.  der  besondere 
Rechtsnachfolger  auf  das   pactum   de   non   petendo   berufen, 
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welches  sein  Gewährsmann  mit  dem  Kläger  abgeschlossen 
hatte  l)  Und  eben  so  kann  der  Käufer  eines  Grundstückes 
oder  eines  Hauses  verlangen,  dass  der  bisherige  Pachter  oder 
Miethsmann  seinen  Pacht  oder  seine  Miethe  aushalte.*)  Vgl. 
§.  181.  —  Dagegen  kann  der  besondere  Rechtsnachfolger 
nicht  diejenigen  Rechte  seines  Gewährsmannes  in  Anspruch 
nehmen,  welche  sich  zwar  auf  den  Gegenstand  seiner  Rechts- 
nachfolge beziehen ,  aber  nicht  auf  Verbindlichkeiten  beruhen, 
welche  auf  den  Rechtsnachfolger  von  dessen  Gewährsmanne 
übergehen,  es  wäre  denn,  dass  sie  zu  Folge  des  Gesetzes  oder 
zu  Folge  einer  besonderen  Uebereinkunft  (ex  cessione)  als 
ein  Zubehör  des  erworbenen  Gegenstandes  zu  betrachten  wä- 
ren. Es  kann  daher  z.  B.  der  Käufer  eines  Grundstückes  den 
Baumeister  oder  Unternehmer,  welcher  sich  gegen  den  Ver- 
käufer verbindlich  gemacht  hatte,  einen  Bau  auf  dem  Grund* 
stücke  aufzuführen,  nicht  auf  die  Erfüllung  der  eingegangenen 
Verbindlichkeit  belangen.8)  Eben  so  wenig  hat  der  Käufer 
einer  Liegenschaft  gegen  den  Verkäufer  seines  Verkäufers  oder 
gegen  die  noch  entfernteren  Verkäufer  eine  direkte  Klage 
auf  Gewährleistung.4)  —  Uebrigens  ist  alles  dieses  mit  dem 
Vorbehalte  zu  verstehen,  dass  auch  dem  besonderen  Rechts- 
nachfolger, wenn  und  in  wie  fem  er  der  Gläubiger  seines  Ge- 
währsmannes ist  das  Recht  verbleibt,  die  Rechte  seines  Schuld- 
ners auszuüben     Art.  1166.  Vgl.  unten  §.  312. 

1)  1.  7  §.  8  1.  17  §.  5  D.  de  pactis.  P.)  Das  pactum  de  non  pe- 
tendo kann  auf  die  Person  beschränkt  sein.  Windscheid  Pand.  Tl. 
g.  367  Text  und  Anm.  8. 

2)  Delvlnc  ad  Art.  1743.  Durant.  XVll,  147.  A.M.Ist  Pothier 
du  contrat  de  louage.  n.  298  Ausg.  Slffreln.  Ed.  IV.  8.435.  P.)  Aubry 
et  Rau  IL  §.176  Anm.  7,  8,  der  sich  In  Anm.  7  mit  Unrecht  auf  Z.  beruft 

3)  A.  M.  ist  Toulller  VI,  424.  Dagegen  wird  die  im  Paragra- 
phen angenommene  Meinung  von  dem  daselbst  a.  Pothier   vertheidlgt. 

4)  Eine  direkte  Klage  —  also  es  Ist  hier  nicht  von  der  Klage 
die  Rede,  welche  der  Käufer  au  Folge  des  Art.  1166  erheben  kann. 
Die  Frage,  ob  er  auch  direkt  (jure  proprio  s.  ob  pactum  in  rem)  ge- 
gen den  Verkäufer  seines  Verkäufers  klagen  könne,  ist  jedoch  bestritten. 
Von  Mehreren  (P  )  d.i.  von  der  Mehrzahl  z.  B.  Marcade*  zu  Art.  1626, 
Demolorabe  XXV,  141.  Larombiere,  Oblig  I.  Art.  1166.  Nr.  28) 
wird  sie  bejaht,  weil  der  Käufer  die  Sache  cum  omni  causa  gekauft 
habe.  (Aber  ist  das  nicht  eine  petitlo  principll?J  Vgl.  Aber  diese  Streit- 
frage: Durant.  XVI,  274f.  Troplong  de  la  vente.  n.  437.  Sir. 
XXVII,  II,  6.  XXXI,  II,  138.  Cit. 
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Man  nennt  die  Verträge,  aus  welchen  auch  die  besonde- 
ren Rechtsnachfolger  Rechte  und  Verbindlichkeiten  ableiten 
können,  pacta  in  rem. 6) 

V.    Von  dem  Besitze. 

Art.  2228—2285.  C.  de  pr.  Art.  23  —  27.  (In  den  a.  Artikeln  des  C. 
c.  wird  jedoch  die  Lehre  von  dem  Besitze  mit  Rücksicht  anf  die  Er- 
sitzung vorgetragen.  Der  eigentliche  Sitz  der  Lehre  von  den  Besftc- 
klagen  ist  der  C.  de  pr.  in  den  a.  Art.  Man  hat  daher  in  dieser 
Lehre  die  Artikel  des  C.  c.  nur  mit  Voreicht  an  benutzen.  Jedoch 
ist  in  der  Regel  ein  ad  usucapionem  30.  annorum  nicht  zureichender 
Besitz  auch  ad  interdicta  unzureichend.)  —  Cout.  de  Paris  Art.  96 — 
98.  Ordonn.  v.  J.  1667.  tit.  XVIII.*)  Die  Grundlage  der  (in  den  fol- 
genden §§.  abzuhandelnden)  Lehre  von  den  Besitzklagen  war  In  dem 
alteren  und  ist  in  dem  neueren  Fr.  Rechte  allerdings  das  Römische 
Recht.  Jedoch  hat  zugleich  das  altdeutsche  und  das  kanonische  Recht 
einen  so  wesentlichen  Einfluss  auf  die  Gestaltung  dieser  Lehie  des  Fr. 
Rechts  gehabt,  daes  man  um  so  behutsamer  sein  muss,  dieses  aus  dem 
Römischen  Rechte  zu  erläutern.  Am  allerwenigsten  darf  man  die  neue- 
ren und  neuesten  Untersuchungen  Aber  die  Lehre  des  Römischen  Rechts 
vom  Besitze  zur  Auslegung  desC.  e.  anwenden.  Denn  die  u  n  mittel- 


6)  P.)  Die  Bezeichnung  „pacta  in  rem"  ist  nicht  quellenmässig  und 
wird  daher  von  den  jetzigen  Romanisten  nicht  mehr  angewendet  —  Die 
Lehre  von  den  pactis  in  rem  gehört  schon  im  römischen  Rechte  nicht 
zu  den  leichtesten.  Vergl.  Thibaut:  System  des  Pandektenrechts.  §. 
504.  8.  Aufl.  (Nach  diesem  Rechte  scheint  nur  das  pactum  de  non  pe- 
tendo ein  pactum  in  rem  gewesen  zu  sein,  d.  i.  auch  für  einen  Dritten 
eine  Einrede  begründet  zu  haben  )  Der  G.  c.  hat  die  Schwierigkeiten 
dieser  Lehre  keineswegs  gehoben.  Die  hier  vorzugsweise  zu  beachten- 
den Vorschriften  des  Gesetzbuches  sind  in  den  Art.  1122.  1165  enthal- 
ten. Der  erstere  sagt:  „On  est  cense  avoir  stipule  pour  soi  et  pour  ses 
heritiers  et  ayant-cause;44  der  letztere:  „fies  Conventions  n'ont d'effet 
qu'entre  les  parties  contraetantes;  elles  ne  nufcent  pas  au  tlers  et 
elles  nelui  prontent."  Aber  wer  ist  nun  in  dieser  Beziehung  ein  Rechts- 
nachfolger? ein  ayant-cause?  wer  ist  ein  Dritter?  un  tiers?  Vgl.  Aber 
diese  Lehre:  Durant.  des  contra ts.  1,  181.  Toullier  VI,  420.  (Der 
letztere  Schriftsteller  hat  diese  Lehre  mit  besonderer  Sorgfalt,  ich  weiss 
jedoch  nicht  ob  eben  so  mit  Erfolg  behandelt.)  P.)  Dalloz  unter  Oblig. 
1079.  Rolland  de  Villargues  unter  Stipulation  pour  autruL  Die- 
selbe Frage  entsteht  für  die  Art.  1322.  1328  —  vgl.  oben  §.  179  Ann. 
3  und  unten  IV.  §.  752  —  und  wird  von  den  französ.  Kommentatoren 
des  G.  N.  nach  der  Legalordnung  bei  diesen  Artikeln  behandelt. 

*)  P.)  Diese  Ordonnanz  ist  um  so  wichtiger,  als  bei  Abfassung 
der  Gesetzbücher  ausdrücklich  erklärt  wurde,  dass  man  sich  von  deren 
Grundsätzen  nicht  entfernen  wolle.  —  Von  neueren  Gesetzen  kommt  In 
Betracht  Art.  6  dea  Ges.  v.  25.  Mal  1838  sur  les  Justice«  de  psJx. 
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bare  Quelle  des  C.  c.  ist  a..cü  Mnr  Pothier.  —  Traft*  de  lapoeeea- 
sion.  Par  Pothier.  Aueg.  ^i  ff  rein  Bd.  X  8.  267.  Die  Bemerkungen  des 
Kaasatlonegerlchtahofes  über  den  Entwur j  des  C.  de  \>r.  b.  Sir.  IX,  1, 
5.  Dein  compeience  des  juges  de  paiz.  Par  Henrion  de  Pansey 
(8.  oben  Seite  134.)  Diss.  de  jnre  possessionis.  Au  ct.  Rauter.  8trasb. 
1812.  4.  Qnestlons possessoires.  ParGulchard.  1827.  Tr.  des actions 
possessolres.  Par  Änlanier.  1829.  Troplong  de  la  prescriptlon.  1, 
217  ff.  Die  Lehre  vom  Bealtie  nach  den  Grundsätzen  des  Franjiösischen 
Civilrechts.  Von  W. Plank.  1811.  Tr.  du  droit  de  possession  et  des 
actione  possessoires  Par  Belime.  1842.  *Des  actions  possess.  en 
droit  romain  et  en  dr.  fr.  Par  Cr^mieux  1846.  Tr.  de  la  possession 
et  des  actions  possess.  par  Garnier,  1847.  Gurasson,  traite  des 
actions  possessolres  et  du  bornage.  1842.  Geschichte:  Etndes  hi- 
storiques  et  eritiques  sur  les  actions  poseess.  Par  De  Parle u.  1850. 
üistoire  de  la  possession  et  des  act.  possess.  en  droit  fr.  Par  A lau- 
set. 1849.  P.)  Princlpes  ou  Traltä  des  actions  possessoires.  Par  Ca- 
rou.  4.  ed.  1869.  —  Traitö  des  actions  possessoires.  Par  Bloche. 
1864.  Ebensolcher  von  Cnrasson.  Do  la  possession  en  droit  romain 
et  en  droit  francais.  Par  Beauvois.  1858.  Traite  de  la  possession 
et  des  actions  possessoires.  Par  Wodon.  1867.  II  Vol.  Auch  das 
klassische  Werk  von  Savigny,  dio  Lehre  vom  Besitz,  ist  in  mehreren 
fraasOs.  Uebersetrungen  erschienen,  neuerlieh  nach  der  7.  Aufl.  von 
Rudorff.    Par  H.  Stadtler  1866. 

A.    Von  dem  Besitze  im  allgemeinen. 

§.  184. 
Von  der  Inhabung  einer  Sache  —  Innebebaltungsrecht. 
Die  Inhabung  einer  Sache  (oder  der  physische  Besitz 
einer  Sache,  nuda  detentio,  von  Einigen  auch  possessio  natu- 
ralis genannt,)  ist  die  Thatsache,  dass  eine  bestimmte  Person 
eine  bestimmte  bewegliche  oder  unbewegliche  Sache  in  ihrer 
Gewahrsam  oder  in  ihrem  Gebrauche  hat,  die  Person  mag 
übrigens  die  Absicht  haben,  die  Sache  als  die  ihrige  innezu- 
behalten  oder  zu  gebrauchen,  oder  sie  mag  diese  Absicht  nicht 
haben.  —  Obwohl  die  Inhabung  einer  Sache  an  sich  nicht 
ein  Recht  ist,  ja  nicht  einmal  mit  der  Erwerbung  eines  Hechts 
an  äusseren  Gegenständen  in  einem  unmittelbaren  Zusammen- 
hange steht,  so  haben  doch  die  Gesetze  aus  besondern  Grün- 
den an  die  blose  Inhabung  einer  Sache  bedingungs-  und  be- 
ziehungsweise gewisse  rechtliche  Folgen  geknüpft.  Denn  1)  der 
Inhaber  einer  Sache  kann  sich  in  den  durch  das  Gesetz  be- 
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stimmten  Fällen  gegen  diejenigen,  welche  seine  Herrschaft  über 
die  Sache  antasten,  mit  Gewalt  vertheidigen.  C.  p.  Art.  322. 
328.  329  2)  Der  Inhaber  einer  Sache  hat  in  gewissen  Fäl- 
len ein  Innebehaltungsrecht.  *) 

Das  Innehaltungsrecht  (jus  retentionis,  droit  de  re- 
tention)  ist  das  Recht,  kraft  dessen  der  Inhaber lÄ)  einer  frem- 
den Sache  —  einer  beweglichen  oder  einer  unbeweglichen1) 
—  die  Herausgabe  der  Sache  so  lange  verweigern  kann,  bis 
dass  er  von  dem  Eigenthümer  der  Sache  wegen  einer  Forder- 
ung, die  er  an  diesen  hat,  befriedigt  worden  ist.  —  Das  Inne- 
behaltungsrecht kann  entweder  auf  dem  Gesetze  oder  auf  ei- 
nem Rechtstitel  beruhen  (In  dem  letzteren  Falle  wird  es  le 
nantissement  genannt.3)  Vgl  Art.  2071.)  —  Das  Innebehal- 
tungsrecht, das  unmittelbar  auf  dem  Gesetze  beruht,  (von 
dieser  Art  des  Innebehaltungsrechts  ist  hier  allein  die  Rede.) 


1)  Das  erßtere  dieser  Rechte  beruht  anf  dem  Rechte  der  Selbstver- 
teidigung, das  letztere  auf  den  Grundsätzen  des  bürgert  Rechts.  — 
Rauter  du  droit  de  retention  in  der  Revue  de  legislation  v.  Wo- 
lowskl  X,  p.  430.  S.  auch  Revue  v.  Foelix  VIII.  p.  769.  8ir.  XLI. 
II,  453.  P.)  Du  droit  de  retention.  Par  Cabrye.  1860.  Droit  de  re- 
tentlon 80us  l'empire  du  C.  K.  (zusammen  mit  Droit  d'accroissement) 
Par  0 lassen,  1862.  Im  Interesse  des  Handels  wurde  das  Zurück  be 
haltungsrecht  eingeführt  und  weiter  entwickelt  durch  Art.  313—316  des 
deutschen  H  G.B.  S.  darüber  Puchelt  Kommentar  zu  d.  A. 

la)  P.)  Der  physischen  Inhabung  steht  gleich  die  rechtliche  z.  B. 
durch  Niederlage  in  einem  Lagerhaus.  Retention  erfordert  Detention, 
Oberhofgcr.  und  Rosshjrt,  Bad.  Annalen.  Bd.  36.  6.  254  Text  und 
Anna.  7.  —  Pont,  Petita  contrats  II,  1287.  Goldschmidt,  Handelsr. 
Bd.  I.   Abth.  II.   8.  968  dehnt  es  auf  Jurist.  Besitz  und  Eigenthum  aus. 

2)  Troplong  des  hypth.  I,  255.  —  Das  Innebehaltungsrecht  ist 
jedoch  nicht  einem  Pfand-  oder  Unterpfandsrechte  gleichzustellen.  Eben- 
dasselbe n.  172.  -  *In  Sir.  XLIX,  II,  457  wurde  entschieden,  dass 
das  Retentionsrecht  des  Depositars  (Art.  1948J  das  Rechtsum  Verkauf 
der  Sache  in  sich  schliesse.  P.)  Ebenso  KG.  in  Sir.  LI,  I,  243.  Für  das 
deutsche  Handelsrecht  ist  dem  Retinirenden  das  Verkaufsrecht  ausdrück- 
lich gewährt  durch  Art.  315  H.G.B.  und  die  Eonsequenz  der  obigen 
Entscheidung  führt  zu  dessen  Zulassung  in  analogen  Fällen. 

3)  *Da  das  Nantissement  (der  Pfandvertrag)  Faustpfand  und  An- 
tichrese  umfasst,  so  ist  das  Retentionsrecht  damit  nicht  identisch.  P.) 
Wohl  aber  gewährt  jedes  Pfandrecht  dem  Inhaber  der  Sache  auch  das  Reten- 
tionsrecht, und  zwar  auch  im  Konkurse  des  Schuldners,  wie  überhaupt  durch 
diesen  das  Retentionsrecht  nicht  berührt  wird,  soweit  nicht  die  Konkursord- 
nung ein  Anderes  gebietet.  Art.  2218.  —  Das  Retentionsrecht  wirkt 
auch  gegenüber  anderen  Gläubigern;  dieselben  können  zwar  im  Wegs 
der  Exekution  die  Versteigerung  der  retinirten  Sachen  erwirken,  müssen 
aber  dem  Retentionsberechtigten  gestatten,  dass  er  zuerst  aus  dem  Erlöse 


Digitized  by 


Google 


§.  184.  Von  dem  Besitze  im  allgemeinen.  466 

tritt  in  der  Regel4)  in  allen  den  Fällen  ein,  in  welchen  der 
Inhaber  einer  fremden  Sache  wegen  dieser  Sache5)  eine 
Forderung  an  den  Eigenthümer  hat,  (propter  debitum  cum  re 
conjunctum,)  d.  h  ,  in  welchen  der  Inhaber  einen  Aufwand 
auf  die  Sache  gemacht  hat,  den  er  von  dem  Eigenthümer  der- 
selben zurückzufordern  berechtigt  ist.  6)  Art.  867.  1673.  1749. 
1885.  1948.  und  arg.  hör.  Art.  Da  jedoch  der  C  c  ein  ge- 
setzliches Innebehaltungsrecht  nirgends  in  der  Allgemeinheit 
anerkennt,  in  welcher  es  nach  dem  Obigen  dem  Inhaber  einer 
fremden  Sache  zusteht,  so  wird  der  Richter  um  so  mehr  be- 
fugt sein,  in  den  Fällen,  in  welchen  dieses  Recht  in  Anspruch 
genommen  wird,  zugleich  Rücksichten  der  Billigkeit  eintreten 
zu  lassen.  Es  wird  daher  dieses  Recht  nur  demjenigen  zuzu- 
billigen sein,  welcher  seine  Gegenforderung  sofort  einigermas- 
sen  wahrscheinlich  machen  kann.  Auch  wird  er  die  Beschaffen- 
heit des  Rechtsgrundes ,  aus  welchem  die  Ausantwortung  der 
Sache  gefordert  wird,  berücksichtigen  können. 7) 

befriedigt  wird.  K.  G.  Sir.  U  I,  805.  Vgl.  8ir.  LXV,  II,  48.  ~  Doch 
muss  das*  Retentionsrecht  dem  Rechte  der  Revendication  welchen.  Art. 
574  n.  flg.  G   de  comm. 

4)  8.  jed.  Art.  1885.    Vgl.  1.  ult.  C.  commod.     3.  unten  II.  8.  892. 

5)  P.)  Auch  der  Vermiether  hat  kraft  seines  die  Natur  des  Pfand- 
rechts th  eilen  den  Privilegs  das  Retentionsrecht  —  Art.  2102  Z.  1  —  so- 
weit ei  nicht  Ulaten  sind,  die  sum  Verkaufe  eingebracht  sind.  S.  nnten 
IL  §.  261  Anm.  4,  13   §.  215  a  Nro.  2. 

6)  Zwar  enthält  der  C  c.  diese  Regel  nicht  (wie  die  Ordonn.  v.  J. 
1667.  tit  27.  Art.  9)  in  der  Allgemeinheit,  in  welcher  sie  im  Paragraphen 
aufgestellt  worden  ist.  Aber  sie  liegt  den  im  Texte  a.  Artikeln  offen- 
bar snm  Grunde.  Vgl.  Merlin  (Tarrible)  m  privilege  8ect.  IV,  §. 
5.  Tonlller  111,  129 ff.  Troplong  des  hypoth.  I,  254 ff.  «Demante, 
Programme  III,  886.  Marcade*  Art.  867.  ~  Die  Regel  hat  auch  den 
Gerichtsgebrauch  für  steh.  8.  Sir.  VIII,  II,  19.  XXIX,  II,  258.  XXXIII, I, 
668.  XXXIV.  II,  599.  P.)  Auch  Art.  2280  gewahrt  Retentionsrecht.  Lau- 
rent VI,  181.  Merlin  unter  Retention,  281  und  Cabrye,  67u.f.  be- 
schranken das  Retentionsrecht  auf  die  Im  Gesetze  vorgesehenen  Fälle. 
Aubry  et  Rau  III.  §.  256 bis,  Anm,  5  und  Text  haben  eine  vermlt- 
telndo  Ansicht,  indem  sie  ausser  der  konnexen  Forderung  verlangen, 
dass  die  Inhabung  auf  einem  Kontrakte  oder  Quasikontrakte  beruht  Die 
übrigen  Autoritäten  theilen  die  Ansicht  von  Z.  8o  Demolombe  IX, 
682.  Glasson  8.  58  u.  f.  Der  KH.  hat  neuerdings  anerkannt  das  Re- 
tentionsrecht des  Mandatars  und  negotiorum  geetor.    Sir.  LXVI,  I,  92. 

Das  Deutsche  H.G.B.  Art.  313  verlangt  keine  konnexe  Schuld,  wohl 
aber  dass  die  Sachen  „mit  dem  Willen  des  Schuldners  auf  Grund  von 
Handelsgeschäften  in  den  Besitz  des  Gläubigers  gelangt  sind." 

7)  Sir.  XXX,  II,  105.  (Hier  wurde  einem  Vormunde,  der  Vorschüsse 
gemac.t,  aber  die  Vormundschaft  einem  Andern  abzutreten  hatte,  das 

Zaskarli,  Timas.  ClrUischt.    «.  an«.    L  jJQ 
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§.' 185  a.  (§.  185.) 
Begriff  des  Besitze».  —  Stellang  dieser  Lehre  im  Franz.  Rechte. 

Der  Besitz  (possessio)*)  ist  an  sich  (oder  das  Wort  in 
seiner  philosophischen  Bedeutung  genommen),  die  Thatsache, 
da  Einer  will,  dass  ein  äusserer  Gegenstand  ihm  gehören  cL 
h.  seiner  Herrschaft  unterworfen  sein  solle,  und  diese  seine 
Absicht  äusserlich  beurkundet.  Der  Besitz  in  dieser  Bedeu- 
tung ist  die  Bedingung,  unter  welcher  äussere  Gegenstände 
überhaupt  einer  Person  gehören  können.1)  Er  ist  jedoch 
auch  in  dieser  Bedeutung  nicht  ein  Recht,  sondern  nur  eine 
Thatsache,  wenn  auch  die  urkundlichen  Gesetze  an  diese  That- 
sache gewisse  rechtliche  Folgen  knüpfen  können  und  billig  zu 
knüpfen  haben.  Er  ist  nicht  ein  Recht,  denn  die  Frage  ist 
und  bleibt  immer  noch  die,  ob  die  Willenshandlung,  kraft  wel- 
cher Einer  besitzt,  ihrer  Form  und  ihrem  Gegenstande  nach 
rechtmässig  sei.  —  Nicht  gerade  einen  andern  wohl  aber  einen 
beschränkteren  Begriff  stellt  das  Französische  Recht  von  dem 
Besitze  auf.  Es  bestimmt  diesen  Begriff  mit  Rücksicht  auf  die 
rechtlichen  Folgen,  welche  der  Besitz  als  solcher  (d.  h.  als  eine 
Thatsache  und  abgesehen  von  dem  Rechte  an  dem  Gegenstande), 
hat.  *)  Und  da  der  Besitz  als  solcher  nur  in  so  fern,  als  er 
sich  auf  Sachen  oder  auf  Dienstbarkeiten  2r)  bezieht,  denFran- 

J.  R.  vertagt.)  *Fällo,  in  denen  das  Retentionsrecht  nicht  zulassig  Ist: 
Art.  665.  2175.  Sir.  XLVIII,  II,  10.  P.)  8.  auch  Anbry  et  Rau  III, 
§.  256  bia,  Text  undAnm.  13-18. 

*)  P.)  Was  Z.  Besitz  nennt,  bezeichnet  man  gewöhnlich  ala  juristischen 
Besitz  —  im  Gegensatz  zur  possessio  naturalis.  S.  oben  §.  184.  — 
Windscheid.  Pand.  I.  g.  148  a.  E. 

1)  In  diesem  Satze  liegt  zugleich  der  Grund,  warum  die  Lehre  von 
dem  Besitze  in  dieser  Einleitung  abgehandelt  worden  ist 

2)  *Nlcht  für  eine  Thatsache  sondern  für  ein  dingliches  Recht  (droit 
reel)  hält  den  Besitz  Belime  n.  17.  P.)  Ebenso  Demolombe  IX,  479. 
Du  Gaurroy  II,  69  Gute  Widerlegung,  namentlich  aus  Pothier,  gibt 
Laurent  VI,  83.   S.  auch  Windscheid,  Pand.  I.  §.  150  Anm.  1. 

2a)  P.)  Art.  1240  spricht  von  possession  de  la  creance,  ebenso  Ist 
in  Art.  320,  321  die  Rede  von  possession  d'etat;  Beides  ist  im  uneigeut- 
lichen  Sinne  zu  nehmen.  Art.  1240  bezeichnet  —  abgesehen  von  Inhaber- 
Papieren  —  nur  den  anscheinenden  Gläubiger.  8.  unten  II.  §.  S17  und 
I.  §.  196  Anm.  18.  —  Unter  possession  d'etat  ist  das  faktische  Kind- 
schaf tsverh&ltniss  zu  verstehen,  welches  ein  Ersatzmittel  für  den  Beweis 
des  Rechtes  ist.  8.  unten  III.  §.  547.  —  Vgl.  Renaud  in  der  Krü 
Zeltachr.  f.  Rw.  und  Gg.  des  Ausl.  Bd.  17.  S.  161.  —  Wegen  Besitz 
der  Dienstbarkelten  s.  unten  §.  187  b. 
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zöeischen  Gesetzen  nach  gewisse  rechtliche  Folgen  hat,  so  ver- 
steht das  Französische  Recht  unter  dem  Besitze  die  Thatsache, 
da  Einer  will,  dass  ihm  eine  Sache  eigentümlich  gehören  oder 
dass  ihm  eine  Sache  dienstbar  sein  solle,  (animus  sibi  ha- 
bendi) und  diese  seine  Absicht  durch  die  Inhabung  der  Sache 
(§.  184)  oder  beziehungsweise  durch  die  Ausübung  seines 
Rechte  entweder  selbst  oder  durch  Andere  beurkundet. 8)  (Pos- 
sessio —  quasi  possessio.)    Art.  2228. 4) 

§.  185  b. 

Erwerbung  —  Fortsetzung  —  Verlust  des  Besitzes. 

Da,  um  in  dem  Besitze  einer  Sache  etc. 1)  zu  sein,  zweier- 
lei erforderlich  ist,  die  Inhabung  der  Sache  und  der  animus 
sibi  habendi,  (§.  185  a)  so  folgt,  dass  eben  so  die  Erwerbung, 
die  Fortsetzung  und  die  Erhaltung  des  Besitzes  von  diesen 
zwei  Bedingungen  abhänge. ')  Jedoch  nimmt  das  Französische 


3)  Die  hier  von  dem  Besitze  gegebene  Definition  weicht  nur  den 
Worten  nicht  aber  der  Sache  nach  von  der  Definition  des  Art.  2228  ab. 
Die  vielen  Schwierigkeiten,  mit  welcher  die  Auslegung  des  Römischen 
Rechts  in  der  Lehre  vom  Besitze  verbunden  ist,  dürften  hauptsächlich 
daher  entstehen,  dass  die  Römischen  Rechtsgelehrten  die  Inhabnng  der 
Sache  als  einen  Bestandteil  und  nicht  blos  als  die  Beurkundung  des 
Besitzes  betrachteten. 

4)  P.)  Wenn  Art.  2228  von  jonissance  spricht,  so  ist  das  ungensu; 
die  thatsächliche  Herrschaft  genügt  auch  für  den  Besitz  eines  Rechts  — 
die  s.  g.  quasi  possessio.  Wind  scheid,  I.  §§.  151,  163.  —  Z.  allegirt 
nur  Art.  2228:  dieser  bezieht  sich  aber  auf  die  naturalis  possessio,  um 
den  juristischen  oder  eigentlichen  Besitz  —  oben  Anm.  *  —  in  kon- 
struiren,  muss  man  hinzunehmen  den  Art.  2229  „a  titre  de  propriätaire 
d.  h.  titulo  domini  oder  anlmo  rem  sibi  habendi" ,  was  gleichbedeutend 
ist  mit  „a  titre  non  pr&Aire"  in  Art.  23  C.  de  pr.  S.  unten  §.  188 
Anm.  1.  —  Davon  ist  zu  unterscheiden  der  Usukspionsbesitz  —  pos- 
sessio Jnsto  titulo  —  par  juste  titre  in  Art.  2265 

1)  Dieses  etc.  bezieht  sich  hier,  und  wo  es  sonst  in  dieser  Abthei- 
lung des  Handbuchs  in  derselben  Verbindung  vorkommt,  auf  die  quasi 
possessio  servitutum. 

2)  Vgl.  Troplong  de  la  prescriptlon.  I,  251  ff.  Duranton  XXI, 
194  ff.  Von  beiden  Schriftstellern  wird  die  Lehre  de  acqulrenda  vel 
amittenda  possessione  ausführlich  abgehandelt.  Sie  wiederholen  jedoch 
über  diese  Lehre  grösstenteils  nur  das,  was  das  Römische  Recht  über 
dieselbe  Lehre  enthalt.  Anch  kann  sie,  da  sie  der  C.  c.  und  der  C.  de 
pr.  ganzlich  übergangen  hat,  nur  aus  dieser  Quelle  im  Geiste  des  Fran- 
zösischen Rechts  geschöpft  werden.  Vgl.  über  die  Regel:  Possessio 
solo  animo  retinetnr:  Sir.  XXXI,  II,  194.  P.)  81r.  LI,  I,  812.  LXVlII,  I, 
33.  Mourlon,  Rep.  3.  exam.  1086«. f.  Marcade  No.  6  ztt  Art.  2928. 
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Recht  an,  dass  der  Besitz  des  Erblassers  kraft  Gesetzes  (ex 
Actione  juris)  auch  in  den  Erben,  so  wie  (in  dem  Falle  des 
Art  1006)  in  den  Erbnehmern  fortdaure.  Art.  724.  S.  auch 
Art.  2234  Uebrigens  kann  der  Besitz  nicht  blos  in  Person, 
sondern  auch  durch  einen  Andern,  sei  es,  dass  dieser  einen 
Auftrag  hierzu  hat,3)  oder  dass  er  (z.  B.  als  Vormund)  ein  ge- 
setzlicher Stellvertreter5*)  ist,  ergriffen,  fortgesetzt  und  erhal- 
ten werden.    Art., 2228.  C.  d.  pr.  Art.  23. 

§.  186. 

Von  den  rechtlichen  Folgen  des  Besitzes  im  Allgemeinen. 

Die  rechtlichen  Folgen  des  Besitzes  sind  theils  solche, 
welche  der  Besitz  für  sich  hat,  theils  solche,  welche  mit  dem 
Besitze  nur  unter  gewissen  besonderen  Bedingungen  verbun- 
den sind.  (In  so  fern  der  Besitz  für  sich  gewisse  rechtliche 
Folgen  hat,  wird  er  von  Einigen  possessio  naturalis  oder  pos- 
sessio ad  interdicta  genannt;  in  wie  fern  gewisse  rechtliche 
Folgen  desselben  nur  unter  gewissen  besonderen  Bedingungen 
eintreten,  possessio  civilis.  Andere  nennen  den  Besitz  über- 
haupt im  Gegensatz  der  Inhabung  p.  civilis.)  —  In  dieser 
Einleitung  ist  nur  von  den  rechtlichen  Folgen  des  Besitzes 
überhaupt  die  Rede.  Von  den  besonderen  rechtlichen  Folgen, 
welche  mit  dem  Besitze  unter  besonderen  Bedingungen  ver- 
bunden sind,  (d.  h.  von  dem  Fruchtgenusse  und  von  der  Er- 
sitzung,) wird  erst  weiter  unten  an  den  geeigneten  Orten  ge- 


Troplong,  Preeer.  I,  251,  263,  270.  Aubry  et  Ren  U.  §.  179  Ann. 
17.  In  einem  gewissen  ßinne  ist  jene  Regel  wehr;  nämlich  die  Sehweite 
Unterlassung  der  Ausübung  des  Besitses  bewirkt  noch  nicht  dessen  Ver- 
lust; sber  die  Fortdauer  des  Besitses  solo  anlmo  genügt  nicht  su  den 
Besitsklsgen  wegen  Entziehung  des  Besitses.  Puchelt,  Zeltsehr.  L  8. 
188— 18a    8.  unten  g.  215c  Anm.  lim. 

3)  Einen  ausdrücklichen  oder  einen  stillschweigenden.  8o  haben 
in  dieser  Besiehung  ein  maadatum  praesumt.:  Famlllenglleder,  Dienst- 
leute, Pachter,  Miethaieute.  Toullier  HI.  706.  Merlin  qu.  m.  com- 
plainte.  §.  II.  Sir.  IX,  I,  5.  XX,  I,  456.  Vgl.  unten  §.  215c.  PJ  Auch 
der  negotiorum  geetor  s'eht  im  Falle  der  Ratlhabitlon  dem  Mandatar 
gleich.  Pothiert23.  Belime,  92;  Letsterer  will  mit  Unrecht  die 
Genehmigung  surückwirken  lassen. 

8a)  P.)  Dasu  gehören  auch  die  Repräsentanten  von  Handelsgesell- 
schaften und  von  juristischen  Personen. 
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handelt  werden.    Wegen  des  Besitzes  von  Mobilien  s.  unten 
§.  215a. 

Die  rechtlichen  Folgen,  welche  der  Besitz  für  sich  und 
überhaupt  hat,  können  auf  den  Grundsatz  zurückgeführt  wer- 
den: Für  einen  jeden  Besitzer  streitet  die  Ver- 
muthung,  dass  er  der  Eigenthümer  der  Sache  oder 
der  Dienstbarkeit  sei,  die  er  besitzt,  Arg.  Art.  2230, 
vorausgesetzt  jedoch,  dass  seinBesitz diejenigen 
Eigenschaften  hat,  durch  welche  diese  Vermuth- 
ung  ihrem  Wesen  nach  bedingt  ist.1)  Ueberdiess 
kommt  dem  Besitzer,  da  er  in  petitorio  nicht  als  Kläger  auf- 
zutreten braucht,  in  Beziehung  auf  die  sofort  gleich  unten 
1  —  3.  folgenden  Sätze  auch  die  rechtliche  Gunst  zu  statten, 
welche  ein  Beklagter  für  sich  hat.  *)  —  Hiernach  ist,  1)  wenn 
dem  Besitzer  sein  Recht  streitig  gemacht  wird,  nicht  dem 
Besitzer  sondern  dem  Gegentheile  die  Beweislast  aufzuerle- 
gen. 8)  2)  In  einem  Streite  über  das  Recht  ist  im  Zweifel 
für  den  Besitzer  zu  entscheiden.4)  (Actore  non  probante  ab- 
solvitur  reus.)  3)  Wenn  in  einem  Rechtsstreite  über  eine  Sache 
oder  über  eine  Dienstbarkeit  eine  vorläufige  Verfugung  zu 
treffen  ist,  so  ist  dabei  dem  Besitzer  der  Vorzug  zu  geben. 6) 
Endlich,  4)  (die  Hauptfolge,  welche  die*  Gesetze  mit  dem  Be- 
sitze verbinden,)  der  Besitzer  hat  gewisse  Klagen,  um  sich  in 
seinem  Besitze  zu  schützen  oder  den  verlorenen  Besitz  wieder 


1)  Was  von  den  Eigenschaften  des  Beetees  quoad  interdlcta  In  dem 
Folgenden  gesagt  werden  wird,  gilt  auch  von  dem  Besitze  In  Beziehung 
auf  seine  übrigen  rechtlichen  Folgen. 

2)  §.  2.  J.  de  act.  —  1  125.  D.  de  R.  J.  „Favorabillores  rei  potiua 
quam  actores  habentur.a  -  ••  *Weil  jedoch  diese  rechtliche  Gunst  eine 
Folge  der  Eigenschaft  eines  Beklagten  ist,  ist  sie  nicht  Folge  des  Be- 
sitses,  sondern  hangt  nur  suf&llig  mit  ihm  zusammen.  8.  Puohta,  Vor- 
lesungen §.  182  a.  E.    P.)  Aubry  et  Rau  IL  §.  182. 

8)  Lassaulx  m,  376.  81r.  XXVII,  I,  84.  S.  jedoch  unten  §.  219. 
Anm.  4. 

4)  Pothier  du  droit  de  propriÄte,  Ausg.  ßlffrein,  Bd.  10.  n.91.97. 
98.  Troplong  de  la  prescr.  I,  229.  Sir.  XXXI,  I,  182.  XXXII,  I,  788. 
XXXV,  I,  70.  (In  dem  letsteren  Falle  wurde  fttr  denjenigen  entschieden, 
der  die  meisten  Besitihandlungen  fttr  sich  hatte.) 

5)  Vgl.  Merlin  m.  provlsion.  8lr.  IX,  I,  5.  XXI,  I,  266.  P)  In 
pari  causa  melior  est  conditio  possidentls, 
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zu  erlapgen. 6)    (Actions  possessoires.)    Von  diesen  Klagtn  in 
den  folgenden  §§phen. 

B.    Von  den  Besiteklagen. 

§.  187  a.  (191.) 

Einleitung.  —    Das  ältere  Eecht.  ' 

Das  yormalige  französische  Recht,  (das  Recht,  welches 
biß  zur  Publikation  des  0.  c.  und  des  G.  de  pr.  in  Frankreich 
in  Kraft  war,)  kannte  drei  Klagen,  von  welchen  man  zur 
Erhaltung  und  beziehungsweise  zur  Wiederherstellung  des  Be- 
sitzstandes Gebrauch  machen  konnte.  *)  Nämlich:  1)  La  com- 
plainte  en  cas  de  saisine  et  de  nouvelletä,  auch  l'action  en 
complainte  oder  la  complainte  schlechthin  genannt;  2)  lartin- 
tögrande,1)  und  3)  la  dönonciation  de  nouvel  oeuvre.  Die 
von  diesen  Klagen  geltenden  Grundsätze  kamen  fast  ganz  mit 
denjenigen  überein,  welche  das  gemeine  deutsche  Recht  be- 
ziehungsweise über  das  Possessorium  summarium,  über  die 
Spolienklage  und  über  die  novi  operis  nunciato  aufstellt.    Da- 


6)  Klagen  zur  Erlangung  des  Besitzes  (interdiota  adipiseeodae 
possessionis)  kommen  in  dem  Französischen  Rechte  nicht  vor,  Poncet 
tr.  des  actions  n.  59. 

1)  Nur  um  Worte  zu  sparen,  wird  hier  auch  la  denonc.  de  n.  oe. 
eine  Klage  genannt.  Sie  wäre,  streng  genommen,  nur  ein  Rechtsmittel 
zu  nennen  gewesen.  *Belime  n.  206.  (Darüber  ist  kein  Streit,  das» 
eine  novi  operis  nunciatio  privata  unwirksam  sei.  Dalloz  actionpose. 
Beet.  IL  Sir.  XX,  I,  434.)  P.)  Art.  6  des  Ges.  v.  25.  Mai  1838  sur  les 
Justices  de  palx  fahrt  als  Gegenstand  von  deren  Kompetenz  an:  des 
denonciatlons  de  nouvel  oeuvre,  cumplaintes,  relntegrande  et  autres 
actions  possessoires.  Daraus  folgt,  dass  auch  die  op.  nov.  nunc,  eine 
noch  existirende  Besitzklage  ist,  wie  auch  der  K.  H.  wiederholt  aner- 
kannt hat.  Diese  eigentümliche  Klage  dürfte  sich  von  der  complainte 
nur  darin  noch  unterscheiden,  dass  sie  schon  bei  einer  drohenden  mög- 
lichen Beaitzstörung  zulässig  ist.  Aubry  et  Bau  IL  §.  188  Anm  2. 
ßir.  LVL  I,  433.  —  S.  unten  Anm.  4,  5. 

Im  0.  N.  finden  sich  nur  in  Art.  1293,  2160  Z.  2  Bestimmungen 
Ober  die  Relntägrande  (Spolienklage)  und  in  Art  1428  ist  von  den  Be- 
sitsklagen  überhaupt  die  Rede. 

2)  c.  3.  (Redintegranda.)  C.  III.  qu.  I.  -  *Die  Zul&ssigkeit  der  Re- 
integrande  als  einer  possessorischen  Klage,  bei  welcher  der  Annalbesitz 
nloht  erforderlich  ist,  war  schon  im  alten  Recht  bestritten.  Die  rd-htige 
Ausloht  geht  dahin,  dass  die  Bedingung  des  Annalbesitzes  auch  nach 
dem. alten  Recht  nlchi  erlassen  werden  konnte.  8.  über  diese  Frage 
A'lajuaet,  Hlat.  de  la  possesslon  p.  257.  259  ff.   —  S.  unten  Anm.  4. 
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her  kann  und  soll  hier  von  einer  ausführlicheren  Darstellung 
jener  Grundsätze  Umgang  genommen  werden.3)  —  Nun  neh- 
men zwar  mehrere  Rechtslehrer  an,  dass  man  so  wie  nach 
dem  älteren  so  auch  nach  dem  heutigen  Rechte  diese  drei 
Klagen  von  einander  zu  unterscheiden  und  eine  jede  derselben 
nach  anderen  und  besonderen  Grundsätzen  zu  beurtheilen  habe. 
Sie  behaupten,  mit  andern  Worten,  dass  man  das,  was  der 
C.  de  pr.  Art.  23.  über  die  possessorischen  Klagen  verordne, 
nur  von  der  complainte  des  älteren  Rechts  d.  i.  nur  von  dem 
Falle  zu  verstehen  habe,  da  Einer  in  dem  Besitze  einer  Lie- 
genschaft widerrechtlich  gestört  worden  sei,  dass  dagegen 
derjenige,  welcher  aus  dem  Besitze  einer  Liegenschaft g e - 
waltsam  gesetzt  worden  sei,  auch  jetzt  noch,  ohne  dass 
er  einen  jährigen  Besitz  zu  beweisen  brauche,  auf  die  Wie- 
dereinsetzung in  den  Besitz  (mittelst  der  R£intögrande)  klagen 
könne,  und  dass  eben  so  die  novi  operis  nunciato  auch  jetzt 
noch  in  denselben  Fällen  und  unter  denselben  Bedin- 
gungen, wie  ehemals,  für  statthaft  zu  erachten  sei,  also  z. 
B.  schon  in  dem  Falle,  da  ein  Grundeigentümer  durch  einen 
neuen  Bau  etc.,  den  der  Nachbar  beabsichtige  oder  zu  fuhren 
angefangen  habe,  mit  einem  Schaden  bedroht  werde,  sollte 
auch  die  Neuerung  nicht  eine  Besitzstörung  sein;  wenn  auch 
diese  Rechtslehrer  wieder  in  Einzelheiten  von  einander  ab- 
weichen.4) —  Allein  diese  Meinung  ist,  so  wie  sie  von  jenen 


3)  Vgl.  über  das  ältere  Recht  s.  B.  Garnier  des  actione  possess. 
p.  13  ff.  42  ff.  »Namentlich  jedoch  die  a.  Schrift  von  AI  aus  et.  Hist. 
de  la  possession  et  des  actione  possessoires  1849.  (Eine  vom  Institut 
gekrönte  Preisschrift.)  Sie  bietet  die  gründlichste  Erörterung  aller  hier 
einschlagenden  historischen  Fragen,  für  welche  es  den  meisten  franzö- 
sischen Schriftstellern  an  einem  treuen  Anschliessen  an  die  Quellen  fehlt. 
—  Eine  Abhandlung  Ober  die  n  o.  nunc,  von  d'Hauthuille  in  der 
Revue  de  legiel.  et  de  jurispr.  T.  IV.  p.  351.  444.  T.  VI.  p.  49.  Eine 
andere  von  Klimrath:  Etüde  historique  sur  la  saisine.  Ebend.  II,  p. 
366  und  in  Kl  Im rath,  Travaux  II,  p.  339.  »Letztere  Abhdl.  ist  ein 
Versuch,  die  AI  brecht' sehe  Theorie  der  Geware  auf  das  altfransö- 
aische  Recht  Ober  antragen.  Er  kann  jedoch  kaum  als  gelungen  beseioh- 
net  werden. 

4)  Man  findet  die  Schriftsteller  für  diese  Meinung  so  wie  die  für 
die  entgegengesetzte  Meinung  in  grosser  Ansahl  angeführt  bei  Garnier, 
4es  actione  poss.  p.  28  (novi  op.  nunc.)  u.  p.  48.  (Spolienklage.)  £. 
auch  Poncet  tr.  dea  actione  n.  62.  69.  Bsrriat  de  8fti»t~Ptlx, 
cou»4epr.  civ.  n.  85 ff.  Troplong  de  la  ptese».  I,  282.  319 ff.  •Bea- 


Digitized  by 


Google 


472  *•  187a-   n«  T^6^-  Einleitung. 

Schriftstellern  aufgestellt  wird  und  nach  denselben  in  dem 
Obigen  wiederholt  worden  ist,  unhaltbar.  Zuvörderst  ist  so 
viel  gewiss,  dass  man  die  Frage,  ob  es  auch  nach  dem  heu- 
tigen Rechte  drei  ihren  rechtlichen  Bedingungennach 
verschiedene  Klagen  gebe,  welche  die  Erhaltung  oder  Wieder- 
herstellung des  Besitzstandes  zum  Gegenstande  haben,  ledig- 
lich und  allein  nach  den  neuen  Gesetzbüchern  (nach  dem  C. 
c  und  nach  dem  G.  de  pr.)  zu  beurtheüen  habe.  S.  oben  §. 
14.  und  17.  über  die  verbindende  Kraft  dieser  Gesetzbücher. 
Nun  gedenken  aber  die  neuen  Gesetzbücher  der  novi  operis 
nunciato  nirgends ;  sie  gedenken  ihrer  weder  mittelbar  noch 
unmittelbar.  Anlangend  die  Räintögrande  oder  Spolienklage, 
so  kommen  zwar  in  dem  C.  c.  (Art.  1293.  2060.  vgl  unten 
§.  191.)  zwei  Vorschriften  vor,  welche  sich  auf  diese  Klage 
beziehen.  Beide  Vorschriften  beziehen  sich  jedoch  nicht  auf 
die  rechtlichen  Bedingungen  sondern  nur  auf  die  Fol- 
gen einer  Besitzklage,  wenn  diese  wegen  gewaltsamer 
Entsetzung  aus  dem  Besitze  angestellt  wird.  Nach 
dem  heutigen  Rechte  also  sind  alle  Besitzklagen, 

rion  de  Pansey,  Compet.  des  juges  de  palx  eh.  52.  Renter,  Gönn 
de  pr.  e.  n.  395  Chauveau  s.  Carre  n.  107  bis.  Dallo«,  m.  Actlos 
possess.  I,  p.  231.  —  Eben  so  schwankend  ist  der  Gerlehtsqebraueh. 
8.  Aber  die  novi  operis  nunciatio:  Sirey  XXVI,  I,  349.  XXYli,  I,  383. 
XXIX,  I,  183.  XXXTFL  I,  553.  XXXIV,  I,  428.  542.  »XLIH,  I,  753.  Citund 
über  die  Reintegrande:  Sirey  XX,  I,  209.  XXVII,  I,  73.  457.  XXXIV,  l, 
335.  XXXV,  I,  m.  XXXVI,  I,  15.  Cit.  XXXIX,  I,  641.  XLI,  I,  295.  P.) 
Fttr  mich  ist  auch  bezüglich  der  Relntegrande  das  Argument  ans  dem 
Ges.  v.  25.  Mai  1838  —  oben  Anm.  1  entscheidend,  cumal  es  eine 
Bestätigung  der  schon  damals  bestehenden  und  bestrittenen  Jurispmdens 
des  K.H.  enthalt.    Dszu  kommen  Art.  1293,  2060  C.  N. 

Das  aus  Art  23  C.  de  pr.  entnommene  Argument  muss  dem  Jün- 
geren Gesetse  -welchen.  Auch  scheint,  wie  für  die  op.  n.  nunc  —  s.  u. 
Anm.  6  —  so  für  die  Räintegrande  das  praktitche  Bedttrfniss  sn  spre- 
chen ;  dem  Principe  „spollatus  ante  omnia  restituendnstt  gentigt  die  Cout- 
plainte  mit  dem  Erforderniss  des  einjährigen  Besitces  nicht.  8.  Anbry 
et  Rau  n.  §.  189  Anm.  1. 

Für  die  Linder,  in  welchen  wohl  Art.  23  C.  de  pr.  nicht  aber  das 
Ges.  v.  25.  Mai  1838  gut,  ist  allerdings  Z.'s  Deduktion  Überzeugend,  und 
daher  kommt  es,  dass  in  der  rheinischen  Jurisprudenz  seine  Ansicht  in 
unbestrittener  Uebnng  ist.    8.  unten  Anm.  5  am  Ende. 

üebrigens  hat  selbst  in  Frankreich  die  Judikatur  des  K.  H.  noch 
wissenschaftliche  Gegner.  8o  Bolland,  Examen  de  la  doetrine  de  U 
0.  de  oaaa.  reUUvement  a  1'acUon  possessoire,  appeüee  relntegrande.  1869. 
Die  Grunds  der  Gegner  sind  die  im  Texte  und  In  Anm.  2,  5  erörterten. 
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was  ihre  rechtlichen  Bedingungen  betrifft,  nach 
denselben  Grundsätzen  zu  beurtheilen,  G.  de  pr. 
Art  23.,  wenn  sie  auch  ihren  faktischen  Bedingun- 
gen nach  und  in  Beziehung  auf  das  Klagsuchen, 
nach  Beschaffenheit  der  einzelnen  Fälle,  von  ein- 
ander verschieden  sein  können  und  von  einander 
verschieden  sind.5)  Es  wird  daher  in  den  folgenden 
§§phen  von  den  Besitzklagen  überhaupt,  und  nicht  von  jenen 
drei  Arten  dieser  Klagen,  gehandelt  werden.  —  Uebrigens 
wird  hiermit  keineswegs  geleugnet,  dass  der  Richter,  wenn 
durch  eine  Neuerung  (per  opus  novum)  der  bisherige  Besitz, 
oder  Rechtszustand  beeinträchtigt  oder  gefährdet  wird,  nach 
Befinden  eine  provisorische  Verfügung  zu  treffen  befugt  sei,6) 
noch,  dass  eine  gewaltsame  Störung  des  Besitzes  zu  Folge 
anderer  Gesetze  strafbar  sein  könne.7) 


5)  *Mit  diesem  8atse  stimmt  das  Resultat  der  historischen  Unter- 
suchung Alauset's  a.  a.  O.  pag.  270  ff.  fiberein.  Auch  steht  das  nicht 
entgegen,  dass  das  Gesetz  vom  25.  Mai  1838  ober  die  Kompetenz  der 
Friedensgerichte  die  Operls  novi  nuntiatio  und  die  Reintegrande  unter 
den  possessorischen  Klagen  aufgezählt  hat  Dieses  Gesets  bat  an  den 
Bedingungen  der  Zulissigkeit  possessorischer  Klagen  nichts  geändert. 
Die  eni gegenstehende  Ansicht  sttttst  sich  darauf,  dass  die  Rllntegrande 
keine  rein  possessorische  Klage  sei.  Belime  n.  377  nennt  sie  eine  ac- 
tio quasi  ex  delicto.  Ist  sie  dies,  so  sind  auch  nicht  die  Wirkungen 
der  Besltsklagen  auf  sie  su  übertragen;  es  gilt  vielmehr  das  su  Anm.  7 
Bemerkte.  Nicht  anders  verhält  es  sich  mit  der  Meinung  Henrion  de 
Pansey's,  Compe>.  des  Juges  de  paix  eh.  52,  der  die  R6lntegrando 
den  ordentlichen  possessorischen  Klagen  entgegensetzt  und  den  Art. 
23  C.  de  pr.  auf  die  lotsten  beschränken  will  Es  ist  su  entgegnen, 
dass  das  Gesets  keine  ausserordentlichen  Besltsklagen  kennt  Gleichwohl 
ist  die  Ansicht  Henrion  de  Pansey's  in  den  fr.  Gerichtsgebrauch 
eingedrungen  und  der  Kassationa-Hof  hat  in  einer  Reihe  von  Urtheilen 
entschieden,  dass  sur  Anstellung  der  Rölntegrande  (wegen  Spoliation 
und  trouble  par  voies  de  fait)  der  Annalbesitz  olcbt  erforderlich  sei.  8. 
ausser  den  in  Anm.  4.  a.  Urtheilen  Sir.  XLVI,  1,  48.  49.  XLVH,  I,  286. 
XLV1II,  I,  714.  Der  rheinische  Gerichtsgebrauch  hält  dagegen  mit 
besserem  Recht  den  Annalbeslts  fest.    8.  oben  Anm.  4. 

6)  Carre  lols  de  l'organis.  judicaire.  1.  p.  499.  Troplong  dela 
er.  I,  819 f.  Lassa ulx  III.  879.  Sir.  XXXVII,  I,  618.  XXXVIII, 
19. 

7)  VgL  0.  p.  Art.  295  ff.  434  437,  449.  456.  471,  477. 
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§.  187  b. 

Von  den  Sachen  und  Rechten,  deren  Besitz  durch  eine  Klage  vertheidigt 

werden  kann. 

Die  Besitzklagen  beziehen  sich  I)  auf  Sachen,  und  zwar 
auf  Grunds  tu  c  k e.  l)  —  Man  kann  jedoch  wegen  eines 
Grundstücks  nur  unter  der  Bedingung  eine  Besitzklage  anstel- 
len, dass  das  Grundstück  im  Verkehre  ist , la)  also  durch  Er- 
sitzung erworben  werden  kann.  Denn  nur  unter  dieser  Be- 
dingung spricht  für  den  Besitzer  die  Vermuthung  der  Recht- 
mässigkeit seines  Besitzes.  (§.  186.)  Es  kann  also  z.  B.  nicht 
der,  welcher  in  dem  Besitze  eines  zu  einer  Festung  gehören- 
den Werkes  oder  einer  Kirche,8)  wohl  aber  der,  welcher  in 
dem  Besitze  eines  Grundstückes,  von  dem  der  Staat  oder  eine 
Gemeinde  nur  die  Nutzungen  bezieht,3)  gestört  worden  ist 
von  einer  n Besitzklage  Gebrauch  machen. 8a) 


1)  Also  nicht  auf  res  immobiles  incorporales,  §.  171  ausgenom- 
men auf  Dienstbarkeiten.    P.)  S.  oben  §.  185  a  Anm.  2  a. 

la)  P.)  Schon  die  von  Z.  gebrauchten  Gründe  zeigen,  dass  er  nur 
an  den  Fall  denkt,  wenn  die  res  extra  commercium  —  oben  §.  176  — 
in  Privatbesitz  gelangt  ist.  Dagegen  können  umgekehrt  Staat,  Gemein- 
den und  andere  öffentliche  Korporationen  Besitzklagen  wegen  der  res, 
quae  in  publico  usu  sunt,  anstellen.  Sir.  XLII,  I,  965.  XLIV,  I,  24. 
S.  oben  §.  175  Anm.  5.  An  den  res  omnium  commune»  ist  freilich  auch 
für  den  Staat  ein  Besitz  nicht  denkbar.    S.  §.  176  Anm.  2. 

Streiten  zwei  Privaten  um  den  Besits  an  solchen  Sachen,  so  ist 
deren  Charakter  als  ezc.  de  jure  tertii  kein  Hinderniss  der  Besitzklage. 
So  stets  der  E.H.  z.  B.  Sir.  LXVI,  I,  365. 

2)  S  i  r.  XXIV,  1, 161.  XXVII,  1, 89.  S.  auch  P  o  t  h  i  er  de  la  poss.  n.  37. 
Ausg.  Siffrein  Bd.  10  *Auch  auf  den  Besitz  eines  Kirchhofs  kann  keine  pos- 
sessorische Klage  gegründet  werden.  Sir.  XLIV,  1,120.  Wohl  aber  auf  des 
Besitz  eines  bestimmten  Begrab nissplatzes.  Pro  ud hon  Domains  publ. 
eh.  25.  Currasson  II,  p.  174.  Carou  541.  A.  M.  Garnier  p.  838. 
Ferner  nicht  auf  den  Besitz  eines  Terrains,  welches  Theil  eines  öffent- 
lichen Weges  ist.  Proudhon  a.  a.  0.  II.  627.  Sir.  XLI,  I,  492.  XLII, 
II,  116.  P.)  Oeffentliche  Plätze.  Sir.  LXVI,  I,  422.  Ufer  der  Schiff- 
fahrts-Kanale  und  der  schiffbaren  Flüsse  Sir.  L,  I,  46.  Anders  wegen 
Mühlkanälen,  selbst  wenn  die  Mühle  zu  den  Staatsdomänen  gehört 
Sir.  LVI,  I,  441.  Ebenso  anders  hinsichtlich  Privatkapellen  und  einge- 
gangener Kirchen.    Sir.  XXXV,  I,  413. 

3)  Sir.  XXV,  I,  62.  XXXVI,  I,  700. 

3a)  P.)  Auch  dann  finden  Besitzklagen  nicht  statt,  wenn  ein  An- 
stösser  sich  durch  die  von  der  Verwaltungsbehörde  im  geordneten  Wege 
ausgesprochene  Breite  der  öffentlichen  Strasse  für  beschwert  erachtet 
Sir.  LXXIV,  I,  28.  8.  aber  §.  176  Anm.  8.  P.)  Vgl  unten  §.  189  An- 
merkung 7. 
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Die  Besitzklagen  beziehen  sich  II >  auf  Dienstbarkei- 
ten,  sewohl  auf  die  persönlichen  als  auf  die  Grunddienstbar- 
keiten. 4)  Jedoch  ist  diese  Regel  nur  mit  folgenden  Einschrän- 
kungen und  näheren  Bestimmungen  gültig;  1)  Der,  welchem 
ein  Recht  der  Nutzniessung  oder  ein  Nutzungsrecht  an  einem 
Grundstücke  oder  ein  Wohnungsrecht  zusteht,  kann  wegen 
seines  Rechts  ganz  dieselben  Besitzklagen,  wie  der  Eigenthü- 
mer,  anstellen. 5)  2)  In  Ansehung  der  Grunddienstbarkeiten 
oder  der  Dieustbarkeiten  iu  der  eigentlichen  Bedeutung  ist 
ein  Unterschied  zu  machen  fi)  Wenn  die  Dienstbarkeit  auf 
dem  Gesetze  beruht,7)    so    kaun  der    Eigenthümer   oder  der 


4)  In  einem  Falle  bei  Sir.  X,  I,  95  wurde  die  Besitzklage  auch 
wegen  des  Rechts,  von  den  Marktleuten  ein  Standgeld  zu  fordern,  für 
zulässig  erachtet  *S.  dagegen  Sir.  XLVI,  II,  125.  L,  II  276.  —  Ist 
die  Klage  auch  auf  den  Besitz  einer  Pfründe  (eines  beneficii  ecclesiastici) 
anwendbar?  S.  Sir.  XXV,  II,  23.  Ferner  auf  die  bre>ets  d'invention? 
S.  Pract.  Franc.  I,  172 

5)  Sir.  XLI,  L  287.  Poncet  tr.  des  actions  n.  78.  Tonil.  III, 
418.419.  Duranton  IV,  513.  Proudhon  de  l'usufr.  III,  1234ff. 
♦Henrion  de  Pansey,  Comp£t.  des  jnges  de  p.  eh.  40.  Pardessus, 
Servit.  333.  Belime  302.  Aber  auch  der  Eigenthümer  kann  die  Be- 
sitzklage anstellen,  wenn  c.  B.  der  Nutzniesser  in  dem  Besitze  des  fundi 
usufruetuarii  gestört  wird.  Vgl.  Art.  614.  Ueber  das  Verhältniss  zwi- 
schen dem  Eigenthümer  und  dem  Nutzniesser  in  Beziehung  auf  die 
beiden  zustehenden  Besitzklagen,  s.  Poncet  n.  79 f.  und  Favard  m. 
complainte.  Sect.  I.  §.  1.  n.  1.  —  Die  Frage,  ob  der  Nutzniesser,  der 
eine  Besitzklage  anstellt  sein  Hecht,  wenn.es  nicht  auf  dem  Gesetze 
beruht,  durch  eine  Rechtsurkunde  bescheinigen  müsse,  steht  in  einem 
wesentlichen  Zusammenhange  mit  der  Frage,  ob  und  unter  welcher  Be- 
dingung das  Recht  der  Nutzniessung  durch  Ersitzung  erworben  werden 
könne.  Vgl.  unten  §.  223.  P)  Die  Vorlage  des  Titels  ist  nicht  erfor- 
derlich. Aubry  et  Rau  IL  §.  185  Text  und  Anm.  17.  —  Hinsichtlich 
der  Waldgerechtigkeiten  —  Art.  636  —  ist  bestritten,  ob  sie  zu  den  Real- 
oder zu  den  Personal-Semtuten  gehören,  und  ob  sie  daher  die  Besitz- 
klagen gewähren  und  durch  Ersitzung  erworben  werden  können.  Siehe 
unten  II.  g.  234  Anm.  11. 

6)  Vgl.  über  die  Klagen,  welche  den  Besitz  einer  Grunddienstbar- 
keit zum  Gegenstande  haben,  überhaupt:  Maleville  ad  Art.  701. 
Pardessus  tr.  des  servit.  n.  323 ff.  Tonil.  III.  713  ff.  Jahrbücher  d. 
Badenschen  Rechts.  Herausg.  v.  Brauer  u.  d.  Verf.  dieses  Handb.  1. 
Bd.  S.  194.  —  Ueber  die  Dienstbarkeiten,  welche  die  Benutzung  eines 
Waldes  betreffen,  s  Merlin  qu.  m.  droit  d'usage.  Henrion  de  Pan- 
sey de  la  compltence  des  juges  de  paix.  eh.  XIII.  XLIII.  Proudhon 
de  l'usufr.  VIII.  3538 ff.  Troplong  de  la  prescr.  I.  400 ff.  *Curras- 
son,  Complt.  des  juges  de  p.  II,  83.  Rh.  Ar  eh.  XXXVIII,  II,  A.  50. 

7)  P.)  Die  sog.  gesetzlichen  Servituten  sind  freilich  nur  Modifika- 
tionen des  Eip enthumsrechts,  aber  die  daraus  abfliessende  Befugniss  des 
Berechtigten  ist  ihrer  Natur  nach  and  zufolge  unbestrittenen  Gerichts- 
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Nutznießer  etc.  des  herrschenden  Grundstückes,  der  in  dein 
Besitze  der  Dienstbarkeit  gestört  wird,  von  der  Besitzklage  Ge- 
brauch machen.8)  Dasselbe  gilt  von  den  Dienstbarkeiten, 
welche  zwar  nicht  auf  dem  Gesetze  beruhen,  jedoch  durch  Er- 
sitzung erworben  werden  können.9)  Dagegen  kann  man  we- 
gen einer  Dienstbarkeit,  die  nur  durch  einen  Rechtstitel  er- 
worben werden  kann,  (vgl.  Art  690.  691.)  eine  Besitzklage 
nur  unter  der  Bedingung  anstellen,  das  man  (pro  colorando 
possessorio)  den  Rechtstitel  seines  Besitzes  beibringen  kann. ,0) 


febrauches  des  Besitzes  und  der  Besitcklagen  fabig.  S.  wegen  Art  640 
ir.  XV,  I,  239.  LII,  I,  654.  Die  neuere  Jurisprudenz  und  Doktrin 
geben  auch  im  Falle  des  Nothwegrechts  —  Art.  682  —  685  —  dem  ein- 
geschlossenen Eigen thttmer  die  Besitzklage,  sofern  er  den  Weg  minde- 
stens ein  Jahr  kng  in  einer  bestimmten  Richtung  genommen  bat,  und 
zwar  auch  dann,  wenn  er  den  Vorschriften  der  Art.  682—685  noch  nicht 
genügt  hat.  Sir  XLIV,  I,  352.  LH,  I,  314.  LVIII,  I,  740.  Demo- 
lombe  XII,  624  Pardessus  Servit  II,  325.  S.  unten  II.  §.  246. 
Anm.  8,9h  Text.  — 

8)  Poncet  n.  98.  Pardessus  n.  325ff.  Carre  lois  de  Vorgani- 
sation  iudic.  T.  II.  p.  310.  313.  Merlin  m.  serritude.  g.  35.  *Daviel, 
Cours  d'eau  IL  971.  —  Auch  der  Gerichtsgebrauch  hat  sich  für  diesen 
Satz  entschieden.  8.  Sir.  XI,  I.  164.  XV,  I,  120.  239.  XVI,  I,  225.  - 
*Z.  B.  eine  Gemeinde  kann  wegen  Verletzung  ihres  Rechts  auf  den  Was- 
serbeiug  nach  Art.  643  possessorisch  klagen.  Sir.  XLIX,  I,  329.  Auch 
auf  Art  644  ist  die  Klage  anwendbar.  Sir.  XXXVI,  I,  90.  XXXVII, 
I,  66.  XLIV,  I,  729.  XLVI,  I,  401.  L.  I,  113.  461.  Ferner  auf  Art 
641.  642.  Sir.  XLV,  I,  74.  Ueber  Art.  671  s.  Rh.  Arch.  XXIX,  II,  B, 
3.  Vgl.  unten  §.  246.  —  TJebrigens  übersehe  man  nicht,  dass  wegen 
einer  gesetzlichen  Dienstbai  keit  eine  Besitzklage  nur  in  so  fern  ange- 
stellt werden  kann,  als  die  Dienstbarheit  bisher  ausgeübt  worden  ut 
Z.  B.  eine  Klage,  deren  Grund  der  Art.  646  ist,  ist  nicht  eine  Berits- 
klage.   S.  Pardessus  a.  a.  0. 

9)  P.)  Dies  ist  unbestritten  in  Wissenschaft.  Demolombe  XU 
941.  Pardessus  Serr.,  325,  330  —  und  Geriohtsgebrauch  —  z.  B.  Sir. 
LVI,  I,  216.  LX,  I.  817. 

10)  Toull.  III,  715 f.  Merlin  m.  servitude  §.  35.  u.  qu.  m.  ser- 
vit. Carre*  1.  c.  p.  308.  Durant.  V,  635.  Poncet  n.  96.  ♦Pardes- 
sus n.  324.  Carre*.  Justice  de  paiz  n.  1411.  —  Sirey  X,  L 
334.  Xin,  I,  81.  XX,  I,  243.  273.  824.  XXXI,  I,  123.  *  XXXIX, 
I,  861.  XLI,  I,  193.  XL1II,  I,  412.  Der  Titel  kann  noch  in  der  Appel- 
lationsinstans  beigebracht  werden.  Sir.  L,  I,  792.  —  And.  Mein,  ist 
Plank  vom  Besitze  p.  140 ff,  welcher  wegen  der  Dienstbarkeiten,  die 
nicht  durch  Ersitzung  erworben  werden  können,  die  Besitzklage  unbe- 
dingt für  unzulässig  hält.  —  P.)  Plank  steht  ganz  allein.  Dalloi 
unter  Action  possessoire,  449.  —  Kann  der  Kläger  seinen  Titel  nicht 
beibringen,  so  hat  er  in  keinem  Falle  die  Besitzklage.  Jpd.  da  C.  c. 
IX,  440.  Sir.  IX,  I,  85.  X,  I,  833.  P.)  Est sententu reeepU  Sir.  LXVI, 
L  65.  Dalloi  unter  Act.  poas.  445  —  und  selbst  hinsichtlich  der  R<- 
integrande.  K.  H.  7.  Juli  1852.    Dalloi,  Bec,  LH,  I,  157, 
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Jedoch  hat  der  letztere  Satz  nicht  den  Sinn,  als  ob  der  Rich- 
ter» welcher  über  die  Besitzklage  in  einem  Falle  dieser  Art 
zu  erkennen  hat,  über  das  Recht  selbst  (in  petitorio)  erken- 
nen könnte  und  dürfte.  Sondern,  so  wie  der  Richter  den  Klä- 
ger sofort  abzuweisen  hat,  wenn  der  Titel  zur  Begründung  des 
Rechts  augenscheinlich  unzureichend  ist,  so  hat  er  in  dem 
entgegengesetzten  Falle  und  wenn  übrigens  der  Grund  der 
Klage  erwiesen  ist,  den  Beklagten  (mit  seinen  exceptionibus 
altioris  indaginis),  in  das  Petitorium  zu  verweisen.  n)  Vgl.  C. 
de  pr.  Art.  25.  —  Wenn  nach  dem  ehemaligen  Rechte  eine 
Dienstbarkeit  durch  Ersitzung  erworben  werden  konnte,  welche 
nach  dem  G.  c.  nicht  ersitzbar  ist,  so  kann  wegen  einer  sol- 
chen Dienstbarkeit  weiter  nicht  eine  Besitzklage  angestellt  wer- 
den, sollte  auch  der  Kläger  anführen  und  erweisen  können, 
dass  er  vor  der  Publication  des  G.  c.  und  seit  dieser  Zeit  in 
dem  Besitze  der  Dienstbarkeit  gewesen  sei. ")  Wenn  jedoch 
von  der  Gegenpartei  anerkannt  wird  oder  wenn  durch  eine 
Rechtsurkunde  beigebracht  wird,  dass  die  Dienstbarkeit  schon 
vor  dieser  Zeit  durch  Ersitzung  erworben  worden  sei,  so  ist 
der  Fall  unter  der  Regel  begriffen,  nach  welcher,  zu  Folge 
des  C.  c,  wegen  einer  unersitzbaren  Dienstbarkeit  in  so  fern, 
als  für  sie  ein  Rechtstitel  beigebracht  werden  kann,  eine  Be- 
sitzklage zulässig  ist. 1S)  —  P.)  Auf  die  Rechte  aus  dem  Ei- 
genthume  oder  Miteigenthume  finden  die  obigen  Grundsätze 
keine  Anwendung.14) 

11)  Merlin  an.  m.  complainte.  {.  II.  ToulL  IIL  716.  Sir.  XX,  I, 
248.  273.  824.  (*£in  nicht  mehr  bestrittener  Säte.  Sir.  XL  VI,  I,  486, 
XLV1II,  I,  256.) 

12)  Poncet  n.  96.  Merlin  qn.  m.  servitade.  Durant.  V,  686  f. 
Sir.  XIIL  I,  8.  XV,  I,  145.  XXIII,  I,  480. 

18)  Poncet  n.  97.    Carre*  a.  a.  0.  Vgl.  Sir.  XV.  I,  145. 

14)  P.)  Wer  z.  B.  behauptet,  ein  Weg  sei  dem  Grand  and  Boden 
nach  sein  Eigentham  oder  Miteigentum,  hat  die  gewöhnliche  Besitz- 
klaffe, —  Laurent  VII,  169  —  muss  aber  den  einjährigen Eigenthums- 
besitz  darthun,  wozu  das  Gehen,  Fahren  etc.  nicht  genügt.  Der  Gerichts- 
gebraach  sieht  —  arg.  Artikel  666;  unten  II.  §.  289  Anmerkung  26 
—  die  Feld-  und  Weinbergswege  —  chemins  d'exploitation  —  als 
Miteigentum  der  Anstösser  an  und  lässt  die  Ersitzung  sowie  die 
Besitzklagen  zu.  Dallos  et  Verge*  82,  51  ff.  zu  Art.  691.  Dalloz 
unter  Act.  possessoire,  459.  Das  lässt  sich  analog  anwenden  auf  die  ge- 
meinsamen Treppen  etc.  eines  den  Stockwerken  nach  oder  sonst  geseil- 
ten Hauses.  S.  unten  Anmv  8,  9  zu  %.  188.  —  Vgl.  Laurent  Yil,  158 
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Bewegliche  Sachen  oder  Dienstbarkeiten  an  böweglkhei* 
Sachen,  (z.  B.  ein  ususfructus  rei  mobilis,)  können  nicht  der 
Gegenstand  einer  Besitzklage  sein.16)  Arg.  Art.  2279.  S.  §  215  a. 
Jedoch  wird  diese  Regel  von  der  Mehrzahl  der  franz.  Rechts- 
gelehrten durch  die  Ausnahme  beschränkt,  dass  wegen  einer 
Mobiliarerbschaft  von  dem  Erben  oder  (in  dem  Falle  des  Art 
1006.)  von  dem  Erbnehmer  eine  Besitzklage  angestellt  wer- 
den könne.18)  Arg.  Art  724.  Vgl.  oben  §.  185  b.  (Von  eini- 
gen wird  diese  Ausnahme  sogar  aut  eine  jede  Gesammtheit 
'beweglicher  Güter  ausgedehnt)  Diese  Ausnahme  dürfte  aber 
kaum  auf  einem  genügenden  Grunde  beruhen,  da  eine  Ge- 
sammtheit von  Gütern,  (eine  universitas  juris,)  als  ein  blosser 


bis  162,  der  aber  VII,  165—169  die  Jurisprudenz  bez&glich  der  Feld- 
wege bekämpft. 

15>  Sir.  XXVIII,  I,  317.  -  Medoch  kann  die  Störung  des  Besitzes 
Ton  Mobiüen  zugleich  eine  Störung  des  Besitzes  an  einem  Grundstück 
sein.  Sirey  XLII,  I,  965.  XLIX,  I,  747.  Mobiüen,  die  durch  Bestim- 
mung des  Eigenthümers  immobilisirt  sind,  können  für  sich  nicht  Ge- 
genstand einer  possessorischen  Klage  werden.  Belime  n.  274 ff.  Da- 
fegen  wird  die  Zulässigkeit  possessorischer  Klagen  für  Mobiüen  schlecht- 
en vertheidigt  von  Benaud  in  der  kritischen  Ztschr.  f.  auslandische 
Bechtsw.  XVII,  S.  164  ff.  Diese  Ansicht  stützt  sich  hauptsächlich  (nnd 
mit  Becht)  auf  das  Interesse  der  öffentlichen  Ordnung  und  wird  daher 
mehr  für  den  Gesetzgeber  als  für  den  Bichter  massgebend  sein,  indem 
jener  eine  solche  Bestimmung  zu  erlassen  hätte.  Dies  betrifft  nament- 
lich die  Klage  wegen  Besitzstörung  anMobüien,  deren  Möglichkeit 
Benaud  nachgewiesen.  S.  auch  Bruns,  das  Becht  des  Besitzes  S.  4fiO 
nnd  über  das  alte  Becht  Alauzet  a.  a.  0.  p.  112.  P.)  Benaud  selbst 
hat  schon  seit  Jahren  in  seinen  Kollegien-Vorträgen  diese  Ansicht  für 
das  französische  Becht  aufgegeben,  weil  Art.  28  C.  de  pr.  den  einjäh- 
rigen Besitz  verlangt,  der  historisch  nur  bei  Immobilien  vorkommt. 

16)  Ordonn.  v.  J.  1667,  tit.  18.  Art.  1.  (Dieser  Art.  machte  aus- 
drücklich die  fragliche  Ausnahme.  Bedeutsam  ist  das  Stillschweigen 
der  neueren  Gesetze.)  Merlin  m.  complainte  §.  III.  n.  2.  fienrion 
de  Pansey  eh.  V.  §.  5.  Pailliet  ad  Art.  23  des  C.  de  pr.  n.  20. 
Lassaulx  III,  383.  Troplong  de  la  prescr.  I,  281.  And.  M.  sind 
Carre\  lois  de  Torganis.  judic.  I,  p.  494.  II,  p.  307  *und  justice  de 
paix  n.  1635.  Favard  ro.  complainte.  Sect.  I.  §.  1.  Baut  er,  Proc.  c. 
n.  53.  Garnier,  Act.  possessoire  (3.  eMit.)  p.  233 ff.  8.  auch  Bigaut; 
de  la  saisine  häreditaire  in  Foeliz  Bevne  IX,  35.  P.)  Der  gegenteiligen 
Ansicht  ist  auch  Marcade*  No.  3  zu  Art.  2228.  Für  Z.  hat  sich  aas- 
gesprochen Aubry  et  Bau  II.  §.  122  Anm.  3  und  diese  Meinung  ist 
richtig.  Uebrigens  ist  es  eine  Schul-Kontroverse;  der  Fall  dass  der 
Erbe  mit  einer  Besitzklage  die  Herausgabe  der  Erbschaft  gefordert  hat, 
ist  praktisch  noch  nicht  vorgekommen.  Die  hereditatis  petitio  führt 
sicherer  und  ebenso  rasch  zum  Ziele.  —  Die  Bad.  Bürg.  Procees-Ordn. 
hat  in  §.  655  eine  Besitzklage  für  die  Fälle  der  Art.  1004,  1011,  1014 
C.  N.  eingeführt. 
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Rechtsbegriff  oder  als  eio  blos  intelligibler  Gegenstand  nicht 
besessen  werden  kann,  die  Gewähr  also,  welche  der  Erbe  etc. 
kraft  Gesetzes  an  dem  Nachlasse  hat,  nur  auf  die  einzelnen 
zu  dem  Nachlasse  gehörenden  Sachen  und  Rechte  bezogen 
werden  mag. 17) 

§.  188. 

Von  dem  Klaggrnnde.  *)  —  Art  des  Besitzes. 

Zur  Begründung  einer  Besitzklage  wird  1)  erfordert,  dass 
der  Kläger  überhaupt  in  dem  Besitze  des  Grund- 
stückes oder  der  Dienstbarkeit  gewesen  ist.  Vgl. 
§.  185.  Es  kann  also  z.  B.  nicht  derjenige  eine  Besitzklage 
anstellen,  welcher  blos  im  Namen  eines  Andern  Besitzhand- 
lungen ausgeübt  hat.  C.  de  pr.  Art  23.  *)  —  Es  ist  2)  ein 
Besitz  erforderlich,  welcher,  abgesehen  von  seiner 
Zeitdauer,  zur  dreissigjährigen  Ersitzung  hin- 
reichen würde. *)  Es  darf  daher  der  Kläger  z.  B.  weder 
gewaltsam  noch  heimlich  (nee  vi  nee  clam)  das  Grund- 


17)  *Der  im  Text  aasgesprochenen,  von*  der  gemeinen  Meinung  ab- 
weichenden Ansicht  tritt  Belime  n.  278  ff.  bei.  Ffir  die  Znl&ssigkeit 
der  Besitzklagen  in  Bezog  anf  eine  Mobiliarerbschaft  stützt  man  sich 
auf  die  a.  Ordonnanz  v.  1667,  welcher  doch  der  Code  de  pr.  c.  derogirt 
hat.  Aach  anter  der  alten  Gesetzgebung  scheinen  trotz  jener  Bestim- 
mung der  Ordonnanz  solche  Klagen  nicht  vorgekommen  zu  sein.  Siehe 
Bon r jon,  droit  commun  II,  p.  512  n.  26.  Indess  ist  die  Frage  im  Zu- 
sammenhang mit  der  Erbschaftsgewere  Art.  724  (Saisine)  zu  erörtern, 
wo  sie  sich  unter  einem  andern  Gesichtspunkt  darbietet.  Siehe  nament- 
lich Bena'ud,  die  französische  Rechtsregel  le  mort  saisit  le  vif,  in  der 
kritischen  Zeitschr.  f.  Rechtsw.  des  Ausl.  XIX.  S  409. 

*)  P.)  Lässt  man  die  Spolienklage  (R&ntegrande)  und  die  operis 
novi  nunciatio  zu,  —  s.  oben  §.  187a  Anm.  1,  4  —  so  gelangt  man 
fftr  diese  zu  einer  vom  Lehrbuche  abweichenden  Darstellung;  s.  darüber 
Aubry  et  Bau  IL  §§.  188,  189. 

1)  Das  ist  der  Sinn  der  Worte  dieses  Artikels:  „a  titre  non  pr6- 
caire."  Der  Art.  2229  des  C.  c.  drückt  denselben  Satz  durch  die  Worte 
aus:  „ä  titre  de  propriätaire."  Aber  der  C.  c.  hat  die  Ersitzung  des 
Eigenthumes  vor  Augen.  S.  Favard  m.  complainte.  Sect.  I.  §.  IL 
n.  1.  3.  §.  HL  n.  3.  Sir.  XXXVIII,  I,  406.  XLI,  I,  852.  P.)  S.  oben 
§.  185  b  Anm.  4. 

2)  Der  Art.  23  des  C.  de  pr.  zählt  die  Eigenschaften  des  Besitzes, 
welche  zur  Anstellung  einer  Besitzklage  erforderlich  sind,  nur  unroll- 
standig  auf.  Er  ist  aus  dem  Art.  2229  des  C.  c.  zu  erganzen.  Vgl.  den 
rapport  fait  au  corps  legislatif  par  Faure,  au  nom  du  tribunat,  und 
Troplong  de  la  prescr.  n.  331  ff.  Garnier  p.  103 ff.  *Belime  ri.  28. 
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stück  besessen  oder  die  Dienstbarkeit  ausgeübt  haben.  Art 
2229.  G.  de  pr.  Art  23.  Jedoch  wird  von  mehreren  Rechts- 
gelehrten angenommen,  dass  es  zur  Anstellung  einer  Beritz- 
klage  hinreiche,  wenn  der  Besitz  des  Klägers  nur  in  Bezieh- 
ung auf  den  Beklagten,  weder  ein  gewaltsamer  noch  ein 
heimlicher  Besitz  war.3)  —  Der  Kläger  muss  3)  wenigstens 
ein  Jahr  lang,  von  der  Störung  seines  Besitzes  zurückge- 
rechnet, 4)  in  dem  Besitze  des  Grundstückes  o&et  der  Dienst- 
barkeit gewesen  sein.  G.  de  pr.  Art  23.  In  diese  Zeit  also 
müssen  die  von  dem  Kläger  zu  erweisenden  Besitzhandlungen 
fallen.5)    Jedoch  kann  sich  der  Kläger  auch  auf  die  Besitz- 


8)  Pothier,delaposs.n.96.  Ausg.Siffr.Bd.lO.Poncettr.deaact 
n.  82 ff.  Lassaulx  III,  268 ff.  Troplong  de  la  prescr.  n.  882.  869 f. 
Alle  diese  Schriftsteller  gründen  den  Satz  auf  das  römische  Recht  (L  L 
pr.  und  §.  8.  D.  uti  possidetis.)  In  den  französischen  Gesetzbüchern 
steht  er  jedoch  nicht.  —  Nach  der  im  Text  angef.  Meinung  wurde  ge- 
sprochen bei  Sir  ey  XXII,  I,  862.  —  Wer  Gewalt  mit  Gewalt  vertrieben 
hat,  dessen  Besitz  ist  nicht  ein  gewaltsamer.  Toni  Her  XI,  184  ff. 
P.)  S.  unten  §.  215  c.  Anm.  18.  Wie  der  dnrch  Gewalt  erlangte  Besitz 
durch  die  friedliche  Fortsetzung  sanirt  wird,  so  sind  überhaupt  die 
vitia  possessionis  nur  dann  erheblich,  wenn  sie  in  die  Zeit  des  einjäh- 
rigem Besitzes  —  Text  No.  8  —  fallen.  Hat  der  dam  aut  precario  Be- 
sitzende vor  dieser  Frist  seinen  Besitz  zu  einem  öffentlichen  resp.  zu 
einem  Besits  cum  animo  rem  sibi  habendi  verändert  —  intervereio  poe 
sessionis;  Art.  2231  „s'il  n'y  a  preuve  du  contraire"  und  Art.  2238  — 
und  dann  den  Besitz  ungestört  fortgesetzt,  so  hat  er  die  Besitsklage. 
S.  unten  §.  215  c  Anm.  14. 

4)  Sir.  XXXIX,  I,  366.  »Garnier,  Questions  possessoires  p.  270. 
P.)  Non  obstat  Art.  23  C.  de  pr.  „au  moins44  nee  Art.  2243  C.  N.  Der 
erste  Ausdruck  deutet  nur  an,  dass  auch  ein  dIus  rulässig,  und  Artikel 
2243  gilt  nur  von  dem  Yerjährungsbesitze.  Sir.  XXXI V,  I,  83a  Ba- 
li me.  348. 

5)  Die  Gesetze  enthalten  nirgends  die  RechUvermuthung,  dass  ein 
älterer  Besitz  auch  bis  aur  Besitsstörung  fortgedauert  habe.  P.)  Wohl 
aber  besteht  eine  solche  Yermuthung  für  die  zwischen  zwei  Besitahand- 
lungen  liegende  Zeit  in  Art.  2234.  Auch  kann  man  aus  Art  1815  als 
Beweisregel  ableiten:  Olim  possessor,  hodie  possessor.  AubryetBau 
II.  §.  187  Anm.  18.  Die  Tor  einer  Besitsentsetzung  liegenden  Besitzmo- 
mente  sind  unbeachtlich.  Sirey  LX1II,  I,  77.  —  Kann  eine  gewisse 
Dienstbarkeit  für  jedes  iweite  Jahr  etc.  ausgeübt  werden,  so  hat  der 
den  jüngsten  Besits  für  sich,  der  sie  das  letztemal  ausgeübt  hat  Vgl. 
Sir.  XXXIV,  I,  838.  S.  auch  Sir.  XXXIX,  I,  621.  -  Wer  von  dem 
Richter  im  Besitze  geschützt  worden  ist,  jedoch  die  Gegenpartei  nach- 
her ein  volles  Jahr  im  Besitze  gelassen  hat,  kann  gegen  den  früheren 
Beklagten  nicht  von  neuem  eine  Besitzklage  erheben.  (Complainte  sur 
com  piain  te  ne  vaut.)  Wer  aber  in  petitorio  zur  Abtretung  eines  Grund- 
stückes etc.  verurtheilt  worden  ist,  hat  in  demselben  Falle  nicht  eino 
Besitzklage.    Sir.  XIV,  I,  89. 
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handlungen  des  Gewährsmannes  berufen.  *)  Siehe  auch  oben 
§.  185  b.  —  So  wie  übrigens  der  Beweis  einer  Besitzklage  auf 
alle  diese  Bedingungen  zu  richten  ist,  so  kann  auch  der  Ge- 
genbeweis auf  eine  jede  dieser  Bedingungen  gerichtet  werden. 7) 
Dagegen  ist  zur  Begründung  einer  Besitzklage  nicht  er- 
forderlich, 1)  dass  der  Kläger  im  ausschliesslichen  Be- 
sitze des  Grundstückes  etc.  gewesen  sei.  Auch  ein  Miteigen- 
tümer kann  gegen  den  Andern8)  oder  gegen  einen  Dritten 
eine  Besitzklage  erheben. 9)  —  Eben  so  ist  es  2)  in  Beziehung 
auf  eine  Besitzklage  gleichgiltig,  ob  der  Kläger  als  Besitzer 
in  gutem  Glauben  war  oder  nicht. 10) 

§.  189. 

Fortsetzung.  —  Störung  des  Besitzes. 

Zur  Begründung  einer  Besitzklage  wird  ferner  (und  in 
Beziehung  auf  den  Beklagten)  eine  Störung  des  Besitzes 
erfordert  d.  h.  eine  äussere  Handlung,  welche  mit  dem  Be- 
sitze des  Klägers  entweder  als  eine  auf  denselben  Gegenstand 


7)  Toull.  HL  706.  Merlin  m.  complainte  §.  IL  Lassaulx  III, 
381.    Sir.  IX,  I,  5.  XX,  I,  456.    S.  übrigens  Sir.  XXII,  I,  298. 

1)  S.  über  den  Gegenbeweis  Troplong  in  d.  a.  W.  n.  832.  — 
Wie  wenn  beide  Theile  Besitzhandlangen  für  sieb  haben?  S.  Sir.  XXX, 
I,  246.  *Der  Richter  kann  in  diesem  Falle  die  Sequestration  verordnen. 
Sir.  XXXVIII,  I,  676.  Er  kann  aber  mit  gleichem  Recht  der  einen 
Partei  vorläufig  den  Besitz  zusprechen.  (R6cr6ance.)  Sir.  XXXII,  I, 
816.  XLII,  I,  907.  P.)  Possessionem  non  esse  vitiosam,  gebort  mm 
Klagefundament;  -  Windscheid,  Pand.  I.  §.  162  Anm.  7  —  das 
Bestreiten  des  Beklagten  hat  daher  die  Natur  der  litis  contestatio  ne- 
gativa; inwiefern  der  Beklagte  sein  Vorbringen  thatsächlich  begründen 
muss,  ist  Frage  des  Processrechts  und  des  einzelnen  Falls. 

8)  P.)  Siehe  oben  Anm.  14  zu  §.  187  b.  Sirey  LH,  I,  317  und 
Allefirat 

9)  Sir.  XXIV,  II,  236  (hier  eine  Abb.)  XXV,  I,  197.  XXVII,  I,  411. 
XXIX,  I,  109.  XXX,  I,  296.  XXXVII,  I,  532.  XXXIX,  I,  919.  II,  87.  - 
Ueber  die  Regel :  Non  posaunt  plures  eandem  rem  in  solid  um  possidere, 
(1.  3.  §.  5.  D.  de  acquir.  poss.)  s.  Troplong  in  dem  a.  W.  n.  243. 

10)  Die  Gesetze  machen  d.  Statthaftigkeit  einer  Besitsklage  nir- 
gends von  dem  guten  Glauben  eines  Besitzers  abhängig.  Ueberdiess, 
possessio  est  facti.  Favard  m.  complainte.  Sect.  I.  §.  II.  S.  auch 
über  diese  Frage:  Garnier  tr.  des  act.  poss.  p.  116 ff.  *Carr6,  Ju- 
stice de  paix  II,  1587.  P.)  S.  oben  §  185  a  Anm.  4.  Auf  der  Verwechs- 
lung? des  juristischen  Besitzes  und  des  Usukapionsbesitzes  (der  allein 
justus  titulus  und  bona  fides  verlangt)  beruhen  manche  Missverstandnisse 
z.  B.  in  dem  badischen  Zusatz  544  e. 

ZtehsrU,  Franz.  Civilrwht.    6.  A«fl.    I.  ßl 
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riohxbitdehend«  äustöre  Besitzhudhiflg  oder  in  Üum  FttgM 
(also  rttwedcr  unmittelbar  odtr  mittelbar)  in  Widerspruch 
steht1)  G.  de  pr.  Art.  28. to)  In  dem  erstem  Pulle  (oder  WM 
die  unmittelbare  Störung  betrifft,)  braucht  die  Störung  nicht 
so  beschaffen  zu  dein ,  dass  sie  den  Besitz  des  Klägers  gänz- 
lich aufhöbe;  sondern  es  gentigt,  wenn  sie  den  Besitt  des 
Klägers  auch  nur  beschränkt.  Es  kann  daher  der  Besitz*? 
eines  Grundstückes  auch  gegen  den  (ex  quasi  poeseestan* 
libertatis  naturalis  iundi)  eine  Besitzklage  erheben»  welcher 
sich  einer  Dienstbarkeit  auf  dem  Grundstücke  des  Klägers  an* 
gemasst  hat1)  —  Die  äussere  oder  physische  Beschaf- 
fenheit und  Verschiedenheit  der  Handlungen,  durch  welche  der 
Besitz  gestört  worden  ist,  (z.  B.  ob  die  Störung  öffentlich  oder 
heimlich,  gewaltsam  oder  nicht  gewaltsam  geschehen  ist,  ob  sie 
eine  Störung  in  der  engern  Bedeutung  oder  eine  Besitzent- 
setzung ist,  ob  sie  nur  erst  begonnen  hat  oder  bereits  voll- 
führt worden  ist,8)  hat  auf  die  Besitzklagen  keinen  wesent- 
lichen Einfluss;  es  genügt,  wenn  der  Beklagte  überhaupt  die 
Sache  t  hat  lieh  (par  voies  de  feit)  als  die  seine  behandelt 
hat4)  Doch  genügt  zur  Anstellung  einer  Besitzklage  nicht 
eine  Störung,  welche  das  Recht  betrifft,  (nicht  ein  trouUe 
de  droit,)  es  mag  übrigens  das  Recht  gerichtlich  oder  ausser- 
gerichtlich  angegriffen  worden  sein;  (wenn  auch  derjenige,  der 


1)  Die  mittelbare  Störung  kommt  insbesondere  bei  der  operi*  noti 
nunciatio  vor,  d.  h  wenn  Einer  auf  seinem  Grund  und  Boden  einen  des 
Rechten  des  Nachbars  nachtheiligen  Bau  unternimmt  der  Nachtheil  mag 
übrigens  bereits  eingetreten  sein  oder  nnch  nur  mit  Gewissheit  Toraut- 

fesehen  werden  können.   8ir.  XXX.  I,  32.  XXXII,  I,  734.  -  Vgl.  Aber 
ie  verschiedenen  Arten,  wie  der  Besitt  gestört  werden  kann,  Laa- 
sanlz  III,  883.  Poncet  n.  87.  *Belime  n.  315ff.    - 

la)  P.)  Ob  die  Handlang  dem  Besitzer  Schaden  anfügt  oder  nicht 
ist  unerheblich.    BeMime,  817.  bir.  LIX,  I,  593.  LXVI,  I,  164. 

2)  Merlin  qn.  m»  servitude.  §.  5.  n.  3.  Farard  m.  compUint*. 
Sect.  I.  §.  1.  Sir.  XXVIII,  I,  252.  -  «Es  ist  jedoch  festzuhalten.  Jast 
eine  possessorische  Klage  nur  stattfinden  kann,  wenn  eine  petitorische 
mit  ihr  kockarrirt.    8.  Btlime  n.  322 ff. 

3)  Z.  B.  die  Klage  ist  baltbar,  wenn  anch  der  Ban,  in  welchem  die 
Störung  liegt  bereits  Tollendet  ist.  Sir.  XXXVI,  I,  688.  Cit  •XUlt 
I,  753. 

„  .  4)J¥ ,*enö*t  also  nicht  vis  in  peraonam;  81  r.  XXVII,  I,  7$.  „*A. 

H?Ini>i?T*lTi,ne  *•  82-ÄO<>h  «■  Vertragsbruch.  Sirey  XXXIV,  I,  38*. 
•XLYUI,  t  805. 
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mit  einer  Besitzklage  belangt  wird,  seinerseits  den  Antrag 
stellen  kann,5)  ihn  den  Beklagten,  im  Besitze  zu  schützen). 
Denn  bei  den  Besitzklagen  ist  nur  eine  Thatsache,  nicht  aber 
ein  Recht  in  Frage;  die  Thatsache  aber,  welche  in  Frage 
steht,  wird  durch  blosse  Worte  nicht  verändert  oder  aufgeho- 
ben.6) —  Dagegen  ist  die  rechtliche  Beschaffenheit  der 
Handlungen,  durch  welche  der  Besitz  gestört  worden  ist,  bei 
den  Besitzklagen  allerdings  in  Betrachtung  zu  ziehen6»),  so  dass, 
wenn  der  Beklagte  die  Rechtmässigkeit  der  Störung  sofort, 
und  ohne  dem  Petitorio  vorzugreifen,  in  Gowissheit  setzen 
kann,  die  Klage  abzuweisen  ist.  Es  kann  daher  z.  B.  der  Klage 
die  Einrede  entgegengesetzt  werden,  dass  die  Störung  kraft 
einer  Verfügung  der  Verwaltungsbehörden  oder  kralt  eines 
richterlichen  Erkenntnisses  geschehen  sei.7) 


5)  Kanter,  cours  de  pr.  civ.  §.  396.  Das  ist  jedoch  nicht  eine 
Ausnahme  von  der  Regel.  —  Eben  so  wenig  kommt  in  den  bei  8ir. 
XXIV,  1,  81.    XXVII,  It  284  erzählten  Fallen  eine  Ausnahme  vor. 

6)  A.  M.  sind  Henrion  de  Pansey  eh.  37.  Merlin  m.  com- 
plainte.  §.  4  n.  1.  Favard  a.  a.  0.  §.  II.  Baut  er  in  d.  a.  W.  §.  896. 
"Die  Störung,  in  Bezug  auf  das  Recht,  trooble  de  droit,  rouss  mit  einer 
faktischen  Störung  des  Besitzes  verbunden  sein.  8.  über  die  einzelnen 
Fälle  Belime  n.  330  ff.  Der  Lauf  der  Verjährung  aber  beginnt  immer 
mit  der  faktischen  Störung.  Sir.  XXXIX.  I.  366.  —  S.  auch  Garnier 
act.  poss.  p.  140 ff.  —  Z.  B.  also,  wer  mit  dem  Petitorio  belangt  wird, 
wird  dadurch  nicht  in  seinem  Besitze  gestört.  Siehe  Merlin  a.  a.  0. 
♦Jocotton,  Actions  civ  n.  226.  Sir.  XXIV,  I,  265.  —  *Ebensowenig 
enthält  der  Antrag  auf  Theilung  eines  Grundstucks  eine  Störung  des 
Besitzes.  Sir.  XLII,  I.  607. 

P.)  Die  französische  Jurisprudenz  6tellt  le  trouble  de  droit  gleich 
dem  trouble  de  fait,  weil  die  erstere  Art  von  Störung  das  innere  Ele- 
ment des  Besitzes  —  den  animes  rem  sibi  habendi  —  störe. 

Da  in  gewissen  Rechtshandlungen  nach  Art.  2244  u.  f.  eine  Unter- 
brechung aes  Verjährungsbesitzes  liegt,  so  verdient  diese  Ansicht  den 
Vorzug.  Aubry  et  Rau  II.  §.  187  Anm.  24.  Einzelne  FäPc  in  Sir. 
XV.  i;  124.  XXVII,  I,  284  XL1II,  I.  5SX>.  LX1V,  I,  334.  LXVII,  I,  249. 
—  Vgl.  unten  §  214  Anm.  1.    §.  256  Anm.  6.  P) 

6a)  P.)  Auch  insofern  kommt  es  auf  die  rechtliche  Beschaffenheit 
an,  als  nicht  jede  Handlung  des  Mathwillens  oder  der  Bosheit  eine  Be- 
sitsstörung  bildet.    Aubry  et  Bau  II.  g.  154  Text  und  Anm.  25. 

7)  Carre*  lois  de  l'nrgan.  judic.  II.  p.  347.  Merlin  qu.  m.  eom- 
plainte  §.  1.  Sir.  XXXVIIt  I.  65.  *XLVI.  I,  41.  44.  II,  86.  Belime 
n.  226.  339.  S.  jedoch  Sir.  XL VIII,  1,  309.  569.  —  Der  Beschlag,  der 
auf  ein  Grundstück  gelegt  wird,  ist  überall  nicht  eine  Störung  des  Be- 
sitzes oder  eine  Entsetzung  aus  dem  Besitse.  Der  Besitzer  kar.n  übri- 
gens alsdann  und  er  muss  in  Jahresfrist  von  der  Besitzklage  Gebrauch 
nutche&t  wenn  er  von  einem  Dritten  in  seinem  Besitze  gestört  wird. 


Digitized  by 


Google 


484  §•  190ft-   I!-  Tbeil-    Einleitung. 

Uebrigens  ist  eine  jede  Besitzklage  in  Jahresfrist*) 
von  dem  Tage  der  geschehenen  Störung8)  an  zu  erheben  C. 
de  pr.  Art.  23.  Nach  Ablauf  dieser  Frist  hat  sich  der  gewe- 
sene Besitzer  an  dieser  Klage  versäumt9),  sollte  er  auch  vor- 
schützen, dass  er  von  der  geschehenen  Störung  keine  Kenntniss 
gehabt  habe10)  oder  dass  die  Handlung,  durch  welche  er  in 
seinem  Besitze  gestört  worden  ist,  als  ein  Vergehen  zum  Zwecke 
der  Bestrafung  des  Thäters  verfolgt  worden  sei.11) 

§.  190  a.  (188.) 

Von  dem  Kläger. 

Derjenige  und  nur  derjenige  kann  von  einer  Besitzklage 
Gebrauch  machen,  welcher  ein  Grundstück  kraft  eigenen  Rechts 
(cum  animo  sibi  habendi)  innehat  oder  eine  Dienstbarkeit  in 
seinem  eigenen  Namen  ausübt.  Vgl.  oben  §.  188.  —  Eis  kann 
also  eine  Besitzklge  z.  B.  angestellt  werden:  1)  von  dem- 
jenigen, welcher  ein  Grundstück  als  Eigenthümer  besitzt1);  2) 
von  demEmphyteuta*);  3)  von  dem  Nutzniesser  (von  demusu- 


P o  t hi  e r  de  la  poss.  n.  68.  Ausg.  Siffir.  Bd.  10.  *C  a  r  r  6,  Compät.  e.  II,  4SI. 
—  *Der  Eigenthümer  eines  Grundstocks  verliert  die  Besitzklage  selbst  dann 
nicht,  wenn  dasselbe  als  einem  Dritten  gehörig  gerichtlich  versteigert 
wurde,  er  hat  die  possessorische  Klage  gegen  diesen  Dritten.  Sir.  XL IX, 
I,  401.  S.  jedoch  die  Note  zu  diesem  ürtheil.  P.)  S.  oben  §.  187  b. 
Anm.  8a. 

7  a)  JP)Dies  ist  keine  Verjährung,  sondern  eine  processuale  Nothfrist 
(fata'e)  und  deren  Einhaltung  hat  der  Bichter  ex  officio  jbu  prüfen.  8. 
unten  §.  209  No.  1.    Pu  chelt,  Ztschr.  I.  S.  184. 

8)  *Bei  mehreren  Störungen  beginnt  die  Frist  mit  der  letzten  unter 
derselben.  Sirey  XL1X,  I,  449.  Die  Frist  läuft  gegen  Hinderjährige. 
Carre\  justice  de  paix  II,  1579.  S.  Vazeille,  Preemption  n.  287.  Und 
sie  verläuft  ohne  Rücksicht  auf  Vergleichehandlangen  oder  Hangel  der 
Autorisation,  wo  eine  solche  nöthig  ist.  Rh.  Ar  eh.  XI,  II,  1. 

9)  Troplong  in  dem  a.  W.  n.  548 ff. 

10)  8ir.  XV,  I,  124. 

11)  Sir.  XXIV,  I,  265. 

1)  Auch  von  denen,  welche  in  den  Besiti  der  Güter  eines  Abwe- 
senden vorläufig  eingewiesen  worden  sind.  S.  oben  §.  154.  And.  H.  ist 
Plank  vom  Besitze.  S.  102. 

2)  Jedoch  ist  dessen  Klagrecht  bestritten.  S.  unten  §.  198.  *Die 
französischen  Schriftsteller  gestatten  dem  Emphyteuta  die  possessorischen 
Klagen  fast  ohne  Ausnahme.  Carre,  justice  de  paix  n.  1524.  Caron, 
Actione  poss.  n.  351.  Pardessus,  Serrit.  n.  334.  Böhme  n.  307. 
P.)  Es  ist  dies  auch  konstante  Praxis  des  K.H.    Sir.  LUI,  I,  20G,  445. 
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fructuario)  eines  Grundstückes8) ;  nicht  aber  von  dem  anti- 
chretischen  Gläubiger4);  noch  von  dem  Pachter  oder  von 
dem  Miethsmanne,  wenn  auch  dem  einen  und  dem  andern 
Wegen  der  ThäÜichkeiten,  welche  in  Beziehung  auf  die  Ver- 
pächter oder  Vermiether  eine  Besitzstörung  sind,  nach  Be- 
finden eine  Schadenklage  zustehen  kann.6)  C.  de  pr.  Art  23. 
C.  c.  Art  2229. 

§.  190b.  (190.) 

Von  dem  Beklagten. 

Eine  Besitzklage  ist  gegen  den  zu  richten,  welcher  den 
Besitz  gestört  hat,  oder  welcher  ihn  durch  Andere  hat  stören 
lassen. 1)  Auch  gegen  die  Erben  oder  die  allgemeinen  Rechts- 
nachfolger dieser  Personen  kann  sie  gerichtet  werden;  nicht 
aber,  (da  die  Klage  nicht  auf  einem  dinglichen  Rechte,  son- 


nnd  Allegate.    And.  Mein.  Aubry  et  Ran  II.  g.  185  Anmerk.  24.  g. 
224  bis. 

3)  Vgl.  g.  387b.  Anm.  5  und  Garnier  des  aet.  poss.  p.  299ff. 
Vgl.  g.  187  b. 

4)  Merlin  m.  com  piainte.  g.  2.  PI  an  k  in  der  angef.  Sehr.  S.  50. 
*Carr6,  Compft.  c.  IL,  410.  PJ  Caron,  238.  -  8.  auch  die  in  der 
folgenden  Anna.  5  a.  Sehr.    A.  M.  *Be*lime  n.  312. 

5)  P  o  t  h  i  e  r  de  la  poss.  n.  100.  Ausg.  Siffrein  Bd.  10.  Fa  v  a  r  d  m.  com- 
plainte.  Sect.  L§.  3.  Henrion  de  P  ans  er  eh.  XL.  Carre*  loisdel'org. 
fud  T.  IL  p.  338.  Garnier  in  d.a.  Sehr.  d.  357.  Sir.  VIII, 1. 556.  XXIX, 
L  89*  XLI,  L  852.  Diejenigen,  welche  die  relntlgrande  als  eine  noch 
jetzt  von  der  complainte  wesentlich  verschiedene  Klage  betrachten, 
sprechen  diese  Klage  auch  dem  Pachter  etc.  an.  Sir.  XX,  I,  209.  — 
•Ebenso  dem  an tich retischen  Gläubiger  Sir.  XX,  I,  480.  Dagegen  gibt 
B Hirne  n.  309  demP&chter  die  possessorischen  Klagen  überhaupt,  weil 
er  ein  droit  r£el  habe.  So  wenig  diese  Ansicht  begründet  ist,  so  ist 
jenem  Schriftsteller  doch  in  dem  andern  Punkte  beizutreten  (n.  311), 
dass  der  Pachter  erforderlichen  Falls  zur  Anstellung  possessorischer 
Klagen  von  dem  Art.  1166  Gebrauch  machen  kann.  —  Uebrigens  Ist 
eine  Klage  von  dem  Pachter  etc.  allerdings  aufrecht  su  erhalten,  wenn 
ihr  der  Verpächter  etc.  während  des  Verfahrens  beitritt.  Sirey  XX, 
I,  165. 

1)  Auch  eine  Gemeinde  kann  mit  dieser  Klage  belangt  werden, 
wenn  sie  sich  einer  Besitzstörung  schuldig  gemacht  hat.  Sir.  XXX,  I, 
296.  *S.  aber  Sir.  XLIII,  I,  597..—  Ingleichen  unter  derselben  Voraas- 
setsung  auch  ein  Minderjähriger.  Favard  m.  complainte.  8ect  L  g.  II. 
n.  7.  —  Auch  ein  Pachter?  8.  Sir  XXIX,  I,  110.  Hier  wurde  die 
Frage  bejahend  entschieden.  *Für  die  beiahende  Antwort  Curasson, 
Compft.  des  jugee  de  psix  II,  p.  400  n.  12.  Jocotton  n.  238.  Dem 
Verpächter  steht  die  Drittopposition  offen. 
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dorn  nur  auf  einer  widerrechtlichen  Handlung  und  zwar  auf 
«iaer  Handlung  beruht,  welche  nur  in  Beziehung  auf  die  Thafc- 
tache  des  Besitzes  widerrechtlich  ist»)  gegen  den  dritten  Be- 
sitzer (oder  gegen  einen  besonderen  Rechtsnachfolger).*)  — 
Wenn  jedoch  der,  welcher  die  Sache  Vortragsweise  (z.  B.  ein 
Grundstück  als  Pachter)  innegehabt  hat,  nach  aufgelöstem 
Vertrage  die  Sache  inne  behält,  so  wird  er  von  dem,  welcher 
die  Sache  durch  ihn  besessen  hat,  oder  von  dem  Rechtsnach- 
folger desselben  nicht  mit  einer  Besitzklage,  sondern  nur  mit 
der  aus  dem  Vertrage  entstehenden  Klage  belangt  werden  kön- 
nen. Denn  selbst  der  Eigenthüiner  der  Sache  könnte  ihn  nur 
nit  dieser  Klage  belangen.3) 

§•  191. 
9«b  focht«.  (Petitum.)  -r  Einreden,  r-  Vallzieaung  dt«  ürtheilee. 

Das  Klagsuchen  ist  nach  der  Verschiedenheit  der  fSJle 
d.  h.  nach  der  Verschiedenheit  der  Art,  wie  die  Störung  gfr 
sehehen  sein  kann,  entweder  darauf  zu  richten,  d^sg  der 
Kläger  in  dem  Besitze,  in  welchem  er  gestört  worden  sei,  ge~ 


2)  1  1.  S  3.  D.  de  interd.  V  &  i  e  1 1 1  e  dos  preser.  n.  552.  Vgl.  oben  §.  181. 
Dagegen  l&ast dlo Eesitzklage auch  gegen  den  dritten  Besitzer mDnrtni 
IV,  245  und  eben  ao  Troplong  de  la  preaer.  I,  288.  (Der  Grand,  der 
fttr  dieae  Meinung  angeführt  wird,  data  die  Klage  auf  einem  dominie 
praesumto  beruho,  ist  schwerlich  haltbar.)  P)  Oegen  Z.  Anbry  et 
Bau  II.  §.  187.  Anm.  11.  Uebrigens  neigt  sich  die  gemeinrechtliche 
Doktrin  neuerdings  dahin,  die  Besitzklsge  gegen  den  dritten  Beeitaer 
mindestens  dann  au  geben,  wenn  er  in  mala  ftde  ist.  Windsebeld 
Pand  I.  &.  162  Anm.  10,  11.  Die  Bad.  Prozess«rdnung  bat  in  f.  664 
der  Ansicht  von  Z.  Ausdruck  gegeben.  —  Die  Forderung  von  Schaden- 
ersatz —  {$.  191  Anm.  2  —  geht  jedenfalls  nur  gegen  den  Thater  oder 
seinen  Univer*alsucoes"or,  soweit  es  tlch  nicht  um  daa  eigene  Thai 
des  dritten  Besitzers  handelt 

3)  Anders  entschied  diese  Frage  der  KOH.  b.  Sir.  VII,  II,  773.  — 
#Es  werden  die  einzelnen  Fälle  der  Besitzstörung  durch  den  Pachter 
am  unterscheiden  sein;  behauptet  der  letztere  die  Erneuerung  oder  die 
Fortdauer  des  Vertrags,  so  wird  nur  die  Vertragsklage  zulassig  aein  J 
dagegen  die  Besitzklage,  wenn  der  Pächter  daa  Eigenthum  bestreitet. 
Hier  vereinigt  sich  d|e  rechtliche  Störung  mit  der  fscisehen.  8.  nach 
Belime  n.  328,  der  den  Satz  des  Textes  in  seiner  Allgemeinheit  leug- 
net P.)  Mit  Recht  ebenso  Aubry  et  Rau  II.  f.  187  Anm.  8.  —  IIa* 
dar  nsufruetuariue  dieae  Klage  auch  gegen  den  Eigenlhftmer?  Warum 
nicht?  8,  Garnier  In  d.  a.  Sehr.  p.  306. 
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«Mtri,  oder  darauf  das«  er  in  den  Besitz,  ans  welchem  er 
geratzt  worden  sei,  wieder  eingesetzt,  oder  endlich  darauf; 
daes  der  Bau,  welchen  der  Beklagte  zum  Nachtheile  des  Klä- 
gers gegen  den  bisherigen  Besitzstand  gefuhrt  hat,  niederge- 
rissen und  alles  wieder  in  den  Zustand  vor  geschehener  Stö- 
rung gesetzt  werde, l)  überhaupt  aber  und  in  allen  diesen  Fäl- 
len darauf,  dass  dem  Beklagten  eine  jede  fernere  Störung  un- 
tersagt, derselbe  auch  zum  Ersätze  des  erweislich  verursach- 
ten Schadens  verurtheilt  werde.  *) 

Ist  der  Kläger  gewaltsam 8)  aus  seinem  Besitze  gesetzt 
worden,  so  kann  ihm  nicht  die  Einrede  der  Vergleichung  ent- 
gegengesetzt werden,  kraft  der  Rechtsregel:  Spoliatus  ante 
omnia  est  restituendus.4)  Art  1293.  n.  1.  In  demselben  Falle 
kann  der  Beklagte,  wenn  er  verurtheilt  wird,  selbst  durch  per- 
sönliche Haft  angehalten  werden,  dem  Urtheile  Genüge  zu  lei- 
sten.   Art  2060.  n.  2.*) 

§.  192. 

Von  der  gerichtlichen  Verhandlang  der  Beeitsklagen.  *)  (De  potaeaorloO 

Die  Besitzklagen  gehören  für  die  Gerichtsbarkeit  der  Frie- 
densrichter. *)  C.  de  pr.  Art  3.  n.  2.3)  —  Sowohl  der  Besitz 


1)  Der  Beklagte  ist  nicht  Mos  in  Schadenersatz  an  verurtheilen. 
8ir.  XX1I1,  F,  381. 

2)  Vgl.  die  Amnerk.  des  KOH.  Aber  den  Entwurf  des  C.  de  pr.  b. 
8ir.  IX,  H  6.    P.)  8   oben  §.  190  b  Anm.  2. 

3»  Die  alteren  wie  die  neueren  frsnsSsisohen  Rechtsgelehrten  bc- 
ecbr&nken  die  relntegrande  auf  den  Fall  einer  gewaltsamen  Besita- 
entsetsung.  Damit  stimmt  aoob  die  Fassung  des  Art.  2060.  n.  2.  über- 
ein.   P.)  Anbry  et  Ran  II.  f.  189  Text  u.  Anm.  9. 

41  1.  14.  §.  2.  G.  de  oompens.  e.  1.  de  reMlt.  spoliat.  in  Vi,  o.  2.  X. 
de  ordlne  eognlt.    Potbier  des  obligat,  n.  589. 

5)  Bios  in  dieser  Stelle  kommt  das  Wort:  reintegrande ,  vor,  sonst 
weder  im  C.  e.  noeb  im  C.  de  pr.  P.)  Die  oonlralnte  par  corps  ist 
durch  Art.  1  des  frans.  Ges.  v.  22.  Juli  1867  aufgehoben  für  alle  HandeW- 
und  Civilsachen.  Etwas  beschrankter  das  deutsche  Reiebs-Gesets  vom 
29.  Mal  1868. 

1)  Ueber  daa  Besitsverfahren  11.  dessen  Gestaltung  nach  bad.  Lsndr.  s. 
8 ta  b eT,  Bl.  f.  Reehtsanwend.  In  Baden.  1. 8  173  ff.  P.)  Diese  Materie  bildet 
In  Frankreich  einen  wesentlichen  Tbeil  der  rriedensricnterllchen  Praxis  und 
wird  in  den  hierauf  bezüglichen  Schriften  ausfuhrlich^abgehandelt.  — 
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als  die  Störung  des  Besitzes  kann  durch  Zeugen  bewiesen  wer- 
den. C.  de  pr.  Art.  24.  —  Von  dem  Verhältnisse  zwischen 
dem  judicio  possessorio  und  petitorio  —  zwischen  dem  Rechts- 
streite, welcher  den  Besitz,  und  dem,  welcher  das  Recht  zum 
Gegenstande  hat,  —  gelten  folgende  Regeln:  Es  steht  in  der 
Wahl  des  Klägers,  ob  er  die  possessorische  oder  die  petitori- 
sche Klage  anstellen  will. 4)  Dagegen  kann  er  nicht  beide  Kla- 
gen, die  possessorische  und  die  petitorische  Klage,  mit  einan- 
der verbinden  (cumuliren).  C.  de  pr.  Art.  25. 5)  Der,  welcher 
in  petitorio  geklagt  hat,  kann  nicht  weiter  von  der  possesso- 
rischen Klage  Gebrauch  machen,  Ebend.  Art.  26, 6)  ausgenom- 
men, wenn  er  während  des  petitorii  in  seinem  Besitze  gestört 
wird.7)  Der  aber,  welcher  mit  einer  petitorischen  Klage  be- 
langt worden  ist,  kann  allerdings  eine  possessorische  Klage, 
sei  es  wegen  einer  jener  Klage  vorausgegangenen  oder  wegen 
einer  nachher  geschehenen  Besitzstörung,  erheben.8)  Der  Be- 
klagte, der  in  Possessorio  verurtheilt  worden  ist,  ist  nicht  eher 


Repertoire  general  des  Justices  de  paiz.  Par  Jay.  Recueil  des  actione 
possessoires.    Par  Jay  et  Besame.  1863. 

2)  P.)  Das  hangt  von  der  Gerichtsverfassung  ab. 

3)  Vgl.  die  in  der  Einleitung  su  der  Lehre  vom  Besitae  a.  Schrif- 
ten nnd  die  Schriften  über  den  Prozess.  8.  auch  Lassanlx  III,  8*0. 
Favard  complainte.  8ect.  L  §.  5.  Sir.  Xlll,  I,  149.  XX,  I,  456.  XXII, 
I,  175.  XXX,  1,  409. 

4)  Merlin  m.  complainte.  §.  7. 

5)  Poncet  tr.  des  actions  n.  93.  Damit  ist  jedoch  nicht  unver- 
einbar, dass  sich  der  Kläger  in  possessorio  sogleich  auf  den  Titel  sei- 
nes Besitzes  berufen  und  der  Richter  den  Titel  des  Besltsers  im  Spre- 
chen berücksichtigen  kann.  HenriondePanseych.  LI.  Sir.  XXY. 
I,  397.  XXVI.  I,  248.  XXVII,  I,  89.  XXXII,  I,  67.  XXXVII,  I.  328.  885.  XL, 
I,  76.  341.  XLI,  I.  590.  708.  *XLII,  I,  823.  XLIII,  I,  63.  Siehe  Jedoch 
Sir.  XXXVIII,  I,  406.  XLVIII,  I,  236.  LI,  1,  113.  üeber  die  petitorische 
Klago  als  Reconvention  S  ir.  XLV,  I,  254.  —  Dagegen  würde  eine  Cu- 
mulatio  petitorii  cum  possessorio  vorhanden  sein,  wenn  eine  Besitaklage 
Mos  aus  Gründen,  die  in  das  petitorium  gehören,  angesteUt  würde.  8ir. 
XXXVII,  I,  523. 

6)  Auch  nicht,  wenn  er  die  petitorische  Klage  fallen  las  st.  Carre 
lois  de  la  proced.  civ.  T.  I.  p.  50.  *  Derselbe  Justice  de  palx  II,  n. 
1644.  —  A.  M.  ist  Favard  m.  complslnte.    Sect.  I.  §.  5. 

7)  Sir.  XVin.  I,  400.  XX,  1, 112.  XXVIf  I,  239.  XXX,  I,  320.  XXXVII, 
I,  872* 

a  8)  Carre,  lois  de  l'organisation  judic.  T.  II.  p.  367 ff.  Sir.  XXID, 
J»f305f.  *XLVI,  I,  46.  S.  jed.  Henrion  de  Pansey  in  der  a.  Seh.  Ch. 
LIII.  UV. 
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zur  Anstellung  der  petitorischen  Klage  zu  lassen,  als  bis  er 
dem  in  der  Besitzsache  gesprochenen  Urtheile  Genüge  gelei- 
stet hat. 9)  Ebend.  Art.  27.  In  keinem  Falle  ist  die  in  Pos- 
sessorio  erfolgte  Entscheidung  fiir  die  Entscheidung  des  peti- 
torii  massgebend  10) 


9)  »81  r.  XL1,  I,  58. 

10)  Possessorium  non  praejudlcat  petitorio.  8fr.  XIII,  II,  131.  —  8. 
jedoch  Sir.  XXVII.  I,  115.  (Wer  in  Possetsorlo  obgesiegt  hat,  kann  in 
Petitorio  zur  Erstattung  der  bezogenen  Früchte  nicht  schon  ans  dem 
Grunde  verurtheilt  werden,  dass  sein  Besitz  nur  ein  vorläufiger  gewesen 
sei.)  Wegen  der  Kosten  8ir.  XXXVII,  I,  76.  P)  Wenn  wegen  einer 
Dienstbsrkeit  im  Sinne  von  Art.  690.  691  —  8.  oben  §.  187  b  Anm.  10 
—  das  Possessorium  auf  Grund  eines  Rechtstitels  siegreich  durchgeführt 
Ist,  so  ist  die  Negatorienklage  —  §.  219.  —  beschrankter;  sie  muss  auf 
Tha tauchen  gestützt  werden,  die  jenen  Rechtstitel  oder  das  einmal  erwor- 
bene Recht  zu  beseitigen  geeignet  sind.  Bad.  Oberster  G.  H.  Annalen 
d.  Bad.  Ger.  Bd.  40.  8.  33. 
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Erstes  Buch. 

Von  4»»  Regsten  an  Äusseren  Gegenständen 
diese  einsein  betrachtet 


Erste  Abtheilung. 

Sachen-Recht 

Erstes  Hauptstück. 

Von  dem  Eigentumsrechte  an  Sachen. 

Art.  644-577.  2219  ff.  —  Die  Hauptquelle  des  C.  c  in  dieser  Lehren* 
das  ROmiacbe  Recht  —  Traltl  du  droit  da  domsine  de  proprlett.  Per 
Po t hier.  Ausg.  Sifflreln  Bd.  X.  —  Histolre  da  droit  de  proprio*!*1 
fonclöre  en  Occident  Per  Laboulaye  1840.  *  Recherche«  aar  le 
droit  de  proprlet*  cheilc  Romaine.  Par  Giraad.  1842.  I.  Vol.  Priu- 
cipes  genärsux  da  droit  romain  aar  la  proprilte  et  ses  principaox  de- 
memörements ,  particulierement  sar  l'usufrult.  Per  Pellet.  2.  *dit. 
1849.  —  Treite  de  la  propriete.  Par  Com  te  1834.  II.  Vol.  (Dm 
Werk  Ist  jedoch  seinem  Hauptzwecke  nach  eine  Theorie  der  Gesetz- 
gebung In  der  Lehre  vom  Elgenthume.  Nur  gelegentlich  handelt  es 
auch  von  dem  Eigentumsrechte  des  C.  c.)  Pouhais,  tr.  de  la  pro- 
prtetä.  Rennes.  1838.  —  Proudhon,  tr.  du  dnmalne  de  propri&e. 
1839.  III.  V.  Von  demselben:  Tr.  du  domsine  public.  1844.  V.  V«»L  — 
Tr.  de  la  proprio  mobillere.  Par  Chavot.  1839.  II.  Vol.  —  •Ag- 
nes, de  la  proprio1 16  conslderee  comme  principe  de  la  conservatlon 
<m  de  I*her6dlt6  1841.  II.  Vol.  —  Hennequin,  Tr.  de  la  leglslaüoa 
et  de  Jurlspr.  sulvant  l'ordre  du  C.  c.  (II  Uvre.)  1841.  II.  Vol.  — 
Essai  sur  la  propriet*  territoriale.    Par  Dupuynode.  1848.  —  De 
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In  pmsr*  dm  droit  de  preprieU  en  fett  d'tameuble*.  Per  Bober<- 
gier,  1841.  IL  Vol.  —  Tr.  de  la  transmissinn  de  la  proprio  parao* 
tea  entre-vifs.  Par  llureaux.  In  dessen  Werke;  Etudes  snr  |e  C. 
ct  1847-53.  HL  Vol.  —  Ueber  die  dinglichen  Rechte  an  Liegenschaf- 
ten. Von  Beck.  Karlsruhe  1831.  P.)  De  la  proprie*te\  Par  Lesenna. 
18M.  De  la  proprietö  en  droit  romain  et  en  droit  francala.  Par  Ha* 
ttreo.  1866.  Pe  la  trsnsmissioo  de  la  proprio.  Par  AU y,  1865.  y» 
Per  alte  Kampf  der  Besitzlosen  gegen  das  Eigenthnm  hat  s^-h  In  un* 
aeren  Tagen  erneuert  und  bis  au  dem  wahnsinnigen  Satte  der  Commu- 
nis! en  geführt:  „Eigenthum  ist  Diebstahl.14  Interessante  philosophische 
und  historische  Darstellung  in  Laurent  Vi,  87—99. 


,    1.    Begriff  dieses  Rechts. 
§.  193a.  (193.) 
Eigentimm  an  Sachen. 

P*W  Bigeptbum  iat  das  Recht,  kraft  dessen  eine  Per» 
Wo  Wien  gewissen  Gegenstand  als  ihrer  Willkür  schlechthin*) 
unterworfen  behandeln  darf.  Per  Eigenthümer  ist  in  Etatiehonf 
au|  den  Gegenstand  seines  Rechts  ein  Souverän.  Art  544. l) 
-rr-  Das  Eigentbum  an  Sachen  ist  dasselbe  Recht»  in  wie 
fern  es  Sachen  guiq  Gegenstande  hat. 

Das  Eigepthum  an  einer  Sache  bezieht  sich»  und  «war 
seinem  ganzen  Umfange  nach»  sowohl  auf  die  Sache  selbst  als 
auf  das  Zubehör»)  derselben.  P.)  §.  170.  §.  202  Anm.l.  —  Es 


*)  P.)  8.  jedoch  §.  194  besonders  Anm.  $.  P) 

J)  Der  Artikel  deftnirt  nicht  das  genus,  sondern  nur  eine  special, 
das  JSfgenthumsi  echt  an  8  a  c  h  e  n.  Und  auch  von  diesem  enthalt  er  mehr 
eine  descriptio,  als  eine  deflnltlo.  —  In  seiner  weiteren  Bedeutung  ge- 
braucht das  Wort:  proprietö  der  Art.  711.  —  Das  Wort:  dominium  be- 
zeichnet im  Römischen  Rechte  ebenfalls  in  der  Regel  blo«  das  Eigen/« 
thum  an  8achen.  P)  Art  544  beschrankt  ganz  richtig  den  Gegenstand 
des  Elgenthums  auf  körperliche  Sachen;  das  Eigentum  ist  ein  Recht 
und  das  Recht  an  einem  Recht  ist  noch  kein  Eigentjxum  Dasu  tritt 
das  Eigenthum  an  einer  universitas  rerum  —  am  Vermögen.  Art,  71t. 
12Q9.  —  Windscheid,  Pand.  I.  §.  168.  Allein  die  Poktrin  von  E. 
ist  fest  eingebürgert  In  franz.  \\  issenschaft  und  Gerlchtsgebreuch.  Doch  darf 
man  keineswegs  alle  Begriffe  des  Eigenthuros  an  körperlichen  Sachen 
anf  jenes  an  Rechten  fibertragen,  was  ».  B  in,  der  Lehre,  von  den  Ser- 
vituten «Tir  grössteq  Verwirrung  1  Ohren  würde.  Der  Jftg*ath(imer  einer 
körperlichen  Sache  ist  unbeschränkt,  der  Herr  einer  Dienstbarkeit  ist 
beschrankt.  VqL  Laurent  VJJ,  1^8—162,  Wqfen  geistigen  Eigexthume 
s.  §•  189  b. 
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liegen  in  demselben  ganz  dieselben  Rechte,  es  mag  die  Sache, 
welche  der  Gegenstand  des  Eigenthumes  ist,  eine  unbeweg- 
liche oder  eine  bewegliche  Sache  sein.  Jedoch,  so  wie  die  Herr- 
schaft über  bewegliche  Sachen  schon  wegen  der  physischen  Be- 
schaffenheit dieser  Sachen  (de  facto)  beschränkter  ist,  so  ist 
sie  auch  den  Gesetzen  nach  (also  de  jure)  weniger  vollstän- 
dig, als  das  Eigenthum  an  unbeweglichen  Sachen.  Vgl  Art 
685.  2118.  2279.  >)  Dieser  Unterschied  greift  besonders  tief 
in  die  Lehren  von  der  Ersitzung  und  von  der  rei  vindicatio 
ein,  in  welchen  daher  von  demselben  ausfuhrlicher  gehandelt 
werden  wird.  — 

Das  Eigentumsrecht  wird  von  Einigen  in  das  Staats- 
ohereigenthum  und  in  das  Eigenthum  des  Civilrechts  einge- 
teilt. (Dominium  est  vel  eminens  vel  vulgare.)  Jedoch  das 
sogenannte  Staatsobereigenthum  ist  nicht  ein  Eigenthum  in  der 
obigen  Bedeutung,  sondern  es  ist  die  Staatsgewalt  in  ihrer 
Beziehung  auf  das  Nationalvermögen. 8a)  Der  Staatsgewalt  in 
dieser  ihrer  Beziehung  entspricht  die  Pflicht  der  einzelnen  Ei- 
gentümer, sich  den  in  dem  Interesse  Aller  notwendigen  Be- 
schränkungen des  Eigenthumes  zu  unterwerfen,  die  öffentlichen 
Ausgaben  durch  Abgaben  decken  zu  helfen  und  in  Nothfillen 
die  Sache  selbst  dem  Staate  zum  Opfer  zu  bringen.4)  Vgl. 
Art.  539.  545.  713.    S.  §.  195.  Nr.  2. 


2)  P.)  Laurent  VI,  183—191  bekämpft  lebhaft  die  allgemein  an- 
erkannte Vermuthung,  dass  das  Eigenthum  der  Hauptsache  aneh  die 
nothwendlge  Zubehör  umfasse.  Vgl.  dagegen  Aubry  et  Ran  II.  ß. 
192  Nro.  2.  —  Die  Regel  Ist  freilich  schon  missbrauchlich  ausgedehnt 
worden,  aber  richtig  ist  sie  doch.  So  bat  der  K.H.  —  Dal  loa,  Reo. 
1874.  I,  122  -  mit  Recht  erkannt,  dass  der  Eigenthum  er  einer  Mühle 
bis  zum  Beweise  des  Oegentheiles  als  Eigenthümer  des  data  gehörigen, 
künstlichen  Kanals  gflte. 

3)  PJ  Der  Unterschied  zwischen  beweglichen  und  unbeweglichen 
Sachen  Im  C.  N.  beruht  grossen  Theils  auf  rechtsgeschichtlichen  Grün- 
den. 8.  oben  §.  169  Anm  *.  "Was  Z.  von  einer  der  Natur  nach  beschrank- 
teren Herrschaft  über  Mobilien  sagt,  l&sst  sieb  auch  umkehren;  eine 
bewegliche  Sache  kann  man  veraehren,  vernichten  —  nicht  aber  eine 
Liegenschaft.  Das  röm.  Recht  bat  in  der  Lehre  vom  Eigentimme  keinen 
Unterschied  swischen  Mobilien  und  Immobilien. 

8  a)  P.)  Vgl.  oben  §.  174  Anm.  •*. 

4)  Vgl  die  Discussions  und  die  Motlfs  zu  Liv.  II.  tit.  II.  des  C.  e. 
«Au  citoyen".  sagte  der  Staatsrath  Portalis,  „appartient  la  proprlete,  et 
an  souverain  rempire.tt    Proudhondu  domalne  public.  I,  99 fr. 
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S.  193  b.  (193.) 

Eigenthum*)  an  Geistes  werken. 

Gegenstände  des  Eigentumsrechtes  sind  auch  die  Werke 
der  Schriftsteller,  P.)  Künstler  und  Industriellen,  femer  Er- 
findungen und  Entdeckungen.  Von  dem  Eigentumsrechte  an 
diesen  Gegenständen  wird  jedoch  in  dem  vorliegenden  Hand- 
buche nicht  die  Rede  sein,  da  jenes  Recht  unter  besondern 
Gesetzen  steht. 

Gesetze  und  Schriften  über   dieses  Eigentums- 
recht. 

Literarisches,  künstlerisches  und  industrielles 
Eigenthum:  Lois  v.  13—19.  Jan.  1791.  v.  19.  Juli  —6. 
Aug.  1791.  v.  19.  Jul.  1793.  Ar6t<5  du  gouver.  v.  1.  Genn. 
X1U.  Dekrete  v.8.Jun.  1806.  v.o. Febr.  1810.  Art.  39.  40. 
GA.  des  StR.  v.  23.  Aug.  1811.  C.  p.  Art  425  ff.  *Gesetz 
v.  3.  Aug.  1844.  Dekret  v.  28.  März  1852.  P.)  Gesetz  v. 
8.  April  1854.  Gesetz  v.  16.  Mai  1866,  14.  Juli  1866.  Diese 
Gesetze,  und  zwar  schon  jene  v.  J.  1791  beziehen  sich  auch 
auf  den  Schutz  des  künstlerischen  und  schriftstellerischen 
Eigenthums  gegen  Aufführung  in  Theatern.  Das  umfassende 
Werk  —  Traitä  de  la  lögisl.  et  de  la  jurisprud.  des  th£&- 
tres.  Par  Sacan  et  Paulmier.  1853.  IL  Vol.  —beschäf- 
tigt sich  hiermit  ausfuhrlich  in  Bd.  II.  S  53  u.  flg.  —  Für 
Deutschland  —  einschliesslich  des  Reichslandes  Elsass -Lo- 
thringen —  gilt  jetzt  das  Reichs-Ges.  v.  11.  Juni  1870  be- 
treffend das  Urheberrecht  an  Schriftwerken,  Abbildungen, 
musikalischen  Kompositionen  und  dramatischen  Werken.  — 
Die  ältere  Gesetzgebung  und  die  Staatsverträge  für  Deutsch- 
land, England  und  Frankreich  in  der  „Sammlung  von  Ei- 
senlohr"  Heidelberg  1856.  —  Traitä  thiorique  des  contrefe- 
$ons  de  tout  genre  ou  de  la  propriäte  en  matiere  de  litära- 
ture,  th&Uxe,  musique,  peinture,  dessein,  gravure  etc.    Par 


*)  P.)  Die  Bezeichnung  „Geistiges  Eigenthum**  hat  ihr  Bedenkli<bes 
—  Windscheld,  Pand.  I.  §.  137  Anm.  7  —  vom  Standpunkte  des 
Systeme  —  oben  §.  193  a  Anm.  1  —  und  ist  daher  in  dem  oben  ge- 
nannton deuteeben  Gesetze  vermieden;  aber  sie  hat  doch  wieder  ihre 
Berechtigung  als  Ausdruck  für  die  nach  schwerem  Kampfe  errungene, 
ausschliessliche  Berechtigung  des  Autors  an  seinen  Geistes  werken.  Ei- 
«enlohr,  das  literarisch-artistische  Eigenthmna-  und  Verlagsrecht.  1855. 
besonders  8.  26. 
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Adr.  Gastambide.  1837.  Commentaire  des  lois  de  la 
presse  et  de  tous  les  autres  moyens  de  publicite.  Par  De 
Grattier  1839—46.  II  Vol.  Tr.  des  droits  dauteurs.  Par 
Renouard.  1838.  II.  V.  —  *Tr.  de  la  contrefa;on  Par 
Blatte.  1855.  4.  £d.  Droits  civils  des  auteurs,  artistes  fet  m- 
Vettern*.  Par  Nion  1846. —  Vgl  auch  Abhandlungen  über 
das  Schrifteigenthum  V.  Laferriere,  Von  Victor  Fött* 
eher,  Renouard  und  Marie  in  der  Revue  de  ltgislatiofi 
et  de  jurispr.  Jahrg.  1836.  1837.  Merlin  r<*pert  u.  quest 
in.  contrefa^on,  plagiat,  proprictß  lit£r.  Dalloz  jpd.  grndr. 
u.  Favard  m.  propr.  lit£r.  Dictionnaire  du  contentieux 
commercial.  Par  Devilieneuve  et  Mass 6,  m.  proprieü 
Htfr.  et  Artist.  »Mörin,  Repertoire  du  dr.  criminel  m. 
Contrefafon.  P.)  Vgl.  oben  §.  79  Anra.  8.  —  Codes  des  lois 
de  la  presse.  Par  Rolland  de  Villargues.  1863.  2.  &L 
Code  g£n£ral  des  lois  sur  la  presse  et  autres  moyens  de  pu- 
blication.  Par  Rousset.  1869.  Code  de  la  proprio  indu- 
strielle, littäraire  et  artistique  Par  Blanc  et  Beaume 
18Ö4.  Code  international  de  la  propridtä  industrielle»  ar- 
tistique et  littfraire.  Par  Pataille  et  Huguet  1868. 
Annales  de  la  pr.  ind.  art.  et  littfr.  Redigirt  v.  Pataille 
ü.  A.  seit  1865,  Cours  de  droit  industriel.  Par  Walbroeck. 
Angezeigt  in  Puchelt  Zeitschr.  IV.  S  303.    De  la  pro- 

frti<5t£  et  de  la  contrefagon  des  oeuvres  de  Tintelligence.  Par 
Jalfflels  1856. 
Eigenthum  an  Erfindungen  und  Entdeckün- 
eu:  Lois  v.  31.  Dec.  1790.  —  7.  Jan.  1791.  v.  14—25. 
ai  1791.  Arr6t£  des  consuls  v.  5.  Vend.  IX.  Dekrete  t. 
25.  Nov.  1806.  v,  25.  Jan.  1807.  Loi  v.  25.  Mai  1838.  Art. 
20.  (Auch  Fremde  können  in  Prankreich  brevets  d'inven- 
tion  erhalten)  *Loi  v.  5.  Juli  1844.  ArrStd  v.  21  Oct 
1848.  Arrfttfi  V.  23:  Febr.  1849.  RJ  Ges.  v.  31.  Mai  1856. 
Ges.  v.  23.  Juni  1857.  Ges.  V.  23.  Mai  1858.  —  Gesetz 
v.  26.  Juli  1858.  —  Art  52  des  Ges.  v.  5.  Juli  1844  hat 
die  früheren  gesetzlichen  Vorschriften  aufgehoben.  Dalloz 
m.  brevets  d'invention  und  proprietä  industrielle.  Diction- 
fcaire  du  contentieux  commercial.  Par  Devilieneuve  et 
Mass£  und  *Dictionnaire  du  dr.  commercial  Par  Goujet 
et  Merger  m  Brevet  d'invention.  Tr.  des  brevets  d'inven- 
tion. P*r  Renouard  3.  <&  1865.  L'inventeur  br6vet& 
Par  Blanc.  1852.  3.  (5d.  Loi  sur  les  brevets  d'invention.  Par 
Loysean  et  Verge.  1844.  Description  des  machiaes  et 
procäd&  consignäs  dans  les  brevets  d'invention,  dont  lad«« 
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*4#  Oft  §ftpir&  «M.  publite  pät  fes  drttaw  du  rifoifttft  6% 
tostibert*.  Tar  Mülard  seit  1811.  (Sieb*  buch  die  Schrifr 
ton  über  Handelsrecht )  P>J  Des  brevets  d'invention  et  de 
la  contre&Qon.  Par  Nouguier.  1852.  2.  6d.  Commentaire 
des  lois  sur  les  brevets  dinvention,  les  noms  des  fabricants, 
lee  marqucs  de  fabrique  et  de  commerce.  Par  B£darride 
1668.  III  Vol.  Des  noms  et  marques  de  fabrique  de  &>ttt« 
merce,  de  la  concurrence  dlloyale.  Par  Calmel*  18Ö8, 
-*-  Pesseins  et  mod&leB  de  fabrique.  Par  C  almeis  1865. 
S   oben  §.  79  Anm.  8,  unten  IL  §.  444  Anm.  13  a. 

II.  Von  de»  in  dein  Eigenthume  enthaltenen 
Rechten. 

g.  194. 

Von  dielen  Rechten  ito  Allgemeinen*  Nachbarnretfct. 

Grundsätze:  1)  Das  Eigenthum  hat  seinem  Wesen  nach 
keine  anderen  Grenzen,  als  die,  welche  ihm  die  Natur  gesetzt 
hat,  mit  andern  Worten,  de*  Eigentbümef  ist  berechtigt,  übet 
die  ihm  gehörende  Sache  eine  jede  Herrschaft,  Macht  und  Get- 
itelt zu  üben,  welche  übet*  die  Sache  nur  überhaupt  nach  Na* 
turgesetzen  geübt  werden  kann.  Kr  kann  übrigens  von  seiner 
Herrschaft  nach  Gefallen  entweder  Gebrauch  inachen  odet 
nicht  Gebrauch  machen.  2)  Diese  Herrschaft  steht  dem  Ei- 
gentümer ausschliesslich,  und  3)  von  Rechtswegen  zu.  *)  Wer 
daher  behauptet,  dass  ihm  ein  Recht  an  der  Sache  eines  An* 
dem  zustehe,  hat  für  seine  Behauptung  den  Beweis  zu  füh- 
ren,2) und  es  steht  dem  Eigenthümer  auch  in  einem  Rechts* 
streite  dieser  Art,  so  wie  in  einer  jeden  andern  Beziehung, 
die  gesetzliche  Vermuthung  zur  Seite,  dass  seine  Herrschaft 
eine  unbeschränkte  Alleinherrschaft  sei.  4)  Nur  den  Beschräft- 


1)  Man  kann  das  Eigentlram  «1s  die  mfitlien  hoohftt*  Steigerung 
f  Potent  i  eines  Hecht*  Überhaupt  betrachten.  Daher  kann  man  so  manche 
ßltte  de«  Eigenthumarechtfe  auch  in  andern  Lehren  bennuen. 

2)  Daher  die  ftechtaregel:  Qnil!b*t  fundas  Über  a  aerrtaitlbne  esse 
praeeumhnr.  Vgl.  f.  219.  —  Daher  eind,  wenn  Ehler  behauptet,  eine 
gewisse  Dienstbarkeit  durch  Eraitanng  erworben  in  haben,  die  angeb* 
liehen  Beattahaadlnngen  im  Zweifel  tftr  bloee  Vergünstigungen  tu  halten. 
Pardeeene  des  eervttndee  n.  281.    8ir.  XXXVI,  1,  544 
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klingen  ist  das  Eigenthum  unterworfen,  welche  entweder  einem 
rechtmässigen  Titel  oder  auf  einer  Verfugung  der  Gesetze  be- 
ruhn.  Art  645.  Dagegen  kann  man  den  Eigenthümer  in 
der  Ausübung  seiner  Herrschaft  nicht  schon  aus  dem  Grunde 
beschränken,  weil  er,  wenn  er  von  seinem  Rechte  Gebrauch 
macht,  einem  Andern  einen  Schaden  zufugt  oder  einen  Gewinn 
entzieht. 3) 

Nicht  unbedeutend  ist  die  Anzahl  der  gesetzlichen  Vor- 
schriften, durch  welche  das  Eigenthum,  insbesondere  das  Grund- 
eigenthum,  beschränkt  wird  Mehrere  von  diesen  Vorschriften 
kommen  in  dem  C.  c.  selbst  vor. Pft)  Diese  werden  in  der  Folge 
an  den  geeigneten  Orten  angeführt  werden.  Andere  sind  in 
besonderen  Gesetzen  und  Verordnungen  enthalten;  von 
ihnen  wird,  sowohl  deswegen,  (§.  25)  als  weil  sie  nicht  auf 
Gründen  des  Civilrechts  beruhn,  in  diesem  Handbuche  nicht 
gehandelt  werden. 


3)  Nullas  videtur  dolo  facere,  qui  sao  iure  utitur.  1.  65.  D.  de  B. 
J.  Tonil. III, 327.  S.jed.  S i r. XXI, II,  154 f.  XXXVIII,  IL  479.  P)  - 
Nachbarnrecht.  —  So  richtig  der  obige  Grundsatz  ist,  erleidet  er 
doch  Beschränkungen,  sobald  der  Gebranch,  den  der  eine  Eigenthümer 
von  seinen  Befugnissen  macht,  in  die  Rechtssphäre  des  Anderen  auf 
ungewöhnliche  Weise  übergreift  und  demselben  Schaden  zufügt. 
So  hat  der  K.H.  wiederholt  auf  Grund  der  Art.  1392,  1383  Entschädi- 
gung zuerkannt,  resp.  auf  Entfernung  der  Anlage  erkannt,  wegen  eines 
polizeilich  nicht  verbotenen  Gebrauchs,  welcher  den  Nachbar  durch 
Ranch,  Gase,  Lärmen,  üble  Dünste  etc.  benachtheiligt.  Sir.  XLIV,  I, 
811.  XLV,  I,  825.  XLIX,  I,  346.  LVIII,  I,  305,  705.  LXV1,  I,  170. 
Selbst  im  Falle  polizeilicher  Erlaubniss  der  betr.  Anlage  haben  die 
französischen  Gerichte  zu  Schadenersatz  verurtheilt,  weil  diese  nur  salvo 
jure  tertii  geschehen  könne.  Sir  XL  VI,  I,  169  und  Allegate.  Es  ist 
diese  Materie  zu  einer  förmlichen  Lehre  geworden.  Aubrv  et  Ran  II. 
§.  194.  Laurent  VI,  136— 155.  —  Schon  Po t hier,  Tratte  du  domaine 
de  proprio  —  Ausg.  Siffrein  Bd.  10  —  No.  13  fügt  der  Definition  des 
Eigenthums  bei  „sans  donner  neanmoins  atteinte  au  droit  d'autrui." 
Vgl.  Jahrb.  f.  Bad.  Recht.  1867  8.  72  „Nachbarrecht  und  Nachbar- 
unrecht." Wegen  des  gemeinen  Rechts  s.  Windscheid,  PandL  L  f. 
169  „Nachbarn recht."  Die  Hauptschwierigkeit  besteht  für  den  Richter 
darin,  das  Gewöhnliche  vom  Ungewöhnlichen  su  unterscheiden  Auch 
die  Prävention  kommt  in  Betracht;  z.  B.  wer  neben  eine  längst  be- 
stehende Fabrik  ein  Haus  baut,  kann  sich  über  sichtbare  Missstände 
nicht  leicht  beschweren.  Deraolorabe,  VI,  659.  Sodann  gilt  auch 
hier  der  Satz  „malitiis  obstau!  Dalloz  unter  Proprio,  169. 

3  a)  P.)  Die  wichtigste  Beschränkung  dieser  Art  sind  die  so  ge- 
nannten „Gesetzlichen  Servituten"  —  welche  theils  nur  wichtige  Be- 
standtheilo  des  Grundeigenthums  sind,  theils  dem  Nachbarn  gewisse 
Lasten  auflegen.    Demolombe  XI,  8.    S.  unten  §.  234  Anm.  3. 
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Uebrigens  beruhen  die  Vorschriften  der  zweiten  Art  bald 
auf  dem  Interesse  des  öffentlichen  Wohlstandes  und  beziehungs- 
weise auf  dem  der  Gesundheitspolizei;  dahin  gehören  z.  B. 
diejenigen  Vorschriften,  welche  die  Benutzung  der  Waldun- 
gen,4) die  Austrocknung  der  Sümpfe,5)  die  Ausbeutung  der 
Bergwerke, 9)  die  Richtung  ^alignement)  und  Unterhaltung  der 
Gebäude  an  öffentlichen  Wegen, 7)  die  Errichtung  für  die  Nach- 
barn gefährlicher  Fabriken  und  Werkstätten 8)  betreffen;  bald 


4)  S.  den  C.  forestier.  Art.  122-148.  151—157.  219—224.  Vgl. 
oben  §.  6.  Das  Hauptgeseta  des  älteren  Rechts  über  die  Forsten  and 
Waldungen  war  die  Ordonn.  des  eaux  et  forßts  t.  Jahr  1669.  *Henne- 
quin,  Tr.  de  legislation  I,  p.  381.    (De  la  legislation  fo restiere.) 

5)  Loi  v.  16.  Sept.  1807.  —  Code  des  dessächemens  ou  recueil  des 
reglemens  rendas  sur  cette  matiere,  depuis  Henri  IV.  jusqu'a  nos  jours. 
Par  Poterlet.  1817.  Proodhon,  du  domaine  public. V,  1583 ff.  Mer- 
lin and  Dalloz  m.  marais.  Henne aain  a.  a.  0.  p.  439.  S.  auch 
oben  §.  175  Anm.  6.  P.)  De  l'organisation  legale  de  coars  d'eaa,  soas 
le  triple  point  de  vae  de  l'endigaement,  de  l'irrigation  et  du  dessechement. 
Par  Dumont  1845.  Ueber  die  Entwässerung  —  Drainage  —  Gesetze 
Tom  10.  Jani  1854,  17.  Juli  1856.  —  Ueber  die  Bewässerung  —  Irriga- 
tion —  Gesetze  vom  29.  April  1845,  11.  Juli  1847.  —  Comraentaire  de 
la  loi  da  29.  Avril  1845  sur  les  irrigations.  Par  Da  viel.  1845.  Police 
des  eaux.    Par  Dufour.  1857. 

6)  Lois  vom  21.  April  1810.  Dekrete  v.  11.  Jan.  1808.  v.  22.  März 
1813.  PJ  S.  oben  §.  170  Anm.  *.  Nene  Gesetze  v.  27.  April  1838  and 
vom  9.  Mai  1866.  Traite  des  mines.  Par  Dupont.  1862.  III.  Vol.  De 
la  propriete  des  mines.  Par  Edouard  Dalloz.  1864.  —  Sir.  XXXIX, 
I,  169.  XLI.  I,  121.  259.  325.  Code  des  mines  ou  recueil  des  lois  etc. 
coucernant  les  mines.  Par  Barr i er.  Lyon.  1829.  Tonil.  III,  292 ff. 
Merlin  und  Dal  los  in.  mines.  Tr.  sur  la  legislation  des  mines,  mi- 
nieres en  France  et  eu  Belgique.  Par  Delebecque.  1836—1838.  II.  Vol. 
*Feraud-Giraud,  Etudes  sur  la  le'gisl.  et  la  jurispr.  wncernant  les 
fouilles  et  extractions  des  mate'riaux.  1845.  Tr.  sur  la  legislation  des 
mines  etc.  Par  Peyret-Lallier.  1844.  IL  Vol.  Code  des  ponts  et 
chausse'es  et  des  mines.    Par  Ravinet.  2.  ed.  1847. 

1)  Lois  v.  16.-  24.  Aug.  1790.  tit.  XL  v.  7—14.  Okt.  1790.  Art.  1. 
v.  19.— 2>.  Juli  1791.  tit.  1.  Art.  29  Arrdt  du  conseil  v.  27.  Febr.  1765. 
—  Favard  und  Dalloz  m.  voirie,  alignement.  Cormenin,  qu.  de 
droit  administratif  T.  IL  p.  607 ff.  Proudhon  du  domaine  public.  I, 
243  ff.  8.  auch  §.  175  Anm.  5.  P.)  Dekrete  vom  26.  März  1852,  27. 
Juli  1859.  —  Gesetz  über  die  Sicherheit  der  Eisenbahnen  v.  15.  Juli 
1845,  12.  Juli  1865.  —  Tratte*  ge'ne'ral  de  droit  administratif  applique\ 
concernant  ....  les  ateliers  insalubres ,  les  bacs  et  bateaux,  les  bois  et 
forets,  les  chemins  de  fer,  les  chemins  vicinaux,  les  cours  d'eaa,  Par 
Dufour,  1869.  3.  6d. 

8)  Dekret  v.  15.   Okt.  1810.  Ordonn.  v.  14.  Jan.  1815  v.  29.  JuL 

1818  v.  25.  Juni  und  29.  Okt.  1823.  v.  20.  Aug.  1824.  v.  9.  Febr.  1825, 

v.  5.  Nov.  1826.  v.  20.  Sept.  1828.   —   Manuel  des  ateliers  dangereaz 

insalubres  ou  incommodes.   Par  Maoarel.  1825.  18.  Tr.  de  la  Iegiala- 

Zaokarii,  Fmu.  OMncM.    *.  Aufl.    L  32 
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auf  dem  Interesse  der  Landes  vertheidigung;  dahin  geboren  z. 
B.  diejenigen  Vorschriften,  welche  das  Salpetergraben,9)  die 
in  Privatwaldungen  stehenden  zum  Schiffbau  tauglichen  Stam- 
me10) betreffen;  bald  auf  dem  Interesse  des  Staatsschatzes; 
dahin  gehören  z.  B.  die  den  Tabaksbau  betreffenden  Gesetze. ") 

§.  195. 
Yon  den  einzelnen  im  Eigen th um e  enthaltenen  Rechten. 

Der  Eigenthümer  ist  berechtigt,  1)  die  Gestalt  der 
Sache  nach  Gefallen  zu  verändern  oder  unverändert  zu 
lassen,  z.  B.  den  Anbau  eines  Grundstückes  in  einen  andern 
(Felder  in  Wiesen  etc.)  zu  verwandeln,1)  über  und  unter  der 
Erde  neue  Baue  anzulegen,  Art  552.    Gebäude  niederzureis- 


tion  concernant  les  inanufactures  et  ateliers  dangereux,  insalubres  et 
incommodes.  Par  Tallandier,  1825.  *Tr.  des  etabliasementa  dange- 
reux, insalubres  et  ineommodes.  Par  Clerault.  1845.  —  Gormeiii 
in  dem  ang.  W.  IL  466 ff.  Favard  und  Dalloz  m.  manafaetares. 
♦Macarel  in  der  Encyclopedie  du  dr.  m  Atelier  d*ngereux.  P.)  De- 
krete vom  21.  Mai  1862,  26.  August  1865,  18.  April  1866,  31.  De«.  1866. 
S.  oben  Anm.  7  das  dort  a.  Werk  von  Dufour.  —  Für  das  deutsche 
Reich  gelten  hierwegen  §.  16  Gewerbeordnung  v.  21.  Juni  1869  n.  Ges. 
v.  2.  Mära  1874. 

9)  Lois  v.  13.  Fruct.  V.  Art.  1—10  v.  10.  März  1819.  Art.  2-6. 

10)  S.  über  das  droit  de  martelage:  C.  forestier  Art.  122.  P.)  In 
wie  weit  es  noch  besteht  Foucart,  Droit  administratif  II.  879.  •Hen- 
ne quin  a.  a.  0.  p.  390.  —  Auch  gehört  hierher  das  Verbot,  in  der 
Nähe  einer  Festung  ein  Gebäude  aufzufahren.  Loi  v.  17.  Juli  1819. 
Art.  2.  Ordonn.  vom  1.  August  1821.  Proudhon  in  dem  ang.  W.  I, 
322  ff.  Deutsches  Reichsgesetz  v.  21.  Dez.  1871  —  Reichs-Ges.-Blatt 
No.  51  —  betreffend  die  Beschränkungen  des  Grundeigentums  in  der 
Umgebung  von  Festungen ;  im  Reichslande  Elsass-Lothrineen  eingeführt 
durch  Ges.  v.  21.  Febr.  1872. 

11)  Loi  v.  28.  April  1816  contrib.  indir.  tit.  V.  Jedoch  sollte  das 
Tabaksmonopol  nur  noch  bis  zum  1.  Jan.  1847  fortdauern.  Loi  v.  12. 
Febr.  1885.  P.)  Das  Tabaksmonopol  ist  verlängert  durch  Geseta  v.  3. 
Juli  1852  und  vom  22.  Juni  1862.  Weitere  Eigenthumsbesehränkun^en 
s.  unten  §.  195  Anm.  1.  Aubry  et  Rau  II.  §.  193.  Vgl.  Laurent 
VL  134,  135.  —  *Hennequin  a.  a.  0.  p.  460 ff.  Des  lois  du  mono- 
pole  et  particulierement  du  monopole  des  tabaes. 

1)  Ueber  das  Recht,  einen  Weiher  (Teich)  anzulegen,  s.  Dnrant. 
IT,  408ff.  Garnier  tr.  des  rivieres  II,  98ff.  Proudhon  du  dorn, 
yubl.  V,  1575ff.  Daviel  806 ff.  P.)  Demolombe  X,  27.  8.  aber  f. 
194  Anm.  5.  Auch  Quellen  von  Mineralwasser  darf  der  Grundeigentümer 
aufsuchen;  8ir.  XLIV,  I,  664.  LXI,  I,  623.  Doch  ist  dies  au  Gunsten 
der  bereits  vorhandenen  Mineralquellen  beschränkt  durch  das  Ges.  vom 
14.  Juli  1856. 
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seil1)  oder  einfallen  zu  lassen,  jedoch  immer  mit  dem  $.  194 
erwähnten  Vorbehalte.    Vgl.  Art  1386. 8) 

Der  Eigenthümer  ist  berechtigt,  2)  über  die  Sache  nach 
Gefallen  zu  verfügen,  und  eben  so  sein  Eigenthum  an  der 
Sache  aufzugeben.  *)  —  Es  kann  daher  der  Eigenthümer  die 
Sache  —  ganz  oder  auch  nur  zum  Theile5)  —  veräussern 
d.  h.  das  Eigenthum  daran  durch  eine  Handlung  nnter  den 
Lebendigen  auf  einen  Andern  übertragen.  Er  kann  über  sein 
Eigenthum  auf  den  Todesfall  verfügen.  Er  kann  Dienstbar- 
keiten nnd  Unterpfänder  an  der  Sache  bestellen.  —  Dagegen 
kann  ihn  Niemand  zu  der  einen  oder  zu  der  andern  dieser  Hand« 
lungen  nöthigen.  Jedoch  leidet  diese  Regel  eine  Ausnahme: 
a)  In  dem  Falle  des  Artikel  660.  661.  vergleiche  unten  §. 
239.,  b)  in  dem  Falle  einer  Zwangsentwährung  für  einen  ge- 
meinnützigen Zweck,  (d'une  expropriation  forcäe  pour  cause 
d'utilitä  publique.)    Artikel  545. 6)    Wenn  nämlich,  anlangend 

2)  *Rh.  Ar  eh.  XVI,  I,  157.  P.)  S.  aber  Art.  434  C.  pen.  und  %. 
265  des  Deutschen  Str.-G.-B. 

3)  Merlin  m.  bätimens  §.  3 ff. 

4)  Aufzugeben.  —  Vgl.  Art.  656.  2172.    Toull.  III,  88. 

5)  Z.  B.  auch  blos  die  Oberfläche  eines  Grundstückes  (die  super- 
ficies) oder  der  Boden  unter  der  Erde  (Art.  653)  kann  der  Gegenstand 
der  Veräusserung  sein.  To ullier  III,  469.  Proudhon  de  l'usufr. 
VIII,  3718 ff.  (Bei  Proudhon  a.  a.  0.  steht  eine  sehr  ausführliche 
Abhandlung  über  das  jus  superficies  Der  Verf.  benutzt  das  Komische 
Recht  zur  Bearbeitung  dieser  im  0.  c.  kaum  berührten  Lehre.)  P.)  8. 
unten  §.  198  Anm.  2.  Sehr  ausführlich  Laurent  VIII,  406-434.  Gut 
Aubry  et  Bau  II.  §.  223  No.  2  S  438.  Ein  umgekehrtes  Verhaltnise 
entsteht,  wenn  der  Boden  unter  einem  Grundstücke  zu  dem  Bergwerke 
eines  Anderen  gehört.  S.  oben  g.  170  Anm.  *  und  §.  196  Anm.  6. 
Aubry  et  Bau  a.  a.  0.  8.  443. 

6)  Ueber  die  Zwangsentwährung  sind  nach  und  nach  eine  gute  An- 
zahl Gesetze  in  Frankreich  erschienen.  (Loi  v.  16.  Sept  1807  vom  8. 
Märe  1810.  21.  April  1810.  30.  Mars  1831.  7.  Juli  1833.)  Das  neueste 
ist  v.  3.  März  1841.  (Bei  Sir.  XLI,  II,  774  Hier  auch  eine  Geschichte 
der  Gesetzgebung  über  diese  Leh.c.)  Bei  Sirey  u.  A.  findet  man  auch 
eine  Menge  in  dieselbe  Lehre  einschlagender  Rechtsfälle.  Vgl.  die  Schriften 
über  die  Zwangsentwährung  von  Delalle  au.  (6.  ed  1862.  II.  Vol.)  Foe- 
lix  (in  der  krit.  Ztschr.  f.  Ew.  d  Ansl.  VI,  178.)  Toullier  III.  252 f. 
Für  die  Vortheile,   die  der  abzutretende  Gegenstand  den  Eigentümern 

«ewährte  (for  the  goodwill)  erhält  dieser  nach  der  Loi  ▼.  1820  keine 
ergütung.  —  *Neuere  Schriften:  Jousselin,  Tratte*  des  servitudes 
d'utilite*  publique.  1850.  IL  Vol.  P.)  Das  Gesetz  v.  3.  Mai  1841  bildet 
die  Grundlagen  dieser  Lehre.  —  De  r expropriation  Par  Dufour.  1858. 
Coramentaire  des  lois d'expropriation.  Par  Peyronny  et  Delamarre, 
1859. 
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den  letzteren  Fall,  die  Abtretung  einer  Saahe,7)  welche  Pri- 
vateigentum ist,  in  dem  Interesse  des  Gemeinwesens  oder  in 
dem  des  Staates,  z.  B.  zum  Bau  einer  Strasse  oder  einer  Fe- 
stung unumgänglich  nothwendig  ist,  so  kann  der  Eigenthfimer 
angehalten  werden,  dieses  Opfer  zu  bringen,«)  jedoch  nur  un- 
ter der  Bedingung,  dass  er  vor  der  Abtretung9)  wegen  seines 
Verlustes  vollkommen10)  entschädigt  wird.  Auch  ist  die 
Vorschrift  des  Art.  545  billig  auf  den  Fall  auszudehnen,  da 
durch  eine  Massregel  der  Regierung,  z.  B.  durch  die  Erhö- 
hung oder  durch  die  Veräusserung  einer  Strasse  Einzelnen  an 
ihrem  Eigenthume  ein  Schade  verursacht  wird.  u) 

Der  Eigentümer  ist  berechtigt,  3)  die  Sache  auf  eine 
jede  nach  Naturgesetzen  mögliche  Weise,  und  zwar  mit  Aus- 
schluss aller  Andern,  zu  nutzen  und  zu  gebrauchen,  mithin 
auch  alle  und  jede  Früchte,  welche  nur  überhaupt  von  der 
Sache  bezogen  werden  können,  ausschliesslich  zu  beziehen. 
Art  547. 548. 549.  —  Man  versteht  aber  nur  unter  den  Früch- 
ten einer  Sache  die  Einkünfte,  welche  entweder  von  einer 
Sache  zu  Folge  der  physischen  Beschaffenheit  der  Sache  oder 
aber  wegen  einer  Sache  zu  Folge*  einer  einem  Andern  ob- 
liegenden Verbindlichkeit   bezogen   werden.11*)    Die   Fruchte 

7)  Auf  das  Schrifteigen thura  ist  der  Satz  nicht  auszudehnen.  Sirej 
XXVI,  I,  864.  P.)  Dufour,  Droit  administrativ  III,  1737.  —  Die  Ab- 
lösung von  Zehnten  etc.  sowie  die  Pflicht  der  Besitzer  von  Pferden, 
solche  im  Kriegsfalle  käuflich  an  den  Staat  zu  überlassen,  gehört  auch 
unter  den  Begriff  von  Expropriation.  —  S.  auch  einen  besonderen  Fall, 
welcher  die  Aufopferung  eines  Rechts  betraf,  bei  Sir.  XXV.  I,  297. 

8)  Sei  es,  dass  die  Sache  schlechthin  abzutreten  oder  aase  sie  nur 
einstweilen  zum  Gebrauche  oder  zu  einer  Benutzung  einzuräumen  ist. 
Maleville  ad  Artikel  545.  Sirey  XXVI,  I,  267.  XXIX,  II,  58. 
XXXIII  I  604 

9i  Sir.  XXHI,  11,218.  XXIV,  II,  850.  XXVII,  II,  6.  XXIX,  11,144. 
Nothfälle  jedoch  ausgenommen. 

10)  Z.  B.  nicht  blos  der  Werth  den  ein  Haus  für  sich  hat,  sondern 
auch  der  besondere  Vortheil,  den  es  durch  seine  Lage  dem  Gewerbe  des 
Eigen th um ers  darbietet, -wird  su  beachten  sein. 

ll)Proudhondu  dorn,  public.  II,  369 f.  Sir.  XXVII,  65.  XXIX, 
I,  85.  164.  IL  262.  XXXIII,  I,  604.  XXXVI,  I,  600.  P.)  Das  Geaeta  v. 
16.  Sept.  1807  über  das  Alignement  gilt  noch.  S.  oben  §.  194  Anm.  7. 
—  Die  im  Texte  aufgestellte  Ansicht  hängt  mit  der  Frage  zusammen, 
ob  man  an  den  res  quae  in  usu  publico  sunt,  eine  Servitut  erwerben 
kann?  S.  unten  IL  §.  249.  Anm.  2.  P.) 

IIa)  P.)  Von  den  Früchten  sind  wohl  zu  unterscheiden  die  Gegen- 
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einer  Sache  sind  daher  entweder  natürliche  oder  bürger- 
liche Früchte.1*)  Die  natürlichen  Früchte  sind  wieder  ent- 
weder natürliche  Früchte  in  der  engeren  Bedeutung  oder  Fleis- 
sesfrüchte,  (fr.  nat.  sunt  vel  fr.  naturales  in  specie.  vel  indu- 
striales,)  je  nachdem  sie  die  Sache  von  selbst  oder  nur  durch 
Menschenfleiss  gewährt.  (Jedoch  wird  diese  Eintheilung  der 
natürlichen  Früchte,  da  sie  auf  die  Beziehung  der  Früchte 
keinen  Einfluss  hat,  Art.  585,  hier  einstweilen  nicht  berück- 
sichtigt werden.)  —  Es  gehören  also  zu  den  natürlichen  Früch- 
ten: z.  B.  Garten-,  Wiesen-  und  Feldfrüchte,  das  Holz,  das 
auf  einem  Grundstücke  wächst, IB)  (s.  unten  §.  227)  die  Jun- 
gen der  Thiere, 14)  der  Ertrag  der  Fischerei,  die  Mineralien, 
die  von  einem  Grundstück  gewonnen  werden  können,15)  und 
zu  den  bürgerlichen  Früchten:  z.  B.  die  Zinsen  eines  Kapita- 
les, verfallene  Renten,16)  das  Miethgeld,  die  Einkünfte  von 
einer  Mühle,  die  von  einer  Fabrik.  Zu  den  bürgerlichen  Früch- 
ten rechnen  die  Gesetze  auch  das  Pachtgeld,17)  jedoch  mit 
der  Einschränkung,  dass,  wenn  das  Grundstück  gegen  einen 
Theil  der  Früchte  verpachtet  worden  ist,  dieser  Theil,  der 
Antheil  des  Eigentümers,  nach  dem  Rechte  der  natürlichen 
Früchte  zu  beurtheilen  ist.  ,8J  Art.  583—585.  —  Die  Früchte, 


stände,  welche  nicht  «um  Genussrechte  gehören,  wie  sie  Art.  590-593, 
598  bezeichnen.   Vgl.  §.  201  Anm.  •     LaurentVI,  197. 

12)  Fructus  naturales  —  cmles.  Nach  der  im  Paragraphen  gesehe- 
nen Definition  sind  die  einzelnen  Falle  tu  unterscheiden.  Fructus  na- 
turales naturae  debentur,  (sie  sind  allein  Früchte  in  der  eigentlichen 
Bedeutung;)  fructus civiles ex  obligatione  percipiuntur.  Vgl.  Proud- 
hon  de  Tusufruit.  II,  911.  III.  1121.  (Jedoch  scheint  Proudhon  über 
den  wahren  Grund  dieser  Eiitheilung  zu  schwanken.) 

13)  Auch  Bäume  in  Baumschulen.    Sir.  XXXIX,  II,  421. 

14)  Sie  sind  Früchte  des  weiblichen  Thieres.  1.  ult.  D.  de  rei  vind. 
Po t hier  n.  152.    Art.  583. 

15)  Dur  an  t.  IV,  348. 

16>  Das  Wort:  intärdts  bezeichnet  im  C.  c.  jederzeit  die  Zinsen  von 
einem  Kapitale,  welches  der  Gläubiger  aufkündigen  oder  nach  einer  ge- 
wissen Zeit  zurückfordern  kann,  das  Wort:  arrerages  die  Zinsen  von 
einem  der  Aufkündigung  nicht  unterworfenen  Kapitale,  nachdem  sie 
fällig  geworden  sind,  also  verfallene  Renten.  Proudhon  de  l'usu- 
fruit  I,  205.  _    , 

17)  Seinem  Wesen  nach  sollte  das  Pachteeid  nach  dem  Recht  der- 
jenigen Früchte  beurtheilt  werden,  an  deren  Stelle  es  tritt. 

18)  Toullier  III,  400.  Proudhon  de  l'usufr.  II,  905.  Durant. 
IV,  582. 
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welche  noch  ein  Zubehör  der  Sache  sind,  welche  die  Früchte 
trägt»  weiden  zu  erwartende  Früchte,  (fructus  pendentea,) 
und  die,  welche  als  Sachen  für  sich  erworben  worden  sind, 
erhobene  Früchte  (fructus  percepti)  genannt  Die  natürli- 
chen Früchte  werden  erhoben,  wenn  sie  von  der  Hauptsache 
(mechanisch)  getrennt  werden,  z.  B.  Feldfrüchte,  so  wie  sie 
gemäht  werden.  (Bis  dahin  also  gehören  sie  dem  Eigentü- 
mer der  Sache,  welche  die  Früchte  hervorbringt,  als  Zubehör 
der  Sache,  jure  accessionis.  Art.  547.  S.  jedoch  Art.  1571.) 
Die  bürgerlichen  Früchte  werden  faktisch  erhoben,  wenn  der 
Schuldner  Zahlung  leistet;  sie  sind  aber,  was  das  Recht  des 
Eigenthümers  an -diesen  Früchten  betrifft,  von  Tag  zu  Tag 
für  erhoben  zu  erachten;  so  dass  sie  auf  die  Zeitfrist,  welche 
bei  der  Rechnung  zum  Grunde  zu  legen  ist,  verhältnissmässig 
zu  vertheilen  sind.19)  Art.  520.  521.  585.  586.  —  Da  der  Ei- 
gentümer die  Sache,  mit  Ausschluss  aller  Andern, 
zu  nutzen  und  zu  gebrauchen  berechtigt  ist,  so  ist  er  auch 
berechtigt,  solche  Vorkehrungen  und  Einrichtungen  zu  treffen, 
durch  welche  Anderen  ein  Nutzen  oder  Yortheil,  den  sie  bis- 
her mit  dem  guten  Willen  des  Eigenthümers  von  der  Sache 
zogen,  für  die  Zukunft  entzogen  wird.  Man  kann  daher  z.  B. 
sein  Grundstück  durch  eine  Befriedigung  einschliessen ,  wenn 
anders  nicht  durch  die  Befriedigung  einer  Dienstbarkeit  Ein- 
trag geschieht;10)  man  kann  sein  Grundstück  selbst  dann  be- 
friedigen, wenn  es  bisher,  (zu  Folge  eines  Herkommens  oder 
nach  einer  coutume,)  einer  Koppelhuthung,  (einem  droit 
de  vaine  päture,  dieses  Wort  in  seiner  weiteren  Bedeu- 
tung genommen,)  unterworfen  war.  Es  ist  aber  die  Koppel- 
huthung eine  Gemeinschaft,  welche  unter  den  Mitgliedern 
einer  Gemeinde  (droit  de  vaine  p&ture  in  der  engeren  Bedeu- 
tung,) oder  unter  den  Mitgliedern  mehrerer  Gemeinden  (droit 
de  parcours  ou  d'entrecours  ou  de  marchage)  in  der   Bezie- 

19)  Z.  B.  wenn  ein  Grundstück  auf  ein  Jahr  verpachtet  ist  nnd  das 
Grundstück  in  der  Mitte  des  Pachtjahres  verkauft  wird,  so  gehört  dem 
Verkäufer  die  eine  nnd  dem  Käufer  die  andere  Hälfte  des  Pachtgeldes. 
Schon  das  ältere  Recht  rechnete  das  Pachtgeld  zu  den  fructibus  civili- 
bus.    Arjrou  I,  101. 

20)  Toullier  III,  160.  Pardessus  tr.  de  servit.  n.  104.  Da- 
rant.  V,  204. 
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hang  besteht,  dass  sie  gegenseitig  ihre  Grundstücke,  wenn 
diese  nicht  bebaut  sind  oder  zu  offenen  Zeiten,  mit  ihrem 
Viehe  behüten.*1)  Diese  Gemeinschaft  ist  kraft  Gesetzes  als 
widerruflich  zu  betrachten,  so  dass  ein  jeder  einzelne  Theil- 
nehmer  sein  Grundstück  befriedigen  und  so  aus  der  Gemein- 
schaft heraustreten  kann ;  *a)  jedoch  mit  Vorbehalt  des  Gegen- 
beweises, dass  die  Huthung  in  der  Eigenschaft  einer  Dienst- 
barkeit33) mittelst  einer  Rechtsurkunde  bestellt  worden  sei.**) 
Zugleich  aber  verliert  das  Gemeindeglied,  welches  sein  Grund- 
stück befriedigt,  verhältnissmässig  d.  h.  nach  Verhältniss  des 
Landes,  welches  der  Eoppelhuthung  entzogen  wird,  das  Recht» 
an  der  Huthung  ferner  Theil  zu  nehmen.  Art.  647.  648.  Loi 
v.  6.  Okt.  1791.  Loi  v.  25.  Aug.  1792.**) 

21)  P.)  Vgl.  über  diese  Materie  Aubry  et  Bau  II.  $.  191  Teit  u. 
Anm.  18  u. f.    Laurent  VI,  102. 

22)  Also  nicht  schlechthin,  sondern  nur  wenn  man  sein  Grundstück 
befriedigt,  kann  man  aus  der  Geroeinschaft  heraustreten.  Dafür  spricht 
schon  das  Interesse  der  Landwirtschaft.  Aach  ergibt  sich  dieser  Sati 
aus  der  loi  vom  J.  1791.  —  *Wann  ist  ein  Grundstück  eingefriedigt? 
Sir.  XLI,  L  461.    P.)  Sir.  LXV,  I,  213. 

23)  In  der  Eigenschaft  einer  Dienstbarkeit,  d.  i.  ein  Titel  ist  noch 
nicht  hinreichend;  es  mnss  sich  auch  daraus  ergeben,  dass  die  Parteien 
einander  eine  Dienstbarkeit  bestellen  wollten.  Proudhon  de  l'usafr. 
n.  3662.    Sir.  XL,  I,  877. 

24)  In  der  loi  vom  J.  1791  ist  dieser  Vorbehalt  ausdrücklich  ent- 
halten. Zweifelhaft  ist,  ob  nicht  dieser  Vorbehalt  durch  den  Art.  647 
aufgehoben  worden  sei.  Die  verneinende  Meinung,  welche  die  iura  qnae- 
aita  in  Schutz  nimmt,  dürfte  um  so  mehr  den  Vorsag  verdienen,  da 
man  doch  nicht  behaupten  wird,  dass  das  Recht  der  Befriedigung  nur 
in  dem  Falle  des  Art.  682,  dessen  der  Art.  647  allein  gedenkt,  eine 
Ausnahme  leide.  To ullier  III,  161.  Proudhon  de  l'usufruit  VIII, 
3680.  Lassaulx  III,  251  f.  Sir.  IX,  I,  72 ff.  XV,  II,  102.  XXVIII, 
I,  228.  #XXXVIII,  I,  789.  Siehe  jedoch  Merlin  m.  vaine  pature. 
Delvincourt  ad  Art.  647.  CuraBson  des  droits  d'usage  I,  350.  *Du 
Caurroy  Art.  648.  —  Allemal  aber  ist  die  Eoppelhuthung,  auch  die 
unter  einzelnen  Grundeigentümern,  ablöslich.  Siehe  loi  v.  Jahr  1791« 
—  *Der  in  Bede  stehende  Vorbehalt  ist  in  dem  Gesets  v.  6  Okt.  1791 
Art.  7  nur  für  die  Koppelhut  unter  Privaten  gemacht.  Von  derVerleta- 
ung  eines  jus  quaesitum,  im  Falle  man  jenen  Vorbehalt  konsequenter- 
weise nicht  auf  die  Eoppelhut  der  Gemeinde  ausdehnt,  dürfte  um  so 
weniger  die  Bede  sein,  als  der  aastretende  Theilnehmer  sein  eigenes 
Hutrecht  aufgibt.  P.)  Demolombe  XI,  288.  Aubry  et  Bau  IL 
J.  191  Anm.  19. 

25)  Die  Gesetze  über  die  Eoppelhuthung  findet  man  bei  Favard 
m.  parcours  wid  bei  Durant.  V,  264 ff.  Vgl.  zu  den  Art.  646.  647 
überhaupt:  Proudhon  de  l'iisufruit  VIII,  3656 ff.  Legislation  de  la 
vaine  pature.  Par  A.  Lepasquier.  1824.  Elogium  über  die  Art.  647. 
678  und  701  desC.  N.  Von  Lerche.  Blankenburg.  1810.  •Commentaire 
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Endlich  4)  hat  der  Eigenthüroer  das  Recht,  sein  Eigen- 
thum  durch  Klagen  und  Einreden  zu  schützen.  Vergl.  unten 
9.  218f. 

III.  Eintheilung  des  Eigenthums. 

§.  196. 

1.  Das  Eigen  thum  ist  entweder  ein  widerrufliches  oder  ein 
unwiderrufliches  Eigen  thum. 

Der  Ausdruck:  Widerrufung  des  Eigenthumes*) 
(resolutio  s.  revocatio  doininii)  wird  von  den  Gesetzen1)  und 
von  den  Rechtsgelehrten8)  oft  in  der  Bedeutung  gebraucht, 
dass  er  alle  die  Fälle  unter  sich  begreift,  in  welchen  der  Ei- 
genthümer  einer  Sache  oder  der,  welcher  als  Eigenthümer  der 
Sache  auftritt,  sein  Recht  an  der  Sache  aus  irgend  einem 
Grunde  verliert.  In  diesem  Sinne  wird  das  Eigenthum  wider- 
rufen, wenn  der,  welcher  eine  Sache  als  sein  Eigenthum  be- 
sitzt, belangt  mit  der  rei  vindicatio  oder  mit  einer  auf  die 
Vernichtung  seines  Rechtstitels  gerichteten  Klage  oder  mit  der 
actio  Pauliana  oder  mit  der  condictio  indebiti  oder  mit  einer 
Klage  auf  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand,  zur  Heraus- 


des  lois  rarales  de  la  France.  Par  Neveu  de  Rotrie.  1345.  S.  die 
§.  25  a.  Schriften  über  das  Landwirthschaftsrecht.  —  8.  auch  aber  die 
Kompetenz  der  Gerichte  in  den  die  Koppelhuthang  betreffenden  Sachen 
die  Ordonnanz  vom  22.  Jali  1818  und  Sir.  XXI,  I,  25  —  *Das  specielie 
Gesets  vom  6.  Okt.  1791  über  die  Einfriedigung  der  Felder  ist  durch 
den  0.  N.  nicht  aufgehoben.  Rh.  Ar  eh.  VIII,  I,  159.  S.  auch  die  Be- 
merkung in  Rh.  Arch.  XXIV,  I,  34. 

*)  P.)  Die  ganse  Lehre  von  der  Revokation  dinglicher  Rechte  ist 
unhaltbar;  sie  vermengt  die  verschiedensten  Fälle  und  lässt  sich  gar 
nicht  für  dingliche  Rechte  auf  andere  Principien  zurückfahren,  als  für 
die  Rückwirkung  überhaupt  gelten.  Windscheid  Pand.  I.  §.  165 
Anm.  8.  Auch  das,  was  Z.  das  seinem  Wesen  nach  widerrufliche  Eigen- 
thum nennt,  unterscheidet  sich  eigentlich  nicht  von  den  Fällen,  welche 
er  selbst  ausscheidet.  Auch  dabei  handelt  es  sich  nur  um  den  Begriff 
der  Rückwirkung;  dieser  kann  mit  „Fitting,  Ueber  den  Begriff  der 
Rückziehungtt  1856  —  dahin  aufgefasst  werden,  dass  es  nichts  anders 
sei,  als  Deklaration  des  von  Anfang  an  wirklich  vorhanden  gewesenen 
Reehtszustandes.    Vgl.  Wind  scheid  I.  §.  67. 

1)  S.  a.  B.  Art.  2125. 

2)  S.  z.  B.  Toullier  III.  681  f.  Merlin  m.  resolution.  Ebend. 
qu.  unter  demselben  Worte.  (Man  hat  eich  vielleicht  die  Lehre  von  der 
Widerrufung  des  Eigenthumes  dadurch  erschwert,  dass  man  die  ver- 
schiedenartigsten Fälle  unter  einen  gemeinschaftlichen  Titel  brachte.) 
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gäbe  der  Sache  verurtheilt  wird,  oder  wenn  eine  Veräusserung 
durch  die  Uebereinstimmung  der  Parteien  wieder  aufgehoben 
wird, 3)  so  wie  in  mehreren  andern  Fällen. 4)  Die  Widerrufung 
des  Eigenthumes  in  dieser  Bedeutung  begreift  die  verschie- 
denartigsten Falle  unter  sich,  die,  da  sie  in  mehrere  und  ver- 
schiedene Lehren  einschlagen,  nicht  nach  denselben  Grund- 
sätzen beurtheilt  werden  können  Hier  wird  und  hier  kann 
einstweilen  nur,  gemäss  den  Regeln  eines  wissenschaftlichen 
Vortrages,  von  dem  seinem  Wesen  nach  widerruflichen 
Eigenthume  gehandelt  werden. 

Dieses,  oder  das  widerrufliche  Eigenthum  in  der 
engern  und  eigentlichen  Bedeutung,  ist  dasjenige  Eigen- 
thum, welches  zufolge  seines  Titels  seinem  dermaligen  Eigen- 
tümer entwährt  werden  kann.*)  —  Grundsätze:  1)  Das 
Eigenthum  ist  in  der  Regel  ein  unwiderrufliches 
Recht.  2)  Das  Eigenthum  ist  ausnahmsweise  wi- 
derruflich, wenn  in  seinem  Titel  entweder  aus- 
drücklich oder  zu  Folge  einer  besonderen  Vor- 
schrift der  Gesetze  eine  auflösende  Bedingung 
enthalten  ist.  (Gesetzliche  Vorschriften  dieser  Art  kom- 
men z.  B.  in  den  Art.  965.  960.  1184.  1654  vor.  Sie  be- 
ruhen bald  auf  dem  rechtlichen  Wesen  des  Erwerbungstitels, 
bald  (vgl.  Art.  955.  960.)  auf  dem  vermuthbaren  Willen  der 
Parteien.)  Beide,  die  ausdrücklich  verabredeten  und 
die  gesetzlichen  Bedingungen  haben  in  der  Re- 
gel dieselben  rechtlichen  Folgen.  3)  Der  Eintritt  der 
Bedingung  hat  entweder  die  Wirkung,  dass  das  Eigenthum 
an  seinen  vormaligen  Herrn  oder  an  den  Rechtsnachfolger 
desselben  zurückfällt,  gleich  als  ob  es  nie  seinen  Herrn  ge- 
wechselt hätte,  (resolutio  dominii  fit  ex  tunc,)  oder  nur  die 
Wirkung,  dass  erst  von  der  Zeit  an,  da  die  Bedingung  ein- 
tritt, der  bisherige  Eigenthümer  sein  Eigenthum  an  der  Sache 


8)  Pothier  tr.  de  la  communaute'  n.  179.   Ausg.  Siffrein  Bd.  8. 

4)  S.  s.  B.  869  ff.  920  ff.  2172. 

6)  Also  auch  der  Fall  ist  nicht  unter  dem  Begriffe  enthalten,  wenn 
eine  Sache  cum  pacto  displiceatiae  erworben  worden  ist.  Vgl.  Par- 
dessns  tr.  des  servit.  n.  819.  Merlin  m.  resolution  n.  3  qn.  unter 
demselben  Worte  §.  1. 
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verliert,  (resolutio  dominii  fit  ex  nunc.)  In  dem  erstem 
Falle  ist  die  Bedingung  nicht  blos  unter  den 
Parteien,  sondern  auch  —  in  Betracht,  dass  Niemand 
ein  stärkeres  oder  ein  besseres  Recht  auf  den  Andern  über- 
tragen kann,  als  er  selbst  an  der  Sache  hat,  Art.  2182.  — 
gegen  den  dritten  Besitzer  schlechthin6)  wirk- 
sam. Es  kann  also  in  diesem  Falle  die  Klage  auch  gegen 
den  dritten  Besitzer  der  Liegenschaft,  (als  eine  rei  vindicatio,) 
angestellt  werden.7)  Es  kehrt  in  demselben  Falle  die  Liegen- 
schaft frei  von  allen  den  Dienstbarkeiten  und  Unterpfandern 
zu  ihrem  früheren  Eigenthümer  zurück,  welche  auf  sie  von 
dem  widerruflichen  Eigenthümer  oder  von  dem  dritten  Besitzer 
gelegt  worden  sein  können.  Vgl.  Art  954.  1673.  2125.  In 
dem  zweiten  Falle  hat  der  Eintritt  der  Bedingung 
in  Beziehung  auf  dritte  Personen  keine  rückwir- 
kende Kraft,  so  dass  z.  B.  der,  welcher  eine  Liegenschaft 
von  dem  widerruflichen  Eigenthümer  vor  dieser  Zeit  ge- 
kauft hat,  nicht  auf  die  Ausantwortung  der  Liegenschaft  be- 
langt werden  kann.  Vgl.  Art. 958.  In  beiden  Fällen  aber 
hat  die  Widerrufung  des  Eigenthumes  unter  den 
Parteien  alle  die  Folgen,  welche  mit  dem  Ein- 
tritte einer  auflösenden  Bedingung  überhaupt 
verbunden  sind.  4)  Wenn  die  Bedingung  des  Wi- 
derrufs eintritt,  so  wird  das  Eigenthum  in  der 
Regel  ex  tunc  aufgelöst, 8)  in  so  fern  nicht  der  Rechts- 


6)  Ausgenommen,  wenn  das  Eigenthum  Fahrnissstücke  zun  Gegen- 
stand hat.  Art  2279.  Grenier  tr.  des  donat.  III.  312.  —  Ebenso  sind 
von  der  im  Paragraphen  aufgestellten  Regel  diejenigen  Handlungen 
auszunehmen,  welche  Mos  die  Verwaltung  der  Sache  betreffen.  Sirej 
XXVII,  I,  824.    S.  jedoch  Art.  1167. 

7)  Sir.  XII,  I,  56.  Merlin  qu.  m.  r&olution.  §.  1.  —  Auf  den 
Fruchtgenuss  (§.  201)  hat  dieser  Unterschied  unmittelbar  keinen  Einfiuss. 

8)  Und  «war  auch  dann  ex  tunc,  wenn  die  Parteien  den  Vertrag, 
wegen  der  Nichterfüllung  einer  Bedingung,  gutwillig  aufgehoben 
hatten.  Sir.  XXX  VI,  I,  167.  —  »Das  Gegen  theil  wurde  entschieden 
in  Sir.  XL VIII,  I,  470.  Das  Grundstuck  war  wegen  nicht  gezahlten 
Kaufpreises  freiwillig  zurückgegeben  worden,  die  von  dem  Käufer  be- 
stellten Hypotheken  wurden  aufrecht  erhalten.  Die  letztere  Ansieht, 
welche  von  Toullier  VII,  651  und  Duranton  XVI,  887  getheilt 
wird,  ist  der  erstem  (Troplong,  Hjp.  H,  466.  Vente  Dt,  651)  vorzu- 
ziehen.   Die  Wirkung  der  stillschweigenden  Resolutivbedingung  in  Art. 
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titol  des  Eigenthumes  oder  eine  besondere  gesetzliche   Vor- 
schrift das  Gegentheil  festsetzt.  Vgl.  Art.  958. 9) 

Nimmt  man  den  Ausdruck:  Widerrufung  des  Eigenthums,  in 
seiner  weiteren  oder  uneigentlichen  Bedeutung,  so  kann  man  zur 
Beantwortung  der  Frage,  ob  in  einem  gegebenen  Falle  das  Eigen- 
thum  ex  nunc  oder  aber  ex  tunc  widerrufen  werde,  die  Re- 
gel aufstellen:  Der  Widerruf  geschieht  ex  nunc,  wenn  er  kraft 
eines  dem  Eigenthümer  zustehenden  Rechts  geschieht,  ex  tunc 
aber,  wenn  er  kraft  eines  einem  Andern  zustehenden  Rechts 
erfolgt.10)  Es  geschieht  also  der  Widerruf  ex  nunc,  z.  B. 
wenn  sich  der  Käufer  den  Reukauf  vorbehalten  hat  und  von 
diesem  Vorbehalte  Gebrauch  macht,  n)  oder  wenn  die  Par- 
teien den  Erwerbungsvertrag  durch  wechselseitige  Ueberein- 
stimmung  wieder   aufheben,  18j    oder   wenn  der  Erbe  wegen 


1184  und  1654,  die  Resolutio  ex  tunc  tritt  ewt  ein  mit  der  gerichtlichen 
Auflösung  des  Vertrags.  Art.  1184.  P)  Die  Frage  ist  bestritten.  Für 
Z.  Aubry  et  Bau  II.  §.  220 bis  Anm.  9.  Creizenach  in  Puchelt 
Ztschr.  III.  S.  519  f.  mit  historischer  Begründung.  —  Wenn  der  Auf- 
lösung vertrag  wirklich  auf  der  lex  commissaria  beruht,  was  darzuthun 
sein  wird,  so  halte  ich  die  Ansicht  von  Z.  für  richtig.  S.  unten  II.  §. 
348.  Vgl.  Laurent  VI,  107  am  Ende.  Natürlich  steht  den  Dritten  die 
Paulianische  Klage  etc.  zu. 

9)  Die  Ausnahme,  die  dieser  Artikel  (bei  der  revocatio  donationis 
ob  ingratitudinem)  macht,  dürfte  nicht  blos  auf  Gründen  der  Billigkeit 
beruhen.  Der  Grund  ist  wohl  der,  dass  obligationes  ex  delicto  nicht 
gegen  einen  Dritten  wirksam  sind.  S.  oben  §.  181.  Vgl.  Delvinc. 
ad  Art.  958.    Merlin  qu.  m.  resolution  §.  1. 

10)  Vgl.  Troplong  des  hypotheqnes  etc.  n.  465,  welcher  diese 
Frage  ausführlich  erörtert.  Er  unterscheidet,  (auf  eine  ähnliche  doch 
nicht  ganz  auf  dieselbe  Weise),  den  älteren  Rechtsgelebrten  folgend, 
utrnm  reaolutio  dominii  fiat  sponte  an  ex  necessitate.  —  *Bei  der  Frage, 
ob  Resolutio  ex  nunc  oder  ex  tunc  eintritt,  ist  auf  die  Natur  der  Revo- 
kabilität  zu  sehen.  Gibt  die  letztere  d.  zum  Widerruf  Berechtigten  nur 
eine  persönliche  Klage  (wie  beim  dies  als  Endtermin),  so  tritt  Reso- 
lutio ex  nunc  ein,  gibt  sie  ihm  eine  dingliche  Klage  (Lndigung  durch 
Bedingung),  Besolutio  ex  tunc.  Das  Erstere  ist  namentlich  der  Fall, 
wenn  der  Widerruf  zum  Gegenstand  eines  eigenen  Neben  Vertrags  ge- 
macht worden  ist.  So  nach  Römischem  Recht  bei  dem  pactum  de 
retro  vendendo  und  de  retro  emendo.  Nach  Französischem  nur  bei  letz- 
tem, denn  das  pactum  de  retro  vendendo,  der  rachat,  wirkt  ex  tunc. 
Art.  1673.  Vgl.  über  die  Wirkung  der  Resolutivbedingung  Savigny, 
System  III,  §.  120  Anm.  o. 

11)  L  8.  D.  quemadm.  pignus  vel  hypoth.  solv.  *Siehe  jedoch  An- 
merk.  8. 

12)  Durant.  XVI,  387.  A.  M.  ist  Troplong  de  la  vente  n.  691. 
P.)  8.  unten  IL  «.  348.  —  Der  Art.  1673  stellt  diesem  Falle  den  Fall 
gleich,  da  sieh  der  Verkäufer  das  Wiederkaufsrecht  vorbehalten  hatte. 
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eines  nach  Annahme  der  Erbschaft  aufgefundenen  Testamentes 
die  Erbschaft  wieder  ausschlägt,  Art.  783.  oder  wenn  der  Ei- 
gentümer den  Vertrag,  durch  welchen  er  das  Eigenthum  er- 
worben hat,  als  nichtig  anficht  oder  mittelst  der  Wiederein- 
setzung in  den  vorigen  Stand  unwirksam,  n)  oder  wenn  der 
dritte  Besitzer  einer  Liegenschaft  von  dem  ihm  nach  Art  2177 
zustehenden  Rechte  Gebrauch  macht, ,4)  oder  wenn  der  Kau- 
fer durch  die  redhibitorische  Klage  die  Aufhebung  des  Kau- 
fes bewirkt.15)  Dagegen  geschieht  der  Widerruf  ex  tunc, 
z.  B.  wenn  ein  Kauf  wegen  einer  Verletzung  über  7/18  ange- 
fochten wird,  arg.  Art.  1681.  §  2. l6)  oder  wenn  eine  Schen- 
kung, weil  durch  sie  der  Vorbehalt  (la  r&erve)  verletzt  wor- 
den ist, ,te)  widerrufen  wird,  Art  929.  oder  l6b)  wenn  eine  Lie- 
genschaft (per  rei  vindicationem,  vgl.  Art.  2279.)  oder  eine 
Erbschaft  (vel  alia  universitas  juris,  z.  B.  per  hereditatis  pe- 
titionem)  dem  bisherigen  Besitzer  derselben  entwährt  wird. 
Jedoch  wird  der  letztere  Satz  in  dem  Falle  eine  Ausnahme 
leiden,  da  einem  Erben  die  Erbschaft,  in  deren  Besitze  er  bis- 
her gewesen  ist,  von  einem  andern  und  nähern  Erben  —  oder 
da  ihm  von  einem  gleich  nahen  Erben,  also  von  einem  Mit- 
erben, ein  Theil  der  Erbschaft  —  entwährt  wird,  so  dass  in 
diesem  Falle  die  Verfügungen  aufrecht  zu  erhalten  sind,  wel- 


13)  Aasgenommen,  wenn  die  Nichtigkeit  eine  absolute  .wäre.  Vgl 
§.  37.  —  *Die  Ansicht  des  Textes  beruht  aaf  jener  Theorie  der  Nich- 
tigkeitsklagen, wie  sie  in  §.  37  aufgestellt  ist.  Dieser  Ansicht  steht 
entgegen,  dass  zwischen  der  relativen  Nichtigkeitsklage  nnd  der  Wie- 
dereinsetzung in  den  vorigen  Stand  kein  Unterschied  besteht;  beide 
sind  enthalten  in  der  Rescissionsklage  des  Art.  1304.  Jede  Rescission 
aber  wirkt  ihrer  Natur  nach  ex  tunc,  nicht  ex  nunc.  Vgl.  Windscheid 
S.  150  ff.  P.)  Z.  Bcheint  hier  der  Anfechtung  von  Seiten  des  Verkäufers 
rückwirkende  Kraft  —  resolutio  ex  tunc  —  beizulegen,  in  II.  §.  336 
scheint  dagegen  allgemein  —  also  auch  für  die  Anfechtung  von  Seiten 
des  Erwerbers  die  resolutio  ex  tunc  angenommen  zu  sein.  Letzteres  ist 
jedenfalls  richtig.  Laurent  VI,  106.  Aubry  et  Ran  II.  §.  220 bi* 
Text  und  Anm.  4. 

14)  Troplong  des  hvpoth.  n.  843. 

15)  Troplong  ebend.  n.  466. 

16)  Der  Käufer  kann  zwar  durch  Ergänzung  des  Preises  den  Kauf 
aufrecht  erhalten.    Das  ist  aber  nur  eine  ihm  nachgelassene  Wahl. 

16a)  P.)  Laurent  VI,  107.  Aubry  et  Bau  IL  §.  220 bis  Text 
nnd  Anm.  4. 

16b)  P.)  Als  Rückwirkung  des  Eigenthumsverlustes  erscheint  auch 
die  deklarative  Wirkung  einer  Theilnng;  unten  §.  197  Anm.  27. 
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oh©  der  zur  Ausantwortung  des  Nachlasses  verurtheilte  Erbe 
über  die  zum  Nachlasse  gehörenden  Sachen  und  Rechte  getrof- 
fen hat,17)  (z.  B.  die  Unterpfänder  und  Dienstbarkeiten,  mit 
welchen  er  die  Liegenschaften  des  Nachlasses  belastet,  die  Ver- 
äusserungen,  die  er  mit  diesen  Liegenschaften  vorgenommen 
hat;)  übrigens  mit  dem  Vorbehalte,  dass  die  von  ihm  getrof- 
fenen Verfugungen  mit  der  actio  Pauliana  (s.  Art.  1167)  an- 
gefochten werden  können.  Denn  da,  wie  weiter  unten  im  Erb- 
rechte (s.  §.  589.  609)  gezeigt  werden  wird,  die  sämmüichen 
Erben,  die  nächsten  wie  die  entfernteren,  Gesammteigenthü- 
mer  (condomini  in  solidum) 17a)  des  Nachlasses  sind,  und  da 
sich  die  Ordnung  der  Erbfolge  nur  auf  das  gegenseitige  Ver- 
hältniss  unter  den  Erben,  (und  nicht  auf  ihr  Verhältniss  zu 
dritten  Personen)  bezieht,  so  sind  die  Verfügungen,  welche  ein 
Erbe  über  die  Erbschaft  als  deren  Besitzer  getroffen  hat,  (mit 
dem  oben  gedachten  Vorbehalte)  auch  für  die  übrigen  Erben 
verpflichtend,  ganz  so  wie  die  Zahlung,  welche  ein  Schuldner 
dem  einen  seiner  solidarischen  Gläubiger  leistet,  die  Schuld  in 
Beziehung  auf  die  sämmüichen  Gläubiger  tilgt18)    Also  arg. 

17)  B 1  o  n  d  e  a  u  de  la  Separation  des  patrimoines  p.  685. 

17a)  Dieser  Grund  ist  unrichtig!    S.  oben  g.  42  Anm.  *  und  unten 
§.  197  Anm.  2,  *  und  P.) 

18)  Die  Frage,  ob  in  dem  Falle  einer  Entwährung  (oder  Eviktion) 
die  resolutio  dominii  ex  nunc  oder  ex  tunc  geschehe,  ob  also  die  Rechts- 
handlangen, welche  der  bisherige  Besitzer  in  Beziehung  auf  den  Gegen- 
stand der  Ent Währungsklage  vorgenommen  hat,  bei  Kräften  bleiben 
oder  nicht,  ist  eine  der  bestrittensten  der  vorliegenden  Lehre.  Einige 
erklären  sieh  schlechtbin,  d.  i.  der  Besitzer  mag  titulo  singnlari  oder 
universali  besitzen,  für  die  resolutio  ex  nunc;  Andere  schlechthin  für 
die  resolutio  ex  tunc.  Eine  dritte  Partei  unterscheidet  rwischen  dem 
der  titulo  singulari  und  dem,  der  titulo  universali  besitzt,  also  z.  B. 
swischen  einem  Käufer  und  einem  Erben.  Diejenigen,  welche  schlecht- 
hin oder  beziehungsweise  nur  eine  resolutio  ex  nunc  zulassen,  nehmen 
jedoch  insgesammt  den  Fall  des  Art  1167  (oder  die  actio  Pauliana)  von  der 
Kegel  aus.  Eben  so  beurtheilen  sie  die  Frage  fast  ausschliesslich  in 
dem  Interesse  dritter  Personen,  d.  i.  in  dem  Interesse  derer,  welche  mit 
dem  Besitzer  der  Sache  oder  des  Nachlasses  das  Rechtsgeschäft  abge- 
schlossen haben.  (Sie  bedienen  sich  daher  der  Ausdrücke:  Le  proprio 
taire  apparent,  Thäritier  apparent.)  —  Nach  der  in  den  Paragraphen 
aufgenommenen  Meinung  hat  die  Entwährung  1)  jederzeit  eine  resolutio 
ex  tunc  zur  Folge,  wenn  der  Beklagte  ex  titulo  singulari  Besitzer  war. 
Die  entgegengesetzte  Meinung  tastet  das  Eigentumsrecht  in  seinem 
innersten  Wesen  an.  2)  Dieselbe  Folge  hat  die  Entwährung  in  der 
Regel  auch  dann,  wenn  der  Beklagte  titulo  universali  im  Besitze  war. 
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Art  1197.  S.  auch  Art  132.  462.  790.  5)  Der  Widerruf  des 
Eigenthumes  kann  entweder  von  Rechtswegen  oder  mit- 
telst einer  richterlichen  Entscheidung  eintreten. 
Der  Unterschied  zwischen  beiden  Fällen  besteht  darin,  dass 
in  dem  letzteren  Falle,  (nicht  aber  in  dem  ersteren,  s.  jedoch 
Art.  1656)  der  widerrufliche  Eigenthümer  die  Erfüllung  einer 
ihm  auferlegten  Bedingung,  bis  dass  er  in  Verzug  versetzt 
worden  ist  noch  immer  nachholen,  auch  von  dem  Richter  eine 
Gnadefrist  erlangen  kann,  dass  überdies  in  demselben  Falle 
der  dritte  Besitzer,  erst  nachdem  gegen  seinen  Gewährsinann 
das  Eigenthum  für  widerrufen  erklärt  worden  ist,  zur  Heraus- 
gabe der  Sache  (der  Liegenschaft)  verurtheilt  werden  kann.19) 
Der  Widerruf  des  Eigenthumes  tritt  von  Rechts- 


Nur,  wm  die  Erben,  d.  !.  die  ehelichen  Blutsverwandten  betrifft,  leidet 
dieee  Regel  eine  Ausnahme ;  nicht  kraft  dee  rechtlichen  Interesses  dritter 
Personen,  sondern  kraft  der  eigentümlichen  Beschaffenheit  des  Rechts 
eines  Erben.  (Ich  habe  nicht  gefunden,  dass  dieser  Unterschied  inter 
heredee  et  rcliquos  suocessores  unlv.  bei  der  vorliegenden  Streitfrage 
bisher  berücksichtigt  worden  ist.  •Dieser  Unterschied  wird  gelftugnet 
in  8ir.  XL1II,  I.  97.  XL1V,  II,  268.)  —  Schriftsteller,  welche  die  re- 
solutio  ex  nunc  (schlechthin  oder  beziehungsweise),  virtheidigen:  Cha- 
bot  ad  Artikel  756  n.  13-16.  Merlin  m.  succcssion.  ßect.  1.  §.  V. 
n.  3.  Ebendere.  qu.  m.  heritier.  §.  III,  Maleville  ad  Artikel  729. 
Malpel  des  success.  n.  211.  *Poujol,  Success.  Artikel  756.  n.  10. 
Championniere  in  der  Revue  de  legislation  von  1843.  I.  p.  238. 
Demolombe  II,  241  ff.  (Bei  diesem  Schriftsteller  findet  sich  augleich 
die  gründlichste  Erörterung  dieser  Frage.  —  Siehe  auch  ßirey  VII,  II, 
9%.  XV,  I,  286.  XXX,  O,  99.  Git.  (In  den  mietet  erwähnten  Fall 
schlugen  jedoch  besondere  Thatsachen  ein.)  —  Schriftsteller,  welche 
die  resolutio  ex  tunc  unbedingt  vertheidigen :  (Et  acriter  pro  hac  sen- 
tentla  pugnant!)  Toull.  IV,  289.  VII,  81  ff.  IX.  in  den  Zusatcen.  Du- 
rant.  I,  552 ff.  (8.  jedoch  Ebend.  VI,  1^6 ff.)  Troplong  des  hypotfa. 
n.  468 ff.  Ebend.  de  la  ventc.  n.  960.  Lagrange  f,  106.  Solon  des 
nullites.  II.  179ff.  *Marcade  Art.  137.  n.  4.  Joootton,  Act.  ehr.  336. 
—  Auch  der  Oericbtsgebrauch  hat  sich  fflr  diese  Meinung  erklärt.  8. 
Sir.  XXXII,  II,  879.  XXXIII,  I,  737.  H,  454.  XXXIV,  II,  443.  454.  527. 
XXXV,  II,  294.  XXXVI,  II,  289.  -  »Der  Oericbtsgebrauch  hat  sich  in  de? 
neuesten  Zeit  der  von  Z  a  c  h  a  r  i  A  vertheidigten  Ansicht  suge wandt.  8  i  r. 
XXXVIII,  II,  201.  XL,  II,  168.  XLUI,  I,  97.  XL1V,  II,  268.  XLV1II,  II,  159. 
XLIX,  I,  125.  A.  M.  8ir.  XXXVIII,  II,  492.  XL1V,  If,  450.  LI,  II,  533. 
(Hier  lag  jedoch  Rechtsirrthum  vor.)  In  Sir.  XLIIJ,  I,  97.  II,  527  wurde 
entschieden,  dass  auoh  die  mala  fides  des  evincirten  Erben  der  QiUig- 
keit  der  Ver&usserung  keinen  Eintrag  thue. 

19)  Vgl.  Durant.  tr.  des  contr.  et  dee  oblig.  II,  508  ff.  —  Ein  an- 
deres ist  die  resolutio  ex  tunc,  ein  anderes  die  r.  ipso  jure.  Jene  ist, 
nach  der  Verschiedenheit  der  Falle  bald  eine  r.  Ipso  jure  bald  eine  r. 
per  sententiam  judicis  Ulis. 
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wegen  ein,  wenn  für  den  gegebenen  Fall  entweder 
eine  ausdrückliche  gesetzliche  Vorschrift  (trgl. 
Art  960)  oder  eine  Klausel  des  Erwerbungstitels 
(Tgl.  Art  1139.  1656.)  festgesetzt  hat,  dass  das  Ei- 
genthum  von  Rechtswegen  widerrufen  sein  solle, 
oder  wenn  die  Bedingung,  unter  welcher  das  Ei- 
genthum  widerrufen  werden  kann,  yon  der  Be- 
schaffenheit ist,  dass  sie  von  Rechtswegen  den 
Widerruf  zur  Folge  hat.80)    Vgl.  unten  §.  302. 

§-  1OT. 

2.  Das  Eigenthnra  steht  entweder  Einem  allein  oder  Mehreren 
zugleich  an  einer  Sache  so.1) 

Das  Miteigenthum1»)  ist  das  Eigenthum,  welches  Meh- 
reren zugleich  an  einer  und  derselben  Sache  zusteht8)  — 
Das  Miteigenthum  ist  entweder  ein  Gesammteigenthufti 
(condominium  in  solidum  s.  pro  indiviso,  condominium  juris 
Germanici,)  oder  ein  Miteigenthum  in  der  engeren  Be- 
deutung, (condominium  pro  diviso,  condominium  juris  Roma- 
ni.) 8)    Das  erstere  steht  Mehreren  in  der  Art  zu,  dass  ein 


20)  Tonil.  VI,  549 ff,  Durant.  II,  503 ff.  Troplong  de  la  vente. 
n.  61.  293.  666. 

1)  Tratte"  du  qnasi-contrat  de  communautä.  Par  Pothier.  Auag. 
SifTrcin  Bd.  5  S.  210  ff.  —  Läse  an  lx  III,  94. 

la)  P.)  Das  Miteigenthum  kann  bezüglich  seiner  thats&chlichen  Wir- 
kungen den  Servituten  eehr  ähnlieh  sein,  —  oben  §•  187  b  Anm.  14  — 
so  das«  es  im  einzelnen  Falle  schwer  ist,  die  Natur  des  Rechte  zu  be- 
stimmen. Und  doch  ist  dieser  Unterschied  sehr  wichtig;  z.  B.  die  Ser- 
vitut erlischt  durch  Nicht  -  Gebrauch,  das  Miteigenthum  nur  dann,  wenn 
der  andere  Miteigentümer  den  ausschliesslichen  Besitz  ausübt  —  unten 
Anm.  18  — ;  Art.  701  gilt  nicht  für  das  Miteigenthum  —  Dalloz  unter 
Servitude  33  Nr.  2  -  für  das  Miteigenthum  ist  Besitz  und  Ersitzung 
möglich,  für  Servituten  nur  beschrankt  —  oben  ft.  187  b  Nr.  II.  —  Es 
kommt  dafür  auf  den  Titel  und  auf  die  Verhältnisse  des  Falles  an. 
Laurent  VII.  162-169. 

2)  Also  —  wenn  die  verschiedenen  Stockwerke  eines  Hauses  ver- 
schiedene Eigenthümer  haben,  so  sind  diese  nicht  als  Miteigentümer  au 
betrachten.  Vgl.  über  diesen  Fall  Art.  664.  Tonil.  HI.  222.  Durant 
V,  339fr.  S.  auch  Sir.  XXV,  1,  414.  XXX.  II,  34.  XXX11I,  II,  208.  XL, 
D,  605.  517.  635.    P.)  Aubry  et  Kau  II.  §  221.  ter  Nr.  2.  8.  415. 

3)  Dem  Römischen  Rechte  ist  nur  das  letztere  bekannt.  Dagegen 
nimmt  das  erctere  in  dem  Deutschen  Rechte  —  insbesondere  in  dem 
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jeder  einzelne  Eigenthümer  schlechthin  (in  soHdum)  Eigen- 
thümer  der  Sache  ist,  wenn  auch  das  Eigenthum  des  Ein- 
zelnen durch  das  Eigenthum  der  Uebrigen  in  der  Ausübung  be- 
schränkt wird.  Das  letztere  steht  Mehreren  in  der  Art  zu,  daas 
ein  jeder  einzelne  Eigenthümer  zu  einem  bestimmten  intellektuel- 
len Theile  (z.  B.  zu  einem  Viertheile,)  Eigenthümer  der  Sache 
ist.  Die  Idee  eines  Gesammteigenthumes  der  Familie  liegt 
dem  Französischen  Erbrechte  zum  Grunde.  Dagegen  kommt 
das  Gesammteigenthum  in  keiner  andern  Lehre  des  Französi- 
schen Rechts  (weder  den  Worten,  noch  der  Sache  nach)  vor. 
Hier  wird  ausschliesslich  von  dem  Miteigenthume  die  Bede 
sein.4)  —  Ein  jeder  einzelne  Miteigenthümer  hat 
in  Beziehung  auf  seinen  Antheil  am  Eigenthume 
alle  die  Rechte,  welche  in  dem  Eigenthume  über- 
haupt enthalten  sind;  und  zwar  so,  dass  er  bei 
der  Ausübung  dieser  Rechte  an  die  Zustimmung 
der  übrigen  Miteigenthümer  nicht  gebunden  ist.5) 
Dasselbe   gilt   von   den    Gläubigern   eines    Mitei- 


Deutschen  Erbrechte  —  eine  sehr  wichtige  Stelle  ein.  — ■  *Der  mit  der 
Natur  dee  EigeDtbums  unvereinbare  Begriff  des  Gesammtelgenthums  fin- 
det nach  neuern  Untersuchungen  im  Deutsehen  Recht  ebensowenig  Be- 
gründung als  im  Römischen.  Vrgl.  D  unk  er,  das  Gesammteigenthum. 
1843.  und  Gerber,  Deutsches  Privatrecht  §.  77.  P.)  Windscheid, 
Pand.  1.  g.  169a  Anm.  8.  Neuerdings  hat  zwar  Stobbe  die  Idee  des 
Gesammteigenthums  als  germanisches  Institut,  der  „gesammten  tfandu 
für  einzelne  Verhältnisse  wieder  aufgegriffen,  aber  von  einem  Goaammt- 
eUrentbum  der  Familie  ist  dabei  keine  Rede.  Zeitschrift  für  Rechts- 
geschiente  IV.  S.  207  flg.  Uebrigens  erklärt  Gerber,  deutsches  Pri- 
vatrecht. 11.  Aufl.  §.  77.  Anm.  18 u. flg.,  dass  auch  diese  Singularitäten 
kein  Gesammteigenthum  begründen  und  bemerkt  a.  a.  O.  Anm.  11  gegen 
das  Gesammteigenthum  der  Familie,  dass  nur  der  gegenwärtige  Besitzer 
Eigenthum,  die  übrigen  Familienglieder  ein  event.  Successionsrecht  haben. 

4)  Der  C.  c.  enthält  keinen  Titel,  der  von  dem  Miteigenthume  Ober- 
haupt handelte.  Nur  die  Lehre  von  der  Theilung  einer  gemeinschaftli- 
chen Sache  kommt  in  dem  Gesetzbuche  vor.  Art  1686  ff.  Man  hat  da- 
her die  Lehre  von  dem  Miteigenthume  aus  dem  rechtlichen  Wesen  des 
Eigentumes  Oberhaupt  und  aus  den  die  Erbtheilang  betreffenden  ge- 
setzlichen Vorschriften  abzuleiten.  Merlin  m.  partage.  Vgl.  das  Baden- 
sehe Landrecht.  8.  577ba.ff.,  P.)  Der  Begriff  des  Miteigenthume  führt 
wesentlich  dahin ,  dass  jedes  Atom  der  gemeinsamen  Sache  jedem  Mit- 
eigentbümer pro  rata sua  gehört.  Windscheid,  Pand.  I.  §.  169a.  Anm. 5. 

5)  *Jeder  MiteigenthOmer  kann  seine  Rechte  selbstständig  verfol- 
gen. Rh.  Ar  eh.  XL1V,  I,  114.  P.)  Er  kann  aber  nicht  vor  der  Thei- 
lung einen  bestimmten  Theil  der  gemeinsamen  Sache  gegen  deren  Inha- 
baber  vindiciren.    Sir.  LI,  I,  442. 
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genthümers.  Es  ist  daher  z.  B.  ein  jeder  einzelne  Mitei- 
gentümer berechtigt,  seinen  Antheil  an  dem  Eigenthume  zu 
veräussern6)  oder  mit  einer  Hypotheke  zu  beschweren7),  in- 
gleichen denselben  von  einem  jeden  Besitzer  der  Sache  zu 
vindiciren.  8)  Zu  Folge  desselben  Grundsatzes  können  die  Gläu- 
biger eines  Miteigentümers  ihre  Unterpfänder  auf  die  gemein- 
schaftliche Liegenschaft  eintragen  lassen9),  auch  die  Verstei- 
gerung (l'expropriation  forcee)  dieser  Liegenschaft  betreiben, 
ohne  dass  sie  vorher,  (ausgenommen  in  dem  Falle  des  Art. 
2205)  auf  die  Theilung  der  Liegenschaft  anzutragen  hätten. 10) 

6)  Der  Art.  841  kann,  ab  eine  exceptio  a  jure  communl,  nicht  über 
seinen  Fall  ausgedehnt  werden.  *Also  s.  B.  nicht  auf  die  Societas.  Sir. 
XXXVI,  II,  458.  Tropion  g,  Soctet*  II,  1059.  A.  M.  Pardesaus,  Dr. 
commerc.  IV,  1085.  Vaseille  n. 841.  n.  26.  PJ  Gegen  Letalem  s.  Dal- 
loa  unter  Societe,  794,  unter  8ucces8ion,  1870.  Vgl  u.  II.  §.  359  Anm.  49, 

7)  Troplong  des  hypoth.  n.  468f.  8ir.  X,  II,  528.  XXX,  I,  389. 
—  Man  unterscheide  diesen  Fall  von  dem,  da  ein  Miteigentümer  nicht 
blos  seinen  Antheil,  sondern  die  Liegenschaft  Oberhaupt  sum  Unter» 
pfände  eingesetzt  bat.  Eine  Verpfändung  dieser  Art  ist  nur  unter  der 
Bedingung  schlechthin  wirksam,  dass  die  Liegenschaft  bei  der  Theilung 
auf  denjenigen  fällt,  welcher  sie  sum  Unterpfande  eingesetat  hat.  Ande- 
rerseits erstreckt  sich  eine  Hypothek,  welche  ein  Miteigentümer  an 
seinem  Antheile  bestellt  hat,  nicht  desswegen  auf  die  ganae  Liegenschaft, 
weil  diese  auf  das  Loos  des  Unterpfandsschuldners  gefallen  ist.  Sir. 
XXVII,  I,  171.    *XL,  I,  821.    F.  unten  Anm.  IIa. 

8)  Sir.  XXX,  II,  74.  Irrig  wurde  die  entgegengesetzte  Meinung  in 
einem  andern  Falle  angenommen  bei  Sir.  XXXlT,  II,  151.  *Nicht  aber 
kann  ein  Miteigentümer  gegen  den  andern  vindiciren,  er  kann  gegen 
diesen  nur  die  Theilungsklage  anstellen.   Rh.  A.  XL.  I,  46.  8.  o.  Anm.  5. 

9)  Ihre  Unterpfänder  —  die  gesetzlichen ,  die  gerichtliehen  und  die 
Vortragsweise  bestellten.  Delvinc.  ad  Art.  888.  Grenier  dea  hypoth. 

I,  158.    Guichard,  jnrisprud.  hypothecaire,  m.  be>6dite. 

10)  Merlin  qu.  m.  expropriation  forcee.  §  7.  n.  4.  Durant. 
XXI,  13.  8ir  Vn,  II,  666.  XVIII,  II,  337.  XXXIV,  II,  688.  XXXVII,  II, 
247.  X^  Ii;  521.  -  Andere  dehnen  die  Vorschrift  des  Art.  2205  (die 
jedoch  auf  einem  nur  in  ihrem  Falle  eintretenden  Grunde  au  beruhen 
acheint),  auf  gemeinschaftliche  Liegenschaften  Überhaupt  aus.  So:  Mer- 
lin (Tarrlble)  m.  saiale  ImmobU.  §.  8.  Berriat-8t.-Prix,  cours 
de  pr.  civ.  II.  p.  572   8Ir.  XXX11L  II,  240.  881.  Cit.  XL.  II,  321.  *XLIX, 

II,  393.  Cit. —  Mehr  hat  die  Meinung  für  sich,  dass  man  den  Art  2205 
auch  auf  das  eheliche  Gemeingut  und  auf  das  Gemeingut  einer  Gesell- 
schaft anzuwenden  habe.  Durant.  XVII,  445.  XXI,  12.  Vgl.  Art.  1476. 
1872.  —  Dagegen  besieht  sich  der  Art.  2205  schon  seinem  Wortlaute 
nach  nicht  auf  diejenigen  Gläubiger,  deren  Schuldner  die  sämmtll^ 
chen  Miteigentümer  sind.  Vgl.  Grenier  des  hypoth  I,  333.  Del- 
vinc. ad  Art  2205.  Durant.  XXI.  15  Sir.  XIII,  II,  365.  XXV,  II,  380. 
—  «Vgl  noch  Sir.  XLVIII,  1.  561.  XLIX,  II,  97.  P.)  Art  2205  Ist  abge- 
sehen von  den  oben  genannten  Fällen  nicht  anwendbar  auf  das  Miteigen- 
tum an  einer  Individuell  bestimmten  Liegenschaft  Puchelt  Zeitacbr. 
11.  8.  389.    Pont,  Privil.  et  hypoth.  II.  Nr.  I.  Z.  9  au  Art.  2205. 

ZsoasxU,  frans.  Cirilraat    6.  As*.    L  ;Jä 
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Wenn  jedoch  ein  Miteigenthümer  das  Eigenthuma- 
recht,  das  ihm  an  einem  intellektuellen  Theile 
cLe;r  Sache  —  also  an  der  Sache,  als  einem  intel- 
lektuellen Gegenstande  —  zusteht,  an  der  Sache, 
als  einem  körperlichen  Gegenstande,  ins  Werk 
s^ttfen  will,  so  hat  er  es  auf  die  Bedingungen  zu 
beschränken,  unter  welchen  es  mit  der  Wirksam- 
keit des  Eigenthumsrechtes  seiner  Mitgenossen 
bestehen  kann.  Es  kann  daher  z.  B.  der  Miteigenthümer 
eines,  Grundstücks  zwar  eine  Dienstbarkeit  an  dem  Grundstücke 
bestellen,  aber  die  von  ihm  bestellte  Dienstbarkeit  wird,  (in 
Betracht,  dass  sie  die  Sache  als  einen  Körper  trifft,)  nur  unter 
der  Bedingung  wirksam,  dass  entweder  dasselbe  Recht  dersel- 
Person  auch  von  den  übrigen  Miteigentümern  bestellt  wird, 
oder  dass  das  Grundstück  dereinst  bei  der  Theilung  auf  den- 
jenigen fallt,  von  welchem  die  Dienstbarkeit  bestellt  worden 
ist.")*1*)  Eben  so  kann  nicht  ein  Miteigenthümer  allein  und  ohne 
die-  Zustimmung  der  übrigen  eine  Veränderung nb)  mit  der 
Sache  vornehmen;  (Melior  est  prohibentis  conditio.  S.  jedoch 
G.  de  c,  Art  220),   wohl  aber  kanp  ein  Miteigenthümer  den 


11):  Vgl.  ftbi&r  die  von  einem  Miteigenthümer  bestellten  Grunddienst- 
barkeiten, Pardessue  tr.  des  Bereit,  n.  250 ff.  Toullier  III,  573. 
P.)  Laurent  VIII,  158.  Im  alten  Rechte  —  Pothier,  introd.  au  titre 
Xft.de  laCoutnmed'Orleans  No.  6,  Ausg.  Slffreln  Bd.  16  S.  164  —  war  ein 
sojnjier  Akt  ungiltig;  dies  hat  keine  Bedeutung  mehr,  weil  damals  die  TheÜung 
erst  das  Eigenthum  ex  nunc  Obertrug,  nach  Art.  883  C.  N.  aber  —  un- 
ten, Anm.  27  —  zurückwirkt.    S.  unten  §.  250  Anm.  3. 

IIa)  P.)  Wie  ist  es  aber,  wenn  sämmtliche  Miteigenthümer  eine 
dingliche  Last  auf  das  Grundstück  legen,  bei  der  Theilung  es  an  einen 
derselben  füllt,  becuglich  dessen  eine  ältere  General* Hypothek  besteht? 
Das  Press*.  Obertrlb.  als  K.  H.  für  Rheinpreussen  hat  mit  Urtheil  v. 
24,  yebr.  1871  der  alteren  General- Hypothek  den  Vorrang  eingeräumt 
wegen  der  Rückwirkung  der  Theilung  —  Art  883  —  und  mit  Rück- 
sicht darauf,  dass  der  Erwerber  diesen  älteren  Rechten  nicht  präjudici- 
ren,  dürfte.  Mit  Urtheil  v.  8.  Okt.  1872  dagegen  hat  derselbe  Gerichts- 
hof; das  Gegenthell  angenommen,  weil  die  Handlung  sämmtlicher  Mit- 
eigentümer dieselbe  Natur  habe,  wie  jene  des  einzelnen  EigenthÜmers, 
nnft  wett  ans  Art.  2103  Nr.  3  ein  den  Art  883  beschränkendes  Princlp 
sied  ergebe.  Puchelt  Zeitschr.  III  S.  51  flg.  462 flg.  QuaesUo  dubia! 
Doch  verdient  die  letztere  Entscheidung  mit  Rücksicht  auf  die  Sicher- 
heit dea  Realcredits  den  Yorsug. 

11V)  P.)  Demolombe  XI,  447.  Vgl.  unten  H.  §.  244  Anm.  9 
darüber,  ob  der  Miteigenthümer  das  gemeinsame  Grundstück  zur  An- 
bringung eines  Fensters  benüteen  darf. 
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andern  anhalten ,  den  zur  Erhaltung  der  Sache  notwendigen 
Aufwand  zu  bestreiten,  mit  dem  Vorbehalte,  dass  der  Beklagte 
sich  von  dieser  Verbindlichkeit  durch  die  Verzichtleistung110)  auf 
sein  Miteigenthum  befreien  kann.  Arg.  Art.  1859  n.  3.  4.  jct. 
Art.  656.  **)  Ferner:  Es  kann  zwar  ein  jeder  einzelne  Mitei- 
gentümer die  Sache  nutzen  und  gebrauchen ;  jedoch  nur  nach 
Verhältniss  seines  Antheiles  am  Eigenthume. 19)  Er  überschrei- 
tet die  Grenze  seines  Rechts,  wenn  er  die  Sache  vermiethet 
oder  verpachtet.14)  —  Ein  jeder  einzelne  Miteigen- 
tümer ist  berechtigt,  die  Theilung  der  gemein- 
schaftlichen  Sache  in   einem  jeden   Augenblicke 


11c)  PO  Ueber  das  Verzichterecht  e.  unten  II.  g.  239  Anm.  7  a. 

12)  Pothier  i.  d.  a.  W.  d.  192.  Sir.  XXXIV,  II,  224.  P.)  Demo- 
lombe  XI,  448.  449.  Pardessus  8ervit.  I,  192.  Sir.  XXV.  I,  863.  — 
Der  §.  1  des  Art.  1859  gilt  nicht  ftkr  das  Miteigenthum,  das  nicht  auf 
einer  Gesellschaft  beruht.  Sir.  L1II,  1,  73.    A.  Mein.  Sir.  XL VII,  II,  316 

—  jedoch  unter  besonderen  Thatumst&nden.  —  Uebrigens  kann  unter 
Umständen  das  Stillschweigen  des  Miteigentümers  zu  der  von  Anderen 
vorgenommenen  Handlung,  als  tacltus  consensus  gelten,  sofern  er  Wi- 
derspruch einzulegen  veranlasst  war  und  doch  die  Handlung  geschehen 
Hess.  Nach  1.  28  d.  comm.  dlvid.  kann  er  dann  jedenfalls  nicht  mehr 
Wiederherstellung  des  früheren  Zustande* ,  sondern  nur  Entschädigung 
fordern.  —  Einen  Fall  der  Gestattung  von  Majoritätsbeschlüssen  s.  Art. 
458  Deutsch.  Hand.G.B.  --•  Ueber  die  Grösse  des  Beitrages  s.  unten 
Anm.  23  a. 

13)  Auch  können  für  dieses  Verhältniss  besondere  Regeln  (ex  pacto 
vel  ex  praescriptione)  bestehen.  Sir.XXXIV,  1,205,  720.  Ueber  Miteigen- 
thum an  Teichen  s.  Sir.  XXXVIII,  1.  120.  »XXXIX,  I,  468.  XLV,  II,  419. 
XLVIII,  I,  697.  —  P.)  Was  Aubry  et  Rau  II  §.  221  bis  als  besonde- 
ren Fall  des  Mitelgenthums  behandelt,  enthält  nur  eine  bleibende  Rege- 
lung der  Genussrechte  und  damit  des  ideellen  Antheils  an  der  gemein- 
samen Sache,  aus  welcher  dann  allerdings  sich  bei  der  Theilung'  die 
Bemessung  der  Raten  ergibt.  Dies  gilt  z.  B.  wenn  die  Miteigentümer 
eines  Waldes,  einer  Wiese  den  Anspruch  auf  die  einzelnen,  verschiedenen 
Arten  der  Produkte  haben.  S.  unten  Anm.  23  a.  *In  Bezug  auf  die 
Art  der  Benutzung  des  Mitelgenthums  braucht  sich  die  Minderheit  der 
Mehrheit  nicht  zu  unterwerfen.    P.)  Siehe  oben  Anm.  12. 

14)  Der  andere  Miteigentümer  wird  berechtigt  sein,  den  Vertrag 
anzufechten.  Nemo  plus  juris  etc  Vgl.  1.  28.  D.  comm.  divld.  Merlin 
qu.  m.  locat.  §.  1.  P.)  Auch  die  pars  quota  an  der  Sache  kann  nicht 
verpachtet  oder  vermiethet  werden  —  Sir.  XLIV,  I,  728.  Aubry  et 
Rau  IV.  §.  364  Anm.  7  — ;  nur  der  Werth  der  gemeinsamen  Sache  ist 
in  Raten  getbeilt;    die   Sache  selbst   gebort  jedem  Miteigentümer  ganz 

—  Windscheid  Pand.  I.  §.  169a  Anm.  5  —  also  kann  er  nicht  ein 
die  Sache  selbst  ergreifendes  Recht  einseitig  ausüben  oder  einem  An- 
dern Obertragen.  —  Zeitweise  Gesslon  des  Mlteigenthumsreohts  ist  aber 
ebenso  gestattet,  wie  ganzliche  durch  Veräusserung.    S.  oben  Anm.  6. 
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zu  verlangen.15)  Es  ist  dieses  Recht  und  mithin  die  Thei- 
lungsklage  so  lange  unverjährbar,  als  die  Miteigentümer 
die  Sache  oder,  wenn  eine  Gesammtheit  von  Gütern,  z.  B. 
eine  Erbschaft  der  Gegenstand  der  Gemeinschaft  ist,  einen 
Theil  der  gemeinschaftlichen  Sachen 16)  zusammen  besitzen, 
sollten  sie  auch  wegen  der  Benutzung  der  Sache  einen  Thei- 
lungsvertrag  unter  sich  abgeschlossen  haben. 17)  Verjährbar 
wird  die  Klage  erst  von  der  Zeit  an,  da  einer  der  Miteigen- 
tümer die  Sache  oder  die  Gesammtheit  der  gemeinschaftlichen 
Sachen  oder  einen  Theil  dieser  Sachen  allein  und  als  sein 
alleiniges  Eigenthum,  oder  da  ein  jeder  einzelne  Miteigentum- 
mer  einen  Theil  der  gemeinschaftlichen  Sachen,  ausschliess- 
lich, und  gleich  als  ob  die  Theilung  geschehen  wäre,  zu  besitzen 
anfangt. 18)  Das  Recht,  auf  die  Theilung  einer  gemeinschaft- 
lichen Sache  anzutragen,  kann  sogar  weder  aufgegeben  noch 
durch  Verfügung  des  Erblassers  oder  Gebers  aufgehoben  wer- 
den.   Jedoch  ist  der  Vertrag  oder  die  einer  freigebigen  Ver- 


16)  P.)  Art.  815  gut  unbestritten  für  jedes  Miteigentum.  Sirey 
LXV1I,  I,  76.  Laurent  X,  229.  —  Der  Satz  gilt  auch  von  andern  ge- 
meinschaftlichen Rechten  und  nicht  Mos  von  dem  Eigen thume;  Favard 
m.  actione.  §.  11.  Durant.  VII,  86.  Sir.  XIX,  I,  229.  XXVfl,  I,  471: 
»gleichen  auch  von  einer  Gemeinschaft  unter  mehreren  Gemeinden. 
Merlin  m.  Mens  communaux  §.  VI.  m.  partage  §.  X.  Nicht  aber  kön- 
nen zu  Folge  dieses  Grundsaties  die  Gemeindeglieder  die  Theilung  der 
Gemeindegüter  verlangen.  Merlin  m.  marais.  §.  IV.  Dalloz  m.  com- 
meines.  Sect.  IV.  —  Ueber  den  Fall,  da  Mehrere  zusammen  gemlethet 
oder  gepachtet  haben  siehe  1.  7.  §.  11.  D.  oomm.  divid.  und  Favard 
am  ang.  Ort. 

16)  Was  der  Art  816  von  Miterben  verordnet,  ist  auf  alle  sueces- 
sores  universales  anwendbar.    Delvino.  ad  Art.  816. 

17)  Sir.  XIII,  I,  316.  XXVII,  I,  471.  *L,  I,  527.  P.)  Dalloz  unter 
Buoeession,  1569.  Nur  die  Genusstheilung  schließet  die  Realtheüung 
nicht  aus.  Die  vorgenommene  Theilung  bleibt  so  lang  Genusstheilung, 
als  sie  nicht  endglltig  Ober  das  Eigenthum  verfügt;  auch  die  Zuweisung 
bestimmter  Stücke  an  jeden  Miteigentümer  kann  daher  GenusstheUung 
sein.    Dali  ob  a.  a.  O.- 1538  f.    Vgl.  unten  Anm.  18. 

18)  Ghabot  ad  Art.  816.  Vaseille  tr.  des  prescr.  n.  377ff. 
Durant  VII,  88 ff.  Sir.  XI,  II,  320.  XIV,  I,  192.  XXXII,  I,  71.  -  *MH 
dem  ausschliesslichen  Besitz  des  einen  Miteigentümers  beginnt  für  die- 
sen  die  30jährige  Ersitzung.  Rhein.  Ar  eh.  XVI,  I,  152  XXVI,  I,  127. 
XXXIX,  I,  270.  P.)  Der  alleinige  Besitz  der  gemeinsamen  ßache  oder 
eines  Theiles  genügt  nicht;  es  müssen  Momente  hinzutreten,  welche  die 
Ausschliessung  der  Anderen  klar  erkenneu  lassen.  Oben  Anm.  17.  — 
Sir.  LVHf  I,  28,  LXI,  I,  65.  LXH,  I,  711.    Unten  §.  215  c.  Anm.  9. 
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lügung  beigefügte  Bedingung19),  dass  die  Gemeinschaft  fünf 
Jahre  lang  bestehn  soll,  gütig*0);  auch  kann  eine  Ueberein- 
kunft  dieser  Art  von  Zeit  zu  Zeit  erneuert  werden. ")  Art 
815.  816.  Ueberdless  leidet  die  Regel,  dass  die  Theilung  einer 
Gemeinschaft  zu  einer  jeden  Zeit  gefordert  werden  könne,  eine 
Ausnahme,  bei  der  ehelichen  Gütergemeinschaft,  bei  Gesell- 
schaften yor  deren  Beendigung,  endlich  in  den  besonderen 
Fallen,  in  welchen  eine  Gemeinschaft  gleich  als  eine  wegen 
örtlicher  Verhältnisse  nothwendige  Dienstbarkeit  zu  betrachten 
ist.")    S.  auch  C.  de  c.  Art.  220.    Die  Theilung  einer  Ge- 


19)  Delvinc.  ad  Art.  815.  Dünnt.  VII,  80.  Dalloz  m.succes- 
sion.  Ch.  VI.  8ect.  III.  Art  1.  n.  3.  —  A.  M.  sind  (d.  h.  die  Gütigkeit 
einer  solchen  Bedingung  leugnen),  Chabot  ad   Art.  815.    Merlin  m. 

5artage.  §.  I.  n.  1.  2.  *Marcade*  Art.  815.  n.  1.  —  *In  Rh.  Arch. 
VIII,  I,  102  wurde  selbst  die  Verfügung  des  Testators  für  zulässig  er- 
klärt, durch  welche  die  Theilung  des  Nachlasses  vor  erreichter  Oross- 
jährigkeit  eines  minderjährigen  Miterben  untersagt  wird.  (Thellungs- 
verbote  werden  nach  Analogie  der  Yeräusserungsverbote  zu  beurthellen 
sein.  8.  das  §.  176.  Anm.  13  Bemerkte).  Selbstredend  kann  sich  das 
Verbot  nur  auf  die  disponible  Quote  bestehen.  P.)  Dass  der  Donans 
oder  Testator  die  Unteilbarkeit  —  abgesehen  vom  Pflichttheilsrecht  — 
verordnen  könne,  bestreitet  auch  Laurent  X,  243,  vertheidigt  ausführlich 
Demolombe  XV,  511.  Die  Jurisprudeni  ist  schwankend.  Vgl.  Dal- 
los  unter  Dispos.  entre  vifs.  181.  8uccesslon,  1507,  der  übrigens  die 
Ansicht  von  Z.  für  richtig  erklärt.  Ebenso  Aubry  et  Hau  II.  §.221  bis 
Anm.  22.  VI.  §.  622  Anmerk.  6.  und  auch  mir  seheint  dieselbe  den 
Vorzug  zu  verdienen. 

20)  Wenn  die  Uebereinkunft  oder  die  Bedingung  auf  eine  längere 
Zeit  oder  auf  Immer  lautet,  so  wird  sie  auf  fünf  Jahre  zu  beschränken 
sein.  Vgl.  Art.  1660.  §.  2.  Sir.  XXXVI,  1,  83.  8.  jedoeh  Chabot  ad 
Art.  815.  —  *Für  nichtig  wurde  eine  solche  Bedingung  oder  Ueberein- 
kunft erklärt  in  Sir.  XXXI,  II,  315.  XXXVIII.  I,  225.  XLI,  II,  478.  Die 
entere  Meinung,  nach  welcher  die  Dauer  der  Untheilbarkeit  auf  5  Jahre 
reduclrt  wird,  ist  vorzuziehen,  nach  Analogie  des  Art.  1660.  P.)  8.  die 
in  Anm.  19  alleg.  Aut.  besonders  Dalloz.  Auch  Laurent  X,  239  spricht 
sich  in  diesem  Punkte  für  Z.  aus. 

21)  Vor  oder  nach  Ablauf  der  5  Jahre.  Durant.  VII,  87.  — 
*Die  fünfjährige  Frist  läuft  aber  dann  immer  vom  Tag  des  Vertrags- 
abschlusses, nicht  vom  Ende  der  ersten  5  Jahre.  Man  kann  nie  für 
länger  als  5  Jahre  gebunden  sein.  Marcade*  Art.  815.  n.  II.  Du 
Caurroy  II.  649. 

22)  Von  dieser  Art  ist  z.  B.  die  Gemeinschaft  der  Mauern  eines 
Hauses,  dessen  verschiedene  Stockwerke  verschiedene  Eigenthümer  ha- 
ben. Tonil.  111,469.  Du  ran  t.  V,149.  VII,  77.  8ir.  XXIV,  1,239.  8.  auch 
Sir.  XIV,  11,  292.  XXXII,  I,  775. #XLD, 1, 811.  P.)  8. u. IL §.  239  Anm.  1. P.) 
Veter  indivision  forcee  s.  Aub  ry  et  Hau  EL  §.  221  ter.  Laur  en  t  X,  235 
in  Verbindung  mit  VII,  162  ff.  bestreitet  mit  Recht,  da*s  man  eine  solche 
Gemeinschaft  als  servitude  reeiproque  auffasst  —  oben  §.  174  Anm.  14 
—  ist  aber  unklar,  wenn  er  behauptet,  diese  Gemeinschah  sei  keine  blei- 
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m^inachaft  kann  entweder  in  der  Güte  oder  im  Wege 
Rechtens  (mittelst  der  actio  familiae  herciscundae  oder  com- 
muni  dividundo)  geschehen.  Vergl,  Art.  838  und  unten  die 
Lehre  vom  Erbrechte.  In  beiden  Fällen  werden  ge- 
meinschaftliche Sachen  in  der  Regel  in  natura 
getheilt.  (Dirisio  naturalis.)  Wenn  jedoch  eine  gemeinschaft- 
liche Sache  nicht  füglich  getheilt  werden  kann,22*)  (vgl.  Art. 
575.  827)  oder  wenn,  bei  einer  gütlichen  Theilung,  keine  der 
Parteien  die  Sache  auf  ihr  Loos  nehmen  kann  oder  will,  so 
wird  die  Sache  versteigert  und  das  gelöste  Geld  unter  die 
Miteigentümer  vertheilt.83)  (Divisio  civilis.)  Art.  1686.  S. 
.  auch  Art.  826*8a).  In  beiden  Fällen  sind  die  Parteien 
berechtigt,  zugleich  die  persönlichen  Ansprüche 
geltend  zu  machen,  welche  die  eine  Partei  gegen 
die  andere  wegen  der  gemeinschaftlichenSachcn, 
z.  B.  ex  versione  in  rem  oder  ex  administraüone  rei  commu- 
nis, zu  erheben  berechtigt  sein  kann.  Es  werden  da- 
her die  Theilungsklagen  von  Einigen  zu  den  gemischten 
Klagen  gerechnet.  S.  unten  §.  746.  Das  bei  der  gerichtlichen 


bende.  Wie  soll  sie  denn  aufgehoben  werden?  —  Einteln e  Fälle  der 
gezwungenen  Gemeinschaft  s.  bei  Dalloz  et  Verge  au  Art.  815.  An- 
merkung 40  u.  flg.  Immer  ist  vorausgesetzt  die  Notwendigkeit  der 
Gemeinschaft,  was  z.  B.  nicht  gilt,  wenn  swei  Eigen  thtkmer  ein  Grund- 
stück ungetheilt  lassen,  um  es  zur  Viehweide  zu  benützen.  Dalloi 
unter  Servit.  35,  Succession  1525. 

22a)  P.)  Dies  beruht  in  Deutschland  auch  auf  gesetzlichen  Vor- 
schriften, welche  bezwecken,  eine  allzngrosse  Zerstückelung  der  Liegen- 
schaften zu  verhindern. 

23)  Die  Versteigerung  einer  gemeinschaftlichen  Öache  wird  licitatio 
genannt.  Ueber  das  Verfahren,  s.  Art.  1687  1688.  C.  de  pr.  Art.  966  ff. 
Jet  Art.  707  ff.  und  953 ff.  Pothier  du  contrat  de  vente  n.  630  ff.  ins- 
besondere über  die  Anwendbarkeit  des  Art.  710  des  C.  de  pr.  auf  Lici- 
tationen:  Sir.  XI,  IT,  83.  XVII,  II,  234.  XX,  I,  20.  XXI,  I,  271.  XXV,  II, 
172.  XXVII,  I,  385.  XXIX,  II,  284.  XXX,  1,  227.  (Der  Art.  710.  ist  we- 
nigstens dann  auf  Llcitationen  anwendbar,  wenn  Minderjährige  mitbe- 
theüigt  sind.) 

23a)  P)  Die  Berechnung  der  Antheile  bei  der  Natural-  oder  Civil- 
theilung  richtet  sich  nach  der  Grösse  der  Rechte  jedes  Miteigentümers ; 
so  z.  B.  wäre  in  dem  oben  Anm.  13  besprochenen  Falle  der  Werth  des 
Ertrages  der  Fruchtgattungen  zu  ermitteln  und  darnach  die  Bäte  zu 
bestimmen.  Im  Zweifel  sind  die  Antheile  nach  Köpfen  zu  berechnen. 
L.  29  d.  pro  socio.  Art.  109.  Deutsch.  Hand.-G.-B.  —  Das  nämliche 
Prinoip  gilt  auch  allgemein  für  Rechte  und  Pflichten  der  Miteigentümer, 
z.  B.  für  den  Genuas  und  die  Bestreitung  der  Unterhaltungskosten. 
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Verhandlung  einer  Theilungsklage  zu  beobachtende  Verfahren 
bestimmt  theils  der  G.  c.  Art.  817  ff.  (in  der  Lehre  ven  'äta 
Erbtheilung)  theils  der  G.  de  pr.  Art.  966  ff.  Vgl.  Ali;.  1476. 
1872.  Vgl.  unten  §.  611  ff.  —  Eine  jede  Theüung  und 
ein  jeder  die  Stelle  einer  Theilung  vertretende 
Akt94)  hat  die  rechtliche  Wirkung,  das«  der  G*- 
mein8chaftsgenosse,")auf  welchen  kraft  derThti- 
lung*6)  eine  gemeinschaftlicheSache  oder  ein Th eil 
einer  gemeinschaftlichenSache  fällt,  diese  Sathe 
ganz  so  besitzt,  als  ob  er  gleich  anfangs,  als  die 
Sache  zuerst  Gemeingut  wurde,  ausschliesslich 
und  allein  Eigenthümer  der  Sache  gewesen  warb. 
Art.  883. 87)    Es  sind  daher  z.  B.  die  Gläubiger  der  übrigen 

24)  Z.  B.  die  Regel  ist  auch  dann  anwendbar,  wenn  bei  der  Limi- 
tation die  Seche  von  einem  der  Miteigentümer  erstanden  wird;  Martin 
tr.  des  success.  n.  748.  Sir.  XXII,  I,  22,  wenn  die  Gemeinschaft  da- 
durch aufgehoben  wird,  dass  ein  Miteigentümer  seinen  Theil  dem  an- 
dern Miteigentümer  cedirt.  Sir.  VII,  I,  270.  IX,  I,  189.  XIX,  II,  287, 
nicht  aber,  wenn  ausser  dem  Cedenten  und  dem  Cesslonare  noch  andere 
Miteigentümer  vorhanden  sind.  Sir.  XX VIT,  I.  942.  XXIX,  I,  421. 
XXX,  I,  339.  XXXI,  II,  278.  XXXII,  II,  274.  XXXHI,  I,  66.  XXXVIII, 
I,  701.  XXXIX,  I,  903.  *XLI,  I,  201.  375.  XLIV,  I,  596.  —  P.)  ßir. 
I/VI,  I,  49.  —8.  jed.  Sir.  XXIX,  II.  52.  Auch  wurde  die  Regel  nicht  in 
dem  Falle  für  anwendbar  gehalten,  da  blos  eine  einselne  Liegenschaft 
des  Nachlasses  (per  licltationem)  getheilt  worden  war.  (?)  Sir.  XXXV, 
I,  341.  —  Uebrigens  gilt  die  Regel  sowohl  von  gerichtlichen  als  von 
aussergerichtliche n  Theilungen.    Delvinc   ad  Ait.  883. 

25)  Von  einem  Dritten  also,  der  z.  B.  bei  einer  Llcltatlon  die  Sache 
ersteht,  gilt  der  Satz  nicht.  *Sir  XXXVIII,  II,  102.  XLIX,  II,  398. 
396.  P.)  Mourlon  Repet.  II  S.  205  ist  mit  Unrecht  and.  Meinung; 
ebenso  unrichtig  ist  die  Meinung,  dass  Art.  883,  auch  wenn  ein  Miterbe 
ansteigert,  dann  nicht  gelte,  wenn  Fremde  zur  Versteigerung  zugezogen 
waren.  Laurent  X,  399.  Steigern  ein  Miterbe  und  ein  Dritter  mit 
einander,  so  gilt  für  den  An  theil  des  Ersten,  nicht  aber  auch  des  Letale- 
ren der  Art.  883.  Laurent  a  a  O. 

26)  Also,  wenn  die  gemeinschaftliche  Sache  auf  Betreiben  der  Gläu- 
biger versteigert  und  von  einem  der  Miteigentümer  erstanden  wird,  So 
ist  der  Fall  nicht  unter  der. Regel  begriffen.    Sir.  XVIII,  BT,  38. 

27)  Der  C.  c.  bat  diese  Regel  aus  dem  alteren  Rechte  entlehnt. 
Das  Römische  Recht  betrachtet  die  Theilung  (wohl  weniger  richtig)  als 
eine  alienatio  und  acquisitio  dominli  und  nicht  blos  als  eine  deolaratio, 
dominium  antea  acquisitum  fuisse.  Pothier  in  d  a  W.  n.  199.  Sit. 
XI,  II,  375.  Etudes  bistor.  sur  l'Art.888  par  Championniere  In  der 
Revue  de  legislatlon  VII,  p.  405  ff.  *  Bemerkungen  über  diesen  Art.  im 
Recuell  de  Tacademie  de  legislat.  de  Toulouse  T.  I.  1852.  DessgL  v. 
Igel  in  Rhein.  Arch.  XLVII,  II,  B.  8.  -  *Die  neuere  Richtung 
geht  dahin,  die  deklarative  Wirkung  der  Theilung  zu  beschränken.  Diese 
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ehemaligen  Miteigentümer  nicht  berechtigt,  die  Sache  von 
nun  an  in  Anspruch  zu  nehmen.88)  Dahingegen  sind  die  Ver- 
fügungen, welche  der  nunmehrige  alleinige  Eigenthümer,  wah- 
rend er  nur  noch  Miteigentümer  war,  über  die  Sache  ge- 
troffen hat,  von  nun  an  schlechthin  giltig  und  wirksam.19) 
Zu  Folge  desselben  Grundsatzes  kann  der  vormalige  Miteigen- 
tümer nicht  wegen  der  Gelder,  die  ihm  der  nunmehrige  allei- 
nige Eigenthümer  kraft  der  geschehenen  Theilung  etwa  heraus- 
zuzahlen hat,  (vgl.  Art.  2103  n.  3)  von  der  in  den  Artikeln 
1183.  1184.  1654  enthaltenen  Klage  Gebrauch  machen.80)  *<*) 


Lehre  acheint  einer  Revision  zu  bedürfen.  Man  beachte,  dass  der  Art 
883  ausdrücklich  nur  eine  Fiktion  aufstellt  (est  censä)  und  dass  der 
Ursprung  dieser  Fiktion  in  dem  Bestreben  lag,  die  fiskalischen  Gebühren 
für  die  Theilungen  eu  umgehen.  Sie  wurde  später  ausgedehnt,  indem 
man  die  in  der  Zwischenzeit  bestellten  dinglichen  Rechte  für  nichtig 
erklärte.  Im  Uebrigen  aber  ist  die  Wirkung  der  Theilung  nicht  dekla- 
rativ, sondern  attributiv,  sonst  könnte  von  einer  gegenseitigen  Garantie 
der  Theilenden  nicht  die  Rede  sein.  Art.  884.  886.  S.  Du  Caurroj 
II,  775 ff.  —  Der  Art.  883  spricht  zwar  nur  von  Miterben;  er  ist  aber 
seinem  Grunde  nach  auf  alle  Miteigenthümer  anwendbar.  So  auch  die 
Praxis.  Delvincourt  ad  Art.  883.  Sir.  XL,  I,  821.  »XLVIII,  Ü,  469. 
P.)  Sir.  LVI,  I,  49.  Est  sententia  recepta.  Dalloz  unter  Succession, 
2185.  Laurent  X,  393  f.,  434.  —  TJeber  eine  Beschränkung  dieses  Prin- 
cipe s.  oben  Anm.  IIa. 

28)  *Fällt  ein  Grundstück  bei  der  Theilung  an  einen  Minderjährigen, 
so  hat  der  letztere  in  Beeng  auf  das  Grundstück  alle  Vortheile  der 
Minderjährigkeit  vom  Augenblick  der  eröffneten  Erbschaft  an.  So  wird 
kraft  Art.  883  die  inzwischen  gegen  den  Minderjährigen  eingetretene 
Ersitzung  vernichtet. 

29)  S.  die  Anm.  11  a.  Sehr.  P.)  Daraus  folgt  auch  die  Wirksam- 
keit der  Verjährung  gegen  ihn.    S.  unten  §.  211  Anm.  12.  P.) 

30)  Sir.  XXIII,  I,  200.  XXIX,  II,  86.  XXXII,  I,  367.  P.)  Dass 
Suspensiv-Bedingungen  zulässig,  die  clausula  commissoria  tacita  —  Art 
118*  —  aber  nicht  gilt,  darüber  ist  man  einig.  Sehr  bestritten  ist, 
ob  Resolutivbedingungen  überhaupt  und  namentlich  die  clausula  com- 
missoria expressa  rechtswirksam  sind  oder  ungiltig.  Die  Jurisprudenz, 
auch  jene  des  K.H.  hält  alle  Resolutivbedingungen  für  zulässig.  D  a  1 1  o  ■ 
unter  Succession,  2093—2099.  Auch  Laurent  X,  459-462  vertheidigt 
diese  Ansicht  Ebenso  Demolombe  XVII,  310.  Der  Meinung  von  Z. 
sind  Sir.  XLEL,  II,  471.  Duvergier  Fortsetzung  von  Toullier,  Traite 
de  la  vente.  II,  144  f.  Pur  dieselbe  spricht  das  Princip  des  Art.  883  und 
das  arg.  e  contrario  des  Art.  887. 

30a)  P.)  Die  Anfechtung  der  Theilungen  geschieht  nach  den  nam- 
lkhen  Regeln,  wie  jene  der  Erbtheilungen.  Siehe  unten  IV.  §.  626  An- 
merk.  1,  4. 
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§.  198. 

3)  Volles  oder  ungeteiltes  —  getheiltes  Eigenthum.  (Dominium  plenum 
—  minus  plenum.)1)    Erbpacht.  Superficies. 

Eine  Sache  ist  in  getheiltem  Eigenthume,  wenn  der  Eine 
der  Obereigenthümer,  (dominus  directus)  der  Andere  der  nutz- 
bare Eigenthümer  (dominus  utilis)  der  Sache  ist.  Es  ist  aber 
das  Obereigenthum  das  Eigenthum  mit  Ausschluss  der 
Nutznie8sung  und  das  nutzbare  Eigenthum  die  Nutznies- 
sung,  in  wie  fern  sie  dem  Nutzniesser  als  ein  Eigenthum  zu- 
steht.*) Diese  Theilung  des  Eigenthumes  kann  durch  ihren 
Rechtstitel  und  durch  die  Gesetze  anf  das  manigfaltigste  mo- 
dificirt  werden.  (Schon  die  Begriffe  —  Obereigenthum,  nutz- 
bares Eigenthum,  —  sind  höchst  schwankend.)  Auch  kommt 
diese  Eintheilung  bei  den  Völkern,  welche  von  dem  Grund- 
satze der  Untheilbarkeit  des  Eigenthumes  abweichen,  fast  im- 
mer unter  den  mannigfaltigsten  Gestalten  vor. 


1)  *Wenn  auch  neuere  Gesetzgebungen  (vgl.  Preuss.  Landr.  Th.  I. 
Tit.  8.  §.  16.  Bad.  Landr.  Art.  577aa)  die  Theilung  des  Eigenthume  in 
Nutz-  und  Obereigenthum  beibehalten  haben,  so  ist  doch  diese  Theorie 
in  der  Wissenschaft  heutzutage  überwunden  Für  das  Römische  Recht 
(rgl.  Puchta,  Pandekten  §.  146.  Vangerow,  Lehrbuch  der  Pan- 
dekten, I,  §.  301.  Anm.)  hat  den  Nachweis  der  mit  der  Theorie  des 
getheilten  Eigenthume  verbundenen  Irrthümer  zuerst  geliefert  Thi- 
baut,  civilistische  Versuche  IL  Abhandl.  8.  Für  das  deutsche  Reeht 
Dank  er  in  der  Zeitschr.  für  deutsches  Recht  II.  S.  177 ff.  Weder  dem 
Römischen  noch  dem  Deutschen  Recht  ist  jene  Anomalie  bekannt;  die 
in  dem  s.  g.  Nutzeigsnthum  enthaltenen  Rechte  sind  Rechte  an  einer 
fremden  Sache.  P.)  Windscheid,  Pand.  I.  §.  169a  Anm.  9.  Gerber, 
Deutsches  Privatrecht.  11.  Aufl.  §.  77  Anm.  8.  Das  Sachs.  Bürg.  Ge- 
setzbuch vom  Jahr  1863  verwirft  in  Art.  226  ausdrücklich  das  getheilte 
Eigenthum. 

2)  Das  jus  8uperficiei  ist  nicht  ein  dominium  minus  plenum  im 
Sinne  des  Paragraphen.  Denn  das  dominium  superficiei  hat  einen  an- 
dern Gegenstand,  als  das  dominium  soli.  Gleichwohl  wird  von  den 
FranaÖsischen  Rechtsgelehrten  z.B.  von  Proudhon  de  Tusufruit  VIH, 
3718  das  jus  superficiei  als  eine  species  dominii  minus  pleni  betrachtet. 
In  der  That  ist  es  wegen  des  Stillschweigens  der  Französischen  Gesetze 
nicht  so  leicht,  in  einem  gegebenen  Falle  das  jus  superficiei  von  dem 
dominio  utili  fundi  zu  unterscheiden.  P.)  Mit  Bezug  auf  Art.  653  leh- 
ren die  richtige  Ansicht  Aubry  et  Rau  II.  §.  223.  Anm.  6,  Lau- 
rent VIII,  409,  410.  —  *S.  über  die  Superficies  noch  Proudhon,  tr. 
du  domaine  de  proprio  n.  711.  Ein  belgisches  Gesetz  v.  25.  Deibr. 
1824  hat  die  Superficies  als  besonderes  dingliches  Recht,  conform  dem 
Römischen  Recht  anerkannt.    P.)  S.  oben  f.  195  Anm.  5. 
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In  Frankreich  war  vormals,  und  bis  zu  den  Zeiten  der 
Revolution,  eine  sehr  grosse  Anzahl  Grundstucke  in  geseil- 
tem Eigenthume.  (So  ist  es  oder  so  war  es  ehemals  in  allen 
den  Europäischen  Ländern,  welche  von  Völkern  Deutschen 
Ursprungs  bewohnt  werden.  Frankreich  war  noch  überdies 
das  Geburtsland  der  Feudalverfassung.)8)  Mannigfaltig  waren 
die  Namen ,  unter  welchen  die  Güter  dieser  Art  vorkamen; 
noch  mannigfaltiger  die  Rechte,  nach  welchen  sie  beurtheilt 
wurden.4)  Ueberdiess  war  es  oft  schwer,  diese  Grundstücke 
von  denen  der  entgegengesetzten  Art  zu  unterscheiden,  da  auf 
diesen,  wie  auf  jenen  häufig  unablösliche  Abgaben  (Grund- 
renten) hafteten.  —  So  wie  die  Beschränkungen  des  Grund- 
eigenthumes  und  die  Privatlasten,  die  auf  dem  Grunde  und 
Boden  hafteten,  eine  Hauptveranlassung  zur  Revolution  waren, 
so  war  es  auch  ein  Hauptzweck,  den  man  bei  der  Umgestal- 
tung Frankreichs  verfolgte,  den  Grund  und  Boden  von  diesen 
Fesseln  und  Lasten  zu  befreien.  Zur  Ausführung  dieses  (vor- 
längst von  der  Schule,  der  Oekonomisten  empfohlenen)  Planes 
wurden  gleich  in  den  ersten  Jahren  der  Revolution  mehrere 
Gesetze  publicirt,  von  welchen  die  folgenden  die  vornehmsten 
sind:  Loi  v.  11.  Aug.  1789.  v.  3.  Nov.  1789.  loi  v.  15.  und 
28.  März  1790.  loi  v.  18.  und  29.  Decbr.  1790.  loi  v.  25.  28. 
Aug.  1792.  loi  v.  17.  Juli  1793.  Durch  diese  Gesetze  wurde 
die  Lehnsverfassung  ihrem  ganzen  Umfange  nach  (und  in  einem 
sehr  umfassenden,  geschichtlich  kaum  zu  rechtfertigenden 
Sinne)  aufgehoben  d.  h.  es  wurden  alle  Güter,  die  bisher  blos 
als  nutzbares  Eigenthum  besessen  worden  waren,  in  volles  Ei- 
genthum  verwandelt,  alle  Grundstücke  von  Frohnen  und  Dien- 


3)  Vgl.  Merlin  m.  fief.    S.  oben  §.  42  Anm.  7.  P.) 

4)  Es  gab  b.  B.  Emphyteusen  femphyteoses),  Erbbestandagüter, 
(Looatairies  perpetuelles)  Güter,  die  für  einen  Theil  der  Früchte  gebaut 
wurden  (champarts),  Lassgüter,  (banx  a  domaine  congeable.)  Siehe 
Merlin  unter  diesen  Worten.  Siehe  auch  Toullier  Et,  101  ff.  Da- 
ran t.  IV,  75 ff.  Lassaulx  III,  48.  Schmid  kritische  Einleitung  u 
das  Framösische  Recht.  I.  Th.  S.  84  ff.  Spangen  borg  II  •  61  ff. 
♦Troplong,  Louage  n.  61  ff.  Histoire  de  l'emphyteose.  Par  Pepin- 
kö-Haleur.  1844.  P)  In  Belgien  ist  auch  die  Emphyteuse  durch  eis 
Peseta  v.  10  Januar  1824  aufreoht  erhalten.  Ueber  Geschichtliches  s. 
Laurent  VIII,  Min. f.    Aubry  et  Bau  II.  §g.  224,  224bis. 
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sten  so  wie  von  den  Grundrenten  befreit,  die  mit  dem  Lehns- 
wesen in  Verbindung  zu  stehen  schienen,  die  übrigen  Grund- 
renten aber  für  ablöslich  erklärt.  Jedoch  wurde,  was  die  Thei- 
lung  des  Eigenthumes  betraf,  (durch  die  loi  v.  18.  und  29. 
Decbr.  1790.  Art.  1.)  die  Ausnahme  gemacht:  Les  baux  ä 
rente  ou  emphyteoses,  non  perpätuelles,  seront  ex^cutes  pour 
toute  leur  duree,  et  pourront  etre  faits  ä  l'avenir  pour  99. 
ans  et  au-dessous,  ainsi  que  les  baux  a  vie,  meme  sur  plu- 
sieures  tetes,  a  la  charge  qu'elles  n'exc&dent  pas  le  nombre 
de  trois.  —  So  stand  das  Recht,  als  der  C.  c.  in  Berathung 
gezogen  und  dekretirt  wurde.  Nun  wiederholt  zwar  dieses 
Gesetzbuch  den  Grundsatz  des  Zwischenrechts,  dass  alle  auf 
ewige  Zeiten  bestellten  Grundrenten  abkäuflich  sein  sollen  d. 
h.  es  verordnet  (im  530sten  Artikel),  dass,  wenn  ein  Grund- 
stück gegen  eine  Abgabe,  die  auf  dem  Grundstücke  unablös- 
lich  haften  soll,  verkauft,  oder  unter  dem  Vorbehalte  einer 
solchen  Abgabe  veräussert  oder  verschenkt  wird,  die  Abgabe 
dennoch  ablöslich  sein  solle.  Dagegen  erklärt  es  sich  nicht 
über  die  Fälle,  in  welchen  die  Absicht  des  Verkäufers  oder 
des  Gebers  nicht  die  ist,  das  Eigenthum  an  dem  Grund- 
stücke auf  den  Andern  zu  übertragen,  sondern  nur  die,  dem 
Andern  die  Nutzniessung  der  Sache,  gleich  als  ein  Eigenthums- 
recht,  (das  dominium  utile,)  —  auf  eine  bestimmte  oder  auf 
eine  unbestimmte  Zeit  —  zu  überlassen.  Daher  die  Streitfrage, 
ob  man  Verträge  dieser  Art,  wenn  sie  in  Praxi  vorkommen, 
(wie  sie  denn  in  mehreren  Gegenden  Frankreichs  bis  auf  die- 
sen Tag  üblich  sind,)  auch  jetzt  noch  nach  dem  oben  ange- 
führten Gesetze  vom  J.  1790.  und  nach  dem  älteren  Rechte, 
oder  nach  welchen  Grundsätzen  man  sie  sonst  zu  beurtheilen 
habe?  Erwägt  man  nun,  dass  das  Gesetz  v.J.  1790.  zu  Folge 
des  Gesetzes  v.  30.  Vent.  XII.  (des  Gesetzes,  durch  welches 
der  C.  c.  als  Gesetzbuch  verbindende  Kraft  erhielt,)  nicht  wei- 
ter als  geltend  betrachtet  werden  kann,  —  dass,  wie  sich  aus 
der  Berathung  über  den  530.  543.  und  896.  Artikel  unzwei- 
deutig ergibt,  die  Absicht  bei  der  Abfassung  des  C.  c.  dahin 
ging,    eine    jede    Spaltung    des    Eigenthumes    auszuschlies- 
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seil,5)  —  dass  der  Art.  543.  unter  den  dinglichen  Hechten,  welche 
man  an  der  Sache  eines  andern  erwerben  kann,  das  nutzbare 
Eigenthum  nicht  auffuhrt,  —  dass  der  Pachtvertrag  durch  die 
Verabredungen  der  Parteien  den  mannigfaltigsten  und  ver- 
schiedenartigsten Verhaltnissen  angepasst  werden  kann,  vgl. 
Art.  1717.  1742.  — ,  so  dürften  dem  heutigen  Rechte  nach 
folgende  Grundsätze  über  das  getheilte  Eigenthum  aufzustel- 
len sein:  1)  Wenn  ein  Grundstück  gegen  eine  Grundrente 
verkauft  oder  unter  dem  Vorbehalte  einer  Grundrente  ver- 
äu8sert  oder  verschenkt  wird,  so  erwirbt  der  andere  Theil  das 
volle  Eigenthum  an  dem  Grundstücke  und  die  bedungene 
Rente,  die  man  übrigens  nach  dem  Rechte  der  Kaufgelder  zu 
beurtheilen  hat,  ist  abkäuflich. 6)  Art.  530.  Vgl.  unten  §.  398. 
2)  Wenn  dagegen  bei  der  Uebertragung  eines  Grundstückes 
die  Absicht  der  Parteien  die  war,  dass  das  Eigenthum  dem 
bisherigen  Eigenthümer  verbleiben,  der  andere  Theil  aber  gegen 
eine  gewisse  Abgabe  zur  Benutzung  der  Sache  während  einer 
längeren  oder  kürzeren  Zeit  berechtigt  sein  solle,  so  ist  der 
Vertrag  —  er  habe  einen  Namen,  welchen  er  wolle,7)  — 
schlechthin  nach  den  von  dem  Mieth-  und  Pachtvertrage  gel- 
tenden Grundsätzen  zu  beurtheilen;  arg.  Art.  543.  686., ^vor- 
ausgesetzt übrigens,  dass  durch  den  Vertrag  nicht  eine  per- 
sönliche Dienstbarkeit  bestellt  werden  sollte.  Es  ist  also  der, 
welcher  zu  Folge  eines  solchen  Vertrages  ein  Grundstück  be- 


5)  Vgl.  die  Discussions  und  die  Motifs  zu  diesen  Artikeln,  besonders 
die  lum  530.  Art. 

6)  Merlin  qu.  m.  emphyte*ose.  §.  5  n.  4.  Sir.  IV,  I,  115.  236. 
IX,  I,  115.  XXV,  I,  290.  *L,  I,  210.  Rh.  Arch.  XIII,  H,  21. 

7)  Es  kommt  nicht  auf  den  Namen  des  Vertrages,  sondern  auf  die 
Sache  an«  Z.  B.  der  Emphyteutä,  der  Erbbeständer,  kann  nach  der 
Verschiedenheit  der  Fälle,  nach  der  ersten  oder  nach  der  zweiten  Regel 
su  beurtheilen  sein. 

8)  Vgl.  ein  Gutachten  des  StR.  v.  7.  Mars  1806  und  die  Diaenss. 
aJ  Art.  530.  —  Bemerkenswert  ist,  dass  die  Unterpfandsordnung  r.  J. 
VII.  die  Emphyteusen  unter  den  biens  susceptibles  d'hypotheqne  auf- 
zahlt nicht  aber  der  G.  c.  —  *In  der  Diacuss.  des  StR.  su  Art  2114 
bis  2120  wurde  angenommen,  dass  die  Emphyteuse  nicht  mehr  Torkom- 

.men  würde.  (Tronchet.)  Thatsächlich  kommt  sie  dennoch  häufig  vor.  — 
Die  neuesten  Entwürfe  über  das  Hypothekengesets  haben  die  Emphy- 
teuse mit  den  Golonat  und  der  Superficies  unter  denjenigen  Rechten, 
welche  Gegenstande  einer  Hypothek  werden  können,  ausdrücklich  auf- 
gez&hlt 
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sitzt ,  z.  B.  nicht  berechtigt,  ein  Unterpfand  an  dem  Grund- 
stücke zu  bestellen  oder  eine  Besitzlage  *)  zn  erheben.  Die 
Abgabe,  die  er  zu  entrichten  hat,  ist  schlechthin  als  ein  Mieth- 
oder  Pachtgeld  zu  betrachten.  3)  Im  Zweifel  wird  anzuneh- 
men sein,  dass  der  Vertrag  nicht  unter  die  erste  sondern  un- 
ter die  zweite  dieser  Regeln  gehöre. 9)  —  Uebrigens  kommt 
ein  getheiltes  Eigenthum  ausnahmsweise  bei  Fideicommissen 
und  Majoraten  vor.  Auch  können  Ländereien,  die  zur  Aus- 
stattung der  Krone  gehören,  als  Emphyteusen  verliehen  wer- 
den. 10) 

Die  französischen  Rechtsgelehrten  sind  jedoch  fast  ein- 
stimmig der  Meinung,  dass  auch  jetzt  noch  ein  blos  nutzbares 
Eigenthum  an  Grundstücken  bestehen,  bestellt  und  erworben 
werden  könne,  wenn  sie  auch  nicht  immer  in  den  Grundsätzen 
mit  einander  übereinstimmen,  nach  welchen  sie  dieses  und  das 
Ober-Eigenthum  beurtheilen.  n) 

Die  Gesetze  des  Zwischenrechts,  welche  das  Grundeigen th um  von  allen 
Fesseln  und  Privatlasten  befreiten,  wurden  auch  in  den  Ländern  in 
Vollziehung  gesetzt,  welche  während  der  Kriegsjahre  von  1792—1815 
mit  Frankreich  vereinigt  oder  unter  die  Herrschaft  der  französischen 
Gesetze  gestellt  wurden;  z.B.  in  den  deutschen  Ländern  des  linken 
Rheinufers,  vgl.  «Dekret  v.  1.  Okt.  1804.  Ueber  die  Abschaffung 
der  Lehnsverfassung  in  Frankreich.  Nebst  praktischer  Anwendung 
auf  die  im  Ruhr-Departement  unter  dem  Namen  des  Leibgewinns  und 
unter  ähnlichen  Namen  bekannten  Abgaben.  Von  A.  Stündeck. 
Crefeld,  1808.  (über  den  Leibgewinn  s.  St.R.G.A.  y.  18.  April  1807.  — 
in  dem  GH.  Berg,  Tgl.  die  Dekr.  v.  12.  Dec.  1808.  y.  11.  Jan.  1809. 
y.  18.  Sept.  1811.  Kommentar  über  das  k.  k.  Dekr.  v.  12.  Dec.  1808. 


8a)  P.)  S.  oben  §.  190a  Anm.  2. 

9)  Alienatio  non  praesumitur. 

10)  Set.  t.  80.  Jan.  1810.  Art.  14  „Les  domaines  produetifs  qui 

se  trouvent  attaches  a  la  dotation  de  la  couronne peuvent  ötre 

affermes,  sans  que  neanmoins  la  duree  des  bau  pnisse  exceaer  le  temps 
delermine*  par  les  articles  595.  1429.  1580  et  1718  du  G.  N.  ä  moins 
qu'nn  bail  emphythlotique  n'ait  ete"  autoriee"  par  decret  deliböre 
au  conseil  d'ätat.  —  Lois  v.  21.  Jani  1826.  —  Vgl.  über  diese  Emphy- 
teusen. Sir.  XXX,  II,  215.  XXXI,  II,  158.  XXXII,  I,  531.  Siehe  auch 
XXXUI,  II,  66.  Dalloz  m.  louage.  Sect.  IV. 

11)  Grenier  des  hypoth.  L  148.  Delvinc.  III,  p.  185.  Proudh. 
de  l'asafruit.  I,  97.  Dur  an  t  IV,  75  ff.  Tou  liier  III,  95  ff.  S.  auch 
Favard  m.  hypoth.  §.  2.    Battur  des  hyp.  II,  246.    Troplong  des 
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die  Aufhebung«  der  Leibeigenschaft  im  GH.  Berg  und  Cleve  betr. 
vorzuglich  in  Beziehung  auf  die  Frage:  ob  auch  die  Dienstpflicht  der 
Kolonen  aufgehoben  sei?  insbesondere  was  in  dieser  Hinsicht  bei  den 
vormals  Münsterischen  Eigenbehörigen  Rechtens  sei?  Von  H.  Callen- 
berg.  Münster,  1811.  Abh.  über  die  Frage:  Sind  die  Hand-  und 
Spanndienste  im  GH.  Berg,  insonderheit  bei  den  Münsterscheh  vormals 
eigenhörigen  Kolonen,  durch  das  k.  k.  Dekret  v.  12.  December  1808 
aufgeheben?)  Ein  Gegenstück  zu  dem  von  H.  Callenberg  heraus- 
gegebenen Kommentare.  Von  A.  Giese.  Münster.  1812.  Gegenschrift 
zu  dem  von  Callenberg  herausgegebenen  Kommentare  etc.  Von  F. 
Meyer.  Münster,  1812.    Belehrung  des  Bauernstandes  über  die  dem- 


hypotb.  II,  405.  —  Ueber  den  Gerichtsgebrauch  s.  Sir.  XXII,  I,  362. 
XXXII,  I,  531.  XXXIII,  II,  65.  Dal  loa  m.  hypoth.  Chap.  II.  Sect.  I. 
S.  auch  Anm.  5  zu  diesem  Paragraphen.  —  *Der  französische  Gerichts- 
gebrauch nimmt  in  der  Emphyteuse  ein  getheiltes  Eigenthum  an,  oft 
nur  ein  droit  immobilier.  Es  ist  indess  zu  beobachten,  dass  sich  die 
Frage  in  der  Begel  nur  mit  Rücksicht  auf  das  En regia trement  darbietet, 
d.  letztere  wird  auf  diejenigen  Verträge  ausgedehnt,  durch  welche  eine 
Emphyteuse  errichtet  wird.  Sir.  XL,  I,  433.  XLIII,  I,  830.  XLV,  I, 
382.  XliVII,  I,  623.  L,  Ir  210.  II,  149.  Siehe  jedoch  die  Anm.  zu  diesen 
Urtheilen.  In  dem  Rejet-Ürtheil  vom  11.  Nov.  1852  wurde  ausdrücklich 
getheiltes  Eigenthum  angenommen.  Dann  würde  die  Emphyteuse  viel- 
mehr für  unzulässig  zu  erklären  und  dem  Urtheile  des  Landgerichts 
Aachen  (Rh.  A.  XLV,  II,  B,  23)  beizustimmen  sein,  welches  einen  Erb- 
pacht, durch  welchen  dem  Erbpächter  ausdrücklich  das  nutzbare  Eigen- 
thum übertragen  worden  war,  nur  als  (juristisch  nicht  unterschiedenen) 
Zeitpacht  aufrecht  erhielt.  Erwägt  man  aber,  dass  das  Gesetz  vom  20. 
Dez.  1790  der  Emphyteuse  den  feudalen  Charakter  dadurch  benommen 
hat,  dass  es  die  Errichtung  derselben  für  die  Dauer  von  99  Jahren  er- 
laubte, so  wird  man  sich  vom  Standpunkte  des  Geistes  der  neuen 
Gesetzgebung  (der  Eigenthumsfreiheit)  nicht  gegen  die  Emphyteuse  er- 
klären können.  Das  Gesetz  v.  11.  Brum.  VII,  (Art.  6)  zählt  die  Em- 
phyteuse unter  denjenigen  Rechten  auf,  welche  zur  Hypothek  bestellt 
werden  können,  während  es  die  Grundrenten  ausdrücklich  ausschliesst. 
Innerhalb  der  gesetzlichen  Schranken  gehalten,  hat  also  die  Emphyteuse 
keinen  feudalen  Charakter  und  da  sie  in  ihrem  Wesen  vom  Pachtver- 
trage verschieden  ist,  so  wird  man  sie  als  besonderes  dingliches 
Recht  anzuerkennen  haben.  Der  Art.  2118,  der  sie  nicht  aufzählt,  be- 
weist nicht,  denn  er  zählt  überhaupt  nicht  alle  dinglichen  Rechte  auf, 
vor  Allem  die  Hypothek  selbst  nicht.  S.  das  Anm.  8  Bemerkte.  Für 
die  dingliche  Natur  der  Emphyteuse  erklären  sich  auch  Marc  ade*  Art. 
526.  n.  111.  Du  Caurroy  II,  70.  P.)  Aubry  et  Bau  II  §.  224  sind 
im  Wesentlichen  der  Ansicht  von  Z.  Laurent  VIII,  340  bestätigt  die 
communis  opinio,  untersucht  aber  die  Frage  nicht,  weil  ihn  das  oben 
Anmerk.  4  alleg.  Belg.  Ges.  dieser  Mühe  enthebt  Die  an  sich  unhalt- 
bare Ansicht  der  franz.  Jurispr.  erklärt  sich  daraus,  dass  in  einzelnen 
Provinzen  die  Emphyteuse  noch  jetzt  häufig  vorkommt,  und  man  sich 
scheute,  wohl  erworbene  Rechte  zu  verletzen.  Auch  in  neuester  Zeit 
ist  die  Praxis  gegen,  die  Doktrin  für  Zachariae.  Puchelt,  Zeitschrift 
IV.  S.  669. 
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selben  durch  die  k.  k.  Verordnungen  vom  12.  Decbr.  1808  und  vom 
13.  Sept.  1811  verliehenen  Rechte  und  Über  dessen  Pflichten  gegen 
die  bisherigen  Hofesherren.  Dortmund,  IL  Aufl.  1812.  Fragmente 
über  den  Bauernhof,  die  Hofesverfassung  und  das  Bauernrecht  in 
näherer  Besiehung  auf  die  k.  k.  Verordn.  v.  12.  December  1808  und 
vom  13.  Sept.  1811.  Von  N.  K in  dünge r.  Ebend.  1812,  —  in  den 
Departements  des  Franzosischen  Reichs,  welche  aus  den  Landern  des 
nördlichen  Deutschlands  gebildet  wurden,  vgl.  die  Dekr.  vom 
9.  Dec.  1811  und  vom  8.  Januar  1813  —  im  K.  Westphalen,  vgl. 
das  GA.  des  StR.  v.  9.  Jan.  ,1808«  die  Dekr.  v.  28.  Jan.  1808.  v.  28. 
Mari.  v.  8  Aprik  v.  27.  Juli.  v.  18.  Aug.  1809.  v.  7.  Sept.  v.  1.  Nov. 
1810.  v.  13.  April  1811.  Unterricht  für  Lehnsbesitzer  in  Westphalen, 
in  Hinsicht  des  k.  Dekrets  v.  28.  März  1809.  Von  J.  C.  C.  Wehrs. 
Gott.  1810.  Einige  Bemerkungen  zu  Wehrs  Unterrichte  etc.  Von  W. 
A.  v.  Meyerfeld.  Gassei,  1810.  Abhandl.  der  Lehen-  und  Erbfolge 
nach  dem  k.  Dekrete  v.  28.  März  1809.  Von  Demselb.  Gassei,  1811. 
Ueber  das  im  Gefolge  des  k.  Dekietes  v.  18.  Aug.  1809  zu  beobach- 
tende Verfahren  bei  Ablösung  von  Diensten  und  andern  Gefällen. 
Von  F.  H.  v.  Strombeck.  In  dessen  Jurist.  Abh.  1.  H.  Hannover 
1810.  n.  1.  Spangenberg  H,  79 ff.  S.  auch  die  Zeitschriften:  Ger- 
mania, (U,  8.  III,  2.)  der  Rhein.  Bund,  (24.  30.  45.  H.  etc.)  Gön- 
ners Archiv  (I,  2.)  —  In  einigen  von  diesen  Ländern,  (z.  B.  in  den 
Deutschen  Ländern  jenseits  des  Rheines,)  bestehen  jene  Gesetze  fort- 
dauernd, in  andern  ist  das  vormalige  Recht  wieder  hergestellt  wor- 
den.11) —  In  dem  GH.  Baden  wurde  bei  der  Publikation  des  G.  N. 
das  bisherige  Recht  in  dieser  Lehre  bestätigt.  Vgl.  das  Bad.  Land- 
recht S.577aaff.  710a ff.  Dasselbe  geschah  im  GH.  Frankfurt.  Vgl. 
Edikt  V  25.  Juli  1810. 

P.)  In  dem  Grossherzogthum  Baden  sind  Lehen,  Emphyteuse, 
Zehnten,  Gülten,  Zinsen  etc.  längst  abgelöst,  und  der  Sturm 
der  Jahre  1848  und  49  hat  den  Rest  von  Lasten  des  Grundeigenthums 
beseitigt.  Dort  ist  jetzt  die  Ansicht  von  Z.  über  den  C.  N.  aur  prak- 
tischen Wahrheit  geworden. 

Indessen  fehlt  auch  nicht  die  Schattenseite.  Die  Güter  der  todten 
Hand  müssen  naturgemäss  sieh  vermehren;  so  gibt  es  Gegenden  und 
Gemeinden,  in  welchen  das  Grundeigentfanm  überwiegend  den  Stif- 
tungen gehört;  die  Landwirthe  sind  dort  nur  noch  Pächter  and  ihre' 
Lage  als  solche  ist  weniger  gut,  als  in  Folge  der  Emphyteuse  und 
ähnlicher  Verhältnisse. 


12)  S.  oben  §.  13.  Anm.  16. 
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IV.    Von  der  Erwerbung  deB  Eigenthumes. 

§.  199. 

Von  der  Erwerbung  des  Eigenthumes  im  Allgemeinen.1) 

Die  Arten,  wie  das  Eigenthum  an  Sachen  erworben  wird, 
sind  entweder  allgemeine  oder  besondere  Erwerbungs- 
arten. (Modi  acq.  universales  —  singulares.)  Von  den  erste- 
ren  wird  in  der  Lehre  von  dem  Vermögen  gehandelt  werden. 
—  Die  besondern  Erwerbungsarten  beruhen,  ihrem  Rechts- 
grunde nach,  entweder  auf  dem  Gesetze;  dahin  gehört  die 
Okkupation,  (die  Beherrung,)  die  Beziehung  der  Früchte  von 
einer  fremden  Sache,  (fructuum  perceptio,)  die  Erwerbung  durch 
Zuwachs,  (accessio,)  —  oder  auf  dem  Willen  des  bishe- 
rigen Eigenthümers,  dabin  gehört  die  Erwerbung  mittelst 
eines  Vertrages*)  und  die  zu  Folge  eines  Erbstückvermächt- 
nisses. (Von  der  letzteren  wird  jedoch  erst  in  dem  Erbrechte 
die  Rede  sein.)  —  Die  Ersitzung  ist,  streng  genommen,  nicht 
eine  Erwerbungsart,  sondern  nur  das  Mittel,  durch  welches  eine 
Erwerbung  endgiltig  bestätigt  wird,  und  durch  welches  in  der 
Regel  allein  irgend  eine  Erwerbung  endgiltig  gemacht  werden 
kann.    (Est  adjectio  dominii.)8) 

1.   Von  der  Okkupation. 

§.  200. 

Die  Okkupation  ist  die  Erwerbung  des  Eigenthumes  an 
einer  herrenlosen  Sache  durch  die  Besitzergreifung  der  Sache. 
(Res  nullius  cedit  occupanti.)  Eine  Okkupation  in  diesem  Sinne 
gibt  es  dem  Französischen  Rechte  nach  nicht.  Denn  alle  Sa- 
chen, welche  nicht  bereits  okkupirt  sind,  gehören  nach  diesem 
Rechte  dem  Staate.    Art.  539.  713.    Daher  handelt  auch  der 


1)  P.)  Die  Aufiahlung  der  Erwerbarten  in  Art.  711,  712  ist  nnvoll- 
st&ndig  nnd  nnr  exemplikativ.  Laurent  VIII,  437.  —  Z.  Übergeht  in- 
folge des  in  §.  193  b  Gesagten  den  Erwerb  des  geistigen  Eigenthuma 
dnrcb  Entdeckung,  Erfindung  nnd  geistige  Arbeit. 

2)  P.)  Tradition  ist  nicht  erforderlich.  8.  oben  §.  180  und  unten 
§.  205. 

3J  JP.)  S.  unten  §.  209  Anm.  2. 
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C.  c.  nirgends  von  der  Okkupation.  Jedoch  gibt  es  dem  Fran- 
zösischen Rechte  nach  noch  immer  eine  Okkupation,  und  zwar 
in  dem  Sinne,  dass  das  Gesetz  den  Einzelnen  verstattet,  ge- 
wisse Sachen,  welche  kraft  Gesetzes  dem  Staate  gehören,  durch 
die  blosse  Besitzergreifung  sich  zuzueignen.1)  —  In  diesem 
Sinne  können  okkupirt  werden  und  werden  okkupirt:  1)  Die 
Sachen  des  Feindes,  in  wie  fern  es  rechtlich  zulässig  ist,  Beute 
zu  machen.2)  —  2)  Die  Sachen,  welche  in  das  Meer  geworfen, 
oder  welche  von  dem  Meer  oder  von  einem  schiff-  oder  floss- 
bareu  Flu-.se  ausgeworfen  werden,  die  Pflanzen,  die  am  Meeres- 
strande wachsen,  die  Pflanzen  und  Thiere,  die,  (wie  z.  B.  Ko- 
rallen,) auf  dem  Grunde  des  Meeres  gefunden  werden,  jedoch 
so,  dass  bei  der  Okkupation  dieser  Sachen  die  einschlagenden 
besonderen  gesetzlichen  Vorschriften  zu  beachten  sind.8)    Art. 

1)  Delvinc.  II,  1.  P.)  Gegen  diese  theoretische  Begründung  der 
Okkupation  vgl.  oben  §.  174  Anmerk.  *;  über  deren  Zulässigkeit  als  Er- 
werbsart herrscht  kein  Zweifel.  Laurent  VIII,  437. 

2)  Toull.  III,  371.  Durant.  IV,  335 ff.  Proudhon,  Domaine 
prive\  n.  335 ff.  P.)  Laurent  VIII,  438  verwirft  dies  Beuterecht:  in- 
dessen steht  er  damit  ganz  allein  und  in  der  richtigen  Beschrankung 
nach  den  Principien  dos  modernen  Kriegsrechtes  ist  das  Beuterecht 
ebenso  anzuerkennen,  wie  der  Krieg  selbst.  —  Nur  über  die  Beute,  die 
zur  See  gemacht  wird,  gibt  es  gesetzliche  Bestimmungen.  Vgl.  Ordonn. 
de  la  marine  v.  Monat  August  1681.  liv.  III.  tit.  IX.  X.  Reglern,  con- 
cernant  la  navigation  des  bat i mens  neutres,  en  temps  de  guerre.  Arrdtl 
du  2  Prair.  XI.  sur  les  ar  nie  mens  en  course.  Merlin  m.  prise  maritime. 
Vergl.  oben  §.  46  c.  Anm.  3.  —  Man  nennt  diese  Erwerbungsart  die 
occupatio  bellica.  Dasselbe  Wort  bezeichnet  jedoch  zuweilen  auch  die 
Besetzung  eines  Landes  durch  den 'Feind.  S.  ein  Urtheil,  in  welchem 
der  Grandsatz  angenommen  wurde,  dass  mau  die  Handlungen  des  Er- 
oberers als  rechtsgiltig  zu  betrachten  habe,  bei  Sir.  XXVI,  I,  888. 

3)  S.  über  diese  Sachen,  so  wie  über  die,  welche  das  Meer  auswirft 
oder  welche  navis  levandae  gratia  ins  Meer  geworfen  werden,  die  Ord. 
de  la  marine,  liv.  IV.  tit.  IX.  loi  v.  9.  und  24.  Aug.  1791.  tit.  I.  und  V. 
Toull.  IV,  37 ff.  Durant.  IV,  305 ff.  327 ff.  Merlin  m.  varech.  Sir. 
VIII,  II,  4  (Hier  eine  Abhandl.)  Garnier  Reg.  des  eaux  L  448 ff. 
Proudhon  a.  a.  0.  I,  406 f.  Daviel  173 ff.  P.)  Aubry  et  Ran  II. 
§.  201  S.  242.  Wo  die  Ordonn.  von  1681  nicht  eilt,  wie  z.  B  in  Bel- 
gien, lässt  sich  aus  Art.  717  folgern,  dass  die  darin  genannten  Sachen 
nicht  dem  Staate  gehören ;  derselbe  hat  also  kein  Recht,  sie  dem  primus 
occupans  abzufordern  und  dieser  behält  sie,  bis  der  ehemalige  Eigen- 
thümer  sich  meldet,  sofern  ein  solcher  existirt  und  die  Sache  nur  ver- 
loren, nicht  derelinquirt  hat.   Laurent  VIII,  458—460. 

P.)  Hier  kommen  auch  die  in  den  meisten  Seestaaten  bestehenden 

Strand- Ordnungen   in  Betracht,   wie  eine  solche  jetzt  auch  für  das  D. 

Reich  ergangen  ist.   Vgl.  die  Strandungs-Ordn.  v.  7.  März  1874  Reichs- 

G.-Bl.  No.  17,  bes.  §.  85.  -  Die  in   den  nicht  schiff-  oder  flossbaren 

Zftohftrlft,  Frau.  Cirilreoht.    6.  Aufl.    I.  34 
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717.  —  3)  Sachen,  die  der  Eigenthümer  verloren  oder  auf- 
gegeben hat.4)  Art.  Art.  2279.  —  4)  Ein  Schatz,  d.  i.  eine 
verborgene4*)  oder  vergrabene  Sache,5)   welche  Mos   zufällig 


Oewiwern  gefundenen  Sachen  werden,   wie  andere  auf  dem  Lande  ge- 
fundenen Sachen  (epaves  terrestres)  behandelt. 

4)  Das  altere  Recht  nannte  die  abhanden  gekommenen  Sachen  les 
Epaves.  (Gewöhnlich  wird  das  Wort  von  expavescere  abgeleitet,  ao  data 
eß  ursprünglich  sehen  gewordene,  entlaufene  Thlere  bedeutete  Le  nou- 
vean  Ferriere  h.  v.)  Die  epaves  gehörten  dem  Könige  oder  dem  Ober- 
gerichtsherrn. Dem  letzteren  sprach  dieses  Recht  die  loi  vom  13.  und 
20.  April  1791  ab,  ohne  es  dem  Staate  beizulegen.  Der  Art  717  be- 
sieht sich  wegen  der  verlorenen  Sachen  auf  besondere  Gesette  und 
gleichwohl  gibt  es  deren  keine.  Einige  nehmen  daher  an,  dasB  abhanden 
gekommene  Sachen  dem  Staate  gehören.  Arg.  Art.  539.  713.  Dieser  Mei- 
nung sind  a.  B.  Merlin  m.  dpaves.  Toull  IV,  48 f.  (*der  Jedoch  in 
der  neuesten  Ausgabe  anderer  Ansicht  ist.)  Proudhon  I,  n.  412  An- 
dere a.  B.  Durant.  IV,  270.  818 ff.  Garnier  a.  a,  O.  *Foucart,  Dr. 
administratif  II!,  715  —  erklären  sich  für  den  Finder.  Diese  letztere 
Meinung  wurde  in  einer  Entscheidung  des  Finanzministers  vom  3.  Aug. 
1825  —  arg.  Art  2279  und  als  die  billigere  -  angenommen.  Sir.  XXVI, 
II,  2.  P.)  Ebenso  Demolombe  XIII,  71.  Aubry  et  Rau  II.  §.  201. 
Anm.  46.  Laurent  VIII,  460—462.  Es  ist  die  herrschende  Ansicht. 
Dalloi  unter  Propriete,  210.  —  Nach  Artikel  717  Abs.  2  gehören  die 
verlorenen  Sachen  nicht  dem  8taate  und  aus  Art.  2279  Abs.  2  folgt  das 
Recht  des  Binders.  —  Art.  717  spricht  aber  nur  von  den  choses  perduea, 
nicht  von  res  derelictae;  indessen  par  est  ratio!  Eine  Anzelgepfllcht 
dea  Finders  besteht  nach  französischem  Rechte  nicht.  Laurent  V11I, 
464.  Ueber  die  Fund-Unterschlagung  s.  §.  246  Deutsch.  8traf-Ges.-B. 
Wegen  der  Restitutionspflicht  des  Finders  s.  §.  215  a  Anm.  10.  —  Die 
Sachen  jedoch,  welche  in  einer  Gerichtekanzlei  oder  in  den  Geseh&fts- 
stuben  oder  in  öffentlichen  Wagen  liegen  geblieben  sind,  gehören  nach  einer 
bestimmten  Frist  dem  Staate.  Dekret  vom  13.  Ang.  1810.  Ordonn.  vom 
22.  Febr.  1822.  S.  auch  (über  die  der  Post  anvertrauten  Gelder)  loi  v. 
31.  Jan.  1833.  Art.  1.  P.)  Ueber  die  auf  Posten,  Eisenbahnen  und  In 
öffentlichen  Niederlagen  befindlichen  Sachen  bestehen  in  Deutschland 
besondere  Vorschriften. 

4a)  Liegt  die  Sache  auf  der  Oberfläche,  so  ist  es  kein  Schats;  sie 
ist  nach  Art.  717  zu  beurtbeilen.    Dallos  unter  Proprio,  190. 

5)  Die  im  Art  716  enthaltene  Definition  eines  Schatzes  beschrankt 
den  Begriff  nicht  auf  Sachen,  die  auf  einem  Grundstacke  gefunden 
werden.  Wenn  nun  auch  die  erste  Periode  des  Art.  716  nur  von  einem 
Schatze  spricht,  der  auf  einem  Grundstücke  gefunden  wird,  so  dürfte 
doch  der  Artikel  auch  auf  die  —  selteneren  —  Falle  anwendbar  sein, 
da  ein  Schats  in  einer  beweglichen  Sache  gefunden  wird.  Eadem  est 
ratio.  Der  Artikel  hat  den  gewöhnlichen  Fall  vor  Augen.  PJ  Demo- 
lombe XIII,  34.  Marcade  zu  Art  716  No.2.  And.M.  Laurent  VIII, 
453.  —  Die  Ansicht  von  Z.  ist  die  allgemeine  und  verdient  den  Vorzug. 
Allein  die  Thatumatande  können  hier  leichter  den  Begriff  von  Schatz 
aufheben.  Dallos  unter  Propriete,  191.  8.  unten  Anm.  7.  —  Uebrtgena 
kommt  es  nicht  darauf  an,  ob  die  Sache  vor  kürzerer  oder  ver  längerer 
Zeit  verborgen eto.  worden  ist  Durant  IV,  310.  —  P.)  Dalloi  unter 
Propriete,  191.    Laurent  VIII,  465.  —  Gehören  auch  Sachen,  die  man 
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entdeckt  wird,6)  und  an  welcher  Niemand  ein  Eigenthum  dar- 
thun  kann,7)  jedoch  so,  dass  nur  die  Hälfte  dem  Finder  jure 
occupationis,  die  andere  Hälfte  aber  dem  Eigenthümer  des 
Grundstückes,8)  auf  welchem  der  Schatz  gefunden  wird,  jure 
accessionis  gehört.  Wer  also  auf  seinem  eigenen  Grund  und 
Boden  einen  Schatz  findet,  ist  Eigenthümer  des  ganzen 
Schatzes. **)  Wer  auf  fremdem  Grund  und  Boden  einen  Schatz 
findet,  theilt  sich  mit  dem  Eigenthümer  des  Grundstückes  in 
den  Schatz.  Da  jedoch  der  Begriff  eines  Schatzes  voraussetzt, 
dass  die  Sache  zufällig  gefunden  wird,  so  kann  der,  welcher 
auf  dem  Grundstücke  eines  Andern  nach  einem  Schatze  gräbt,9) 
ingleichen  der  Arbeiter,  der  von  dem  Eigenthümer  des  Grund- 
stückes angestellt  wird,  um  einen  Schatz  zu  suchen,  auf  die 
dem  Finder  gebührende  Hälfte  keinen  Anspruch  machen.10) 
Sondern  in  beiden  Fällen,  so  wie  wenn  der  Grundeigentümer 
selbst  nach  einem  Schatze  gegraben  hat,  gehört  der  ganze 
Schatz,  (als  ein  Zubehör  des  Grundstückes,  Art.  552)  dem 
Eigenthümer  des  Grundes  und  des  Bodens.  Wohl  aber  gebührt 

in  einem  alten  Grabe  findet,  zu  den  Schätzen?  8.  Sirey  VI,  II,  175. 
P.)  Sir.  LVI,  II,  307.  Jal  Deroolombe  XIII,  87.  Nein!  Laurent 
VIII,  454.  Dal  loa  unter  Proprio  190.  —  Ueber  die  Geschichte  dieser 
Lehre  s.  Jurispr.  du  C.  c.  VII,  362. 

6)  Entdeckt  —  also  dem  Finder  gehört  die  Hälfte  des  ganzen 
Schatzes,  wenn  er  auch  nur  irgend  einen  Thell  des  Schatzes  zuerst  ent- 
deckt hat.  Sir.  X,  II,  230.  Ueber  die  Entdeckung  von  Minen  s.  Proud- 
hon  735 ff.  P.)  Als  Finder  gilt  der,  welcher  den  Schatz  ausgegraben 
hat,  nicht  jener,  der  ihn  zuerst  sah.    Sir.  LXXJT,  II,  138. 

7)  Darthun  -  Beweise  einer  jeden  Art,  selbst  Vermuthungen  also 
sind  zu  beachten.  Toull.  IV,  36   Durant.  IV,  811. 

8)  Domino  soll.  P.)  Nicht  der  Nutzniesser  —  Art.  598  —  und 
nicht  der  gutgläubige  Besitzer.  8  unten  §.201  Anm.*P.)  —  Siir.  XXVI, 
II,  270.  (In  dem  hier  erzählten  Falle  wurde  der  Schatz  in  der  Mauer 
eines  zum  Abbruche  verkauften  Hauses  gefunden.)  P.)  Der  Käufer  hat 
nur  den  Finderanthell.  wenn  er  persönlich  der  Finder  ist,  nicht  den  An- 
theil  des  Grundeigentümers ,  da  er  nur  die  Materialien  gekauft  hat. 
Laurent  VIII,  448. 

8a)  P.)  Nimmt  man  mit  Anm.  5  den  Begriff  des  Schatzes  auch  für 
Mobilien  an,  so  muss  man  die  Hilfte  des  EigenthOners  dem  Herrn  der 
beweglichen  Sache  zusprechen,  in  welcher  der  Schatz  gefunden  worden 
Ist    Aubry  et  Ran  U.  §.  201.  S.  240  vor  Anm  26. 

9)  Wie  aber,  wenn  Einer  auf  einem  fremden  Grundstücke  wider* 
rechtlich  Nachgrabungen  anstellt,  ohne  jedoch  nach  einem  Schatze 
zu  graben,  und  einen  Srhatz  findet,  —  gehört  ihm  die  Hälfte?  Aller- 
dings! Den  Schatz  hat  er  dennoch  zufftllig  gefunden.  S.  auch  1.  un.  C. 
de  thesaur.    A.  M.  scheint  Toull I er  IV,  35  zu  sein. 

10)  *Sir.  XLII,  II,  456.  P.)  Laurent  VIT1,  450. 
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dem  Arbeiter,  der  ohne  zum  Schatzgraben  angestellt  zu  sein, 
einen  Schatz  findet,  die  Hälfte  von  dem  Schatze.11)  Art  716. 
—  5)  Das  Wild.12)12*)  Ein  jeder  Grundeigenthümer  hat  das 
Recht,  auf  seinem  Grund  und  Boden  zu  jagen;  jedoch  hat  er 
bei  der  Ausübung  dieses  Rechts  die  bestehenden  polizeilichen 
Vorschriften  zu  beobachten  und  namentlich  eine  Erlaubniss, 
Jagdwaffen  zu  fuhren,  (un  permis  de  port  d'armes  de  chasse) 
von  dem  Präfekten  des  Departements  auszuwirken.13)  Der 
Grundeigenthümer  kann  dieses  Recht  auch  einem  Andern 
(ganz  oder  zum  Theil,  titulo  sive  oneroso  sive  gratuito,)  abtre- 
ten.14) —  Fische.  In  der  See  und  (bis  zu  einer  gewissen  Ent- 


11)  Durant.  IV,  3l6ff.  8ir.  X,  II,  230.  XXVI,  II,  271.  P.)  Lau- 
rent VIII,  450.  *  Unter  mehreren  Arbeitern  nur  dem  wirklichen  Finder. 
Sir  XLIX,  II,  375.   8.  oben  Anm.  6. 

12)  Das  Hauptgesetz  über  das  Recht,  sn  Jagen,  war  die  loi  v.  28. 
und  30.  April  1790.  Tr.  complet  dela  chasse.  Par  Petit.  1838—44.  IV. 
Vol.  P.)  Das  Ges.  v.  J.  1790  ist  durch  Art  31  des  Jagd-Polizel-Ges. 
v.  3.  Mai  1844  aufgehoben.  Was  Z.  über  das  Jagdrecht  lehrt,  beruht 
auf  dem  Dekret  vom  4.  Aug.  1789  über  die  Aufhebung  der  Feudalrechte 
und  auf  Art.  1  des  Ges.  v.  J.  1844,  welches  die  Ausübung  der  Jagd 
theils  im  Interesse  der  Landwirtschaft  und  der  öffentl.  Ordnung,  theUs  In 
jenem  der  Erhaltung  des  Wildsundes  ordnet.  *Berrlat-St.-Prix, 
Legislation  de  la  chasse.  2.  ed.  1845.  Championnierc,  Manuel  du 
chasseur.  1844.  Rogron,  Code  de  la  chasse  expliquö.  2.  6d.  1850.  18. 
Abhandl.  von  Chavot  in  der  Brüsseler  Ausg.  v.  Proudhon,  dorn, 
prive  n.  387.  P.)  Dufour,  Comment.  sur  la  chasse.  2.  6d.  1863.  Rene 
et  Liersel,  Traitä  de  la  chaeBe.  1865. 

12a)  P.;  Was  gehört  unter  den  Begriff  von  Wild?  Pothier,  Dr. 
de  propr.  —  Ausg.  Siffrein  Bd.  10  —  No.  24  rechnet  dahin  alle  wilden 
Thiere,  so  lang  sie  in  laxitate  naturall  sind.  Vgl.  Laurent  VIII,  440. 
Der  Begriff  ist  verschieden  für  das  deutschrechtliche  Jagdrecht  als  Jus 
in  re  aliena  bezüglich  der  jagdbaren  Thiere  (also  mit  Ausschluss  gefähr- 
licher Thiere  s.  B.  Wölfe)  und  für  das  französische  Jagdrecht  als  Aus- 
fluss  des  Grundeigenthums  und  als  Recht  zur  Okkupation  aller  wilden 
Thiere  auf  eigenem  Grund  und  Boden.  Durch  das  Dekret  v.  1789  sind 
s.  B.  die  Haustauben  vom  Jagdrecht  ausgeschlossen,  ausser  wenn  sie 
wahrend  der  üblichen  Einsperrungszeit  herumfliegen.  Auch  Bienen  darf 
man  nicht  fangen  und  Bienenschwärme  nur  dann,  wenn  sie  der  Eigen- 
tümer des  Stockes  nicht  verfolgt.  Ges.  vom  28.  Sept.— 6.  Okt.  1791. 
Badischer  Zusatz  564  a.  S.  unten  Anm.  18.  —  Gezabmte  Thiere  oder 
Thiere  einer  Menagerie  gehören  erst  dann  wieder  zum  Wild,  wenn  sie 
ihre  natürliche  Freiheit  ganz  wieder  erlangt  haben ;  vorher  stehen  sie 
den  verlorenen  Sachen  gleich;  der  Eigenthümer  darf  sie  verfolgen.  8. 
aber  Art  564  und  §.  203  Anm.  24. 

13)  PJ  Zufolge  des  Ges.  v.  3.  Mai  1844  Art.  1  u.  f. 

14)  Sir.  X,  I,  297.  LXV,  I,  135.  Auf  immer  kann  das  Jagdrecbt 
nieht  vom  Grund  und  Boden  getrennt  werden.  Arg.  Art.  686.  Proudh., 
dorn.  pr.  I,  887.    8.  Jedoch  Anm.  1.  P.)  zu  §.  247. 
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fernung  von  derselben)  in  den  in  die  See  mündenden  Strömen 
und  Flüssen  ist  einem  Jeden  das  Fischen  gestattet.  Ordonn. 
de  la  marine  liv.  V.15)  In  den  öffentlichen  Flüssen  dürfen, 
(ausgenommen  mit  Angeln,]  nur  diejenigen  fischen,  welchen 
die  Regierung  die  Fischerei  verpachtet  oder  besonders  erlaubt 
hat.  In  den  übrigen  Flüssen  und  in  den  Bächen  steht  das 
Recht,  zu  fischen,  den  Eigenthümern  der  Ufergrundstücke 
(dem  einen  und  dem  andern  bis  zur  Hälfte  des  Flusses  etc.) 
zu.16)  Loi  v.  14.  Flor.X.  ArrStö  du  gouvern.  v.  17.  Niv.  XII. 
ÜA.  des  StR.  v.  19.  Febr.  1805.  Loi  v.  15.  April  1829.  (Das 
dermalige  Hauptgesetz  über  die  Flussfischerei.)  Ordonn.  vom 
15.  Nov.  1830  v.  10.  Juli  1835.17)  —  7)  Bienenschwärme 
in  so  fern,  als  diese,  wenn  sie  der  Eigenthümer  nicht  ver- 
folgt,18) der  Eigenthümer  des  Grundstückes  einfangen  kann, 
auf  welchem  sie  sich  anhängen.  Loi  v.  28.  Sept.  und  6.  Okt. 
1791.  tit.  1.  sect.  m.  Art.  5. 


15)  Ausserdem  gibt  es  für  einzelne  Arten  der  Seefischerei  (H&ringe, 
Stockfische,  Korallen)  besondere  Gesetze.  S.  Merlin,  Dalloz  nnd 
Favard  m.  peche. 

16)  6  Aber  die  Flnssfischerei :  Code  de  la  peche  fluviale,  avee  un 
commentalre  des  articles  de  la  loi  dn  25.  Avrll  1821).  Par  Bandrillart. 
1832.  II.  Vol.  12.  Proudhondn  dorn.  pnbl.  III,  888 ff.  IV,  1245 ff. 
Krit.  Zeitechr.  für  Rechtsw.  des  Auslandes  II.  p.  165.  P.)  Code  de  la 
peche  maritime.  Par  Hantefeuille.  1844.  Tratte"  de  la  p&che.  Par 
Rene  et  Liersel.    1866. 

17)  Vgl.  Über  das  Jagd-  uod  Fischereirecht  überhaupt :  Code  de  la 
chasse  et  de  la  peche.  Par  Rondonneau.  1826.  Tr.  genäral  des  eaux 
et  foröts,  chasses  et  peches.  Par  Baudrillart.  1821—31.  HI.  Vol.  4. 
Reoneil  chronol.  des  reglemens  forestiers  depuis  1515  jusqu'en  1846. 
Par  Herbin  de  Halle  et  Chevalier.  (Eine  chronologisch  geordnete 
Sammlung  der  Gesetze  etc.)    Durant.  IV,  275  ff.    Dal  los  m.  chasse. 

18)  Der  Eigenthümer  hat  also  das  Recht,  sie  auf  fremden  Grund 
und  Boden  zu  verfolgen,  jedoch  mit  dem  Vorbehalte,  dass  er  den  Scha- 
den, den  er  auf  dem  Grundstücke  verursacht,  zu  ersetzen  hat.  Tonil. 
III,  374.  Chavot,  tr.  de  propriete*  mobiliere.  1840.  T.  U.  n.  433.  8iehe 
oben  Anm.  12  a. 
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2.   Von  der  Beziehung  der  Früchte.*)    (Fructuum  per- 

ceptio.)1)    Erstattungspflicht  des  bösgläubigen 

Besitzers. 

§.  201. 

Dem  Eigenthümer  einer  Sache  gehören  in  der  Regel  auch 
die  Früchte ,  welche  die  Sache  trägt  oder  gewährt.  §.  195. 
Jedoch  machen  die  Gesetze  (Art.  549.  550.)  eine  Ausnahme 
von  dieser  Regel  zum  Vortheile  des  redlichen  Besitzers 
einer  fremden  Sache.9)  (In  so  fern  ist  die  fructuum  perceptio 
ein  besonderer  modus  acquirendi.)**)  Es  wird  nämlich  derblose 
Besitzer  einer  Sache,  (d.  i.  der,  welcher  die  Sache  eines  An- 
dern besitzt,  ohne  übrigens  durch  einen  gegen  den  Eigenthü- 
mer giltigen  Rechtstitel  zur  Beziehung  der  Früchte  der  Sache 
berechtigt  zu  sein,)  Eigenthümer  der  Früchte,3)  welche  die 
Sache  hervorbringt  oder  gewährt,  dadurch,  dass  er  die  Früchte 
von  der  Sache  bezieht,  (erhebt)  oder  dass  die  Früchte  als  von 


*)  P.)  Vgl.  oben  §.  195  Anm.  IIa.  §.  200  Anm.  8.  Allgemein  wird 
angenommen,  dass  dem  gutgläubigen  Besitzer  auf  die  Sachen,  die 
schon  die  Natur  von  Früchten  nicht  haben,  kein  Recht  zusteht,  dass  er 
z.  B.  den  Schatz  restituiren  muss,  sofern  ihm  nicht  der  Finderlohn  ge- 
bührt. Nur  Marcade  No.  2  zu  Art.  549  will  das  dort  gebrauchte 
Wort  -produits"  auf  diese  Dinge  ausdehnen.  S.  dagegen  Laurent  VI, 
205.    Aubry  et  Bau  IL  §.  206  Anm.  33. 

1)  *Hennequin  Tr.  de  legislation  I.  p.  210 ff.,  übersetzt  in  Rh. 
Ar  eh.  XXVII,  ft,  B,  3. 

2)  Man  hat  auf  die  Bedingungen  dieser  Erwerbungsart  nicht  etwa 
die  Artikel  2265-2269  (von  der  Ersitzung)  anzuwenden.  Sirey  XXVL 
H,  181. 

2  a)  R)  Art.  549  prevendiquett  gibt  zu  der  Kontroverse  Anlass,  ob 
er  auf  die  rei  vindicatio  zu  beschränken  oder  auf  die  Rescissjon,  actio 
Pauliania  direkt  oder  analog  auszudehnen  sei?  Für  Ersteres  Laurent 
VL  239 n. f.  Für  die  analoge  Ausdehnung  Aubry  et  Rau  IL  §.  206 
und  die  Jurisprudenz.  8.  unten  IL  §.  336.  Sonder-Bestimmungen  ent- 
halten Art.  856,  928,  958,  962,  1682.  Abgesehen  davon  sind  Art  549, 
550  auch  auf  den  Besitz  des  Erben  etc.  anwendbar.  Laurent  VI,  204. 
Dalloz  et  Verge*  zu  Art.  549  Anm.  1  u.  f.  S.  unten  IV.  §.  626  Anm. 
15  a.  Es  ist  dies  nicht  unbestritten,  da  Manche  lehren:  fr  actus  augent 
hereditatem.  Vgl.  oben  §.  155  und  besonders  4nn*.  2. 

8)  Fructus  tarn  extantes  quam  consumtos  suos  facit.  Delvinc. 
ad  Art.  549.  Vgl  §.  85.  J.  de  rerum  divisione.  1.  4.  §.2.  D.  fin.  regund.  — 
Fructus  tarn  naturales  quam  civiles.  Vgl.  Sir.  XXVII.  I,  100.  XXVIIL 
I,  409.  XXIX,  I,  13S.  •XLVIII,  II,  213.  -  Siehe  auch  Sirey 
JLVlj  1,  121. 
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ihm  bezogen  zu  betrachten  sind,8*)  vorausgesetzt,  dass  er  zu 
der  Zeit,  da  er  die  Früchte  bezog,  in  gutem  Glauben  oder 
der  redliche  Besitzer  (possessor  bonae  fidei)  der  Sache 
war;  dagegen  ist  der  blose  Besitzer  einer  Sache  verbunden» 
alle  die  Früchte,  die  er  erhoben  hat, 4)  dem  Eigenthümer  oder 
dem,  welcher  statt  des  Eigentümers  ein  Recht  auf  die  Früchte 
der  Sache  hat,  (z.  B.  dem  Nutzniesser,)  herauszugeben  und  be- 
ziehungsweise zu  ersetzen,  wenn  er  die  Sache  unredlich  be- 
sitzt oder  so,  wie  er  die  Sache  unredlich  zu  besitzen  an- 
fängt.4") (Der  Rechtsgrund  dieser  Erwerbungsart  ist,  dass 
ohne  dieselbe  das  Eigenthnmsrecht,  gegen  seinen  Zweck,  die 
vollkommenste  Bearbeitung  und  Benutzung  der  Sachen,  anstatt 
zu  befördern,  gefährden  würde.  Die  einzige  Bedingung  dieser 
Erwerbungsart  ist  der  gute  Glaube  des  Besitzers.)  Als  red- 
licher Besitzer  einer  Sache  ist  aber  der  zu  betrachten,  welcher 
die  Sache  kraft  eines  Rechtstitels  besitzt,  den  er  zur  Erwerb- 
ung des  Eigenthumes  an  der  Sache  für  hinreichend  erachten 
konnte4*)  und  bewandten  Umständen  nach  für  hinreichend  er- 


8a)  P.)  Vgl.  oben  §.  195  Anm.  19.  Demolombe  IX,  629.  Aubry 
et  Ran  II.  §.  206  Anm.  29  wollen  den  Art.  586  liier  ausschliessen  und 
nnr  die  fruetus  civiles  pereepti  dem  gutgläubigen  Besitzer  gewähren. 
Dies  widerlegt  Laurent  VI,  206.  Die  vor  dem  Beginne  des  Besitzes 
erzeugten  Früchte  augent  Patrimonium ,  excepto  successore  universali 
bonae  fidei.    Aubry  et  Bau  a.  a.  0.  Anm.  28.    Laurent  VI,  207. 

4)  Auch  die  fruetus  pereipiendos,  die  der  Eigenthümer  hätte  erheben 
können.  L.  62.  §.  1.  D.  de  B.  V.  —  *Nicht  aber  die  aussergewöhnliehen 
Früchte,  die  der  Besitzer  durch  seine  eigene  Industrie  hätte  erzielen 
können  oder  erzielt  hat.  Sir.  XLIII,  II,  511.  Eine  Meinung  geht  da- 
hin, dass  das  Gesetzbuch  die  Unterscheidung  zwischen  fr.  pereipiendis 
und  pereeptis  nicht  kenne,  dass  sie  auch  dem  alten  Bechte  unbekannt 
gewesen  sei,  und  dass  sie  folglich  aus  dem  Römischen  Bechte  nicht 
entlehnt  werden  dürfe.  Du  Caurroy  II,  98.  (Vgl.  Pothier,  Propr. 
386 )  Die  Unterscheidung  ist  aber  in  der  Natur  der  Bache  begründet 
und  würde  auch  ohne  das  Römische  Becht  zu  statuiren  sein.  P.)  Die 
Pflicht  zum  Ersätze  der  fruetus  pereipiendi  folgt  schon  aus  Art.  1882, 
1883  und  aus  den  dortigen  Principien  Demiset  sich  die  Frage  nach  dem 
Umfange  der  Ersatzpflicht.  Laur  ent  VI,  230.  Wegen  Verjährung  s. 
unten  Anm.  15. 

4a)  P.)  Die  Unredlichkeit  beginnt ,  sobald  der  Besitzer  gerichtlich 
oder  aussergerichtlich  Kenntniss  von  den  Fehlern  seines  Besitzes  erhält. 
Die  Zustellung  der  Klage  wird  nicht  immer  faktisch  mala  fldes  erzeu- 
gen, aber  rechtlich  hat  sie  diese  Wirkung,  weil  das  Urtheil  auf  jene 
Zeit  zurückwirkt.  S.  unten  Anm.  14.  Laurent  VI,  222.  Aubry  et 
Bau  II.  §.  206  Anm.  23,  24.  ,     . 

4  b)  P.)  Wer  wusentlioh  gegen  ein  verbietendes  Gesetz  handelt,  ist 
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achtet  hat.5)  Hiernach  sind  zwar,  was  die  vorliegende  Er- 
werbungsart betrifft,  alle  und  jede  Fehler,  welche  der  Rechts- 
titel des  Besitzers  hat  oder  haben  kann ,  sie  mögen  die  Form 
oder  die  Materie  des  Titels  betreffen,6)  zu  berücksichtigen, 
jedoch  so,  dass  sie  nur  in  Beziehung  auf  die  Redlichkeit  oder 
Unredlichkeit  des  Besitzers,  d.  i.  nur  in  Beziehung  auf  die 
Frage,  ob  der  Besitzer  diese  Fehler  gekannt  habe  oder  nicht, 
in  Betrachtung  zu  ziehen  sind,7)  ohne  dass  übrigens  zwischen 
einem  error  juris  und  einem  error  facti  zu  unterscheiden  wäre. *) 
Wenn  auch  in  Ansehung  dieser  Frage,  die  Vermuthung  für 
die  Redlichkeit  des  Besitzers  ist,9)  so  wird  doch  der  Richter, 
in  dessen  Ermessen  überhaupt  das  Urtheil  über  die  Redlich- 
keit oder  Unredlichkeit  des  Besitzers  gestellt  ist, 10)  schon  die 
Beschaffenheit  des  Fehlers,  mit  welchem  der  Titel  behaftet 
ist,  zu  beachten  haben,  so  dass  sich  der  Besitzer  auf  jene 
Vermuthung  nicht  berufen  kann,  wenn  sich  ihm  der  Fehler 
des  Rechtstitels  sofort  darbieten  musste. u)  Allemal  aber  ist 
bei  der  Beurtheilung  der  Redlichkeit  oder  .Unredlichkeit  des 
Besitzers  lediglich  und  allein  auf  den  Glauben  des  Besitzers 
selbst  und  auf  die  Zeit,  da  er  die  Früchte  bezogen  hat,  Rück- 


im  bösen  Glauben  and  daran  ändert  es  nichts,  wenn  er  es  mit  Zustim- 
mung des  wahren  Eigenthümers  thnt.  Pasicrisie  beige.  1870.  I.  S.  167. 
P  nebelt,  Zeitschr.  IL  S.  335.  L.  7.  C.  de  agric.  et  cens. 

5)  Z.  B.  der  heritier  apparent.  Sir.  XXXVII,  I,  581.  *XLVIII,  II, 
213.  LI,  II,  533.    Rh.  A.  XXV,  II,  A,  65. 

6)  Sir.  XX,  II,  127.  XXVI,  II,  181. 

t  7)  Also,  selbst  ein  absolut  nichtiger  Rechtstitel  kann  zur  Frucht- 
beiiehungr  hinreichen.  Bios  darauf  ist  Rücksicht  zu  nehmen,  ob  der 
Besitzer  in  errore  et  quidem  probabili  war.  Vgl.  Fälle  zur  Erläuterung 
bei  Sirey  XV,  II,  40.  XXVII,  I,  310.  XXXIV,  I,  78.  XXXV,  I,  529. 
*XLVH,  II,  565.  L,  II,  609.  —  *Die  Regeln  über  die  Ersitzung  sind 
auf  den  Erwerb  der  Früchte  nicht  schlechthin  anwendbar.  Marcad<« 
und  Du  Caurroy  Art.  550. 

8)  Sirej  XXIX,  II,  221.  *LI,  II,  533.  Rh.  A.  XXX,  I,  205.  XL  VI, 
I,  1.  —  (Irrig  wurde  die  Frage  anders  entschieden  bei  Sirey  XXXIV, 
H,  88.)  —  Vgl.  oben  §.  28.  P.;  Laurent  VI,  218.  219.  Dalloz  unter 
Proprio,  331.  Anders  die  franz.  Jurisprudenz.  Dalloz  a.  a.  0.  334 
u.flg.    Dalloz  et  Verge"  Art.  550  Anm.  58a. flg. 

9)  Durant.  IV,  358.  Jedoch  ist  diese  Vermuthung  nicht  aas  dem 
Art.  2268,  sondern  aus  der  Gunst  abzuleiten,  welche  der  Besitz  über- 
haupt für  sich  hat.  Sirey  XXVI,  II,  181.  XXX,  I,  94.  XXXI,  33. 
•XLVIII,  II,  218. 

10)  *Sir.  XLII,  I,  257. 

11)  *Sir.  XXXVIII,  II,  75.  XLII,  I,  541.  XLHI,  I,  149. 
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sieht  zu  nehmen.  Es  erwirbt  daher  z.  B.  der  Erbe  die  Früchte, 
die  er  von  einer  fremden  in  dem  Nachlasse  vorgefundenen 
Sache  bezogen  hat,  wenn  er  selbst  ftitulo  pro  herede)  in  gu- 
tem Glauben  war,  sollte  auch  der  Erblasser  die  Sache  unred- 
lich besessen  haben.18)  Dagegen  kommt  weder  dem  Erben 
noch  einem  andern  Rechtsnachfolger  der  gute  Glaube  des  vori- 
gen Besitzers,  z.  B.  der  des  Erblassers,  zu  statten. 18)  So  wie 
der  anfangs  redliche  Besitzer  wegen  Ausantwortung  der  Sache 
belangt  oder  gemahnt  wird  oder  sonst  (nach  dem  Erachten 
des  Richters)  mit  den  Fehlern  seines  Titels  bekannt  geworden 
ist , u)  kann  er  sich  von  nun  an  die  Früchte ,  die  er  bezieht, 
nicht  weiter  zueignen. ,6)  Art.  549.  550. 18)  —  Uebrigens,  wenn 
sich  der  Besitzer  einer  Liegenschaft  auf  die  Ersitzung  des 
Eigenthumes  (oder  des  Nutzniessungsrechts)  an  der  Liegen- 
schaft mit  Grund  berufen  kann,  so  ist  er  zur  Ausantwortung 
der  bezogenen  Früchte  schlechthin  nicht  verbunden.17) 

Wem  die  Früchte  von  einer  Sache  verbleiben,  hat  auch 
die  Kosten  zu  tragen,  welche  auf  die  Gewinnung  der  Früchte 
verwendet  worden  sind,  z.  B.   die  Kosten  der  Feldbestellung, 


12)  Delvinc.  ad  Art.  550.  Sir.  XL,  II,  488.  *XLI,  11,98.  XLVII, 
II,  564.  XLIX,  I,  125.  II,  139.  Henne  quin  II,  p.  229ff.  Marcade* 
Art.  550  n.  2.  —  S.  jedoch  ein  Urtheil  für  die  entgegengesetzte  Mei- 
nung bei  Sir.  XXVII f,  II,  131.  Coulon  III,  dial.  124.  *ProudhoD, 
dorn.  pr.  II.  551.  —  Vgl.  auch  unten  §.  616.  P.)  Gute  Vertheidigung 
der  Ansicht  von  Z.  bei  Aubry  et  Bau  II.  §.  206  Anm.  20. 

13)  Sir.  XXVIII,  II,  131. 

14)  Nicht  also  blos  durch  eine  Klage  (wie  nach  der  Ordonn.  vom 
J.  1539  Art.  94)  oder  durch  eine  anssergerichtliche  Mahnung  wird  der 
Besitzer  in  bösen  Glauben  versetzt.  Sondern  die  Frage,  ob  und  von 
welcher  Zeit  an  der  Besitzer  in  bösem  Glauben  gewesen  sei,  ist  schlecht- 
hin in  das  Ermessen  des  Richters  gestellt.  Tou liier  III.  75 f.  Da- 
rant.  IV.  362.  Sir.  VIII.  II,  116.  *XXXV1I,  I,  964.  -  v.  Hohnhorst, 
Jahrbücher  desOHG.  zu  Mannheim  III  151.  Jedoch  hat  allerdings  eine 
Klage  oder  Mahnung  am  entschiedensten  jene  Wirkung.  Sir.  X,  II,  363. 
XI,  II,  85.  -  S.  oben  Anm.  4a.  —  Besondere  Gesetze  bestehen  wegen 
der  Rechtssachen  zwischen  den  Gemeinden  und  ihren  vormaligen  Herren. 
Sir.  XXVI,  I,  387.  —  *Uober  den  Fall,  wo  zwei  verschiedene  Klagen 
gegen  den  Besitzer  angestellt  werden  s.  Sir.  LI,  II,  257. 

15)  Auf  die  Verjährung  des  Art.  2277  kann  sich  der  unredliche 
Besitzer  nicht  berufen.  Durant.  IV,  363.  *Sir.  XXXI,  I,  24.  P.)  8. 
unten  IV.  §.  774  b.  Anm.  15. 

16)  Vgl.  zu  diesen  Art.  überhaupt  Delvinc.  und  Durant.  IV, 
351ff.    P.)  Laurent  VI,  203 u.  f. 

17)  Durant.  XXI,  397. 
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der  Erndte.  (Fructus  non  intelUguntur  niri  deductia  üapenas.) 
Es  hat  daher  der  Eigenthümer  der  Sache  diese  Kosten  auch 
dem  unredlichen  Besitzer  zu  erstatten. 18)  Art.  548.  1381. 

3.    Von  der  Accession.    (Von  dem  Zuwachse.) 

§.  202. 

Im  Allgemeinen. 

Dem  Eigenthümer  einer  Sache  gehört  alles  das,  was  mit 
der  Sache  vereiniget  oder  ihr  einverleibt  wird.  Art.  551.  Die 
Accession  ist  diejenige  Vereinigung  einer  Sache  mit  der  an- 
dern, durch  welche  die  eine  Sache  das  Zubehör  der  andern 
wird.1)  Man  pflegt  die  Accession  in  die  natürliche,  in  die 
künstliche  und  in  die  zusammengesetzte  (accessio  naturalis  — 
industrialis  —  mixta)  einzuteilen,  da  jene  Vereinigung  durch 
die  Natur  oder  durch  Kunst  oder  auf  beiden  Wegen  zugleich 
geschehen  sein  kann.  Der  C.  c.  beobachtet  jedoch  bei  dem 
Vortrage  dieser  Lehre  die  Methode,  dass  er  zwischen  der  Ac- 
cession, welche  bei  Grundstücken,  und  zwischen  der  Accession, 
welche  bei  beweglichen  Sachen  statt  finden  kann,  unterschei- 
det. —  Art  551. 

§.  203. 

Von  der  Accession,  in  wie  fern  sie  bei  Grundstücken  statt  findet. 

Dem  Eigenthümer  eines  Grundstückes  gehören  1)  alle  die 
Baue,  Pflanzungen  und  Werke,  welche  sich  auf  der  Oberfläche 

18)  Daran t.  IV,  349.  Badische  Annalen  V,  S.  151  *Sir.  XXXIX 
I,  97.  P)  Art.  548  spricht  nar  exemplikativ,  nicht  restriktiv.  Dalloi 
anter  Proprio,  284.  Mit  Unrecht  schliesst  daher  Proadhon,  Domaine 
de  propriete"  II,  554  die  Steuern  and  Umlagen  aas.  Laurent  VI,  987. 
Dafür  spricht  auch  das  vorher  alleg.  Erkenntnis  des  K.H.  —  Aach  die 
Kosten  für  die  Unterhaitang  der  Sache  gehören  hierher,  wenn  sie  nüti- 
lich  oder  nothwendig  sind.  Laurent  VI,  238.  S.  unten  §.  218  Text 
vor  Anm.  11 

1)  Eine  Sache  ist  jure  accessionis  mein,  (vgl.  §.  170  nnd  §.  193«) 
und  eine  Sache  wird  jure  accessionis  mein,  —  sind  zwei  verschiedene 
Dinge.  In  den  §§.  202—204  ist  davon  die  Bede,  wie  eine  Sache  iare 
accessionis  mein  wird.  Der  C.  c  Deachtet  nicht  immer  diesen  Unter- 
schied. S.  Art.  546.  547.  P.)  Laurent  VI,  182.  -  Der  C.  o.  foljt 
in  der  Lehre  de  acquisitione  per,  accessionem  grösetentheils  dem  Hämi- 
schen Rechte. 
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des  Grundstückes  oder  im  Innern  desselben  befinden,  auch 
dann ,  wenn  diese  Anlagen,  (was  jedoch  im  Zweifel  nicht  zu 
vermuthen  ist,)  von  dem  Eigenthümer  mit  fremden  Materia- 
lien oder  von  einem  Andern  ohne  Wissen  und  Willen  des  Ei- 
gentümers gemacht  worden  sind.  (Accessio  per  inaedificatio- 
nem  vel  implantfttionem.)  Hat  der  Eigenthümer  des  Grund- 
stückes zu  diesen  Anlagen  fremde  Materialien  gebraucht,  so 
kann  der  Eigenthümer  dieser  Materialen  nur  die  Erstattung 
des  Werthes  und,  nach  Befinden,  Schadenersatz  verlangen,1) 
nicht  aber  die  Materialien  selbst,  wenn  und  so  lange  sie  mit 
dem  Grundstücke  ein  physisches  Ganze  bilden,*)  zurückfor- 
dern. **)  Hat  ein  Dritter  die  Anlagen  mit  seinen  Materialien 
gemacht,  so  hat  der  Eigenthümer  des  Grundstückes  diesem 
Dritten  nur  den  wegen  der  Anlagen  gehabten  Aufwand,  nach 
dem  im  555sten  Artikel  bestimmten  Massstabe, 3)  zu  vergüten. 
Auch  kann  der  Dritte,  welcher  die  Anlagen  gemacht  hat,  wenn 
er  nicht  in  gutem  Glauben  war,4)  angehalten  werden,  die 
Anlagen  auf  seine  Kosten  wegzuschaffen  und  den  Eigenthümer 
des  Grundstückes  nach  Befinden  zu  entschädigen.  6)  Uebrigens 


1)  Vgl.  Art.  577.  861.  862.  1381.  1673     P.)  Laurent  VI,  259. 

2)  Also  z.  B.  auf  die  res  per  destinationem  domini  immobiles 
der  Satz  nicht  anwendbar.    Maleville  ad  Art.  554.    Las 8 au  Ix  III, 


75.  Toullier  III,  126.   S.  auch  Brauer  ad  Art.  554.    P.)  Laurent 
VI,  26L 

2a)  P)  Laurent  VI,  260  bestreitet  das  Rückforderungsrecht  auch 
nach  Auflösung  des  Zusammenhanges.  —  Soweit  Art.  2279  nicht  ent- 
gegensteht, hat  Laurent  Unrecht.  Vergl.  Aubry  et  Bau  II.  §.  204, 
Anm.  5,  6.    Dal  los  unter  Propri&e,  408,  412. 

3)  Sir.  XXXVIII,  1,781.  XXXIX,  I,  537.  XL,  I,  ^.  —  *Pür  seine 
Forderung  steht  dem  Dritten  das  Retentionsrecht  am  Grundstück  zu. 
Sirey  XLI,  II,  453.  Marcadö  Artikel  555  n.  6.  PO  8.  oben  §.  184 
^nm.  6  P.)    Wegen  des  Nutzniessers  s.  unten  II.  §.  231  Anm.  4.  P.) 

4)  Zu  der  Zeit,  da  er  die  Anlagen  machte.  Duranton  IV,  376. 
P.)  Po t hier,  Dr.  de  propr.  -  Ausg.  Siffrein  Bd.  10  —  No.  351.  — 
Bona  et  mala  fides  richten  sich  nach  Art.  549,  also  nach  den  Grund- 
sätzen des  §.  201.  —  Laurent  VI,  263. 

5)  *  (Jeher  die  mangelhafte  Fassung  des  Art.  555  vgl  Harcadö 
und  Du  Caurroy  au  diesem  Artikel.  Nach  dem  letzten  §.  des  Art  555 
wurde  der  m.  f.  possessor  besser  gestellt  sein,   als   der  b.  f.  possessor, 


denn  nur  der  erstere  hat  stets  Anspruch  auf  Ersatz  der  Kosten,  gegen- 
über dem  letstern  gilt  das  Wahlrecht  des  Eigenthümers.  Indess  Regt 
darin,  dass  der  m.  f.  possessor  zur  Wegnahme  gezwungen  werden  kann. 


ein  Mittel  für  den  Eigenthümer,  denselben  statt  dessen  zur  Herabsetz- 
ung seiner  Forderung  für  die  Kosten  zu  nöthigen.    P.)  Dies  ist  offen- 
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versteht  es  sich  von  selbst,  dass  alle  diese  Sätze  nur  mit  Vor- 
behalt der  unter  den  Parteien  bestehenden  besonderen  Rechts- 
verhältnisse anwendbar  sind. 6)  Art  552 — 555.  7)  —  2)  Wenn 
ein  Strom  oder  wenn  ein  Fluss,  er  sei  schiffbar  oder  nicht, 
allmälig  und  unmerklich8)  sich  von  dem  eigen  oder  von  dem 
andern  Ufer  zurückzieht,9)  oder  an  das  eine  oder  an  das  an- 
dere Ufer  Land  ansetzt,  so  gehört  das  trockengelassene  oder 
das  angeschwemmte  Land10)  dem  Eigenthümer  des  Ufers,11) 

bai  ein  Fehler  des  Gesetzes  —  Laurent  VI,  262  S.  344  —  und  rührt 
daher,  dass  das  Ende  von  Art.  555  auf  Verlangen  des  Tribunats  hinzu- 
gefügt wurde.    Demolombe  IX,  673. 

6)  Z.  6.  wenn  ein  Mit  erbe  Anlagen  auf  den  zum  Nachlasse  ge- 
hörenden Grundstücken  gemacht  hat.  Sir.  XXXI,  I,  24.  XXXIX,  II, 
251.    P.)  Laurent  VI,  271—275. 

7)  Vgl.  zu  diesen  Art.  Toullier  III,  123  ff.  Duranton  IV,  3(59  ff. 
Lassaulx  Bd.  IL  Spangenberg  Bd.  IL  —  Die  Artikel  enthalten 
mehrere  Sätze,  die  nicht  in  die  Lehre  von  der  Erwerbung  durch  Acces- 
sion, sondern  in  die  von  dem  Gegenstande  des  Eigentbums  gehören,  in 
welcher  sie  auch  oben  §.  193  a  erläutert  worden  sind  —  Vergl.  oben 
Anmerk.  1. 

8)  Sir.  XXIX,  I,  437.  XLI,  II,  74.  Hennequin  I,  p.  286.  Pb. 
Dupin  in  der  Encyclop.  du  dr.  m.  Alluviou  n.  26.  S.  jedoch  Proudh. 
Dom.  publ.  IV,  1270.  Sir.XLIII,  I,  423.  P.)  Traite  du  droit  d'alluvion. 
Par  Chardon.  1840.  (Sehr  gut!)  *Es  macht  keinen  Unterschied,  wenn 
die  Veränderung  des  Stromlaufs  durch  Staatsbauten  im  Flusse  erzielt 
wurde.  Sirey  XL,  II,  29.  XL1I,  II,  74.  XLIX,  I,  614.  Daviel  280. 
P.)  In  Frankreich  ist  dies  feste  Jurisprudenz.  Laurent  VI,  283.  De- 
molombe X,  69.  Der  Anstösser  zahlt  dafür  eine  gewisse  Entschädi- 
gung. Gesetz  v.  16.  Sept.  1807.  —  Die  Regierung  legt  sich  aber  das 
Recht  bei,  den  Zeitpunkt  der  Benützung  des  neuen  Geländes  zu  bestim- 
men und  benutzt  es  inzwischen  selbst.  Dies  bekämpft  Marais  in  der 
Revue  crit.  1870.  S.  97.  Besteht  übrigens  der  Erfolg  der  Kunstbauten 
nicht  in  allmählifrer  Anschwemmung,  sondern  «.  B.  in  der  Trocken- 
legung eines  Flussarmes,  dann  findet  Artikel  556  keine  Anwendung. 
Puchelt,  Zeitschr.  IL  S.  152,  153.  Vgl.  Dalloz  unter  Propriete\  512 
und  Laurent  VI,  287  über  plötzliche  Anschwemmungen;  sie  geboren 
nach  Art.  539,  717  dorn  Staate  —  exe.  Art.  559. 

9)  Zurückzieht.  -  Vgl.  Sir.  XXVII,  I,  402.  XL,  II,  197.  Also  jus 
alluviouis  hat  nicht  dann  statt,  wenn  ein  Grundstück  eine  Zeit  lang  von 
einem  Flusse  überschwemmt  war  und  dieser  dann  wiedor  zurücktritt. 
Sir.  XXXIII,  I,  622.  XXXV,  I,  363.  Ueberhaupt  kommt  es  auf  den 
mittlem  Wasserstand  an.   Sir.  XL,  II,  29.   *L,  II,  273.  Daviel.  146 ff. 

10)  Wie  wenn  es  noeb  durch  einen  Faden  Wasser  vom  Ufer  getrennt 
ist?  Sir.  XXXVIII,  I,  794.  XL,  II,  29.  Lauren  t  VI,  285.  Demo- 
lombe X,  54.  55. 

11)  Des  Ufers.  —  Also  das  j.  alluv.  hat  nicht  statt,  wenn  zwischen 
dem  Grundstücke  und  dem  Flusse  ein  öffentlicher  Weg  liegt.  Chardon. 
n.  159.  Proudhon  du  domaine  public.  IV,  1271.  Sir.  XXXIII,  l 
36.  XXXVI,  I,  405.  II,  450.  8.  auch  Ebend.  XXVII,  I,  247.  Aber  der 
Leinpfad  thut  jenem  Rechte  keinen  Eintrag.   (Art.  650.)  Sir.  XXII,  H 
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jedoch  unter  der  Verbindlichkeit,  an  schiffbaren  Flüssen  einen 
Fuss-  oder  Leinpfad  zu  lassen.12)  Art.  556.  557. J3)  Vgl.  Art» 
650.  Auf  die  Ufer  des  Meeres,  oder  eines  Sees  n)  oder  eines 
Teiches  ist  diese  Erwerbungsart  (das  jus  alluvionis)  nicht  an- 
wendbar. I5)  Art.  557.  558. l6)  —  3)  Wenn  ein  Strom  oder 
ein  Fluss,  er  sei  schiffbar  oder  nicht,  ein  ganzes  Stück  Lan- 
des von  dem  einen  Ufer  plötzlich  abreisst  und  es  an  einer 
andern  Stelle  wieder  ansetzt,  so  kann  der  bisherige  Eigentü- 
mer des  abgerissenen  Landes  sein  Eigenthum  daran  fortdauernd 
geltend  machen,17)  jedoch  nur  in  Jahresfrist  von  der  Zeit  an 
gerechnet,  da  das  Land  abgerissen  und  wieder  angesetzt  wor- 
den ist,18)  es  wäre  denn,  dass  der  Eigenthümer  des  Grund- 
stückes, an  welches  das  Land  angesetzt  worden  ist,  noch  nicht 
davon  Besitz  genommen  hätte.    (Accessio  per  vim  fluminis.) 


32.  XXXIV,  II.  120.  P.)  Est sententia recepta.  Laurent  VI,  292.  Dal- 
loi  anter  Proprietät  472 ff.  486.  —  Wegen  der  Vertheilung  unter  meh- 
rere Anstösser  Aubry  et  Rau  II.  §.  203  Text  und  Anm.  20. 

12)  Sir.  XXII,  11,  32. 

13)  Die  Vorschrift  dieser  Artikel  ist  auch  dann  analogisch  anwend- 
bar, wenn  ein  Fluss  Erde  auf  ein  Grundstück  schwemmt  und  die  Erde 
nicht  mehr  von  dem  Grundstücke  gesondert  werden  kann.  Pothier  n. 
165.  Duraut.  IV.  417.  Proudhon  in  d.  a.  W.  n.  165. 

14)  Auch  dann  nicht,  wenn  der  See  Staatseigenthum  ist  Lassaulx 
III,  80.  A.  M.  ist  Maleville  ad  Art.  558. 

15)  Vgl.  über  die  Grenzen  eines  Sees  oder  Teiches  Lassaulx  HL 
80.  Garnier  tr.desrivieres.il,  118.  Sir.  XXXI.  1,394.  PJSir.  LH,  I, 
330.  LXVII,  I,  269.  S.  auch  (über  das  vorübergehende  Zurücktreten  einen 
Sees.)    Sir.  XI,  I,  312.  XXIX,  I,  490.  II,  457.  XLI,  I,  620.  821. 

16)  Vgl.  über  diese  Artikel  überhaupt:  Tr.  du  droit  d'alluvion.  Par 
Chardon.  1840.  Proudhon  du  domaine  public.  IV,  1264.  Tr.  des 
rivieres.  Par  Garnier.  (2  ddit.  1825—35.  III.  Vol.)  I,  78 ff.  *Dupin, 
Encyclop.  du  dr.  m.  Alluvion. 

17)  Palam  est,  partem  eam  tuara  permanere.  §.  21.  J.  de  rerum  di- 
vis.  Er  braucht  das  Land  keineswegs  wieder  an  die  alte  Stelle  zu  schaf- 
fen. P.)  Die  gegenteilige  Ansicht  entspricht  besser  dem  Gesetze  und 
ist  reeipirt  Anbry  et  Rau.  IL  §.  203  Anm.  22.  Laurent  VI,  297.— 
Er  hat  eben  so  wenig  dem  Eigenthümer  Entschädigung  zu  leisten.  Las- 
saulx HI,  85.  S.  jedoch  Art.  682  und  Daviel  153 ff.  P.)  And.  M. 
Demolombe  X,  112.  S.  dagegen  Aubry  et  Rau  IL  203.  Anm.  23. 
Laurent  VI,  299 

18)  Der  §.  2  des  Artikels  handelt  nicht  von  einer  Verjährung,  son- 
dern von  einer  Frist.  Man  wich  von  dem  §.  21.  J.  tit.  cit.  ab,  um  die 
Regel  bestimmter  su  fassen.  P.)  Laurent  VI,  298.  —  S.  jedoch  De- 
laporte  ad  Art.  559.  Lassaulx  III,  85.  —  lieber  Bergfälle,  s.  Ma- 
leville ad  Art.  559.  u.  Lassaulx  III,  84. 
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Art.  559. 18a)  —  4)  Wenn  sich  in  einem  Flusse, ,9)  der  schiff- 
oder  flössbar  ist  und  mithin  dem  Staat  gehört,  (§.  174.)  In- 
seln oder  Heger  bilden,  so  gehören  diese  dem  Staate;  ge- 
schieht dasselbe  in  einem  nicht  schiff-  oder  flössbaren  Flusse, 
so  gehören  die  Inseln  oder  Heger  10&)  den  Eigentümern  der 
Ufergrundstücke  in  dem  Verhältnisse,  dass  man  sich  den 
Fluss  der  Länge  nach  zwischen  diesen  Eigenthümern  gleich 
getheilt  denkt.80)  (Accessio  per  insulam  in  flumine  natam.) 
Art.  560.  561.  Wenn  jedoch  ein  Fluss,  er  sei  Staats-  oder 
Privateigenthum,  dadurch  eine  Insel  bildet,  dass  er  sich  einen 
neuen  Arm  macht,  so  verbleibt  das  eingeschlossene  Land  sei- 
nen bisherigen  Eigenthümern.  Art.  562.  —  5)  Wenn  ein  Fluss 
sein  bisheriges  Bette  mit  einem  andern  vertauscht,  so  gehört 
das  verlassene  Flussbette  den  bisherigen  Eigenthümern  des 
neuen  Flussbettes,  in  dem  Verhältnisse,  in  welchem  ein  jeder 
dieser  Eigenthümer  an   Grund   und  Boden  verloren   hat*1) 


18a)  P.;  „L'avulsion." 
-  19J  Dans  le  lit.  Daviel  130ff. 

19a)  P.)  Art.  550  sagt  „lies,  Hots,  atterissements."  Letzteres  hat 
der  K.  H.  —  Dalloz,  Kec.  1864,  I,  114  —  auf  Landbildungen  be- 
zogen, die  zwar  mit  dem  Ufer  zusammenhängen,  aber  den  Art.  556,  557, 
559  nicht  entsprechen.  Dies  bekämpft  Laurent  VI,  286  mit  Recht, 
weil  es  in  Art.  550  heisst  „dans  le  lit."  Vrgl.  übrigens  oben  Ann».  10 
am  Ende.   Ueber  Atterissement  gut  Grenoble  —  Sir.  LXXVII,  II,  225. 

20)  Der  Eigenthümer  der  Insel  hat  dann  wieder  das  jus  aliuvionis 
etc.  Vgl.  1.  56.  1.  65.  §.  3.  D.  de  acq.  rernm  dorn.  —  Die  accessio  per 
insulam  in  flumine  natam  ist  nicht  eine  acquisitio  per  accessionem. 
Sie  beruht  vielmehr  auf  einer  unmittelbaren  Folge  von  dem  Eigentbn- 
me  am  Flussbette.  S  §.  202.  Anm.  Troplong  de  la  prescr.  I,  145. 
A.  M  ist  Proudhon  in  d.  a.  W.  III,  933ff.  S.  auch  Sir.  XXXIV,  I, 
280.  Welches  ist  die  Breite  des  Flusses  an  einem  gegebenen  Punkte? 
Revue  de  legis).  IV,  302.  Ueber  das  Eigenthnm  am  Flussbette  Sir.  XL, 

I,  696.  XLI,  II,  362.  -  *üeber  die  Ausführung  der  Tbeilung  s.  Char- 
don  Ch.  6.  7.  Dupin  a.  a.  O.  38.  Gilbert  et  Devilleneuve.  Ta- 
ble generale  m.AUuvion  n.  45.  P.)  Laurent  VI,  294.  Aubry  et  Rau 

II.  §.  203.  Text  und  Anm.  30. 

21)  Eine  andere  Regel  enthält  das  Römische  Recht.  §.  23.  I.  eod. 
1.  7.  D.  de  acq.  rerum  domin.  P.)  Ueber  den  Grund  8.  Po t hier,  Tr. 
d.  d.  de  propr.  Ausg.  Siffrein  Bd.  10,  Nr.  160,  161,  164.  —  Wie  wenn  die 
Veränderung  des  Flussbettes  unter  der  Herrschaft  des  filteren  Rechts 
begonnen  hat,  aber  erst  unter  der  des  0.  c.  vollendet  ist?  Sir  XLI,  I, 
54.  —  Die  Dienstbarkeiten  und  Unterpfänder,  die  auf  den  Grundstücken 
des  neuen  Bettes  hafteten,  werden  auf  die  Grundstücke  des  alten  Bettes 
nicht  ipso  iure  übergehen.  Sir.  XV,  I,  100.  *Daviel  162  n.  7.  P.) 
Das  alte  Flussbett  ist  ein  Miteigenthum,  das  im  Falle  der  Unthnnlich- 
keit  der  Naturaltheilnng  versteigert  wird.  Demolombe  X,  165.  Die  In- 
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Art.  563.  —  6)  Tauben,  Kaninchen  oder  Fische,  welche  be- 
ziehungsweise in  das  Taubenhaus,98)  oder  in  das  Gehäge  oder  in 
den  Teich  des  Andern  übergehen,  gehören  dem  Eigenthümer 
des  Taubenhauses  etc.  wenn  sie  nicht  dahin  gelockt  worden 
sind.  »»)  Art.  564. ") 

§.  204. 

Von  der  Accession,  in  wie  fern  sie  bei  beweglichen  Sachen  statt- 
findet. ]) 

Unter  der  Accession,  welche  bei  beweglichen  Sachen  statt- 
findet, ist  begriffen:  1)  Der  Fall,  da  mehrere  bewegliche  Sa- 
chen, welche  verschiedene  Eigenthümer  haben,  zu  einem  Gan- 
zen in  der  Art  vereinigt  worden  sind,  dass  eine  jede  von  die- 
sen Sachen  einen  besondern  Theil  des  Ganzen  bildet;  (ad- 
junetio.)  Art.  566  —  569.  2)  Der  Fall,  da  Einer  die  Sache 
eines  Andern  in  eine  Sache  einer  andern  Art  verwandelt  hat;  *) 
(speeificatio.)  Art  570—572.  576.  3)  Der  Fall,  da  Sachen, 
welche  verschiedene  Eigenthümer  haben,  mit  einander  ver- 
mischt oder   vermengt  worden  sind  (confusio  et  commixtio.) 


sein  etc.,  welche  sich  darin  schon  früher  gebildet  hatten,  verbleiben  den 
bisherigen  Eigenthainero.  Sir.  LXVII,  II,  225.  Demolombe  X,  166. 
Ist  die  Ableitung  des  Flusses  etc.  in  das  nene  Bett  durch  Kunstbauten 
bewirkt  worden,  so  ist  Art,  563  nicht  anwendbar,  der  nur  von  den  Na- 
turkräften spricht,  und  jure  accessionis  erwerben  der  Staat  oder  die  An- 
stdsser  das  alte  Flussbett,  je  nachdem  es  ein  schiffbarer  oder  flossbarer 
Strom  ist  oder  nicht.'  Laurent  VI,  908.  Dal  los  Rec.  1860,  II,  128. 
Letzteres  ist  daraus  eu  rechtfertigen,  dass  Staat  und  Anstösser  die  Ei- 
genthümer des  Flussbettes  sind. 

22)  „Colombier  "  —  Ist  derSats  auch  auf  Taubenschläge  anwend- 
bar?   S.  Lassaulz  III,  82. 

23)  Sonst  ist  die  actio  doli  begründet.  Pothier  n.  167.  Merlin 
m.  colombier.  Lassaulz  III,  82.  P)  Ob  auch  die rei  vindicatio  oder  nur 
Entschädigung?    Dallos  unter  Proprio  No.  616.   Laurent  VI,  311. 

24)  Der  Art.  wird  auch  auf  ähnliche  Fälle  anwendbar  sein,  i.  B. 
wenn  sich  Wild  in  einen  Thiergarten  verläuft.  Durant.  17,  420.  P.) 
Dallos  unter  Proprio  620.  Vgl.  oben  §.  200  Anm.  12a. 


Wendung  kommen,  wenn  nicht  jenes  des  Art.  2279  entgegensteht,  also  bei 
ausnahmsweiser  Zulässigkeit  der  Vindication  oder  wenn  beide  Parteien 
wegen  der  betreffenden  Sache  in  Vertrags  Verhältnissen  stehen.  Laurent 
VI,  811.  Aubry  et  Ran  IL  8.  205  initio. 
2)  *Sir.  XLV,  II,  301. 
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Art.  573 — 575;  vorausgesetzt,  dass  in  allen  diesen  Fällen  die 
Veränderung  nicht  mit  Zustimmung  beider  Theile  statt  gehabt 
hat.  —  Der  C.  c.  stellt  für  die  gewöhnlicheren  Fälle,  die 
unter  diesen  drei  Arten  enthalten  sind,  besondere  Kegeln  auf,3) 
und  ermächtigt  zugleich  (Art.  565)  den  Richter  ausdrücklich, 
die  übrigen  nicht  gesetzlich  entschiedenen  Fälle  nach  der  Ana- 
logie der  entschiedenen  und  nach  den  Maximen  der  natürli- 
chen Billigkeit  zu  entscheiden.  —  Uebrigens  kann  der,  wel- 
cher die  Sache  eines  Andern  ohne  dessen  Wissen  und  Willen 
verarbeitet  oder  mit  einer  andern  Sache  vereinigt,  vermischt 
oder  vermengt  hat,  nach  Befinden  zu  Schadenersatz  verurtheilt 
werden.  Art.  577. 

4#    Von  der   Erwerbung    des   Eigenthumes   durch 
Verträge. l) 

P.)    Literatur. 

Das  neue  fr.  T  ransskript.-Ges.  v.  23.  März  1855  hat  eine  Menge  Schriften  her- 
vorgerufen. Vgl.  Aubryet  Bau  II.  §.  207  Änm  1.  So  z.B.  Fontaine 
de  Resbecq.  De  la  transmission  entre  vifs  de  la  propr.  fonc.  — 
1864.  Mo urion,  Trafre*  de  la  transcription  et  des  innovations,  in* 
trodaites  par  la  loi  du  23  niars  1855  en  inatiere  hypothecaire  1862. 
II.  Vol.  (Sehr  gut.)    Troplong,  Transcr.  en  mat,  hyp.  1864.   2.  ed. 

§.  205. 
Im  Allgemeinen.  —  Transskriptitn. 

Ein  Veräusserungsvertrag  ist  schon  für  sich  (und  ohne 
eine  Uebergabe2)  etc.)  hinreichend,  um  das  Eigenthum  an 
einer  Sache  von  der  einen  Partei  auf  die  andere  zu  übertra- 
gen. Jedoch  leidet  diese  Regel  zuvörderst  bei  beweglichen 
Sachen  eine  Modification ;  und  zwar  in  dem  Falle  des  Art.  1 141. 


8)  Erläntert  werden  diese  Kegeln  von:  Pothier  n.  180 ff.  Delvinc, 
ad  hunc  Art.  Durant.  IV,  430ff.  Lassaulx  III3  87 ff.  P.)  Laurent 
VI,  312-322.  Demolomhe  X,  182  u.  flg. 

1)  Unter  dieser  Erwerhungsart  ist  auch  die  Adjndicatio  begriffen. 
C.  de  pr.  Art.  739.    S.  jedoch  §.  207.  Anm.  6. 

2)  Daher  handelt  auch  das  Gesetzbuch  von  der  Uebergabe  nicht 
in  der  Lehre  von  den  Erwerbungsarten ,  sondern  in  der  Lehre  von  dem 
Kaufe  als  Vertragspflicht  und  Recht.  Art.  1604. 
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Vgl.  §.  180.  Anm.  *  undAmn.  5.  Sodann  aber  ist  zurUeber- 
tragung  des  Eigenthums  an  einer  Liegenschaft,  welche 
der  Gegenstand  eines  Unterpfandsrechtes  sein 
kann,3)  die  Transskription des  Erwerbungstitels  bald  schlecht- 
hin, bald  beziehungsweise  erforderlich. Sa)  1)  Schlechthin, 
bei  den  Liegenschaften,  welche  mittelst  einer  Schenkung  unter 
den  Lebendigen  erworben  werden ;  Art  939 ff.  2)  Beziehungs- 
weise d.  i.  um  das  erworbene  Eigenthum  in  Beziehung  auf 
die  von  den  vorigen  Eigentümern  sich  herschreibenden  Un- 
terpfänder zu  ergänzen,  bei  einer  jeden  Liegenschaft,  an  wel- 
cher Rechte  dieser  Art  erworben  werden  können.  Vgl.  §.  208. 
Hier  wird  die  Transskription  einstweilen  nur  in  so  fern  in 
Betrachtung  gezogen  werden,  als  sie  zu  dem  letzteren  Zwecke 
erforderlich  ist.  —  Es  besteht  aber  die  Transskription4) 
darin,  dass  die  Urkunde,  zu  Folge  welcher  eine  Liegenschaft 
erworben  worden  ist,  von  Wort  zu  Wort6)  in  ein  öffentliches 
Buch,  (das  man  das  Grundbuch  nennen  kann,)  von  einem 
Staatsbeamten  eingetragen  wird.6) 


8)  Also  nicht  blos  wenn  ein  Grundstück,  sondern  auch  wenn  die 
Nntzniessang  an  einem  Grundstücke  erworben  wird,  bedarf  es  besiehungs- 
weise  einer  Transskription.  Artikel  2118.  Anch  snr  Uebertragung  des 
Eigenthums  von  den  §.  109  zn  Ende  gedachten  Aktien  ist  die  Trans- 
skription erforderlich,  wenn  diese  Aktien  verliegenscbaftet  worden  sind« 
Grenier  tr.  des  hypoth.  I,  144.  164 f.  In  allen  diesen  Fallen  gelten 
von  der  Transskription  dieselben  Grandsatze. 

3a)  P.)  Die  Lehre  von  dem  Erforderniss  der  Transskription  ist  we- 
sentlich verändert  durch  das  Ges.  vom  23.  Man  1855.  8.  oben  §.  180 
Anm.  4  P) 

4)  Vergl.  über  die  Transskription,  die  (im  II.  Bde.  vor  §.  256  an- 
zuführenden) Schriften  über  das  Unterpfandsrecht  and  Merlin  sowie 
Dalloz  m.  transcription.  (Der  Verf.  dieses  Artikels  —  nicht  auch  der 
Zusätze  -  ist  Tarrible.) 

5)  Von  Woit  zn  Wort.  —  S.  jedoch  Troplong,  des  hypoth.  911, 
welcher  von  dieser  Regel  den  Fall  aasnimmt,  da  der  Akt  mehrere 
Käufe  enthalt.  Sir.  XXXIX,  11,342.  •XL,  II,  487.  -  *Es  ge.  ügt 
die  Transskription  desjenigen  Tbeils  der  Urkunde,  welcher  sich  auf  das 
in  Frage  stellende  Grundstück  bezieht.  P.)  Ueber  die  Formen  der 
Transskription  s.  unten  f.  207  und  Au bry  et  Bau  IL  §.  174 biß. 8. 66. 

6)  Die  Transskription  in  der  weiteren  Bedeutung  ist  die  wörtliche 
Eintragung  einer  Urkunde  in  ein  öffentliches  Buch  überhaupt.  Das 
Wort  in  dieser  Bedeutung  genommen,  kommen  noch  einige  andere  Fälle 
einer  Transskription  in  den  Gesetzen  vor.  8.  C.  de  pr.  Art.  677  ff.  7 19  ff. 
Pigeau  II,  207. 

ZaeharU,  Frans.  CirilracM.    6.  AoA.    L  35 
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fteechichte^er, Lehre  von  4er  Transikription.  *) 

Vor  der  Reyolution  wurde  nicht  nur  in  den  Ländern  dpa 
geschehenen  Rechts,  sondern  auch  in  dem  grösseren  Theüe 
der  Lander'  des  Gewohnheitsrechte  das  Eigentum  an  (Grund- 
stücken, {[sowie  nach  clem  Römischen  Rechte,)  einerseits  niqht 
schon  durch  die  Ibschliessung  eines  Veräusseningsvertrages, 
und  andererseits  schon  durch  die  Uebergabe  des  veräusserten 
Grundstückes  erworben.  Nur  in  einigen  Ländern  des  Gewohn- 
heitsrechte/in den  sogenennten  pays  de  nantissement,  (es  wa- 
ren die  nördlichen  Provinzen  des  Französischen  Reichs,  welqbe 
lange  Zr;it  zu  den  Niederlanden  gehört  hatten,)  bestand  der 
Grundsatz,  dass  ein  vollkommen  giltiges  Eigenthum  an  Grund- 
stücken, (ein  dominium  civile,)  allein  mittelst  einer  obrigkeit- 
lichen Belehnung,   (per  investituram  allodialem,)  welcher  von 
Seiten  des  bisherigen  Eigentümers  eine  Lehnsauflassi^ng  vqrans- 
gehn  musste,  erworben  werden  könne,  derselbe  Grundsatz  also, 
welcher,  altdeutschen  Ursprungs, ')  noch  jetzt  in  mehreren  deut- 
schen Staaten  Rechtens  ist 3)    Mit  diesem  Grundsätze  stand 
in  ^e^iben  Ländern  $in   eigentüimUchee  (dem  des  neuen 
flechte  ähnliches)  Hypothekensystem  in  Verbindung.    —  Die 
loi  vom  £1.  ^nun.  VH.  (<jlie  Hypothefcenordiiung  des  Zwischen- 
rechte) erhob  jenen  Grundsatz,  für  ^eichen  die  Erfahrung  zu 
spr^chfln  schien,  zu  einem  Grundsatze  des  gemeinen  Franzö- 
sischen Rechts,  jedoch  so,  dass  sie  an  die  Stelle  der  Beleh- 
nung, (gefi  nantissppent,)  di$  Tiwsskription  setzte.    Eben  so 
entlehnte  sie  aus  dem  Rechte  jener  Länder  den  Grundsatz  der 
P^blicitat  der  Unterpfänder.    Nach  der  loi  v.  11.  Brum.  VII. 
•  ging  daher  der  spätere  Käufer  einer  Liegenschaft  dem  frühe- 
ren vor,  wenn  er  eher,  als  dieser,  seinen  Erwerbungstitel  hatte 
transskribiren  lassen.4)    So  lange  ferner  der  Erwerber  einer 


1)  •Sobfiffner  IIL  &  828ff.  P.)  Aubry  et  Ran  II.  «.  207. 

2)  Yergl.  de  Weitpnaten  monanaenta  Chnbric»  in  pra&  ad  T. 
H.  ond  III.  T       K 

8)  Merlin m. nantissement.  P.)  Stobbe.  Die  Auflassung des Dent- 
•eben  Rechts.    Jahrbücher  für  Dogmatik.  Bd.  XII  (18« V  SlT187ft 
f)  Sir.  VI,  1,60.  XXI,  lf  12; 
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Liegenschaft  seinen  Titel  nicht  hatte  eintragen  lassen,  konnte 
noch  immer  von  den  privilegirten  und  hypothekarischen  Gläu- 
bigern des  bisherigen  Eigentümers  Inskription  auf  das  ver- 
äusserte Grundstück   genommen  werden,  ja  es  konnte  selbst 
bis  zur  Transskription  der  bisherige  Eigenthümer  noch  immer 
die  Liegenschaft  mit  Unterpfändern  belasten.  —  So  stand  die 
Gesetzgebung,  als  der  Code  civil  abgefasst  wurde.    Die  Sek- 
tion des  Staatsrates  für  die  Gesetzgebung  legte  dem  Staats- 
rate folgende  zwei  den  vorliegenden  Gegenstand  betreffende 
Artikel  vor:  Art.  91.  des  Entwurfes.    Les  actes  translatifs  de 
propriätä  qui  n'ont  pas  6t6  transcrits,  ne  peuvent  ötre  opposfo 
aux  tiers  qui   auraient  contractu  avec  le  vendeur  et  qui  se 
seraient  conform^s  aux  dispositions  de  la  presente.    Art.  92. 
La  simple  transcription  des  titres  translatifs  de  propriöte  sur 
le  registre  du   conservateur  ne  purge  pas  les  hypotheques  et 
Privileges  £tablis  sur  Timmeuble.    Offenbar  also  wiederholte 
sie,  (wie  auch  ein  Mitglied  der  Sektion  ausdrücklich  im  Staats- 
rate erklärte,)  das  System  der  loi  vom  11.  Brum.  VII.,  wenn 
schon  der  92ste  Artikel  des  Entwurfes  nicht  so  leicht  mit  dem 
91sten  zu  vereinigen  war.  Nach  einer  langen  Berathung  wurde 
jedoch  beschlossen,  que  la  transcription  ne  transfere  pas  k 
l'acheteur  la  proprio  lorsque  le  vendeur  n'ötait  pas  proprio 
taire,  also  das  System  der  loi  v.  11.  Brum.  VII.  verworfen.  Zu- 
gleich wurden  die  Art.  an  die  Sektion  zu  einer  neuen  Redak- 
tion zurückgewiesen;  worauf  der  91.   Artikel  des  Entwurfes 
gänzlich  gestrichen,  der  Art.  92.  (im  C.  c.  der  Art  2182.) 
aber,  da  er  schon  für  sich  den  Sinn  des  gefassten  Beschlusses 
sattsam  auszudrücken  schien,   blos  mit  einem  den  Sinn  dieses 
Beschlusses  noch  bestimmter  aussprechenden  Zusätze,  beibe- 
halten wurde.     Hiernach  kann  es.  kaum  einem  irgend  erheb- 
lichen Zweifel  unterworfen  sein,  (und  doch  ist  daran  gezwei- 
felt worden,)  dass  nach  dem  G.  c.  das  Eigenthum  an  einer 
Liegenschaft  schon  und  allein  durch  den  Vertrag  und  nicht 
erst  durch  die  Transskription  des  Titels   erworben  werde.**) 
Nur  über  die  Frage  konnte  man  mit  Grund  oder  doch  nicht 

4a)  P.)  Aubry  et  Bau  IL  9.207.  Anm.  8.   Moorion,  Exam.  da 
Comnwnt,  do  Troplong  II,  281  ff.  8.  824  «.  flf. 
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ohne  einen  Schein  des  Rechts  streiten  y  ob  nicht  wenigstens 
wegen  der  Privilegien  und  Unterpfänder,  welche  von  einem  äl- 
teren Dato  als  die  Veräusserung  wären,  auch  nach  der  Ver- 
ausserung  noch  und  bis  zur  Transskription  des  Erwerbungsti- 
tels eine  Inskription  auf  die  Liegenschaft  genommen  werden 
könne.  Ob  nun  wohl  auch  diese  Frage  —  nach  dem  C.  c.  — 
zum  V ortheile  des  Erwerbers  d.  h.  dahin  zu  entscheiden  sein 
dürfte,  da8s,  so  wie  der  Veräusserungsvertrag  abgeschlossen 
worden  ist,  auch  wegen  dieser  Privilegien  und  Unterpfander 
nicht  weiter  eine  Inskription  auf  die  Liegenschaft  genommen 
werden  könne, 5)  so  hat  doch  der  G.  de  proc.  Art  834  die 
Frage  anders  und  zwar  so  entschieden,  dass  wegen  dieser  Pri- 
vilegien und  Unterpfänder  auch  noch  nach  der  Veräusserung 
der  Liegenschaft  und  bis  zur  Transskription  des  Erwerbungs- 
titels, ja  noch  in  den  nächsten  14  Tagen  nach  der  Trans- 
skription Inskription  auf  die  Liegenschaft  genommen  werden 
kann.0) 

§.  207. 

Gesetzliche  Vorschriften  über  die  Bewerkstelligung  der  Transkription. 

Die  Transskription  geschieht  durch  den  Hypothekenbe- 
wahrer,  und  zwar  in  einem  jeden  einzelnen  Falle  durch  den 
Hypothekenbewahrer  desjenigen  Bezirkes,  in  welchem  die  Lie- 
genschaft sich  befindet. l)  Art  2181.  Die  Verrichtungen  und 
Verbindlichkeiten,  welche  diesen  Beamten  wegen  der  Trans- 
skription der  Erwerbungsurkunden  obliegen,  kommen  im  allge- 

5)  Für  diese  Meinung  hat  sich  auch  der  Gerichtsgebrauch  erklärt. 
Sir.  XIV,  I,  46.  XVIII,  1,  89.  XXV,  I,  178. 

6)  Vergl.  über  die  im  Paragraphen  berührten  Verhandlungen  und 
Streitfragen  Maie?,  u.  Persil  (regime  hypoth.)  ad  Art  2181  f.  Gre- 
uier  tr.  des  bjpoth.  II,  360 ff.  Battur  tr.  des  byp.  n.  546.  Merlin 
m.  inscr.  hypoth.  §.  4  u.  8.  Locre  esprit  du  C.  de  pr.  ad  Art  834. 
Bulletin  de  jurisur.  I,  25.  61.  U,  58.  153.  Biblioth.  du  barreau  181Ä 
1,  289.  Sir.  V,  1,  162.  XI,  II,  249.284.454  XII,  II,  217.  XIII,  IL  145. 
Jurmpr.  du  C.  c.  111,304.  VI,  338.  *Carre  et  Chauveau,  Loia  de  pr. 
c  qu.  24% bis.  Troplong.  Hypoth.  895 f.  P.)  Aubry  et  Hau  IL 
S.  283.  111.  §■  272  Text  und  Änm.  6. 

1)  Ist  die  Transskription  von  dem  inkompetenten  Beamten  geschehen, 
so  kann  und  muss  sie  von  neuem  durch  die  kompetenten  Beamten  be- 
werkstelligt werden.  S.  die  Entscheid,  des  Finantministers  vom  2& 
Sept.  1809. 
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meinen  mit  denen  überein,  welche  sie  wegen  der  Inskription 
der  Unterpfänder  auf  sich  haben.  Vgl.  Art  2196  ff.  und  un- 
ten §.  268.  —  Die  Transskription  kann  von  einem  Jeden  ver- 
langt werden,  welcher  bei  der  Transskription  des  Erwerbungs- 
titels auf  irgend  eine  Weise ,a;  rechtlich  betheiligt  ist  oder  von 
einem  der  dabei  Bethoiligten  irgend  einen  Auftrag  erhalten 
hat;8)  also  z.  B.  von  dem  Verkäufer  der  Liegenschaft,  von 
dem  Käufer,  von  den  Gläubigern  des  Verkäufers. 8)  S.  Arti- 
kel 2108.  —  Es  ist  in  die  Willkür  des  Erwerbers,  so  wie 
der  übrigen  Betheiligten  gestellt,  ob  sie  den  Titel  transskribi- 
ren  lassen  wollen  oder  nicht.  Auch  bestimmen  die  Gesetze 
nicht  eine  Frist,  binnen  welcher  die  Transskription  geschehen 
rauss  S.  jedoch  Art.  2183.  n.  2.4)  —  Sowohl  eine  Privat- 
Urkunde,  als  eine  öffentliche,  eignet  sich  zur  Transskription.5) 
—  Die  Transskription  kann  durch  keine  andere  Förmlichkeit 
ersetzt  werden.  Jedoch  sind  die  rechtlichen  Wirkungen,  welche 
das  Gesetz  mit  der  Transskription  des  Erwerbungstitels  ver- 
bindet, (§.  208)  nur  bei  denjenigen  Erwerbungen  von  der 
Transskription  abhängig,  welche  auf  dem  Willen  des  bisheri- 
gen Eigentümers  berahn,*)   alsdann  aber  ohne  Unterschied, 


la)  P.)  „Tonte  partie  interessäe."    Battur,  543. 

2)  Un  pouvoir  qnelconque,  selbst  ein  blos  wörtlicher  Auftrag,  wird 
genfigen.  Ine  tr.  ist  nur  un  acte  conservatoire;  sie  kann  dem  Erwerber 
nicht  schaden,  sondern  nnr  nfitien.  Tarrible  m  transcr.  g.  II.  n.  1. 
Battnr  des  hypoth.  n.  543.  —  Daher  gereicht  anch  die  Transkription, 
welche,  wenn  Mehrere  susammen  eine  Liegenschaft  erkauft  haben,  von 
Einem  der  Käufer  bewerkstelligt  worden  ist,  sogleich  den  übrigen  Käu- 
fern iura  Vortheil.    Troplong  des  hypoth.  n.  910. 

3)  lieber  den  Fall,  wenn  die  Liegenschaft  von  Mehreren  zugleich 
erworben  worden  ist,  s.  die  Instr.  des  Grossrichters  vom  17.  Mär*  1809. 
Sir.  IX,  II,  166.  Persil  in  d.  a.  W.  ad  Art.  2181.  ?182  n.  14.  15. 
Orenier  des  hyp.  II,  369.    Troplong  ib.-9t0. 

4)  Tarrible  m.  transcript,  ft.  IL  n.  3.  Battur  n.  544. 

5)  GA.  des  8tB.  t.  2.  Mai  1805.  Grenier  in  d.  a.  W.  II,  539.  P.) 
Selbst  die  Transskription  einer  Abschrift  genfigt,  sofern  sie  mit  dem 
Original  fibereinstimmt.    Plaudin,  Transcr.  I.  795,  796. 

6>  Also,  der  gerichtliche  Zuschlag  (das  Adjudikationsurtheil),  wenn 
die  Liegenschaft  auf  Betreiben  der  Gläubiger  versteigert  worden 
ist  (sur  ezpropriation  forcee),  ist  unter  der  Regel  nicht  begriffen.  Vgl. 
unten  §.  293.  Wohl  aber  frehoreo  unter  die  Regel  die  Fälle,  da  die 
Liegenschaften  eines  Minderjährigen,  eines  Abwesenden  etc.  versteigert 
worden  sind,  ungeachtet  das  Gesetz  auch  für  diese  Versteigerungen  ge- 
wisse Formen  vorschreibt  Vgl.  §.  350.  Battur  n.  549.  —  Auch  eine 
Theilnngsurkunde  braucht  nicht  transskribirt  in  werden.    Denn  sie  jst 
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die  Erwerbung  mag  kraft  eines  Vertrages  oder  kraft  eines 
Vermächtnisses  geschehn, 7)    sie  mag  bedingt  oder  unbedingt 
sein.8)    Es  genügt  aber,  wenn  der  Erwerber  den  Titel  sei- 
ner Erwerbung  transskribiren  lässt,  sollten  auch  die  vorigen 
Eigenthümer  ihre  Titel  nicht  haben  transskribiren  lassen.9) 
—  Verfahren:   Der,  welcher  auf  die  Transskription  anträgt, 
hat  die  Erwerbungsurkunde ,   sei  es  in  der  Urschrift  oder  in 
einer  gehörig  beglaubigten  Abschrift,  bei  dem  Hypothekenbe- 
wahrer einzureichen.  Hierauf  hat  der  Hypothekenbewahrer  den 
Eingang  der  Urkunde  in  seinem  Tagebuche  anzumerken,   in 
welchem  von  ihm  alle  Eingaben  überhaupt,  (Erwerbungstitel 
oder  Hypothekenanzeigen,)  Tag  für  Tag  und  unter  fortlaufen- 
den Zahlen  anzumerken  sind.    Der,  welcher  auf  die  Trans- 
skription angetragen  hat,  erhält  auf  Verlangen  ein  Bekennt- 
niss  über  das  Anbringen  und  die  Eingabe  mit  Bemerkung  der 
Zahl  und  des  Datums,  unter  welchen  beides  im  Tagebuche 
aufgeführt  ist  Dieses  Bekenntniss  wird  auf  Stempelpapier  ge- 
schrieben« Die  Transskription  *»)  selbst  muss  in  möglichst  kur- 
zer Frist  in  das  dazu  bestimmte  öffentliche  Buch,  (in  das  Grund- 
buch,) und  in   derselben  Ordnung  und  unter  demselben  Dato 
geschehn.    Der  Hypothekenbewahrer  darf   die  Transskription 
unter  keinem  Vorwande  verweigern.    Art.  2181.  2196—2203. 
Die  Kosten  der  Transskription10)  trägt  der  Erwerber,  wenn 
die  Parteien  nicht  ein  Anderes  unter  sich  festgesetzt  haben. 
Jedenfalls  hat  sie  derjenige  vorzuschiessen,  der  auf  die  Trans- 
skription anträgt.  Art  2155. 


keine  Erwerbungsurkunde.  Pothier  deehypoth.  Ed.  de  Hutteau. 
I»  289.    VgL  oben  §.  197. 

7)  Denevers.  1810.  S.  p.  46. 

8)  Grenier  in  dem  a.  W.  I,  168. 

9)  Sir.  VII,  L  295.  XIY,  L  46.  A.  M.  Tarrible  a.  a,  0.  Bat- 
lll  n*ß»,?et*t  dieBediuffunff  hinzu,  dass  der  Erwerbungeakt  auch  die 
früheren  Eigenthümer  und  Veräusserungen  enthalten  muss;  so  auch 
Troplong  des  hjpoth.  n.  913.  Grenier  II,  865.  (Auf  jeden  Fall  ist 
diese  Meinung  als  eine  Kautel  zu  beachten.) 

9a)  P.)  Ueber  den  Inhalt  s.  oben  §.  205  Aura.  5. 

10)  üeber  den  Betrag  dieser  Kosten  s.  die  loi  rom  22.  Brum.  Vü, 
m^l^tJ?06»  ▼omA15A  Nojember  1808,  ?om  28.  August  1816.    Art 
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Von  den  rechtlichen  Wirkungen  der  Trantskription.  •) 

DieErwerbung  desEigtnthninös  an  einer  Lie^ 
genechaft  hängt  keines  weges  von 'der  Tran'sskrip* 
tion  der  Erwerbungsurkundeab,  und  umgekehrt; 
die  Tränsskriptiop  dieser  Urkunde  ist  noch  kei- 
neswegs hinreichend,  ufla  daä  Eigenthum  an  der 
Liegebdehaft  zu  erwerben,  sondern  die  Erwerbung*1 
des  Eigenthumes  an  einer  Liegenschaft  beruht 
schlechthin  ujid  alleinauf  dem  Titel  der  Erwer- 
bung.' Art  2182  Mithin:  1)  Wer  das  Eigfenthum  an  einer 
Liegenschaft  kraft  eines  rechtmässigen '  Titels  erworW  hat, ' 
kann  dieses  sein  Eigenthum  gegen  einen  jeden  Dritten  (z.  B, 
mittelst  einer  rei  vindicatio  oder  der  actio  confessoria)  geltend 
machen,  und  ebeh  so  die  Mängel  oder  Fehler  seines  Titels 
durch  Ersitzung  ergänzen,  (est  in  '  conditione  uducapiendi,)  ' 
sollte  er  auch  seinen  Titel  nicht  haben  transskribiren  lassen.1) 
S.  jedoch  Art.  2180.  2J  Er  kann  sein  Eigenthum,  wenn  schon 
der  Titel  noch  nicht  transskribirt  worden  ist,  namentlich  auch 
gegen  diejenigen  geltend  machen,  welche  nach  ihm  von  sei- 
nem Gewahrsmänne  oder  von  wejjdn  seines  Gewährsmaniies 
ein'  Recht  an  der  Sache  erworben  habeiL  Es  kaiin  aWo;  fe.  B: 
so  wie  ein  Grundstück  verkauft  wdrden  ist,  der  Verkäufe** 
nicht  weiter  eine  Dienstbarkeit  oder  ein  Unterpfend  an'  dtib 
verkauften  Grundstücke  bestellen, •)  und  eben  so  wenig  erstreckt 
sich  auf  diefsetf  Grundstück  ein  ga»tzHch&s  oder*'  gerichtliches^ 
Unterpfand  an  den  Liegenschaften  des  Verkäufers,,  wenn (im 
von  einem  späteren  Dato,  ata  der  Kauf  ist  Feniör:  WejuT' 
der  Verkäufer  dad&lbe  Grünästtiöt  später  'nocii  einem  Andern 


OTJ   ©l   ABU    XX.   g.    2U«J.    Q.   OL0. 

1)  Merlin  m.  prescript.  Beet.  I.  g.  5.  Art.  1.  PUnk  von te Ver- 
jährung. S.  47. 

2)  Duraot  X,  439. 
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yerkaoft  und  selbst  diesen  in  Besitz  gesetzt  hat,  so  kann  den- 
noch der  frühere  Käufer  gegen  den  späteren  die  Vindikations- 
klage anstellen,  sollte  auch  nur  der  Beklagte  und  nicht  der 
Kläger  seinen  Titel  haben  transskribiren  lassen.  s)to)  3)  Der, 
welcher  eine  Liegenschaft  erworben  hat,  kann  schon  vor  der 
Transskription  von  einem  Jeden,  (z.  B.  von  den  hypothekari- 
schen Gläubigern,)  als  Eigenthümer  belangt  werden  4)  Er  kann 
sich  dagegen  nach  geschehener  Transskription  nicht  schon  mit 
der  Einrede  decken,  dass  er  seinen  Titel  habe  transskribiren 
lassen. 5) 

Die  Transskription  des  Erwerbuagstitels  hat 
die  Wirkung,  dass  sie  das  Eigenthum  an  den  Lie- 
genschaften, welche  der  Gegenstand  eines  Un- 
terpfandsrechtes sein  können,  in  gewissen  Be- 
ziehungen allererst  vervollständiget  oder  zu  ver- 
vollständigen gestattet.  Es  kann  nämlich  der  Erwer- 
ber einer  solchen  Liegenschaft  diese  so  lange  nicht  von  den 
auf  derselben  haftenden  Unterpfandern  frei  machen,  auch  so 
lange  nicht  verhindern,  dass  Unterpfänder  die,  ehe  die  Lie- 
genschaft auf  ihn  übergegangen  ist,  an  derselben  erworben 
worden  sind,  auf  sie  eingetragen  (inskribirt)  werden,  als  er 
nicht  seinen  Erwerbungstitel  hat  transskribiren  lassen.  —  Vgl 
Art  2181  ff.  G.  de  pr.  Art.  843.  und  unten  §.  293  ff.  S.  auch 
Art  2180.  2198.  (Diese  Artikel  enthalten  noch  zwei  andere 
rechtliche  Wirkungen  der  Transskription.) 


8)  8ir.  Xu,  II,  177.  •Unter  mehrerei  Käufern  entscheidet  nur  das 
Alter  der  TiteL   Eh.  Arch.  XXXI,  I,  43. 

.     **2J?J  AMül  die8eB  T<>rbehaltlich  der  Regeln  über  den  Beweis  i.  B. 
Art  1828.   Vgl.  oben  8.  180  Text  vor  Anm.  4. 

w  4)  Grenier  des  bypoth.  II.  346.    Sir.  X,  IL  374.    JuriBpr.  da  C. 
e.  IX,  280. 

5)  Es  kann  also  ein  Krwerbungsvertrag,  welcher  transskribirt  wor- 
den ist,  aus  denselben  Gründen  angefochten  werden,  ans  welchen  er. 
nicht  transskribirt,  angefochten  werden  könnte.  Grenier  tr.  des  by- 
poth II,  368.  Merlin  qu  m.  expropr  forcee.  §.  1.  2.  8ir.  IX,  I,  208. 
•Dasselbe  gilt  für  die  Auflösungsklage  des  Verkäufers ;  der  Drittbesitter 
wird  durch  die  Transskription  seines  Titels  nicht  dagegen  geschütst. 
Eh.  Arch.  XXIII,  I,  78.  ^§ 
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5.    Von  der  Ersitzung. 

Art  2219  —  2281.  —  Hauptquelle,   das  römische  Recht. 

—  TraitiS  de  la  prescription  qui  r&ulte  de  la  possession. 

—  Ausg  Siffrein.  Bd.  10  S.  346  u.  flg.  Par  Pothier 
v Diese  Schrift  handelt  von  der  Ersitzung;  von  der  Verjäh- 
rung handelt  derselbe  Vf.  in  seinem  traitö  des  Obligation*.) 

—  Traitä  des  prescriptions.  Par  F.  J.  Dunod  de  Char- 
nage.  III.  Ed.  1753.  4.  Le  nouveau  Dunod  ou  traitä  des 
prescriptions  de  cet  auteur,  mis  en  concordance  avec  la  16- 
gislation  actuelle.  Par  J.  B.  Delaporte.  1810  (Eine  sehr 
mittelmässige  Umarbeitung  des  Dunod'schen  Werkes!)  — 
Die  Lehre  von  der  Verjährung  nach  den  Grundsätzen  des 
Franz.  Civilrechts.  Von  W.  Planck.  Auch  unter  dem  Ti- 
tel: Abhandlungen  über  Gegenstände  des  Franz.  Civilrechts. 

1.  Bd.  1.  Abtheil.  Gott  1809.  (Besonders  die  Lehre  von 
der  Ersitzung  ist  in  dieser  Abh.  gut  ausgeführt.)  —  Traite 
des  prescriptions.  Par  F.  A.  Vazeille.  Par.  1824.  2.  edit 
Von  Clermont-Ferrand.  1832.  II  Vol.  (Die  zweite  Aus- 
gabe dieses  schätzbaren  Werkes  enthält  viele  Zusätze  und 
Verbesserungen.)  -  De  la  prescription.  Par  Tropion g  4. 
6d.  1857.  II.  Vol.  *Dictionnaire  des  Prescriptions  en  ma- 
ttere civ.  comm.  et  crim.  Par  Bousquet  1838.  Repertoire 
gäneral  ou  Dictionnaire  des  temps  lcgaux.    Par  Souquet. 

2.  6ä.    1846.    II.  Vol    4.    P.)  Commentaire-Traite   de   la 

Srescription.    Par  Marcadä   6.  6d.  1867.    Nouveau  traitä 
e  la  prescription  en  mattere  civile.   Par  Leroux  de  Bre- 
tagne 1869.  II.  Vol. 

§.209. 

Einleitung  in  diese  Lehre. 

Die  Verjährung  in  der  weiteren  Bedeutung  des 
Worts,  ist  ein  Mittel,  bald  eine  gemachte  Erwerbung  durch 
einen  mit  den  gesetzlichen  Eigenschaften  bekleideten  Besitz 
des  erworbenen  Gegenstandes  nach  Ablauf  einer  bestimmten 
Zeit  endgiltig  zu  bestätigen,  bald  sich  von  der  Erfüllung  einer 
Verbindlichkeit  aus  dem  Grunde  zu  befreien,  weil  die  Ver- 
bindlichkeit nicht  in  der  gesetzlich  bestimmten  Zeit  mittelst 
einer  Klage  geltend  gemacht  worden  ist l)  Art.  2219.  —  Die 


1)  Troplong  de  la  preecr.  (überall,  wo  Troplong  &  209—217. 
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Verjährung  in  dieser  Bedeutung  begreift  unter  sich  theo«  die 
Ersitzung,  (die  usucapio,)  d.  i.  die  endgiltige  Bestätigung 
des  an  einer  Sache  erworbenen  (jedoch  der  Entwehrung  unter- 
worfenen) Eigenthumes  oder  einer  Dienstbarkeit  mittelst  eines 
rechtmässigen  eine  bestimmte  Zeit  lang  fortgesetzten  Besitzes, 
theils  die  Verjährung  in  der  engeren  Bedeutung,  (die 
praescriptio  in  der  eigentlichen  Bedeutung,)  d.  L  die  Einrede, 
welche  einer  Klage  aus  dem  Grunde  entgegengesetzt  werden 
kann ,  weil  diese  erst  nach  Ablauf  einer  gewissen  Zeit  abge- 
stellt worden  ist.1)  Die  erstere  pflegt  auch  die  erwerbetidte 
und  die  letztere  die  befreiende  Verjährung  genannt  zu 
werden.  (Praescriptio  acquisitiva,  extinctiva.)  —  Beide,  die 
Ersitzung  und  die  Verjährung  sind  von  einander  wesentlich 
verschieden.  (Z.  B.  die  Ersitzung  bezieht  sich  nur  auf  das 
Eigentumsrecht  an  Sachen  und  auf  Dienstbarkeiten;  der' Ver- 
jährung sind  die  Klagen  überhaupt  unterworfen.  Durch  die 
Ersitzung  wird  eine  gemachte  Erwerbung  in  einer  jeden  Be- 
ziehung bestätigt,  usucapio  prodest  tarn  ad  agendum  quam  ad 
excipiendum;  die  Verjährung  ist  nur  ein  Vertheidigungsmittel, 
nur  eine  Einrede  Der  Rechtsgrund  der  Ersitzung  ist  das 
.  rechtliche  Interesse  des  Eigenthumes  an  Sachen:  der  Rechts- 
grund der  Verjährung  das  rechtliche  Interesse  des  Eigenthumes 
am  Vermögen.)8)    Gleichwohl  hat  der  G.  c,  verleitet  durch 


angeführt  wird,  ist  diese  Schrift  gemeint),  n.  94.  —  Die  Geschichte 
dieser  Lehre  s.  hei  De  ms.  n.  15  ff.  P.)  Marcadl,  Presoription  (wegen 
des  Citirens  gilt  das  über  Troplong  Gesagte)  No.  1  su  2219  über  die 
Bedentang  des  Wortes  prescription. 

2)  Die  Ersitzung  ist  nicht  eine  Erwerbungsart.    Sie  setst  vielmehr 
schosv  eine  Erwerbung  Toraas.    (Sie  ist  nar  eine  adjcctio  flominii  L 
S.  D.  de  nsncap.  et  usurp.)  Sie  hst  nar  den  Sinn  and  Zweck,  eine  schon,' 
gemachte  Erwerbung,  wenn  nnd  in  wie  fern  diese  nur  beziehungsweise 
giltig  ist,  schlechthin  giltig  zu  machen.  Daher  hat  sie  aueh  (s.  Trop-1  * 
long  n.  826)  rückwirkende  Kraft.  —  Eine  jede  Erwerbung  kann,  da«  , 
mit  sie  endgiltig  sei;   der  Ersitzung  bedürfen.    Denn  allemal  kann  sieh 
noeh  ein  alterer  Eigeathümer  melden.    Und  eine  jede  Erwerbung  Be- 
darf m  jenem  Zwecke  der  Ersitzung,  wenn  nnd  in  wie  fern  sie  nic>t 
in  Besiehung  auf  einen  jeden  Dritten  giltig  ist    Es  gibt  in  der  Thai 
nur  einen  emsigen  Beweis  des  Eigenthumes,  den,  welcher  durch  4ea;" 
Beweis  der  Ersitzung  geführt  wird.-    S.  jedoch  Art.  6279.  P.)  VgL\obea  • 
§.  199  am  Ende.  —  Mit  Unrecht  and:  M/Maroadtf,  2. ' 

8)  Po t hier  tr.  des  oblig.  n.  654.  688.    Merlin  m.  prewr.  8eetr 
I.  |.  JL.  Plan«  §.  8. 
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d%s  Ansehen  der  Justinianeisch-Römischen  Gesetesflgaalrogp 
welcher  er  überhaupt  in  dieser  Lehre  folgt,  beide  nicht  von 
einander  im  Vortrage  getrennt.4)  Jedoch,  nach  dem  Plane 
dieses  Handbuchs  kann  und  wird  hier  nur  von  der  Ersitzung 
des  Eigenthumes,  —  (des  Eigenthumes  an  Grundstücken,  8. 
Art  2279.  und  oben  §.  181.)  —  die  Rede  sein.  Jedoch  sind 
die  gesetzlichen  Vorschriften,  welche  sowohl  von  der  Ersitzung 
als  von  der  Verjährung  gelten,  gleich  hier  §.  210—214.  an* 
zuführen  und  zu  erläutern. 

Man  verwechsle  übrigens  nicht  die  Verjährung .  1)  mit 
dejr  Versäumniss  an  einer  Frist6)  (La  döchöance«) 
Eq  ist  nämlich  eine  Frist  (dälai)  ein  Zeitabschnitt,'  während 
dessen  man  ein  gewisses  Recht  allein  ausüben  kann  und  das- 
selbe auszuüben  hat,  unter  der  Verwarnung,  dass  man  widri- 
genfalls .  von  diesem  Rechte  nicht  weiter  Gebrauch  machen 
könne.  Eine  Frist  kann  entweder  von  dem  Gesetze  gesetzt 
sein,  (s.  z.  B.  Art.  2185.)  oder  durch  einen  Vertrag  (s.  z.  B» 
Art.  1660.)  oder  von  dem  Richter  (s.  z.  B.  Art.  1184)  ge- 
setzt werden.  *)  Die  .Versäumniss  an  einer  Frist  unterscheidet 
sich  von  der  Verjährung  nun  so:  a)  Eine  Frist  läuft  gegen 
einen  Jeden,  also  auch  gegen  diejenigen,  (s.  Art*  2252.)  ge- 
gen welche  die  Verjährung  nicht  läuft. 7)  b)  Der  Rechtenach- 
theil,  welcher  mit  der  Versäumniss  an  einer  Frist  verbunden: 
ist,,  tritt  in  der  Regel  von  Rechtswegen  (ipso  jure)  ein8)  Da*, 
gegea  kann  der  Richter  die  Einrede  der  Verjährung  nur  unter 
der,  Bedingung  berücksichtigen,  dass  sie  von  dem  Beklagten» 


4)  Das  hat  zu  manchen  Zweifeln  über  den  Sinn  und  die  Anwend- 
barst einzelner  Artikel  Veranlassung  gegeben.  8.  s.  B.  Art.  2229  und 
■u  diesem  Artikel  Merlin  m.  prescription  Sect  I,  §.  V,  Art  8.  n.  1. 
8.  auch  Art.  2257.    P.)  Sir.  LXH,  I,  1076. 

5)  Eine  Art  dieser  Versäumniss  ist  la  Peremption  d'instance,  das 
Erloschen  einer  Instans.  Vgl.  den  0.  de  pr.  Art.  397 ff.  Troplongn. 
27  n. f.  P.)  Troplong  würdigt  gut  den  Unterschied  s wischen  prescript. 
und' decbeance  (Folgen  des  Ablaufe«  einer  Nothfrist).  Vgl.  Aubry  et 
Kau  §.  771  No.  8.  —  Der  C.  o.  selbst  scheint  nicht  immer  diesen  un- 
terschied zu  beachten.  8.  Art  880.  §  1. 

6)  Nicht  genugsam  wird  dieser  Unterschied  beachtet  von  Dura  st. 
XXI,290ff. 

7)  Vaaeille  n.258ff.  Troplong  n.  27.1088.  Sir.  XXII;  II,  864. 

8)  Troplong  n.  27.  —  In  der  fiegel,  d.  i.  mit  Vorbehalt  der  ge- 
setzlichen Ausnahmen.  S.  s.  B.  den  0.  de  pr.  Art  21&  229. 
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vorgeschützt  worden  ist.9)    Art.  2223.    c)   Auf   die  Einrede 
der  Verjährung  kann  man,  nach  vollendeter  Verjährung,  jeder- 
zeit Verzicht  leisten.  Art.  2220.    Dagegen  gibt  es  Fälle,  in 
welchen  der  mit  der  Versäumniss  an  einer  Frist  verbundene 
Rechtsnachtheil  selbst  nicht  durch  die  Einwilligung  der  Gegen- 
partei abgewendet  werden  kann.10)  —    Abgesehen  von  diesen 
Unterschieden,10*)  welche  zwischen  der  Versäumniss  an  einer 
Frist  und  zwishen  der  Verjährung  eintreten,  können  jedoch  die 
von  den  letzteren  geltenden  Grundsätze  allerdings  auf  die  er- 
stere  angewendet  werden  n)  —   Eben  so  wenig  darf  man  die 
Verjährung  2)  mit  dem  Verluste   eines  Rechts  durch 
den  Nichtgebrauch  (per  non  usum)   verwechseln.  ,f|     In 
der  Regel  geht  kein  Recht  durch  den  blosen  Nichtgebrauch 
verloren. 13)    Denn  in  dem  Wesen  eines  Rechts  liegt  zugleich 
die  Erlaubniss,  von  dem  Rechte  auch  keinen  Gebrauch  zu 
inachen.    Vgl.  Art.  656.  661.  663.    Jedoch  leidet  diese  Regel 
eine  Ausnahme,  a)   wenn,   um   ein   gewisses   Recht   wirksam 
zu  machen,  die  Anstellung  einer  Klage  erforderlich  ist,  wenn 
und  in  wie  fern  also  das  Recht   eine  Leistung  des   Anden 
zum  Gegenstande  oder  zur  Folge  hat,  und  b)  wenn  die  Ge- 
setze den  Verlust  eines  gewissen  Rechts,  ungeachtet  das  Recht 
nicht  unter  der  ersten  Ausnahme  begriffen  ist,  ausdrucklich 
mit  dem  Nichtgebrauchs  desselben  verbunden  haben.    VergL 
Art  617.  706.    Die  Fälle  der  ersteren  Ausnahme  sind  die, 
auf  welche  sich  die  Einrede  der  Verjährung,  und  zwar  allein, 
bezieht    (Umgekehrt  hat  Niemand  diese  Einrede  zu  furchten, 
welcher  ein  unter  denselben  begriffenes  Recht  bisher  ausge- 


91  Coulon  Qneet.  I.  dUL  7. 

10)  Ein  Fall  dieser  Art  ist  s.  B.  die  Veisaumniss  an  der  Appella- 
tionsfrist    8.  Tropion g  a.  a.  O. 

10a)  P$  Ein  weiterer  Unterschied  besteht  darin,  dass  nach  deut- 
schem Protessrecht  gegen  den  Ablauf  einer  Processfrist  der  Regel 
nach  die  restitutio  in  Integrum  sulässig  tat,  was  bei  der  Verjährung 
ausgeschlossen  ist  —  freilich  auch  bei  den  Fristen  des  C.  N.  Vgl.  aber 
Artikel  1184  Abs.  8,  Art.  1244  Aos.  2.  Vgl.  unten  §.  211  Anm.  6 

11)  Merlin  m.  prescrlpt.  Sect.  1.  §.  1.  n.  8.  Vatetlle  n.  819ff. 
81r.  XI,  I,  63. 

12 1  Nicht  genugsam  berücksichtigt  wird  dieser  Unterschied  (bei  der 
Auslegung  des  Art.  706)  von  Durant.  V.  683  ff. 
13)  Durant.  XXI,  344. 
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übt  z.  B.  von  einem  Darlehne  bisher  die  Zinsen  bezogen  hat.  u) 
Von  dieser  Ausnahme  wesentlich  verschieden  ist  die  andere 
Ausnahme,  oder  der  Verlust  eines  Rechts  durch  den  blosen 
Nichtgebrauch  des  Rechts.  Diese  letztere  Ausnahme  beruht 
Mos  auf  einer  Thatsache,  auf  einer  Unterlassung;  die  rechtli- 
chen Bedingungen  der  Verjährung  sind  auf  diese  Ausnahme 
nicht  auszudehnen. 10) 

a)  Gesetzliche    Vorschriften,    welche    sowohl   ron 
der  Ersitzung  als  von  der  Verjährung  gelten.1) 

g.  210. 

Wer  kann  verjähren? 

Ein  Jeder,  der  nur  überhaupt  das  Eigenthum  an  eiuem 
Grundstücke  oder  eine  Dienstbarkeit  erwerben  kann,  kann 
auch  das  eine  oder  das  andere  Recht,  wenn  er  es  erworben 
hat,  durch  Ersitzung  bestätigen;  ein  Jeder,  der  ein  Vermögen 
besitzen  kann,  hat  auch  das  Recht  zu  verjähren.  (Man  kann 
sagen:  Accessorium  sequitur  suum  principale.)  —  Es  kann 
daher  z.  B.  auch  ein  Fremder  ersitzen  und  verjähren.  *)  Eben 
so  wird  einem  bürgerlich  Todten,  wenn  er  ein  Grundstück 
oder  eine  Dienstbarkeit  erworben  haben  sollte,  die  Ersitzung 
zu  statten  kommen.  Zweifelhafter  möchte  es  sein,  ob  ein 
bürgerlich  Todter  von  der  Einrede  der  Verjährung  auch  in  so 
fern  Gebrauch  machen  kann,  als  dieser  Einrede  nicht  eine  Er- 
sitzung zum  Grunde  liegt,  —  in  Betracht,  dass  ein  bürgerlich 
Todter  nicht  ein  Vermögen  besitzen  kann.9)  Vgl  §.  209.  8. 
auch  Art  2227. 


14)  8ir.  XXVIII,  II,  282.  (Ein  Schuldner  kann  nicht  dl« Schuld  ver- 
Jahren, für  welche  er  ein  Nutxongspfand  bestellt  hat ) 

15)  Vgl.  Troplong  n.  HOfT.  P.)  Dlee  l«l  unrichtig,  well  ea  eich 
um  die  usucapio  übertat  ls  handelt.    8.  unten  II.  §.  256  Anm.  4a. 

1)  Um  Worte  eu  sparen,  soll  in  den  §§  210  212  das  Wort:  Ver- 
jährung (verjähren),  in  der  Regel  in  seiner  weiteren  Bedeutung  gebraucht 
werden,  so  dass  es  auch  die  Ersltaung  unter  steh  begreift. 

2i  Durant.  XXI,  94.  Merlin  m.  preacrlptlon  8ect  1,  §.  I.  n.  8. 
Delvlnc.  ad  Art.  2251.  Vgl.  oben  §.  78.  79.  Die  Fransosischen  Reehte- 
gelehrten  sagen,  praescrlptlonem  esse  juris  naturalis.  P  )  8.  oben  §.  78 
Anmerk.  5. 

3)  8.  jedoch  Vaaellle  n.  258.  Troplong  n.  3öf.  Delvlnc  \l 
p.  689.  Durant  XXI,  96,   •DemoL  L  208,  -  weUne  d.  »ärgerlich 
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§.  211. 
Gegen  wen  kann  man  verjähren? 

Man  kann  in  der  Hegel  (d.  h.  mit  Vorbehalt  der  in  dfen 
Gesetzen  ausdrücklich  gemachten  Ausnahmen)  gegen  einen  Je- 
den verjähren,1)  Art.  2251-  auch  hat  in  der  Regel  die  per- 
sönliche Eigenschaft  oder  die  Rechtsfähigkeit8)  oder  der  Wech- 
sel der  Personen,  gegen  welche  man  verjährt,  weder  auf  die 
Bedingungen  noch  auf  die  Dauer  der  Verjährung  einen  Ein- 
fluss.  Man  kann  z.  B.  gegen  den  Staat  oder  gegen  eine  Ge- 
meinde ganz  auf  dieselbe  Weise  und  ganz  in  derselben  Zeit, 
wie  gegen  eine  Privatperson,  verjähren.8)  Art.  2227.  Auch 
das  kommt  bei  der  Verjährung  nicht  in  Betracht,  ob  der,  ge- 
.gen  welchen  man  verjährt,  an  Ort  und  Stelle  oder  abwesend 
war,4)  (s.  jedoch  Art.  2265.)  ob  er  um  die  Verjährung  ge- 
gewusst  hat  oder  nicht 6)  —  Ausnahmsweise  *)  läuft  die  Ver* 
jährung  nicht  1)  gegen  Minderjährige,  sollten  sie  auch  eman- 


Vodten  auch  in  diesen  FaHen  die  Einrede  der  Verjährung  gestatten.  P.) 
Diese  Frage  hat  zufolge  Aufhebung  des  bfirgerl.  Todes  —  oben  §.  164  Anin. 
1  —  nur  noch  historisches  Interesse,  wäre  aber  gegen  Z.  au  entschei- 
den. Troplong,  86.  Maroadl,  6  u.  flg. 

1)  P.)  Marcade*  und  Troplong  au  Art.  2251. 

2)  Z.  B.  auch  gegen  einen  bürgerlich  Todten  läuft  die  Verjährung 
»ach  d.  gemeinen  Rechte.  Troplong  n.  711  ff.  81  r.  XXVIII,  I,  210. 
II,  147.  186.  8.  oben  §.  210  Anm.  3. 

8)  Pothler  des  obl.  n.  755  f.  Merlin  m.  prescr.  8ect.  IU.  §.  V. 
n.  8.  Proudhon  I,  179.  192.  Plank,  8.  74.  Troplong  n.  183 ff.  Bir. 
XXXV,  1,  767.  *XLVI,  II,  128. 

4)  Merlin  m.  prescr.  a.  a.  0.  Sir.  XV,  I,  51.  P.)  8.  oben  §.  158 
Anm.  8.  —  Ueber  d.  Verjährung  gegen  die  Soldaten,  welche  wahrend 
der  Re/olutionskriege  im  Felde  standen,  s.  Vasellle  n.  315.  Trop- 
long n.  704  ff.  Merlin  m.  divorce.  8ect.  IV.  §.  8.  m.  Cassation,  ß.  V. 
n.  10.  Dali oa  m.  prescr.  chap.  I.  seot.  V.  n.  33.  PJ  Aubry  et  Ran. 
I.  §.  161.  Für  das  deutsche  Reich  bestimmt  §.  14  des  Ges.  v.  21.  Juli 
1870,  dass  wahrend  des  damaligen  Krieges  die  Verjährung  für  und  wider 
ftfttltlrpersonen  ruht 

5)  1.  ult.  C.  de  praescr.  SO.  vel  40.  ann.  Dunod,  pari  I.  chap.  XI. 
Merlin  m.  preser.  Sect.  I.  g.  VII.  Art.  2.  qu.  8. 

6)  Nur  in  den  von  den  Ges eisen  ausdrücklich  angegebenen 
Fallen  leidet  die  Regel  eine  Ausnahme.  8.  jedoch  Proudhon  del'usufr. 
IL  759 ff.  P.)  Merlin  unter  Prescr.  814  und  Troplong,  II,  727  wol- 
le» mit  unserem  Lehrbuche  §.  214  eine  Ausnahme  anlassen  wegen  vis 
major  a.  B.  Krieg,  Pest,  indem  sie  hierauf  fälschlich  den  Sati  anwen- 
den „contra  agere  non  valentem  non  currit  praescriptio".  8.  dagegen 
unten  f.  214  Anm.  •  Marcade,  186,  187.  Aubrv  et  Rau  IL§.  214 
▲att*  88  vsrtheidigan  das  richtige  Prlnclp ,  wollen  aber  Nachsicht  gt- 
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capto  worden  sein, 7)  und  gegen  Entmündigte 8)  (e.  z.  IB.  ß. 
p.  Art.  ^89.),  ausser  in  den  durch  die  Gesetze  ausdrücklich  he- 
.etuomten  Fällen.9)  Art  2252.  Vgl.  Art.  1663.  1676.  2278.") 
Und  selbst  in  diesen  Fallen  wird  nicht  der  Vormund  für  seine 
Person  gegen  seinen  Mündel  verjähren  können. ")  Uebrigens 
kommt  die  Vorschrift  des  Art  2252.  dem  volljährigen  :Streit- 
ig9P068en  eioee  Mitgenossen,  nur  wenn  -die  Sache  untheilbar 
ist,  m  statten.19)  —  Die  Verjährung  läuft  2)  nicht  unier 


öftren,  wenn  der  Berechtigte  sogleich  nach  Aufboren  des  Hindernisses 
sein  Recht  geltend  macht.  Aber  dies  ist  offenbar  inkonsequent!  Nur 
bei  der  Frist  aur  Erbebang  des  Weehsel-Proteetes  hat  vis  major  auf- 
schiebende und  entschuldigende  Kraft  —  .abweichend  vom  deutschen 
Wechselrechte.  Maroade  a.  a.  O.  Erk.  des  Reichs-Ober-Hand.  Ger. 
in  Puchelt  Zeitsehr.  IV.  8.  586. 

7i  Troplong  n.  740.    (Lex  non  distinguit.) 

8)  Proudhon  Ii,  800.  Dünnt.  XXI,  296.  Le  nouveau  Dunod 
p.  0O8C  »81r.  XLV,  II,  277.  —  Dagegen  lauft  die  Verjährung  l)  ge- 
gen Gemfithekranke  etc.,  die  nicht  entmündiget  worden  sind..  Sir. 
XXXIV,  I,  333.  •Und  gegen  dieselben  vor  der  Entmündigung.  8ir. 
XLVII,  II,  201  —  2)  gegen  diejenigen,  welche  nur  einen  Beistand  ha- 
ben. Troplong  n.  741.  Durant.  XXI,  298.  P.)  Mareade,  193 
Sir.  LXVII,  L,  63  Puchelt,  Zeitsehr.  III  8.  1. 

9)  Man  hat  jedoch  bei  der  Anwendung  des  Sattes ,  dass  die  Ver- 
jlhrung  nur  tn  d-n  von  den  Oesetaen  ausdrücklich  ausgenonuneuen 
Fellen  gegen  Minderjährige  laufe,  den  Unterschied  «wischen  der  Ver- 
jährung und  einer  Frist  gana  besondere  an  berück  sichtigen.  Z.  B.  der 
Art  2270  bestimmt  die  Frist,  wie  lange  der  Baumelster  verantwortlich 
nein  soll.  Wenn  der  geweaeoe  Mündel  von  einem  Minderjährigen  be- 
erb! wird,  so  bleibt  es  dennoch  bei  der  Vorschrift  des  Art.  476  u.  e.  w. 
Vgl.  Durant.  XXI,  291.  P.)  8.  unten  IV.  «.  774  b  Anm.  8  P.)  und  oben 
g.^128  Anm.  13. 

10)  Die  im  Axt.  2278  enthaltene  Ausnahme  dürfte  (ez  ratione  legis) 
auf  alle  Verjährungen  unter  10  Jahren,  namentlich  auch  auf  die  des 
Handelsrechte,  auszudehnen  sein.  Vaaeille  n.  267 ff.  Durant.  XVI, 
237.  Troplong  n.  1088f.  Ebend.  de  la  vente.  n.  849.  *Pardea- 
aus,  Dr.  comm.  240.  831.  PJ  Maroade,  206,  291.  8.  unten  IV.  §. 
774b  Anm.  44.  —  Dagegen  bleibt  ea  bei  der  Regel,  wenn  ein  Minder- 

«iriger  einen  Volljährigen  beerbt.    A.  M.  Ist  Durant.  VII,  648.    P.) 
eitere  Ausnahmen  der  gegen  den  Minderjährigen  etc.  laufenden  Ver- 
jährung In  Art.  149  Deutsch.  Hand -Gea- Buch. 

11)  Denn  der  Vormund  war  verbunden,  seinen  Mündel  au  vertei- 
digen. Durant.  III,  604.  Dagegen  durfte  der  8ata  nicht,  mit  der  1.  1. 
|.  7.  D.  de  contrar.  tut  aet.,  umaukearen  sein.  A.  M.  ist  Durant.  a. 
a.  O.  und  XXI,  293  f.  —  Nach  der  Analogie  dieses  Falles  dürfte  auch 
das  Verhehnlss  awlaehen  einem  Abwesenden  und  den  in  den  Besita  sei- 
nes Vermögens  Eingewiesenen  au  beurtheüea  sein.  Durant.  XXI.  295. 
F.\  8.  oben  |.  154  Anm.  14.  Duranton  X,  494.  Demolombe  II.  118 
wollen  den  Prinaip  nach  s.  N.  des  Abwesenden  anwenden.  Vgl  unten 
Anmerkunt  24. 

12)  ßo  tat  die  Regel  au  beschranken:  Le  mineur  raleve  le  majeur, 
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Eheleuten,  wie  auch  ihre  Vermögensverhältnisse  bestimmt  sein 
mögen.18)  Art  2233.  —  Die  Verjährung  läuft  3)  nicht  gegen 
eine  Ehefrau,  jedoch  nur  in  folgenden  Fällen:  a)  Wenn  sich 
die  Eheleute  nach  dem  Dotalrechte  verheirathet  haben,  wegen 
der  Liegenschaften,'1)  welche  Dotalgut  sind.  Art.  2255.  S. 
jedoch  Art  1561.  vgl  unten  §.  537.  b)  Wenn  und  so  lange 
unter  den  Eheleuten  Gemeinschaft  der  Güter  besteht,  wegen 
einer  jeden  Klage ,  welche  von  der  Frau  nicht  eher  angestellt 
werden  kann,  als  bis  sich  die  Frau  über  die  Annahme  oder 
Ausschlagung  der  Gemeinschaft  erklärt  hat. IS)  Art  2256. 
§.  1. ,e)  c)  In  allen  den  Fällen,  in  welchen  die  Klage  der 
Frau  mittelbar  zugleich  gegen  den  Mann  gerichtet m)  sein 
würde,  d.  i.  den  Beklagten  berechtigen  würde,  den  Ehemann« 
z.  B.  wegen  einer  diesem  obliegenden  Verbindlichkeit  zur  Ge- 
währleistung, zu  belangen, 17)  wie  übrigens  auch  die  Vermögens- 
verhältnisse  unter   den   Eheleuten    bestimmt  sein   mögen.18) 

l'incapable  le  capable.  Merlin  m.  preser.  Sect.  1.  §.  7.  Art  2.  Eben*, 
qu.  §.  14  Troplong  n.  739.  —  *Daa  Gegentheil  des  im  Text  Gesag- 
ten  wurde  (mit  Unrecht)  entschieden  in  81  r.  XLVI,  I,  21.  Der  richti- 
gen Aneicht  folgt  8ir.  LI,  II,  799.  P.)  Artikel  709  und  arg.  h.  a.  — 
Marcade,  192.  Fallt  aber  bei  der  Theilung  die  nnt heilbare  8acheauf 
den  Volljährigen  reep.  Handlungsfähigen,  so  kommt  ihm  jene  Gunst  nicht 
mehr  zu  statten.  8.  oben  §.  197  Text  vor  Anm.  29.  Sir.  Uli,  I,  701. 

181  Male v.  ad  Art.  2253.  Durant.  XXI,  299.  Selbst  den  Fall 
nimmt  das  Gesets  nicht  aus,  da  die  Eheleute  von  Tisch  und  Bett  geson- 
dert sind.    P)  Marcade,  205   Troplong  II,  742. 

14 1  Also  —  andere  Dotal^Oter,  r.  £.  Schuld  fordern  ngen,  sind  unter 
dieser  Ausnahme  nicht  begriffen.  Troplong  n.  757  f.  *  6  i  r.  XL V, 
II,  417.  P.)  Aubry  et  Rau  V.  §.  537 bis  Anm.  19-21.  —  *A.  M.  in 
teiug  auf  Mobilicn  Kodiere  et  Pont,  Contr.  de  mariage  II,  606 

15)  61  r.  VII,  I,  839.  —  Die  Ausnahme  beruht  auf  der  Regel:  Agere 
non  vslenti  non  currit  praeecriptin.  Vgl.  Troplong  n.  76/.  Durant. 
XXI,  307 ff.    P.)  Marcade,  196.    8.  aber  unten  §   214  Anm.« 

16)  Es  kann  aber  der  Ehefrau  die  Suspension  der  Verjährung  nicht 
entgegengesetst  werden,  wnn  sie  vt&hrend  der  Zeit  ihre  Liegenschaft«! 
vindiclrt.     Sir.  XLI,  II,  573. 

16  a)  P.)  Art.  22öo  sagt  „relUchirait";  dies  beschrankt  sieh  nicht 
auf  Garantieklagen;  daher  gebraucht  Z.  mit  Recht  das  s.  B.  —  Mar» 
eade,  200.  —  Die  Regel  beutend  schon  vor  dem  G.  N.  —  K.  II  8ir. 
LV,  I,  113. 

17j  Vgl.  Delvlnc.  ad  Art.  2256.  Vaseille  n.  285  f.  Bellot  des 
Minieres  IV,  p.  221.  Durant.  IV,  1097.  XXI.  312.  Merlin  m. 
presor  Sect.  I,  §.  VI.  Art.  4.  Troplong  778 ff.  —  Betspieles,  b.  Sir. 
XXVII,  I,  287.  XXX,  I,  266.  II,  99.  *XL,  II,  451.  8.  auch  Anm.  18. 
PJ  Marcade,  199. 

18)  8.  oben  |.  176  Anm.  4    -    Es  wird  also  durah  diese  Auanahnii 
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Artikel  2256.  §.  2.  d)  In  Beziehung  auf  die  Klagen,  durch 
welche  eine  Ehefrau  diejenigen  ihrer  Rechtshandlungen  an- 
fechten kann,  zu  denen  sie  nicht  von  dem  Manne  oder  von 
dem  Gerichte  ermächtigt  worden  ist  Art.  1304. ")  Die  un- 
ter c.  und  d.  gedachten  Klagen  werden  schlechthin  erst  nach 
Auflösung  der  Ehe  verjährbar.  Abgesehen  von  diesen  Aus- 
nahmen (a— d)  aber  läuft  die  Verjährung  gegen  Ehefrauen 
nach  dem  gemeinen  Rechte;  also  z.  B.  auch  mit  Vorbehalt 
der  Ausnahmen  des  gemeinen  Rechts.  S.  z.  B.  Art.  2251. ,0) 
Jedoch  kann  eine  Ehefrau  wegen  der  während  der  Ehe  ab- 
gelaufenen VerjäHrungen ,  sollten  diese  auch  schon  vor  der 
Ehe  ihren  Anfang  genommen  haben,  nach  Befinden11)  ihren 
Mann  auf  Schadenersatz  belangen;  wenn  und  in  wie  fern  der 
Mann  das  Vermögen  der  Frau  verwaltet  hat.  Art.  2254. ,f) 
—  Endlich  4)  läuft  die  Verjährung  nicht  gegen  den  Wohl- 
thatserben  wegen  derjenigen  Forderungen,  die  er  an  den  Nach- 
lass  hat,88)  und  eben  so  wenig  gegen  den  Nachlass,  wegen 
derjenigen  Forderungen,  welche  dieser  an  den  Wolthatserben 
zu  machen  berechtigt  ist.  *4)    Dagegen  läuft  die  Veqährung 


die  Vorechrlft  des  Art.  1561  beschrankt.    Favard  m.  preecr.  Sect.  IL' 
§.  IV.  Art.  2.  81r.  XXVII,  I,  287.  XXX,  II,  99.  XXXI,  I,  68.  XXXV,  I,  902. 
•XLUI,  11  123  Marcade  Art   1561.  n.  2.   Pont  et  Kodiere,  Contr. 
de  mar.  11.603.   Odier,  ib.   111.    1341.    P.)  Marcade,   Preemption, 
204.  -    A.  M.  Vaseille  294.  Troplong,  Contr.  du  mar.  IV,  3575  ff. 

19)  Vgl.  auch  über  die  Verjährung  gegen  Ehefrauen  überhaupt: 
Potbier  de  la  pulse,  marit.  n.  79f.  [PJ  Aus*  ßiffreln  Bd.  VII,  S. 
472.]   Le  nouveau  Dunod  p  311.  Merlin  m.  preecr.  Sect  I.  §.  VII. 

20)  Durant.  XXI,  300 

21)  Nach  Befinden,  d,  i.  in  wie  fern  dem  Manne  deeshalb  eine 
Schuld  beigemessen  werden  kann.  1.  16.  D.  de  fundo  dotali.  Vaieilla 
n.  282.  Tonil.  XII,  414  Troplong  n.  760 ff.  Durant.  XXI,  801.  PJ 
Marcade,  196.  4       m 

22)  Vgl.  über  die  siemlich  unklare Faseung  dieses  Art.  Troplong 
n.  746.    Durant.  XXI,  300. 

23)  #So  lange  die  Erbschaft  noch  nicht  angetreten  ist,  lauft  die  Ver- 
jährung gegen  den  Wohlthstserben ;  der  Art.  777  steht  nicht  entgegen. 
8ir.  XXXVIII,  II,  428.  P.)  Der  Text  spricht  mit  Recht  nur  von  For- 
derungen; dingliche  Rechte  des  Beneflciar-Erben  sn  den  Nachläse  kön- 
nen durch  Verjährung  erlöschen,  wenn  er  sie  nicht  geltend  macht  reep. 
den  Beeits  im  Kamen  des  Nachlasses  I  ortsetzt.  Der  Beneflciar-Erbe 
kann  nämlich  gegen  den  Nachlass  klagen  -  Art.  996  C.  de  pr.  —  und 
Art.  2258  will  nur  zwecklose  Prozesse  vermeiden.  Marc  ade,  206,  207. 
Aubry  et  Rau  II.  §.  214  Anm.  20,  21. 

24)  A  ee  ipee  ezigere debuit.  D  n ran  t  d.  obL IV,  1103  eq.  XXI,  317. PJ 
Dies  gut  für  jede  Verwaltung  fremden  Vermögens;  die  beiderseitigen,  per- 

K«es»ili,  rrsas.  CMlrsokt.    s,  aafl.    I.  80 
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abch  gegen  lediges  Erbe,  ingleichen  auch  während  der  Frist, 
welche  dem  Erben  zur  Fertigung  eines  Erbschaftsinventarmmi 
und  ab  Bedenkzeit  verstattet  ist»)  Art.  2258. 2259.  —  Man 
gebraucht  von  diesen  Fällen  den  Ausdruck,  dass  die  Verjäh- 
rung ruhe.  *')  (Praescriptio  quiescit,  dormit.  La  pr.  est  sus- 
pendue.)  Dieses  Ruhen  der  Verjährung  kommt  mit  einer  Unter- 
brechung der  Verjährung  in  so  fern  überein,  als  es,  ganz  so 
Wie  diese,  dritten  Personen  in  der  Regel  weder  zum  Vortheile 
noch  tum  Nachtheile  gereicht 

%.  212. 

Bedingungen  der  Verjährung.  —  Ablauf  einer  gewissen  Zeit;  deren  Be- 
rechnung. 

Zu  einer  jeden  Verjährung  wird  der  Ablauf  einer  gewis- 
sen Zeit  erfordert  Diese  Zeit  ist  nach  der  Verschiedenheit 
der  Fälle,  bald  kürzer  bald  länger.  Wie  viel  Zeit  in  einem 
jeden  einzelnen  Falle  zur  Vollendung  der  Verjährung  erfor- 
derlich sei,  wird  weiter  unten  angeführt  werden.  Schon  hier 
aber  sind  die  Regeln  aufzustellen,  nach  welchen  die  Verjäh- 
rungszeit überhaupt  und  in  allen  und  jeden  Fallen  zu  berech- 
nen ist.  1)  Die  Verjährung  wird  nach  Tagen  und  nicht  nach 
Stunden  gerechnet  Art.  2260.  2)  Die  Verjährungszeit  ist  für 
abgelaufen  zu  erachten,  wenn  der  letzte  Tag  zu  Ende  ist  Art 

sönllchen  Forderungen  des  Verweitere  erlöschen  nicht ;  dagegen  im  Uebrt- 
gen  ist  die  Verjährung  die  gewöhnliche.  Marcade,  206.  —  Ueber  den 
Lauf  der  Verjährung  unter  Miterben  in  dorn  Falle  dieser  Ausnahme  s. 
Delvlnc.  ad  Art.  2258.  Tropion  *  n.  805.  Ghabotad  Art.  802  f. 
6.  auch  Sir.  XXX,  II,  77.  XL,  II,  519.  Durant.  XXI,  815.  B18f.  PJ 
Zwischen  dem  Beneficiar-Erben  und  seinen  Miterben  gelten  die  ge- 
wöhnlichen Grundsätze  der  Verjährung  sowohl  quoad  Patrimonium 
proprium  als  auch  quoad  partionem  hereditsrlam.  Marcade,  206. 

25)  #8ir.  L,  11,  167.  —  Tn  beiden  Fallen  können  die  Betbetiig'en 
d.  zur  Unterbrechung  d.  Verjährung  erforderlichen  Massregeln  ergreifen. 
Pothler  des  obl.  n.  650.  —  Noch  weniger  ist  zweifelhaft,  das«,  abge- 
sehen von  der  obigen  Anm.  28  —  die  Verjährung  cum  V ort h  eile  emer 
ledigen  oder  mit  der  Rechtswohlthat  des  Inventsrii  angenommenen  Erb- 
schaft laufe.  Troplong  n.  807 f.  Durant  XXI,  821  f.  Marlin  av 
prescr.  8eet.  I.  §.  VII.  Art  2.    P.)  Marc  ad  e\  210-212. 

26)  Wenn  sich  beide  Eigenschaften,  die  des  Verjährenden  und  die 
der  Gegenpartei,  in  derselben  Person  vereinigen,  so  ruht  die  Vet jahrnng 
nicht  btos,  sondern  sie  hört  ätaftn  per  eonsnlt4atl<mem  vel  ooafustonen 
auf.    Tropion  g  n.  726.  Bir.  XXVU,  I,  Mi.  XXVIII,  D,  147. 
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2261.  Z.  B.  Wenn  in  einem  gegebenen  Falle  zur  Verjährung 
30  Jahre  erfordert  werden  und  die  Verjährung  den  1.  Jan. 
1800  früh  um  10  Uhr  ihren  Anfang  genommen  hat,  so  ist  sie 
den  1.  Jan.  (in  der  Nacht  vom  1.  zum  2.  Jan.  um  12  Uhr) 
1830.  für  vollendet  zu  halten. v)  3)  Bei  der  Berechnung  der 
Verjährung  ist  der  Gregorianische  Kalender  zum  Grunde  zu 
legen.  Wenn  also  in  einem  gegebenen  Falle  die  Verjährung 
nach  Ablauf  einer  gewissen  Anzahl  Monate  (z.  B.  nach  6  Mo- 
naten) vollendet  ist,  so  hat  man  unter  den  Monaten  die  des 
Gregorianischen  Kalenders  zu  verstehen,  obwohl  diese  der 
Zahl  der  Tage  nach  einander  ungleich  sind.  Z.  B.  eine  sechs- 
monatliche Verjährung  hat  den  1.  Jan.  begonnen,  sie  ist  vol- 
lendet den  1.  Jul.  desselben  Jahres.  *)  Vgl.  C.  de  c.  Art.  132. 
Der  Schalttag  wird  ganz  so,  wie  ein  jeder  andere  Tag,  (z.  B. 
bei  der  Verjährung,  die  nach  einer  gewissen  Anzahl  Tage  ab- 
gelaufen ist,)  mitgezählt8)  Vgl.  C.  de  c.  Art  132.  4)  Zwi- 
schen Fest-  und  Werktagen  tritt  in  Beziehung  auf  die  Ver- 
jährung kein  Unterschied  ein.4)  S.  jedoch  G.  de  c.  Artikel 
134.  162. 


1)  Delvinc.  ad  Art.  2261.  Vaaeille  n.  320sq.  Tonil.  XIII,  54. 
Troplong  n.  812 f.  Durant.  XXI,  337.  Sir.  XIT,  !,  199.  8.  dagegen 
Merlin  m.  prescription  8ect.  II.  §.  2.  n.  5,  welcher  annimmt,  dass  die 
Verjährung  als  mit  dem  ersten  Augenblicke  ihres  Anfangstages  begon- 
nen so  betrachten  sei,  dass  also  in  dem  im  Paragraphen  angeführten 
Beispiele  die  Verjährung  den  31.December  1829  ihre  Endschaft  erreicht 
habe.  Dieser  Meinung  scheint  jedoch  der  Wortverstand  der  Ar  .  2260. 
2261  sehr  bestimmt  entgegenzustehen.  Ein  Urtheil  für  die  Meinung 
Merlin'*  s.  bei  Sir.  XXXIV,  II,  401.  *Vgl.  Hureaux  in  der  Revue 
de  droit  fr.  III,  p.  278.  P.)  8.  oben  §.  49  Anm.  a.  —  Ueber  die  Berech- 
nung der  Fristen  s.  den  C.  de  pr.  Art.  1033  P.)  Dieser  Art.  gewahrt 
awet  dies  utiles.  Erkenntniss  des  Reichs-O.-H.-G.  Puchelt,  Zeitschr. 
m.  8.  754. 

2)  So  der  Gerichtsgebrauch.  (Der  Zweifel  daher,  dass  nach  dem 
republikanischen  Kalender,  welcher  rar  Zeit  der  Publikation  des  C.  e. 
in  Kraft  war,  ein  jeder  Monat  aus  80  Tagen  bestand.)  Vaaeille  n. 
332  Troplong  n.  815.  Favard  m.  prescr.  Sect.  III  g.  5.  Sir.  XII, 
I,  199.  XVf  I,  331.    P)  8.  oben  §.  49  Anm   ••. 

8)  Merlin  ro.  jour.  bissex'ile.  Delvinc  ad  Art.  2261.  Inder 
ersten  Ausgabe  des  C.  c.  stand  folgender  Sats:  „Dans  les  prescriptions, 
qul  s'aecomplissent  dans  un  certeln  nombre  de  jours  les  j>nrs  compl6~ 
mentaires  sont  eomptös.  Dana  Celles  qul  s'aecomplissent  par  mols, 
celui  de  fructldor  comprend  les  jours  complementaires."  Dieser  Bat*, 
der  sich  auf  den  republikanischen  Kalender  bezog,  ist  durch  die  loi  v. 
3.  8ept.  1807  (*.  f.  11)  ausgeschlossen  worden. 
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Alle  die  Verjährungen, 5)  von  welchen  der  C.  c.  handelt»  6j 
Bind  in  so  fern»  als  sie  vor  der  Promulgation  des  Titels  von 
der  Verjährung  (vor  dem  25.  März  1804.)  ihren  Anfang  ge- 
nommen haben,7)  sowohl  was  ihre  Zeitdauer,  als  was  die  Be- 
dingungen betrifft,  unter  welchen  sie  vollendet  werden  kön- 
nen,8) nach  dem  älteren  Rechte  zu  beurtheflen.  Jedoch  leidet 
diese  Regel  folgende  zwei  Ausnahmen:  1)  Ein  Recht,  welches 
nach  dem  C.  c.  unverjährbar  ist,  bleibt  auch  dann  unverjähr- 
bar, wenn  die  Verjährung  vor  der  Publikation  jenes  Titels  an- 
gefangen hat,  Art.  691.  und  arg.  h.  Art 9)  2)  Diejenigen 
Verjährungen,  welche  nach  dem  älteren  Rechte  noch  über  30 
Jahre,   von   der  Promulgation  jenes  Titels  an  gerechnet,  zu 


4)  Vaieille  n.  384.  Favard  a.  a.  O.  Troplong  n.  8!6.  P)  8. 
oben  8.  49  Anm.  **  8.  144  und  Text  vor  Anm.  4b.  AubryetRau 
II.  §.  212  Anm.  5. 

5)  Der  Art  2281  bandelt  sowohl  von  der  Verjährung  in  der  engeren 
Bedeutung,  als  von  der  Ersitzung.  Merlin  m.  prescr.  8ect.  I,  §.  3, 
n.  8  f.  Vgl.  Anm.  9  a.  Rechtssprüche.    P.)  Marc  ad  e,  307. 

6)  Also  der  Art.  2281  handelt  nicht  von  den  Verjährungen,  die, 
auf  den  übrigen  Gesetzbüchern  Frankreichs  oder  anf  besonderen  Ge- 
setzen beruhend,  unter  andern  Gesetzen  stehen.  Wohl  aber  handelt  er 
auch  von  den  Verjährungen,  die  zwar  nicht  in  dem  Titel  von  der  Ver- 
jährung, aber  in  andern  Titeln  des  G.  c.  vorkommen  und,  als  jener  Titel 

Sublicirt  wurde,  noch  nicht  vollendet  waren.  Troplong  n.  1076 ff. 
lerlin  a.a.O.  Sir.  XIII,  1,846.  P)  Marcade,  307  -  *Dle  Frage,  ob 
der  Art.  2281  auf  Handelssachen  und  processuallsche  Fristen  anwend- 
bar sei,  ist  bestritten.  8.  Gilbert  zu  Art.  189  C  de  o.  und  Art.  897. 
443  C.  de  pr.  P)  Wegen  des  C.  de  comm.  wird  jetzt  die  Frage  bejaht 
Aubry  et  Rau  IL  §.  215  Anm.  12,  13. 

7)  Also,  was  die  Ersitzung  betrifft,  müssen  die  Besltzbandlungen 
In  dieser  Zelt  ihren  Anfang  genommen  haben.  S.  jedoch  Sir  XXXill,  V 
129.  —  Wenn  nach  dem  älteren  Rechte  die  Verjährung  ei  stweilen  noch 
eingestellt  (suspendirt)  war,  so  Ist  der  Fall  schlechthin  nach  dem  neuen 
Rechte  zu  beurteilen.  Troplong  n.  1087.  8.  jedoch  8ir  XXIV,  II, 
97.  617.  *Die  Meinung  Troplongs  wird  in  der  Praxis  nicht  befolgt. 
Es  ist  die  andere  vorzuziehen,  wonach  d-.salte  Recht  rück  sichtlich  aller 
Bedingungen  der  Verjährung  entscheidet.  Birey  XLVUI,  I,  898.  PJ 
Marcade,  307. 

8)  Troplong  n.  1082ff.  8ir.  X,  I,  319.  XXVIII,  II.  142.  XXXV, 
Jl,   801. 

9)  Troplong  n.  1088.  8ir.  XXVI,  I,  27.  «XXXVII,  I,  679.  XLIH 
II,  8.  P.)  Demolombe  XII,  799.  8lr.  LVIIV,  I,  351.  —  Umgekehrt  Ist 
ein  Recht,  welches  nach  dem  G.  e,  verjährbar  Ist,  der  Verjährung  unter- 
worfen, auch  wenn  es  nach  dem  Altern  Recht  nicht  verjährbar  war. 
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laufen  haben  würden,   werden  in  30  Jahren,  von  demselben 
Zeitpunkte  an  gerechnet,10)  vollendet «)  Art.  2281. 

§.  213. 
Fortsetzung.  —  Unterbrechung  der  Verjährung. 

Ferner  wird  zu  einer  jeden  Verjährung  erfordert,  dass  sie 
nicht  unterbrochen  worden  ist.  Man  bezeichnet  jedoch 
mit  dem  Worte:  Unterbrechung  der  Verjährung  zwei  wesent- 
lich von  einander  verschiedene  Gegenstände ;  welche  sich  kaum 
unter  einen  gemeinschaftlichen  Begriff  bringen  lassen  dürften, 
—  die  Unterbrechung  der  Ersitzung  und  die  Unterbrechung 
der  Verjährung  in  der  engeren  Bedeutung.  In  der  Sprache 
des  Gesetzes  wird  die  erstere  die  natürliche  und  die  letz- 
tere die  bürgerliche  Unterbrechung  genannt.1)  Art.  2242. 

Die  Unterbrechung  der  Ersitzung  (usurpatio)  ist 
die  Thatsache,  dass  der  Besitzer  der  Inhabung  der  Sache  (der 
Liegenschaft  $.  209.)  verlustig  oder  an  der  Ausübung  der 
Dienstbarkeit  verhindert  worden  ist. la)  Hierbei  ist  es  in  recht- 


10)  P.)  Nlebt  vom  Beginne  der  Verjährung  an.  8ir.  XXXVII,  I, 
702.  —  Zu  den  SO  Jahren  darf  man  nicht  Jahre  vor  der  Promnlgation 
des  Titels  reebnen.  Sir.  XXXVI,  11,  188.  XXXVII,  I,  702.  8.  dagegen  Sir. 
XXXII,  II,  305.  XXXIII,  II,  43.  »XXXVII,  I,  670.  XXXVIII,  II,  16. 

11)  Dagegen  bleibt  es  bei  der  Regel,  wenn  das  altere  Reeht  swar 
noeh  eine  längere  Zeit,  als  der  C.  c,  snr  Vollendung  der  Verjährung 
fordert,  nicht  aber  mehr  als  dreisslg  Jahre.  Troplong  n.  1090.  8ir. 
XIII,  I,  182.  XIV,  1,92.  XVI,  I,  221.  XIX,  II,  294.  XXII,  1,819.  P.)  Aubry 
et  Rau  II,  §.  215 bis  Text  und  Anm.  5.  —  A.  M.  ist  Delvine.  ad 
Art.  2281. 

1)  Es  werden  sieh  ans  dem  Paragraphen  von  selbst  die  Gründe 
ergeben,  warum  ich  bei  der  Darstellung  dieser  Lehre  theüs  von  der 
gesetzlichen  Kunstsprache ,  theils  von  den  Ansichten  Anderer  (Le  nou- 
veau  Dunodp.  86.  Merlin  m.  Interruption)  abweichen  an  müssen 
glaubte. 

la)  P.)  Daraus  darf  man  nicht  folgern,  dass  die  Ersitsung  nioht 
auch  civiltter  unterbrochen  werden  könne.  8.  unten  Text  vor  Anm  23, 
wodurch  die  bfer  von  Z.  aufgestellte  Unterscheidung  zwischen  Ersitsung 
und  Verjährung  als  für  die  Praxis  unerheblich  erscheint.  Allerdicgs 
wird  die  Ersitsung  (usu capto)  als  tbats&chlicber  Akt  nur  durch  die  Be- 
sitaentsetzung  faktisch  gestört,  aber  rechtlich  -  d.  b.  gegen  die  Willensrlch* 
tung  des  Inhabers  -  -  liegt  auch  in  dem  „trouble  de  droit"  eine  Störung  und 
Unterbrechung.  Es  bangt  dies  freilich  zusammen  mit  der  oben  in  Anm. 
6  au  §.  189  besprochenen  Frage.  —  Im  alten  römischen  Rechte  galt 
wohl  für  die  praescriptio  long!  temporis,  nicht  aber  auoh  für  die  usu- 
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Hoher  Hinsicht  —  P.)  bezüglich  der  Servituten  —  gleichgü- 
tig, ob  die  Unterbrechung  durch  eine  Handlung  oder  durch 
ein  Naturereignis  bewirkt  worden  ist,2)  Arg.  Art.  703.  704 
und  im  erstem  Falle,  ob  die  Handlung  eine  Gewalttätigkeit 
oder  von  einer  andern  Beschaffenheit  war:8)  ob  sie  von  dem, 
gegen  welchen  die  Ersitzung  gerichtet  ist,  oder  von  irgend 
einem  Dritten  ausgegangen  ist.1)  Jedoch  thut  eine  die  Er- 
sitzung faktisch  unterbrechende  Handlung  nur  in  so  fern  der 
Ersitzung  Eintrag,  (sie  ist  also  nur  in  so  fern  eine  Unterbrech- 
ung in  der  rechtlichen  Bedeutung,)  als  sie  über  ein  Jahr  lang 
gedauert  hat  d.  h.  als  der,  welcher  sein  Recht  durch  Ersitz- 
ung bestätigen  will ,  nicht  entweder  in  Jahresfrist  wieder  zu 
dem  Genüsse  und  Gebrauche  der  Sache  oder  der  Dienstbarkeit 
de  facto  gelangt  ist,  )  oder  als  er  nicht  in  derselben  Frist  eine 
Klage  auf  Rückerstattung  des  Besitzes  angestellt  hat,  voraus- 
gesetzt, was  den  letzteren  Fall  betrifft,  dass  auf  die  Klage 


capto  die  Interruptio  civilis;  allein  nach  richtiger  Ansicht  ist  dies  im 
Justinianelschen  Rechte  beseitigt.  Windscheid,  Pand.  I.  §.  180  Anm. 
7.  —  Die  Treonang,  welche  Z.  aufstellt,  kann  leicht  au. dem  Mlsever- 
standniss  führen,  als  ob  die  Interruptio  naturalis  gegen  die  Verjährung 
oder  die  Interruptio  civilis  gegen  die  Ersitzung  wirkungslos  sei;  mit 
Rocht  wird  diese  Unterscheidung  von  Renaud  in  seinen  Kollegienvor- 
trägen vermieden.  Die  Eigentümlichkeiten  beider  Arten  der  Unter- 
brechung lassen  sich  auch  dann  genügend  hervorheben,  wenn  man  sie 
nach  dem  C.  N.  und  dem  Justinianischen   Rechte  Eusammen  behandelt 

2)  Wenn  jedoch  das  Hlnderniss,  das  aus  einer  Natursache  entstand, 
wieder  gehoben  worden  ist,  so  kann  die  Ersltsnng  fortge seist  wer- 
den. Vgl.  Maleville  ad  Art.  2243.  P)  Für  die  Elgenthuusersitanag 
gilt  das  im  Texte  Gesagte  nicht.  Die  Störung  durch  ein  Naturereignis* 
hebt  den  Besits  nicht  auf  —  oben  §.  Ib5  b  Anm.  2  —  kann  ihn  nur  unter 
Umständen  villos  machen.  Marcade,  144.  Zachariä  verwechselt  hier 
die  possessio  disconünua  mit  der  possessio  Interrupta,  8.  unten  §.  2Uk 
Anmerk   14  a 

3)  Eine  Gewalttätigkeit  —  warum  hat  der  Besitser  nicht  «Ina  Be~ 
ausklage  (la  reintegrande)  angestellt?  Delvinc.  ad  Art.  2243  Trop- 
long  n.  547  f.  Durant.  XXI,  259.  &  auch  Sir.  XXVI,  I,  103. 

4)  Ein  Hauptunterschied  swlschen  der  Unterbrechung  der  Ersitsung 
und  zwischen  der  Unterbrechung  der  Verjährung.  Delvinc.  ad  Art. 
2242.  Troplong  n.  542.  —  Ueber  den  Beweis  der  geschehenen  Unter- 
brechung einer  Ersitzung  s.  Sir.  XXXIV,  II,  266.  XXXV,  II,  203.  #Der 
^eugenbeweis  ist  f Dr  die  Unterbrechung  auch  bei  Sachen  über  150  Free. 
sulissig.  Si.rey  XL,  II,  300.  Ebenso  der  8chiedseid.  Duranton 
XXI,  346. 

5)  „Pendant  plus  d'un  an."  Das  ist  wörtlich  au  verstehen.  Dm- 
ran  ton  XXI,  262.  Dunod  p.  89.  Vgl  O.  de  pr.  Art.  23,  P.)  8.  oh« 
§.  188  Anm.  4P.)  r 
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ein  dam  Suchen  des  Klägers  entsprechendes  Urtheil  erfolgt  •) 
Art.  2243. 

Die  Unterbrechung  der  Verjährung  —  interraptio 
civilis  —  ist  eine  Handlung,  mittelst  welcher  der,  gegen  den 
rerjährt  wird,  sein  Klagrecht  geltend  macht,  oder  welcher  von 
den  Gesetzen  dieselbe  Wirkung,  wie  der  Ausübung  desElaga^ 
rechts,  beigelegt  worden  ist.  Man  kann  daher  die  Unterbrech- 
ung der  Verjährung  in  die  in  der  eigentlichen  und  in  die 
in  der  uneigentlichen  Bedeutung  eintheilen.  (Interraptio 
praescriptionis  est  vel  yera  vel  ficta.)  —  Eine  Unterbrechung 
in  der  eigentlichen  Bedeutung  findet  dann  statt,  wenn 
dem,  welchen  man  an  der  Verjährung  verhindern  will,  eine 
Vorladung  *)  yor  Gericht 7)  oder  ein  Zahlungsbefehl 8)  (un  com- 
mandement)  oder  ein.  gehöriger  Beschlag  zugefertiget  wird.  •) 


6)  Dl«  Klage  mag  übrigens  eine  possessorische  oder  eine  petito- 
rische Klage  eein.  V  sie  Hie  n.  181  f.  —  Es  genügt,  wenn  nur  die 
Klage  In  Jahresfrist  angestellt  wird,  sollte  auch  das  Endurthell  weis 
sp&ter  gesprochen  werden.  Durant.  XXI,  258.  6.  anok  Coulon,  Quest 
dlal.  22.    P.)  Marcadc,  145. 

6  a)  P.)  Nach  deutschem  gemeinem  Processrecbt  kommt  es  anf  die 
Zustellung  des  richterlichen  Vorladungs-Dekrets  an  —  so  die  communis 
opinio,  Renaud,  Ctvilprocess.  2.  Aufl.  §.  73  — ;  zweckmässiger  ist  die 
ron  Wlndscbeid  Pand.  I.  g  108  Anm  4  vertheidigte  Meinung,  dass 
die  Einreichung  der  Klageschrift  bei  Oerlcht  entscheide  —  so  f.  168 
Blohs.  Bürg.  G.B.  — ,  weil  die  Zustellung  der  Citation  sich  leicht  ohne 
Verschulden  des  Klagers  verzögern  kann.  —  Da  Im  franzfafcchen  Procees 
der  Kläger  selbst  die  Ladung  bewirkt,  so  spricht  Art.  2244  nur  von 
citation.  Dies  verkennend  hat  die  7)ad.  Processordnung  §.  263  Z.  7  die 
Insinuation  des  Ladungsdekrets  für  massgebend  erklart,  indem  man  stob 
an  den  Wortlaut  des  Art.  2244  hielt. 

Per  Cltat'on  steht  nach  unbestrittener  französ.  Jurisprudenz  gleich 
„tonte  demsnde  en  Justice44  s.  B.  Reconveutlo,  Intervention!  Incident- 
Anspruoh.  Mareade,  147.  Aubry  et  Bau  II.  §,  215  Nro.  1.  8.  un- 
ten Anm   10. 

7)  Oder  von.  einem  Schiedsrichter.  Tropleng  n.  561. 694.  Sir.  XJXIV, 
11,  19.  XXXVI,  II,  270.  P)  Marcade,  147.  —  Muss  sie  erwiesen  sein? 
Sir.  XL,  I,  54.  P.)  Auch  das  Kompromiss  hat  diese  »Wirkung,  verliert 
sie  aber  wieder  mit  seinem  Erlöschen.  Aubry  et  Rau  II,  g.  215  Text 
und  Anm.  87. 

8)  P.)  Ueber  Com  m  andement  vgl.  Marc  ade,  157,  158.  Aubty 
et  Rau  IL  |  215  8.  851.  Dasselbe  muss  den  gesetzlichen  Vorschriften 
entsprechen,  sonst  Ist  es  wirkungslos.    Sir.  XL1,  I,  478,  XLiI,  I,  533. 

9)  Also  nur  dieZufertigung  des  Beschlages  wird  erfordert.  Va- 
seille  n.  205.  VgL  0.  de  pr.  Art  563.  666.  und  Sir.  XXXI,  I,  490. 
•XLDI,  II,  589.    PJ  And.  1t  Aubry  etiRaji  H,  ft.  315IAul  38. 
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Art.  2244  Vgl  Art.  2180.  g.  ult. ">)  Selbst  eine  Vorladung 
nun  Versuch  der  Güte  vor  dem  Friedensrichter  hat  die  Wirk- 
ung, dass  sie  die  Verjährung  unterbricht,  wenn  anders  darauf 
die  Vorladung  vor  Gericht  in  der  gesetzlichen  Frist  erfolgt. 
Art.  2245.  G.  de  pr.  Art.  57.  Und  es  dürfte  der  Vorladung 
zum  Versuche  der  Güte  diese  Wirkung  sogar  dann  beizulegen 
sein,  wenn  die  Sache  nicht  eine  gütliche  Ausgleichung  znlant 
oder  nicht  zuvörderst  an  den  Friedensrichter  gebracht  zu 
werden  braucht. u)  Arg  Art  2246  Auch  dürfte  das  frei- 
willige Erscheinen  der  Parteien  vor  dem  Friedensrichter  einer 
Vorladung  zum  Versuche  der  Güte  gleich  zu  achten  sein.11) 
Arg.  Art  48.  des  G.  de  pr.  Eine  Vorladung  zum  Erscheinen 
ror  Gericht  unterbricht  die  Verjährung  auch  dann,  wenn  sie 
ron  einem  inkompetenten  Richter  erlassen  worden  ist13)  Art 

10)  Nur  in  den  Fällen  des  Art.  2244  findet  eine  Unterbrechung f in 
dar  eigentlichen  Bedeutung)  statt.  Z.  B.  eine  blose  Aufforderung  mr 
Zahlung  oder  eine  außergerichtliche  Mahnung  unterbricht  die  Verjährung 
nicht.  Le  nouveau  Dunod  p.  95.  Delvinc.  ad  Art.  2244.  Vaiellle 
n.  190.  Troplong  n.  576  ff.  Sir.  XXXU.  U,  324.  Vgl.  auch  Art2l80. 
—  Jedoch  genügt  ea  cur  Unterbrechung  der  Verjährung,  wenn  eine 
Forderung  vor  Gericht  per  modum  reconventionie  vorgescbfltst  wird. 
Merlin  m.  compensst.  §.  II,  n.  7.  Troplong  n.  562.  Sir.  HI,  I,  435- 
XXXU,  I,  244.  XXXVII,  1,  225.  Und  Oberhaupt  sind  zur  Unterbrechung 
der  Verj&hrung  diejenigen  Akte  hinreichend,  welche  einer  Vorladung 
etc.  gleich  su  achten  sind.  Vgl.  Sir.  XXIX.  II,  822.  XXXV,  II,  471.  Dn- 
rant.  XXI,  267  f.  S.  oben  Anm.  6  a.  Auch  gibt  es  einige  besonder« 
Gesetze,  welche  eine  Ausnahme  von  der  vorliegenden  Regel  machen,  ß. 
Sir.  XXI.  1,  240.  -  Ueber  die  Art,  wie  Staatsgläubiger  die  Verjährung 
ihrer  Forderungen  verhindern  können,  s.  das  GA.  des  8UI.  v.  8.  April 
1809.  —  Wird  die  Verjährung  durch  eine  Requete  en  Intervention  unter- 
brochen? Sir.  XLI,  I,  763.    Ja!    8.  oben  Anm.  6a. 

11)  Vaseille  n.  195.  Favard  m.  prescript.  Sect.  II,  %.  I1L  Art.  2. 
8ir.  X,  I,  77.  XXXVIII,  11,  492  Cit.  —  Zwischen  Sachen,  die  einen  Vcr 
gleich  nicht  zulassen,  und  «wischen  Sachen,  in  welchen  ein  Vergieß 
nicht  versucht  su  werden  brsucht,  unterscheiden  Delvinc.  sd  Artikel 
2245.  Troplong  n.  592.  *u.  Sir.  XLIII.  II,  170.  P.)  Msrcsde,  l'O 
—173  vertheidlgt  gut  die  Ansicht  von  Z.  Ebenso  Aubrv  et  Rsu  U  I 
215  Anm.  18,  :9 

12)  Vaseille  n.191.  Troplong  n.  590.  Favard  m. coneflistfon 
§.  VI.  *Carrd  et  Chauveau,  Lois  de  pr.  qu.  249.  -  P.)  I*  J"* 
allgemein  angenommen.  Marcade,  166.  Aubry  et  Kau  11  §.  215 An- 
merkung 20. 

13)  Er  magquoad  personsm  oderquosd  materism  tokompet*0* 
sein.  Du  ran  t  XXI,  265.  S.  such  81  r.  XXXVII.  II,  137.  XXXVIII,  1,  » 
*L.  I,  122.  P.)  And.  M.  Msrcsde,  153.  8  dagegen  Aubry  etB«« 
H  I-  215  Anm.  9  —  *Auch  die  Lsdung  vor  ein  ausländisches  Geriebt 
unterbricht  die  Verjährung.  Rh.  Aren.  XXXII,  I,  96. 
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2246.  Ist  die  Vorladung  ihrer  Form  nach  nichtig,14)  oder 
steht  der  Kläger  von  seiner  Klage  ab,  (C.  de  pr.  Art  403.) 
oder  lässt  er  die  Instanz  erlöschen, lö)  (C.  de  pr.  Art.  397  ff) 
oder  wird  die  Klage  verworfen, ")  so  ist  die  Unterbrechung 
der  Verjährung  als  nicht  geschehen  zu  betrachten.  Artikel 
2247. 17)  Der  Unterbrechung  in  der  eigentlichen  Bedeutung 
stellen  die  Gesetze  den  Fall  gleich,  da  der  Besitzer  oder  der 
Schuldner18)  das  Hecht  desjenigen  anerkennt,  gegen  welchen 
er  verjährte.  ,9)    (Unterbrechung  der  Verjährung  in  der  un- 


14)  8.  Jed.  den  C.  de  pr.  Art.  173.  Vgl.  auch  Öir.  XXX»,  I,  824. 
»Uebcr  Art.  65.  C.  d.  pr.  s.  8lr.  XLIII,  1,  97.  XLIV,  II,  268.  -  Der 
6aU  Ist  nicht  auf  den  Fall  auszudehnen,  da  der  Kl&ger  nur  der  Auto- 
riaation  oder  des  Beitritts  einer  andern  Person  cur  Anstellung  der  Klage 
bedurfte.    Vaaellle  n.  199ff.   Troplong  n.  599.    Vgl.  Art.  1125. 

15)  8.  jedoch  Sir.  XXXV,  II,  420.  XXXVIII,  I,  76.  —  Anders,  wenn 
das  Verfahren  blos  nicht  fortgesetzt  wird.  Sir.  XXXI,  I,  162.  XXXVI, 
IL  126.  XL,  II,  441.  *XL1U,  II.  212.  -  Vgl.  C.  de  pr.  Art.  399.  Du- 
rant.  XXI,  266. 

16)  Verworfen  —  angebrachtermassen  oder  als  noch  zur  Zelt  un- 
statthaft, s.  B.  weil  der  Versuch  cur  Güte  nicht  vorangegangen  ist. 
Sir.  XIV,  I,  201.  XXXIV.  I,  403.  XXXVII,  I,  484.  8.  jed.  Troplong  n. 
610.  Sir.  XXX VII,  1,  780.  -  Wird  die  Klage  schlechthin  verworfen, 
so  steht  dem,  gegen  welchen  die  Verjährung  lief»  ohnehin  die  exo.  rei  - 
judicatae  cur  Seite.    Maleville  ad  Art.  2247.  Durant.  XXI,  266. 

17)  #Der  Art.  2247  ist  aueh  dann  anzuwenden,  wenn  die  Schiede- 
richter es  versäume»,  das  Unheil  su  fallen.  Sir.  XLV11I,  I,  548.  P.)  8. 
oben  Anm.  7. 

18)  Oder  ein  Bevollmächtigter  desselben.  8lr.  XXXVI,  II,  220.  P.) 
Salva  legitimatione ;  s.  B.  der  Minderjährige  kaun  gar  nicht  verfugen, 
also  auch  nicht  anerkennen ;  der  Emancipirte  kann  nicht  wegen  Liegen- 
schaften ein  giltiges  Anerkenntnis«  ablegen.  Aubry  et  Ran  II.  §.  215 
Anm.  45,  46. 

19 J  Der  Annahme  bedarf  das  Anerkenntnis  nicht.  Troplong 
n.  615.  *8ir.  XXXII,  I,  439.  XLII,  1,  380.  XLIII,  II,  288.  P.)  Marc. ade 
178  Anm.  2.  Der  Widerruf  eines  Anerbit-tens  vor  der  Annahme  hat  nur 
dann  Wirkung,  wenn  es  sich  um  einen  Vergleich  etc.  handelt.  Sir.  XLII, 
I,  533.  LXV,  I,  131.  --  Die  Frage,  ob  ein  Anerkenntniss ,  das  einen 
Dritten  gegenüber  geschehen  ist,  cur  Unterbrechung  der  Verjährung 
hinreiche,  wird  bejaht  b.  8lr.  XXXI,  11.250.  XXXIV,  II,  20.  *XLI,  I,  716. 
Rh.  Arcb.  XLI,  ),  155.  8.  jed.  Rh.  Arch.  XXXII,  I,  108.  (In  letsterm 
Falle  wurde  in  der  Erklärung  des  Miterben  eine  Schuld  übernehmen  an 
wollen,  mit  Recht  keine  Anerkennung  gefunden.)  Eine  Unterbrechung 
der  Verjährung  liegt  auch  in  der  Auflage  an  den  Erwerber  eines  Grund- 
stocks, eine  darauf  haftende  Rente  zu  zahlen.  Sir.  LH,  II,  282.  —  Das 
Anerkenntniss  kann  auch  sillschwelgend  ( facti«)  geschehen;  z.  B  con- 
stituta  hypotheca,  per  Solutionen»  usurarum.  Durant  XXI,  269.  VgL 
Art.  2221.  2224.  *Auch  dadurch,  dass  der  Schuldner  eine  Klage  auf 
Reduktion  der  Hypothek  anstellt.  8ir.  XL1V,  IL  1.   P.)  Marcade,  17a 
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eigentlichen  Bedeutung.)10)  Art.  2248.  Vgl  unten §.  33a»1) 
Beide,  die  eigentliche  und  die  uneigentliche  bürgerliche  Unter- 
brechung, sind  ihren  Folgen  nach  nicht  von  einander  verschie- 
den Z.  B.  beide  sind  nicht  über  ihren  Gegenstand,  (non  ultra 
casum  guum,)  hinaus  zu  erstrecken.  '*) 

Die  Unterbrechung  der  Ersitzung  und  die  Unterbrechung 
der  Verjährung  kommen  ihren  Wirkungen  nach  mit  einander 
übereilt;  beide  haben  die  Folge,  dass  die  bis  zur  Unterbrech- 
ung abgelaufene  Zeit  als  nicht  abgelaufen  zu  betrachten  ist 
Art  2233.  (Man  kann  daher  sagen,  dass  eine  Unterbrechung 
der  Ersitzung  den  Folgen  nach  zugleich  eine  Unterbrechung 
der  Verjährung  in  allen  den  Fällen  ist,  in  welchen  zur  Ver- 
jährung eine  Ersitzung  vorausgesetzt  wird, ")  und  umgekehrt)**) 
Dagegen  ist  es  zwar  zur  Vollendung  der  Verjährung,   (in  so 


20)  Einige  rechnen  die  Anerkennung  des  Rechts  zur  Interruptio  na- 
turalis, andere  zur  i.  civilis.  S.  le  noav.  Da  n od  p.  95.  Plan k  p.  89. 
Die  letztere  Meinung  ist  (nach  der  herkömmlichen  Kunstsprache)  un- 
streitig die  richtigere.  Agnitio  debiti  non  euilibet  prodest.  Nach 
der  im  Paragraphen  gewählten  Kunstsprache  ist  die  Anerkennung  des 
Rechts  eine  quasi  Interruptio  praescriptionis  und  zwar  d.e  einzige  Art 
dieser  Unterbrechung.  —  Man  Ter  wechsle  übrigens  nicht  die  Anerken- 
nung des  Rechts,  gegen  welches  die  Verjährung  lief,  mit  der  Versieht- 
leiatung  auf  die  Verjährung.  Durant.  des  contr.  et  obl  IV.  1107  noch 
mit  einer  Novation.  Troplong  n.  697 f.  P.)  Usber  den  Unterschied 
zwischen  dem  nach  Art.  2220  unzulässigen  Verzichte  auf  eine  künftige 
Verjährung  und  dem  Anerkenntnis*  im  Sinne  tob  Art.  2248  s.  Mar- 
eadt,  8.  81  u.  f. 

21)  Wh  wird  die  Verjährung  einer  Wechselsehuld  unterbrochen? 
8ir.  XXXVIII,  I,  708.  P.)  Nach  §.  80  der  deutschen  Wechselordnung 
nur  durch  Behändigung  der  Klage  und  nur  gegen  den  Verklagten. 

$  22)  1.  9.  §.  5.  D.  ad  ezhibendum.  Vazeille  n.  224 ff.  Troplong 
n.  659 ff.  Sir.  XXVI,  I,  483.  XXX,  H  98.  XXXI,  II,  252.  XXXII,  iE 
:ö4.  XXX,  II,  647.  XXXIX,  II,  263.  XL,  I,  253. 

23)  Also  bei  der  rei  vindicatio,  bei  der  actio  confessoria.  PJ  S.  eben 
Abi»,  la  und  die  nachf.  Anm. 

23a)  P)  Auch  bei  der  erlöschenden  Verjährung  gibt  es  eine  Inter- 
ruptio naturalis  —  begrifflich  und  nach  der  Sprache  der  römischen 
Quellen  —  durch  Ausübung  des  in  der  Verjährung  begriffenen  Rechts; 
dessen  Verwirklichung  d.  h.  Erfüllung  der  Verbindlichkeit  hat  freilieh  auch 
die  Beendigung  des  Rechts  vielfach  zur  Folge  (nicht  immer  s.  B.  Leib- 
renten), und  dies  geht  weiter  als  die  ünterbr.  d.Vorj.;  aber  die  Zurück 
behaltung  von  Sachen  des  Schuldners,  um  sich  ein  Sicherungsmittel  fit 
eins  andere  Forderung  zu  schaffen,  oder  um  ihn  zur  Erfüllung  zu  oötbl- 

ri,  hat  gans  den  Charaoter  der  ü.  d.  V.    S.  Wind  scheid,  Paad. 
f.  108.  -  L.  7  f.  5.  C.  de  praescr.  XXX  -  7,  89.  -  üeber  denüa- 
Ursohied  von  Interruptio  und  Diskontinuität  s.  unten  f.  216 c  Anm.  14a. 
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fern  diese  nicht  durch  eine  Ersitzung  bedingt  ist,  also  z.  B. 
bei  Schuldklagen,)  hinreichend,  dass  die  Verjährungszeit  ohne 
eine  Unterbrechung  abgelaufen  ist;*4)  nicht  aber  zur  Vollen- 
dung der  Ersitzung.  Denn  zur  Ersitzung  wird  ausser  dem 
Ablaufe  einer  gewissen  Zeit  und  ausser  dem  Stillschweigen 
des  Gegentheiles  noch  ein  gesetzmäßiger  und  stetiger  Besitz 
erfordert  Vgl.  §.  215.  —  Die  Unterbrechung  der  Verjährung 
(die  eigentliche  und  die  uneigentliche)  ist  nur  beziehungsweise 
d.  h.  nur  unter  den  Parteien,  ihren  Vertretern  und  Rechts- 
nachfolgern,'5) die  Unterbrechung  der  Ersitzung  ist  schlecht- 
hinwirksam. Art.  2249.  2250  jct.  Art  709.  710.  1199.  1206. 
Wenn  die  Unterbrechung  der  Verjährung  vorübergegan- 
gen ist,  ohne  dass  sie  einerseits  als  nicht  geschehn  zabetrach- 
ten  wäre  (Art.  2247),  und  ohne  dass  sie  andererseits  die  Folge 
gehabt  hätte,  die  Verjährung  (z.  B.  durch  die  erfolgte  Ent- 
währung  der  Liegenschaft,)  gänzlich  aufzuheben,  so  läuft  von 
dem  Tage  an,  an  welchem  die  Unterbrechung  aufgehört  bot, 
die  frühere  Verjährung  von  Neuem  d.  L  so  kann  von  die- 
sem Tage  an  die  Verjährung  in  derselben  Zeit  und  unter 
denselben  Bedingungen  vollendet  werden,  wie  sie,  wenn  die 
Unterbrechung  nicht  geschehen  wäre,  vollendet  worden  sein 
würde.  »6) 


24)  Pothier  tr.  des  obligat,  n.  663.  664.  Plank  p.  221. 

V5)  Vgl.  über  die  ans  dieser  Kegel  sich  ergebenden  Folgerungen. 
Pothier  de  la  prescr.  n.  54.  Vaieille  n.  231ff  Delvinc.  p.  II. 
640.  Do  ran  t.  des  contr.  et  obl.  II,  596.  IV,  1114  Ebend.  XXI,  271  ff. 
282f.  Troplong  n.  626.  647  ff.  Sir.  IX,  II.  128.  X,  I,  37.  XVI,  II,  98. 
XXV,  II.  265.  XXVL  II,  136  XXVIII.  1,210,  XXX,  I,  201.  XXXIV.  II, 
26.  XXXV,  II,  801.  XL,I,  491.  Cit.XLI,  I,  694.  •XLII,  II,  318.  XLIII, 
I,  898.  II,  495.  XLV,  II,  169.  P.)  Sir.  LIX.  II,  882.  Daraus  folrt  auch, 
dass  die  bürgerliche  Unterbrechung  sich  auf  ihren  Gegenstand  beschränkt; 
b.  B.  die  Anstellung  der  heredit.  petitio  ex  testamento  schützt  nicht 
gegen  die  Verj.  derselben  Klage  auf  Grund  des  gesetzlichen  Erbrechts. 
8ir.  LXVI,  11,61.  Troplong  II,  664. 

26)  Der  C.  c.  kennt  nicht  (wie  das  römische  Recht),  eine  besondere 
praescriptio  actionum,  quae  in  Judicium  dednctae  sunt.  Man  kann  also 
der  Unterbrechung  der  Verjährung,  in  Beziehung  auf  die  rorliegcads 
Frage,  nur  die  Wirkung  beilegen,  welche  sie  ihrem  Begriffe  nach  hat. 
Vgl.  über  diese  Frage:  Troplong  n.  537.  678 ff.  Reyue  de  llgisl.  et 
de  jurispr.  Jahrg.  1836.  p.  133.  Sir.  XXXII,  I,  537.  821.  II,  122.  Cit. 
XXXIII,  L  396.  XXXV,  II,  4*8.  »XXXVIII,  I,  76.  XLI,  I,  776.  P.) 
Indessen  dauert  die  unterbrechende  Wirkung  der  Citation  bis  aar  Be- 
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8.  214. 

Fortsetzung.  —  Bedingtes,  betagtes  Recht.    Gilt  als  Regel  der  Satz: 
„Contra  agere  non  valentem  non  corrit  praescriptio."?  •) 

Wenn  auch  die  Rechtsregel:  Contra  agere  non  valentem 
non  currit  praescriptio,  (vgl.  1.  1  §.  2.  C.  de  annali  exe.)  von 
dem  C.  c.  nirgends  in  dieser  Allgemeinheit  aufgestellt  wird,  so 
ist  sie  doch,  richtig  verstanden,  theils  zu  Folge  der  Schlüsse, 
die  aus  besondern  Vorschriften  des  C.  c.  abgeleitet  werden 
können,  (s.  z.  B.  Art  2256.  n.  1.  2257.)  theils  zu  Folge  all- 
gemeiner Rechtsgrundsätze,  auch  eine  Regel  des  französischen 
Rechts. l)  —  Kraft  dieser  Regel  kann  die  Einrede  der  Ver- 
jährung 1)  nicht  demjenigen  entgegengesetzt  werden,  welcher 
einstweilen  nicht  befugt  war,  sein  Recht  zu  verfolgen;  also 
z.  B.  nicht  demjenigen,  dessen  Klagrecht  bedingt  oder  vertagt 
ist,  so  lange  die  Bedingung  oder  der  Zahltag  nicht  eingetre- 
ten ist, 8)  Art.  2257.  vgl.  §.  772.  ferner  nicht,  wenn  und  so 
lange  der  Verkehr  mit  dem  Lande  oder  Orte,  wo  das  Recht 


endigung  des  Prozesses,  sei  es  dareb  Urtheil  sei  es  in  anderer  Weise. 
Marcadä,  Uß,  148. 

*)  P.)  Diese  Regel  ist  für  den  C.  c.  nicht  amnerkennen,  wie  sie 
anch  im  gemeinen  Rechte  nur  für  die  im  Gesetze  speciell  bezeichneten 
Falle  gilt  —  Puchta,  Pand.  10.  Aufl.  §. 90.  Abs. f.  Vgl.  Windscheid, 
Pand.  §.  109  Anm.  2. . .  Die  Falle,  welche  Z.  hier  nnter  No.  1  auffahrt» 
beruhen  nicht  auf  diesem  Satze;  sie  betreffen  nur  die  actio  nondam 
nata,  and  es  ist  selbstverständlich,  dass  ein  noch  nicht  bestehendes 
Recht  keiner  Verjährung  unterworfen  ist.  Die  weiteren  Fälle  nnter 
No.  2  widersprechen  aber  dem  Gesetze,  welches  in  Art:  2251  die  Streit- 
fragen des  alten  Rechts  über  die  fragliche  Rechtsregel  ausschliessen 
wollte  und  ausgeschlossen  hat.  S.  oben  §.  211  Anm.  6  P.)  and  Mar- 
cade*, 186,  187.  Auch  fahrt  dies  zur  grössten  Willkar,  da  die  Verhin- 
derung durch  Tis  major  keinen  grösseren  Werth  hat,  als  die  Abwesen- 
heit, Unbekanntschaft  mit  dem  Rechte,  Zustand  der  Dispositionsuulähig- 
keit  ohne  Vormund  etc.,  in  welchen  Fällen  man  nach  §.  211  unbedenk- 
lich die  Verjährung  zulässt. 

1)  Troplong  n.  700.  Durant.  XXI,  286.  -  Die  Regel  besieht 
sich  zwar  unmittelbar  nur  auf  die  Verjährung  in  der  eigentlichen  Be- 
deutung.   S.  jedoch  §.  213  Anm.  2. 

2)  Jedoch  leidet  diese  Regel  die  Ausnahme,  dass  durch  die  Ersitz- 
ung einer  Liegenschaft  auch  diejenigen  Klagen  von  dem  dritten  Besitzer 
▼erjährt  werden,  welche  an  sich  nur  bedingungsweise  angestellt  werden 
könuen.  S.  die  g.  215 d.  Anm.  2  a.  Schriften.  —  Uebrigens  handelt  der 
Artikel  nur  von  den  aufschiebenden  Bedingungen.  Du  ran  t.  XXL 
826  ff.  —  Von  dem  Zeitpunkte,  mit  welchem  che  Verjährung  in  den 
Fällen  des  Artikels  2257  zu  laufen  anfängt,  s.  Ebenders.  n.  890  ff. 
P.)  Marcade,  2l3u.f. 
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zu  verfolgen  sein  würde,  verboten  ist.  —  Kraft  derselben  Re- 
gel kann  von  der  Einrede  der  Verjährung  2)  nicht  gegen  den- 
jenigen Gebrauch  gemacht  werden,  welchem  es  durch  äussere 
Umstände ,  z.  B.  durch  eine  Ueberschwemmung  oder  durch 
einen  Einfall  des  Feindes,  physisch  unmöglich  gemacht 
wurde,  sein  Recht  einstweilen  zu  verfolgen.8)  Vgl.  das  GA. 
des  StR.  v.  25.  Jan.  1814 

b)  Gesetzliche   Vorschriften,  die  sich  nur  auf  die 
Ersitzung  beziehen. 

§.  215a.  (215.  281.) 

Gegenstände  der  Ersitzung.  En  fait  de  me übles  la  possession  vaut  titre. 

Gegenstände  der  Ersitzung  sind  nur  liegenschaft li- 
ehe Rechte  d.  i.  nur  das  Eigenthum  und  die  Dienstbarkeiten 
an  Grundstücken;  nicht  aber  bewegliche  Sachen ')  Denn 
da  die  Ersitzung  den  Zweck  hat,  das  Eigenthum  an  einer 
Sache  oder  eine  Dienstbarkeit  endgiltig  zu  erwerben,  so  be- 
darf es,  zu  Folge  der  Vorschrift  des  Art.  2279.  §.  1.,  der 
Ersitzung  nicht, la)  um  das  Eigenthum  an  einer  beweglichen 
Sache  endgiltig  und  gegen  einen  jeden  Dritten  wirksam  zu 
machen. 


8)  Merlin  m.  prescript.  Sect  I,  §.  7  Art.  2.  Troplon?  n.  727 ff. 
—  Auch  der  Fall  gebort  hierher,  da  die  Anstellung  der  Klage  durch 
eine  Gewalttbat  der  Gegenpartei  verhindert  worden  ist.  Troplong 
dl  725.    P.)  S   dagegen  oben  Anm.  *.    Nur  Art.  1882  bietet  Abhilfe. 

li  Das,  was  §.  216b- 217  von  der  Ersitzung  gesagt  werden  wird, 
gilt  «war  in  der  Regel  eben  sowohl  von  der  Ersitzung  der  Dienstbar- 
keiten als  von  der  des  Eigenthumes.  Jedoch  kommen  bei  der  Ersitsurg 
der  Dienstbarkeiten  noch  einige  besondere  gesettliche  Vorschriften  vor. 
Von  diesen  in  der  Lehre  von  den  Dienstbarkeiten.  (Um  den  Vortrag 
möglichst  abzukürzen,  wird  in  jenen  Paragraphen  immer  nur  von  der 
Ersitzung  des  Eigenthumes  —  an  Grundstöcken  —  die  Bede  sein.) 

la)  P.)  Wenn  Demolombe  IX,  622  und  Marcade\  800  von 
einer  „prescription  instantaneV  spricht,  so  ist  das  grundfalsch,  und  ver- 
kennt vollständig  die  rechtsgeschichtliche  Entstehung  —  unten  Anm.  4 
—  sowie  das  Pnneip  des  Art.  2279  Abs.  1,  welches  in  der  Aufstellung 
einer  Rechtsvermuthung  für  das  Eigenthum  des  Besitzers  eii.er  Mobilie 
besteht.  —  8.  unten  Anm.  8.  Puchelt,  Zeitschr.  I.  S.  HO.  Renaud 
in  der  unten  Anm.  4  angef.  Abhandl.  8  151,  155.  Aubrj  et  Ran,  II. 
$.  188  Anmerk.  8.  —  üeber  die  Nachbildung  der  Art.  2279.  2280  im 
Deutschen  Handelsgesettbache  Art.  806—808  s.  Puchelt.  Kommentar 
8.  587-691. 
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Es  staut  nämlich*)  der  Art  2279.  §.  1.  (vgl.  Art.  211».) 
—  in  dem  Interesse  des  Handels  und  des  Wandels  —  den 
Grundsatz  auf:  En  fait  de  meubles  la  possesskm  vaut  ttae 
d.  i.  was  bewegliche  Sachen  betrifft,  vertritt  der  Mete*) 
Besitz  die  Stelle  des  eadgiltig  erworbenen  Eigenthumes,  so 
dass  der  Besitzer,  ohne  dass  er  sich  auf  einen  Titel  oder  mf 
die  Ersitzung  zu  beziehen  braucht,  und  ohne,  dass  der  Ge- 
genpartei (dem  Eigenthümer)  Gegenbeweis  vorzubehalten  wäre,3) 
schon  wegen  seines  Besitzes  einen  jeden  Ansprach,  welchen 
ein  Dritter  kraft  eines  dinglichen  Rechtes  an  ihn  machen 
könnte,  von  sich  abwehren  kann.4)  —  Es  bezieht  sich  also 
der  Grundsatz  1)  nur  auf  Sachen  in  der  eigentlichen  Be- 
deutung d.  i.  nur  auf  res  corp orales  mobiles,  nicht  aber 
atrf  Förderungen  oder  andere  Mobiliarrechte. 5)  Er  besieht  sich 


1  b)  P.)  Gute  Zusammenstellung  und  Bearbeitung  der  frans.  Entseh. 
In  Lauckhard,  Rechtfälle.  N.  F.  Bd.  8  8.  1,  43. 

2)  *Der  bloss  Besitz  —  mithin  kommt  die  bona  oder  mala  Net 
des  Besitzers  Dicht  in  Betracht.  Dieser  Sats.  über  welchen  Doktrin  und 
Gerichtsgebrauch  schwankten,  ist  gegenwärtig  anerkannt.  Sir.  XLVTL 
H  77.  Li,  II,  475.  Er  ergibt  sich  aus  der  Betrachtung  der  geschicht- 
lichen (germanischen)  Grundlage  der  Rechteregel  en  fait  de  meubles  etc. 
P.)  Puchelt,  Kommentar  s.  D.  H.G.B.  8.  688  Anm.  7.  Benand  a. 
a.  0.  8.  151  Anm.  82.  Der  Besits  muss  jedoch  der  juristische  im  Sinne 
der  Anm.  •  zu  §.  185a  sein.  Benand  a.  a.  O.S.  151  Anm.  31.  Siehe 
unten  No.  8. 

8)  Est  praesumtio  juris  et  de  jure.  Vgl.  Sir.  in  den  Anm.  7  a.  8t 
P.)  8.  oben  Anm.  1  a. 

4)  So  wird  der  Artikel  (richtig)  verstanden,  a.  B.  von  Delvine. 
ad  Art  2279.  Durant.  IV,  485.  XV,  286.  Troplong  n.  1060  Aach  dk 
vindicatio  rerum  mobilium  h&lt  für  zulassig  To  ullier  XIV,  p.  115  ff. 
Der  Artikel  ist  aus  dem  deutschen  Rechte  entlehnt  Hand  mnst  Hand 
wahren.  Vgl.  Bauer  de  singulsri  vi  atque  effectu  possessionis  rerum 
mobilium  ad  Art.  2279.  C.  N.  Gott  1813.  4.  Sur  la  regle:  En  fait  de 
meubles  etc.  Badiscbe  Annalen  VIII,  306.  —  *Renaud  in  der  krit 
Zeitschr.  für  auslandische  Rechtsw.  XVII,  S.  137  ff.  und  übersetst  in  der 
Revue  de  legiel.  1845.  I,  371.  (Die  beste  Abhandlung  über  den  8nts: 
En  fait  de  meubles  etc.,  der  aus  seiner  germanischen  Grundlage 
erlSutert  wird.)  P.)  Essai  sur  la  poss.  des  meubles  et  sur  la  revendi- 
cation  des  titres  au  porteur  perdus  ou  voles.    Par  Folleville.    1969. 

5)  Troplong  n.  1065.  Vazeille  n.  670.  Dnranton  XII,  1Ä 
8  fr.  XXXIV.  II.  679  f.  XXXVI,  I,  353.  XXXIX.  I,  169.  XL,  I,  764. 
♦XLVI,  II,  557.  XL1X,  I,  170  Dagegen  Sir.  XXXVI,  II,  113.- Jedoch 
sind  Schuldscheine,  die  auf  den  Briefinhaber  laateu,  (des  efets  an  por- 
teur), unter  der  Vorschrift  des  Art.  2279.  §.  1  begriffen.  Vateille  n. 
620  Merlin  ou.  m.  revendicat  8.1.  Sir.  IV, I,  225. XXXIII,  II,  652t 
*Ult  lt  88.  —  Ist  der  Art  auch  auf  (verpfändete)  ScbuldveraenM&nvngea 
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i)  nur  auf  einzelne  bewegliche  Sachen,  nicht  aber  auf 
rechtliche  Gesammtheit  (universitär  juris)  von  beweglich«! 
Sachen,  z.  B.  nicht  auf  einen  Mobiliarnachlafis.6)  Eine  Ge» 
sainmtheit  dieser  Ari  ist  in  Beziehung  auf  die  Ersitzung  nach 
der  Regel  des  Art.  2262  zu  beurtheilen.  Er  schützt  den  Be- 
sitzer 3)  nur  gegen  diejenigen  Ansprüche,  welche  auf  einem 
dinglichen  Rechte  beruhen,  also  nicht  gegen  diejenigen 
Ansprüche  und  Klagen,  deren  Grund  eine  Verbindlichkeit 
des  Besitzers  (z  B.  ez  vendito,  ex  commodato)  ist7)7»)  Auch 
können,  unbeschadet  des  vorliegenden  Grundsatzes,  die  Gläu- 
biger demjenigen,  welcher  gegen  den  Besitzer  einer  beweglichen 
Sache  eine  Klage  hat»  sein  Klagrecht  nach  Massgabe  des  Art 
1166  ausüben.8)  —  Der  obige  Grundsatz  leidet  jedoch  fol- 
gende Ausnahmen :  1)  Derjenige,  welcher  eine  bewegliche  Sache 


anwendbar?  Jahrb.  des  Bad.  O.H.G.  1830  t>.  222.  Bad.  Annalen  HI,  09. 
Duttlinger  II,  430.  Dagegen  ist  das  Wort:  Meubles,  das  der  Art 
2279  braucht,  nicht  im  Sinne  des  Art.  533  in  nehmen.  Troplong  n. 
1064.  P.)  Wegen  Inhaberpapieren  s.  Ben  au  d  a.  a.  0.  S.  160.  ifann 
man  ein  Stück  Metallgeld  oder  Papiergeld  nach  Art.  2279  Abs.  2  vin- 
diciren?  Ja!  sofern  es  nicht  Zwangskars  hat.  Puc  helt.  Zeitschr.  II. 
S.  153—156.  —  Der  K.  H.  hat  die  Vindikation  einer  englischen  Bank- 
note lügelassen.  Sir.  LVII,  I,  173.  —  Wegen  der  Mobiliarreehte  s.  oben 
§•  185a  Anm.  2a.  Benand  S.  159  n.  flg. 

Die  Inbaberpapiere  sind  durch  Art.  307  Deutsch.  Hand.-G.-B.  der 
Vindikation  sogar  dann  entzogen,  wenn  sie  gestohlen  oder  verloren  sind. 

6)  Male?,  nnd  Delvinc.  ad  Art.  2279.  Troplong  n.  1066.  P.) 
Benand  a.  a.  0.  8.  161,  162. 

7)  8ir.  XVIII,  I,  166.  XXVII,  II,  102.  XXIX,  I,  331.  XXXIII,  I, 
401.  II,  202.  «XL,  I,  572.  XLII,  I>  33.  XL1II,  II,  75.  XLVI,  II,  105.  - 
Dal  los  m.  pret.  Sect  I.  Aber  ist  dieser  Sata  dahin  auszudehnen,  dass 

Segen  den  Besitzer,  arg.  Art.  1141  in  den  Endworten,  auch  die  actio 
oli  zulässig  wäre?  Bejaht  wird  diese  Frage  von  D arank  XVI il,  43. 
und  Troplong  n.  1060 ff.  Verneint  von  Rauter  in  der  Revue  de  14- 
gielation  et  de  jurispr.  T.  V.  p.  137.  (Die  letztere  Meinung  ist  ent- 
schieden die  richtigere.  Der  Art.  1141  ist  aus  dem  römischen  Rechte 
entlehnt,  er  wurde  vor  dem  Art.  2279  dekretirt.  Man  hat  ihn  also 
als  eine  Ausnahme  von  der  Regel  zu  behandelnd  P)  Ueber  Art  1141 
s.  oben  (.  180  Anm.  *  wonach  zwar  Art.  1141  dem  Art  2279  nachsteht, 
dessen  8chlusssata  aber  allerdings  eine  Entacb&digungaklage  gewährt, 
die  unter  Umstanden  auf  Restitution  der  Sache  geht 

7a)  P)  Auch  die  cond.  sine  causa  ist  unter  Umstanden  zulässig  s. 
B.  im  Falle  ungiltiger  Schenkung  auf  Heraussrabe  des  Geschenkes. 
TropUng,  Prescr.  II,  1043,  1044.  Don.ettest  1049,  1051.  Vaieillt, 
Preser.  671,  678.    Aubrj  et  Bau  V.  §.  669.  8.  478  3.  ed. 

8)  Favard  m.  nantfssement  g.  VL  8.  auch  Sir.  XXXI,  II,  287. 
XL,  U,  118.  «XLII,  I,  88.  Coulon,  dial.  100. 
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verloren8*)  bat  oder  dem  sie  gestohlen  worden  ist,9)  hat  drei 
Jahre  lang,10)  von  der  Zeit  des  Verlustes  oder  des  Diebstahles 
an  gerechnet,  das  Recht,  die  Sache  von  einem  jeden  Besitzer 
derselben  zu  vindiciren.    Dieser   kann,   wenn   ihm   die  Sache 


8a)  P.)  Ueber  den  Unterschied  von  thesaurus  and  res  derelicta  a. 
oben  §.  200  und  wegen  Specialgesetzen  s.  dort  Anm«  4. 

9)  Der  Satz,  eine  exceptio  a  regula,  darf  nicht  ausdehnend  aoage- 
legt  werden.  Sir.  XVIII,  I,  166.  Z.  B.  dem  Diebstahle  ist  nicht  der 
Fall  gleichzustellen,  da  ein  Depositar  die  Sache  veräussert  hat;  Trop- 
ion *  n.  1070  Sir.  XXXII,  II,  347.  XXXIII,  II,  18.  *XXXVL  II,  193. 
XLVII.  II.  399.  LH,  I,  38.  <*also  Missbrauch  des  Vertrauens  steht  nicht 
dem  Diebstahl  gleich.)  A.  M.  ist  Tonil.  XIV,  118.  —  noch  der  Fall, 
da  man  am  die  Sache  durch  eine  Gaunerei  (escroquerie)  gekommen  ist. 
—  *In  Bezug  auf  den  letztern  Paukt  ist  der  Gerichtsgebrauch  schwan- 
kend. Mit  Zach ar.:  Sir.  XXXIII,  I,  241.  XXXV,  I,  321.  XXXVL  H, 
18  193  in  diesen  Urtheilen  wurde  jedoch  fälschlich  auf  die  bona  fides 
des  Besitzers  Rücksicht  genommen.  Dagegen  wird  die  Klage  überhaupt 
zugelassen  v.  Troplong  1069.  Sir.  XXXIV,  II,  91.  XXXV,  I,  325  Cit. 
Gegen  Troplong  wendet  Renaud  a.  a.  0.  S.  152.  A.  33  mit  Recht 
ein,  dass  derjenige,  der  um  seine  Sache  geprellt  wird,  einen  wahren 
Willen  hat,  sich  seines  Besitzes  zu  entäussern,  nur  wird  dieser  Wille 
durch  einen  Irrthom  bestimmt.  Der  richtigen  Ansicht  folgte  das  ür- 
theil  Bh.  Ar  eh.  XXXIII.  I,  241.  —  (üeber  den  Fall  des  Art.  408  des 
C.  p.  s.  Sir.  XXXI I,  II,  348.)  Eben  so  dürften  Sachen,  die  das  Wasser 
weggeschwemmt  oder  fortgerissen  hat,  nicht  zq  d.  verlornen  au  rechnen 
u.  mithin  nicht  unter  der  Ausnahme  begriffen  sein.  •  Benaud  a.  a.  0. 
S.  152.  A   M.  ist  Toullier  XI,  323. 

10)  P)  Die  meisten  französ.  Seh rifsteller  nehmen  an,  die  dreijährige 
Frist  beziehe  sich  nur  auf  den  dritten  Besitzer;  gegen  den  Dieb  oder 
Finder  sei  die  dreissigjährige  Verjährung  massgebend.  Laurent  VIII, 


466.  Duranton  IV,  329.  Demolombe  XIII,  71.  Aubrv  et  Ran  II, 
§.  201  Anm.  49.  S.  dagegen  Benaud  S.  158  Anm.  46.  Die  rei  vindi- 
catio ist  nach  Ablauf  der  Klagefrist  absolut  unzulässig;  dagegen  haftet 
allerdings  der  Dieb  ex  delicto  nach  Art.  1382  dreissig  Jahre  lanj?,  was 
auch  zur  Restitution  der  Sache  selbst  fuhren  kann.  S.  oben  §.  180  An- 
merk.  *  in  fine.  Dagegen  der  Finder  einer  verlorenen  Sache  —  nicht 
des  Schatzes,  der  gar  nicht  unter  Art.  2279  steht;  Laurent  VIII,  452 
—  hat  keine  Anzeigepflicht  nach  französischem  Rechte  —  oben  §.  200 
Anm.  4  P)  und  hat  nur  eine  Restitutionspflicht,  wenn  der  Eigenthümer 
sich  meldet  —  Art.  717  Abs.  2  — ;  dieser  kann  aber  nur  während  der 
drei  Jahre  des  Art  2279  sich  melden.  Auch  ein  Delikt  im  Sinne  von 
Art.  1882  lässt  sich  dann  nicht  konstruiren;  nur  die  Bereicberuugsklage 
ist  möglich,  aber  auch  diese  bedenklich.  Kannte  übrigens  der  Findor 
den  Eigenthümer  und  verschweigt  den  Fund,  so  liegt  ein  Delikt  vor.  — 
Die  drei  Jahre  dürften  weniger  von  einer  Ersitzung  noch  ?on  einer  Ver- 
jährung zu  verstehen  sein.  Sie  setzen  eine  Frist  (Tgl.  oben  §.  209)  flr 
die  Anstellung  der  Klage  fest.  S.  über  diese  Frage:  Durant.  des  con- 
trats  et  oblig.  IIL  1131  Plank  von  der  Verjährung  S.  SO  Bauer  in 
der  a.  Diss.  —  *Die  drei  Jahre  sind  wahre  Frist,  dies  ergibt  sich  ans 
der  Vergleichung  des  alten  und  des  germanischen  Rechts.  P)  Benaud,. 
8.  159.  r  nebelt  in  Badischen  *nnalen.  Bd.  20  8.  826. 
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entwährt  wird,  in  der  Regel  nur  gegen  seinen  Gewährsmann 
(nach  Befinden)  seinen  Rückgriff  nehmen.11)  Hat  er  jedoch 
die  Sache  auf  einer  Messe  oder  auf  dem  Markte  oder  in  einer 
öffentlichen  Versteigerung  oder  von  einem  Handeismanne,  der 
Sachen  ähnlicher  Art  gewöhnlich  verkauft,  erkauft,  so  kann 
der  Kläger  die  Sache  nur  gegen  Erstattung  des  Kaufgeldes 
zurückfordern  Art.  2279.  §.  2.  Art.  2280.  2)  Der  Vermiether 
und  der  Verpächter  kann  die  beweglichen  Sachen,  auf  welche 
sich  sein  gesetzliches  Unterpfand  bezieht,  (die  invecta  et 
illata,)  auch  dann  mit  Beschlag  belegen,  wenn  sie  aus  dem 
vermietheten  Hause  oder  aus  dem  verpachteten. Landgute  zu 
einem  Dritten  geschafft  worden  sind.  Art.  2102.  n.  1.  C,  de 
pr.  Art.  819  f.  Vgl.  oben  §.  184  Anm.  5  und  unten  §.  261.1*) 
S.  auch  C.  de  c  Art.  576  ff.  und  von  Seeschiffen  Art  2120. 
jct.  C.  de  c.  Art.  190  ff.11*) 

Liegenschaften,  (auf  welche  sich  hiernach  die  Er- 
sitzung in  der  Regel  allein  bezieht,)  können  jedoch  nur  unter 
der  Bedingung  ersessen  werden,  dass  sie  im  Verkehr  sind.18) 
Art.  2226. 

§.  215b.  (215.) 
Weitere  Bedingungen  —  and  Arten  der  Ersitsang. 

Zur  Ersitzung  einer  Sache  ist  ferner  theils  ein  Besitz, 
welcher  die  gesetzlichen  Eigenschaften  hat,  theils  der  Ablauf 
der  in  den  Gesetzen  fiir  die  Ersitzung  bestimmten  Zeit  (oder 
die  Fortsetzung  des  Besitzes  während  dieser  Zeit)  erforderlich. 
Je  nachdem  der  Besitz  beschaffen  ist,  ist  diese  Zeit  bald  kür- 
zer bald  länger  d.  i.  bald  10  (oder  20)  bald  30  Jahre.  (Pos- 
sessio longi  —  longissimi  temporis.)  Der  Besitz,  der  zur 
30jährigen  Ersitzung  erforderlich  ist,  wird  auch  zur  10jährigen 

11)  Z.  B.  gegen  den  Finder  oder  gegen  den  Dieb.  Tropl.  n.  1072  f. 

12)  Einen  Fall,  in  welchem  der  Art*  2279  aas  dem  Grunde  nicht 
in  Anwendung  gebracht  wurde,  weil  die  Sache  den  Gesetzen  nach  nur 
ein  bestimmtes  IndWidanm  zum  Eigenthümer  haben  konnte,  8. bei  Sir. 
XXV,  I,  116. 

•  12a)  P.)  Ueber  den  Art.  2119  —  Lei  menblee  n'ont  pae  de  suite 
par  hypotheque  —  s.  II.  §  256  Anm.  6. 

13)  S.  über  die  Liegenschaften,  welche  hiernach  der  Ersitzung  nicht 
unterworfen  sind  oben  f.  176  und  Durant.  XXI,  157 ff.  Sir.  XXXVITT, 
II,  208.  XXXIX.  IL  154. 

Iiikiill,  frM»«ToiTil»cht.    «.  *afl.    I.  37 
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Erwteung  erfordert];  dagegen  muss  ein  Besitz,  der  zu  der 
lOjfthrigen  Ersitzung  hinreichen  soll,  noch  überdiess  andere 
uad  besondere  Eigenschaften  haben.  Vgl.  §.  216.  217.  (Es 
wird  daher  §. 215c.  zuvörderst  von  den  allgemeinen  Eigen- 
schaften eines  zur  Ersitzung  genügenden  Besitzes  d.  i.  von 
denjenigen  rechtlichen  Eigenschaften  die  Rede  sein,  welche 
dem  Besitze,  sei  es,  da&s  er  zur  10  oder  dass  er  zur  30jähri- 
gen  Ersitzung  hinreichen  soll,  zukommen  müssen.  (Uebrigens 
sind  beide  Arten  der  Ersitzung  in  Beziehung  auf  ihre  recht- 
lichen Wirkungen  nicht  von  einander  verschieden.  S.  Art. 
2862  und  oben  §.  214  Anm.  2  ») 

§.  215  c.  (216.) 

Von  den  Eigenschaften,  ohne  welche  der  Besitz  weder  zur  10-  noch  mit 
30jährigen  Ersitzung  genügt.1) 

Zur  Ersitzung,  sowohl  zur  10-  als  zur  30jährigen,  ist 
1)  überhaupt  ein  Besitz  in  der  oben  §.  185  bestimmten 
Bedeutung  dieses  Wortes  erforderlich.  Daher  die  Rechteregel: 
Tantum  praescriptum  quantum  possessum.*)  Es  ist  mithin  a) 
nur  derjenige  in  conditione  usucapiendi,  welcher  die  Sache 
wirklich,  (physisch,  corpore,)  innegehabt  hat;  also  z.  B. 
nur  derjenige,  welcher  in  Beziehung  auf  eine  bestimmte  Lie- 
genschaft solche  Handlungen  erweislich  ausgeübt  hat»  aus  wel- 
chen der  Schluss  unzweideutig3)  gezogen  werden  kann,   dass 

1)  Der  G.  c.  kennt  weder  eine  40jährige  noch  die  unvordenkliche 
Verjährung.  P.)  Der  Art.  691  Abs.  2  Benutzt  nur  die  bereits  bei  Ein* 
f&hrung  des  C.  N.  vollendete  Immemorial- Verjährung  der  nach  ihm  nicht 
ersitzbaren  Servituten,  und  schliesst  sie  pro  futuro  ausdrücklieh  aus.  — 
Art  2262  spricht  zwar  im  Eingange  von  der  Extinktiv-Verjährung,  deu- 
am  Schlüsse  „l'exception"   selbst  an,   dass  die  30iährige  Ver- 


tet  aber  am 

jährang  auch  eine  Klage  erzeugt.  Nach  französ.  Rechte  san  man  diese 
Verjährung  stets  als  ein  Mittel  des  Erwerbes  an,  und  zwar  selbst  zu 
Gunsten  des  bösgläubigen  Besitzers.  S.  unten  §.  216  und  Aubry  et 
Rau  IL  §.  216  Anm.  3. 

1)  Vgl.  m  diesem  Paragraphen  auch  D  u  r  a  n  t.  XXI,  206  ff. 

2)  Merlin  m.  nrescript.  Sect  I.  §.  5.  Art.  3.  n.  7.  Troplong  n. 
272  ff.  Vgl.  1.  6.  D.  de  acquir.  vel  amitt.  possess.  1.  7.  G.  de  acquir.  Vel 
retin.  poss. 

8)  Nur  in  diesem  Sinne  scheint  der  Art.  2229  zur  Ersitzung  eine 
possession  non  equivoque  zu  fordern.  S.  jedoch  Troplong  n.  359  ff. 
Merlin  a,  a.  0.  n.  8.    P.)  Marcade\  104  meint,  es  sei  dies  nur  die 
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er  sie  ausschliesslich  genutzt  und  gebraucht  habe."4)  Art.  2228. 
2229.  Jedoch  ist  zur  Ersitzung  nicht  erforderlich,  dass  jene 
Handlungen  gerade  die  eigenen  Handlungen  desjenigen  waren, 
welcher  sich  auf  die  Ersitzung  beruft;  sondern  es  genügt, 
wenn  Andere  anstatt  und  im  Namen  desselben  gehandelt  ha- 
ben; z.  B.  Mitglieder  seiner  Familie,  seine  Dienstleute,  oder 
die,  welche  die  Sache  mit  der  Verbindlichkeit  innehatten,  sie 
demselben  auszuantworten.6)  Art.  2228.  jct.  Art.  2236.  C.  de 
pr.  Art.  23.  Vgl.  oben  §.  185b.  Eben  so  ist  daher  b)  nur 
derjenige  in  conditione  usucapiendi ,  Welcher  jene  Handlungen 
in  der  Absicht,  ein  Eigenthum  (oder  eine  Dienstbarkeit)  an 
der  Liegenschaft  geltend  zu  machen,  ausgeübt  hat.  Hieraus 
folgt  wiederum:  Erstens:  Zur  Ersitzung  reichen  nicht  Hand- 
lungen hin.  welche  einem  Jeden  verstattet  waren6)  oder  zu 
welchen  das  Recht  auf  einer  Vergünstigung  der  Gegenpartei 
beruhte.    Art.  2232. 7)    Zweitens:   Niemand   kann   gegen 


Zusammenfassung  aller  gesetzlichen    Erfordernisse   dahin,   dass  sie  un- 
zweideutig vorhanden  sein  müssen. 

4)  PardeBsus  des  servitnd.  n.  126.  Also  z.  B.  wenn  ein  Grund- 
eigentümer in  das  Feld  seines  Nachbars  von  Zeit  zu  Zeit  hineingepflügt 
hat»  so  ist  das  zur  Ersitzung  nicht  hinreichend.  Pardessus  des  sern- 
tudes  n.  126.  Toullier  in,  175.  Troplong  n.  250.  Sir.  XIII,  II, 
116  —  Eben  so  wenig  kann  man  die  Ersitzung  des  Eigenthumes  auf 
Handlungen  gründen,  die  sich  eben  sowohl  auf  die  Ausübung  einer 
Dienstbarkeit  zurückführen  lassen.  Vazeille  n.  62 f.  Sir.  XV,  I,  115. 
P.)  Einzelne  Fälle  der  Zweideutigkeit  des  Besitzes  bei  Marcade",  104 
Anm.  1,  105  u.  f.  Aubry  et  Bau  IL  §.  217  No.  2.  Uebrigens  ist  dies 
eine  dem  Ermessen  des  Instanzrichters  überlassene  Thatfrage.  Sir  er, 
LVI,  I,  401. 

5)  Wie  b.  B.  Miethsleute,  Pächter,  Nutzniesser.    S.  jed.  Sir.  XXII, 
*8.    (Hier  wurde,  was  den  Nutzniesser  betrifft,  anders  entschieden.) 

gl.  auch  Sir.  XXVIII,  II,  19. 

6)  Beispiele  bei  Sir.  XXXI,  I,  355.  *XLIX,  I,  451. 

73  Die  Kegel  dieses  Artikels,  dass  actes  de  pure  faculte  et  de  simple 
tolerance  nicht  zur  Ersitzung  hinreichen,  ist  aus  dem  altern  Bechte  ent- 
lehnt. Sie  gestattet  mehr  als  eine  Anwendung.  Sie  hat  jedoch  viel  von 
ihrem  praktischen  Interesse  durch  die  Vorschriften  verloren,  welche  der 
C.  c.  über  die  Ersitzung  der  Dienstbarkeiten  enthält.  S.  übrigens  Sir. 
XXXIX,  II,  284.  P.)  Diese  Ausdrücke  hatten  im  alten  Bechte  und 
haben  jetzt  noch  eine  technische  Bedeutung.  Actes  de  pure  faculte'  sind 
die,  welche  man  nicht  kraft  personlichen  Rechts,  sondern  kraft  Bestim- 
mung der  Sache,  die  Allen  oder  Mehreren  gehört,  als  Mitglied  der  Kör- 
perschaft oder  kraft  öffentlichen  Bechts  ausübt.  Actes  de  simple  tole- 
rance sind  die,  welche  ein  Eigenthum  er  zulättt,  weil  sie  ihm  nicht  scha- 
den, sei  es  aus  Freundschaft,  Nachsicht  etc.    Maroadl,  106. 
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seinen  Titel  ersitzen  d.  i.  nur  diejenigen  können  ersitzen,  welche 
kraft  eigenen  Rechts  die  Liegenschaft  innehaben  oder  die 
Dienstbarkeit  ausüben.8)  Art.  2240.  Es  können  also  z.  B. 
nicht  Miethsleute,  Pächter,  Depositare,  Nutzniesser9)  oder  anti- 
chretbche  Gläubiger10)  ihr  Recht  durch  Ersitzung  in  ein  Eigen- 
tumsrecht oder  beziehungsweise  in  eine  Dienstbarkeit  ver- 
wandeln. Art.  2236.  Dasselbe  gilt  auch  von  den  allgemeinen 
Rechtsnachfolgern  dieser  Besitzer  und  Inhaber  J*)  Art  2237. 
Dagegen  können  diejenigen,  welche  von  diesen  Besitzern  oder 
Inhabern  oder  von  deren  allgemeinen  Rechtsnachfolgern  das 
Eigenthum  an  der  Liegenschaft  titulo  singulari,  z.  B.  kaufe- 
weise, erworben  haben,  ihre  Erwerbung  durch  die  Ersitzung 
allerdings  bestätigen.18)  Artikel  2239.  Nur  dann  leidet  die 
obige  Regel,  —  dass  Niemand  gegen  seinen  Titel  ersitzen  könne, 


8)  Das  ist  der  Sinn  der  Regel :  Nemo  contra  titulum  suum  usuca- 
pere  potest.  Vgl.  1.  33.  §.  1.  D.  de  usarp.  et  usucap.  Proadhon  de 
rusafr.  II,  756.  —  Sie  ist  nicht  auf  die  Verjährung  in  der  eigentlichen 
Bedeutung  anwendbar;  diese  ist  vielmehr  jederzeit  eine  praeacriptio 
contra  titulum.  Art.  2241.  Z.B.  die  Klage  auf  Ablegung  einer  Rechnung, 
welche  der  Schuldner  gegen  den  antichretischen  Gläubiger  hat,  (Art 
2085.  §.  2)  ist  allerdings  verjährbar.  Troplong  n.  474.  478  f.  Sire  j 
XXXIV,  1,809.  P.)  Art.  2241.  Es  gilt  dieser  Art.  für  alle  gegenseitigen 
Verbindlichkeiten  aus  synallagmatischen  Verträgen  wie  für  jede  andere 
Obligation«  So  kann  sich  der  Inhaber  eines  Gebrauchsrechtes  von  der 
darauf  ruhenden  Abgabe  befreien  und  doch  sein  Gebrauchsrecht  behalten. 
Sir.  XXXIII,  I,  721.  —  Ai  ch  was  die  Ersitzung  betrifft,  hat  man  die 
Kegel  nicht  so  zu  verstehen,  als  ob  man  nicht  ultra  titulum  ersitzen 
könnte.  Merlin  qu.  m.  absent  §.  3  fait  du  souverain.  §.  1.  Vateille 
n.  174.  Troplong  n.  521  ff.  Sir.  XI,  H.  322.  XXVII,  I,  29.  XXVm, 
II,  105.  XL,  II,  52.    *XLV,  I,  445.    P.)  MarcadC,  138  Anm.  1. 

9)  Sir.  XXXII,  II,  576.  XXXIII,  II,  483.  -  Auch  nicht  finito 
usufructu.  Durant.  XXI,  243.  P.)  Es  bedarf  einer  interversio  posses- 
sionis. Sir.  LI,  I,  731.  S.  unten  Anm.  14.  —  Wohl  aber  kann  ein  Mit- 
eigenthümer  gegen  die  übrigen  das  alleinige  Eigenthum  ersitsen.  Mer- 
lin m.  prescript.  Sect.  III,  §.  3.  Art.  1.  Troplong  n.  528 ff.  Sirey 
XXXIII,  H,  392.  XLI,  I,  776.  S.  jedoch  Ebend.  XXII,  I,  60.  *XLVt 
II,  645.  P.)  Nur  wenn  er  die  Anderen  deutlich  von  der  gemeinsamen 
Sache  ausschliesst.    Oben  §.  197  Anm.  18. 

10)  Merlin  m.  prescript.  Sect  I.  §.  6  Art.  45.  Duranton  XXI, 
253.  Sirey  XXVIII,  H,  282.  —  Alle  diese  Inhaber  werden  possesseurs 
präcaires  ou  ä  titre  precaire  genannt. 

11)  &  12.  J.  de  usucap.  Le  nouveau  Dunodp.  67.  Pothierde 
la  prescript.  n.  112.   Troplong  n.  502. 

m  12)  §.  18.  J.  eod.  Wie  aber  wenn  der  Käufer  die  Liegenschaft  in 
den  Händen  des  Verkäufers  laset?  8.  Sir.  XXVI,  II,  260.  XXI,  IL  285. 
P<* ,Pl?  JiSdirt  nicht  **•  Verjährung.  Marcade',  130.  Der  Art.  2289 
ist  lediglich  eine  Unterart  des  Art.  2238. 
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—  eine  Ausnahme,  wenn  der  Titel  durch  die  Handlung  eines 
Dritten18)  in  einen  zur  Ersitzung  tauglichen  Titel  verwandelt 
worden  ist  oder  wenn  jene  Inhaber  den  Ansprüchen  des  Eigenthü- 
mers  einen  förmlichen  Widerspruch  entgegengesetzt  haben.14) 
Art.  2238.  (Hiernach  ist  die  Frage  von  entscheidender  Wichtig- 
keit: Hat  der  Besitzer  die  Vermuthung  für  sich  oder  hat  er  den 
Beweis  zu  fuhren,  dass  er  ex  titulo  ad  transferendum  domi- 
nium habili  besitze?  Die  Beantwortung  dieser  Frage  gehört 
jedoch  erst  in  die  §§.  216;  217.  Denn  in  Beziehung  auf  diese 
Frage  unterscheiden  sich  die  10-  und  die  30jährige  Ersitzung 
von  einander.)  —  Zur  Ersitzung  ist  2)  ein  Besitz  erforderlich, 
welcher  wahrend  der  für  die  Ersitzung  gesetzlich  bestimmten 
Zeitdauer  ununterbrochen  (vgl.  §.  213)14a)  fortgesetzt 


13)  P.)  Kann  das  Gesetz  als  Dritter  gelten?  i.  B.  wenn  das  Kir- 
chengut konfiscirt  wird.  —  Warum  nicht!  Aber  das  ändert  nicht  den 
Besitztitel  des  PfrÜndniessers.  welchem  es  gelingt,  eine  zur  Pfründe  ge- 
hörige Liegenschaft  der  Konfiskation  zu  entziehen;  es  trat  nur  ein  Eigen- 
tümer an  die  Stelle  des  anderen.  Es  bedurfte  noch  eines  Widerspru- 
ches gegen  den  neuen  Eigen thüm er.  Der  Widerspruch  muss  ein  ernst- 
licher sein,  und  dies  fehlt,  wenn  —  wie  im  obigen  Falle  —  der  Pfründ- 
niesser  das  Gut  nur  für  die  Kirche  retten  will.  Pasicrisie  beige. 
1870.  I.  S.  453.    Puchelt,  Zeitschr.  II.  S.  486. 

14)  Nemo  sibimetipsi  causam  possessionis  mutare  notest  Daher  die 
Rechtsvermuthung  des  Artikels  2231.  (*Eine  blosse  Ueoerschreitung  der 
Befugnisse  enthalt  noch  keinen  Widerspruch.  Sir.  LI,  II,  276.)  —  Die 
Falle  des  Art  2288  bezeichnet  man  mit  dem  Ausdrucke:  Interversio 
possessionis.  Vgl.  Troplong  n.  506 ff.  Durant.  XXI,  266  —  Als 
eine  solche  ist  übrigens  nicht  der  Fall  zu  betrachten,  da  ein  Bevoll- 
mächtigter finito  mandato  die  ihm  anvertraute  Liegenschaft  in  den 
Händen  behält.  A,  M.  ist  Vaseille  n.  128 ff.  P.)  Vaseille  hat  ent- 
schieden Unrecht;  in  allen  Fällen  des  Besitzes  im  Namen  eines  Dritten 
bedarf  es  einer  interversio  possessionis.  Daher  das  Sprichwort:  „Melius 
est  non  habere  titalum,  quam  vitiosum."  Nach  einem  mehr  als  lOOjähr.  Be- 
sitze verlor  eine  Gemeinde  das  Eigenthum  an  einem  Walde,  weil  erwiesen 
Wurde,  dass  er  ihr  nur  zur  Nutzniessang  überlassen  worden  war.  M ar c  a d  6, 
125-129.  Derselbe  hält  Anm.  1  zu  127  diese  Gesetsesvorschrift  für  un- 
gerecht. Indessen  der  Widerspruch  „la  contradictiona  kann  auch  schon 
in  den  Thatsachen  gefunden  werden 

14a)  P.)  Z.  sagt  gans  richtig,  die  Unterbrechung  müsse  von  der  in 
§.  213  besprochenen  Art  sein;  aber  Art.  2229  verlangt  weiter  eine  pos- 
sessio Continus,  und  diese  ist  sehr  verschieden  von  der  possessio  non 
interrupta;  der  Mangel  der  Kontinuität  besteht  einfach  darin,  dass  der 
Inhaber  regelwidrig  seinen  Besits  zeitweise  nicht  ausgeübt  hat,  Veil  er 
nicht  wollte  oder  nicht  konnte.  Dies  kann  auch  Folge  der  Interruptio 
naturalis  sein,  ist  aber  keineswegs  immer  eine  Fotee  der  Interruptio 
civilis«  Die  Unterbrechung  zerstört  den  früheren  Besitz,  nicht  aber  die 
Diskontinuität.    Maroade,  91  „La  discontinuite*  est  une  maladie  de  la 
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worden  ist.  (Possessio  continua  et  non  interrupta.)  Art.  2229, 
Es  nehmen  jedoch  a)  die  Gesetze  an,  dass  der  dermalige  Be- 
sitzer, wenn  er  beweist,  dass  er  zu  Anfang  der  zur  Ersitzung 
erforderlichen  Zeit  im  Besitze  gewesen  sei,  auch  in  der  Zwi- 
schenzeit besessen  habe;  übrigens  mit  Vorbehalt  des  Gegen- 
beweises. 15)  Art  2234.  b)  Sowohl  der  allgemeine  als  der  be- 
sondere Rechtsnachfolger  kann,  um  die  zur  Ersitzung  erforder- 
derliche  Zeit  zu  ergänzen,  zu  seiner  Besitzzeit  die  seiner  Vor- 
männer hinzurechnen,  vorausgesetzt,  dass  diese  in  conditione 
qsucapiendi  warben,  und  dass  er  in  ihre  Rechte  tritt,  ohne  dass 
ein  Dritter  als  Zwischenmann  jene  Hinzurechnung  (accessio 
possessionis)  verhindert.  1CJ  Art.  2235.    —    Zur  Ersitzung  ist 

possession,  l'interruption  en  est  la  mort."  Uebrigens  muss  die  Unter- 
lassung der  Besitz-Ausübung  eine  regelwidrige  sein  z.  B.  wenn  Jemand 
seinen  Weinberg  in  einem  Jahre  nicht  bebaut,  so  stört  dies  die  Konti- 
nuität des  Besitzes;  dagegen  ist  es  unerheblich,  wenn  er  in  den  Winter- 
monaten den  Weinberg  nicht  besucht. 

15)  Probato  initio  ac  fine  medium  tempus  praesumitur.  (Dieselbe 
Vermuthung  gilt  auch  von  einer  joden  andern  Zwischenzeit,  die  in  die 
Ersitzungszeit  fällt.)  Wie  lange  der  Besitz  zu  Anfang  und  zu  Ende 
der  Ersitzungszeit  gedauert  haben  müsse,  damit  diese  Vermuthung  an- 
wendbar sei,  ist  dem  Ermessen  des  Richters  überlassen.  Vgl.  Vaseille 
n.  37.  Sir.  XXXVIII,  I,  340.  —  Dagegen  ist  die  Rechtsverinuthung 
des  altern  Rechte:  Olim  possessor  hodie  posscssor  (vgl.  Dun  od  1.  c. 
und  Merlin  m.  prescr.  Sect.  I.  §.  5.  Art.  3.  n.  3)  von  dem  C:  c.  nir- 
gends bekräftigt  worden  und  eben  desswegen  nicht  mehr  in  Kraft. 
(Nam  nulla  praesumtio  juris  sine  expressa  legis  dispositione.)  Malev. 
ad  Art.  2228.  Vazeille  n.  35  ff.  Troplong  n.  423.  —  Uebrigens 
kann  der  Gegenbeweis  nicht  schon  daher  entleht  werden,  dass  der  Be- 
sitzer, ohne  dass  ihm  ein  äusseres  Hinderniss  im  Wege  stand,  nicht  un- 
unterbrochen von  seinem  Rechte  Gebrauch  gemacht  .hat,  vgl.  Sir.  XXXI, 

'      ö#  XS\!  lJ'J^   oder  dMa  er  nichfc  alle  Rechte  des  Eigentu- 
mes ausgeübt  hat.  Troplong  n.  337.    P.)  Aubry  et  Rau  IL  g.  218. 

16)  Vgl.  über  die  accessio  possessionis:  1.  15.  §.  1.  D.  de  diven». 
temp.  praescr.  1  20,  D.  de  usuc.  et  usurp.  1.  13.  §.  10.  D.  de  acquir. 
vel  amitt.  poss.  Merlin  m.  prescript.  Sect.  I.  §.  5.  Art.  3.  n.  8.  Va- 
jlllJ  "u  l?'  TroPl°nS  *•  428ff.  -  Z.  B.  wer  zu  dem  Besitze  einer 
-J!K°8C5aftw?i)acto^e/etrovendendo  klangt,  kann  die  Zeit,  während 
welcher  der  WiederverkSufer  die  Liegenschaft  besass,  zu  seiner  Besitz- 

vii  ^T^vVl^rP1?^^  de  la  vente-  n-779  and  prescript.  n.  446. 
Vgl  auch  Sir.  XXXVlf,  II,  360.   P.)  Die  Hauptschwierigkeit  des  nicht 

^kShS^^  ®¥  i8t  d!e  Pra*e>  wer  i8fc  autor  Possessioni.  z.  B 
dfrmaui^l  J.katl0n'  E.x?.roJ>r^ion?  Autor  isfc  derjenige,  welchem  der 
St  Sfmir?ltz?r  «?.etzllch  u?d  ordnungsgemäss  im  Beiitze  nachgefolgt 
es  der  vorh^Li11  °bl**m .  ™d  4°^  ?on  Z.  genannten  Falle  klar,  da» 
aMarcIdlTnhen^  Be8Lfcllr  *£  J^plong  ist  hier  nicht  genau, 
amarcadö,  110-122,  auch  über  die  Frage,  wie  is  ist,  wenn  dar  Eigen- 
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3)  nur  ein  ruhiger  Besitz  (une  possession  paisible)  hinrei- 
chend;17) Art.  2229.  also  namentlich  nicht  ein  Besitz,  weloher 
gewaltsam  ergriffen  worden  ist.  Jedoch  wird  ein  gewaltsam 
ergriffener  Besitz  von  der  Zeit  an  (ipso  jure)  zu  Ersitzung 
tauglich,  da  die  Gewalttätigkeiten  aufgehört  haben.18)  Art 
2233.  Auch  ist  der  Besitz  nicht  deswegen  als  ein  gewaltsamer 
zu.  betrachten,  weil  der  Besitzer  Gewalt  mit  Gewalt  abge- 
wehrt hat. 19)  -t  Endlich  4)  wird  zu  einer  jeden  Ersitzung  ein 
Besitz  erfordert,  welcher  öffentlich  d.  i.  von  der  Beschaf- 
fenheit war,  dass  von  ihm  ein  Jeder  und  mindestens  der,  ge- 
gen welchen  die  Ersitzung  lief ,  unterrichtet  sein  konnte. ,0) 
Art.  2229.  Jedoch  steht  auch  ein  heimlicher  Besitz  nur  so 
lange,  als  die  Heimlichkeit  dauert,*1)  der  Ersitzung  im  Wege, 
Arg.  Art  2233. 

Aus  dem  Obigen  ergibt  sich  von  selbst,  was  ein  Jeder, 
der  seine  Klage  auf  Ersitzung,  (sei  es  auf  die  10-  oder  auf 
die  30jährige,)  gründet,  zu  beweisen  habe.81»)  Er  hat  allemal 
zu  beweisen,  dass  er  in  der  für  die  Ersitzung  gesetzlich  be- 
stimmten Zeit,  wenigstens  zu  Anfang  und  zu  Ende  dieser  Zeit, 
Besitzhandlungen  ungestört  und  öffentlich  ausgeübt  hat.  (Der 
Gegenbeweis  kann  auch  auf  die  Unterbrechung  der  Ersitzung 
gerichtet  werden.)    Der   Beweis   und  der  Gegenbeweis  kann, 

thümer  über  ein  Jahr  lang  depossedirt  war,  dann  aber  den  Besita  b.  B. 
in  petitorio  wieder  erlangt.  Der  frühere  Besitz  ist  durch  die  Unterbre- 
chung verloren,  —  oben  %.  214  Test  vor  Anm.  28  —  aber  er  kann  sieh 
den  Besitz  des  Anderen  zurechnen. 

17)  Maleville  et  Delvineourt  ad  Art.  2229.  Andere  beziehen 
die  possesB.  paisible  auf  die  Unterbrechung  der  Ersitzung.  So  Plank 
pag.  89. 

18)  Anders  das  Rom.  Recht.  8.  §.  2.  8.  J.  de  usucap.  P.)  Aubry 
et  Rau  §.  180  Anm.  24. 

19)  1.  1.  §.  28.  D.  de  vi  et  vi  armata.    Toullier  XL  184ff. 

20)  Le  nouveau  Dunod  p.  56 ff.  Vaseille  n.  49.  Sir.  XXVL  II, 
260.  P.)  Richtiger  sagt  man  „nee  clam  ah  adversario".  Die  Heimlich- 
keit des  Besitzes  ist  nur  ein  relativer  Fehler.  Wer  a.  B.  einen  Keller 
unter  dem  Nachbar-Hause  gräbt,  kann  ersitzen,  wenn  dessen  Luft-  und 
Licht-Oeffnungen  so  angebracht  sind,  dass  nur  der  Nachbar  sie  wahr- 
nehmen konnte.  —  Das  Kennen-Müssen  steht  der  wirklichen  Kenntniss 
gleich;  aber  die  blosse  Möglichkeit  ist  noch  kein  Kennen-Müssen,  Mar- 
cade; 100. 

21)  Troplong  n.  356. 

21a)  P.)  Bona  fldes  ist  nicht  erforderlich.  Art.  2262.  S.  oben  8. 216b 
Anm.  1.  —  Wegen  des  Beweises  gilt  das  oben  §.  188  Anm.  7  Gesagte. 


Digitized  by 


Google 


584    §•  21öd.    II.  Thell.   Sachenrecht.   I.  Hauptstuck.    Eigenthai». 

in  wie  fern   er   blos   diese   Thateachen   betrifft,   auch   durch 
Zeugen  gefuhrt  werden.**) 

§.  215  d.  (216.) 

Von  den  rechtlichen  Wirkungen  der  Ersitzung.*) 

Die  Ersitzung,  auch  die  10jährige,1)  hat  zugleich  die 
rechtliche  Wirkung,  dass  der  Eigenthümer  nach  vollendeter 
Ersitzung  auch  einer  jeden  andern  dinglichen  Klage,  als  der 
rei  vindicatio,  (mithin  auch  der  actio  confessoria  und  der  actio 
hypothecaria,)  so  wie  einer  jeden  actio  personalis  in  rem  scripta 
die  Einrede  der  Verjährung  entgegensetzen  kann.  Arg.  Art. 
2LH0  n.  4  und  Art.  2265.  Es  kann  also  zH  B.  der  Verkäufer 
einer  Liegenschaft  den  dritten  Besitzer  derselben,  wenn  diesem 
die  10jährige  Ersitzung  zur  Seite  steht,  nicht  weiter  wegen 
des  rückständigen  Kaufgeldes  (ex  Art.  1184.  1654)  auf  Ab- 
tretung der  Liegenschaft  belangen.8) 

22)  Merlin  m.  prescrlpt.  9ect.  I,  §.  ö.  Art  3.  n.  9.  Vazeille  o. 
78ff.  Troplong  n    279. 

*)  P.)  Die  Sätze  des  ?.  215  d  Bind  viel  in  allgemein  gefasst.  Wie  soll  die 
fortwährend  geübte  8  er  vi  tut  dadurch  erlöschen,  dass  Jemand  durch  Er- 
sitzung das  Eigen th um  erwirbt?  Art.  706.  Selbst  die  Verjährung  der 
actio  hypothecaria  hat  ihre  besonderen  Regeln  und  wurde  s.  B.  nicht 
eintreten,  wenn  der  Besitzer  die  Zinsen  bezahlt  hat.  S.  unten  II.  §.  293. 
Z.  unterstellt  also,  dass  die  Ersitzung  der  Art  geschieht,  dass  der  Besitz 
des  Grundstucks  auch  frei  von  allen  Lasten  war.  Dies  kann  so  sein,  ist 
aber  kein  notwendiges  Requisit  der  EigenthumterBitzung.  Geschähe  aber 
auch  die  Ersitzung  von  10  resp.  20  Jahren  ganz  lastenfrei,  so  würde  die 
Servitut  .deshalb  doch  nicht  erlöschen,  wie  Z.  in  §.  255  Anm.  4  selbst 
lehrt.    Vgl.  Aubry  et  Rau  II.  §.  218  Abs.  B.  6.  387. 

1)  Denn,  was  die  30jährige  Verjährung  betrifft,  ist  der  Satz  noch 
weniger  zweifelhaft.    8.  Art.  2262. 

2)  Vgl.  Delvlnc.  ad  Art.  2257.  Proudhon  de  l'usufruit  IV,  21. 
281ff.  Dürant.  IX,  610.  Troplong  n.  791  ff.  851  ff.  Sir.  XXVI,  11, 
183.  XXVII,  IT,  73.  XXXI,  I.  129.  II,  135.  XXXII,  11,  400.  XXXIII,  II,  295. 
575.  XXXV,  n,  230.  344.  XXXVI,  II,  5.  XXXVII,  l,  145.  (Jedoch  kommen 
unter  diesen  Rechtssprachen  einige  vor,  in  welchen  die  entgegengesetzte 

.  Meinung  angenommen  wird.)  *Die  im  Text  ausgesprochene  Meinung 
Ist  die  herrschende.  Sirey,  XL  VI,  II,  105.  P)  Dies  ist  um  so  mehr 
richtig,  als  das  Transskript.-Ges.  mit  dem  Erlöschen  des  Privilegs  auch 
die  Auflösungsklage  aus  Art.  1184,  1654  erlöschen  läset.  **.  unten  II. 
§.  856  Anm.  13  a.  —  Ueber  die  Auenahmen,  welche  die  Im  Paragraphen 
aufgestellte  Regel  lsidet,  s.  Art.  966  und  unten  §.  696. 
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§.  216. 

Von  der  30jährigen  Ersitzung. 

Um  sich  wegen  des  Eigenthumes  an  einer  Liegenschaft 
(oder  wegen  einer  Dienstbarkeit)  auf  die  dre  issig  jähr  ige 
Ersitzung  berufen  zu  können,  genügt  es,  wenn  man  den  Be- 
weis so  führt,  wie  er  nach  §.  215c.  (zu  Ende)  zu  führen  ist 
Art.  2262.  —  Es  ist  also  zur  Begründung  dieser  Ersitzung 
1)  nicht  erforderlich,  dass  man  einen  zur  Erwerbung  des 
Eigenthumes  an  sich  hinreichenden  Titel  nachweisen  könne. 
Vielmehr  stellen  die  Gesetze ,  in  Beziehung  auf  die  30jährige 
Ersitzung,  die  Rechtsvermuthung  —  wenn  auch  nur  mit  Vor- 
behalt des  Gegenbeweises  —  auf,  dass  ein  Jeder  in  seinem 
eigenen  Namen  und  als  Eigenthümer  die  Liegenschaft  besitze 
(oder  die  Dienstbarkeit  ausübe).  Es  ist  daher  derjenige,  wel- 
cher jenen  Beweis  erbracht  hat,  bei  seinem  Eigenthum  etc. 
zu  schützen,  daferne  nicht  die  Gegenpartei  reprobando  aus- 
führt, dass  er  im  Namen  eines  Andern  (als  possesseur  prä- 
caire)  besitze  oder  zu  besitzen  angefangen  habe.  Art.  2230. 
2231.  Auch  braucht  er  sich,  wenn  er  sich  wegen  dieser  Er- 
sitzung auf  einen  Titel  bezieht,  nicht  auf  Einreden  gegen  die 
Giltigkeit  seines  Titels  einzulassen.  Arg.  Art.  2262.  Eben 
so  wenig  kann  demjenigen,  welcher  sich  auf  die  30jährige 
Ersitzung  beruft,  2)  die  exceptio  malae  fidei  entgegengesetzt 
werden. l) 

§.  217. 

Von  der  Ersitzung,  die  in  10  oder  in  30  Jahren  vollendet  wird. 

Dagegen  ist  die  10jährige  Ersitzung  noch  überdies  (vgl. 
§.  215c.  und  §.  216)  von  der  doppelten  Bedingung1)  ab- 
hängig, dass  man  die  Liegenschaft  1)  mittelst  eines  recht- 
mässigen Titels  (justo  titulo)  und  2)  in  gutem  Glauben 


1)  Pothier  de  la  prescrlptlon  n  162 ff.  Merlin  m.  preecriptlon. 
Sect.  1.  §.  6.  Art.  1.  Plank  8.  115 ff.  P.)  8.  oben  §.  215c  Anm.  LP.) 

1)  Man  hat  diese  beiden  Bedingungen  nicht  etwa  für  eine  einsige 
in  halten.  Man  kann  justo  titulo  besitzen  und  dennoch  in  mala  Ade  sein 
und  umgekehrt  P.)  Dan  holest,  ein  titulus  putatlvu«  genügt  nicht.  8. 
unten  Anm.  4. 
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(bona  fide)  erworben  hat;  jedoch  mit  dem  Unterschiede,  dass 
derjenige,  welcher  sich  auf  die  Ersitzung  beruft,  seinen  justus 
titulus  zu  erweisen  hat,9)  ihm  aber,  nachdem  er  diesen  Beweis 
geführt  hat,  die  Rechtsvermuthung,  —  obwohl  nur  mit  Vor- 
behalt des  Gegenbeweises,8)  zur  Seite  steht,  dass  er  die  Sache 
in  gutem  Glauben  besitze.    Art.  2265.  2268. 

Zur  10jährigen  Ersitzung  wird  also  1)  ein  Besitz  erfordert, 
welchem  ein  rechtmässiger  Titel  zum  Grunde  liegt.4) 
—  Rechtmässig  aber  d.  i.  zur  10jährigen  Ersitzung  hinreichend 
ist  ein  Titel,  wenn  er  a)  seinem  Gehalte  nach  (quoadma- 
teriam)  an  sich  (in  thesi)  zur  endgiltigen  Erwerbung  der- 
jenigen Liegenschaft  genügt,  welche  der  Gegenstand  der  Er- 
sitzung ist.  Hiernach  ist  zur  Ersitzung  ein  jeder  Titel  taug- 
lich, vermöge  dessen  das  Eigenthum  an  einer  Liegenschaft  er- 
worben werden  kann,  es  sei  übrigens  ein  titulus  onerosusoder 
gratuitus,  ein  titulus  universalis  oder  singularis;  und  umge- 
kehrt ist  ein  jeder  Titel  der  entgegengesetzten  Art  zur  Er- 
sitzung untauglich. 5)  Z.  B.  also ,  ein  Titel,  dessen  Wirksam- 
keit von  einer  aufschiebenden  Bedingung  abhängt,  ist  bis  zum 
Eintritte  der  Bedingung  zur  Ersitzung  nicht  hinreichend.6) 
Der  titulus  pro  herede  ist  zwar  zur  (30jährigen)  Verjährung 
der  hereditatis  petitio,  nicht  aber  zur  Ersitzung  der  zum  Nach- 
lasse gehörenden  Liegenschaften  genügend.  Denn  der  Erbe 
setzt  in  einer  jeden  Beziehung  nur  den  Besitz  seines  Erblas- 

2)  Po t hier  de  la  preccript  (Ausg.  Siffreln  Bd.  10)  n.  98.  Trop- 
long n.  913.  Plank  8.  142. 

3)  Der  auch  durch  Zeugen  geführt  werden  kann.  Vaseille  n.  493. 
8.  jedoch  le  nouveau  Dun  od  p.  43. 

4)  Wer  Mob  in  der  Meinung  steht,  einen  rechtsmassigen  Titel 
ni  bähen,  ungeaohtet  sein  Besits  nicht  auf  einem  Titel  beruht,  ist  nicht 
in  conditione  usucapieudi.  (Titulus  putativus  ad  usucapionem  non  auf- 
fielt.)   Troplong  n.  S92ff.    P.)  Marcade,  264 u. f. 

5)  Von  den  einaeluen  Titeln  der  Ersitzung  handeln  (nach  dem  Vor- 
gänge des  Rom.  Rechts)  Troplong  n.  875 ff.  Durant.  XXI,  365.  PJ 
A üb ry  et  Bau  II,  §   218.  —  8.  auch  die  folgende  Anm.  7. 

6)  Tonil.  VII,  609.  Troplong  n.  910.  Plank  8.  157.  P.)  Mar- 
oade,  256.  —  Anders  verhält  es  sich  mit  einem  Titel,  der  einer  auflo- 
senden Bedingung  unterworfen  ist.  Troplong  n.  911.  Vgl.  Art  1665 
und  §.  214.  Anm.  2.  —  *Die  Theilung  ist,  wegen  ihrer  deklarativen 
Natur,  kein  UBnkapionstitel.  Sir.  L,  I,  513.  P.)  Marcade,  252.  Ex« 
eepta  tarnen  diviekrae  parentnm  inter  libaros.    Siehe  unten  IV.  &.  738 

A-n.  1.  P.)  ^ 
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sers  fori7)  Vgl.  Art.  724.  Wenn  übrigens  auch  der  Titel 
seiner  allgemeinen  Beschaffenheit  nach  zur  Erwerbung  und 
Ersitzung  tauglich  ist,  so  hat  er  doch  diese  Eigenschaft  nicht, 
wenn  er,  (in  Beziehung  auf  seinen  Gehalt,)  bewandten  Um- 
ständen nach  mit  einer  absoluten  Nichtigkeit  behaftet  ist.8) 
Dagegen  ist  ein  Titel  nicht  deswegen  zur  Ersitzung  unzuläng- 
lich, weil  derjenige,  von  welchem  er  sich  herschreibt,  die 
Sache  nicht  zu  veräussern  berechtigt  war,9)  oder  weil  von 
ihm  der  Titel  wegen  einer  relativen  Nichtigkeit  angefochten 
werden  konnte. 10)  Vgl.  Art  1304.  Vielmehr  hat  die  Ersitz- 
ung gerade  den  Zweck,  die  Mängel  zu  ergänzen,  welche  der 
Titel  in  der  einen  oder  in  der  andern  Beziehung  haben  kann* 
Zur  lQjährigen  Ersitzung  ist  b)  ein  Titel  untauglich,  welcher 
in   einem   seiner   Form  nach  nichtigen   Akte  enthalten  ist; 


7)  Troplong  n.  888.  *Ueber  die  Kollision  der  Verjährung  der 
hereditatls  petitio  mit  der  Ersitzung  Rh.  A.  XLII,  1,  182.  Anm.  —  Der 
8ats  gilt  auch  von  dem  Vertrageerben.  Sir.  XXXV,  I,  797.  Vgl.  Art. 
1082.  8.  auch  Art.  1006.  —  Andere  nehmen  an,  daes  ein  titnlus  univer- 
salis (i.  8.  ein  lege  a  tltre  univernel),  Oberhaupt  nicht  ad  usucaplonem 
hinreiche,  ßo  Durant.  XXI,  360 ff.  P.)  Marcade,  250  schließet  den 
gesetBÜchen  Erben  und  nur  diesen  aus.  —  Andere  Beispiele:  Eine  res 
judlcata  ist  nicht  ein  titnlus  ad  usuoapionem  habilis.  Nam  res  .iudicata 
non  nlsi  inter  partes  etc.  jus  faoit.  Art.  1351.  Troplong  n.  888. 
A.  M.  Baut  er,  Proo.  clv.  g.  59.  n.  6.  Co  u  Ion,  dial.  101.  8ir.  XXVII, 
I,  451.  XXXV,  I,  754.  PJVgl.  Laurent  VI,  163.  Mit  Z.  stimmen  tiber- 
ein  Marcade,  251,  Windscheid  Pand.  I.  g.  179  Anm.  7.  Aubry 
et  Bau  II.  §.  218  Anm.  5.  Die  Abjudikation  hat  In  der  Regel  die  Eigen- 
schaften eines  justus  titnlus.  Dieselben  II.  g.  209  Anm.  86-40.  —  Eben 
so  wenig  (arg.  Art.  2052)  eine  transactio,  es  wäre  denn,  dtss  die  eine 
Partei  der  andern  eine  nicht  Im  Streite  befangen  gewesene  Liegenschaft 
abgetreten  hatte.  Troplong  n.882.  Sir.  X,  I,  94.  P.)  Maroade,  253. 

8)  Favard  m.  prescript.  Seet  III.  §.  2.  n.  2.  Troplong  n.  900ff. 
8.  s.  B.  Art.  1596.  1597. 

9)  Z.  B.  eine  Liegenschaft  wird  a  non  domino  verkauft.  Der  Kauf 
ist  ein  titulus  ad  usucaplonem  habilis,  vorausgesetzt,  dass  der  Verkaufer 
die  8aohe  als  die  seinige  verkauft  bat.  1.  57.  D  de  eontrah.  emt.  Va- 
zeille  n.  460.  465.  Troplong  n.  605.  873.  (Jedoch  hangt  dieser  Sats 
mit  der  Deutung  susammen,  die  man  dem  Art.  1599  gibt.)  —  ^Dasselbe 
gilt,  wenn  der  Verkauf  durch  einen  angebliehen  Bevollmächtigten  des 
non  dominus  geschah.  Rh.  A.  XLII,  II,  252. 

10)  Der  Besitzer  lft  In  diesem  Falle  gegen  dritte  Personen  sogar 
dann  In  eondiUone  usucapiendi,  wenn  die  Klage,  mittelst  welcher  sein 
Gewährsmann,  i.  B.  der  Minderjährige,  die  Verausserung  anfechten  kann, 
noch  nicht  verjährt  ist  Troplong  n.  906.  *Sir.  LI,  I,  641.  —  A. 
M.  ist  Vaseillo  n.  474 ff.  P.)  Doch  ist  der  Fall  auszunehmen,  wenn 
der  Dritte  «u  folge  Art.  1166  die  Klsge  anstellen  kann.    Marcade,  267. 
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Art.  2267.,  n)  z.  B.  also  eine  Schenkung,  welche  mittelst  einer 
Privaturkunde  gemacht  worden  ist  u)  Doch  wird  ein  solcher 
Akt,  wenn  er  eine  Bestätigung  zulässt,  vgl.  Art  1340.  von 
der  Zeit  an,  da  er  bestätigt  worden  ist,  zur  Ersitzung  tang- 
lich. l3)  Uebrigens  ist  es  für  die  Ersitzung  in  der  Regel  gleich- 
giltig,  ob  eine  öffentliche  oder  eine  Privaturkunde  den  Titel 
enthalt,14)  ob  der  Titel  transskribirt  oder  nicht  transskribirt 
worden  ist. ,5) 

Zur  10jährigen  Ersitzung  wird  2)  ein  redlicher  Besitz 
erfordert,  d.  i.  wenn  auch  derjenige,  welcher  sich  auf  die  10- 
jährige  Ersitzung  beruft,  justo  titulo  besessen  hat,  so  ist  doch 
die  Gegenpartei  zu  dem  Beweise  zu  lassen,  dass  dem  Besitzer 
bekannt  gewesen  sei,  dass  er  die  Liegenschaft  nicht  von  dem 
wahren  Eigenthümer  erworben  habe. 16)  Art.  2265.  2268.   Je- 


11)  Richtig  versteht  Troplong  n.  903  den  Art.  2267  nur  tob 
den  Nichtigkeiten  des  Aktes.  Auf  die  Förmlichkeiten  des  Rech ts - 
geschaftes  kommt  es  nicht  an.  Z.  B.  auch  darf  Eigen thum  einer  Lie- 
genschaft, die  der  Vormund  sine  deereto  magistratns  etc.  verauseert, 
kann  in  10  Jahren  ersessen  werden.  Durant.  XXI,  278 ff.  PJ  Mar- 
eade,  257. 

12)  Ebenso  ein  Jeder  Akt,  welcher  nicht  von  s a mm t liehen  Par- 
teien unterseichnet  worden  ist.  Ton  liier  VII,  605  ff.  Sir.  XXVI,  11, 
181.  —  Dagegen  ist  ein  Akt,  der  über  einen  synallagmatischen  Vertrag 
hlos  einfach  (vgl  Art.  1325)  ausgefertigt  worden  ist,  sur  Ersitzung  hin- 
reichend. Arg.  paragraphi  ult.  Art.  1325.  Vaseille  n.  488.  Siehe  auch 
Art.  1318. 

13)  Troplong  n.  900 f. 

14)  Jedoch  muss  die  Privaturkunde  ein  gewisses  Datum  haben, 
das  bis  zum  Anfange  der  Ersitzung  hinaufsteigt.  Durant.  des  oontrate 
et  ohl.  IV,  1291.    Favard  m.  acte  sous  seing  prlvee.  §.  1. 

15)  Merlin  m.  prescript.  Sect.  I.  §.  V.  Art.  1.  n.  5.  Sir.  XXXIII, 
H,  295.  8.  jedoch  Art.  2180.  Vgl.  auch  Sir.  XXXVII,  I,  110.  652.  — 
•Anders  verhalt  es  sich  bei  der  Schenkung.  Eine  nicht  transskribirte 
8chenkung  ist  kein Usukapionstitel.  Sir.  LI,  II.  244.  Rh.  Aren.  XL,  II, 
A,  41.  (Cassat.  v.  XXXVIII,  I,  114.  ib.)  P.)  A.  M  wegen  Schenkungen 
Aubry  et  Rau  IL  g.  218  Anm.  18. 

16)  Andere  bestimmen  den  Begriff  des  guten  Glaubens  so,  wie  ihn 
der  Art.  550  in  Besiehung  auf  den  Fruchtgenuss  bestimmt,  d.  i.  sie  neh- 
men an,  dass  nur  derjenige  in  bona  flde  war,  dem  die  Fehler  und  Man- 
gel seines  Titels  überhaupt  unbekannt  waren.  So  Vaseille  n.  474. 
Troplong  n.  915 ff.  Plank  8  161.  Allein:  a)  Bei  der  fruetuum  per* 
ceptio  ist  bona  fldes  die  Hauptbedingung  und  ein  Justus  titulus  nur  in 
Besiehung  auf  die  bona  fldes  erforderlich;  bei  der  usueapio  aber  tritt 
das  umgekehrte  Verhältnis*  ein.  Vgl.  8ir.  XXVI,  II,  181.  b)  Eben  so 
spricht  die  Fassung  des  Art.  2265  (verbis:  le  veritable  proprWtaire)  für 
die  im  Paragraphen  angenommene  Meinung.  Dieser  Meinung  seheint 
anoh  Durant.  XXI,  886  su  sein.   Vgl.  die  Dlseuss.  ad  Art.  2267.    Sir. 
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doch  genügt  es,  wenn  der  Besitzer  zu  der  Zeit,  als  er  die 
Liegenschaft  erwarb,  in  gutem  Glauben  war.  n)  Art.  2269. 
Ueber  den  Einfluss,  den  die  vorliegende  Bedingung  der  10- 
jährigen  Ersitzung  auf  die  accessio  possessionis  (Art  2235.) 
hat,  dürften  folgende  Hegeln  aufzustellen  sein:  Der  besondere 
Rechtsnachfolger  muss  für  seine  Person  in  gutem  Glauben  sein, 
um  die  Lesitzzeit  seines  Gewährsmannes  zu  der  Beinigen  hin- 
zufügen zu  können.  Dieselbe  Hegel  gilt  auch  von  dem  allge- 
meinen Rechtsnachfolger,  ausgenommen,  wenn  dieser,  z.  B. 
als  Erbe,  seinen  Vormann  repräsentirt.  Nach  denselben  Re- 
geln ist  auch  die  Frage  zu  entscheiden,  ob  der  Besitz  des 
Vormannes  dem  Rechtsnachfolger  in  Beziehung  auf  die  bona 
fides  zu  statten  kommen  könne.  Ist  der  dermalige  Besitzer 
in  bona  fide,  so  bringt  ihm  die  mala  fides  des  vorigen  Be- 
sitzers keinen  Nachtheil,  ausgenommen,  wenn  er  mit  seinem 
Vormanne,  z.  B.  als  Erbe,  als  eine  und  dieselbe  Person  zu 
betrachten  ist. !»)  Arg.  Art.  2237.  2239. 

•  Wie  zu  Anfang  des  §phen  angeführt  worden  ist,  wird  die 
Ersitzung  unter  den  obigen  Bedingungen  in  zehn  Jahren  vol- 
lendet Wenn  jedoch  der,  gegen  welchen  die  Ersitzung  läuft, 
seinen  Wohnsitz19)  ausserhalb  des  Gerichtssprengeis  desjenigen 


XXXIX,  II,  455.  —  Kann  eine  Gemeinde  in  mala  flde  sein?  (Non  vide- 
tur.)  Vgl.  Troplong  n.934f.  P.)  Gute  Verteidigung  bei  Aubry  et 
Bau  Jl.  §.  218  Anm.  24.  —  Ueber  den  Beweis  der  mala  fides  siehe 
Troplongn.  929  ff.  —  *Kann  der  Rechtsirrthum  die  Ersitzung  begründen  V 
In  Rh.  Aren.  XVI,  I,  147.  XV III,  |,  281  wurde  die  Frage  allgemein  be- 
jaht, in  XXXVIII  I,  65  ib.  wenigstens  hinsichtlich  kontroverser  Bestim- 
mungen. Es  wird  auch  hier  das  aber  den  Rechtsirrthum  §.  28  Bemerkte 
gelten. 

17)  Also:  1)  Non  opus  est  bona  fide  oontinua.  2)  Nicht  das  Da- 
tum des  Titels  sondern  das  Datum  der  Erwerbuogsart  ist  su  berück- 
sichtigen. Delvinc.  ad  Art.  2269.  (Hierbei  ist  jedoch,  so  wie  in  der 
Lehre  von  der  Ersitsung,  nicht  der  oben  §.  180  aufgestellte  Grundsats 
su  übersehen.  Duranton  XXI,  851.  393 f.)  Allemal  aber  laufen  die 
10  Jahre  erst  a  tempore  possessionis  scquUitae.    To u IL  VII,  608. 

18)  Der  C.  c.  handelt  nicht  ausdrücklich  von  der  Frage,  welche  im 
Paragraphen  erörtert  worden  Ist.  Vergl.  Le  nouveau  Dun  od  y  67. 
Delvino.  ad  Art.  2235  Troplong  n.  428 ff.  937  f.  (Die  Ausleger  des 
C.  c  stimmen  nicht  in  allen  den  obigen  Regeln  mit  einander  Überein. 
Die  Frage  hangt  mit  der  Anm.  7  su  Anfang  erwähnten  genau  susam- 
men.)    P.)  8.  oben  §.  215  o  Anm.  16. 

19)  Der  Art.  2265  gebraucht  die  Worte:  Hablter,  fttre  domioile, 
der  Art.  2866  das  Wort;  Domioile;  —  Daher  die  Streitfrage,  ob,  was 
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Appellationa-Gerichtshofes ,  in  dessen  Bezirke  das  Grundstück 
liegt,  ununterbrochen  oder  ein  oder  mehrere  Jahre  lang  ge- 
habt hat,20)  so  sind  die  10  Jahre  beziehungsweise  schlecht- 
hin oder  zum  Theil  zu  verdoppeln.  Z.  B.  Es  wird  zur  Vol- 
lendung dieser  Ersitzung  der  Ablauf  von  20  Jahren  erfordert, 
wenn  die  Gegenpartei  während  dieser  ganzen  Zeit  nicht  in 
jenem  Bezirke  gewohnt  hat,  der  Ablauf  von  11  Jahren,  wenn 
sie  9  Jahre  in  jenem  Bezirke  und  dann  ausserhalb  desselben 
gewohnt  hat.  Artikel  2265.  2266. »*)  Wenn  die  Liegenschaft 
gegen  Mehrere  zu  ersitzen  ist,  so  ist  die  zur  Ersitzung  erfor- 
derliche Zeit  in  Beziehung  auf  einen  jeden  Einzelnen  nach 
dieser  Regel  zu  berechnen. ") 

V.    Von  den  Klagen,  die  ausdem  Eigentumsrechte 

entstehen. 

§.  218. 

Kei  vindicatio.  —  Actio  Publiciana. 

Die  Hauptklage,  welche  aus  dem  Eigenthume  entsteht, 
iftt  die  Entwährungsklage,  rei  vindicatio.*)  —  Obwohl  diese 
Klage,  ihrem  Wesen  nach,  einem  jeden  Eigenthümer  zusteht, 


die  Verdoppelung  der  Ersitzung  der  Ersitzungszeit  betrifft,  residenee 
oder  domicile  erforderlich  sei.  Die  Wortfassung  jener  Artikel  scheint 
fnr  die  letztere  Meinung  zn  sein.  So  auch  Vazeille  n.  504.  Trop- 
long  n.  865  f.  Sir.  XXX,  II,  44.  XXXV,  II,  476.  S.  dagegen  Favard  m. 
prescr.  8ect.II.  §.2.  n.  1.  8ir.  XXXIV,  II,  360.  P.)  Die  letztere  Ansicht 
verdient  den  Vorzug.  Marcs  d  6,  262.  —  Berücksichtigt  man  nnr  den 
Wohnsitz,  so  kann  auch  gegen  einen  Vermiesten  oder  Verschollenen  die 
Ersitzung  in  10 Jahren  vollendet  werden.  Proudhon  1,190.  Vazeille 
und  Troplong  1.  o. 

20)  Nach  der  Fassung  der  a.  Artikel  schelnt~nur  eine  Verdoppelung 
nach  Jahren  geschehen  zu  können.  S.  auch  Sir.  XXX,  II,  44.  F.)  Vgl. 
Marcadä,  261. 

21)  Das  römische  Recht  und  die  Cout.  de  Paris  Art.  113  ff.  ent- 
halten eine  Vorschrift  Ähnlichen  Inhalts.  Vgl.  Plank  S.  169.  P.) 
Vgl.  Windscheid,  Pand.  I.  §.  180  Anm.  1,  2. 

22)  So  wird  die  Frage  entscheiden  hei  81r.  XXXIII,  I,  825.  P.)  Ist 
es  aber  eine  untheilbare  Sache,  so  ist  die  längere  Zeitdauer  für  Alle 
massgebend.  Pothier,  Prescr.  (Ausg.  giffrein  Bd.  X)  No.  111.  Mar- 
cade: 263. 

*)  P.)  Die  Vindikation  und  die  Nichtigkeitsklage  können  mit  einan- 
der verbunden  werden.  Pasicrisle  beige.  1867.  I,  22.  Puchelt,  Zeit- 
schrift I.  8.  167.  —  Eine  seitliche  Besohrankung  der  Vindikation  s.  tan 
Art.  559  bez.  der  Avulsion. 
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so  kann  sie  doch,  dem  Französischen  Rechte  nach,  in  der 
Regel  nur  von  dem  Eigenthümer  eines  Grundstückes  an- 
gestellt werden.  Art.  2279.  Vgl.  §.  215a.  —  Der  Kläger  hat 
jta  erweisen,  dass  er  die  Sache  von  deren  Eigenthümer  *)  auf 
eine  rechtmässige  Weise  an  sich  gebracht  (arg.  Art.  1599.) 
oder  dass  er  die  Sache  ersessen  habe.  *)  —  Der  Eigenthümer 
kann  diese  Klage  gegen  einen  jeden  Besitzer  der  Sache  an- 
stellen, wie  auch  dieser  zum  Besitze  **)  der  Sache  gelangt  sein 
mag;  jedoch  nicht  gegen  den  Besitzer  der  Sache,  welchem 
er,  der  Kläger,  für  die  Sache  Gewähr  zu  leisten  verbunden 
ist.  (Quem  de  eviotione  tenet  actio  eundem  agentem  repellit 
exceptio.)8)  —    Das  Suchen  der  Klage  geht  dahin,  dass  der 


1)  Er  muas  also  das  dominium  auctoris  beweisen.  Ermuss 
desshalb  wieder  auf  den  auotor  auctoris  sui  zurückgehen.  Desshalb 
fuhrt  dieser  Beweis  in  einen  Kreis,  aus  dem  man  sich  nur  durch  den 
Beweis  der  Ersitzung  retten  kann    Vgl.  §.  209.  Anm.  2.   P.)  Sir.  LVI1, 

I,  650.  LXX,  I,  342.  Ob  die  rei  vindicatio  immer  des  Beweises  der  Er- 
sitzung bedürfe,  hangt  von  der  processualen  Lage  des  Falles  ab.  Be- 
streitet s.  B.  der  Verklagte  nicht  das  dominium  auctoris,  sondern  nur 
den  Erwerb  des  Klägers,  so  bedarf  es  jenes  Beweises  nicht.  Eine  Kritik 
des  letztem  Urtheils  hinsichtlich  anderer  Fragen  In  Puehelt,  Zettechr. 

II.  S.  479  u.  f. 

2)  P.)  Was  Art.  1926,  2107  Z.  4  C.  N.  Art.  574  u.  f.  C.  de  eomm. 
als  rovendlcation  bezeichnet,  sind  nur  persönliche  Klagen  auf  Zurückgabe. 

2  a)  P.)  Dies  ist  zu  allgemein  I  Wohl  gegen  jeden  juristischen  Be- 
sitzer d.  h.  den  cum  animo  domlni  —  oben  185  a  Anm.  *  —  nicht  aber 
auch  gegen  jeden  Besitzer  alieno  nomine  ist  die   Vindikation  zulassig. 

Ist  allerdings  der  Besitzer  nur  das  Organ  einer  verbotenen  Gesell- 
schaft i.  B.  eines  religiösen  Ordens,  so  kann  die  Klage  nur  gegen  ihn 
erhoben  werden,  da  ein  anderer  Besitzer  rechtlich  nicht  ezistirt.  K.  H. 
Brüssel  Pascrisie  beige  1867.  I.  8.  22.  Puohelt,  Zeitechr.  I,  S.  167. 
Allein  in  den  anderen  Fallen  des  Besitzes  im  fremden  Namen  s.  B. 
Pacht  muas  man  anders  entscheiden.  Das  Princip  des  Art.  1727  ist  ein 
allgemeines.  Weiss  der  Kläger,  dass  der  Verkl.  alieno  nomine  besitzt, 
so  darf  er  die  Klage  nicht  gegen  diesen  richten,  weiss  er  es  nicht  una 
der  Verklagte  benennt  seinen  autor  (autoris  denominatio),  so  muas  er  die 
Klage  gegen  diesen  ausdehnen  resp.  anstellen.    Laurent  VI,  157,  158. 

Wie  ist  es  mit  dem  falsus  possessor?  Wenn  derselbe  unterliegt, 
muss  er  entschädigen.  Laurent,  VI,  173.  Dalloz,  Rec.  1860.  I,  108. 
Windscheid,  Pand.  1.  §.  196  Anm.  8. 

3)  1.  11  u.  31.  C.  de  evict  Pothier  tr.  du  oontr.  de  vente  — 
Ausg.  Biffrein  Bd.  3  —  n.  166.  Merlin  qu.  m.  garantie.  Sir.  XXVL  L 
387.  P.)  Windsoheid,  Pand.  L  g.  197.  Nro.  3.  Diese  Regel  ist  in 
der  Natur  der  Sache  ebenso  sehr  begründet,  als  die  exe.  rei  vendhae  ae 
tradltae;  das  Bad.  Landrecht  hat  sie  in  Sats  1640  a  besonders  aufge- 
stellt. Hauptfall  ist  die  Erwerbung  vem  Nlcht-Eigenthümcr,  der  später 
das  Eigenthum  erlangt  s.  B.  den  wahren  Eigenthümer  beerbt. 
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Beklagte  dem  Kläger  die  Sache  sammt  deren  Zubehöre4)  auf 
seine  Kosten 5)  übergeben  solle ,  ingleichen .  wenn  und  in  wie 
fern  der  Besitzer  in  bösem  Glauben  war,6)  dahin,  dass  der 
Beklagte  dem  Kläger  die  Früchte,  die  er  von  der  Sache  er- 
hoben hat  oder  von  der  Sache  hätte  erheben  können,  erstat- 
ten, 7)  auch  den  der  Sache  zugefügten  Schaden  ersetzen  solle. 8) 
—  Wenn  der  Kläger  obsiegt,  so  kehrt  das  Grundstück fc)  frei 
von  allen  den  Dienstbarkeiten  und  Unterpfändern,  welche  der 
Beklagte  darauf  gelegt  hat,  an  ihn  zurück.  (Resolutio  fit  ex 
tunc.)8b)  Auch  ist  der  Kläger  nicht  verbunden,  dem  Beklag- 
ten das  Kaufgeld  zu  erstatten,  das  dieser  etwa  für  das  Grund- 
stück gegeben  hat.9)     Anlangend  den  Aufwand,  den  der  Be- 


4)  Wie,  wenn  der  Besitzer  die  beweglichen  8achen,  die  Zubehör 
des  Grundstückes  waren,  zu  einem  andern  Zwecke  verwendet  oder  ver- 
ftussert  hat?  Was  den  possessor  malae  fldei  betrifft,  so  tritt  alsdann  die 
Verbindlichkeit  zu  Schadenersatz  ein.  Aber  der  possessor  b.  f.  kann 
nnr  mit  der  actio  de  in  rem  verso  belangt  werden.  8.  jedoch  Düren! 
IV,  366  sq.  Dieser  Schriftsteller  entlehnt  die  Antwort  auf  diese  Frage 
schlechthin  aus  dem  Romischen  Rechte. 

5)  Der  Art.  1<H)8  ist  auf  diesen  Fall  nicht  anzuwenden.  Pothler 
du  domaine  de  propri6te.  Anm.  68.  des  Herausg.  Hütte  au.    - 

6)  S.  jedoch  vom  Hochholae.  8ir.  XXXVII,  I,  76.  (Wenn  der  Be- 
klagte Hochholi  gefallt  hat  und  der  Wald  ist  nicht  in  Schlage  gethellt, 
so  hat  auch  der  b.  f.  possessor  die  gefällten  8tamme  au  ersetzen.  Non 
sunt  fruetus.  Arg.  Art.  591.)  P)  S.  oben  §.  201  bes.  Anm.  * 

7)  Also  —  m.    f.   possessor  restituit  fruetus  peroeptos  et  peroi- 

Siendos.  Tonil.  III,  110.  Durant.  IV,  860.  -  üeber  die  Art,  wie 
to  Nutzungen  zu  erstatten  sind,  s.  C.  de  pr.  Art.  129.  526.  8ir.  aXXI, 
I,  49.  XXXU,  I,  606  f.    P)  8   oben  §.  201  Anm.  3  a,  4. 

8j  1.  25.  §.  11.  D.  de  hered.  pet  1.  18.  D.  quod  metus  causa.  Du- 
rant. a.  a.  O. 

8a)  P.)  War  die  rel  vindicatio  gegen  den  gerichtet,  welcher  die 
Sache  durch.  Expropriation  erlangt  hat,  so  kann  nur  der  Werth  verlangt 
werden;  sonst  mflsste  der  Kläger  sofort  wieder  abtreten.  —  Ist  die 
8ache  zum  öffentlichen  Eigenthum  geworden  z  B.  «ine  öffentliche  Strasse, 
so  kann  auch  nur  der  Werth  gefordert  werden. 

8b)  8.  oben  §  196. 

9)  8.  jed.  Ait.  2280  und  Pothier  du  domaine  de  propiete.  n.353. 
P.)  (Ausgabe  ßiffrein  Bd.  10)  —  *Auch  der  Preis,  um  welchen  der 
Besitzer  die  Sache  erworben,  kann  nach  umstanden  zu  den  necessariae 
impensae  gehören,  wenn  die  Sache  durch  den  Kauf  erhalten  worden  ist 
Unter  diesem  Titel  kann  der  Ersatz  verlangt  werden.  1.  14.  16.  C.  de 
praed.  minor.  P.)  Es  bedarf  eines  besonderen  Verpflichtungsgrundes 
—  Windseheid,  Pand.  I.  §.  195  Anm.  1;  dazu  kann  auch  die  von 
Pothier  a.  a.  O.  unterstellte  in  rem  versio  (Bezahlung  von  Schulden 
das  Mündels  aus  dem  Erlöse  der  formlos  verkauften  Liegenschaft)  wd 
die  negotiorum  gestio  genügen.    Vgl.  Laurent  VI,  179. 
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sitzer  auf  die  Sache  gemacht  haben  kann,  (impensae  in  rem),9*) 
90  ist  über  diesen  Aufwand  zuvörderst  Folgendes  zu  bemer- 
ken: Es  kann  dieser  Aufwand  überhaupt  von  dreierlei  Art 
sein.  Entweder  kann  er  nothwendig  gewesen  sein,  um  die 
Sache  zu  erhalten,  (impensae  necessariae,)  oder  es  kann  durch 
den  Aufwand  der  Werth  der  Sache  erhöht  worden  sein,  ohne 
dass  übrigens  jene  Notwendigkeit  eintrat,  (imp.  utiles)  oder 
es  kann  der  Aufwand  nur  zur  Verschönerung  der  Sache  bei- 
tragen, ohne  übrigens  deren  Werth  zu  erhöhen.  (Imp.  volup- 
tuariae)10)  Die  Verbindlichkeit  des  Eigentümers  und  Kla- 
gen, dem  Besitzer  und  Beklagten  den  auf  die  Sache  gemach- 
ten Aufwand  zu  ersetzen,  ist  nun  im  allgemeinen  nach  den 
Grundsätzen  von  der  versio  in  rem  zu  beurtheilen.  Arg.  Art 
861.  2175  Es  ist  daher  der  Kläger  schlechthin  verbunden, 
dem  Beklagten  den  auf  die  Erhaltung  der  Sache  gemachten 
Aufwand  zu  ersetzen,  in  Betracht,  dass  dieser  Aufwand  schlecht- 
hin zum  Vortheile  der  Sache  gereichte.  Arg.  Art.  862.  2175. 
Den  Aufwand,  der  nur  den  Werth  der  Sache  erhöht  hat,  (die 
impensas  utiles)  hat  der  Kläger  dem  Beklagten  nach  Mass- 
gabe der  im  555sten  Artikel  enthaltenen  Vorschriften  zu  er- 
setzen. Hat  der  Beklagte  ohne  Noth  und  Nutzen  einen  Auf- 
wand auf  die  Sache  gemacht,  so  hat  er  nur  das  Recht,  die 
gemachten  Anlagen  wegzunehmen,  übrigens  unter  der  Ver- 
bindlichkeit, Alles  wieder  in  den  vorigen  Stand  zu  setzen. 
Arg.  Art  599.  §.  3. la)  In  wie  fern  der  Beklagte  die  Erstat- 
tung des  auf  die  Sache  gemachten  Aufwandes  zu  fordern  be- 
rechtigt ist,  kann  er  die  Sache,  bis  dass  er  wegen  dieser  For- 
derung befriedigt  worden  ist,  innebehalten. ")  Vgl.  §.  184. 

9«)  P.)  Wegen  der  tmpensae  in  fruotus  s.  oben  §.  901  Text  und 
Anm.  18. 

10)  Aller  dieser  drei  Arten  erwähnt  gelegentlich  der  C.  c.  8.  Art. 
1381.  1684.  1685.  1678 

10»)  Laurent  VI,  176-178.  Pas  Wegnehmen  der  impensa*  vo- 
luptuariae  nnr  nm  dem  Vmdikanten  su  schaden  nnd  ohne  eilen  Nntsen 
für  den  Verklagten  ist  nnsullsslg.  Anbry  et  Ran  TJ.  8-  219  An- 
merkung 89. 

11)  8.  anoh  1.  88.  D.  de  rei  vind.  Jedoch  nicht  in  dem  Falle  dee 
Art  2175.  Persil  regime  hypoth.  ad  Art  2175.  n.  5.  Sir.  X,  II,  888. 
P.)  Ei  wiederholt  eich  hier  die  in  Anm.  6  in  §.  184  besprochene  Streit- 
frage. Vgl.  Laurent  VI,  181.  Anbry  et  Ran  KT.  §.  256  bis  Anm.  13 
geben  das  Retentionsrecht  mir  dem  gutgläubigen  Bsettacr. 

iMhiril,  Frau.  OlrllMSfct    t  Asi.    L  £g 
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In  dem  Römischen  Rechte  kommt  noch  eine  der  rei  vin- 
dicatio verwandte  Klage,  die  actio  Publiciana,  vor.  Es 
kann  diese  Klage  (entweder  für  sich  oder  mit  der  rei  vindi- 
catio zugleich)  von  demjenigen  angestellt  werden,  welcher, 
wenn  er  auch  nicht  sein  Eigenthum  an  der  Sache  erweisen 
kann,  dennoch  in  einem  zur  Ersitzung  tauglichen  Besitze  ge- 
wesen ist,  und  zwar  gegen  einen  jeden  Besitzer  der  Sache, 
welcher  ein  weniger  starkes  Recht  an  der  Sache  hat.  In  Be- 
ziehung auf  das  Suchen  kommt  die  Klage  mit  der  rei  vindi- 
catio überein.18)  Nun  gedenkt  zwar  der  C.  c.  dieser  Klage 
nicht  ausdrücklich.  Da  er  jedoch  dem  Richter  gestattet,  wenn 
der  Anfang  eines  schriftlichen  Beweises  vorliegt,  auch  Ver- 
muthungen  (praesumtiones  facti)  seinen  Entscheidungen  zum 
Grunde  zu  legen,  Art  1353.  ferner,  wenn  in  einer  Rechts- 
sache die  Klage  oder  die  Einrede  nur  unvollkommen  erwiesen 
worden  ist,  der  einen  oder  der  andern  Partei  den  Eid  aufzu- 
erlegen, Art.  1367.  so  dürfte  die  actio  Pubheiana  auch  dem 
Französischen  Rechte  nach  für  zulässig  zu  erachten  sein,  ,:v 
um  so  mehr  da  ihr  die  Billigkeit  entschieden  zur  Seite  steht  n) 


12)  Vgl.  Thibaut's  System  des  Pandektenrechts  6.  Auflage.  §. 
570ff.     P.)  Windscheid,  Pand.  I.  §.  199. 

13)  Durant.  XVI,  21.  Rbend.  des  contr.  et  oblig.  IV,  233  ff.  Trop- 
long  n.  230.  Ebend.  de  la  vente  n.  235.  (•Nur  an  leiaterer  Stelle 
1>ehauptet  Troplong  die  Zulassigkeit  der  Act.  Publ.  im  Französi- 
schen Recht.)    Lassanlx  TU,  378.  388ff. 

14)  *Es  mups  angegeben  werden,  dass  in  dem  Mangel  eines  ding- 
lichen Rechtsmittels  zum  Schutze  des  Usuoapionsbesltzes  eine  Lücke 
der  Gesetzgebung  liegt  und  dass  den  Anforderungen  der  Billigkeit  ge- 
genüber die  Praxis  sich  in  Verlegenheit  befinden  kann.  Gleichwohl  ent- 
stehen Zweifel,  ob  Billlgkeitsrücksichten  allein  genügen  können,  ein  so 
positives  Rechtsinstttut.  wie  die  auf  pratorlschem  Rechte  beruhende  Pu- 
bliciana in  rem  actio  In  das  geltende  Recht  einzuführen.  Dem  franzö*. 
Geriehtsgebranch  Ist  diese  Klage  unbekannt.  Weitere  Gründe  als  die  der 
Billigkeit  werden  für  die  Zulassigkeit  der  Actio  Pub],  nicht  wohl  ange- 
führt werden  können.  Demi  wenn  der  Artikel  1353  von  der  Zulassung 
von  Präsumtionen  spricht,  so  ist  au  bemerken,  dass  der  publician lachen 
Klage  keine  Präsumtion,  sondern  eine  Fictlon  zu  Grunde  liegt,  die 
Fktitm  der  vollendeten  Usukapion.  P.)  Auch  aus  Art.  1867  laset  sich 
nichts  ableiten:  derselbe  setzt  einen  unvollkommenen  Beweis  voraus, 
wahrend  bei  der  Publiciana  der  Beweis  des  Eigenthumes  fehlt.  —  Fttr 
die  Publiciana  sind  Potbier,  Propriete  —  Ausg.  Siffrein  Bd.  10  — 
9s. 292.  Demolombe  IX,  481.  6.  dagegen  Laurent  Vf,  156  Aubry 
et  Bau  IT.  g.  219  Anm.  1. 

Das  Bedürfnlss  der  Publiciana  ist  auoh  In  der  Praxis  nicht  so  gross, 
als  manche  Theoretiker  glauben.    8.  oben  Anm.  1.  P.)    Iat  der  jus  tu« 
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§.  219. 

Actio  negatoria. 

Kraft  des  rechtlichen  Wesens  des  Eigenthumes  ist  der 
Eigenthümer  einer  Sache  berechtigt,  die  Sache  ausschliess- 
lich zu  nutzen  und  zu  gebrauchen.  Vgl.  §.  194.  Es  kann 
daher  der  Eigenthümer  eine  Sache  und  (Art.  2279.  §.  181.) 
insbesondere  der  Eigenthümer  eines  Grundstückes,  (oder  statt 
des  Eigentümers  derjenige,  welchem  eine  persönliche  Dienst- 
barkeit an  dem  Grundstücke  zusteht,)  *)  gegen  einen  Jeden, 
welcher  sieh  einer  Dienstbarkeit  an  dem  Grundstücke  anmasst, ') 
mit  einer  Klage  und  mit  dem  Suchen  auftreten,  dass  das  Grund- 
stück för  frei  von  der  behaupteten  Dienstbarkeit  erklärt,  dem 
Beklagten  eine  jede  Störung  dieser  Freiheit  untersagt,  derselbe 
auch,  nach  Befinden,  zu  Schadenersatz  verurtheilt  werde.9) 
Diese  Klage,  welche  die  actio  negatoria  genannt  wird  und 
nach  der  Analogie  der  rei  vindicatio  zu  beurtheilen  ist,  bat 
das  Eigentümliche,  dass,  wenn  das  Eigenthum  eingeräumt 
oder  von  dem  Kläger  beigebracht  wird,  nicht  dem  Kläger  der 
Beweis  der  Freiheit  seines  Grundstückes,  sondern  dem  Be- 
klagten der  Beweis  der  Dienstbarkeit,  die  er  an  dem  Grund- 
stücke erworben  zu  haben  behauptet,  aufzuerlegen  ist.8*)  Und 
diese  Regel  ist  selbst  dann  gütig,  wenn  der  Beklagte  in  dem 
Besitze  der  Dienstbarkeit  in  possessorio  geschützt  worden  ist 
oder  in  possessorio  zu  schützen  sein  würde.4)    Denn  die  Frei- 


tlfculuB  transskriblrt,   so  genügt  für  die  Klage  die  Berufung  hierauf  und 
auf  die  bona  fldes;  daa  Weitere  kann  der  Replik  Überlassen  werden. 

1)  Toullier  III,  719.  Pardessus  des  servil  n.333.  Dem  Mieths- 
manne  oder  Pachter  steht  diese  Klage  nicht  eu.  Pardessus  n.  33Ü. 
Toullier  III,  719.  Merlin  m.  servil  §.35.  n.  3.  qu.  m.  formier.  §.  1. 
-  P.)  Ueber  die  actio  confessoria  s.  II.  §.  264b. 

2)  Pardessus  n.  337. 

3)  Nach  Befinden  —  nach  Massgabe  der  §.  218  aufgestellten  Regeln. 
Die  actio  negatoria  ist  eine  quasl-vlndicatio  libertatis. 

3a)  P.)  Tm  römischen  Rechte  jetst  noch  bestritten,  doch  neigt  sich 
die  Mehraahl  su  der  Ansicht  von  Z.  —  Windscheid,  Pand.  I.  §.  198 
Anm.  15.  Für  das  französische  Recht  ist  dermalen  die  Frage  als  im 
Sinne  von  Z.  entschieden  anausehen.  Aubry  et  Rau  II.  §.219  Anm. 
43  uod  Citate.    Laurent,  VTTI,  288. 

4)  Toull.  HI,  714.  Sir.  XXX11I,  II,  11.  A.  M.  Ist  Durant.  V,  641. 
ingleichen  Delvinc.  u,  Pardessus.    Vgl.  Thi baut's,  System  des 
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heit  des  Eigenthumes  ist  ein  Recht;  aus  dem  Besitze  einer 
Dienstbarkeit  aber  entsteht  nur  die  Vermuthung  eines 
Rechts.  (Auch  enthält  der  C.  c.  nur  folgerungsweise  den 
Satz:  Pro  possessore  est  praesumtio.) 

VI.  Wie  das  Eigenthum  aufhört  oder  verlorengeht. 

§.  220. 

Das  Eigenthum  an  einer  Sache  erlischt  oder  geht  be- 
ziehungsweise auf  einen  Andern  über:  J)  durch  den  Untergang 
der  Sache;*;  2)  durch  die  Aufgabe  des  Eigenthumes;1)  3 
durch  die  (freiwillige  oder  gezwungene)2)  Uebertragung  des 
Eigenthumes  auf  einen  Andern;  4}  durch  die  Konfiskation. 
Jedoch  hat  der  königliche  Verfassungsbrief  v.  J.  1814.  (Art. 
66.)  so  wie  die  Verfassung  v.  J.  1830  (Art.  57.)  die  Strafe 
der  Konfiskation  des  gesammten  Vermögens  für  immer 
aufgehoben.  Nur  einzelne  Sachen  sind  noch,  in  den  durcli 
die  Gesetze  bestimmten  Fällen,3)  der  Konfiskation  unterwor- 
fen. Endlich  5)  gibt  es  auch  Fälle,  in  welchen  die  Gesetze 
das  Eigenthum  an  einer  Sache,  ohne  Zuthun  ihres  bisherigen 
Eigenthüiners,  einem  Andern  zusprechen.   Vgl.  §.  202  ff. 


Pandektenrechts  6.  Aufl.  §.  625.  Anm.  f.  g.    P.)  Wegen  Ausnahme  s. 
oben  §.  192  Anm.  10. 

*)  P.)  Nicht  aber  durch  blose  Verhinderung  durch  Naturereignisse 
s.  B.  Uebersehwemmung.  8.  oben  §.  214  Anm.  2  §.  215  e.  Anm.  14  a. 
Sir.  LXV,  I,  81. 

1)  Pothler  du  dorn,  de  proprio  (Ausg.  81ffrein  Bd  X)  n.  271  ff. 
Toull.  IH,  341  ff.  8.  Art.  656.  699.  2172.  Tn  der  cessio  bonorum  liegt 
nicht  eine  Aufgabe  oder  Uebertragung  des  Eigenthumes.     Art.  1269. 

2)  Toull.  III,  369,  P.)  Dahin  gehört  die  Einverleibung  in  das  Öf- 
fentliche Eigenthum  s.  B.  In  das  neue  Flussbett  eines  schiff-  oder  floss- 
baren Stromes.  Art.  562,  563. 

3)  8.  den  C.  p.  Art.  7.  11.  37  ff.  75  ff.  86  f  91  f.  131.  139.  176. 180. 
286  f.  »4.  318.  364.  410.  4ia  423  f.  427  ff.  470.  477.  481. 
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